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Die preussische Herrschaft und die Stände am 

Niederrhein 1 ). 

Von Justus Hashagen. 

Alte und enge Beziehungen verbinden den Niederrhein mit dem 
preussischen Staate. Nicht erst seit 1815, sondern schon seit 1609 
sind Teile der westlichen Provinzen unauflöslich mit dem Schicksale 
der Hohenzollern’schen Monarchie verbunden. In diesem Jahre stirbt 
Johann Wilhelm, der letzte einheimische Herzog der vereinigten nieder¬ 
rheinischen Territorien. Neben andern erhebt der Kurfürst von Branden¬ 
burg als naher Verwandter Anspruch auf sein Erbe. Es gelingt ihm, 
diesen Anspruch nach un>äglichen Mühen, Kämpfen und Opfern u. a. für 
das Herzogtum Cleve und die Grafschaft Mark durchzusetzen. 

Diese beiden Landschaften stehen jetzt seit drei Jahrhunderten 
unter preussischer Herrschaft. Das Jubiläumsjahr, das wir begehen, 
wird reiche Veranlassung geben, Wesen und Wert der alten Verbindung 
eingehend zu schildern. Die Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 
will bei solchen Erörterungen nicht Zurückbleiben. Ihrer wissenschaft¬ 
lichen und vaterländischen Aufgabe entsprechend, darf sie aus den 
vielen Fragen, die das Jubiläumsthema r Preussen und der Niederrhein 
in Fluss bringt, vielleicht eine solche herausgreifen, welche von der 
historischen Wissenschaft schon seit langem mit Eifer UDd Erfolg be¬ 
handelt worden ist, deren Beantwortung aber auch über die engen 
Grenzen der historischen Wissenschaft hinaus Beachtung verdient und 
Staats- und Verwaltungsrecht, Staats- und Verwaltungspolitik zu be¬ 
fruchten geeignet ist: die Frage nach dem Verhältnis der preussischen 
Herrschaft zu den Ständen am Niederrhein. 

l ) Vortrag, gehalten bei der Jahresversammlung der Gesellschaft für 
Rheinische Geschichtskunde in Köln am 3. März 1909. 
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Da die über unsern Gegenstand vorhandenen Quellensammlungen 
und darstellenden Arbeiten s ) mehr gesamtpreussischen, als rheinischen 
Interessen dienen, wird es der Aufhellung unsers Problems nur förder¬ 
lich sein, wenn man den Standort nicht sowohl in Berlin nimmt, 
an der preussischen Zentrale, als vielmehr in den rheinischen Land¬ 
schaften selbst und somit die Frage uicht sowohl vom preussischen, als 
vom rheinischen Standpunkte erörtert. Daher zunächst eine Schilderung 
der ständischen Verfassung, wie sie in Cleve-Mark schon lange vor der 
preussischen Herrschaft bestanden hat. Die Stände selbst müssen erst 
greifbare Gestalt gewinnen, ebe man sagen kann, wie sie von den 
Preussen behandelt worden sind. Diese Behandlung ist fünfzig Jahre 
lang eine Bekämpfung gewesen. Bis zum Jahre 1660 leben die Stände 
und die brandenbargischen Kurfürsten in heftigster Feindschaft. Dann 
aber schliessen sie Frieden: sie finden einen modus vivendi, der Bestand 
hat bis zum Ausgange des alten Reiches. 

Schon seit dem Anfänge des fünfzehnten Jahrhunderts hat sich 
in unsern Landschaften, wie in den meisten deutschen und wie nament¬ 
lich in allen grösseren rheinischen Territorien, eine landständisclie Ver¬ 
fassung herausgebildet. Nicht der Fürst mit seinen Beamten hat das 
Regiment allein in Händen. Sondern bestimmte Gruppen des Volkes 
in Ausschüssen sind in bestimmten Grenzen am Regimente mitbeteiligt. 
Es kann hier weder die Aufgabe sein, Entstehung 3 ) und Details dieser 
Verfassung zu besprechen, noch auf die schwierigen Probleme ständischen 
Staatsrechts 4 ) im allgemeinen eiuzugehen. Es muss genügen, über Zu¬ 
sammensetzung, Geschäftsordnung und Befugnisse der Landtage einiges 
beizubringen, das alles uur zu dein Zwecke, um das spätere Verhalten 
der preussischen Regierung seit 1609 und seit 1660 in etwa verständ¬ 
lich zu machen. 

Nach modernen Begriffen scheint auch eine ständische Vertretung 
um so wertvoller zu sein, ein je genaueres Bild sie von der wirklichen 
sozialen und beruflichen Schlichtung eines Volkes vermittelt, am voll¬ 
kommensten dann, wenn sie möglichst alle Gruppen heranzieht und 

2 ) A. v. Hacften, Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kur¬ 
fürsten Friedrich Wilhelm V (1869); 0. Hotzseh ebd. Stände und Verwaltung 
von Cleve und Mark (1908); M. Lehmann, Freiherr vom Stein I (1902). Unten 
als I, II, III zitiert. 

3 ) I 3 ff., vgl. G. v. Below, Territorium und Stadt (1900i S. 172 ff. 

4 ) F. Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staats¬ 
rechts: Schmollers Forschungen 19 (1901). F. Rachfahl in Schmollers Jahr¬ 
buch 33 (1909). Dort weitere Literatur. 
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innerhalb der einzelnen Gruppe die Auswahl nicht allzu harten Quali- 
likationsbestimmungen unterordnet. 

Aber in der Praxis ständischen Verfassungslebens werden solche 
Vorstellungen meistens zu schänden. Ganz abgesehen davon, dass die 
Stände vielfach überhaupt nicht als Volksvertretung aufgefasst werden, 
sondern vielmehr als zweite obrigkeitliche Gewalt neben dem Monarchen 5 ), 
so führen auch viele andere Gründe privater und öffentlicher Art, oft 
blosse Zufälligkeiten 6 ) dazu, dass sich die wirkliche von der idealen 
Vertretung oft weit unterscheidet. So fehlen auch in Cleve-Mark 
Bauern und Geistliche auf den Landtagen 7 ), und die beiden landtags¬ 
fähigen Stände selbst, die Ritter und die Städte s ), erscheinen nur mit 
einem bescheidenen Bruchteile. 

Besonders gilt das vom Adel 9 ). Ein landtagsfähiger Ritter muss 
vor allem einen guten Stammbaum haben l0 ), d. h. von Vaters und 
Mutters Seite vier adlige Mütter, acht sog. Quartiere; und zu der 
persönlichen kommt die dingliche Voraussetzung in Gestalt eines sog. 
Rittersitzes u ) im Werte von 6000 Rthlrn. Schon durch diese strengen 
Bestimmungen werden eine Reihe von adligen und grundbesitzenden 
Familien vom Landtage ausgeschlossen 12 ). Das wirkt um so beengender, 
als die laudtagsfähigen Familien selbst eben wegen ihrer Exklusivität 13 ), 
wegen der harten Vorschriften über die Ahnenprobe, an Zahl im Laufe 
der Zeit, wie man das immer in der Sozialgeschichte beobachtet, ausser¬ 
ordentlich stark zurückgehen. Ausserdem ist der Absentismus, die Ab¬ 
wesenheit der Berechtigten auf den Landtagen, trotz der gezahlten 
Diäten u ) verhältnismässig gross, so dass die Ritterkurie ihren Soll¬ 
bestand von c. 275 Mitgliedern * 5 ) niemals auch nur annähernd erreicht. 

s ) Tezner S. 70 ff. 

*) Vgl. Tezner S. 4 A, 2. Rachfahl S, 99. 

7 ) Die Begründung für das Fehlen des Klerus in III 103 erscheint 
mir willkürlich. Vgl. v. Below 8. 188. — e ) Vgl. v. Below S. 170. 

») II 246 ff. III 89. 103 f., vgl. Rachfahl S. 107 ff. 

l0 ) Vgl. v. Below S. 203 ff. — “) Vgl. v. Below S. 191. 207. 

1J ) Dagegen werden auf dem Landtage Unterschiede zwischen Grafen, 
Kreiberrn und niederem Adel nicht gemacht. Doch stehen praktisch die 
Freiherrn im Vordergründe. 

,3 ) Doch wird der Rittersitz nicht fideikommissarisch gebunden. Daher 
kann durch Kauf eine Landtagsqualifikation an andere übergehen. 

**) II 288. 295 ff. 

* 5 ) Dies die Anzahl der Rittersitze: II 255 A. 1. III 104. Landtags- 
fahige Familien gibt es c. 140: II 252. ln Kurcdln 227 Rittersitze: F. Walter, 
das alte Erzstift . . . Cüln (1860) S. 67. 

1* 
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Kaum 25 Ritter sind im Durchschnitt in der zweiten Hälfte des sieb¬ 
zehnten Jahrhunderts anwesend, oft nur ein Dutzend 16 ). Ihre Zahl sinkt 
bis auf zwei, ja bis auf einen am Eude des achtzehnten Jahrhunderts. 

Auch die Vertretung der Städte ist höchst unvollständig 17 ). Von 
den etwa 50 Städten der beiden Landschaften sind nur 13 zum Er¬ 
scheinen auf den Landtagen berechtigt. Sie stellen natürlich nicht 
frei gewählte Deputierte, sondern ihre Bürgermeister oder andere städtische 
Beamte. Die geringe Rolle, die besonders die Städte der Grafschaft 
Mark unter den Stäuden spielen l8 ), entspricht wenigstens für das acht¬ 
zehnte Jahrhundert in keiner Weise mehr ihrer wachsenden wirtschaft¬ 
lichen Bedeutung. 

Ein weiterer in die Augen springender Mangel dieser Landtage 
ist die Geschäftsordnung 1V ). Es wird nicht nach Köpfen abgestiramt, 
sondern nach Ständen 20 ). Jeder Stand hat eine Stimme. Bei Un¬ 
einigkeit tritt das Verfahren gütlicher Verhandlung ein. Gerade diese 
Stände sind durch die mannigfaltigsten Gegensätze in sich aufs tiefste 
zerklüftet 21 ), zunächst durch den wirtschaftlichen und sozialen zwischen 
Rittern und Städten, der besonders in allen Steuerveranlagungssacheu, 
wie die endlosen, mit Hartnäckigkeit geführten Matrikelstreitigkeiten 
bezeugen 22 j, fast unüberbrückbar ist. Dazu der landschaftliche Gegen¬ 
satz zwischen Cleve und Mark * 3 ), innerhalb des Herzogtums Cleve selbst 
der Gegensatz zwischen den linksrheinischen und den rechtsrheinischen 
Teilen und seit der Mitte des 16. Jahrhunderts auch der konfessionelle 
Zwiespalt in beiden Kurien 24 ). 

Obwohl also, wie man sieht, dieses Corpus als Ideal eiuer stän¬ 
dischen Vertretung selbst im ständischen Rahmen nicht bezeichnet werden 
kann 85 ), so ist der Kreis der Befugnisse, die diesem Corpus nicht nur 

») II 273 ff. 

») II 252 ff. III 104; vgl. v. Below S. 214 ff. — «j Vgl. II 273 ff. 

Über den Mandatscharakter vgl. II 269. 286; v. Below S. 240 t. 
(1. Jellinek, allgemeine Staatslehre s I (1905) S. 680. Tezner S. 77. 

2tf ) Vgl. v. Below S. 237 ff. — 9 ‘) Vgl. 11 254 f.; Tezner S. 20. 53 ff. 91. 

•-’*) I 20. 166 ff. 949 ff. 995 ff. 1024. 111 8.». 

■») I 97; II 339 f. 526. 729 A. 3. 

*' 4 ) 1 18. 22 f. 51. 61. 92. — Die Stände sind keine juristische Person: 
II 255 f.; vgl. Tezner S. 56 ff. gegen v. Below u. a. 

a5 ) Eine andere Frage ist es, ob die Stände rechtlich das Land oder 
nur sich vertreten haben. Darüber v. Below S. 243 ff., womit aber die Frage 
noch nicht entschieden ist. Vgl. Jellinek I 680 f. Tezner S. 69 ff. Rachfahl 
S. 103 ff. Unten Anm. 134. 
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auf dem Papier übertragen worden sind, sondern die es in der Praxis 
ausübt, höchst umfassend. Die Stäade sind in Cleve-Mark eine wirk¬ 
liche politische Macht gewesen, und zwar zu Zeiten überhaupt die einzige, 
die es in den niederrheinischen Landschaften gegeben hat. 

Wie überall, so bildet auch am Niederrhein das Steuerbewilligungs¬ 
recht das Rückgrat der ständischen Rechte* 0 ). Es erhält dadurch noch 
eine besondere Stütze, dass die Stände auch in der Steuerverteilung 
und -erhebung wenigstens an den lokalen Stellen beteiligt sind. Ihr 
dienen die ganz von ihnen beherrschten, allerdings nun auch von den 
in Cleve-Mark verhältnismässig gut gestellten Bauern mit beschickten 
Amts- oder Erbentage 27 ), deren Befugnisse sich über die Steuererhebung 
wenigstens in späterer Zeit noch weit hinaus auf die verschiedensten 
Gebiete der lokalen Verwaltung erstrecken, so weit, dass man berechtigt 
ist, von einer Art Selbstverwaltung zu reden, und dass man an die enge 
Verbindung zwischen der Selbstverwaltung und dem Ständewesen Eng¬ 
lands als an eine bedeutsame Parallele erinnern darf. 

Es liegt im Wesen des Steuerbewilliguugsrechtes, dass es regel¬ 
mässig ausgeübt wird. Daher die Regelmässigkeit, die Periodizität 
der Landtage* 8 ). Ferner bietet das Recht eine Handhabe, nun auch 
andre Teile der Verwaltung zu beeinflussen ä9 ), namentlich die Domänen, 
die Zölle und das Heerwesen. Der mannigfache hier nur anzudeutende 
Einfluss der Stände auf die Verwaltung ausserhalb des Steuerwesens ist 
um so grösser, als grundsätzlich der Iudigenat herrscht, d. b. nur Ein¬ 
heimische dürfen in den Landschaften als Beamte angestellt werden. Sie 
brauchen nicht zum Gremium der Stände zu gehören, sind aber per¬ 
sönlich aufs stärkste von ihnen abhängig. 

Aus solchen Zuständen kann sich sehr leicht eine vollkommene 
ständische Nebenregierung, ein Condominat, entwickeln, gerade in Cleve- 
Mark um so leichter 30 ), als die letzten beiden einheimischen Herrscher 
ihrer persönlichen Eigenschaft nach ausser stände sind, eine starke 
Monarchie zur Geltung zu bringen. Man bemerkt, wie die Stände 

2 *) Vgl. Rachfahl S. 95 ff. 

2 *) Diese lokale Organisation bedarf noch einer neuen Spezialunter¬ 
suchung. Vgl. II 6(i f. 125. 151. 153. 227 fl. 329. III 100 fl. Scotti, Samm¬ 
lung der Gesetze ..., welche in ... Cleve und ... Mark ... ergangen sind (unten 
als S zitiert) II 755: 1091; 1110; 1329; III 1398 f.; 1430: IV 1833 ff. u. ü. 

2a ) 111 98; vgl. Rachfahl S. 111. 

w ) Tezner S. 22 A. 4; 65; Rachfahl S. 119 ff. 

3# ) Vgl. Tezner S. 3 f. 
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einzelne Teile der Verwaltung selbständig organisieren 31 ). Sie ent¬ 
wickeln eine eigene ständische Finanzverwaltung. Sie halten durch 
Begründung adliger sog. Jurisdiktionen, die sich nicht nur auf adlige 
Güter, sondern auch auf Domänen erstrecken, die staatliche Gerichts¬ 
barkeit in engeren Schranken. 1486 bewirken sie eine Neuordnung 
der kurfürstlichen Verwaltung 82 ). 1501 schaffen sie einen förmlichen 
ständischen Regiraentsrat 33 ), 15 8 7 eiue ständische Landesverteidigung 34 ). 
Die Stände erheben ferner Anspruch auf die Versammlungsinitiative 35 ). 
Zu eigenem Rechte und aus eigenem Antrieb treten sie zusammen. 

Ein Staat, in dem die Stände zu solcher Macht gelangt sind, 
ist kein Einheitsstaat mehr, sondern ein dualistischer 36 ) Man hat in 
ständischen Staaten stets die Vorstellung, dass ein Vertrag zwischen 
zwei selbständigen Mächten, dem Fürsten und den Ständen, abge¬ 
schlossen ist: wenn der Fürst den Vertrag bricht, die Privilegien der 
Stände verletzt, sind diese nicht, mehr verpflichtet, ihm zu gehorcheu. 
Wie überall, ist ursprünglich auch in Cleve-Mark das Widerstandsrecht 
der Stände die Krone des ganzen Gebäudes 37 ) 

Und doch ist dies alles nur die eine Seite ständischer Vollgewalt. 
Durch die bisher aufgezählten Rechte wird allerdings die innere Souve¬ 
ränität des Fürsten ausserordentlich schwer beeinträchtigt. Aber er 
bleibt wenigstens nach aussen hiu sein eigener Herr: die Laudesgrenze 
ist gewissennassen auch die Grenze der ständischen Befugnisse. Es 
gibt Staaten, in denen sie diese Aufgabe übernimmt. 

Aber unsere Landschaften gehören nicht zu dieser bescheideneren 
Gruppe. In Staaten, deren äussere Politik den stärksten Schwankungen 
ausgesetzt, denen nur selten eine längere Friedenszeit beschert ist, führt 
das ständische Steuerbewilligungsrecht von selbst zur Beeinflussung auch 
der auswärtigen Politik 38 ). In den niederrheinischen Landschaften ist 

3l ) Uber das ’Selbstgesetzgebungsrecbt’ der Stände s. Tezner S. 31 ff. 
und unten S. 22 über ihre Legislative. 

**) K. Schottmüller in Schmollers Forschungen XIV 4, 1897, S. 7 ff. 
84 ff. Vgl. Scotti, Sammlung der Gesetze . . ., welche in . . . Jülich, Cleve und 
Berg . . . ergangen sind I (1821) Nr. 6 S. 7. 

33 ) 19. 331: SI Nr. 11 S.30 vgl. ders. für Jülich etc. ebd. Nr. 18 S. 17. 

3 ‘) I 27 f.; S I Nr. 98 S, 194 ff. 

8S ) Vgl. v. Below S. 235. 

33 ) An diesem Ausdruck ist trotz Tezner S. 77, 85 f. festzuhalten. Vgl. 
Rachfahl S. 114 ff 122 ff. 

37 ) Duisburger Itezess von 1509: I 11; vgl. 151 f. und Rachfahl S. 115 f. 

38 ) Vgl. v. Below S. 253 und I 859 A. 2; 879. 
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diese allgemeine Vorbedingung auf das beste erfüllt; denn seit der Mitte 
des sechzehnten Jahrhunderts 39 ) beginnt eine lange Kette der verhee¬ 
rendsten Kriege; je weniger aber der Landesherr für sieh allein im¬ 
stande ist, sich gegenüber dem allgemeinen Chaos zu behaupten, um so 
mehr ist er auf die Stände und ihre Bewilligungen angewiesen, um so 
eher wird auch der Krieg unter die Dinge aufgenommeu, die ständischer 
Willigung unterliegen. Endlich wird auch die Diplomatie mit einbe¬ 
zogen, und zwar im dnalistiscbeu Sinne, Nicht sowohl an der Seite 
der herzoglichen Kitte verhandeln die Stände mit auswäitigen Mächten, 
als vielmehr ganz selbständig. Sie haben im Auslande ihre Residenten. 
Das Ausland tritt mit ihnen direkt in Verbindung. Die verfassungs¬ 
geschichtliche Bedeutung des langwierigen Erbfolgestreites 40 ) ist vor 
allem auf diesem Gebiete zu suchen. Indem während der ersten Phasen 
dieses Streites die Zügel der Regierung dem einheimischen Fürstentum 
entgleiten, treten die Stände vielfach an die Stelle der Herzoge: mit 
ihnen verhandeln die fremden Prätendenten. Die Stände verkörpern in 
sich die Kontinuität der Entwicklung. Sie sind die einzige Macht, 
durch die das Land beim ersten Teilungsvertrage des Jahres 1609 
vertreten ist. 

Die hier kurz skizzierte Entwicklung der ständischen Macht in 
Cleve-Mark vor dt-r preussischen Herrschaft würde, wenn mau sich auf 
Einzelheiten einlassen dürfte, keine so geraden Linien zeigen 11 ). Schon 
die einheimischen Fütsten haben sich gegen die Stäude zur Wehr ge¬ 
setzt, wie namentlich Johann III. 42 ). Aberdas sind nur Episoden. Das 
allgemeine Urteil über die Stellung der Stände in der vorpreussischeu 
Zeit wird dadurch nicht geändert: auf inner- und auf änsserpolitischem 
Gebiete erscheint ihre Macht bis zum vollständigen Condomiunt gesteigert. 

Mau versteht sofort, dass eine solche Fülle der umfassendsten 
und in fast alle Zweige der Verwaltung und Politik aufs tiefste ein¬ 
greifende Rechte oder Usurpationen nicht mit einem Schlage beseitigt 
werden kann. Es wäre nur möglich gewesen, wenn das Jahr 1609 in 
Cleve-Mark eine Dynastie von überragender materieller und moralischer 

3 *) 1 17 ff. Vgl, Scotti für Jülich etc. I Nr. 117 S 52. 

4 ") 1 Hl ff. J. Krudewig im Düsseldorfer Jahrbuch 16 (1902) S. 9 ff. 
17 ff. 38 rt'. M. Kitter, deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenrefor¬ 
mation II (1895) S. 283 ft - . 

41 ) Den fluktuierenden Charakter nicht nur ständischer Macht, sondern 
auch ständischen Rechtes hat Tezner S. 5 ff. mit Recht hervorgehoben. 

4J ) I 13 ff, Schottmüller S. 12 ff. 
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Macht ans Ruder gebracht hätte. Das sind aber die Hohenzollern in 
dieser Zeit noch keineswegs. So ist der Beginn der preussisckeu Herr¬ 
schaft am Niederrheiu keineswegs das Ende des ständischen Regimentes. 
Nicht einmal eine Schwächung wird sofort herbeigeführt. 

Bei genauerem Zusehen hat sich die Situation allerdings doch 
verändeit Obwohl es den Kurfürsten von Brandenburg noch auf lange 
hinaus an wirklicher Macht gebricht, so treten sie den Ständen gegen¬ 
über doch mit ganz anderen landesfürstlichen, absolutistischen Präten¬ 
sionen auf, als die altpn Herzoge. Obwohl die Überwindung des stän¬ 
dischen Gegners zunächst völlig aussichtslos ist, wird der Kampf doch 
sofort aufgenommen. Dieser Kampf dauert eiu halbes Jahrhundert. Er 
endet im Jahre 1660 mit einem Siege des Absolutismus. Aber dieser 
Sieg ist ein Pyrrhussieg. — Die Kurfürsteu habeu die Stände während 
dieses langen Kampfes nicht allmählich und planmässig aus einer Position 
nach der andern verdrängt; sondern der Kampf hat ein regelloses und 
sprunghaftes Aussehn: das eine Mal finden wir das absolute Fürstentum 
schon mitten in der feindlichen Stellung, im Begriffe, den Gegner zu 
werfen. Aber der Gegner erhebt sich schon bald wieder mit neuer 
Kraft, macht die Verluste wieder wett und erreicht im Jahre 1649, 
als der Kampf schon vierzig Jahre gewährt bat, noch einmal die 
Garantie aller wesentlichen Teile seines Machtgebietes. Aber es ist nur 
ein Waffenstillstand. Der Streit setzt sich sehr bald wieder fort. 
Schärfer als je entwickelt er sich in den fünfziger Jahren. Nur einiges 
aus den beiden Perioden dieses Kampfes vor und uach 1649 darf an¬ 
geführt werden, um die angedeuteten Linien etwas klarer hervortreten 
zu lassen. 

Im Jahre 1609 werden den Ständen von Brandenburg die Haupt¬ 
rechte gewährleistet 43 ). Insbesondere sollen die Stände dann nicht mehr 
zum Gehorsam verpflichtet sein, wenn das Haus Brandenburg mit seinem 
Erbschaftskonkurrenten, dem Hause Pfalz-Neuburg, in Konflikt gerät. 
Als in den folgenden Jahren unter den beiden Fürsten, den sog. Possi- 
dierenden, nun doch Zwistigkeiten ausbrechen, erklären sich die Stände 
sofort für neutral und erreichen es dann später, dass der Xantener 
Vertrag von 1614 von neuem den Schutz ihrer Rechte ausspricbt 4I ). 

4I ) Die brandenburgiscben Gesandten haben sogar Erweiterung der 
Privilegien versprochen. Ähnliches noch auf dem Landtage von 1609: 1 40. 46- 
Vgl. Scotti für Jülich etc. I Nr. 180 f. S. 67 und Tezner S. 49 ff. 

44 ) In strittigen Fällen haben die Stände das Auslegungsrecht: I 48. 
Über seine prinzipielle Bedeutung s. Tezner S. 40 A. 5. 
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Die äusserpolitische Rolle spielen sie ruhig weiter 45 ). Das Geringste 
ist noch dabei, dass sie mit den Ständen der beiden von Pfalz-Neuburg 
besetzten Teilungslande, von Jülich und Berg, in ständiger, häufig 46 ) 
durch feierliche Unionen noch besonders bestätigter Verbindung bleibeu. 

Die Brandenburger versuchen seit 1616 unter der Führung Adams 
von Schwarzenberg 47 ) mit den Mittelu modern-absolutistischer Ver¬ 
waltung in das ständische System Bresche zu legen. Aber ihr erster 
schlecht vorbereiteter, in Ziel und Mitteln verfehlter, in der Art der 
Ausführung überhasteter Versuch scheitert vollkommen. Der Grund 
dieses Misslingens liegt aber nicht nur auf der branden burgischen Seite, 
sondern ebenso auf der Seite der Stände und in den allgemeinen Ver¬ 
hältnissen. 

Alleiue freilich fühlen sicli die Stände nun doch zu schwach, den 
Stoss des absoluten Staates zu parieren. Gauz im Einklänge mit ihren 
alten Traditionen in der vorpreussiscben Zeit suchen die Stände ihre 
Stütze im Kampfe gegen den ueuen Herrn, dem sie natürlich nicht 
minder misstrauisch gegenüberstehen, als jedem der anderen fremden 
Prätendenten, einfach im Ausland. Keine aber von allen auswärtigen 
Mächten ist den Ständen von Cleve-Mark wesensverwandter als die 
aristokratische niederländische Republik der sog. Staaten 48 ). Schon 
nahe innere Beziehungen verbinden wenigstens das Herzogtum Cleve mit 
den Niederlanden: die Ähnlichkeit der Sprache und der Sitten, vor 
allem auf dem linken Rheinufer, und die Ähnlichkeit der politischen, 
nämlich der ständischen Anschauungen. Nicht umsonst erscheinen die 
Staaten im Xantener Vertrage als Garanten der ständischen Rechte. 
Dazu kommen äusserliche, aber nicht minder zwingende Tatsachen: ver¬ 
wandtschaftliche Beziehungen zwischen dem niederländischen und dem 
clevischen Adel uud auch der Umstand, dass der letztere auf staatischem 
Boden begütert ist. Die staatischeu Garnisonen iu den clevischen 
Städten schlingen ein sichtbares Band 49 ). Dazu tritt als stärkstes 
Mittel die private und öffentliche Abhängigkeit des gesamten Landes 
von dem übermächtigen holländischen Kapital. 

**) Auch befassen sie sich selbständig mit dem Kriegswesen und be¬ 
setzen Festungen mit eigenen Truppen: 1 44 f. 48. 

*•) 1629. 1631, 1637, 1647 — zuerst 1496. Vgl II 257 ff. 421 A. 1. 
E. Baumgarten im Düsseldorfer Jahrbuch 18 (1903) S. 35 ff. 

41 ) I 49 ff 

**) I 90; vgl. 408 f.; III 90. 

*•) I 94 ff 
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Die zweite Macht, die sieh mit den niederrheinischen Ständen 
gegen den Kurfürsten von Brandenburg verbündet, ist der Krieg. Ge¬ 
wiss erleiden die Stände durch die Einfälle fremder Kriegsvölker, der 
Spanier 1621, der Kaiserlichen 1637, der Hessen 1640'’°) materiell 
die schwerste Einbusse. Aber staatsrechtlich ist der Krieg ihr Bundes¬ 
genosse. So lange er im Lande haust, nötigt er den Landesherr», erst 
einmal für das notwendigste Bedürfnis des Tages, nämlich die einfache 
Landesverteidigung, zu sorgen. So lange bleibt für eine erfolgreiche 
Bekämpfung des ständischen Dualismus kein Kaum In der Tat ist 
unter Georg Wilhelm (1619—1640) das Verhältnis zwischen Landes¬ 
herrn und Ständen über diesen Punkt nicht nennenswert hinausgekommen: 
das unglückliche Land fortwährend vou fremden Truppen überschwemmt, 
der Kurfürst vergebens bemüht, diesem Elend zu steuern und gegen die 
Stände eine Yenvallungsreform durchzusetzen, diese Stände selbst in 
ihrer Macht unerschüttert, wenn auch seihst unfähig, ihr Neutralitäts¬ 
ideal zu verwirklichen. Das Ergebnis ist, dass die Landschaften beim 
Tode des Kurfürsten anarchischen Zuständen entuegentreiben. Um so 
sehusücbtiger richten sie ihre Blicke auf die Niedei lande. Eine Weiter¬ 
bildung der landständischeu Verfassung iu niederländischem Sinne wird 
erstrebt. Das Herzogtum Cleve soll als achte Provinz in den erlauchten 
Kreis der vom Ruhme des Unabhängigkeitskrieges umstrahlten Ver¬ 
einigten Provinzen eiutrcten 5I ). 

Verfassungsgescliichtlich fiudet man in diesen trosilosen Jahren 
nur eine einzige positive Erscheinung: die neue Laudtagsordnung von 
1639 M ). Erlassen zwar gegen den entschiedenen Widerspruch der 
Städte 53 ), bedeutet sie eine sichtbare Verbesserung der Geschäftsord¬ 
nung: in casu necessitatis et utilitatis publicae, iu Fällen der Not und 
des öffentlichen Wohles soll per majora, nach dem Majoritätsprinzip, 
abgestimmt werden. Es wird hier ein Versuch gemacht, das alt- 
ständiscbe Kuriatstimmenprinzip zugunsten der Virilstimmen per majora 
zu durchbrechen. — 

Unerschüttert steht die ständische Macht in Cleve-Mark, als der 
Grosse Kurfürst im Jahre 1640 die dornenvolle Erbschaft seines Vaters 

so ) I 53. 76. 

»') I 90. 

*-) I 78. II 262 ff. 

S3 ) Noch 1643 erklären sie es für etwas Unerhörtes, sich in Steuer¬ 
sachen inajorisieren zu lassen: I 203 f.: vgl. 170. Dazu die Antwort des Kur¬ 
fürsten: 207. 
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Antritt -71 ). Hat Georg Wilhelm mehr mit der Bureaukratie gegen die 
Stände gearbeitet, so er (vor allem seit 1644) mehr mit dem Heere, 
dem miles perpetuus bb ). Dies Heer hat zunächst aus Gründen der 
allgemeinen auswärtigen Politik Brandenburgs seine Berechtigung, „wäre 
auch J. Cb. D. als ein vornehm Glied des Reichs nicht zu ver¬ 
denken, dass bei gegenwärtigen vorseienden hohen Tractaten zu Münster 
und Osnabrück durch Annehmung und Unterhaltung einiger Kriegsvölker 
sich in Consideration und Positur stelleten 56 ). “ Nicht minder sind diese 
'Völker’ gegen die noch immer im Lande befindlichen fremden Truppen 
gerichtet. Aber die Stände sehen darin vor allem ein Machtmittel des 
absoluten Dominats’ 57 ) und ein Kampfmittel gegen sie selbst. Daher 
ihre hartnäckige Weigerung, diese Truppen zu verpflegen, neue Gelder 
dafür zu bewilligen oder gar Aushebungen zu dulden. 

Der Kurfürst verhandelt mit einigen Führern der Stände auf dem 
Schlosse zu Cleve am 5. Februar 1647 ä8 ). Den Rittern ins Gesicht 
nennt er die ständischen Verleumder seines Regimentes ehrvergessene 
Schelme und Lügner Als die Stände nicht ohne ihre Syndici ver¬ 
handeln wollen, müssen sie sich von ihm sagen lassen, dass sie doch 
keine Kinder und dass die Privilegien doch ihnen und nicht den Syn¬ 
dici gegeben seien. Gewiss eine eindrucksvolle Szene. Baarhäuptig 
sitzt der Kurfürst am Tische, wahrend er mit den stehenden Gegnern 
verhandelt. Man bekommt wohl ein Gefühl dafür: der dort sitzt, das 
i>t der Herr. Und doch ist es eine Szene ohne jede praktische Be¬ 
deutung. Die Stände weichen nicht um Haaresbreite. Ihnen liegt 
nichts daran, die staatischen, kaiserlichen, hessischen Besatzungen mit 
brandenhurgischen zu vertauschen. Leidenschaftlich bäumt sich der 
Kurfürst auf gegen solchen Zwang. Dieses ständische Regiment sei 
„einem löblichen Fürsten, so von Gott mit einem tapferen, heroischen 
und fürstlichen Gemütlie und gesundem Verstände reichlich begabt, 
ganz unleidlich und zum höchsten despectirlicli“ 59 ). Die Antwort der 
Stände 60 ) ist die Forderung eines ständischen Regimentsrats nach dem 
Muster von 1501. 


5 ‘) I 85. 

- ,s ) 1 104 ff. 

M ) I 232. 

«) I 271. 

5 ») I 310 ff. 

I 266 A. 75a; vgl. 423. 

"•) Schon am 22. März 1641 (I 142), wiederholt am 30. Jan. 1647 (321). 
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Denn nach wie vor haben sie die staatische Hilfe auf ihrer Seite. 
In einem Schreiben an den Haager Residenten nennen ihre Syndici 
den Kurfürsten nicht einmal mehr J, Ch. D., sondern einfach de Chur¬ 
vorst 61 ). Auf holländischem Boden führen sie jetzt auch einen publi¬ 
zistischen Kampf gegen ihn 62 ). Sie fühlen sich durch den gleichzeitigen 
glänzenden Sieg der englischen Stände über das Königtum sichtlich 
gehoben. Sie nennen sich Parlamentaristen und vergleichen ihre älteren 
Privilegien mit der englischen Magna Charta. — Gelegentlich kommt 
es wohl zu Zugeständnissen auf beiden Seiten. Hin und wieder be¬ 
quemen sich die Stände zu einigen Bewilligungen. Wenn aber der 
Kurfürst auf dem Gebiete der militärischen Rüstungen wieder eigen¬ 
mächtig vorgeht, dann drohen sie wohl gar mit dem Aufruhr 63 ). Das 
Land leidet auch jetzt aufs schwerste; die Zeiten Georg Wilhelms 
scheinen sich zu erneuern; die Stellung des Kurfürsten wird immer 
unhaltbarer 64 ). 

Da hat er eingelenkt und zum ersten Male vor den Ständen 
kapituliert. Er bestätigt den Rezess vom 9. Oktober 1049, der ihn 
zur Entfernung der Truppen, zur Evakuierung des Landes anhält, den 
Militärstaat in Cleve-Mark auch fernerhin dem ständischen Konsens¬ 
recht unterwirft und die Vereidigung aller Beamten auf den Rezess als 
Grundsatz aufstellt 65 ). So ist der erste Vorstoss des Grossen Kur¬ 
fürsten gescheitert. Aber vermutlich wird er sehr bald erneuert werden. 
Da es sich tun unvereinbare politische Gegensätze zu handeln scheint, 
ist der Friede nur ein Waffenstillstand. Der Führer der ständischen 
Opposition, der Freiherr Karl Friedrich von Wilich zu Winnenthal 
schreibt ahnungsvoll, die Entschlüsse des Fürsten seien wandelbar; 
inan dürfe nicht auf sie bauen 66 ). 

In der Tat macht der Kurfürst sehr bald einen zweiten ver¬ 
wegenen Versuch, seine Stellung zu verbessern, sich zunächst vor den 
fremden Freunden der Stände, den Staaten und auch dem Kaiser, Luft 

fll ) I 333. 

'•) I 114 f.; 336 A. 125; vgl. 854: II 266. 

«) I 369. 

ÄA ) Die holländische Anschauung über das Verhältnis des Kurfürsten 
zu Cleve erhellt am besten aus folgenden Sätzen über Cleve: een lant, *t welck 
de Churvorst alleen deur beneticie van de vereenighde provintien besit, hewel 
het Roomsche ryck hem sulcks niet toe-kent, noch hem voor vorst agnosceert. 
(1646: I 285 A. 91). 

fi5 ) I 390 ff. S. 1 Nr. 204 S. 269 ff. 

w ) I 121. 
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zn schallen. Er unternimmt 1651, angeblich zum Schutze der Ver¬ 
träge von 1609, einen Angriff auf den Neuburger 67 ). Das tollkühne 
Unternehmen scheitert. Der Streit wird unter kaiserlicher Vermitte¬ 
lung sehr bald beigelegt. Für das Land bringt er neue militärische 
Lasten, für die Stände neuen Anlass zu heftigster Opposition. Gemein¬ 
sam mit den Ständen von Jülich-Berg veröffentlichen sie ein Kontra¬ 
diktionspatent gegen den Kurfürsten, in dem sie u. a. zur Desertion 
auffordern 6B ). Sie geben die Erklärung 69 ), dass „das Land und die 
Unterthanen so unendlich und widerrechtlich gravirt und so gräulich 
und unmenschlich tractiret, dass selbst viele fromme Menschen den 
Ilatgebern 70 ) dieses Unheils den Fluch und die Strafe von dem Aller¬ 
höchsten über den Hals wünschen“. 

Gegen dieses Unheil, d. h. gegen ihren neuen Herren, rufen sie 
im folgenden Jahre den Kaiser 71 ) um Hilfe an und richten an ihn. 
was das Schlimmste ist, die Aufforderung, die Erbfolge von neuem zu 
regeln. Sie stellen damit die ganze brandenburgische Herrschaft wieder 
in Frage. 

Der Kurfürst ,2 ) nimmt, durch die früheren Erfahrungen ge¬ 
witzigt, eine zuwartende Haltung an. Innerhalb der ständischen Kreise 
selbst, besonders bei den Evangelischen 73 ), macht sich, worauf er vor 
allem gehofft hat. jetzt eine Gegenströmung gegen die Aktion beim 
Kaiser bemerkbar ,4 ). Der Kaiser selbst aber ist zu einer Digression 
an den Niederrhein wenig geneigt lb ). Die Deputation an den Kaiser. 

rt7 ) I 410 ff. 497. 

••) I 509 f.; vgl. 523. 520 ff. 536. 

"•) I 554. 

:# ) Mit Vorliebe wenden sich die Stände der Form halber gegen die 
Rate und nicht gegen den Kurfürsten. — Langwieriger Streit um die Ver¬ 
eidigung des Statthalters auf den Rezess: I 406. 432 ff. 458. 462. 491. 502. 
572 etr. 

7 ') I 591 ff. 620. 626 ff. 662. 674 ff. 678. 692 ff. Die Staaten sind in 
einen gefährlichen Seekrieg mit England verwickelt: 414. 

") I 602 ff. 

”) Da in dieser Zeit am Niederrhein und in Westfalen eine allgemeine 
Bewegung der katholischen Fürsten von Neuburg und Münster gegen Branden¬ 
burg eingeleitet wird (Essener Kreistagsverhandlungen): I 604 ff. 678. 680. 

7 ‘) Die auf Erörterung der Erbfolgefrage lautende Regensburger In¬ 
struktion wird zurückgezogen: I 607. 681. 69b. 

,& ) Dazu kommt der Jüngste Reichsabschied vom 17. Mai 1654 mit 
seiner Bestimmung, dass die Untertanen den einzelnen Fürsten hei der Landes- 
defension Hilfe leisten sollen: I 610. 854. E. Baumgarten S. 53 ff. 
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formell ein Beweis für ein äusserstes Machtstreben der Stände, bringt 
ihnen nun doch die erste Niederlage. Der Kurfürst macht sich die 
Lage zu nutze. Er hat zwar den Rezess von lti4t) durch den sog. 
Exekutionsrezess von 1653 7C ) noch einmal bestätigen müssen. Aber 
er lässt den Führer der katholischen kaiserfreundlichen Ständepartei, 
den Freiherrn von Wilich, am 20. Juli 1654 zwischen Büderich und 
der Wesel’schen Fähre auf offener Strasse aus seiner Kutsche weg ver¬ 
haften 77 ). Immer mehr wird die ständische Deputation an den Kaiser 
für ihn zu einer förmlichen Kriegserklärung. Man sieht das daraus, 
dass er ständische Schreiben nicht mehr beantwortet oder ihre Annahme 
verweigert, oder dass er gar anfängt, einzelne Beamte von ihrem Eide 
auf die Rezesse wieder zu entbinden 78 ). 

Doch hat er in den folgenden entscheidenden Jahren, die die 
ganze Periode des Kampfes beenden, erst ganz allmählich die dauernde 
Oberhand gewonnen. Aber er hat über die Stände nicht deshalb ge¬ 
siegt, weil er nun plötzlich neue uud bessere Mittel zu ihrer Be¬ 
kämpfung an wendet, auch nicht deshalb, weil die Stände jetzt besonders 
schwere taktische Fehler gemacht hätten, sondern weil die allgemeine 
politische Lage für ihn immer günstigere Aussichten herstellt 7!, j: wie 
der Nordische Krieg (1656 —1660) für die allgemeine Geschichte 
des Grossen Kurfürsten die grosse und hoffnungsvolle Wendung be¬ 
deutet, so auch für sein Verhältnis zu den Ständen von Cleve-Mark. 
Während dieses Kampfes ist es ihm gelungen, sie gegenüber dem Aus¬ 
lande mehr zu isolieren und jener Stützen, deren sie sich dort all die 
Jahre hindurch zu erfreuen gehabt haben, zu berauben. Die Staaten 
vor allem werden jetzt im allgemeinen an die brandenburgische Politik 
gefesselt 80 ). Die allgemeine politische Lage gestaltet sich jetzt ferner 
so, dass die Stände weder hei Jülich-Berg 81 ), noch beim Kaiser 82 ) 
auf tatkräftige Unterstützung rechnen können. Die Ständefrage ist 
jedenfalls während des Krieges eine Frage mehr der äusseren, als der 
inneren Politik. Auf den polnischen Schlachtfeldern und bei den 

7 *) I 607. 611. 688 ff.; S 1 Nr. 219 S. 311 ff. 

77 ) I 611. 733 ff. 752 f. 755. 

78 ) 1 554. 642. 656. 672. 6KÖ. 

7 ») I 774 ff. 809. 814. 

#0 ) Das ist vor allem das Verdienst Daniel Weimanns, des branden- 
burgischen Gesandten im Haag: I 774 ff. 

•') I 778 ff. 789 f. 

• J ) I 918. 937. 
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diplomatischen Verhandlungen im fernen Preussen fallt die letzte Ent¬ 
scheidung über Recht und Macht der Stände von Cleve-Mark. 

Eben damit er hierbei seinen Mann stehe, braucht der Kurfürst 
nun aber, da die alten Provinzen fast erschöpft sind, die Hilfsquellen 
der rheinischen Besitzungen. Für den Krieg alle Mittel des Landes 
aufzubieten, ist der einzige Gedanke, der ihn beherrscht. Dagegen 
kann nichts anderes mehr anfkommen. Er braucht Geld und Soldaten 
und ist gesonnen, sie sich im Westen zu verschaffen, wenn nicht mit 
den Ständen, dann ohne und gegen sie. Die Zeit ist jetzt da, wo, 
wie er mit kalter Entschlossenheit sich äussert. keine Stände mehr zu 
consideriren 83 ). Darnach hat er gehandelt und während des Krieges 
an die 1 '/* Millionen Thaler aus Cleve-Mark bezogen und an die 
20000 Mann ausgehoben 84 ), eine ungeheure Zahl, wenn man bedenkt, 
dass beide Landschaften zusammen im siebzehnten Jahrhundert nicht 
mehr als 100(»00 Einwohner gezählt haben 86 ). 

Der Grosse Kurfürst spielt in diesen Jahren mit seinen rhei¬ 
nischen Ständen va banque 86 ). Alle Rücksichten werden beiseite ge¬ 
setzt 87 ). Die Rezesse von 1640 und 1053 existieren nicht mehr. Da 
die Stände keine wirksame äussere Unterstützung mehr erhalten, ge¬ 
raten sie ins Hintertreffen. Für sich allein sind sie zu schwach. Sie 
müssen sich mit passivem Widerstande begnügen, sich 'still halten’ 88 ); 
es ist völlig vergeblich, wenn sie auch jetzt wieder ihr Neutralitäts¬ 
ideal verfechten. 

Aber man muss sagen: die Stände haben diese schärfste Waffe 
der schlichten Rezessverletzung und des offenen Rechtsbruches selbst 
gegen sich geschmiedet 89 ). Indem sie von jeher dem schwindelhaften 
Ziele einer auswärtigen Politik nachjagten und noch jüngst vor dem 
Kaiser trotz einer Kette von Provisionalvergleichen einfach die ganze 
Erbfolgefrage eigenmächtig wieder aulrollten, haben sich die Stände 
ausserhalb des Gesetzes gestellt. Der Kurfürst wenigstens behandelt 

M ) I 778. 840. vgl. 247. 471. 821. 886. 

M ) I 793. 

•*) II 205 A. 1. 

,a ) Weimann schreibt am 6. Nov. 1656 (I 872); Wer Gewalt leidet, 
dem ist keine Hülfe verboten; wenn der Ochse im Brunnen liegt, so höret 
das ganze Gesetz auf, und da man das Volk Gottes retten sollte, da ver¬ 
änderte sich der Sabbath in einen schweren Streittag . Vgl. Rachfahl S. 126 f. 

•*) I 783. 785. 836. 842 ff. 850 ff. 860 A. 1. 883. 912. 917. 

»") I 892. 907. 

**) Vgl. Weimanns Journal vom 25. Sept. 1656: 1 862. 
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sie so. An ihren äusserpolitischen Aspirationen sind die Stände ge¬ 
scheitert. Zuerst erfolgt der iandesfurstliche Angriff auf die ständischen 
Aussenwerke im Gebiete der auswärtigen Politik. Wenn sie erst er¬ 
obert sind, erscheint auch die innerpolitische dualistische Festung nicht 
mehr als uneinnehmbar. 

Als nun vollends der Nordische Krieg mit einem wenn auch be¬ 
grenzten. so doch entschiedenen Siege des Kurfürsten endet, da voll¬ 
zieht sich diese Entwicklung sehr rasch vor unsern Augen. Der Friede 
von Oliva muss die Stände darüber belehren, dass sich die Lage in 
den letzten fünf Jahren vollständig zu ihren Ungunsten verschoben 
hat 90 ). Der Kurfürst benutzt die ersten Fliedensmonate zu sofortiger 
Revision der Rezesse 91 ). Man kann nicht mehr im Zweifel darüber 
sein, in welchem Sinne sie erfolgen wird 9 *). 

Die Stände verweigern auch jetzt noch jegliche Revision. Aber 
der Kurfürst ist zum äussersten entschlossen: er wird alle Reamten 
ihres ständischen Eides entbinden und Truppen ins Land ein marschieren 
lassen 93 ). Am 3. November 1660 beugen sich die Stände zu Duis¬ 
burg dem kurfürstlichen Ultimatum 94 ). Der Syndicus der clevischen 
Ritter gibt folgende Erklärung: „Sie hätten eine so gewichtige Sache 
mit dem Gebet angefangen. Auch weil die Sache sie allein nicht, 
sondern des ganzen Landes Wohlfahrt oder Ruin betreffe, wären sie 
in ihr Gewissen gegangen und hätten sich . . . soweit erkläret, als sie 
nach ihrem Gewissen gekonnt und es vor Gott und der Posterität zu 
verantworten getraueten — u , worauf der Statthalter, der Fürst Johann 
Moritz von Nassau-Siegen 95 ) — im übrigen den Ständen durchaus ge¬ 
wogen — ihnen die denkwürdige Antwort erteilte: „er sähe, dass Gott 
das Gebet der Landstände erhöret hätte, indem er denselben solche 
heilsame consilia eingegeben . . .“ 

Die Rezesse von 1600 und 1661 9Ä ) nehmen den Ständen das 
militärische Konsensrecht. Sie beseitigen die Vereidigung der Beamten 
auf die Rezesse und damit eine wichtige Handhabe auch des inneren 

•°) I 1)40. 

•*) Der Plan schon früher: I 822 f.: \gl. 1*17. 

I 938 ff. 960 ft. 

M ) I 964. 

•») I 966. 

II 29 f. 34 ff. 369 ff. 431 ff. 444 f. 

9 '’) I 939 f. 958 fl. 972 fl. S 1 Nr. 262 $. 333 ff.; Nr. 265 S. 365 ff.; 
dazu kommt der Rezess über deii Matrikelstreit zwischen Kittern und Städten 
Nr. 295 S. 477 ff. und I 1024. 
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Condominats. Sie schränken also die Rechte der Stände so stark ein, 
wie es in dem ersten halben Jahrhundert der preussischen Herrschaft 
niemals und noch viel weniger in der vorpreussischen Zeit geschehen ist. 

Und doch ist dieser Sieg des Kurfürsten nur ein Pyrrhussieg, wofür 
die Motive im Einzelnen offenbar noch näherer Erforschung bedürfen. Die 
Niederlage der Stände ist nicht im entferntesten eine entscheidende 97 ). 
Steuerbewilligungsrecht und Indigenat 9fi ) werden von neuem ausge¬ 
sprochen. Selbst die Versammlungsinitiative 99 ), in der man sehr wohl 
ein Zeichen für innere Nebenregierung erblicken darf, bleibt bestehen. 
Nur muss die Tagesordnung jetzt mitgeteilt werden. Ingleichen sind 
ansserhalb des Steuerwesens bedeutende Gebiete der Verwaltung der 
ständischen Begutachtung auch fernerhin unterworfen ,0 °). Auch die 
besonderen ständischen Finanzen leben weiter 101 ). Ein Rest der äusser- 
politischen Rechte bleibt ebenfalls erhalten, wenn auch mehr auf dem 
Papier, als in Wirklichkeit 10 *). Vor allem werden die Unionen mit 
den Ständen von Jülich-Berg keineswegs aufgehoben, wie ja auch der 
mit Pfalz-Neuburg am 9. September 1666 abgeschlossene neue Erb¬ 
vergleich l03 ) an der fiktiven Einheit der niederrheinischen Territorien 
festhält. Erst 1684 haben die Clevisch-Märkischen Stände nach langem 
Widerstande auf die Union verzichtet und hei dieser Gelegenheit dann 
auch die für den Kurfürsten so unbequemen Akten der fünfziger Jahre 
ausgeliefert 104 ). 

Also auch nach dem Jahre 1660 und bis zum Ausgange des alten 
Reiches hat es Stände in Cleve-Mark gegeben, mit denen sich die 
preussische Regierung auseinanderzusetzen hat. Formell ist dabei der 
Boden der Rezesse von 1660 und 1661 weder von der Regierung, noch 
von den Ständen während dieser ganzen langen Zeit in wesentlichen 

» 7 ) I 940 f. 

* 8 ) In der ganzen zweiten Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts ist in 
der oberen Verwaltung in Cleve-Mark ein einziger Ausländer angestellt worden, 
aber nur nach vorheriger Rezeption, sog. Glissierung durch die Stände. Nur 
in den unteren Stellen ist der Indigenat verletzt worden: II 48. 

*•) II 268. 405. 483. 500. 663 ff. 727. In der Zeit des Kampfes (1656 f.) 
wird darüber sogar ein juristisches Gutachten der Universität Ktiln eingeholt: 
I 874. 901. 

* 00 ) II 74 ff. 82. 107. 117 ff. 130. 134. 139 ff. 284 f. 854. 

10 >) II 268. 294 ff. 906 ft. 

,os ) II 9. 259 f. 343 f. 

103 ) 1 954. II 3 ff. 423 f. S I Nr. 293 S 436 ff. 

II 419 ff. 456 ff. 701 ff. 922 ff. 946 ff. 997 ff. 1005 ff - . Vgl. E. Baum¬ 
garten im Düsseldorfer Jahrbuch 18 f. (1903, 1905). 

Westd. Zeitsehr. f. Gesell, u. Kunst. XXVIII, I- 2 
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Punkten verlassen worden. Praktisch allerdings macht sich allmählich 
ein Vordringen des Absolutismus bemerkbar. Es ist aber für die von 
allen andern Provinzen abweichende Eigenart des späteren nieder¬ 
rheinischen Ständewesens unter preussischer Herrschaft von entschei¬ 
dender Bedeutung, zu sehen, wie dies Vordringen erst in den aller¬ 
letzten Jahren des Grossen Kurfürsten 105 ) etwas deutlicher einsetzt. 
In der Zeit von 1660—1683 ist das Tempo der absolutistischen 
pretissischen Ständepolitik und selbständigen gouvernementalen Ver¬ 
waltungsreform auffallend langsam. Und selbst wenn später erfolg¬ 
reiche Vorsuche gemacht werden, grosse Gebiete der Verwaltung in 
Berlin zu zentralisieren und den lokalen ständischen Einflüssen zu ent¬ 
ziehen 108 ), so sind die beiden Säulen der ständischen Rechte, das 
Steuerbewilligungsrecht und der Indigenat, in der Luft des absoluten 
Staates dennoch nicht sonderlich stark verwittert. Ja, selbst in der 
äusseren Politik haben die Stände immer wieder, wenn auch in be¬ 
scheidenen Grenzen, eine selbständige Rolle zu spielen vermocht. 

Das zeigt sich vor allem in den siebziger Jabren, wo die nieder- 
rheinischen Landschaften von neuem durch fremde Kriegsvölker, vor 
allem französische, heimgesucht werden 107 ). Der Kurfürst ist aus Gründen 
der allgemeinen Politik nicht imstande, seine westlichen Be?itzungen vor 
dem begehrlichen Feinde zu schützen. Da müssen denn die Stände auf 
eigene Verantwortung, wenn auch mit Genehmigung des Landesherrn, mit 
den Franzosen verhandeln. Weil von bewatfnetem Widerstande keine Rede 
sein kann, muss Geld zusammengebracht werden, um die Neutralität zu 
erkaufen; denn die grösste Summe in baar — die Stände haben von 
1672 — 1680 etwa eine Million Taler französische Kriegskontributionen ab- 
geführt — ist immer noch leichter zu verschmerzen, als wenn die Franzosen 
persönlich dem Lande die Ehre geben. Diese Jahre sind die Jahre der 
sog. Salvegardierungen. Die äusserpolitiscben Funktionen der Stände 
leben wieder auf. wenn auch nunmehr in durchaus loyalem Rahmen. 
Die Regierung nimmt einen ganz bequemen Standpunkt ein, wenn sie 
sich zu diesen Salvegardierungen einmal in folgender Weise äussert ,ü8 ): 

. . wan . . . die H1I. Landt-Stände raitt dem Intendanten ,09 ) ge- 
bandlet, betten sie ,,u ) demselben zugesehen, conniviret . . . und muste[n] 

* os ) 1 949. II 350 ff. 741 ff 

1M ) II 101 ff 

,0T ) II 16 f. 347 f. 470 fl. 

“*) II 347; vgl. 618. 

“') dem französischen. — ,l °) die Regierung. 
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es der weissheit and dexterität der HH. Landt-Stünde anheimstellen, 
wass dieselbe bei dieser Sachen zu thun oder zu lassen gutt finden 
mögten“. Die Tätigkeit der Stände auf diesem Gebiete ist gewiss zum 
Segen des Landes ausgeschlagen. Immer, wenn der Krieg die unglück¬ 
liche Gegend einmal wieder unter seine grausame Hand beugt — und 
das geschieht oft genug; denn jede Wendung der gesamtpreussischen 
Politik spürt man zuerst und am peinlichsten in Cleve-Mark 1 “) — 
dann wachsen die Stände, die oft genug sonst nur ihre Sonderinteressen 
im Auge haben, gewissermassen über sich selbst hinaus: Ritter und 
städtische Patrizier, die sonst durch zahllose Gegensätze getrennt sind, 
finden sich in gemeinsamer und aufopferungsvoller Arbeit zum Wohle 
des Landes zusammen. Vor allem die Kriegszeiten haben es bewiesen, 
dass dies Organ der niederrheinischen Provinzen neben der absoluten 
Krone eine selbständige und segensreiche Wirkung ausüben kann. 

Aber jetzt immer in den Grenzen strengster Loyalität. Bei den 
verführerischen Verhandlungen mit den Franzosen ist niemals eine sichere 
Spur hochverräterischer Gesinnung ans Licht getreten. Was darüber in 
den Akten steht, entpuppt sich nach dem Urteile ihres besten Kenners 
als 'unkontrollierbares Gerede’ 112 ). Ganz allmählich, allerdings äusserst 
langsam, wachsen die rheinischen Stünde nun doch in den branden- 
hurgisch-preussischen Gesarntstaat hinein. Kein Zweifel, dass die 
preussische Herrschaft nun auch ihrerseits befruchtend auf sie gewirkt 
hat. Ganz allmählich haben sich die Stünde doch mit einer Art pri¬ 
mitiver Staatsgesinnung erfüllt. So oft sie auch in den späteren Jahren 
mit und ohne Grund die alten Oppositionsstellungen wieder beziehen, 
so wenig sie schon wegen der Herrschaft des Indigenats fähig sind, aus 
ihrem Sonderdasein herauszutreten, so eng die Grenzen sind, die ihren 
politischen Horizont umschliessen, so ängstlich sie es vermeiden, Ge¬ 
sichtspunkte gesamtpreussischer Politik in ihre politische Rechnung ein- 
znstellen “ 3 ): allmählich gewinnen sie doch ein Sympathieverhältnis 
wenigstens zu den Persönlichkeiten des Herrscherhauses. Immer wieder 
versichern sie — nicht, dass sie gute Preussen sein wollen, dazu ist 


•“) II 16. 345. 347. 766. 

“■) II 346. 519. 963 f. (doch vgl. 471. 557 A. 4). Dagegen hat der 
Grosse Kurfürst mehrfach daran gedacht, die Lande aufzugeben: I 962 f. 
II 618 f.; vgl. 787 A. 1 und R. Koser in dieser Zschr. 11 (1892) S. 189. Auch 
im achtzehnten Jahrhundert findet man solche Pläne: III 91 f. Koser S. 189 ff. 
Für das neunzehnte Jahrhundert ebd. S. 195 f. 200. 

“*) II 270. 283. 345. 352 f. 500 ff. 544. 577. 609. 643 f. Durch diese 
Scheu wird die Loyalität natürlich nur gestärkt. 
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ihr Partikularismus viel zu gross und zu natürlich — aber den Kur¬ 
fürsten und Königen wollen sie die Treue nicht brechen 114 ). 

Man darf wohl annehmen, dass dies Verhalten, das von dem 
früherer Zeiten so weit absticht, auf die Regierung Eindruck gemacht 
hat. Wenigstens ist nun auch sie ernstlich bemüht gewesen, den neuen 
Rechtsboden im allgemeinen in der Praxis nicht zu verlassen und die 
Privilegien der Stände im Grossen und Ganzen zu achten l15 ). 

Natürlich sind Konflikte zwischen den Ständen und der Regierung 
auch jetzt nicht ausgeblieben UG ). Der Ton wird gelegentlich wieder 
sehr erregt. Noch 1084 wird einmal die Politik der Stände mit der 
des Parlaments gegenüber Karl I. verglichen ll7 ). Man fühlt sicli dann 
in die alten Zeiten des Kampfes zurückversetzt. Aber diese Konflikte 
sind stets gütlich, und durchaus nicht immer zu Ungunsten der Stände, 
beigelegt worden 118 ). Die Landtagsmaschinerie arbeitet ruhig weiter. 
Der Geschäftsgang wird automatischer 119 ). Die Gravamina nehmen 
einen mehr formelhaften Charakter an. Seit 1683 etwa wird der 
ständische Einfluss mehr zurückgedrängt. 1684 wird schärfer in die 
Rechte der Stände eingegriften durch die von den Ständen als rezess- 
widrig heftig befehdete, ganz zentralistische Behörde des sog. Kommis¬ 
sariats 120 ). Auch das Beamtenpersonal empfängt trotz des Indigenats 
je länger, je mehr seine Richtlinien ausschliesslich von Berlin 121 ), kann 
jedenfalls nicht mehr als Verfechter ständischer Interessen gelten und 
wird der indirekten ständischen Bevormundung schliesslich ganz ent¬ 
zogen Man kann schon unter dem Grossen Kurfürsten von den älteren 
ziemlich deutlich eine Generation jüngerer Räte unterscheiden, die, 
obwohl auch dem Lande entstammend, sich doch rasch in das zentra¬ 
listische System einleben und nun gegenüber den Ständen einen anderen 
Ton anschlagen, freilich dann auch sofort mit den Ständen heftig zu- 
sammenstossen, aber dabei, wie man bemerken muss, von der Zentrale 
selbst durchaus nicht immer um jeden Preis verteidigt werden. 

"«) II 418. 

"») II 15. 265. 344 f. 350 f.; vgl. 392. 400. 533 und Tezner S. 47 f. 

“*) II 409 ff. 416 ff. 419 ff. 512 ff. 631 ff 661 ff 710 ff Noch 1671 

hat sich der Grosse Kurfürst ausdrücklich geweigert, das Briefgeheimnis stän¬ 

dischen Korrespondenzen gegenüber zu respektieren: II 419; \gl. I 687. II 418. 

m ) II 730; vgl. I 965. 

"») II 447 ff 600 f 647 f. 65'. 714 f. 744 ff .818. — ,l# ) II 786. 814 ff 

II 13. 155 fl'. 159 ff 350 f. 804 ff 824. 875 ff 

m ) II 10 f.: 41. 47 ff 143. 702 ff 715. 730 f.; vgl. I 944. Uber das 
allgemeine Verhältnis fürstlicher und ständischer Ämter s. Tezner S. 41 ff 78 f. 
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Denn das ist nun trotz der Verstärkung der absolutistischen 
Tendenzen doch der allgemeine Eindruck der ganzen Friedensperiode 
seit 1660: dass die Regierung gar nicht gewillt ist. den Ständen durch 
Bruch der Rezesse Anlass zu grösserer Unzufriedenheit und heftigerer 
Opposition zu geben. Trotz aller Abstriche, die sich die Rechte der 
Stände bisweilen auch nach 1660 in der Praxis gefallen lassen müssen, 
bleibt doch immer als festester Hort das Steuerbewilligungsrecht er¬ 
halten ***). Seine blosse Existenz verhindert es, dass die Stände zu 
politischer Bedeutungslosigkeit herabsinken. Obschon die Steuer¬ 
bewilligung, entgegen dem älteren Brauche, auch dann erfolgt, wenn 
die Gravamina noch nicht erledigt sind 183 ), und sich also aus einem 
Rechte mehr in eine Pflicht verwandelt 184 ), so genügt doch das blosse 
Mitwirken der Stände an der Besteuerung schon vollkommen, um die 
Behauptung zu rechtfertigen, dass das Herzogtum Cleve und die Graf¬ 
schaft Mark auch unter preussischer Herrschaft niemals absolut regiert 
worden sind. Ja, es sind sogar Spuren dafür vorhanden, dass das 
Steuerbewilligungsrecht noch in den letzten Jahren des Grossen Kur¬ 
fürsten zeitweilig insofern eine Fortbildung 125 ) erfahren hat, als an 
die Stelle der Bewilligung einer Pauschalsumme die Einsicht in den 
detaillierten Etat tritt, verbunden mit dem Rechte, diesen Etat durch¬ 
zuberaten und zu ändern. Allerdings bezieht sich dieser Etat im 
allgemeinen nur auf die direkten Steuern 126 ; und auf das Extraordi- 
narium. Das Ordinarium wird meistens ohne Debatte angenommen, 
bleibt aber an Bedeutung und Umfang hinter dem Extraordinariuro, 
den sog. Beischlägen naturgemäss zurück. Unter Friedrich 111. wird 
der Etat den Ständen dann wieder nur zur einfachen Kenntnisnahme 
vorgelegt. Aber auch damit ist man von absolutistischer Finanzpolitik, 
bei der überhaupt nichts mehr mitgeteilt wird, noch weit entfernt. — 
Mit den indirekten Steuern hat übrigens die preussische Regierung eine 
Zeitlang wenig Glück gehabt. So hat der Grosse Kurfürst in den 
zwanzig Jahren von 1667—1687 neunmal den vergeblichen Versuch 
gemacht, die Accise durchzusetzen ’ 27 ). 

Geringer ist die Bedeutung der ständischen Einwirkung auf dem 

m ) Über die ständische Steuertbeorie s. II 189 f. 200 ff. 372. 593. 
Tezner S. 62 ff. 

,ia j II 264 f. 344. 649 f. 

,,4 j II 10. 190 f. 267. 345; vgl. Tezner S. 63. 
m ) II 268. 351. 694. 699. 806. 
m ) II 344. 373; vgl. Tezner S. 64. 

UT ) II 346 f. 376 ff. 550 ff. 
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Gebiete der allgemeinen Legislative 1J8 ). Die Stände darben liier vor 
allem des wichtigen Rechtes der Initiative: von sich aus können sie 
kein Gesetz beantragen; die Anregungen geschehen immer an der 
Berliner Zentrale. Aber sie haben sozusagen das aktive und das 
passive Petitionsrecht 1M ) im weitesten Umfange, d. h. sie können bei 
Verhandlungen über Regierungsvorlagen zunächst einmal selbst mit 
allen möglichen Wünschen an die Regierung herantreten, wenn es auch 
freilich nirgends in den Rezessen deutlich gesagt ist. dass jede Vorlage 
ihrer Begutachtung unterliege. In der Praxis aber üben sie zum 
mindesten eine Art von suspensivem Veto, dem sie nun um so mehr 
Kraft verleihen können, als sie neben der Regierung die vornehmste 
Instanz sind, an die alle Beschwerden des Landes gerichtet werden. 
Gewiss ist die Arbeit der Stände auf diesem Gebiete mehr negativ, 
öfters haben sie, besonders wenn der absolute Staat selbständig gross¬ 
zügige Reformen, wie in der Domänenverwaltung, die sog. Redressie- 
rung des Kammerstaates 13 °), durchführt, nur als Hemmschuh gewirkt. 
In anderen Fällen aber erweist sich dieser Hemmschuh als sehr heil¬ 
same Einrichtung' 8 '); denn die Äusserungen preussischer Initiative 
stehen nicht immer im Einklang mit den berechtigten lokalen Interessen 
der einzelnen Provinzen — am allerwenigsten im Zeitalter des Abso¬ 
lutismus. Da ist es von allergrösstem Werte, dass in einer Provinz 
nicht die Ruhe eines Kirchhofs herrscht, womit der junge Schiller in 
seinem Grimme den absoluten Staat charakterisiert, sondern dass es 
ein stets vorhandenes, zuverlässig, wenn auch langsam, funktionierendes 
Organ gibt, um zum mindesten die Wünsche des Volkes an die Stufen 
des Thrones zu tragen. Dieses Organ sind in Cleve-Mark von jeher 
die Stände gewesen, und sie sind es auch unter dem preussischen 
Absolutismus bis zum Schlüsse der Reichszeit geblieben. Niemals ist 
dieser Landtag zu einer blossen 'Huldigungskörperschaft’, zu einer 
blossen Bewilligungsmaschine herabgesunken. Immer bat er die Pläne 
der Regierung mit einer einschneidenden Kritik begleitet. Oft ist 
diese Kritik veraltet und verständnislos, oft aber auch einsichtig und 
von tieferer Sachkenntnis erfüllt, als die reglementiersüchtigen Er¬ 
lasse der Bureaukratie 13 *), 

*«) S I Nr. 262 S. 345 f . ; II 184 ff. 269. (Tezner S. 10 ff. 18 ff. 22 ff. 
26 ff. 65 f. Rachfahl S. 116 ff.). Darnach III 98 f. zu präzisieren. 

II 61. Tezner S. 24. 29; vgl. 27 A. 2 und unten Anm. 135. 

■**) II 73 ff. - m ) II 286. 

,aa ) Vgl. IL 82. 351. 380. 11^92 f. Rachfahl S. 127 
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Die Regierung selbst bat bis hinunter zu ihrem Formular diese 
eigenartige Stellung der Stände stets anerkannt l3S ). Sie unterscheidet 
die Stände sorgfältig von den Untertanen ls< ). Es gibt in Cleve-Mark 
nicht nur Untertanen, wie sonst meist im absoluten Preussen, sondern 
es gibt Untertanen und Stände. Diese Stände sind deshalb auch 
der Clevischen Landesregierung nicht unter-, sondern nebengeordnet; 
sie haben auch jederzeit das Recht freier und direkter Verhandlung 
mit dem Monarchen u5 ). In den westlichen Provinzen des preussischen 
Staates erscheinen staats- und verwaltungsrechtlich Mittelspersonen 
zwischen dem Könige und den Untertanen, intermediäre Gewalten in 
dem Sinne, wie sie Montesquieu als die stärksten Stützen der ge¬ 
mässigten Monarchie verherrlicht hat 136 ). 

Zweifellos hätte die preussische Regierung in der späteren Zeit 
die Macht gehabt, sie zu zerbrechen l37 ). Aber sie hat es offenbar 
nicht gewollt. Offenbar hat sie die Stände in ihrer reduzierten Form 
als starke und gesunde Einrichtung achten und schätzen gelernt isg ). 

Die bisherige Forschung erlaubt es noch nicht, über das achtzehnte 
Jahrhundert mit der gleichen Ausführlichkeit zu berichten. Auch jetzt 
haben die Stände noch oft genug Salvegardierungspolitik treiben müssen. 
Während des siebenjährigen Krieges z. B. sind sie es wieder vor allem, 
die für die Rettung des Landes sorgen l89 ). Auch unter den preussischen 
Königen ist ihre rezessmässige Stellung nicht wesentlich erschüttert 
worden. Friedrich Wilhelm I. hat allerdings am 3. Oktober 1721 die 
Abhaltung des Landtages für 1722 untersagt, weil er zu grosse Kosten 
verursache und nicht anzunehmen sei, 'dass vor diesesmahl bei dem 
Landtag etwas anders, als der gewöhnliche Steuer-Etat zu regulieren, 
vorfallen könnte, der aber gegen den vorjährigen sich in wenigem ändern 

•«) 11 269 f. 350. 378 f. 740. 

'**) Daher wird auch Gewicht darauf gelegt, dass nicht nur die Staude 
huldigen, sondern auch die Untertanen: II 9. 21. Die gegenteilige Anschauung, 
dass auch die Stände Untertanen seien, bringt in der Zeit des Kampfes 
vor allem Weimanns Journal von 1656 zum Ausdruck: I 862 ff. 865 ff. 
872. Er sagt u. a.: Regieren und beschützt zu werden, könnte in einem 
subjecto nicht Zusammenkommen.’ Vgl. 891 und dagegen 895. Die Formel 
Stände und Untertanen’ lässt sich übrigens auch gegen den Repräsentativ. 
Charakter der Stände ausbeuten, Vgl. unten Anm. 166. 

,M ) II 162. 351. 377 ff. 407. 417 f. 507. 623. 

'**) Esprit des Loix II 4. 

,JT ) II 344. 

»•) Vgl. II, XVI; 195 f. 739: III 105: Rachfahl S. 125 t.: 128 f. 

**•) III 104 f.; S III Nr. 1758 S. 1522 ff. 
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dürffte, nndt dabei die kostbahre Versammlung so vieler Stände im 
geringsten nicht nöthig sein wirdt\ Die Stände sollen sich formlos mit 
dem Kommissariat ins Benehmen setzen. Er hat jedoch diese Verord¬ 
nung, bewogen durch eine ständische Vorstellung vom 19. Februar 1722, 
am 5. April dieses Jahres wieder zurückgenommen, 'umb denen Ständen 
von Dero bestgnädiger Hulde undt Gnade eine Versicherung und Probe 
zu geben’ 140 ). — Wenn man U1 ) nenerdings in dem gegen Max Lehmann 
mit so grosser Erregung geführten Streite die Behauptung aufgestellt 
hat, die Stände hätten in Cleve-Mark so gut wie nichts zu sagen ge¬ 
habt, so beweist eine solche Behauptung nur die Unkenntnis der rhei¬ 
nischen Verhältnisse. 

Auch während des achtzehnten Jahrhunderts haben die Stände, 
wobei wir uns für diese Angaben vorläufig nur auf gedrucktes Material 
stützen können, zu grösseren und kleineren Reformen in den verschie¬ 
densten Zweigen der Verwaltung die Anregung gegeben, so u. a. auf 
dem Gebiete der Wechselordnung 1712 14 *), der Zinsordnung 1712 I4S ), 
der Wegepolizei 1716 144 ), des Münzwesens 1741 14Ä ), der Gerichts¬ 
verfassung 1752 14ß ). des Steuerwesens 1764 ,47 ), des Strafvollzugs 
1777 ,48 ) etc. 

Vor allem auf militärischem Gebiete i49 ) haben sich unsere Land¬ 
schaften auch im achtzehnten Jahrhundert eine Sonderstellung vermutlich 
nur deshalb bewahren können, weil die Stände energisch ihr Interesse 
wahrnehmen. Das barbarische Werbesystem Friedrich Wilhelms I. ist 
auf den Westen nur vorübergehend ausgedehnt worden 100 ). Schon 1735 
treten erhebliche Ermässigungen ein. 1748 werden die rheinischen 

H0 ) 'Wobei S. K. M. das allergnädigste Vertrauen haben, sie werden 
sich zu Dero Vergnügen überall woll aufführen und Dero Ordres besser 
pariren, als bishero’.. S 11 Nr. 926 S. 998 f.; über ähnliche Versuche Fried¬ 
richs des Grossen s. III 105. Der Plan des Grossen Kurfürsten, die Voll¬ 
landtage in Deputationstage zu verwandeln, ist ebenfalls gescheitert: II 744 ff. 

,41 ) E. v. Meier, französische Einflüsse auf die Staats- und Rechts- 
entwicklung l’reussens im 19. Jahrhundert II (1908) S. 119. 

“*) S II Nr. 630 S. 775. 

“») Nr. 631. 

««) Nr. 752 S. 911. 

>«*) Nr. 1407 S. 1316. 

>«) S 111 Nr. 1658 S. 1435. 

'«) Nr. 1811 S. 1547. 

> 4 ») S IV Nr. 2150 S. 2103. 

***) III 92. 106 ff. 

1W ) Vgl. S II Nr. 655 S. 785. 
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Provinzen von dem allgemeinen preußischen Rekrutierungssystem aus¬ 
drücklich angenommen 151 ). 1789 wird zwar angesichts der drohenden 

ausseren Verwickelungen eine 'Landes-Rekrutierungs-Convention’ mit den 
Ständen von Cleve-Mark abgeschlossen; aber ihre Bedingungen sind für 
die Regierung ungünstig 15 *). 

Je mehr ferner die staatsrechtlichen Fragen durch die Rezesse 
von 1660 und 1661 und ihre Auslegung ihre Erledigung gefunden 
haben, um so freier wird die Bahn für wirtschaftspolitische Betätigung 
der Stände ,5S ). Auch in ihr haben sie das Interesse des Landes gegen¬ 
über der absolutistischen Schablone verfochten, wie insbesondere im 
Jahre 1783, wo sie der Einführung des Gewerbezwangs am Rhein, der 
den östlichen Unterschied zwischen Stadt und Land künstlich nach dem 
Westen verpflanzen will, einen beachtenswerten Widerstand entgegen¬ 
setzen 154 ), womit sie auch nur wieder in alte Bahnen zurücklenken; 
denn auch schon früher sind sie zu Zeiten das wirtschaftliche Gewissen 
des Landes gewesen. Man findet die Forderung der Schiffbarmachung 
von Ruhr und Lippe schon in ständischen Beschwerden vom 30. Januar 
1647 l3 °). Für Handel und Industrie bekunden sie oft lebhaftes 
Interesse. In der Zollpolitik haben sie ihre selbständigen Ansichten. 
Aus dem Jahre 1683 stammt ein umfassendes innerpolitisches Memorial, 
dessen wirtschaftspolitische Teile offenbar bei den Akten als schätzbares 
Material liegen geblieben sind ,56 ). 

In der Frage der Jurisdiktionen endlich, deren Verleihung von der 
Regierung zu einseitiger Begünstigung gewisser Adelsfamilien ausgenutzt 
wird 157 ), haben die Stände bemerkenswerterweise das Interesse der 
staatlichen gegen die patrimoniale Justiz schon seit dem siebzehnten 
Jahrhundert wahrgenomraen l,r ’ 8 ). 

Nach dem allen muss es -— trotz neuerlichen Widerspruchs 158 ) 
— im Anschluss an Lehmann noch immer als höchst bedeutsames Zu¬ 
sammentreffen erklärt werden, dass der Freiherr vom Stein seine po¬ 
litischen und verwaltungspolitischen Lehrjahre grade in Cleve-Mark 

*“) S II Nr. 1518 S. 1352 f, bestätigt 1787 ebd. IV Nr. 2349 S 2296 ff. 

,M ) S III Nr. 2403 und 2406 S. 2330 ff. 

,M ) Vgl. II 284. 327, 337 ff. 414 f. 553 A. 2. 825 ff. 

1M ) III 122 ff. Vgl. S III Nr. 2440 S. 2355 ff. 

“») I 321; vgl. 367. 639 f. II 825. III 104. 

1M ) II 691 ff. 

,M ) 1 117 f. 952. II 12. III 93. 

,M ) I 349 ff. 354 ff. 623. 634. 638. II 12. 177 ff. III 104. 

“•) v. Meier II 126. 
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verlebt hat, in fortgesetzter Berührung mit einem lebenskräftigen Stände¬ 
wesen und einer durchgebildeten Selbstverwaltung. Eben dies Zu¬ 
sammentreffen bringt es uns nahe, zum Schlüsse den allgemeinen Wert 
der niederrheinischen Provinzen kurz zu erörtern. 

Man hat die äusserpolitische Bedeutung der frühen niederrhei¬ 
nischen Erwerbungen für die Krone Preussen oft hervorgehoben 16 °). 
Für unsere an grössere politische Räume gewöhnten Augen ist es zwar 
nur ein recht bescheidener Landbesitz, den Preussen vor dreihundert 
Jahren erworben hat. Aber es kommt hier nicht auf die Grösse an, 
sondern auf die Lage. Zuerst durch die Erwerbung von Cleve-Mark 
hat sich Preussen umfassende Gebiete im alten deutschen Mutterlande 
angegliedert, hat es aufgebört, ein reiner Kolonialstaat zu sein, und ein 
kräftiges Gegengewicht bekommen gegen den gefährlichen, d. h. den 
deutschen Charakter Preussens gefährdenden Ausdehnungsdrang nach dem 
Osten. Durch seine Stellung am Niederrhein wird es hineingezogen in 
die westdeutsche und damit in den meisten Fällen auch in die west¬ 
europäische Politik. 

Das alles ist gewiss richtig und will wohl überlegt sein. Aber 
es ist nicht die ganze Wahrheit. Zum äusserpolitischen kommt der 
innerpolitische Einfluss, den diese Landschaften ausgeübt haben. In den 
westlichen Provinzen ist dem preussischen Absolutismus eine freiheit¬ 
lichere Organisation entgegengetreten, mit dem Erfolge zwar, dass sie 
ausschweifende, mit dem Hochverrate spielende Pläne nach langem, 
hartem Kampfe hat drangeben müssen, dass sie sich aber dann, nach 
dem Friedensschlüsse, in einem begrenzteren Machtbereiche gegenüber 
dem Absolutismus durchaus behauptet hat. Es gibt eine wenig be¬ 
achtete Ecke des preussischen Staates, wo dieser Absolutismus nicht 
schrankenlos gebietet, wo sich vielmehr aus mittelalterlicher Vorzeit 
autonome, nicht von ihm geschaffene Mächte erhalten haben, die — in 
bestimmter Umbildung — vielleicht noch eine grössere Zukunft haben 
als dieser Absolutismus selber, dessen historische Mission erfüllt ist. 
als die Revolution heraufzieht 

Ohne die grossen innerpolitischen Verdienste des Absolutismus, 
die ja neuerdings mit besonderem Eifer erforscht werden, verkleinern 
zu wollen: es muss doch gesagt werden, dass man kein Recht hat, überall 
einfach für den absoluten Staat gegen die Stände Partei zu ergreifen 1C8 ). 

>«°) I 102. 11 354. — ,#1 ) Vgl. J. Hansen, G. v. Mevissen I (1906) S. 202 f. 

,,i *) Das ist noch bei v. Haeften, der unter dem bekannten Droysen- 
schen Einflüsse steht, deutlich. S. I 99 ft'. 781. Vgl. v. Meier II 120. Tezner 
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Gewiss zeigt auch das niederrheinische Ständetum tiefe Schatten. 
Man darf dahin auch jene auffallende Interesselosigkeit gegenüber 
grösseren Zielen der gesamt preussischen Politik rechnen 16 ’). Nach der 
Schlacht bei Fehrbellin z. B. schicken die Stünde am 17. Juli 1675 
ein merkwürdiges Schreiben an den Kurfürsten ,64 ). Natürlich con- 
gratulieren sie ihm von Herzen und sagen dem Allerhöchsten Lob und 
Dank. Aber vor allem meinen sie, dass der Kurfürst nun genug ge¬ 
siegt habe und dass er sich schonen müsse, „dass E. Ch. D. bevorab, 
da Sie in diesen . . . actionen ühertlüssige ehre eingeleget und so grosse 
reputation erlanget haben, dero höbe Person . . . hinführo zu mesnagiren 
unnd . . . hierinnen dem rath und Vorsorge der Männer Davids 2. Samuel 
21, vers 17, gnädigst zu folgen“, wo es nämlich heisst: I)u sollst nicht 
mehr mit uns ausziehen in den Streit, dass nicht die Leuchte in Israel 
verlösche. — Ein genaues Studium der Ständeakten wird am besten vor 
einseitiger Überschätzung bewahren. Und doch ist in ihnen auch viel 
fruchtbares und selbständiges politisches und verwaltungspolitisches Ge¬ 
dankenmaterial zutage gefördert worden. Ein erster Kenner, wie der 
Freiherr vom Stein, hat das oft genug gerühmt. In der inneren 
preussischen Geschichte im 19. Jahrhundert findet man die Spuren davon. 
Auch am Rheine ist im Kampfe um die Verfassung mancher altständische 
Gedanke der Vergessenheit entrissen und fruchtbar ausgestaltet worden. 

Es ehrt die preussische Herrschaft, dass sie die ihr oft so un¬ 
bequeme ständische Verfassung nicht zerstört hat. Erst der Revolution 
ist sie zum Opfer gefallen. Aber die niederrheinischen Stände haben 
sich einen würdigen Abgang gesichert. Sie haben sich redlich bemüht, 
zu retten, was zu retten war, und jedenfalls Opposition gemacht bis 
zum letzten Augenblicke, so scharf und so organisiert, wie man sonst 
am Rheine noch nirgends beobachtet hat 165 ). — 

Man hält der deutschen Verfassungsentwicklung so oft die eng¬ 
lische als Muster vor und beklagt das Fehlen historischer Kontinuität 

S. 35 ff.; 53 A. 3; 65 A. 3; 80 ff., 97 f., die sich von andern Gesichtspunkten 
aus gegen die Stände wenden. — Die 'borussische’ Geschichtsschreibung Droysens 
ist geistesgeschichtlich jetzt erst von Friedrich Meinecke richtig eingeordnet 
worden (Weltbürgertum und Nationalstaat, 1908, S. 431 ff.). 

'«) II 345. 

,84 ) II 569. 

1<s ) Näheres in meiner Arbeit über das Rheinland und die französische 
Herrschaft (1908) S. 97 ff. 307 ff. (Statt Burick und Ossenburg im Text und 
Register 1. Büderich und Ossenberg.) Vgl. F. Nettesheim, Geschichte der 
Stadt und des Amtes Geldern I (1863) S. 573 ff. 
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auf dem Kontinent. In den meisten Füllen sicher mit Recht. Aber 
übersieht man nicht dabei bisweilen, dass es in Deutschland vor der 
Revolution eine ganze Reibe lebensfähiger ständischer Verfassungen gab, 
die, wenn ruhigere äussere Verhältnisse geherrscht hätten (eine Voraus¬ 
setzung, die eben nicht erfüllt war), vielleicht noch im neunzehnten 
Jahrhundert fähig gewesen wären, die Ansprüche der Gegenwart mit 
dem Rechte der Vergangenheit zu versöhnen? 

Freilich haben diese deutschen ständischen Verfassungen gegen¬ 
über der englischen ausnahmslos ein rückständiges und überlebtes Aus¬ 
sehen. Das gilt nun doch auch von der niederrheinischen. Es ist 
eine beschämende Tatsache, dass in dar ganzen langen Friedenszeit von 
1660—1794 weder von Seiten der Stände, noch von Seiten des Hofes 
irgend nennenswerte Versuche gemacht worden sind, jene Missstände, 
von denen andeutungsweise die Rede war, einzuschränken oder zu be¬ 
seitigen, den Vertretungsmodus zu verbessern, ihn mit der fortschrei¬ 
tenden wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Einklang zu bringen, 
überhaupt dem konstitutionellen Vertretungs- gegenüber dem altstän¬ 
dischen übrigkeitsgedanken 16e ) zum Siege zu verhelfen. Es ist gewiss 
echt deutsch, dass diese Stände am Vorabend der Revolution noch genau 
so tagen, wie sie es am Schlüsse des Mittelalters auch schon getan haben. 

Und doch ist auch das kontinentale Ständewesen entwicklungs¬ 
fähig gewesen und hat neue zukunftsreiche Gedanken aus sich geboren. 
Wer in Deutschland schon vor der Revolution auf freiheitliche politische 
Gesinnung etwas hält, steht mehr oder minder zu den Ständen in Be¬ 
ziehung. — Montesquieu ist recht eigentlich in ständischer Luft gross 
geworden; und eben er eröffnet die konstitutionelle Theorie 167 ). Wir 
können eine ähnliche Erscheinung in den kleinen deutschen Verhält¬ 
nissen nicht erwarten. Ein solcher politischer Denker ist auch am 
Niederrhein nicht erstanden. Aber ebenso viel, als die grosse Theorie 
und der Mann mit dem europäischen Namen, gilt vielleicht die stille, 
bescheidene, selbständige Arbeit dieser niederrheinischen Landtage. Von 
1666—1694 haben jedes Jahr im Durchschnitt sieben Partikular- und 
Plenarversammlungen stattgefunden 168 ). Nicht nur der Arbeitseifer der 
Stände 169 ), sondern ebenso der schleppende Geschäftsgang haben diese 

,M ) Vgl. II 269. Die Abweichungen des ständischen vom konstitutio¬ 
nellen Staatsrecht sind doch wohl noch grösser, als Rachfahl, v. Below, Leh¬ 
mann, Hützsch u. a. annehmen. Vgl. Tezner. 

"' , ) Vgl. Tezner S. 70 f. 

,M ) II 273 ff. — ,## ) Von Tezner S. 20 f. nicht genug beachtet. 
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Zahl herbeigeführt. Aber auch sie ist vielleicht geeignet, vor einer 
Unterschätzung dieser selbstgewacbsenen Gebilde zu warnen. 

Auch in Cleve-Mark ist das Ständetum trotz seines hohen Alters, 
unter dem es oft zu leiden hat. eine Vorschule freierer politischer Organi¬ 
sation gewesen. 'Hier bedurfte es’, wie inan mit Recht gesagt hat 170 ), 
'keiner besonderen Berührung für diese Stände mit den Ideen von 
aussen, von Frankreich und England her, um in ein konstitutionelles 
Denken hereinzu wachsen’. Auch in innerpolitischer Beziehung, schliessen 
wir, ist der preussische Staat vom Westen aus befruchtet worden, und 
zwar nicht nur durch die freieren Anschauungen des ganzen 1815 er¬ 
worbenen Rheinlands, sondern auch schon durch Keime und Ansätze 
dazu, die wir in den niederrbeinischen Erwerbungen des Jahres 1609 
vortinden. Insofern dürften die Stände von Cleve-Mark einen Ehren¬ 
platz bei der Jubiläumsfeier beanspruchen. 

««) II 270; vgl. Rachfahl S. 129 f. 

Die sog. „Reformation des Kaisers Friedrich III.“, 

ein Reichsreformplan 
der westdeutschen Reichsritterschaft. 

Von Dr. H. Werner in Düren. 

I. Verfasser und Entstehung der Schrift'). 

In der literarischen Hochflut, von der die kirchliche und soziale 
Bewegung in den 20er Jahren des 16. Jahrhunderts getragen wurde, 
nimmt die sog. Reformation des Kaisers Friedrich III. einen besonderen 
Platz ein. Sie trat unter dem pomphaften Titel: „Teutscher Nation 
Nottnrft, die Ordnung und Reformation aller Stände im römischen Reich 
durch Kaiser Friedrich III.“ mit dem Unterfangen, das „ganze römische 
Reich deutscher Nation zu reformieren“, gedruckt 1523 an die Öffent¬ 
lichkeit. So ist es einigermassen zu verstehen, wenn Boebmer 2 ), ihr 

') Ein zweiter Abschnitt, der die Quellen der Schrift untersucht, wird 
in einem der nächsten Hefte erscheinen. 

*) Boebmer G. W., Kaiser Friedrichs III. Entwurf einer magna Charta 
für Deutschland oder die Reformation dieses Kaisers vom Jahre 1441, 
Göttingen (1818). Ein Exemplar dieses anscheinend seltenen Buches wurde 
mir von Herrn Prof. Dr. Weraiinghoff in Königsberg zur Verfügung gestellt. 
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letzter Heraasgeber, sie als eine „magna Charta“ für Deutschland be¬ 
zeichnte, womit er freilich weit neben das Ziel getroffen hat. Die 
Reformation des Kaisers Friedrich III. nimmt vielmehr eine mittlere 
Stellung ein zwischen der kirchenpolitischen Bewegung des 15. Jahr¬ 
hunderts, die zum erstenmal einen Laien und Stadtbürger in deutscher 
Sprache zur Reform von Staat und Kirche aufrief, und der sozial¬ 
politischen des 16. Jahrhunderts, deren programmatischer Ausdruck in 
den 12 Artikeln der Bauern vorliegt. Welche Rolle sie in der Bauern¬ 
revolution vom Jahre 1525 zu spielen berufen war, ist schon mehrfach 
mit Glück untersucht worden s ). In wie weit ein Zusammenhang der 
vorliegenden Schrift mit der Reformation des Kaisers Sigmund besteht, 
soll uns später beschäftigen. Es gilt hier, zunächst der Frage nach 
der Art der Entstehung und nach dem Verfasser näherzutreten, für die 
bis jetzt noch keine befriedigende Lösung gefunden wurde. 

Die Schrift ist unter dem Pseudonym des Kaisers Friedrich III. 
zum erstenmal im Jahre 1523 gedruckt, und sie ist von Goldast, Reichs¬ 
satzung (1609) I, 166—180, wieder abgedruckt worden mit dem frei¬ 
händig zugefügten Titel: „Kaiser Friedrichs dess dritten Reformation. 
Im hl. römischen Reich teutscher Nation fürgenoramen und proponiert 
auff dem Reichstag zu Meyntz anno domini 1441“. Damit war die 
Echtheit der Schrift und ihre Entstehung im 15. Jahrhundert offenbar 
auf längere Zeit festgelegt; doch es erhoben sich wieder berechtigte 
Zweifel, indem man sie entweder als eine „nichtswürdige Erdichtung“ 
oder eine „Privatarbeit“ 3 4 ) oder auch wieder als „einen wirklich zu¬ 
stande gekommenen Beschluss“ 5 * ) betrachtete. Erst mit der Veröffent¬ 
lichung eines Verfassungsprojekts zum Jahre 1525 durch Öchsle 8 ), das 
eine Kopie unserer Reforraschrift ist, wurde die „Reformation des Kaisers 
Friedrich III.“ wieder dem 16. Jahrhundert zurückgegeben. Von jetzt 
ab wurde sie bald dem Schwärmer Thomas Müntzer 7 ), bald dem Bauernrat 

3 ) Kluckbohn A., Über das Projekt eines Bauernparlaments zu Heil¬ 
bronn und die Verfassungsentwürfe von Fr. Weigandt und W. Hipler aus 
dem Jahre 1525. In Nachrichten von der Kgl. Ges. der Wissenschaften zu 
Göttiogen 1893. 

*) Eichhorn in der 3. Auflage seiner Rechtsgeschichte (1822). 

*) Cocejis Vorrede zu dem Projekt des Corp. Jur. Fredericiani 
(1750) § 20. 

•) Beiträge zur Geschichte des Bauernkrieges in den schwäbisch-frän¬ 
kischen Grenzlanden. Heilbronn (1830). 

7 ) Eichhorn, a. a. 0. 4. Auflage (1837). 
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Weigandt 8 ), bald in dunkler Ahnung dem Kreise um Franz von 
Sickingen 9 ) zngewiesen. Ein direkter archivalischer Beweis lässt sich 
noch nicht führen, wohl aber kann uns ein Indizienbeweis unter ge¬ 
nauer Beachtung des Details unserer Schrift and gleichzeitiger geschicht¬ 
licher Vorgänge volle Klarheit über die Entstehung und den Verfasser 
der Reformation geben. 

Dass unsere Schrift aus der ersten Zeit von Luthers Auftreten 
stammt, ist besonders klar aus ihrer „Vorrede“ und ihrem „Beschluss“ 
zu erkennen. Beide, in sehr erbaulichem Ton abgefasst, zeigen einen 
eigentümlichen Überschwang des Gefühles der Freude über die „grundlose 
Gnade und Barmherzigkeit“, durch die „Gott uns vom Trachen der 
Finsternis erlediget hat“ 10 ). 

Gerade die in dieser Form übernommene Bezeichnung des Papstes T 
der sonst in der Schrift mit keinem Wort mehr berührt wird, ist 
charakteristisch insofern, als sie erst seit 1520 zum Schlagwort der 
Publizistik geworden ist 11 ). Da auch in deu übrigen Stellen über die 
Geistlichen und die neue Lehre noch kein von theologischen Streitig¬ 
keiten verbitterter Geist uns entgegentritt, kann das Jahr 1520 als 
terminus a quo für die Entstehungszeit der Schrift gelten. 

Der Verfasser gehört zu deu Laien, wie das klar aus seinen 
eigenen Worten: „wir, die leyen“, oder „uns, den leyen“ ia ) hervorgeht. 
Dieses Wort bezieht er im doppelten Sinne auf sich und diejenigen, an 
die er sich wendet; nämlich einmal sind bei ihm die „leyen“ soviel 
wie die Nicht-Juristen, „wann ihnen (den rechtsgelehrten Doktores) das 13 ) 
herter dann den leyen verschlossen ist und kann ir keiner ein schlüssel 
darzufinden .... Aber der ley behelt doch den schlüssel zum rechten 


8 ) Thomas M,, Markgraf Kasimir von Brandenburg im Bauernkriege. 
Diss. 1897. S. 76 ff. 

*) Jörg J. E., Deutschland in der Revolutionsperiode von 1522—26 

(1851). 

,0 ) Siehe Vorrede bei Goldast, a. a. 0. Oder XIII. Beschlussartikel, 
1. Dek). .,damit die menschlich freyheit christlicher Ordnung wieder aufge- 
richt, die durch den rechten waren antichrist uns armen Christen mit 
dem hl. evangelio und andern worten Christi verborgen und nieder¬ 
gelegt was.“ 

”) Preusö H., Die Vorstellungen vom Antichrist im späteren Mittel- 
alter bei Luther und in der konfessionellen Polemik. (1906) S. 129. 

**) VI. Hauptartikel, 4. Erklärung. Es wird immer nach Goldast, 
a. a. 0. zitiert. 

,3 ) sei. die Rechtsprechung. 
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bei ime“ u ). Was hier aber mehr ins Gewicht fällt, ist, dass er das 
Wort gebraucht „uns leyen“ gerade im Gegensatz zu den Geistlichen: 
„nimbt ihr (von den Geistlichen) ayner ein weib, das ist ihm uit recht, 
aber uns leyen 15 ) 

Des Näheren gehört der Verfasser dem niederen Adel an. Das 
gebt aus seinem eigentümlichen Verhalten diesem Stande und seinen 
Angehörigen gegenüber deutlich hervor. Mitten in der Aufzählung aller 
weltlichen Geburtsstände legt er allein den Rittern und Knechten das 
lobende Beiwort „frutnm“ ,<s ) zu. Er macht damit von einer in der 
Ritterschaft damals geltenden Anschauung und von einer selbst ihren 
offiziellen Beschwerden 17 ) geläufigen Wendung wiederholt Gebrauch. 

Dass der Verfasser Oberdeutschland, und zwar einer Weinbau 
treibenden Bevölkerung angehört, lässt sich aus seiner Vorliebe für speziell 
oberdeutsche Verhältnisse schliessen. So erwähnt er von den 21 Münz¬ 
stätten des Reichs, die nach seinem neuen Verfassungsentwurf errichtet 
werden sollen, nur 5 des Oberlandes, nämlich Baiern, Schwaben, Franken, 
Oberrheinstrom und Österreich, während er sich um die Verteilung der 
übrigen nicht kümmert. Bei der Neuordnung der Masse und Gewichte 
ist der Wein 18 ) ihm nicht nur unter den Getränken, sondern überhaupt 
unter den Erzeugnissen des Landes das wichtigste. Er führt ihn zuerst 
an und bestimmt, dass „evn gross Fudermass am Weyn“ für das ganze 
Reich Normalmass sein soll. Aber gerade diese Weinmasse, wie „Fuder“, 
„Ohm“, „Aich“, sind dem rheinfränkischen Gebiete heute noch eigen¬ 
tümlich. lu der Tat, der Verfasser gehört des Näheren dem fränkischen 
Reichsritterstande an. Um diese Tatsache an den Details der Schrift 
besser erkennen zu können, muss über die Lage der Reichsritterscbaft 
Südwestdeutschlands um das Jahr 1500 etwas weiter ausgeholt werdeu. 

Ihre eigentümliche Stellung gerade hier im Südwesten Deutschlands 
beruht auf der eigeuartigeu verfassungsgescbichtlichen Entwicklung dieses 
deutscheu Reicbstcils I5 *). 

'*) Siehe V. Hauptart. 2. Erkl. 

,s ) Siehe VI, 4 und gleich darauf mehrmals. 

lft ) Siehe VI, 3 und II, 3, V, 3 und VI. 4. 

17 ) R. A. 3. Baud, Jüngere Reihe No. 113 Beschwerde 14: „wie 
frummen lehnsmann geziemt.“ Auch an der Stelle, wo er die frühere 
Ausstattung der Kircheu mit Grundbesitz durch den Adel verwirft, rechnet 
er sich sowie die Angeredeten wiederholt mit dem Wörtchen „wir“ zu 
diesem Adel. (Vgl. „Beschluss“.) — '■) Siehe X. Hauptartikel. 

,# ) Vgl. dazu Stolze W., Zur Vorgeschichte des Bauernkrieges in 
Staats- und sozial wissenschaftliche Forschungen (Schmoller) 18. Band. 4. Heft 
(1900) S 8 ff. 
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Während sonst in Deutschland die Ritter des ausgehenden Mittel¬ 
alters den Territorien sich unterwarfen und landsässig wurden, konnten 
sie sich hier im Südwesten der Macht der Grösseren erwehren. Eine 
interterritoriale Reichsritterscbaft blieb hier bestehen, deren Interessen 
nicht in dem des jeweiligen Territoriums aufgingen. Die Reichsritter 
in Franken und Schwaben wahrten ihre Selbständigkeit und ihre eigenen 
Interessen auch in Bünden, die sie mit dem höheren Adel wie z. B. im 
St. Jörgenschild schlossen, um ihre staatsrechtlich garantierte Stellung 
ausserhalb der Territorien zu behaupten 20 ). 

Wir sehen schon daraus, wie es einem Reichsritter von einer 
solchen politischen Stellung wohl anstehen konnte, der Urheber eines 
Reforraprojektes zu sein, das sich unterfängt, das „ganze hl. römische 
Reich teutscher Nation“, wie der Verf. unserer Reformation unermüd¬ 
lich bei jeder Forderung wiederholt, mit allen seinen Ständen zu ver¬ 
bessern. Aber diese Reichsreform zeigt nicht nur deutlich die Spuren 
der um das Jahr 1500 veränderten, ja aufs höchste bedrohten Lage der 
Reichsritter, soudt rn will hauptsächlich den sich zu ungunsten derselben 
vollziehenden Umschwung aufbaUen, wenn nicht ganz rückgängig machen. 

Zuerst wurde ihre materielle Selbständigkeit durchbrocln n. Wäh¬ 
rend im Hochmittelalter ein kleiuer Grundbesitz die ökonomische Grund¬ 
lage ihres Berufes als „Reisige“ bildete, so mussten sie im ausgehenden 
Mittelalter wegen Steigerung der Lebenshaltung und der beruflichen 
Konkurrenz mit den bürgerlich-bäuerlieheu Landsknechten in den Dienst 
der grösseren Territorien treten Hier im Südwesteu, wo es keinen 
landsässigen Adel gab, diente der Reichsritter um das Jahr 1500 als 
Amtmaun überall bei den geistlichen uud weltlichen Herrn. Aber 
bald zeigte sich der Ritter den erhöhten Anforderungen, die infolge 
der gesteigerten Bedürfnisse in Verwaltung und Rechtsprechung an das 
erstarkte territoriale Staatswesen gestellt wurden, nicht mehr gewachsen. 
Den komplizierteren landesherrlichen Verhältnissen kam das entwickeltere 
römische Recht anstelle des heimischen Landrechts zu Hilfe. Dieses 
erforderte den verwickelteren Ansprüchen des damals sich bahnbrechenden 
modernen Staates entsprechend einen ganz neuen Beamtenapparat. Da 
nun das rezipierte römische Recht sich in dem Sinne einer strengereu 
Zentralisation gegenüber den noch selbständigen Faktoren, wie Rittern, 

<0 ) Sigmund erliess im Jahre 1522 eine Verordnung, wonach die Ritter 
des ganzen deutschen Reiches sich verbinden sollen. Vgl. meine Ausgabe 
der Reformation des K. Sigmund im Archiv für Kulturgeschichte, III. Ergz.- 
Heft (1908) S. 79. 

Westd. Zeiuchr. f. Gesell. u. Kunst. XXVIII, I- 3 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



34 


H. Werner 


Bürgern and Bauern fühlbar machte, gab man aus diesen Kreisen nicht 
der Entwicklung, sondern dem ihr zu Hilfe geeilten römischen Recht 
die Schuld an der grösseren Gebundenheit des Individuums an den 
Territorialstaat. Die Fürsten zogen allmählich in ihre Hofgerichte und 
ihren Rat nur solche, die in der Kanzlei und Universität gebildet waren 
und deshalb den verwickelteren und stärker betonten Ansprüchen des 
neuen Staates nachzukommen wussten. Auch erkannten sie „in der 
rechtsgelehrten Bureaukratie das beste Mittel zur Bekämpfung des auf 
seine ständischen Rechte pochenden Adels“ 21 ). Sogar die Reichsstädte 
konnten in allen publizistischen Fragen des juristischen Beirats nicht 
mehr entraten. (Vgl. die Stadträte oder Syndici.) „Selbst die Ver¬ 
waltung der Vogteien und Ämter gelangte in zunehmendem Masse in 
die Hände von Juristen; wo man den adligen Amtmann nicht zu ver¬ 
drängen wagte, setzte man ihm wohl einen rechtskundigen Amtsschreiber 
oder Kästner zur Seite, der ihm ganz allmählich von selbst die Ge¬ 
schäfte aus der Hand nahm 22 ).“ 

Schon im Laufe des 15. Jahrhunderts atmen die schiedsrichter¬ 
lichen Entscheidungen des Königs und einzelner Fürsten vielfach römisch¬ 
rechtlichen Geist, weil sie von rechtsgelehrten Räten ausgearbeitet wurden. 
Infolge der Besetzung des kgl. Kammergerichts vornehmlich durch Rechts¬ 
gelehrte kam das römische Recht bei Rechtssprüchen desselben immer 
mehr zur Geltung 23 ). Auch in den fürstlichen Kamrnergerichten oder 
Kanzleieu wurden die Räte „immer weniger dem Landesadel als vielmehr 
dem Stande der Rechtsgelehrten entnommen“ 24 ). Ihre dem Interesse 
des Landesfllrsten nun rücksichtslos dienende Tätigkeit wurde als be¬ 
sondere „Findigkeit“ der Räte von den untergeordneten Faktoren des 
Territoriums ausgelegt. Es versteht sich von selbst, dass der niedere 
Adel nur selten seine Söhne studieren liess, denn er „ha'Sie das römische 
Recht so gut wie die Juristen“. Bürgerliche, dazu oft Landesfremde 
drängten io diese Lücke und schmälerten dem Ritter den Nahrungs¬ 
spielraum. Es ist also das Gefühl der Verdrängung aus seinem ur¬ 
sprünglichen Berufe der Handhabung der öffentlichen Polizei, der Be¬ 
drückung durch das römische Recht und die Juristen und das Bewusstsein 
allmählicher Beseitigung aus dem Dienste in der Verwaltung und Recht¬ 
sprechung der Fürsten, die um 1500 eine tiefgehende Erregung uuter 

31 ) Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte S. 7G9. 

32 ) Ebenda. 

3I ) Ebenda S. 547. 

st ) Ebenda S. 595. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die sog. Reformation des Kaisers Friedrich III. 35 

den Reichsrittern im Südwesten des Reiches wachruft. Neben dem Be¬ 
streben der Rückeroberung ihrer alten Selbständigkeit und Betätigung 
wird von ihnen zugleich ein anderes Ziel verfolgt: die Verbesserung 
und Vergrösserung ihrer ökonomischen Grundlage durch Aneignung von 
neuem Grundbesitz. Da bietet ihnen die kirchliche Bewegung mit ihrer 
Verurteilung des weltlichen Besitzes der geistlichen Fürsten und Korpo¬ 
rationen eine willkommene Handhabe. Hier gesellt sich zu der oben 
erwähnten hochgradigen Abneigung gegen die Fürsten und deren 
juristischen Räte, die auch die geistlichen Territorien treffen musste, 
noch das Ärgernis, dass die nach Vergrösserung ihres Grundbesitzes 
trachtenden Ritter an dem Besitz der „toten Hand“ nehmen. An den 
geistlichen Fürsten sollte sich denn auch zuerst und am schwersten die 
Spannung des südwestdeutschen Reichsrittertums entladen. Der erste 
Schlag wurde von Franz von Sickingen gegen den Kurfürsten von Trier 
geführt. Ein Rechtsanspruch an den geistlichen Kurfürsten wegen 
privater Händel ib ) bildete den Vorwand, mancherlei Verbrämungen 
sollten die öffentliche Meinung von dem letzten Ziel des Vorgehens ab¬ 
lenken, wie die Erklärung seines Getreuen Ilartmut von Crouberg, dem 
„Evangelium eine Öffnung zu machen“, oder das Gerücht, der „Tanz“ 
gelte den Franzosen. Das wahre Ziel war, nach einer Aufbesserung der 
ökoaomi'cben Grundlage der Reichsritterschaft durch gewaltsame Säku¬ 
larisation des Kirchenguts der Prälaten, die RestituieruDg in ihre alte 
politische Selbständigkeit, die durch eine Reichsreform, nämlich die vor¬ 
liegende Reformation des Kaisers Friedrich 111. wiedergewonnen werden 
sollte. Freilich habe ich damit dem Ergebnis der Untersuchung vor- 
gegriffen. Es gilt zuerst die gezeichnete Lage an den Details der Schrift 
zu messen. Glücklicher Weise haben wir gleichzeitig mit dem Unter¬ 
nehmen Franzens von Sickingen abgefasste Beschwerden der fränkischen 
Reiclisritterschaft* 6 ), die offiziell bei dem 2. Nürnberger Reichstag ein¬ 
gereicht wurden. Unter Heranziehung derselben und der geschilderten 
Lage der Reichsitterschaft zu Beginn der Reformation erhält die ritter¬ 
liche Bewegung und unsere Reformschrift neues Licht, von dein be¬ 
leuchtet der Hintergrund, auf dem die Reformation Kaiser Friedrichs III. 
entstand, klar erkannt wird. 

Der Verfasser schwärmt für die alten Stände: Kaiser, Ritter und 


* 4 ) Vgl. Bremer F. P., Franz von Sickingens Fehde gegen Trier (1885) 
S. XLIX ff. 

**) vom 29. Dez. 1522. Vgl. Reichstagsakten unter Kaiser Karl V. 
III. Bd. (1901) S. 695 ff. 

3 * 
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Bauer. Für letzteren fordert er freies Eigentum, aber bezeichnend für 
seine Persönlichkeit ist es, dass er den Bodenzins, die „gült“, erhalten 
wissen will. Hierin verrät sich der beteiligte Grundherr. Denn diesem 
Bodenzins entsprechen Gegenleistungen öffentlich rechtlicher Natur, die 
der Adlige nur dann erfüllen konnte, wenn die „gült“ der Zinsbauern 
erhalten blieb. „Ritter und knechte, so von gemeyner reichsordnung 
zugelassen seyndt, werden überall intgleicher Weise als ebenbürtiger 
Reichsstand, obscbon sie die Reichsstandschaft nicht besassen * 7 ), neben 
den übrigen Reichsständen behandelt 28 )“. Besonders charakteristisch für 
die Person des Verfassers ist auch die Forderung 29 ), „dass alle die dariun 
(im Reich) wonen und vom reich oder derselben glider nit in des 
reichs ordnunge bracht auch mit adeligen leben zugelassen seind, dieselben 
sollen sich fürohin keyns adeligen Lehens oder derselben frei- 
heit in keinerley weiss gebrauchen“. Denn nach dem alten Recht 
war nur ein Maun von ritterlicher Abstammung und Lebenshaltung im 
Besitze der vollen Lebensfähigkeit. Ausnahmsweise wareu auch geist¬ 
liche Fürsten lebensfähig, aber nicht nach der allgemeinen Reichs¬ 
ordnung 80 ); das ist aber die „Freiheit“, die der Verfasser abgeschofft 
wissen will. Also als Ritter tritt er zur Wahrung seiner Standes¬ 
vorrechte für das alte Lehensrecht in die Schranken 31 ). Er erinnert 
seine Standesgenossen denn auch an ihre alte öffenllich rechtliche 
Stellung 32 ), an ihren Dienst als Amtmäuner der Fürsten 33 ), und an 
ihren Beruf, „dem göttlichen rechte“ 34 ) ihren Arm zu leihen. Aber 
keine seiner Forderungen charakterisiert ihn mehr als einen Reiclis- 
ntter Südwestdeutschlands als diese, dass er überall als wichtigste 
soziale Tugend den „gemeyn nutz“ im Gegensatz zum „eigen nutz“ 
erhebt und seine Wiedererweckung als notwendigste Forderung bei allen 


”) Schroeder, Rechtsgeschichte S. 788. 

*•) II, 3 und 4. 

**) IV, 4. 

so ) Schroeder, a. a. 0. S. 394 f. 

3I ) ln ähnlicher Weise tritt der ,,oberrheinische Revolutionär“ um 
das Jahr 1510 für dieses Adelsprivileg ein: „wenn ein Lehen ledig wird, 
man gipts dein Schreiber; man sicht nicht sein alt her ko mmen, ob sein 
eitern das verdient hon toder genösse sind leben zu tragen“. Vgl. 
Haupt, Der oberrheinische Revolutionär, Westdeutsche Zeitschrift, Ergänzungs¬ 
heft VIII, S. 125. 

M ) II, 3. 

“) IV, 3. 

J ') II, 3. 
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Reformen verlangt 35 ). Denn gerade die fränkische Reichsritterschaft 
legt sich in ihren Beschwerden den stolzen Titel bei: „liebhaber des 
gemeinen nutz“, ja sie halten sich geradezu für die einzigen, die 
„schuldig sind, gemeinen nutz teutscher nation zu fördern 38 ).“ Infolge 
dieses gehobenen Standesbewusstseins, das dem Verfasser beider Doku¬ 
mente in gleich hohem Masse eigentümlich ist, treten sie auch als 
Fürsprecher des „armen mannes in Stadt uud uff dem lande“ auf 37 ). 
Denn beide, Ritter und „gemeiner Manu“, sehen sich um 1500 in 
gleicher Weise von ihrem gemeinsamen Feinde, dem Fürstenstand, aufs 
schwerste bedrückt. Davon legen beide Dokumente, Reformation wie 
Beschwerden, ein lautes Zeugnis ab und dazu in einem unverhältnis- 
raässig grossen Umfang uud sehr gereizten Tone. 

Es ist vor allem für unsere Schrift bezeichnend, dass in ihr wie 
bei den Beschwerden der fränkischen und schwäbischen Reichsritter das 
stärkere Heranzieben des Individuums an die Rechtspflege und Ver¬ 
waltung des Territoriums, wie es die gesteigerten Bedürfnisse des 
beginnenden moderneu Staates erforderten und es auch das für diese 
verwickelteren Verhältnisse succurrierende römische Recht rücksichtslos 
durchführte, als Willkür, als „beschwerunge oder newerunge“ 3Ö ) em¬ 
pfunden wird. Die Rezeption des römischen Rechts hat „das recht zu 
aynem solchen Unglauben gebracht, dass kein frum man sein vertrauen 
darin mehr setzen mag.“ Nicht der Entwicklung des Staates zur 
vollen Souveränität wird die Schuld beigemessen, sondern diese „ver¬ 
kehrte lere hat das inner 50 jahren 39 ) zu wegen bracht. Wo ist es 
vor erhört worden 40 )?“ Beide Dokumente sind sich in gleicher Weise 
darin einig, dass d.ese Neuerungen 41 ) „wider alle recht und pilligkeit 
allein iren gnaden (nämlich den Fürsten) zu vorteil uud dem adel 
zu geverlichen nachteil fürgenommen 42 ).“ Namentlich musste den 

«) II, 1. III, 1. 4. IV, 1. 4. VIII, 2. XI, 4. 

v ) Beschwerde 60, 66, 72 u. 73. 

»*) I, 3. II. VIII, 4. 

*•) VIII, 4. u. Beschwerde, 12 u. ebenso der „oberrheinische Revolu¬ 
tionär“, der über die „Schreiber und gleisner“ klagt, die „neu beschwernis 
erdichten“. S. 126. 

3 *) Als abgerundete Zeitbestimmung gilt das für richtig. „Das Rechts¬ 
studium beschränkte sich bis zur Mitte des 15. Jahrh. auf das kanonische 
Recht“, sagt von Below, Über die Ursache der Rezeption des römischen 
Rechts S. 9. 

40 ) V, 3. 

41 ) Beschwerde 12. „neulich aufgerichtetes gepott“. — 4J ) Beschwerde?. 
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Rittern und „dem gemeinen Mann“ die Willkür bei der Rechtsprechung 
und der Verwaltung auffallen. In der Tat beschäftigen sich beide 
Schriftstücke sehr eingehend mit der Gerichtsbarkeit der Fürsten. 
Zahlreich sind die Beschwerden der Reichsritterschaft gegen die fürst¬ 
liche Gerichtsbarkeit, denn wenn „ein armer gegen einen fürsten klagen 
muss, bleibt die gerechtigkeit oft verdruckt 43 ).“ Namentlich vertreten 
die Reichsritter in ihren Beschwerden den Standpunkt der „armen 
vom adel“, ja der „armen“ überhaupt. So fordern sie, dass „die 
uotari sich den reichen als den armen geprauchen lassen sollen.“ 
Sonst würden „die armen vom adel vil jar im rechten unpillich 
aufgehalten werden 44 )!“ So könnten auch „die armen“ oft keine 
Bürgen stellen, obwohl ihnen das geschriebene Recht gestattet, „kaution 
und vergewissung mit ihren eiden zu thun“ 45 j.“ Die geringe Zahl der 
Karamerrichter und die kurze Zeit ihrer Tagung beeinträchtige das 
Klagerecht der Schwächeren 46 ). Es soll deshalb „eine Form des 
Appellierens gestellt und im reich öffentlich ausgehen“, damit die „ein- 
feltigen ungelehrten vom adel und andere mit subtilikeit 47 ) der 
liochgelerten nit also geverdt und übereilt werden 48 ). Dieselbe Wichtig¬ 
keit legt aber der Verfasser der Reformation der Rechtsprechung seiner 
Zeit bei, indem er einen eigenen Hauptartikel für ihre Reform Vor¬ 
sicht und geradezu den in den Ritterbesch werden geforderten Iustanzen- 
zug beim Appellieren in vier Deklarationen vorschlägt. Nur soviel ist 
in dem Rahmen unserer Untersuchung von Wert, hervorgehoben zu 
werden, dass diese Reform ganz im Sinne der westdeutschen Reiths¬ 
ritterschaft und des armeu Mannes vorgenommen ist 49 ). Denn obwohl 
die Reichsritter keinen Sitz im Kammergericht halten, teilt er ihnen 
wie den übrigen Ständen die gleiche Anzahl, nämlich 2 Beisitzer zu, 
ja sogar allen „kommunen und gemeinden des reicbs“ die doppelte 

4 *) Ebenda. 

44 ) Beschwerde 16, 

45 ) Beschwerde 20. 

48 ) Beschwerde 32 u. 33. 

4J ) Man verlangte nicht subtileres, sondern schriftliches und „gleich- 
massiges“ Recht. Vgl. von Below, a. a. 0., S. 150. 

48 ) Beschwerde 37. 

4# ) Die Reform der Gerichte wird ganz im Sinne der Ritter und nach 
dem Muster der ständischen Landesgerichte vorgetragen, deren Wesen darin 
bestand, dass „die Urteiler sich aus Mitgliedern der Stände, aus Herren und 
Rittern zusammensetzten". Vgl. von Below, a. a. 0., S. 131. Diese stän¬ 
dischen Gerichte haben sich als Hiiter des heimischen Rechts erwiesen. 
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Anzahl, nämlich 4 50 ). Ähnlich wird bei den niederen Instanzen, bei 
Hof-, Land- und Freigerichten verfahren 51 ). Dabei lassen sich die 
in den Beschwerden oben betonten Interessen der Ritterschaft auch in 
anderen Pnnkten deutlich erkennen, wie bei dem Wunsche, „damit das 
gericht allzeit besetzt bleibe 5 *).“ 

Ebenso soll der Obmann aller Landgerichte „ein rittermessiger 
mann“ sein, und zum „Obmann eines Freigerichts“ soll ein „edelmann“ 
erwählt werden 53 ). Denn die gelehrten Beisitzer an den Gerichten 
werden von beiden gehasst, sowohl vom Verfasser der Refotmation 
als auch von den Beschwerdeführern. Da mit dem Übergang der 
vollen Gerichtsbarkeit an die einzelnen Territorien, also mit der Neu¬ 
ordnung dir Landgerichte und der Bildung der Hofgerichte, die Aus¬ 
gaben für die Justizverwaltung der Fürsten und ihrer Organe wuchsen, 
sollteu Mehreinnahmen geschaffen werden. Diese mussten durch höhere 
Gefälle und die „Findigkeiten“ der gelehrten Beisitzer ersonnen werden. 
Dies empfand der Ritter und der arme Mann als „geitz“ und „eigen- 
nutz“ der Fürsten. Die Beschwerden des Reichsritterstandes bestätigen 
das deutlich. So beklagen sich die Reichsritter über die Höhe der 
richterlichen Busse. Das käme daher, so meinten sie, dass die Richter 
von den Bussgefällen der „armen unterthan“ gelöhnt würden. Die 
Fürsten sollen deshalb die Busse selbst behalten und den Richtern 
einen „gewissen Sold“ geben 54 ). Denn „jährlich schätzet man durch 
diesen schein des rechts den armen merklich viel gelts unpillichen 
ab 55 ).“ Des „Geizes“ wegen lassen die Fürsten auch nicht vom Zehnt¬ 
gericht appellieren, „dieweil sie vil geltä ertragen“ für „ire rethe und 

50 ) VII, 1. — 51 ) VII, 2, 3, 4. — SJ ) VII, 2. 

i3 ) So wird auch in der Jülicher Landrechtsreformation vom Jahre 
1554 ausdrücklich die Berücksichtigung der „lande gebruich und gewöhn¬ 
lich“, namentlich der Privilegien und Freiheiten der Ritte rschaft 
und Landschaft gefordert. Vgl. von Below, a. a. (). S. 40 und S. 42. Es 
werden also vom Verf. nur alte Privilegien des Ritterstandes bei Besetzung 
der Landgerichte behauptet; freilich von dieser alten Position des Ritter¬ 
tums aus geht er zur Forderung über, auch Eintritt in das Kainniergericht 
zu erlangen. Vielfach wird auch sonst z. B. in Bayern 1501 für die Beset¬ 
zung der Ämter mit eingeborenen Adeligen gekämpft. Vgl. von Below, S. 73. 
Freilich spielt auch „eine durch Standesprivilegien motivierte Opposition“ 
dabei mit Ebenda S. 80. 

M ) Beschwerde 24. 

M ) Beschwerde 25. Auch in Bayern wird 1501 über die Ausmessung 
der Strafgelder durch die gelehrten Richter geklagt. Vgl. von Below, 
a. a. 0. S. 72. 
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andere, so pes-ern verstand des rechtens hetten“, „anangesehen dass 
vilmals des adels unterthaneu and andere armen daselbst 
öffentlich unrecht beschicht.“ Und doch seien ihre „rethe oft auch 
geprechlich wie ander leut 56 )“. Die „Sabtilität“ 67 ) der gelehrten 
Räte und Richter ist es gerade, woran der Ritter als der geborene 
Laienrichter und öffentliche Anwalt der Armen und als Amtmann der 
Fürsten den stärksten Anstoss nimmt. 

Aber beim Verfasser der Reformation des Kaisers Friedrich III. 
wird dieser Gegensatz zum persönlichen Affront. Einen eigenen Haupt¬ 
artikel, den 5., widmet er dieser wichtigsten StandesaDgelegenheit der 
westdeutschen R* ichsritterscbaff. So sollen zunächst auf allen Univer¬ 
sitäten, wo man „doktores und lerer der rechten machet“, nur drei 
Juristen zugelassen werden, und diese sollen nur das Recht, „wie es 
im reich geordnet und beste!igt wird“, lesen und lehren. Die Zahl 
der römischen Doktores soll also auf drei an jeder Universität im 

ganzen Reich beschränkt und ihre Tätigkeit auf die reiu akademische 

zurückgescbnitten werden. Nur bei einem Ratschlag im Austragverfahren 
sollen sie unter Beschleunigung ihrer Entscheidung : ’ 8 ), — „dann ein 
unbillicher Verzug im rechten ist dem gemayn mann ein schedlich ding 
an seyner narunge“ — innerhalb eines Monats ihr Urteil abgeben, 

d. h. praktisch in die Rechtsprechung eingreifen 53 ). Zornglüliende 

Worte fliessen dem Verfasser in die Feder, wenn er, der Ritter als 
geborener Laienrichter, sich von der Rechtsprechung seiner Zeit am 
Hofe der Fürsten immer mehr verdrängt sieht. Den Doktoren des 
Rechts sei das Rechtsprechen „härter dann den leyeu verschlossen“, und 
keiner von ihnen könne „einen scliltissel dazu finden, bis beyde tbeil 
arm werden oder gar verdorben sind“. Der Laienrichter dagegen be¬ 
halte, offenbar weil er aus seinem natürlichen Rechtsempfinden jederzeit 
das Recht schöpfen kann 60 ), „den Schlüssel zum rechten“ hoi sich. 

M ) Beschwerde 7. — 57 ) Vgl. oben Beschwerde 37. 

68 ) „Einholung von Ratschlägen ausserhalb der Volksgerichte und 
Einholung von Oberhofssprüchen innerhalb der Volksgerichte vereinigten 
sich zu dom einen Institute der Einholung von Urteilssprüchen seitens der 
Volksgerichte bei den Fakultäten“. Vgl. Stölzel, Gelehrtes Richtertum I, 
S. 188. Dieser Vorschlag der Reformation, nämlich der Konsilienerteilung 
der Juristenfakultäten wurde, erst in der zweiten Hälfte des 16. Jahrh. und 
hauptsächlich in den letzten Dezennien häufiger befolgt. Vgl. von Below, 
a. a. O. S. 134. — 8 ») V, 1. 

®°) „Das Volksgericht will die ungelehrte Rechtsprechung, will die 
Gerichtsgemeinde als das lebendige Buch, aus welchem der Richter die Ent- 
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„Aus diesen Ursachen kann man die gelehrten in keinem rechten mehr 
leyden, dazu seyndt es nun besold knecht und nicht erbdiener des 
rechten 61 ).“ Sie sollen „aller weltlichen recht müssig ston, darumb 
dass sie stiffväter und nit die rechten erben des rechten sind. Denn 
sie nemen ime den grundt der Wahrheit und bringen durch iren un¬ 
ordentlichen geitz das recht zu einem solchen Unglauben, dass kein 
frum man sein vertrauen mehr setzen mag 6 *).“ Die römischen Dok- 
tores sollen nur als Räte bei den einzelnen Ständen dann zugelassen 
werden, wenn diese Stände eigene Ratsstuben halten und schwere 
Händel zu führen haben. Hiermit gibt er allerdings die Unzulänglich¬ 
keit der Ritter als Ratgeber bei den verwickelteren Verhältnissen des 
gesteigerten Lebens in den Territorien selbst zu 63 ). Aber zu eigent¬ 
lichen Vertrauenspersonen sollen die Juristen nicht herangezogen werden. 
Sie sind dem Verfasser nicht verschwiegen genug. „Sie sind nit anders 
rät denn des solds und geitz 64 ).“ Hinter all diesen erregten Ausfällen 

Scheidung über Recht und Unrecht zu schöpfen hat. Die natürliche, naive 
Reaktion des nationalen Rechtsgewissens soll die einzige Quelle des Urteils¬ 
spruches sein . . . Das Volksgericht ist der geborene Feind der Juris¬ 
prudenz“. Vgl. Sohm It., Die deutsche Rechtsentwicklung und die Kodifi¬ 
kationsfrage, in Grünhuts Ztschr. Bd. I (1874) S. 251. 

••) V, 2. 

6J ) V, 3. 

**) „Bei den Schöffen tritt im 15. Jabrb. die Unfähigkeit zutage, den 
wirtschaftlichen Bedürfnissen der aufstrebenden Entwicklung zu genügen“. 
Vgl. Stinzing, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft I Bd. (1880) S. 47. 

a4 ) V, 4. In VIII, 1 überhäuft er sie mit gerade nicht schmeichel¬ 
haften Ausdrücken wie: „Vil Schmeichler, heuchler und suppenesser habt ir 
an ewren liöfen“. Wir sehen also hieraus, wie die Juristen gerade als 
„Fürstendiener“ gehasst werden, was von Below leugnet. (S. 61 u. 65). 
S. 64 ff. will Below die unbequemen Äusserungen der Reformation K. Fried¬ 
rich III. nach dem Vorgänge von Mutber dadurch beiseite schieben, dass 
diese Schrift „nur eine revolutionäre Flugschrift“ sein soll. Das ist aber 
eine unbewiesene Behauptung, die sich durch weitere Untersuchungen als 
falsch herausstellcn wird. Von „Ausländern“, gegen die der Hass des 
Volkes nach Below eigentlich gerichtet sein soll, ist hier nirgends die Rede. 
Wenn die Persönlichkeit mehr angegriffen wird, als das von den Juristen 
vertretene römische Recht, so geht deren persönliche Haltung, die sicher 
allgemein und namentlich hier scharf angegriffen wird, doch gerade auf ihre 
juristische Bildung und ihre Vertretung des römischen Rechts zurück. Eine 
so reinliche Scheidung von der Person des Juristen, die allein fast den 
Anstoss erregt haben soll, ist überhaupt nicht denkbar. Unsere Reformschrift 
greift ja auch die „Lehre“ an, der die Verwirrung in der Rechtsprechung 
zugeschrieben wird. Auch der damalige Publizist Hartmuth von Cronberg, 
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steht dasselbe verletzte Standesinteresse, wie wir es in den Beschwerden 
kennen gelernt haben. Es ist dasselbe Standesbewnsstsein, das des 
Reichsritters, das dort zur Beschwerde, hier zur Selbsthilfe aufge¬ 
stachelt wird; denn es sieht sich verdrängt aus seiner alten Stellung 
eines geborenen Richtersund Anwalts, aus der erst kürzlich erwoibenen 
Berechtigung zum Dienst bei den Fürsten 65 ), und dazu bedrückt von 
den an seine Stelle getretenen Faktoren, den römisch gebildeten Rich¬ 
tern und Räten, den Vertretern einer von den Angesessenen des Terri¬ 
toriums als Unrecht und Willkür empfundenen staatlichen Zentralisation 66 ). 
In beiden Schriftstücken ist es der Reichsritter, der sich als der „einfeltige“ 
gegenüber dem juristischen Berufsrichter zurückgesetzt fühlt, sich aber 
seiner alten Selbständigkeit zu criuneru beginnt. Der Reichsritter sah 
sich damals mit seinen Untertanen geradezu enterbt. Die häufige 
Wendung, wie „der arme edelmann“, die „armen vom adel“ 67 ), der 
„einfeltige arme vom adcl“ G9 ) lässt keinen Zweifel darüber. Er tritt des¬ 
halb als „handbaber des Rechten“ — und zwar unter dem Schlagwort 
„des göttlichen Rechts“ — und insbesondere als „liebhaber des gemeinen 
nutz“ gegen den „geitz und eigennutz“ der Fürsten und ihrer juristi¬ 
schen Räte zu seinem eigenen Schutz und als Wortführer des „gemeinen 

der uns unten noch näher beschäftigen wird, geißselt gerade die „unusgrünt- 
lichen Juristen!) iec li e r“ und die „unendlich Juristcrey, in welcher 
keyn cndscliaft zufinden ist“, (Klick, Die Schriften Hartmuths von Cronberg, 
S. 28) und trifft damit das von Below hervorgehobene Charakteristikum des 
römischen Prozesses, den schleppenden Gang. Auch der „oberrheinische 
Revolutionär“ nennt um 1510 ebenfalls direkt das römische Recht, das den 
altdeutschen Rechtsstaat durchbrochen habe. Vgl. H. Haupt, a. a. 0. S. 136. 
Auch dieser Adlige kritisiert die Advokaten als „fiirsprecher und federleser“ 
und nennt die Ilofgerichte mit ihrer römischen Rechtsprechung: „Kolben- 
gerichte“. Ebenda, von Below hat in seiner Arbeit über die Ursachen der 
Rezeption des römischen Rechts bei der Beurteilung der Volksstimmung 
gegen das römische Recht diese Schrift nicht berücksichtigt. 

••) „Der gutsbesitzende Ritterstand, welcher früher als der eigentliche 
Träger der alten volksgerichtlichen Einrichtungen erscheint, schied seit dem 
14. Jahrb. aus den Centgerichten aus und erwarb einen privilegierten Ge¬ 
richtsstand am Hofe des Landesherrn“. Vgl. Sohin, Die deutsche Rechts¬ 
entwicklung und die Kodifikationsfrage. S. 252. 

M ) Auch in Städten herrschte damals eine gleiche Erregung. So ver¬ 
langten die Aufständischen 1488 in Braunschweig, 1513 in Worms, 1525 in 
Nördlingen die Entfernung der römischen Juristen aus Rat und Gericht. 
Vgl. Kaser, Politische und soziale Bewegungen im Bürgertum (1899) S. 260. 

67 ) Unter anderen Beschwerde 42 und 43 und 50. 

n8 ) 47 und 55. Io 13 wird sogar von ihrer „grossen armut“ gesprochen. 
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maunes“ 69 ) auf. So verstehen wir jetzt, warum der Verfasser fast 
jede seiner Forderungen mit dem Hinweis auf den „gemeinen mann“ 
refrainartig schliesst ~°). Der Verfasser gehört dem Kreise der west¬ 
deutschen Reicbsritterscbaft an 71 ), die sich im Jahre 1622 aufs höchste 
von den Fürsten bedrückt fühlt, ja unterdrückt zu werden glaubt :s ). 
Ihre Erregung gibt sich vor allem in der rascheu Aufeinanderfolge von 
Rittertagen kund 73 j, die getade in dem Jahre 1522 in Frankin ein- 
berufen wurden und die schliesslich als Frucht die wiederholt ange¬ 
führten 74 Beschwerden hervorbiachten. Es befindet sich die Ritter¬ 
schaft in einer hochgradigen Spannung, die leicht zur Selbsthilfe führen 
konnte. Die Fürsten sahen sich daher genötigt, den Reichsrittern 
gegenüber den Vorwurf der Unterdrückung lurüekzuweisen 74 ). Auch 
unser Verfasser spricht iu sehr gereiztem Toue von den Fürsten 7i ). 
Schou bei seiner Forderung, dass „der arme sovil Zugang im rechten 
als der reiche habe“, fügt er drohend hinzu „und ob er schon ein für st 
wäre 76 ).“ Besonders den Fürsten wird der „eigennutz“ zugeschrieben: 
„Wann die Fürsten in diesen Sachen iren eigen nutz nil suchen 
sollen 77 ). u Zn einer heftigen Anklage erhebt sich aber der Verfasser 
im VIII. Hauptartikel, 1. Erkläiung: „Fürwahr ihr fürsten, ihr stellet 
fast nach Unrechtem gut, wollt den armen sein scbweiss und blut wider 
rieht aussaugen, es ist warlich genug, ihr seindt gewarnt.“ Das ist 
aber nicht mehr der Ton einer Beschwerde, das ist Drohung mit Selbst¬ 
hilfe. Auch aus anderen Gründen ist unsere Reformschiift nicht mit 
den Beschwerden der Reicbsritterscbaft vom Jahre 1522 auf dieselbe 
Stufe zu stellen, so sehr sie im Geiste und aus der Lage dieses Standes 

*•) Schon bei den Beschwerden werden neben den armen Adligen 
gern auch ..andere armen“ erwähnt. Vgl. z. B. Beschwerde 55. 

T0 ) I, II, VII, I, 2, 3. III, 3. IV, 4. V, 1. VIII, 1, 4, und besonders 
XII, 3: dann alle Ordnung des reichs darauft' stat, dass der gemein nutz und 
der arin mann sein fürgang haben. 

Tl ) Beide Dokumente haben noch andere Berührungspunkte, die aber 
in einem anderen Zusammenhänge zu zeigen sind. 

n ) Nach der Ansicht I'acks hat „Kranciscus in gemein adel geblaut, 
als wer disser Reichstag (2. zu Nürnberg) angefangen, dass man den ge¬ 
meinen adel wollt vertilgen“. Reichstagsakten III. Bd. S. 857. 

7S ) R. A. III. B. 68‘J f. und fi!*3 Anm. 1. 

74 ) R. A. IU. B. No. 115. 

1S ) Auch der adlige Verfasser, der oberrheinische Revolutionär zeigt 
dieselbe Abneigung gegen die Regierenden. Vgl. Haupt H., a. a. (). S. 102. 

7 ") VII. 

”) VIII., 2. u. a. 
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heraus in dem Jahre 1522 abgefasst ist. Sie trat vielmehr als eia 
unmittelbares Aktionsprogramm für eine alle Stünde des ganzen 
Reiches erfassende Reform an die Öffentlichkeit. Während die Reichs- 
rittcr in ihren Beschwerden den 2. Nürnberger Reichstag bitten, die 
von ihnen gerügten Beschwerden abzustellen 78 ), tritt unsere Reform- 
schrift in dem eigenmächtigen Tone auf, dass die vorgeschlagenen 
Reformen vom Reich als „Reichsordnung fürgenommen und bestetigt 
werden.“ Aber wie der Verfasser ausdrücklich am Ende seiner Schrift 
sagt, wird seiue Reform, die in Hauptartikeln mit Erklärungen von 
ihm angezeigt sei, erst nach einer Säkularisation des Kirchengutes 
ihren Anfang nehmen. Diese Bemerkung bildet geradezu den Schlüssel 
zu dem Verhältnis unserer Reformschrift zu den Be'-cbwerdeu uud zum 
Verständnis ihrer Entstehung überhaupt. Es befremdet nämlich, dass 
die Beschwerden der Reichsritterschaft vom Jahre 1522 so wenig Worte 
finden für Klagen über die geistlichen Fürsteu, während doch auf dem¬ 
selben 2. Reichstag zu Nürnberg von allen Ständen der alte Sturm der 
100 Gravaraina wiederholt wird 79 ) und auch die Reichsritterschaft ge¬ 
rade in der „Pfaffengasse“ am Rhein sehr unzufrieden mit den geist¬ 
lichen Übergriffen in Verwaltung und Justiz war. 

Das kommt offenbar daher, weil Franz von Sickingen, der Haupt¬ 
mann der fränkischen Ritterschaft bereits am Werke war gegen die 
weltliche Herrschaft der geistlichen Fürsten, als die fränkischen Reichs- 
ritter ihre Beschwerden namentlich gegen die Gerichtsbarkeit im Reich 
und den fürstlichen Territorien abfassten. Ganz anders unsere Refor¬ 
mation! Gerade den geistlichen Fürsten gegenüber steigt des Verfassers 
Groll aufs höchste; er verweist den „Geweihten“ überhaupt allein auf 
sein priesterliches Amt zurück, aber den Prälaten droht er mit ihrer 
Erschlagung und mit einer unmittelbar bevorstehenden Säkularisation 
ihrer Güter. Betrachten wir diese charakteristischen Anzeichen im 
einzelnen. 

Schon in den Reformvorschlägen über die Geistlichkeit, denen er 
den 1. Hauptartikel mit seinen 4 Erklärungen widmet, lässt der Verf. 
klar sein gespanntes Verhältnis dem geistlichen Stande gegenüber er¬ 
kennen. „Alle Geweihten sollen im ganzen römischen reich teutscher 
natiou .... allein gott zu lobe nach ziemlicher notturft erhalten 
werden“ 80 ). Der Stand soll „fürbashin nit weitergreifen, dann ime zu 
sein ampt, stand und ofticii geziemet“ 81 ). 

,# ) Z. B. in Beschwerde 2. 11 und 74. 

7 ») Vgl. R. A. III. Bd., S. 645 ff. — *°) I. II. - I., 1. 
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Er will also den geistlichen Stand auf das notwendigste Mass 
and dazu ganz auf sein Amt, sein Offizium, das im Wort Christi und 
im Lobe Gottes besteben soll, beschränkt haben 8 *). Das ist dasselbe, 
was man etwa modern ausdrückt: der Geistliche gehört in die Sakristei. 
Es ist denn auch nicht bloss verletztes Siandesinteresse, sondern die 
Wahrnehmung eines öffentlichen Interesses, das durch das Vordringen 
des geistlichen Standes auf das weltliche Gebiet damals verletzt war 83 ), 
wenn er diesem Überwuchern des geistlichen Elementes in der Ver¬ 
waltung und Rechtsprechung sogar weltlicher Herrn und Gemeinden 
einen eigenen Hauptartikel, den 6. mit 4 Erklärungen, Vorbehalt. Hier 
verweist er nochmals im einzelnen alle „geweihte oder gesalbte“ aus 
der „fürsten rat“ oder „all andere weltlicher stende räte" 84 ), aus 
jedem „weltlichen arnbt“ 85 ) und jedem „weltlichen gericht“ 8ü j auf ihr 
eigentliches Amt, „die er und das lob gottes zu raeren“, „wenn sie gar 
vil genaigter weren umb weltlicher eren und geitz willen zu dienen 87 ).“ 
„Darumb will man zu einem guten regement kummen, so muss man 
sich der geystlicben ins reichs und der fürsten let niessigen 88 ). u Aber 
das Standesinteresse des Verf. als eines Ritters kommt ibm wieder zu 
besonderem Bewusstsein und stachelt ihn zum wildesten Zorn auf, wenn 
er findet, dass durch die Heranziehung der Geistlichen in den „rat“ 
oder um anderer grossen weltlichen Sachen willen 81 “) „der leyen“ Heim¬ 
lichkeit „ires Vermögens, ir freundschaft und unfreundsehaft uit be¬ 
halten werden“ konnte. „Aus solcher heimlirhkeit haben die bischoff 
sieb selb zu herrn gemacht und die fürsten, graven, herren zu knechten 
und diener, und die grossen prelaten, ebt und münch haben die von 
Stetten, die frummeu ritter und knechte zu dienern und gesteu ires 
vetterliches erbes gemacht und sich zu herru.“ Die gauze Schale seines 
Zornes giesst er über die grossen Prälaten und die Äbte und Mouche. 
Erregt fragt er: „Ich wollt gern wissen, wem die grossen pfaffen nütz 
wären, wenn sie uns weib und kind zu ihrem gefalleu nennen. Ich 
wollt auch gern hören von einem, der mir sagen kündt, wa Christus 
unser erlöser, dieweil er uff erdeu ging, je von manchen oder nunnen 
gesagt hätte. Wem mag dasselb volk nütz sein?“ 


•*) Vgl. auch IV, 2. 

**) Vgl. meinen Aufsatz: „Landesherrliche Kircbenpolitik bis zur 
Reformation“ (Deutsche Geschichtsblätter IX, S. 143 ff.). 

'*) VI, 1. — ® s ) VI, 2. 

•") VI, 4. — 87 ) VI, 2. 

••) VI, 4. — ••) VI, 3. 
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Als Grund seines Hasses gibt er selbst ihre Eigenschaft als Grund¬ 
besitzer an. Er erinnert den Adel daran, dass ihre Voreltern die Kirchen 
und Klöster bewidmet und so mit zeitlichen Gütern ausgestattet haben, 
dass ihre Nachkommen „diener und g<ste ires vetterliches erbes“, d. i. 
zu Untertanen der grossen Pfaffen und Klöster geworden sind. „Wenn 
es ligt am Tage, dass uns die geweihten mit guten Worten umb unser 
recht patrimouium mit hinterlistigen Worten bracht haben, auch unsere 
voreitern also verplendct und überredt, sie sollten mit ihrem väterlichen 

erbe das himmelreich erkauften.Und so sie uns fälschlich darumb 

betrogen haben und unsern voreitern dass ihr mit süsseu Worten ab¬ 
erlogen, .... empfinden sie nun, dass wir solcher geben nit mehr 
haben oder geben wollen 90 ).“ Diese Schenkungen der Adligen, zu 
denen er sich ausdrücklich rechnet, nennt er „Patrimonium der Armen“, 
von der alten Anschauung ausgeheud, dass das Kirchengut /.um Teil 
den Bischöfen, zum Teil den Geistlichen und der übrige Teil den 
Armen gehöre 91 ). Die Armen, d. h. der „arme mann“ ,Ji j und „der 
arme vom adti“ sind dio „Kinder Gottes“, aber die Geistlichen sind 
nur die Vormünder der „armen,“ „Unangeseheu 9S ) ir unordentlich 
wesen wirt gott die seynen nit verlassen. Sie werden ir patrimonium 
gewaltiglich 94 ) bey ihnen, als ungetrewen Vormündern, suchen.“ Es wird 
nie Säkularisation in unmittelbare Nähe gerückt: „Nun kumbt die 
zeit, dass ewerngüter als der feind güter gebeut und ausgetheilt 

®°) Beschluss. Ähnlich IV, 2. 

9t ) Vgl. Schaefer H., Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittelalter, 
in „Kirchenrcchtliche Abhandlungen“ von U. Stutz, 3. lieft (1303) S. 32. 
Her „oberrheinische Revolutionär“ bekennt sich zu dem radikalen Grundsatz: 
„das opfer gottes gehört den armen“. Haupt H., a. a. 0. S. 108. 

® s ) Unter der Herrschaft des Kapitalismus um die Wende des 15. 
Jahrhunderts wurde der Gegensatz zwischen Reich und Arm vergrösscrt. 
Deshalb stand damals die Sorge für die Armen bei städtischen Aufständen 
sehr im Vordergrund. Vgl. Kaser K. ( Politische und soziale Bewegungen im 
deutschen Bürgertum zu Beginu des 16. Jahrh. (1899) S. 212 ff.) In Augs¬ 
burg waren von 30 Tausend Einwohnern 3 Proz. notorische Bettler. Ebenda 
S. 12. In Nürnberg wurden 1522 auf Kosten der Stadt 800 Bettler ernährt. 
Vgl. R. A. III. No. 118 S. 762. 

") I, 4 - 

° 4 ) Einen freiwilligen Verzicht der Geistlichen auf das Kircbengut 
hält der Verf, für unwahrscheinlich: denn „gebendt ihr den armen dorftigen 
und auserwählten kinder gottes ihr väterlich erb, das ir inen gott schuldig 
seydt, so möcht euch vielleicht gott die gnad thun, dass ir euch selb 
erkennen würdt“. (Beschluss). 
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werden. Wann als ir die gemeyn beschwert haben, also wirt sie auch 
über euch anfstehen, dass ir keyn pleibende stat nindert wissent “ Der 
Verfasser droht sogar mit der gewaltsamen Vernichtung der Prälaten 
selbst. Der „gemein mau“ ist so hart von vielerlei Abgaben überladen, 
dass es aassieht, „als ob ir dazu nötteu wollet, dass ir eures bösen 
regament entsetzen soll. Secht wol auf, dass ir nit eures patrimoniums 
derzu beraubt werdet, wa es wol.gerät, dass ir nit gar er schlagen 
werdet 95 ).“ Nuu hat aber die in diesen Worten ausgesprochene 
hochgradige Erregung der westdeutschen Reichsritterschaft und ihre 
Drohung mit Erscblagung der Prälaten und der unmittelbar bevor¬ 
stehenden Säkularisation ihrer Güter bereits zur Zeit der Abfassung 
ihrer Beschwerden durch den Vorstoss Sickiugens gegen Trier an Spann¬ 
kraft verloren. Unsere Schrift i->t also zeitlich uud sachlich vor diese 
Beschwerden der Reichsritter und an den Anfang der reichsritterlichen 
Bewegung zu setzeu. Diese beginnt mit dem Rittertag zu Landau iD 
unmittelbare Aktion zu treten. Dass unsere Reformschrift auf diese 
Tagung der Reichsritterschaft zuiückzufübren ist, lässt sich aus Gründen 
sachlicher und formeller Natur haarscharf beweisen. 

Was wissen wir nun von diesem Rittertag zu Landau ? 

Im August des Jahres 1522 versammelten sich die Reichsritter, 
ungefähr 600 an der Zahl aus dem Huusrürk, dem Nahetal, aus dem 
Rheingau und Westrich, aus dem Wasgau und Kraicbgau und aus der 
Ortenau zu Landau, um über die Wahrung ihrer politischen Selbständig¬ 
keit zu beraten 06 ). Sie errichteten einen Bund unter dem Namen 
„brüderliche Verein- und Verständnis“ 97 ). Auf die Dauer vou 
6 Jahren soll er zur „Beobachtung guter Polizei und Handhabung des 
Friedens“ geschlossen sein. An seine Spitze wurde Franz von Sickingen 
als Ilauptmann gewählt, ihn umgab ein Ausschuss von 12 Mit¬ 
gliedern, der den bedingten Genossen mit „Rat au die Hand gehen 
sollte.“ Der Beitritt zu diesem Bunde war offen gelassen und allen 
Ständen unter namentlicher Aufführung empfohlen 98 ). „Die Prälaten 
sind ausgeschlossen. Ein grelles Schlaglicht fällt damit auf die anti¬ 
klerikalen Absichten der Vereinigung; sie erweist sich beherrscht 

M ) VIII, 1. 

M ) Vgl. Ulmann, Franz von Sickingcn (1872) S. 250 ff. und Egelhaaf, 
Deutsche Geschichte im 16. Jahrb. I. (18ö l J) S. 411 ff, 

* 7 ) Der Text des Bundesbriefes ist lei Münch E., Franz von Sickingens 
Thaten, Pläne, Freunde und Ausgang, 2. Rand (1828) S. 188 ff. mitgeteilt. 

9B ) Egelhaaf a. a. 0. S. 412. 
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von dem Geiste Ulrichs von Ilutten und den Ideen, die Sickingens 
Umgebung im Neukarsthans niedergelegt bat.“ „Dass der Vertrags¬ 
entwurf die letzten Ziele der Vereinigung zwar nicht ausspricht, 
aber andeutet, konnte niemand entgehen. Dieses Ziel war un¬ 
zweifelhaft die Vernichtung der geistlichen Fürsten als 
solcher und die Wegnahme ihrer Güter"). Ulrich von 
Hutten hatte schon vor Jahr und Tag den Kaiser Karl damit zu ge¬ 
winnen gesucht, dass er ihm die Besitznahme des Kirchengutes gewisser - 
massen als Lockspeise vorhielt. Der Kaiser und die Ritter sollten 
derselben teilhaftig werden . . . Ähnliche Gedanken hatte Hartmuth 
von Crouberg früher ausgesprochen.“ „liier berührten sich nun die 
Entwürfe Franz von Sickingens mit den Absichten seiner Standes¬ 
genossen. Ä'och in demselben Monat, da der Landauer Rittertag statt- 
fand, unternahm er einen bewaffneten Vorstoss wider das geistliche 
Fürstentum“ (Trier). „In der ganzen Ritterschaft 100 ) lebte ein anti¬ 
klerikaler Geist; wir wissen, wie Hutten fortwährend zum Kampf wider 
die Prälaten geschürt hat.“ Aleander vernahm bei seiner Anwesenheit 
in Worms auf Schritt und Tritt von „der Agitation dieser Leute.“ 
Die „Akademiker“, Hutten und die Edelleute wollten nach der Ansicht 
des päpstlichen Legaten die Güter der Geistlichen rauben. „Es war 
jetzt die Zeit, von den Worten zur Tat überzugehen.“ Vou Sickingen 
erwartete man jetzt den entscheidenden Schritt, „dem hoffärtigen, ver¬ 
weltlichten, selbstsüchtigen Prälateutum die Axt an die Wurzel zu 
legen.“ „Es waren hochfliegende Gedanken, welche damals Sickingens 
Brust erfüllten, ohne sie würde er das kühne Unternehmen gar nicht 
gewagt haben.“ Alle diese charakteristischen Züge der Ritterschaft 
und ihres Ritterbundes fanden wir schon oben in der Stellung der 
Reformation Kaiser Friedrichs III. den Geistlichen und besonders den 
grossen Prälaten und Klöstern gegenüber: Hass gegen die Kirchen und 
Klöster als Grundbesitzer, insbesondere Rückgewinnung ihrer Güter, 
ja sogar die Bedrohung ihres Lehens mit Erschlagen sind die Ten¬ 
denzen des als Auwalt der ritterlichen Standesgenossen und des ge¬ 
meinen Mannes redenden Verfassers, die hier offen ausgesprochen, dort 
aus dem Bundesbrief erst indirekt geschlossen werden mussten. 

Waren aber nur diese Absichten allein die „hochfliegenden Ge¬ 
danken“, die Sickingen zu dem kühnen Unternehmen anfeuerten? Schon 
Bucer schrieb kurz vor dem Rittertag zu Landau an seinen Freund 

w *) Schon bei Kgelhaaf gesperrt gedruckt, S. 413. 

,0 °) Kgelhaaf a. a. 0. S. 415 f. 
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Sapidus, er müsse schleimigst von Strassbarg za Sickingen eilen; denn 
„wenn der Herr sich von dem Vorhaben der Ritter nicht abwende, 
so könnte die Tyrannei der Grossen gar wohl gestürzt werden . . . 
Wenn mich nicht alles täuscht, so ist eine grosse und allgemeine 
Umgestaltung der Dinge vor der Thür 101 ).“ Allerlei wurde in die 
Öffentlichkeit aasgestreut. Sickingens Gesinnungsgenosse und Verwandter 
Hartmuth von Cronberg legte jenem die Absicht unter, „dem Evan¬ 
gelium eine Öffnung zu machen“, andere meinten, es sei ein „franzö¬ 
sischer tanz“. Jörg ,os ) spricht bei seiner Ausführung über den 
Rittertag zu Landau von „geheimen Beschlüssen“, die bisher „nicht ge¬ 
funden seien“. SickiDgen habe gesagt: „er gedenke eine neue Ordnung 
im reiche einzuführen und wollte sich eins thuns unterstehen, desseu 
sich kein römischer Kaiser unterstanden“ 10S ). Unter diesem Wagnis, 
mit dem Sickingen hier prahlt, ist wohl die Säkularisation zu verstehen, 
zu der Hutten den Kaiser Karl nicht bewegen konnte. Aber von den 
„geheimen Beschlüssen“, von „der neuen Ordnung im reiche“ 
wusste man bisher nichts. Trotzdem ist die „neue Ordnung“ längst 
bekannt, sie ist die Reformation des Kaisers Friedrich III. 

Sie stellt die Drohung der Erschlagung aller grossen Prälaten und 
die Säkularisation ihrer Güter in unmittelbare Aussicht : „Nun kumbt 
die Zeit, dass eure güter als der feind güter gebeut und ausgeteilt 
werden . . . Nach diesen Dingen werden erst die 12 Hauptartikel 
hiervor angezeigt ihren anfang uemen mit aiuer rechtmässigen Ordnung 
und Reformation.“ Wir haben aber auch ein direktes Zeugnis, dass 
unsere Reformschrift die „geheimen Pläne“ sind, die nach dem Schlage 
gegen die Prälaten im ganzen Reich verwirklicht werden sollten. Pack, 
der Gesandte des Herzogs von Sachsen am 2. Nürnberger Reichstag, 
berichtet von dem Überfall Sickingens auf Trier und knüpft daran die 
düstersten Erwartungen für den ganzen Fürstenstand 104 ). „Denn es 

,01 ) Baum, J. M. Capito und Butzer 143. 

,M ) a. a. 0. S. 67. 

10J ) (Jlmann a, a. 0. leugnet, dass zu Landau noch weitergehende 
geheime Abredungen getroffen worden seien; Janssen in seiner Gescb. des 
deutschen Volkes II. Bd. S. 254 Amu. 2 behauptet auf das bestimmteste 
unter dem Hinweis auf Spalatins Worte über die Vereinigung, dass noch 
unbekannte geheime Abmachungen stattfanden. Spalatins Worte über die 
Tagung passen übrigens ganz gut auf die Rf. K. Fr. III. „ubi (Landau) ex- 
citata est nova quaedam societas conditionibus neque legibus civilibus 
neque Cbristianismo parum c onsen ta n e is“. 

104 ) Reichstagsakten, jüngere Reihe, 3. Bd. No. 150 S. 804 f. 

Westd. Zeitscbr. f. Gescb. u. Kunst. XXVI II, I. 4 
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ist ruchbar hie, es haben sich 600 edelleut mit Franzisko vereidet und 
verbunden auf 6 jar lang, wie denn selbige ire verbundnis und refor- 
mation mitbringet, welche hie im regiment vorhanden und doch 
durch abwesen pfalzgraf Friedrichs nicht hab kund zu abschreiben be¬ 
kommen, sunst wollt ich die E. fl. Gn. mit überschickt haben.“ Nichts 
weiter wird vom Inhalt mitgeteilt, als dass „etliche fürsteu meinen, als 
solt es dem keyser und dem reich zu gute gescheeu“. 

Was soll das aber für eine „Reformation“ anders sein als die 
vorliegende? Wir dürfen uns nicht wundern, dass es nicht in dem 
Bericht „Reformation Kaiser Friedrichs III.“ heisst. Das ist damals 
unmöglich gewesen. Die Schrift nennt sich in XII, 1 und 2 selbst 
„Ordnung“ oder „reformation“ 105 ). Der Aftertitel Reformation des 
Kaisers Friedrich III. ist erst durch die Drucke und spätere Heraus¬ 
geber üblich geworden ,06 ). 

Der Verfasser spricht auch in der Reformation selbst von einer 
gegenwärtigen Versammlung, au die er sich wendet mit den Worten: 
„0, ihr edleu Christen, hoch und niedern Standes, wie wir von gott im 
hl. römischen reich versammelt sind 107 ).“ Er kann hierunter aber 
nichts anderes als den Landauer Tag verstehen; denn auch die Ausführungs¬ 
bestimmungen der Reformation knüpfen an den Zwölfer-Ausschuss 
der Reichsritter um Sickingen und an seine Tätigkeit deutlich an. In 
der 3. Erklärung zum 12. Hauptartikel spricht er geradezu davon, dass 
„des hl. reichsorduung vermag auch alle ungehorsamen im reich ge¬ 
horsam zu machen, er sei, wie mächtig er wolle: und bedarf sich 
gemeyn reich nichts darum bekümmern. Wenn es seynen eigeu 
ausschuss hat, die allezeit alle darauff geschickt seind zu 
warten“. Was soll mit diesem „ausschuss“ anders gemeint sein? 
Etwa Reichsregiment oder Kammergericht oder dgl. ? Das wären aber 
doch Organe des „gemeyn reich“, das sich gerade „nichts darum be¬ 
kümmern“ soll. Nein, es kann vom Verf. nur der vom Landauer Tag 
eingesetzte Ausschuss gemeint sein. Also selbst gegen den Willen der 
Fürsten und sogar „des gemein reich“ soll der Ansschuss der 
Landauer Vereinigung die in den 12 vorausgegangeneu Artikeln nieder¬ 
gelegte und vom Hundesbrief selbst in Aussicht gestellte „gute Polizei“ 

,05 ) Die beiden letzten Worte der Schrift lauten: „Ordnung nud 
reformatio n“. 

,0 ®) Auf welchem handgreiflichen Irrtum dies beruht, wird der II. Teil 
der Arbeit zeigen. 

107 ) Beschluss. 
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(d. b. die gauze öffentliche Ordnung) durchführen. Die Zahl 12 der 
Hauptartikel in der Reformation nimmt sich neben dem I2gliedrigen 
Ausschuss wie eine zusammengehörige Spielerei mit dieser Zahl aus. 
Jedenfalls wird der 18. Hauptartikel als ßesehlussartikel absichtlich 
daneben gesetzt, obschon es noch einen „Beschluss“ gibt. In diesem 
13. ßesehlussartikel ist auch der Plan eines stehenden Reichsheeres zur 
Handhabung des Landfriedens entwickelt, der ebenfalls als von den „geord¬ 
neten“ (XIII, 1) ausgehend bezeichnet wird, „damit das hl. römische 
reich zu ruhe und gutem frieden gehalten werden mocht“. (XIII, 4.) 

Mit der vorliegenden Schrift sind die „geheimen Pläne“ erkannt, 
die nach der ganzen Überlieferung über jenen Tag weit über Standes- 
frageu hiuausgehen mussten. Die Reform Vorschläge der Reformation 
beschäftigen sich tatsächlich mit der Neuordnung des ganzen Reichs. 
Das interterritoriale Reichsrittertum vertritt hier seiuer Natur nach 
Reichsinteressen. Wenn die Bestimmungen des Bundesbriefes „zunächst 
nur darauf abzielen, dem zerbröckelnden Ritterstand wieder mehr Ge¬ 
schlossenheit zu geben und zu verhüten, sich selbst zu zerfleischen oder 
sich selbst aufzugeben“ 108 ), so enthält er also nur die Regelung von 
Staudesinteressen. Und doch ist er gestiftet zu dem Zweck, wie er 
ausdrücklich sagt, „zur Beobachtung guter Polizei l09 ) und Hand¬ 
habung des Landfriedens“. Wenn man hier auch eine Lücke in 
der Überlieferung ahnte und sie mit der Vermutung von „letzten Zielen 
der Vereinigung“, nämlich mit dem Plane der Vernichtung der geist¬ 
lichen Fürsten und Säkularisation ihrer Güter auszufüllen suchte, so 
blieb immer die Frage nach dem eigentlichen Zweck, den der Bundes¬ 
brief selbst augibt, nämlich nach den Bestimmungen „über die Be¬ 
obachtung guter Polizei und Handhabung des Laudfriedeus offen“. Über 
diese eigentliche Lücke der Forschung hat man sich seither hinweg¬ 
gesetzt. Denn die Vernichtung der Geistlichen und die Wegnahme ihrer 
Güter war doch nur ein vorbereitender Akt zu dem wirklich letzten 
Ziel 110 ), zu den als „geheim“ bezeichneten Plänen, nämlich zur Be- 

10S ) Egelhaaf a. a. 0. S. 413. 

,or ) Polizei heisst damals die ganze öffentlich rechtliche Ordnung. 

Ulmann a. a. 0. S. 258 will die Absichten Sickingens von denen 
seiner Standesgenossen unterschieden haben. Er vermutet aber auch, dass 
die Säkularisation erst Sickingen „die Macht“ geben sollte, eine „Refor¬ 
mation“ im Reiche vornehmen zu können. Also auch er glaubt diesem 
Führer der Reichsritter eine Reformation zuschreiben zu müssen. Er ver¬ 
steht aber in Ermangelung jedes Beleges für eine solche Reform darunter 
etwa die Erwerbung der Reichsstandschaft für die Ritter. 
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obacktung guter Polizei, d. k. zur Neuordnung des Reiches und Hand¬ 
habung des Landfriedens; sie wurden geradezu von Pack „reformacion“ 
geraunt. So hat auch einige Jahre später Hartmuth von Cronberg, 
ein unmittelbar an dem Tage Beteiligter, bei seiner Aussprache über 
den Tag und über Sickingens Pläne mit dem Landgrafen Philipp von 
Hessen die Ziele Sickingens und seiner Gesinnungsgenossen dahin 
charakterisiert, dass er „die Besserung der Kirche und Polizei 
im Reiche gar gern gesehen habe 111 ). Damit ist nochmals der Zweck 
der Rittervereinigung von Landau, eine allgemeine Reichs- und sogar 
Kirchenreforra vorzuuehmen, bestätigt. Die Reformation Kaiser Fried¬ 
richs III. entwirft aber den Plan dazu unter Bezugnahme auf die 
Landauer Vereinigung, sie stellt die bisher vermissten „ge¬ 
heimen Pläne 11 dar, sie füllt die Lücken in der Forschung 
vollständig aus und wirft zugleich neues Licht auf die Reichs- 
ritterschaftsbewegung unmittelbar vor ihrem politischen 
Untergang. 

Dass unsere Schrift zum Landauer Rittertag gehört, geht auch 
aus formellen Gründen hervor, nämlich aus der Übereinstimmung ihrer 
Einleitung und ihres Beschlusses und anderer Stellen mit der Einleitung 
zum Bundesbrief. Die gleichlautenden Redewendungen und Gedanken 
sind so charakteristisch, dass sie ganz bestimmt auf einen einzigen Ver¬ 
fasser oder Redakteur sowohl des Bundesbriefes als auch der Reformation 
schliessen lassen. 

Da ist zunächst das Beiwort „brüderliche“ Vereinigung eine 
auffallende Wendung, die beiden Dokumenten auch weiterhin sehr ge- 
läulig ist. In rascher Aufeinanderfolge häufen sich ausserdem folgende 
Ausdrücke in wenigen Zeilen hier wie dort. 

Die Ritter bekennen in der Einleitung zu ihrem Bundesbrief, 
„dass wir fürnehmlich gott zu glori und ehre 112 ), merung 
brüderlicher liebe und geraeynen nutzes . . . dieweil aber 
nichts ohne die gnad des allmechtigen bescheken . . . und daun 
in allen dingen zuvorderst sein lob und ere gesucht und bedacht 
werden soll . . . haben wir . . . aus brüderlicher christlicher 
liebe . . . gebetten , . . sovil uns gottes gnad verleiht 113 ).“ Wir 
sehen, wie sich die gesperrt gedruckten Worte hier in kurzer Aufein¬ 
anderfolge wi-derholen genau so wie in den erbaulichen Stellen der 

»") Bögler, S. 49. 

1 '*) Vgl. Hartmuth bei Kucke S. 62. 

l13 ) Münch a. a. 0. S. 188 f. 
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Reformation. Es sei hier nur die Vorrede zur Reformation znm Ver¬ 
gleich berücksichtigt. „Allmechtiger ewiger gott, dir sei lob er und 
dank gesagt deiner grundlosen gnad und barmherzigkeit . . . darmnb 
wir dich billig loben, eren und danksagung tan sollen . . . schuldig 
sein wir dein göttliches lob zu mereu ... auch gnad zu begehren 
. .. dreyer stück gehört dazu: das erste die rechte brüderliche 
liebe . . .“ Ich brauche nur noch au ein früheres Ergebnis zu er¬ 
innern, dass die Geistlichen nach der Ansicht der Reformation nur 
zu „lob und ehre Gottes“ verordnet werden, und dass überall in allen 
Forderungen „der gemeynen nutz und brüderliche liebe“ gefördert 
werden soll. Wir haben es also in beiden Schriftstücken mit Lieblings¬ 
gedanken und Worten zu tun, die nur einem einzigen Verfasser eignen 
können. Wir konnten sie nämlich sonst nirgends finden als bei einer 
bestimmten Persönlichkeit. Das ist Hartmuth von Cronberg. Er ist 
der Redakteur beider Dokumente sowohl des Bundesbriefes als auch 
der Reformation, auch ein Grund, dass beide zusammengehören. Hart- 
niuth von Cronberg ist aber ein so charakteristischer und bekannter 
Publizist ans dem Kreise Sickingens, dass es auch hier nicht schwer 
werden kann, einen zwingenden Beweis zu führen. Sehen wir zuerst 
zu, was uns sein Biograph des näheren von ihm sagt 114 ). 

Hartmuth stammte aus einem Rittergeschlecht der Wetterau, 
derer von Kronberg, das ein unmittelbares Reichslehen war 115 ). Sein 
Vater war zuerst Amtmann des Pfalzgrafen, an dessen Hof der Sohn 
seine Erziehung erhielt; später bekleidete er das Amt eines kurmainzi¬ 
schen Vizedom. Ansserdienstlich kamen die Kronberger mit dem 
jungen Pfalzgrafen Philipp selbst sogar in Konflikt, weil dessen Vater 
ihnen Besitzungen im Ried bei Gelegenheit des pfalzbairiscben Krieges 
weggenommen hatte. Wenn auch diese durch das Eingreifen Franzens 
von Sickingeu zurückgegeben wurden (1518), so blieb doch auf beiden 
Seiten ein Stachel der Erbitterung zurück, den bald wieder das Ge¬ 
schlecht der Kronberger zu füblen bekommen sollte. Hartmnth konnte 
also durch den Dienst seines Vaters bei weltlichen und geistlichen 
Fürsten ausgezeichnet unterrichtet sein über Justiz und Verwaltung l,Ä ) 
in fürstlichen Kanzleien, sodass er mit Recht in der Reformation sagen 

m ) Bögler W., Hartmuth von Kronberg. Schriften des Vereins für 
Reforinationsgeschichte. No. 57. Halle (1897). 

m ) Ebenda S. 3. 

“*) Dieser Gegenstand ist in mehreren Hauptartikeln der Reformation 
behandelt, so in V, VI und VII und an vielen Einzelstellen. 
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konnte: „Wüsten sie (die Fürsten) aber soviel als ich, sie geben es 
um des gemeynen nutzes willen gern zu“ ll7 ). Damals konnte er auch 
den Hass gegen die Fürsten einsaugen, der, wie wir oben gesehen 
haben, in unserer Schrift so scharfen Ausdruck findet. In der ritter¬ 
lichen Bewegung des 16. Jahrhunderts waren die Kronberger infolge 

ihres bedeutenden Besitzes und ihrer geordneten Vermögensverhältnisse 
imstande, wiederholt und besonders auf der Seite ihres Verwandten Franz 
von Sickingen einzugreifen. Hartmuth gehörte nämlich in der Folgezeit 
zu „den Allerintimsten des Sickingenschen Kreises“ 118 ), zu den ver¬ 
trauten Beratern, die in die politischen Pläne und Bestrebungen „des 

letzten Ritters“ sehr genau eingeweiht waren.“ „Sowohl an dem 

Landauer Rittertag wie an der Friedberger Eiuung nahm Hartmuth 
aktiven Anteil“. Als Sickingen gegen Trier zog, da stand er „mit 

seiner ganzen Sympathie auf Sickingens Seite“ und unterstützte ihn 
mit Truppen. So war er denn auch der erste, der dieser Vereinigung 
zum Opfer fiel, als das Schicksal Sickingen rasch ereilte. Die drei 
Fürsten von Hessen, Pfalz und Trier wandten sich persönlich und 

gleich nach dem Untergang Sickingens gegen Burg und Stadt Kronberg, 
um gleichsam auf die Stellung hinzudeuten, die sie Hartmuth in dem 
Unternehmen Sickingens anwiesen. Nach der Übergabe Kronbergs am 
15. Oktober 1522 wurde das ganze Geschlecht seines Besitzes beraubt, 
Hartmuth versuchte nun alle Wege, den der Selbsthilfe, Giite und des 
Rechts, aber erst nach 19 Jahren wurde er durch das Verwenden 
seines Freundes Bucer, ebenfalls eines Mitgliedes derer um Sickingen, 
am 2. November 1541 in seinen Besitz wiedereingesetzt. Zu diesem 
äusseren Lebensgang kommt noch seine geisige Entwicklung als Publi¬ 
zist. Erst durch seine Verbindung mit den jugendlich-radikalen Rhei¬ 
nischen Akademikern, Bucer 119 ) und Hutten 120 ) wurde er mit den 
grossen Tagesfragen religiöser und politischer Natur vertraut. Auf der 
Feste Landstuhl nahm Hartmuth wohl an den Gesprächeu Huttens mit 
dem Schlossherrn teil. „Von einer humanistischen Vorbildung findet 
sich bei ihm keine Spur 121 ).“ „Die historischen Kenntnisse, die H. 
ab und zu zeigt, sind nicht sehr tiefgründiger Natur und lassen sieh 
durchaus zwanglos auf den Verkehr mit der humanisti-ch gebildeten 

m ) VIII, 3. 

us ) Bögler, a. a. 0. S. 2. 

"•) Ebenda S, 47. 

,J0 ) Ebenda S. 7, 12, 15 und 44 ff. 

,ä ') Ebenda S. 8. 
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Umgebung Sickingens oder auf die Lektüre der gleichzeitigen Literatur 
zurückführeu“. Davon gibt unsere Reformschrift eine gute Probe. 
„Wann der gemein nutz alle reich erhoben bat und aigner nutz alle 
kommunen zerissen: des wir exempcl haben an Troia iu Asia gelegen, 
an Hierusalem in Syria, Rom in Italia, Meintz, Regenspurg und Erdt- 
furdt iu Teutsehland gelegen li2 ).“ Auch durchweht unsere Schrift kein 
wissenschaftlicher Geist. „Kurz alle litterarische Qualitäten musste sich 
H. erst nach und nach erwerben 123 ).“ Seine publizistische Tätigkeit 
drängt sich auf eine relativ kurze Zeit (1521 — 1523) ,28a ) zusammen, 
ist aber um so fruchtbarer. Ihre ersten Äusserungen, für die — wie 
auch für Iluttens schriftstellerische Erzeugnisse — der Reichstag von 
Worms entscheidend war, fallen in den Herbst des Jahres 1521 und treten 
ganz in den Dienst der Lehre Luthers. Trotz seiner schlimmen per¬ 
sönlichen Erfahrungen im Bunde mit Sickingen, zu deren Kundgebung 
er ebenfalls seine Feder leihen musste, blieb er seiner schwärmerischen 
Zuneigung zu Luther treu. Eines Aufenthaltes H.s ist noch besonders 
zu gedenken, nämlich des in Frankfurt während seines Federkrieges 
mit dem Fraukfurter Stadtpfarrer, Peter Meyer, im Frühjahre 1522, 
also kurz vor dem Landauer Rittertag. „In Frankfurt hat Hartmuth 
mit Hutten zusammeugewirkt„Dann trat eine mehrmonatliche 
Pause ein — Hartmuth hatte mit der ritterschaftlicben Bewegung und 
den Vorbereitungen zur Fehde mit Trier so viel zu tun, dass ihm wohl 
für eine andere Beschäftigung keine Zeit blieb“ 123 ). Bögler scheint ihm 
hier stillschweigend eine besondere, vielleicht schriftstellerische Tätigkeit' 
für den Landauer Rittertag zugedacht zu haben, ohne sie aber nach¬ 
zuweisen. Jedenfalls stände diese „mehrmonatliche Pause“ in seiner 
litterarischen Betätigung einzig da. In der Tat spricht H. in einem 

m ) III, 4. 

m ) Kuck tritt mit Recht «lern entgegen. Vgl. die Neuausgabe der 
Schriften Hartmuths von Cronberg. Halle (185)9). S. XXI, 2. 

,i3n ) Seine Schriften wenden sich im Einzelnen an Kaiser Karl V., 
an Franz von Sickingen, an einen Verwandten, den Komtkur des Deutsch¬ 
ordens, Walther von Cronberg, an Papst Leo X., an die Einwohner seiner 
Stadt Cronberg, an die Bettelorden, an den Stadtschreiber Jakob Kobel, an 
Luther, an die Eidgenossen, an Meister und Rat zu Strassburg, an Papst 
Hadrian VI., an die Böhmen, an alle Stände, an das kaiserliche Regiment 
zu Nürnberg, an Spalatin. Daneben sind noch hervorzubeben die mehr 
mystisch gehaltene „Bestallung und seine Statuten der himmlischen Brüder¬ 
schaft“. 

,M ) Bögler a. a. 0. S. 15. 

,,i ) Ebenda S. 12. 
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Briefe, den er einen Tag nach der Ausfertigung des Landauer Bundes- 
briefes, also am 14. Aug. 1522, von Landau aus datiert an Luther 
sendet, von einer Schrift von sich, die er gleichzeitig an denselben 
Adressaten gehen lässt, und die bisher unbekannt geblieben ist 126 ). Da 
H. kurz zuvor mit Hutten in Frankfurt zusammen war, und ihm gleiche 
Ziele in der ritterschaftlichen Bewegung vom Landauer Tag z. B. von 
Egelhaaf wiederholt zugeschrieben werden I87 ), so ist die Lücke wie ge¬ 
schaffen, hierhin und in diese Zeit unmittelbar vor dem August 1522 
unsere Reformschrift ein'etzen zu können. Dazu ist der Aufenthalt H.s 
in Frankfurt kurz vor dem Landauer Tag auch deshalb wichtig, weil 
Weigandt, der die Reformation des Kaisers Friedrich III. als Unter¬ 
lage für seinen Plan einer Reichsreform durch ein Bauernparlament zu 
Heilbronn benutzte, schon im Jahre 1525 unsere Reformation in Frank¬ 
furt als erhältlich erklärt. Ein Zeitgenosse sagt darüber Folgendes: 
„Item eine Ordnung uud reformation ist, für jaren verrückt, auf 
Ordnung und austrag rechtens gestellt mit 12 Hauptartikeln und der¬ 
selben jeder in 4 sonderlichen punkten deklariert, die findet man 
zu Frankfurt . . . 128 ). u So machen es also äussere Lebensumstände, 
der Umgang und die enge Verbindung mit Frauz von Sickingen und 
seinem Kreis, namentlich die Ideengemeinscbaft mit Hutten, sowie die 
schriftstellerische Entwicklung und Betätigung Hartmuths möglich, 
dass er der Verfasser der Reformation sei; aber erst die Überein¬ 
stimmung der Reformschrift mit seinen sonstigen publizistischen Ideen 
bis zur wörtlichen Anlehnung macht die Autorschaft Hartmuths un¬ 
abweisbar. 

Von den Schriften, die Hartmuth vor dem Landauer Rittertag 
verfasst hat, sind seine drei ersten: das Sendschreiben an Karl V., an 
Franz von Sickingen und an seinen Verwandten, Walther von Cronberg. 
Die beiden ersten davon „enthalten die kirchenpolitische Ergänzung zu 
dem religiösen Glaubensbekenntnis im Brief an Walther von Cronberg. 
Alle drei zusammen ergeben dann die hauptsächlichsten Grundzüge von 
Hartmuths ganzem Gedankenkreis, die wohl späterhin noch mancherlei 
Klärungen erfuhren, im wesentlichen Inhalt aber unverändert blieben“ ,29 ). 
Wir wollen nun im Folgenden zuuächst weniger die Gedankenfolge 
dieses Briefes 130 ) als vielmehr die Eigentümlichkeit seiner religiösen 

,M ) Vgl. auch unten S. 69. — l * 7 ) Vgl, oben S. 47 ff. 

'») Kltickhobn a. a. 0. S. 281. 

ut ) Vgl. Bögler a. a. 0. S. 23. 

,ao ) Inhalt bei Bögler S. 77 ff.; neu gedruckt bei Kück, a. a. 0. S. 18 ff- 
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Anschauungen und Wendungen hervorheben. Die Höhe der Gnade in 
der Taufe sei, wie er ausführt, „so gross, dass, wenn alle „uff eynem 
hauffen weren, die von anbeginn der weit gelept haben, so vermöchten 
sie diese überhohe gnaden uss menschlicher vernunfft nit er¬ 
kennet» .... wollen wir aber soliche unser aller höchste gnad 
wahrhaftiglich erkennen, so müssen wir von aller menschlicher ver¬ 
nunfft absten .... und einig urab die wyssheit und gnade by 
gott . . . bitten mit vestem vertrau wen in die . . . verheyssungen, 
die uns in dem bl. evangelio . . . mit dem blut Christi und synecn 
tode versichert und bestetigt ist“. Dann „mögen wir dadurch 
lychtiglich zu verstandt der selbigen unser höchst eu gnaden komeu: 
durch die gnad gottes, die uns geben ist, noch aller unser beger zu- 
nemeo soviel wir wollen, so verre wir in unser wissheit nit vertrauen, 
sonder einig und demütiglich in die gnade gottes uns ergeben uud 
die wyssheit, wie wir schuldig by gott suchen“ ,SI ). „Deshalb wollen 
wir unserm herrn Christo dankbar sein, syner überhohen gnaden, 
so er gegen uns synen nnwirdigen creatureu erzaigt hat, so 
müssen wir acht haben uff die werk, die gott dem herrn am gefelligsten, 
und daruff der gaDtz christlich grnndt steet: das ist gott 
lieb haben uss aller kraft des leibs, des gcmüts und der 
seien, und den nechsten glich uns selbst.“ „Dazu sol aus 
Ursachen die warheit, das uns gott solchen blinden hirten (nämlich 
den Papst) unser eygenen Sünden halben geben hat, der aller 
lesterlichsten Sünde der undaukparkeit halben, damit wir 
uns so überhoch versündiget, desshalb wir . . . verschuldet aller zytlichen 
und ewigen straff t32 ).“ Wir haben aber „mannigfaltige Warnungen“ 
im alten Testament. „Dwyl aber der gütig barmhertzig gott, uss 
überflüssiger unaussprechlicher götlicher gnaden von uus 
gantz unverdient umb unser erlösung willen menschs worden: und umb 
unser Sünde so grausamlich gelitten und gestorben . . . . 
darumb sollen wir gott dester mer dankbar sein, dass er uns 
in dieser zeyt der gnaden die äugen uff tbut und unsere 
eigene thorheit so klar sehen lasset ,33 ). u „Dwyl ilan der from 
christlich doktor Luther . . . die grausame vinsterniss by uns 
armen Teutschen . . . verstanden durch die gnade und gütigkeit 
gottes, so bat er zu lobe und dank gott dem allmechtigen . . . . 

'*') Kück, a. a. 0. S. 18 f. 

«”) Ebenda S. 23. 

,3S ) Ebenda S. 26. 
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das licht fry angezündt, dadurch alle die sehen mögen, die im hause 
synt 134 ).“ „Mit christlichem gebet sollen wir zu got ruffen und 
bitten, dass der allmeclitig gott durch syn grosse überflüssig 
gnad und gütigkeit“ den Kaiser Karl „die über hohe gnad 
thun wolle“ ... In demselben erbaulichen Tone ist auch der Sendbrief 
an Kaiser Karl V. 135 ) und an Franz von Sickingen 13ß ) abgefasst. Als 
Stichprobe sei nur noch aus dem letzteren Schreiben angeführt: „Solch 
bl int heit hat got vorhengt unser sunden der lästerlichen 
Undankbarkeit wegen. Die weil aber der gütig barmherzig got 
auss gross seiner gnaden und mildickeit uns die äugen auf- 
thut, und uns sehen und entptinden lässt, den grewelichen grewel, 
darin wir auffs dieffst stecken. So sollen wir gott fürchten, anruffen 
und bitten mit andacht und gantzer k rafft unseres gemuts 
. . . ., dass der gütig gott gnade und weyssheit . . . verleihen 
wol 187 ). u Bögler 138 ) hat also recht, wenn er sagt: „Hartmuths Aus¬ 
drucksweise ist zwar warm und eindringlich; aber sie wirkt daneben durch 
die häutigen Wiederholungen derselben Plirasen und durch Mangel an 
originellen und anschaulichen Bildern etwas eintönig und trocken.“ 
Aber gerade diese religiösen Lieblingsgedanken II.s häufen sich in 
charakteristischer Weise auch in der Reformation Kaiser Friedrichs III. 
namentlich an ihren erbaulichen Stellen wie in der „Vorred“ und im 
„Beschluss“. Die erstere lautet: „A 11 mecli t ig er, ewiger gott, 
dir sei lob, er und dank gesagt, deyner grundlosen gnad 
uud barmherzigkeit, die uns so miltiglich hast mitgeteilt, damit du 
uns von dem T rachen der Finster miss erledigt hast, darin wir 
so lang mit unsern voreitern unwissend gelegen sind . . . . 
Du hast uns blinden gesellend gemacht. Du hast die Stummen 
reden gemacht . . . Darumb wir dich billig loben, eren und 
danksagung tun sollen, umb deyn hey liebes bitteres leyden 
und sterben, auch umb das rosen färb blut ... 0 ewiger 
Gott, schuldig seynd wir dein göttliches lob zu uieren . . . auch 
gen ad und Verzeihung unser sind zu begeren. damit wir deine gött¬ 
liche Majestät mit freyem hertzen und gemüt mögen eren 
und loben ... damit wir der gnaden hy uff erden teylliafftig 

,3 <) Ebenda S. 27. 

m ) Kuck S. 1 flF. 

,3Ä ) Ebenda S. 9 ff. 

l3; ) Ebenda S. 12. 

I38 ) a. a. 0. S. 22. 
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werden mögen, die du uns so genädiglich verliehen hast 139 ).“ 
Im Beschluss heisst es: „O ihr edlen Christen . . . seht an die 
genade so uns gott in unsern tagen so gnädiglich lässt erscheinen. 
Er tut uns uff den schätz seyner göttlichen genaden. Wenn wir 
ihme darumb nit wollen lobe und dank sagen, so seien wir nit 
werdt. dass man uns Christen nennen sollt! 140 ) Ebenso spricht er in 
ähnlichen Wendungen vom Papst und seiner Herrschaft schon im 
13. Beschlussartikel: „damit die menschlich freyheit christlicher Ord¬ 
nung wider auffgericht, die durch den rechten waren Antichrist 
uns armen Christen mit dem hl. evangelio und andern Worten 
Christi verborgen und niedergelegt w f as. Aber aus göttlichen 
genaden seindt die blinden gesellend worden und die stummen 
redend. Dess danken wir billich gott seynen genaden und dem 
menschen. der den verwilten weg zu einer richtigen und gebandten 
lamLtrass erblicher gerecbtigkeit und menschlicher freyheit wider auf- 
gericht und gebawt hat.“ Damit sind die beiden Pole der kirchlich¬ 
religiösen Bewegung getroffen: Papst und Luther, ohne dass sie, 
vielleicht aus Rücksicht auf einen oder den andern aus den tiOO 
versammelten Rittern, mit den Namen genannt werden. Ausserdem 
klingen die Lieblingsworte llartmuths auch in den übrigen Teilen der 
Schrift, soweit sie natürlich geistliche Dinge berühren, deutlich hörbar 
wieder. So sollen „alle geweichten allein gott zu lob erhalten“ 141 ) 
werden. Die Bischöfe sollen sich zuerst „purgieren und reinigen“, 
„damit das lob und die er gottes mit aller gebürlicher dank- 
sagung durch die person kayne gehindert werden 14 *).“ So geht 
denn mit Recht das allgemeine Urteil sowohl seiner Freunde 143 ) wie 
Feinde 144 ), als auch neuerer Geschichtschreiber dahin, dass 11. nach 

,M ) Vgl. Goldast a. a. U. 

,4# ) Ebenda. 

,4 ‘) I. Hauptartikel. 

“*) I, 1. Ebenso IV. 2; VI, 1, 2, 4. In IV 2 heisst es „ist gott 
zu lob also fürgenommen“, wo dieses Lieblingswort sogar in die sonst fest¬ 
stehende Eingangsfloskel zu jeder Deklaration floss. 

U3 ) Hutten nannte ihn: „den unschuldigsten und frömmsten in unserem 
Orden“. Ähnlich Bucer bei Bögler S. 21. Kück, der beste Kenner seiner 
Schriften, urteilt ebenfalls über seine Schreibweise folgendermassen: „wäre 
der Verfasser unbekannt, wir würden bei vielen seiner Schriften eher auf 
einen Geistlichen als einen Ritter raten“. Vgl. Schriftstellerndc Adlige 
der Reformationszeit (Rostocker Programm 185)51), S. ö. 

,4 ‘) Ein Spötter sagte von ihm: „der fromme und christliche Bischof 
des ganzen Rlieir.stroms‘" Vgl. Bögler S. 51. 
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den Worten Rankes „der erste, im Sinne einer späteren Zeit fromme, 
vollkommen überzeugte Lutheraner“ gewesen sei. Wenn also schon 
in der Reformation von dem Ritter als von „frumm“ und wiederholt 
vom „frumm inann“ gesprochen wird, so weisen solche kleinste Züge 
ebenso gut wie die soeben festgestellte zum Teil wörtliche Überein¬ 
stimmung der religiösen Gedankenwelt unserer Reformschrift mit der 
ganz persönlich gefärbten Schreibweise H.s auf dieselbe Persönlichkeit 
als Autor: Hartmuth von Cronberg. 

Betrachten wir die Reformation auf ihre kirchenpolitischen Ge¬ 
danken hin, so finden wir ebenfalls eine auffallende Übereinstimmung 
derselben mit den kirchenpolitischen Lieblingsgedanken H.s, die schon 
in seinem Sendschreiben mit immer grösserer Deutlichkeit hervortreten. 
Der Papst ist ihm der Antichrist, diese erst seit 1520 14 ’’) in der 
Publizistik geläufige Wendung kehrt bei Ilartmuth immer wieder und 
ist auch in unserer Schrift gerade da 14C ), wo vom Papst und zwar 
nur einmal, gesprochen wird, angewandt. Dessen Jünger sind nach 
dem Sendschreiben an Fr. von Sickingen U7 ) die Bischöfe. Pfaffen und 
Mönche. Sein Lieblingsgedanke, dass Papst, Bischöfe und Pfaffen 
,,ganz erblindt sind“, weil sie aus Geiz ,,die geistlich war umb geld 
verkauffen“ 14H ), kehrt auch in unser Schrift wieder. Der Papst sei 
auf brüderliche Weise zu ermahnen . . dass „die Schinderei und mass 
von unnötigen pfaffen und münchen erkannt würde.“ Klingen 
diese Worte nicht in folgender Wendung der Reformation wieder? 
„Ich wolt gern wissen, wem die grossen pfaffen nütz wären ?“ 149 j 
Das Schicksal der grossen Prälaten und ihrer Güter wird in dem¬ 
selben Tone bei Hartmuth wie in der Reformation geschildert. Die 
Güter sollen nämlich „gott zu ehren und gemeinem nutz“ verordnet 
werden. Wie eine Ausführung des dem Kaiser empfohlenen Planes 
bei H., die antichristlichen Güter „nach aller notturfft zu gebrauchen“ 
steht die Forderung der Reformation da, die Güter der Geistlichen zu 
„gemeinem nutz“ ,5 °) zu verwenden. Hier wie dort wird den hohen 
Prälaten mit Erschlagung bei der Säkularisation gedroht: „Also wird 

,l5 ) Vgl. oben S. 31; Preuss a. a. O. S. 129. 

l49 J XIII. Rescblussartikel. 

,47 ) Bögler a. a. 0. S. 23. 

,44 ) „Als ob Gott sein reich feil war 1- . Beschluss und VI, 4. „umb 
ires grossen geitz willen“. 

U9 ) Beschluss und in I, 3 spricht er von: „diese üb er mass der 
m tncb, pfaffen und nunnen“. 

,so ) Kuck, a. a. 0. S. 122 und Reformation. 
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das antichristlich reich durch sein selbst guter als durch sein eigen 
schwerdt unterdrückt und erschlagen werden l51 ).“ Während Franz 
von Sickingen noch daran war, mit der Säkularisation Triers die 
reichsritterlichen Pläne zu verwirklichen, schrieb H. in seinem Send¬ 
schreiben an Papst Hadrian ; ,,Die Zeit ist gekommen : wenn ihr euch 
nicht bekehren wollt, so möchtet ihr zu Tode geschlagen werden mit 
dem Schwert — das ist der Befehl Gottes und die Vollstreckung 
seines göttlichen Wortes l52 ).“ Fest und sicher geht II. auf sein 
Ziel, die Entwicklung seines kirchenpolitischen Programmes, los: die 
Expropriation aller Güter der „toten Hand.“ Diese ist aber gerade 
auch in der Reformation, also kurz vor dem Auszug Sickingens gegen 
Trier, als unmittelbar bevorstehend mit ähnlichen Worten be¬ 
zeichnet. Während es dort heisst: „die tzeyt ist vorhanden 1 *, also 
gegenwärtig, steht in der Reformation die Säkularisation und die Er- 
schlagung der Prälaten unmittelbar bevor! „Nun kumbt die Zeit“, 
und ,.wa es wol gerät, dass ir nit gar erschlagen werden ,ä3 ).“ 

Als dann durch den jähen Untergang Sickingens der Plan der 
Reichsritterschaft sistiert wurde, erhebt H. nochmals in seinem letzten 
Sendschreiben vom 24. Juli 1523 dieselbe Forderung der Säkulari¬ 
sation. aber er „ist milder geworden in seinen früheren Forderungen 
einer radikalen Konfiskation der geistlichen Güter Die „Laien 

sollen die Gesundung des geistlichen Standes ebenso anstreben wie die 
ihres eigenen. Beharren die Geistlichen aber in ihrem uncliristlichen 
Geiz, dann soll man brüderliches Mitleid mit ihnen haben und vor¬ 
sichtig mit ihnen handeln . . . man soll die geistlichen Güter den 
christlichen Gemeinden überweisen 155 ).“ Das klingt alles wie die 
Ansserung aus einer und derselben Feder vor, während und nach dem 
Unternehmen Sickingens: die Worte in der Reformation gehören vor 
das Ereignis, aber ebenfalls Hartmuth von Cronberg an. Sind es 
nicht ferner die Gedanken desselben Verfassers, wenn es in der letzten 
Streitschrift H.s heisst: „Christus . . . hat gesagt, dass die bischoff yn 
keinen weg Herren sollen sein über das christlich volk. sondern alleine 
Unecht und dien er, . . . yren pracht haben sie gefüert mit dem 
alrausen und sawren schweyss der armen, der witwen und armen 

*“) Vgl. die oben angeführte Stelle in der Reformation. 

*“) Bögler S. 26 und Kuck, S. 123. 

,M ) VIII, 1. 

“*) Boyler S. 42. 

,M ) Ebenda S. 41. 
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weysen . . . Item wollen die auss dem geistlichen stand fürsten 
und herren seyn und bleyben, dass mögen sie thun von yren vetter- 
lichen erbteylen und nit von den almusen der armen“ li6 ), und 
in der Reformation: „die bischoff haben sich selb zu herrn gemacht 
und die fürsten, graven und herrn zu knechten und diener, und die 
grossen prelaten, abt und müneh haben die von den stetten, die 
frummen rittcr und knechte zu dienern und gesten ihres vetter- 
liches erbes gemacht und sich zu herrn 157 ).“ Oder: „Gebendt ihr 
den armen dorfftigen und auserwählten hindern gottes ihr vätterlich 
erb, dass ir ihnen gott schuldig seydt, so möcht euch vielleicht gott 
die genad thun, dass ihr euch selb erkennen würdet 158 ).“ Zugleich 
sei hier erinnert, dass dieser Wunsch des Verfassers, die Geistlichen 
mögen „sich selbst erkennen“, wiederholt, auch von jedem anderen 
Stand gebraucht wird, so z. B, in II und XII, 4. Er ist eben ein 
Lieblingsgedanke gerade Hartmuths ,59 ) und führt also auch auf die¬ 
selbe Spur bei der Frage nach dem Verfasser. So passt auch, der 
Lieblingsgedanke H.s von den Kindern Gottes 1C0 ), unter denen er alle 
diejenigen zusammenfasst, die „die Gnade haben, die Wahrheit an den 
Tag zu bringen" 161 ), also, „die einfeltigen laien, die armen vom adel“, 
auf unsere lleformschrift, die wiederholt den armen „Kindern Gottes“ 
ihr Patrimonium, das Kirchengut verheisst ,cz ), z. B. I, 4 und IV, 2. 
Aber auch sein sozialpolitisches Programm, wenn man nach den zer¬ 
streuten Bemerkungen in den Schriften II.s von einem solchen reden 
darf, stimmt genau mit dem in der Reformation vorgetragenen überein. 
„In weltlichen Dingen“, so sagt II. in seinem Sendbrief an alle Stände 
(vom 25. Nov. 1522), sei man der Obrigkeit Gehorsam schuldig selbst 
dann, ob sie uns auch mit „hoher grosser Beschwerung belade“ 
Dieser Zusatz ist infolge seiner Verjagung von seinen Gütern als einer 


,5n ) Kiick a. a. 0. S. 138 f. und Seite 146: „nachdem unwiderspreeh- 
lieh war ist, dass alle Stift und klöster almusen der armen seindt“. 

m ) VI, 3 und Kiick S. 147. 

,58 ) Beschluss. 

1S ») Bögler S. 32. 

,Ä0 ) z. B. Kiick S. 119 und 139. Dass der Verf. sich und seine Standes¬ 
genossen, den Adel, unter den Kindern Gottes versteht, zeigt das wieder¬ 
holte „wir“ im Beschluss. 

,#l ) Bögler S. 43, Kiick S. 143. 

'"*) Hartmuth vertritt diese Ansicht vom Patrimonium auch in seinen 
Schriften: „die kinder, die alle erbteyl haben wolten“. Kuck, S. 140. 

,M . n .) Bögler S. 32. 
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Folge der Teilnahme an Sickingens Zug gegen Trier hinzugefügt. 
Als er aber das Unternehmen gescheitert sah, wurde er in seiner 
letzten Streitschrift: „Vermahnung an alle Stünde“ auch in sozialer 
Hinsicht milder. Denn jetzt ist der Christ nur dann dem ungerechten 
Herrn Gehorsam schuldig, „sofern ihr gebot nicht wider gottes gebot 
rechtet.“ Ohne jede Einschränkung aber wird dieselbe Forderung in 
unserer Reformschrift erhoben, weil sie eben noch vor dem Unter¬ 
nehmen Sickingens geschrieben ist. nämlich in folgendem Zusammen¬ 
hang: Von den 3 Stücken, die man zum rechten Gebrauch der Gnade 
haben muss, ist „das ander rechte getrewe gehorsam gegen deynen 
oberkeyt 103 .“ Wir haben also wieder ein und denselben Gedanken 
desselben Verfassers nur von verschiedenem Zeitpunkt aus betrachtet, 
je nachdem nämlich der Verfasser vor, während oder nach dem Kampfe 
Sickingens gegen Trier schrieb. 

Seiner sozialen Anschauung ist aber geradezu ein sozialistischer 
Zug eigen, wenn auch nur im Hinblick auf die Ausführung seines 
kirchenpolitischen Planes, die Kircliengüter an die Armen zu verteilen. 
Schon die Art und Weise, wie er sich und seinen Stand wiederholt 
„arm“ IM ) nennt, oder wie er von seinen Standesgenossen, sich ein¬ 
rechnend, spricht: „wir arme edelen Knecht“ 165 ), lässt das erkennen. 
Aber besonders gern nennt er sich gegenüber dem Papsttum und der 
herrschenden Kirchenlehre den „schlechten leyen“ mit dem Zusatz 
„teutscher“ lß6 ) oder „uns einfeltigen leyen“ 167 ) und macht sich den 
Gedanken der Publizistik von den Kleinen gegenüber den Gelehrten 
und Gewaltigen ,68 ) wiederholt zum Eigentum, indem er diese Rolle 
dem ..armen vom adel“ und dem „gemeinen man“ zuweist. Auch 
stellt er der „unendlichen Juristerei“ mit „ihren grossen Kosten und 
Eigennutz“ lfi9 ) das Gewissen und die brüderliche Liebe der frommen 
Personen, also der Laien, entgegen. Alle diese charakteristischen 
Züge haben wir schon oben an der Reformation festgestellt. In diese 
Form geprägt, sprechen sie nur für II. als ihren Verfasser. Nicht 
weniger finden wir bei II. die ständige und alleinige Rücksichtnahme 

,M ; „Vorred“. 

’•*) Bögler S. 36. 

'•*) Kuck S. 98. 

“") Ebenda S. 10t). 

Ebenda S. 121. 

*••) Bögler S. 31 f. und S. 87. 

'•») Ebenda S. 85. 
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auf den „gemeinen nutz 11 und den „gemeinen mann“ 17 °). Wendungen, 
die in der Reformation geradezu zum Refrain seiner Forderungen 171 ) 
geworden sind. Aber sein Sozialismus ist christlicher Sozialismus, er 
erinnert an die Reinheit in den Zeiten des jungen Christentums. Die 
Lehre Christi von der Nächstenliebe wird von Hartmuth als oberstes 
Gesetz aller sozialen Ordnung hingestellt. Dieser Wahrheit gibt er 
wiederholt und eindringlich, schon vor der Abfassung der Reformation, 
Ausdruck. So sagt er in seinem Schreiben an seine Kronberger: „die 
summe und erfüllung unseres christlichen glaubens . . . das ist, dass 
wir gott lieb haben sollen . . . und den nechsten gleich uns 
selbst 172 ).“ Seine sozialen Kardinaltugenden fasst er in den „zwey 
stücken“ 173 ) zusammen, der Nächstenliebe und dem Gehorsam gegen 
die Obrigkeit 174 ). Es ist deshalb auch kein Zufall, wenn diese in 
unserer Reformation an der Spitze aller Reformen erscheinen, ln der 
Vorrede heisst es: „Wollen wir der gnade recht geprauchen, be- 
dörffen wir dreier stück darzu : das erste ist die rechte brüder¬ 
liche liebe; was du gern von deinem nechsten vortragen 
werest, das soltu in auch vortragen 170 ). Das ander ist rechte 
trewe gehorsam gegen deyner oberkayt.“ Dazu wird ad hoc ein 
drittes Stück inbezug auf die vorliegende Reform hinzu erfunden: „das 
dritte ist die bewahrung und handhabung aller rechten auch guter 
Ordnungen und Statuten, wie die zum teil mit 12 Artikeln ihrer 
Deklaration . . . „verzeichnet seynd.“ Wir sehen, es ist derselbe 
Gedankenkreis, in dem sich auch die sozialpolitischen Ideen in unserer 
Reformation erschöpfen. Er gehört Hartmuth von Cronberg an. 

Seine Lehre von der Nächstenliebe lässt denn auch in jedem 
Nebenmenschen den Bruder oder die Schwester erkennen. So redet 
er seine Untertanen, die Kronberger, in einem Sendschreiben an sie 
wiederholt mit ,,o lieben brüder und Schwestern“ 176 ) an. Er bezeichnet 
die „christliche und brüderliche liebe“ als „höchste Pflicht“ 177 ). Mit 

”°) Kück S. 9, 13. 17 u. a. 

"') z. B. I. II, 1. III. III, 1, 2, 4. IV, 1 u. a. 

'») Kück S. 48. 

173 ) Ebenda S. 28. 

m ) Bögler S. 85. 

17S j Hartmuth hält es für göttliches und natürliches Gesetz, dass 
wir das, was uns die Menschen tun sollen, auch ihnen tun“. Bögler S. 39. 
So schwärmt auch unsere Schrift für das göttliche Recht, deren Handhaber 
die Ritter seien. 

> 7 *) Kück 42. — m j Ebenda 41. 
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einer staunenswerten Unermüdlichkeit weiss er diese soziale Tugend in 
all seinen Schriften immer wieder zu empfehlen, Haid heisst sie die 
„brüderliche liebe 178 ), die hohe christliche brüderliche 
liebe 179 ), die „herzliche brüderliche liebe“ 180 ) und in schwärme¬ 
rischer Begeisterung sogar die ..aller süsseste brüderliche liebe“ 181 ). 
Denn ..aller eigner nutz würt verwandelt werden in die aller 
süsseste brüderliche liebe . . . daraus dan wyther volgen würdt, 
dass ein yetlieher für synes nechsten notturfft sorgen würt, glych 
syner eigen selbst Sachen 182 ).“ Ebenso führt der Verfasser der 
Reformation dieselben Worte mit derselben Begeisterung und demselben 
schrankenlosen Glauben an ihre soziale Zugkraft beständig im Munde. 
So fragt er die Mönche unter Verurteilung ihres ..geitzes“ nach ihrer 
christlichen „brüderlichen lieb 41189 ). „Das menschlich wesen 
christlicher lieb“ 184 ) möcht sich nach einer anderen Stelle „wieder 
bewegen und erwachen.“ „Wann die christliche freyheidt, brüder¬ 
liche lieb und menschlichs wesens allein gemevn nutz fördert und 
erhebtWir sehen also den Hartmuth in so charakteristischer 
Weise eigentümlichen Gedankengang in der Reformation Kaiser Fried¬ 
richs III. genau in derselben Wendung und Breite wiederkehren, sodass 
wir Hartmuth als Verfasser auch dieser Schrift nicht abweisen können. 

Dass sich Hartmuth schon frühe für die Reformen des Reichs 
stark interessierte und von ihrer Erfolglosigkeit durchdrungen war, weil 
er sie in einem anderen Geiste als bisher vorgenommen wissen wollte, 
zeigt das Sendschreiben an seinen Verwandten Walther von Cronberg. 
Seine dort niedergelegten wenigen Gedanken hierüber sehen sich wie 
ein Plan seinerseits an, der in der Reformation als ausgeführt be¬ 
trachtet werden kann. „Ir wissent“ 18e ), spricht II. seinen Verwandten 
an, „so man uff den grossen rychstagen die nutz- und notorfft des 

Ebenda 22. 

,T ») Ebenda 27. 

Ebenda S. 18. 

181 ) Ebenda S. 28, 26, 20 und häufig. 

>»*) Ebenda S. 28, 3 f. 

*“*) I. 3. 

»“) II, 1 ähnlich in III, 1 und 2. XIII. 

uj) jy, 4 Diese fromme Schwärmerei ist schon früher in unserer 
Schrift beobachtet worden, allein sie wurde nicht auf die richtige Person 
gedeutet. So hat schon Eichhorn in seiner Rechtsgeschichte, 4. Auflage 
(1837) sie als einen Entwurf der Schwärmer um Thomas Münzer bezeichnet. 

,M ) Kuck S. 21 f. 

Weatd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, I- 5 
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gantzen römischen rychs betracht, mit so grossem rat, uff welchen 
die bescbwerungen werden bewegen mit hoher menschlicher weyss- 
heit, alda wilrt alle sach sovil menschlich ist uff das höchst betracht 
und bewegt. Nemlich der missbrauch in allen Stenden und in 
Sonderheit die greulichen Schätzung des babsts . . . desglych mit anderen, 
mannigfaltigen gemeyner beschwerungen als kauffraanns gesel- 
schaften 187 ) und derglychen viel und alle des rychs nottorfft 
nach der lengen bedacht und davon beratschlagt und mangelt solchen 
rychstagen kein menschlich wyssheit.“ Also trotz der grössten mensch¬ 
lichen Anstrengungen ist nicht der entsprechende Erfolg zu erwarten, 
weil, wie wir weiter hören werden, der rechte Geist all diesen Be¬ 
mühungen fehlt. ,,Aber den einigen mangel, den wir haben, den wil 
ich euch clerlich und warlich anzeigen, das ist die hohe gnad 
gottes, dass wir uns nss eygenem mutwilligem kopff derselbigen „nit 
gebrauchen wollen . . . wir lassen uns begnügen, so im anfang der 
reichstage messen zu singen und den hl. geist anzurufen, aber unsere 
herzen lassen wir, wie sie sind.“ „Itlicher betracht synen gewinn und 
nutze höher den synes nechsten. die brüderliche liebe, die verlört 
sich, ein itlycher lernet und trachtet sich zuhüten vor dem andern, 
(las heysst weltlich geschicklichkeit.“ Dadurch wird aber nur „unser 
gelt unnützlich verzeret.“ „Aber die wäre weysheit, die uns uss 
der gnade gotts fry erlaupt ist zugebrauchen zu vernehmen . . . 
warlich wo keyserlich maiestät und die christenlichen fürsten diesen 
anfang der waren weissheit recht zu gemüt fassen würden: sie 
würden dadurch bewegt den gnedigen gott umb göttliche wyssheit 
mit herzen zu bitten und ir herzen gegen gott und irem nech¬ 
sten recht stillen“. „Alsdann 188 ) würt all sach lychtlich zu seligem 
guten ende zu bringen syn. Und würdt dadurch unser herr der 
keyser mit synen fürsten aller sach zu dem besten helfen mögen und 
alle mangel des ganzen römischen und anderen rychen lychtiglich 
zu dem aller besten weg bringen. Und ist kein zwifel, aller mangel 
und missbrauch der gantzen ,89 ) geistlichen und weltlichen stenden, 
welche durch aller menschen vernuntft und wyssheit, auch durch alle 
macht der gantzen weit nit mag zu bestendigen guten ende kommen, 

II7 ) Dieser Gegenstand wird auch im XI. llauptartikel der Refor¬ 
mation behandelt. 

"•) Ebenda S. 31. 

"•) Das „gantz“ ist auch charakteristisch für die Ref. K. Fr. III. Es 
heisst in jeder Deklaration des ganzen heiligen „römischen reichs“ . . . 
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dasselb würt alles durch die gnad gottes und die wäre wyssheit, 
so wir die mit demütigem geiste annemen, alles uff das aller lychste 
werden zu eynem seligen ende zubringen, und dardurch leichtiglicb 
aller eygen nutz gekert werden in die brüderliche liebe: dardurch 
wir bewegt, mere vor unsers nechsten notturfft zusorgen, dann vor 
uns selbst.“ 

Also in dem rechten Geiste, nur durch die Gnade Gottes etwas 
zur Linderung der „notturft“ vornehmen zu können, und allein unter 
der Rücksicht auf die „brüderliche liebe“, sieht Hartmuth eine Reform 
des ganzen römischen Reichs sogar für leicht durchführbar an, während 
seine Zeit diesen rechten Ton nicht finden kann und so unnütz ihre 
Kraft an Reformen verzehrt. In der Reformation Kaiser Friedrichs III. 
wird aber gerade nur unter diesem Gesichtspunkte der „brüderlichen 
lieb“, des „gemeinen nutz“ vorgegangen, und gleich im Anfang in der 
Vorrede 190 ) versetzt sie uns in die von II. geforderte Stimmung und 
in die richtige Gesinnung: „allmechtiger, ewiger gott. dir sei loh, 
er und dank gesagt deiner grundlosen gnad und barmherzig- 
keit .... darumb wir dich billig, loben, eren und danksagung 
tun sollen .... Wollen wir aber die gnade gottes richtig ge¬ 
brauchen. so bedürfen wir dreier stück: das erste ist rechte brüder¬ 
liche liebe 191 ) . . . .“ Unsere Reformschrift ist also ganz in der 
religiösen, christlich-sozialen Gesinnung Hartmuths bis in das kleinste 
Detail hinein abgefasst; nur Hartmuth kann ihr Verfasser sein. 

Aber auch sonst noch lässt sich der Sprachgebrauch und Ge¬ 
dankenkreis Hartmuths in seinen kleinsten Zügen in der Reformation 
wieder erkennen. Seine auffallende Teilnahme an des „nechsten 
notturfft“ 192 ) und der ,,nottorfft des reichs“ oder „des ganzen 
römischen rychs“ 193 ), die wiederholt in seinen ersten Schriften 


m ) Ihre Übereinstimmung mit der Einleitung des Bundesbriefes ist 
soeben nachgewiesen worden. Auch sie sagt; „dieweil aber nichts ohne die 
gnad gottes beschehen ... und dann in allen dingen zuvorderst sein 
lob und ere gesucht und bedacht werden soll“ ... Es ist also auch hier 
eine wesentliche Forderung Hs., die er in seinen anderen Schriften stellt, 
erfüllt. Der gleiche Wortlaut verlangt den gleichen Verf. 

Schon die Zeitgenossen Hs, schlossen aus seinen beiden ersten 
Sendschreiben, dass es Hartmuth mit allen Ständen der Christenheit gut 
meine, dass sie allenthalben in göttlichem Gesetz und Ordnung durch seine 
Gnade erhalten würden. Bögler S. 25. Die Reformation K. Fr. III. ist der 
beste Beweis dafür. 

>•*) Kück 27, 20, 14, 13. — *«) Kück S. 21. 
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schon zu erkennen ist, sollte in unserer Reformation in der Reform 
des „gantzen römischen reichs teutscher nation“ unter ständiger Be¬ 
rücksichtigung der alleinigen Richtschnur, der „notturfft“ 194 ), zu einem 
gewaltigen Durchbruch kommen. Nicht müde kann Hartmuth in seinen 
Schriften werden, der „aller 1 esterlichsten Sünde der Undankbar¬ 
keit“ zu gedenken, weshalb wir die schwersten Strafen bi-her von Gott 
zu erleiden hatten. Deshalb empfiehlt un-ere Reformation wiederholt, 
Gott Dank zu sagen* 95 ), und will hauptsächlich dafür die Geistlichen 
erhalten wissen, da sie neben „der er und lob gottes“ auch die 
„gebürliche danksagung“ I9G ) tun sollen. So wird Luthers Lehre 
von H. wiederholt als der „rechte wäre starke weg“ 197 ) bezeichnet, 
wie es in der Reformation von ihm heisst, „der den verwilten weg 
zu einer richtigen und gebalmdten landstrass . . . aufgericht und 
erbawet hat 198 ). u Ein anderer oft in seiner raschen Aufeinanderfolge 
sich fast überstürzender Gedanke Hs ist, dass wir auf die Weisheit 
der Menschen nicht vertrauen sollen, sondern allein auf die Weisheit 
Gottes 199 ); auch er ist in seiner charakteristischen Wendung in unserer 
Reformation zu finden * on ). So liessen sich noch andere überein¬ 
stimmende Züge häufen 201 ), doch ist der Sache einstweilen genug getan. 
Es ist unumstößliche Tatsache; Hartmuths Haupt-und Lieblings¬ 
gedanken bis in die kleinsten Züge finden sich in unserer 
Schrift, sogar in ihrer eigentümlichen Prägung, in der Re¬ 
formation Kaiser Friedrich III. wieder. Hartmuth ist unbe¬ 
dingt ihr Verfasser. Dazu passt sie in seine literarische Absichten 
und publizistische Tätigkeit ausgezeichnet, sie füllt geradezu die Lücke 
einer bisher „unbekannt gebliebenen“ Schrift von ihm aus. 

Wir haben oben von einer „mehrmonatlichen Pause 11 gehört, die 
Hartmuths Biograph Bögler in dessen literarischer Tätigkeit kurz vor 
dem Landauer Rittertag konstatierte und von Hartmuths Aufenthalt 

,#4 ) z. B. I, I 1 und X. 

m ) 2 . B. in Vorrede, I, 1. IV, 2. 

«•«) I, 1. 

1B7 J Kuck, S. 15 und 20. 

«»•) XIII, 1. 

«••) Kück, S. 19, 48. 

*°°) XII, 4. 

m ) So stimmt auch die eigentümliche Anschauung Hs., dass Zere¬ 
monien und der Kirchen „gepreng“ beibehalten werden sollen (Kück S. 44) 
mit dem I. Hauptart. 4. Dekl. überein, dass der Kirchen „zier und ordinat 
mit ziemlicher soleuinited geordnet“ werden soll. 
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in Frankfurt um dieselbe Zeit, wo er mit Hutten, meinem Gesinnungs¬ 
genossen aus dem Kreise Sickingens, zusammenwirkte. Die Reformation 
gehört nun auf diesen Rittertag. ist aber wohl in ihren llauptzQgen 
schon unter Mitwirkung Huttens, was noch zu untersuchen sein wird, 
vorher entworfen worden. Hartmuth ist aber der Redakteur sowohl 
des Bundesbriefes vom Ritterbund zu Landau als auch der Refor¬ 
mation 202 ). Der.*elbe Hartmuth hat nun am Tage nach der Ausferti¬ 
gung des Bundesbriefes, also am 14. August, einen von Landau aus 
datierten 208 ) Brief an Luther geschrieben, dem er gleichzeitig allerlei 
literarische Neuheiten beigab; darunter befand sich auch eine Schrift 
Hartmuths, wie dieser selbst indem Briefe mitteilt m ). Das Schicksal 
der Luther zugesandten Manuskripte ist unbekannt“, namentlich ist 
diese Schrift Hartmuths ,,unbekannt geblieben.“ Aber jetzt nach der 
Erkenntnis über die Entstehung der Reformation und des Anteils 
Hartmuths als Verfasser an ihr und dem Bundesbrief muss die-e 
Keformschrift als die damals an Luther gesandte aber bisher „unbe¬ 
kannt gebliebene“ Schrift Hartmuths angesehen werden. Entsprechend 
dem Zusammenhang, den diese Reformation mit der ritterlichen Bewe¬ 
gung hatte, „benutzte Hartmuth die Gelegenheit in diesem Briefe zu 
einer förmlichen Dithyrambe auf seinen Freund und Vetter Franz 205 ).“ 
Es deutet auch passend auf die Reformation als auf die gleichzeitig 
übersandte Schrift Hartmuths hin, wenn in demselben Briefe auf 
Sickingens Vorstoss gegen den Kurfürsten von Trier hingewiesen wird, 
der nach Hartmuths Ansicht einer von den „Unterdrückern“ des 
Evangeliums ist, „die von Gott verhärtet sind, vielleicht zu ihrer greu¬ 
lichen Strafe. Der Wille Gottes wird seinen Fortgang haben 206 ).“ 
Warum aber haben wir gar keine Äusserung Luthers über diese Schrift 
Hartmuths, der doch ehedem im gleichen Falle mit einem eigenen 
Schreiben 207 ) antworteteV Einmal sollte die Reformation als „geheime 
Pläne“ erst nach dem Gelingen der von Franz von Sickingen ins 
Werk gesetzten grossen Säkularisation verwirklicht werden. Dazu 
waren die sächsischen Reformatoren durchaus nicht einverstanden mit 


i9t ) Vgl. oben S. 56. 

* 0 *) Vgl. Enders, Dr. Martin Luthers Briefwechsel IH. Band (1889) 
No. 568. 

s0 ‘) Vgl. dazu Bögler S. 63 und Kuck S. LVI, 2. 

*° B ) Bögler ebenda. 

,# *J Bögler a. a. 0. S. 64- 
* 01 ) Kuck a. a. 0. S. 61. 
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der Anwendung von Gewalt, also auch nicht mit dem Unternehmen 
Sickingens. Schliesslich endete der Vorstoss Franzens so jäh, dass in 
der näch'ten Zeit schon gar kein Grund mehr vorhanden war, auch nur 
an eine Verwirklichung der Pläne der Reformation zu denken, ge¬ 
schweige denn davon zu schreiben. Unsere Untersuchung hat also neben 
dem Nachweis des Autors der Reformation Kaiser Friedrichs III. auch 
noch zwei Lücken in dem seitherigen Stande der Forschung ausgefüllt. 
Einmal ist die Reformation als die neue Reichsordnung anzu¬ 
sehen, die von Franz von Sickingen mit Unterstützung der 
Reichsritterschaft nach durchgeführter Säkularisation vor¬ 
genommen werden sollte und die als „geheime Pläne“ des 
Landauer Tages seither noch nicht erkannt war; dann aber 
ist sie auch die bisher unbekannte Schrift Hartmuths, die 
er selbst sogleich nach der Landauer Tagung an Luther ab¬ 
sandte. Weitere Untersuchungen über die Quellen und den Namen 
sowie über die Überlieferung der Reformation werden diese Ergebnisse 
nur bestätigen können. 

-—<ts>—o- 

Das Pfälzische Oberamt Simmern. 

Von Dr. Wilhelm Fabricius. 

Hierzu die Karte Tafel I. 

Die vorliegende Arbeit ist ein weiterer Beitrag zur Erforschung 
der mittelalterlichen politischen Geographie der Rheinlande und schliesst 
sich den früheren Abhandlungen über die Hochgerichte Rhaunen und 
auf der Heide zu Sien *) an. Diesmal ist ein Teil der Pfalzgrafschaft 
bei Rhein zum Gegenstand der Untersuchung gewählt. Das Oberamt 
Simmern ist das Stammland der Hunsrücker Linie des Pfalzgräfliclien 
Hauses vom Stamme der Wittelsbacher, die durch den dritten Sohn des 
Pfalzgrafen Ruprecht III., des römischen Königs, Pfalzgraf Stephan 
(1410—1459) 8 ) und dessen ältesten Sohn Friedrich (f 1480) begründet 

’) Erläuterungen zum Geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz III, 
Bonn 1901. — Westdeutsche Zeitschrift XXIV, S. 101—200. 

2 ) In der Teilung wurden ihm ausser der Grafschaft Zweibrücken und 
der Herrschaft Kirkel auch „Simmern auf dem Hundesruck. Burg und Stadt, 
Laupach die Stadt, Hohrein die Stadt, Argenthal die Stadt, und der Hundes¬ 
ruck zumal und ganz und was die Herrschaft darauf liegen hat“ bestimmt. 
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wurde. Als 1559 der Urenkel Friedrichs als Friedrich III. die Kur- 
wtlrde erhielt, trat er Simmern an seinen Bruder Georg ab, dem 1569 
der jüngste der Brüder, Richard, folgte. Nach dessen kinderlosem Tode 
1598 fiel das Amt an die Kurpfalz zurück, wurde aber schon 1611 
dem jüngeren Bruder des Kurfürsten Friedrich V. (des „Winterkönigs“), 
dem Pfalzgrafen Ludwig Philipp, zugeteilt, dem 1645—1673 sein Sohn 
Ludwig Heinrich folgte, worauf das Ländchen wieder, und diesmal 
dauernd mit den Kurlanden vereinigt wurde. 

Das Oberamt ist 1599 genau beschrieben worden. Auch die 
Lagerbücher der beiden dort gelegenen Klöster, Ravengiersburg und 
Chumbd, die damals (seit 1560) säkularisiert und durch landesherrliche 
Beamte, Schaffner, verwaltet waren, sind in dieser Zeit (1600 und 1602) 
angelegt worden. In den folgenden Jahren (1606 —1610) wurde auch 
eine Aufnahme der Güter und Berechtigungen der Pfarreien des Landes 
veranstaltet. Eine Aufnahme der Forsten und Wälder war schon 
1598 erfolgt 3 ). 

Man sieht, dass eine genaue statistische Darstellung des Amtes 
für die Zeit der ersten Wiedervereinigung mit Kurpfalz möglich ist. 
Ton dieser Zeit ist auszugehen und zu untersuchen, ob das Gebiet ein 
aus dem frühen Mittelalter herübergerettetes einheitliches Ganze ist, 
wie das Hochgericht Rhaunen, oder ob es aus ursprünglich nicht zu¬ 
sammengehörigen Stücken im Laufe der Zeit zusammengekommen ist. 
Es wird sich ergeben, dass ein grosser Teil des Amtes ursprünglich 
nicht zu den alten Besitzungen der Pfalzgrafen gehört hat 4 5 ). 

Nach der Amtsbeschreihung von 1599 sind als Hauptteile des 
Amtes zu unterscheiden: I. die Stadt Simmern und das „neue Gericht“; 
II. das Unteramt Gondershausen oder Waldeck; III. die Propstei Ra¬ 
vengiersburg. 

3 ) Alle diese Aufnahmen werden im Staatsarchiv Coblenz aufbewahrt. 
Daneben kommen die Zweibrück-Veldenzer Copialbücher im Allgemeinen 
Reichsarchiv zu München als Quellen in Betracht. Den Leitern dieser 
Archive danke ich verbindlichst für die gütige Unterstützung auch dieser 
Arbeit. 

*) Quellen: Johann Goswin Widder, Versuch einer vollständigen geo¬ 
graphisch-historischen Beschreibung der Kurfürstlichen Ffalz am Rheine. 
Frankfurt und Leipzig 1787. III. Teil, S. 421 — 504. — Im Staatsarchiv Coblenz: 
Kurpfalz, Acten, B. III. 1: Verzeicbnus und Beschreibung des Ampts 
Simmern angehüriger Dörfler und Communen. 1599. — Bei den Handschriften: 
Des Kurpfälzischen Oberamts Simmern Urkunden und Beschreibung. 1770 

5 Foliobände. 
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Die Untereinteilnng von 
A. Die Stadt Simmern 


I und II war folgende: 


Quadrat 
der Karte 



Simmern.| 
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Feuer¬ 

Kreis Simmern 

L 20 
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11 

L 20 

B. 

Schultheisserei Chumbd 





Chumbd mit dem Kloster Chumbd 





und dem Weiler Georgenhausen 

9 

•) 

ff / 
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ff 
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Schultheisserei Laubach 
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Kreis St. Goar 
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Schultheisserei Kisselbach 
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Kreis Simmern 
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Kreis St. Goar 


H. 

Schultheisserei Mörschbach 
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a ) 1 Hintersass des Amtes Kastellaun in der bintern Grafschaft Sponheim« 
®) 2 Kastellaunische Hintersassen. 

*) 3 Kastellallnische Hintersassen. 

•) 1 Kastellaunischer Hintersass. 

*) 1 Kastellaunischer Hintersass. 

,0 ) Auf der Trierer Seite zu Kisselbach 4, zu Laudert 2 Pfälzische 
Hörige. 
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Propstei Ravengiersburg (s. den dritten Teil unten S. 107). 


I. Das Land anf dem Hunsrück. 

ln der Amtsbeschreibung von 1599 werden die Schultheissereien 
von B bis M unter der Bezeichnung „Neugericht 11 zusamniengefasst 
und dieser Ausdruck im Gegensatz zu „Propstei Ravengiersburg“ ge¬ 
braucht. Ein „neues Gericht“ findet sich indessen schon in der Ur¬ 
kunde vom 20. Aug. 1322, worin die Pfalzgräfin Mechtild und ihr 
Sohn Adolf nebst ihren Helfern versprechen, den Erzbischof Baldewin 
von Trier und den König Johann’von Böhmen ruhig im Besitz der Pfand¬ 
schaft M ) zu lassen, die ihnen der König Ludwig der Bayer versetzt hatte, 
darunter v Rinbullen wul ical zu Rhinbullen gehöret half, und in deine 
Nuengerechte und wat dar zu gehöret hal/ u . Die Ravengiersburger Yogtei 
ist aber erst 1408 für Kurpfalz in Besitz genommen worden, sodass dem 
„Neugericht“ ein anderes „Altgericht“ entsprochen haben muss. „Die 
neuen Gerichte“ werden sodann in einem Schiedsspruch zwischen Pfalz¬ 
graf Ruprecht d. Ä. und Graf Walram von Sponheim wegen Erpscheid 
und Hasenkomede (Ebschied und Niederchumbd) erwähnt (1352) **), und 
im Lehenrevers des Pfalzgrafen Ruprecht II. gegen Erzbischof Boemund 
von Trier vom 13. April 1359 ist die Rede von „Rynbtll halb mit altem 
und neuem Gericht auf dem Hunsrück“ 13 ). Es scheint daher, dass 

n ) Koch und Wille, Regesten der Pfalzgrafen bei Rhein I. 1981. Die 
Pfalzgrafen hatten die Verpfändung angefochten und waren in Fehde mit 
Baldewin und Johann geraten. 

’*) Regesten der Pfalzgrafen I. 2707, 2380. 

,J ) Regesten der Pfalzgrafen I. 4999. 
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diese Gerichte schon vor der Erwerbung von Simmern zu einem Amt 
Hunsrück mit Sitz zu Rheinböllen gehörten. 

Am 3. Dezember 1368 wurde eine Kundschaft über die Rechte 
des Grafen Walram von Sponheim zu Endilskomede, Erbescheit und 
Hasenkomede (Chümbdchen, Ebschied und Niederchumbd) in feierlicher 
Weise vor den zu Altensymern versammelten ehemaligen Amtleuten des 
Landes auf dem Hundisruck, den Schultheissen, Schöffen und Ge¬ 
meinden des ganzen Amtes erhoben, wozu noch die Schöffen und die 
Gemeinde Argenthal als „Anstosser unsers der Herzogen Landes“ bei¬ 
gezogen waren, und die Wahrheit der Aussagen wurde von allen diesen 
Leuten beschworen. Da zweimal angegeben ist, dass einer der Schöffen 
wegen Krankheit fehle, ist anzunehmen, dass das Verzeichnis alle 
Schultheissen und Schöffen des Amtes anführen soll: 

Es waren zugegen 1) der Schultheiss, die 14 Schöffen und die 
ganze Bürgerschaft der Stadt Altensymern mit dem Ausbürgerdorf 
Endilskomede; 

2) der Schultheiss und 13 Schöffen (der 14. war krank) von 
Rinbulle, und die Gemeinden von Itinbulle, Elren, Diechtelbach und 
Erbach; 

3) der Schultheiss zu Merspach, Schöffen und Gemeinde da¬ 
selbst, G Schöffen und die Gemeinde von Walebach, 3 Schöffen und die 
Gemeinde von Snarbach, 3 Schöffen und die Gemeinde von Muderscheytt; 

4) der Schultheiss, 7 Schöffen und die Gemeinden von Kultze 
und Hasenkomede; 

5) der Schultheiss von Laupach. 7 Schöffen und die Gemeinden 
von Laupach und Erbescheyt, 4 Schöffen und die Gemeinde zu Bupaeh 
und 8 Schöffen und die Gemeinde zu Hobenreyn u ). 

Es ist klar, dass diese Aufzählung den vollen Bestand und die 
Einteilung des damaligen Amtes auf dem Hunsrück wiedergiebt, zumal 
da sich von den übrigen Bestandteilen des Oberamtes Simmern die 
spatere Erwerbung nachweisen lässt. 

Da es ferner feststeht, dass ein Teil der Ortschaften der unter 
3 bis 5 genannten Schultbeissereien nicht von jeher zur Kurpfalz ge¬ 
hört hatten, ist anzunehmen, dass sich das „alte Gericht“ mit der 
Schultheisserei Rheinböllen und das „neue Gericht" mit den Schult¬ 
beissereien Mörschbach, Külz und Laubach deckt. 

*♦) Staatsarchiv Coblenz, Original bei den Urkunden der Grafschaft 
Sponheim; Abschr. in Handschr. A I 4 Nr. 2. „Urkundenbuch von Kurpfalz 
und Sponheim“ fol. 138'• CXX.VIII. vgl. Beilage unten S. 92. 
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Das Amt Simmern bestand damals aus 2 nicht zusammenhängenden 
Stücken, indem die unter 5 genannten Ortschaften von dem Hauptteil 
getrennt waren. 

Rheinböllen, Ellern, Dichtelbach, Erbach und Klein- 
Weidelbach bildeten das „alte Gericht*, den Kern der Pfalzgräflicben 
Herrschaft auf dem Hunsrück. Rheinböllen kommt in Pfälzischen Ur¬ 
kunden erst 1314 vor, als es durch den erwählten König Ludwig den 
Bayern mit dem Schloss Fürstenberg und den Pfälzischen Gerechtsamen 
zu Diebach und Manubach an den Erzbischof Peter von Mainz ver¬ 
pfändet wurde 15 ), aber es scheint, dass es zur alten „Pellenz“ gehört 
habe. 1316 wnrde die Hälfte an Rheinböllen (M 19) durch Ludwig 
dem Erzbischof Baldewin von Trier 16 ) und 1320 an dessen Bruder 
König Johann von Böhmen versetzt, wofür der andere Teil an Baldewin 
übergeben wurde 17 ). 1322 wurde diese Pfandschaft von der Pfalz¬ 
gräfin Mechthilde und ihrem Sohn Adolf bestätigt 18 ). Im Vertrag von 
Pavia vom 4. August 1329 wird Rinbull ausdrücklich unter den Ort¬ 
schaften genannt, die zur Rheinpfalz gehören sollten l9 ), ebenso im Ver¬ 
trag von Neustadt vom 18, Februar 1338 20 ). ln Verhandlungen mit 
Kurmainz vom 29. Mai 1344 werden die Rechte der Pfalz an Rynbulle 
erwiesen 21 ). Am 12. Dezember 1352 trug Pfalzgraf Ruprecht I. dem 
Erzstift Trier die Burg Stahleck und die Hälfte von Braunshorn und 
Rheinböllen zu Lehen auf 22 ). Seitdem erscheint ,,Rynbül halb mit dem 
alten und neuen Gericht auf dem Hunsrück“ in den Lehenbriefen der 
Erzbischöfe von Trier (1353, 1359) 2S ). 

Zu Ellern (L20) war ein Ingericht, wohl nur grundherrlicher Art, 
welches an Adlige verliehen war. Am 2. Februar 1381 versetzte 
Wernher Knebel Ritter von Katzenellnbogen mit Bewilligung seiner 
Brüder Heinrich, Konrad und Gerlach dem Ritter Dietrich Knebel, 
Burggrafen zu Stalberg alles , das ich kan zu Ellern in dem dorff und 
in dem (jericht, es sei gericht. reute, zinse, feile, velt, wasser, iceide etc. 
für 150 Goldgulden 24 ). Diese Gerichtsbarkeit war Lehen vom Pfalz¬ 
grafen Ruprecht dem älteren. Ein anderer Teil an dem Gericht zu 
Ellern (Elren) wurde am 10. Juli 1382 durch Johann Rost Ritter, 
Heinrich und Johann Gebrüder Edelknechte von Scboneberg an den 

Jl ) Regesten der Pfalzgrafen 1. 1923. — ,0 ) Daselbst 1939. 

,7 ) Daselbst 1966, 1967. — ,8 ) Daselbst 1981. — ’•) Daseihst 2038. 

*°) Daselbst 2173. - *') Daselbst 2509. — **) Daselbst 2719. 

**) Daselbst 4999. 

**) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München II. fol. 29, 30. 
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Pfalzgrafen Ruprecht den jüngeren verkauft 25 ). 1386 ging ein Anteil 
von Heinrich und Gerlact) Knebel an den oben genannten Dietrich 
Knebel über. Auch der Schönbergische Anteil war Pfälzer Lehen, und 
zwar Burglehen von Stalberg* 6 ). 

ln den Wäldern der Junker Wolff von Sponheim zu Dörrenbach 
und Seibersbach (Geierstein und Nyrstein) und in den Pfalzgräflichen 
Wäldern in der Gemarkung (Soon, Hahnenkammer, Jungenwald, Ritz- 
burzel) war die Gemeinde weideberechtigt * 7 ). 

Klein Weidelbach (L 20) hatten die Futtersack vom Stege zu 
Lehen von der Pfalz; kurz vor 1400 war Henne Futtersack von Pfalz¬ 
graf Ruprecht III. belehnt mit Wydelbach dem Dorf auf dem Hundsrück, 
dem Waldrecht im Sain (Soon), einem Zehnten in Boiler Gericht, und 
mit Gülten zu Dietelbach, welche die Heimburger reichen * 8 ). 

1599 waren die 4 Hausgesessene Erbbeständer der dem Pfalz¬ 
grafen von Siramern gehörigen Güter, die die ganze Gemarkung aus¬ 
machten 29 ). Es war also ursprünglich nur ein Hofgut, das nach dem 
Aussterben der Familie Futtersack dem Pfalzgrafen heiragefallen war. 

Erbach (M 19) gehörte zur Hälfte in das Amt Bacharach, wie 
auch das Bacbaracher Weistum angibt, nach welchem der durchfliessende 
Bach die Grenze bildete: Erbach jenes')jt der beche, (lau höret in unser 
herren iterichte 30 ). In dem Vertrag von 1440 zwischen den beiden 
Pfalzgräflichen Linien wurde bestimmt, dass Kurfürst Ludwig im Besitz 
des Waldes Strudt bleiben sollte, aber die Unterthanen des Pfalzgrafen 
Stephan zu Erbach ihr hergebrachtes Weiderecht in diesem Wald un¬ 
geschmälert behalten sollten 31 ). 

Simmern (L 20) (Altensimmern zur Unterscheidung von Simmern 
unter Dhaun), Simera, wird unter den Orten im Nahgowe genannt, wo 
der frühere Graf Adilbert am 21. Juni 846 dem Kloster St. Alban zu 
Mainz Grundbesitz geschenkt hat 32 ). 

Später finden wir Simmern als Luxemburger Lehen im Besitz 
der Raugrafen. In der oben erwähnten Sühne von 1322 wurde auch 
bestimmt, dass die Raugrafen Georg und Konrad in ihrem Besitz zu 

* & ) Regesten der Pfalzgrafen I. 5145. — a# ) Daselbst 6117. 

,7 ) Siimnercr Amtsbeschreibung 1599. 

2S ) Regesten der Pfalzgrafen I. 6265. 

a> ) Siinmerer Amtsbesclireibung 1599. 

*°) Bacbaracher W. v. 1386, Grimm Weistümer II. 217. 

3! ) Staatsarchiv Coblenz, Handschrift A 1 4 Nr. 2 fol. 196 v. 

3 *) Mittelrheinische Regesten I. 561. 
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Simmern bleiben sollten. Sie scheinen in der Fehde Simmern dem 
König Johann von Böhmen, Grafen von Luxemburg, zu Lehen aufgetragen 
zu haben 33 ). Am 20. März 1323 erklärte der König, dass der Rau¬ 
graf Georg die Stadt Simmern mit den Leuten, Gerichten und Zu¬ 
gehörungen gelegen zwischen Rymbullen und Kirperg (Rheinböllen und 
Kirchberg) Mainzer Diöcese nunmehr vom Erzbischof Baldewin von Trier 
zu Lehen empfangen könne, nachdem er der Grafschaft Luxemburg 
andere Güter zu Lehen aufgetragen habe 34 ). Der Auftrag an Baldewin 
geschah am 30. November 1330 gegen (>00 Pfund Heller. Als Gegen¬ 
stand des Auftrages bezeichnet Georg unser stad und unsern hof zu 
Aldensj/mern im Menzer bischdum und unser bürg und veste, die itzunt 
da erbuwet ist oder noch geblutet mag tcerdin, mit unsern mannen , 
burgmannen , luten, kirchsatzen und zehenden , geeichten hoch und niedern 
und mit alle dem gute und reichte , daz wir da hau, oder noch dar ge¬ 
winnen mugen l,3b ). Sollte Raugraf Konrad seinen Anteil um die 700 
Pfund, für die er dem R. Georg verpfändet war, wieder an sich lösen, 
so soll er davon Lehnsmann des Erzstifts Trier werden. Der Burgbau 
des Raugrafen, dessen er in seiner Urkunde gedenkt, war 1338 noch 
nicht fertig, denn Erzbischof Baldewin bewilligte ihm damals einen 
Beitrag zu den Kosten 36 ). 

Des Raugrafen Georg Enkel, Philipp und Konrad von Boianden, 
und zwei Grafen Friedrich von Leiningen verpfändeten 1358 Stadt 
und Burg Alt-Simmern den beiden Pfalzgrafen Ruprecht für 1800 
florentiner Gulden. Im November 1350 wurde in den Kurpfälzischen 
Landen eine Steuer erhoben, um den Kauf von Simmern zu bewirken, 
der dann noch im gleichen Jahre für den Kaufpreis von 4000 Gulden 
vollzogen worden ist 37 ). 

So kam Simmern zu den bisherigen Pfälzischen Besitzungen auf 
dem Hunsrück hinzu und wurde bald deren Amtshauptstadt an Stelle 
von Rheinböllen. 

u ) Regesten der Pfalzgrafen I. 1981. 

,4 ) Günther, Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus III. 211 f. 

Si ) Günther, Codex diplomaticu6 Rheno-Mosellanus III. 289 Nr. 170. 
Kurz vorher, am 12. Juli 1330, hatte Kaiser Ludwig der Bayer dem Raugrafen 
Georg ein Privileg für Simmern erteilt, und die Stadtfreiheit, einen Wochen¬ 
markt und einen achttägigen Jahrmarkt von Bartholomäustag ab bewilligt. 
Rheinischer Antiquarius II. 6, 31. 

“) Günther a. a. 0. III. S. 373 Nr. 235. 

37 ) Regesten der Pfalzgrafen I 3098, 3183, 3175; Wigand, Wetzlar’sche 
Beiträge II, 249. 
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Schon unter den Raugrafen hatte zur Stadt ein Dorf Endils- 
komede, das jetzige Chümbdchen 38 ) (L 20), gehört. 

Zwischen die nördlichen und südlichen Teile des Amtes „auf 
dem Hunsrück“ in seinem Bestand von 1368 schob sich eine Herr¬ 
schaft ein, die zu Chumb (Klosterchumbd) (L 19) ihre Schultheisserei, 
in Rayerschied (L 19) ihr Gericht hatte. Vor 1196 war Chumbd 
(Comeda) im Besitz des Heinrich von Dicke, der die dortige Kapelle 
einem Mönch Eberhard und anderen Mönchen schenkte und das zu¬ 
gehörige Gut von der Vogtei befreite. Dies ist der Anfang des Cister- 
cienserklosters Chumbd, das. im Anfang für Mönche und Nonnen ein¬ 
gerichtet, 1196 die Bestätigung des Erzbischofs Konrad von Mainz 
erhielt. Später war es nur noch Nonnenkloster. Heinrich von Dicke 
schenkte 1204 dem Kloster bei der Aufnahme seiner Tochter Elisabeth 
seine Güter von Wahlbach bis nach Külz und namentlich Wiesen im 
Lach, sowie den Wald Struth und die Weide auf seinem ganzen Eigentum. 
In dem letzten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts findet sich die Familie 
von Treis im Besitz der Jurisdiction in der Umgebung des Klosters. 
1292 trat Irmgard von Treis, Gemahlin eines Ritters von Stein, den 
Bartholomäusmarkt beim Kloster und ihre Jurisdiction (Vogtei) über 
dasselbe, sowie den Zehnten im Wald zwischen dem Kloster und Lau¬ 
bach der Äbtissin ab. 1293 geschah eine gleiche Schenkung seitens 
der Mechtild von Winnenburg, Wittwe Peters von Treis. 1294 wurde 
der Markt durch den Erzbischof Werner von Mainz auf den Sonntag 
Lätare verlegt und durch Margarethe, Wittwe Friedrichs von Schonen¬ 
berg. bestätigt 39 ). 

Nun erfährt man das ganze 14. Jahrhundert hindurch nichts 
mehr von der Herrschaft, bis am 26. Januar 1420 Bertram von Vilvil 
und seine Gemahlin Else von Reiffenberg dem Pfalzgrafen Stephan 
„unser cygenthum , erbe und teile alle unser recht an den dorffern und 
gerichten mit namen Oomedc, Gurgenhusen, Berchenhusen , Budenbach, 
Reusseraid und Bentzwilre, mit allen iren begriff'dcn und bezirken, 
armen luden darin oder darnsz gesessen, gutem, zwingen, betinen, . . . 
atzungen, Herbergen, diensten, beden, sturen, zehenden ", verkaufen, wie 
solche Herr Duraand von Reiffenberg, der Vater der Frau, besessen 

*•) s. Beilage, unten S. 92. 

3 *) Alle diese Nachrichten sind dem Lagerbuch des Klosters Chumbd 
1600 1601 von Klosterschaffner Balt. Castel'nun (Staatsarchiv Coblenz, Kur¬ 
pfalz, Akten, B. III 137) entnommen (Toi. 2 und 3). 1314 war Werner von 

Treis Vogt des Klosters. 
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hatte 40 ). Gleichzeitig wurden Schultheis«, Schöffen und Gerichtsleute 
in den veräusserten Dörfern Cornde, Gorgenhusen, Berehenhusen, Buden¬ 
bach, Reussraid 41 ) und Bentzwilre ihrer Huldigung und Eide gegen 
die Verkäufer entlassen und an Pfalzgraf Stephan und Anna von Veldenz 
verwiesen. 

Den anderen Teil dieser Herrschaft besassen zur selben Zeit noch 
die Herren von Schonenberg. Am 14. Januar 1420 versetzte Eber¬ 
hard von Schonenberg dem Pfalzgrafen Stephan seine Dörfer und Ge¬ 
richte zu ..Coinede, Georgenhusen, Berehenhusen, Budenbach hie die syt 
der Bach, Reuspraid und Bentzwilr“ mit allen ihren Zugehörungen, 
Zirken, Begriffen, Wassern, Weiden u. s. w. für 230 Gulden. Der 
Verkäufer behielt sich die Hälfte der Gefälle vor. Der Käufer soll 
die Rechte der Unterthanen an den Wäldern wahren 42 ). Zwei Jahre 
später setzte Eberhard einen Anteil an denselben Dörfern dem Pfalz¬ 
grafen Stephan zu Unterpfand, als er ihm Schonenberg das Gericht 
auf dem Berge halb für 100 Gulden versetzte 43 ). 

Das Weistum zu Chumbd 44 ) spricht noch im IG. Jahrhundert 
dem Kurfürsten von der Pfalz wegen des Stammes von Treis ein 
Drittteil an der Gerichtsbarkeit zu, und zwei Teile dem Stamme von 
Schönenberg. Bussen und Frevel fallen an Pfalz, Schönenberg und 
die Äbtissin des Klosters Chumbd in gleichen Anteilen. Die Gerichts¬ 
herren werden als Herren über Wasser und Weide bezeichnet, die den 
armen Mann in der Nutzung der Markalmende lassen und schützen 
sollen. Das Gericht war nicht nur grundherrlich, sondern erkannte auch 
in Rügesachen bis Totschlag und Verwundung. 

Es war also der Anteil der in den Urkunden des 13. Jahrhun¬ 
derts genannten Herren von Treis, den Pfalzgraf Stephan von dem 
Ehepaar von Vilbel gekauft batte. Eine Landeshoheit liess sich eigent¬ 
lich aus dem Dritteil der Gerichtsbarkeit nicht entwickeln; die Pfalz¬ 
grafen haben entweder die hohe Gerichtsbarkeit usurpiert, oder sie war 

40 ) Veldenz-Zweibrücker Copialbuch im Allg. Reichsarchiv München 
Bd. II. fol. 17—19. Das Original der an die Untertanen gerichteten Ur¬ 
kunde ist im Staatsarchiv Coblenz, Kurpfalz, Urkunden, Nr. 206. 

*') Rayerschied, wie Mengersrod das jetzige Mengerschied ist. 

4J ) Veldenz-Zweibrücker Copialbuch II, 326. 

**) Veldenz-Zweibrücker Copialbuch II, 40. 

44 ) Grimm, Weistümer II, 192; vollständiger in dem erwähnten Lager¬ 
buch des Klosters Chumbd fol. 7 und in der Simmerer Amtsbeschreibung 
von 1599 fol. 40. 
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mit Simmern verbunden und gehörte ursprünglich den Grafen im Nahe¬ 
gau, dann dem einen Zweige dieses Geschlechts, den Raugrafen. Letzteres 
ist mir wahrscheinlicher, da sich die Nordgrenze des Chumbder Gerichts 
genau mit der alten Diöcesangrenze zwischen Trier und Mainz und mit 
der Grenze der Gaue Nahgowe und Tracbari deckt. Ein Sendweistum 45 ) 
zieht die Grenze des zur Pfarrei Horn gehörigen Zehnten durch das 
Dorf Budenbach, sodass der nördlich des Klingelbaches gelegene Teil 
dieser Gemarkung zu Horn (Trierer Diöcese) gehörte. Nun ist in der 
Urkunde Eberhards von Schonenburg ausdrücklich hervorgehoben, dass 
zu dem versetzten Gericht von Budenbach nur der Teil diesseits der 
Bach (von Chumbd aus gerechnet) gehöre 454 ). Die Uebereinstimnmng 
der Gerichtsgrenze mit der Kirchspiels- und Diöcesangrenze scheint mir 
ein Zeichen dafür zu sein, dass liier die Gaugrenze gegangen sein muss. 
Der nächste Ort, der urkundlich zum Nahegau gehört, ist Simmern, 
Bubach lag schon in der Grafschaft Bezelins, des Grafen im Trachari- 
gau 46 ). Bubach aber war mit Horn sowohl kirchlich als auch ge¬ 
richtlich verbunden. 

An der Gemarkungsgrenze von Klosterchumbd gegen Horn liegt 
ungefähr mitten zwischen dem Kloster und dem Dorf Horn die Wüstung 
Ileinzert oder Heinzenrodt, wo die Herren von Treis und von Schonen¬ 
burg begütert waren. 1282 schenkte Walter von Treis, 1290 die 
Witwe Peters von Treis, Mechtild von Winnenburg, dem Kloster Chumbd 
ihre Güter zu Heinzert, und die letztere übergab dem Kloster 1296 
alle Rechte in den Wäldern Ruchelstrut, Simmern, Horn, Mülbach, 
Hilmerstrut, desgl. alle Lehenrechte genannt Eberhardsleben, die sie 
hatte zu Reichardsroth, Bergenhausen. Budenbach, Dorf Chumbd, Heinzert, 
Laubach, Steinkülz und Osterkülz. 

1600 war der Ort längst verschwunden, aber der Bezirk des 
Heinzenoder Gerichts und Zehnten wurde noch immer angegeben; er 
soll am Pfarracker angehen, und bis oben an des Klosters Acker reichen, 
von dort zum Käsacker (jetzt Wald) und fürder herum bis an den Wald 
Strengei genannt, und auf der andern Seite längs eines Rains (Reches) 
bis zum Heinzerter Wasumb. Die Güter waren dem Kloster Chumbd 
zu Besthäuptern verpachtet. 7 Einwohner von Horn, welche hier Güter 

4S ) Güterrenovation der Pfarrei Horn, 1607, Staatsarchiv Coblenz, 
Kurpfalz, Akten B. III. 194. 

45a ) Auch ein Teil ron Benzweiler gehörte zu einem anderen Kirch¬ 
spiel, nämlich zu Mörschbach. 

4 *) Mittelrhein. Regesten I. 1156. 
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innebatten, mussten dem Herrn von Sehönburg Besthäupter zahlen 47 ). 
Es scheint daher, dass die letzten Bewohner des Ortes nach Horn über¬ 
gesiedelt sind. Da der Ort bereits in den Urkunden von 1420 nicht 
mehr erwähnt ist, in denen die Orte des Chumbder Gerichts genannt 
sind, ist er wohl schon damals verlassen gewesen. 

Zum Chumbder Gericht gehörte noch die Sulzbacher Mühle zwischeu 
Bergenhausen und Steinbach, welche den Herren von Schönburg allein 
zustand 48 ). 

Auch Pleizenhausen (L 19) und Steinbach (L 19) müssen 
später als 1368 zum Amte Simmern hinzugekommen sein, denn sie 
werden in der Kundschaft über Endelskomde, Erbscheid und Hasen- 
komde nicht erwähnt. Nach dem Weistum (1582) 4S ) gehörte die Hälfte 
der Gerichtsbarkeit zu Pleizenhausen den Herren zu Kastellaun, also 
zur Grafschaft Sponheim (1368 dem Grafen Walram, dessen Rechte 
im Amt Simmern Gegenstand der damaligen Untersuchung waren), und 
die andere Hälfte den Herren von Steinkallenfels und den Pfalzgrafen 
zu Simmern. Die Schöffen haben auch die Rügepflicht gegen Frevel, 
Hadergeschrei und blutige Wunden, also dieselbe Gerichtsbarkeit, wie 
zu Chumbd; von Blutbann ist nicht die Rede. Da Pleizenhausen kirchlich 
zu Simmern gehörte, wird sich die Pfälzische Landeshoheit, die später 
unzweifelhaft vorhanden ist, nicht auf die im Weistum beschriebenen 
Rechte (Anteil an der halben Grundherrschaft und Rügegerichtsbarkeit) 
zurückführen lassen, sondern auf den Besitz der Grafenrechte über 
Simmern, die von den Nahegaugrafen auf die Raugrafen vererbt waren. 

Nach Sponbeimischen Zinsregistern ans dem 14.—15. Jahrhundert 
waren zu Pleizenhausen 12 Sponheimische Lehen, jedes gab 13 Schilling 
Heller, und 1 l /a Malter Hafer bacharacher Mass. Sponheim hatte die 
Hälfte der Gerichtsgefälle, Bussen und Frevel, die andere Hälfte hatte 
der Herr vom Stein (-Kallenfels). Der Sponheimische Anteil gehörte 
zum Amt Kastellaun 50 ). 14 38 ist von 8 Lehen zu Blitzenbusen, 2 zu 
Comede und 3 zu Ilasencomede die Rede, von denen 8 Pfund 9 Schilling 
Heller, 19'/2 Malter Hafer und 15 Hühner und Besthäupter gezahlt 
wurden. Der Graf hatte das Recht einer „Nachtseide“ mit 2Vs Pferden 

4T ) Lagerbuch des Klosters Chumbd Fol. 3 und 23. Back, Kloster 
Ravengiersburg, Colilenz 1841, I. 222. Staatsarchiv Coblenz, Kurpfalz, 
Akten, B. III, 67. 

*•) Simmerer Amtsbeschreibung. 

4# ) Grimm, Weistümer II, 188. 

*°) Staatsarchiv Coblenz, Grafschaft Sponheim, Akten 5266 und 390. 

Westd. Zeitschr. f. Oescb. n. Kunst. XXVIII, I. 5 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UIMIVERSITY 



82 


W. Fabricius 


und 2V* Mann, 2 laufenden Hunden und einem „Winde“, „was die 
da verzeren, das sollen die von Bl. ußrichten, das man des kein rede 
me bore“. 

Am 18. November 1614 wurde in Gegenwart des Grafen Ludwig zu 
Savn-Wittgenstein, Oberamtmann zu Simmern, des Landschreibers und des 
Amt8schreibers daselbst, des Sponheimischen Amtmannes zu Kastellaun, sowie 
des Schultheissen. den die Junker von Steinkallenfels zu Pleizenhausen hatten, 
ein Grenzbegang des Gerichts vorgenommen 81 ). Der Anfang wurde an der 
Gasse unten an Blevtzenbausen genommen, da man nach Rayerechit gellt, 
an der Rayerschitter Bach, durch die Helle, jetzt Hülle, (wodurch der Teil 
der jetzigen Gemarkung, der jenseits der Simmerbach liegt, ausgeschlossen 
wird); der Simmerbach weiter, doch hier und da älteren Betten folgend, 
erreichte man die Bruschwiese (Bruszwiese) in der Gemarkung Weidelbach, 
wo man die Simmer verliess und sich gegen den Berg wandte. Hier fing 
und fängt noch jetzt die Simmerer Stadtgemarkung an. Das Fleizenhauser 
Gericht der Grafschaft Sponheim umging dann einen Steinkallenfelsischen 
Wald „Unterschied“, der aut der modernen Flurkarte nicht besonders vom 
übrigen Pleizenhauser „Wald“ (dies ist der Naine des ganzen Distrikts in 
Flur 7) abgetrennt ist, doch lässt die Grenzbeschreibung erkennen, dass 
dieses ausgeschlossene Stück nördlich bis an die Heide gereicht hat, die 
jetzt ebenfalls zu Flur 7 gehurt, durch die der Wald bedeutend eingeschnürt 
wird. Geht man in der Richtung des nördlichen Waldrandes weiter nach 
W. durch den Wald, so erreicht man die Stelle, die im Grenzbegang als 
jenseits der Budenbacher Strasse gelegen bezeichnet wird, wo bei einem 
grossen Eichen-Lochbaum ein Stein mit Niederchumbd gesetzt worden war. 
Es ist der Stein unter dem Gassener Berg an der Landstrasse, die von 
Simmern nach Norden führt. Das nächste Stück der alten Gerichtsgrenze, 
welches einmal wieder zur Budenbacher Strasse zurückkehrt, fällt wieder 
mit der jetzigen Westgrenze der Gemarkung PI. gegen Niederchumbd zu¬ 
sammen; die Markierung bestand hier noch aus Lochbäumen. Vom Drei- 
märker Pleizenhausen-Niederchumbd-Klosterchumbd ab, bei der Klosterhecke, 
wendet sich die Gerichtsgrenze nach links mit der jetzigen Gemarkungs¬ 
grenze Niederchumbd und Klosterchumbd, wie die hier gelegenen in der 
Grenzbeschreihung genannten Örtlichkeiten, Fellernhausen (jetzt auf Feller- 
haus), Kümmelbach, Feld Sorge (auf, oben in, unten in der Zarg). Heide 
beim Entenpfuhl, ausweisen. Diese Grenze reichte bis über die Laubacher 
und Klosterchumbder Strasse bis an den Lochweg (jetzt Logerweg), dann 
ging sie diesem folgend durch das Dorf Georgenhausen, von wo sie dem 
Schönenberger Wege (alter Wallfahrtsweg nach der Kirche Schönenberg bei 
Riegenroth) bis zum Nordende der Klosterhecke folgte, wo sie in die heutige 
Gemarkungsgrenze zwischen Pleizenhausen und Bergenhausen einmündet. 
Den hier gelegenen Teil des Pleizenhauser Waldes nennt die Grenzbeschrei¬ 
bung „Brcitschitt“; er gehörte zum Sponheimischen Amt Kastellaun. Die 
Waldrechte waren also an die beiden Teilhaber am Gericht verteilt. Von 

B1 ) Staatsarchiv Coblenz, Kurpfalz, Akten B. III. 289, fol. 2—6. 
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diesem Walde gingen die Grenzkommissare durch die Hollenbach (jetzt 
Hallenbach) in die Simmerbach (wo einmal eine Wiese jenseits des Baches 
mit einbegriffen wird) und die Simmerbach hinab bis vor das Dorf Pleizen¬ 
hausen, zu ihrem Ausgangspunkt, zurück. 

Das von Sponheimischer Seite ausgeschlossene Stück Wald „Unter¬ 
scheid“ muss zu dem Steinkallenfelser Anteil gehört haben, wie „Breitscheid“ 
zum Kastellauner Anteil. Es besteht also das ganze Gericht Pleizenhausen 
aus der heutigen Gemarkung dieses Dorfes mit Ausnahme des auf dem 
rechten Simmerufer zwischen Raierschied, Wahlbach und Weidelbach gele¬ 
genen Stückes, und dem südlichen Teil der Gemarkung Klosterchumbd bis 
an den Logerweg und das Dörfchen Georgenhausen und den Schönen¬ 
berger Weg. 

Fellerhaus, Fellernhausen lasst auf eine wüste Ansiedelung schliessen, 
doch wird in der Grenzbeschreibung ausdrücklich gesagt: „ist ein Feld also 
genannt“. Also war bereits 1614 nichts mehr von einer Ansiedelung bekannt. 

Auf die hohe Gerichtsbarkeit machte Sponheim noch 1660 An¬ 
sprüche geltend; eine Kindesmörderin wurde zur Aburteilung nach 
Kastellaun gebracht. Doch wurden auch vom Amt Simmern derartige 
Handlungen vorgenommen. Ein eignes Hochgericht hatte der Ort nicht 52 ). 

Das Gericht zu Steinbach hatte 1599 Martin von Remchingen 
zu besetzen. Auch eine (grundherrliche) Vogtei der Herren von Koppen¬ 
stein wird dort erwähnt 53 ). Dieselbe war Lehen von der Grafschaft 
Sponheim und wurde nach dem Ableben des Johann von Mersbach an 
Walram von Koppenstein und 1483 an Meinhart und Peter von Koppen¬ 
stein verliehen 54 ). Letzter Besitzer war der Freiherr von Hacke. Nach 
dem Weistum 55 ) war Pfalzgraf Friedrich zu Simmern „Oberherr zu 
richten über Hals und Bauch“, und darnach Junker Michael von Koppen¬ 
stein Gerichtsherr. Seine Grundherrschaft umfasste 15 Leben, und 
von denselben fielen 15 Malter Hafer, aber nur 14 Hühner, und 2 Pfund 
Heller. Der Unterherr hatte den Schutz der Markalmende. 

Nächst bei Pleizenhausen befand sich eine Burg Schmitthausen 
(L 19), mit besonderem Bezirk. Vielleicht ist die Stelle durch den 
Distriktsnamen „unterm Schlösschen“ in der Gemarkung Simmern, in 
der Flur 8, wo sie mit Pleizenhausen und Alt-Weidelbach zusammen¬ 
trifft, bezeichnet. Ein hier ansässiges Geschlecht von niederm Adel 
wird in Urkunden der Herzoge von Simmern erwähnt 56 ). 

6T ) Staatsarchiv Coblenz, a. a. 0. fol, 10 v, 

M ) Simmerer Amtsbeschreibung 1599. 

M ) Widder, Beschreibung der Pfalz III, 483. 

“) Grimm, Weistümer II. 202. 

**) Widder, Beschreibung der Pfalz III, 482. Back, Ravengiersburg I, 
230. Auch in der Grenzbeschreibung des Alt-Weidelbacher Weistums, im 
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Die Sehultheisserei Külz gehörte schon vor der Erwerbung Sim- 
merns zur Pfalz, wie aus dem Aktenstück von 1368 hervorgeht. In 
älterer Zeit war das Reich hier berechtigt. Mit I.aubach, Horn und 
Bubach zusammen werden die hierher gehörigen Ortschaften genannt 
in einer Urkunde Königs Albrechts vom 13. Juni 1302, mit welcher 
dem Grafen Simon von Sponheim des Reiches Rechte zu „Löbach, 
Hohenrein, Bobach, Schoppe, Steinkultze, Engeltroutkultze et villis 
pertinentibus ad novarn ecclesiam Kultze, Gorgenhusen, Bergenhusen ex 
alia parte ripe“ verpfändet werden 57 ). Was das für Rechte waren, 
ist aus der Urkunde nicht zu ersehen. Steinkülz und Engeltrutkülz 
scheinen den heutigen Wohnplätzen Külz östlich der Bach und Gass 
zu entsprechen, die nova ecclesia Kultze ist Neuerkirch, das an der 
Osterkülz liegt, an der ausserdem früher noch ein Dorf Osterkülz ge¬ 
standen haben muss, sodass man von mehreren Dörfern sprechen darf, 
die zur Neuerkirche gehört haben. Bergenhausen und Georgenhausen 
waren nach Klosterchumbd eingepfarrt. 

Dass Neuerkirch in der Kundschaft von 1368 nicht erwähnt ist, 
mag damit zu erklären sein, dass es als blosser Wobnplatz der Ge¬ 
meinde Külz galt, wie Engeltrutkülz, Steinkülz und Osterkülz. 

Wann und wie die Pfalzgrafen die 1302 an Sponheim verpfän¬ 
deten Rechte des Reiches erworben haben, ist unbekannt. 

Ueber Niederchumbd und die Sponheimischen Rechte daselbst 
vgl. die Kundschaft von 1368, Den Namen Hasenkomede hatte der 
Ort von den hier um 1310 erwähnten Sponheimischen Ministerialen 
,,die Hasen“ (Syfrid der Hase) 58 ). 

Auch die Gemeinden Laubach, Bubach und Horn (L 19) 
scheinen in älterer Zeit einen reichsfiskalischen Geriehtsbezirk gebildet 
zu haben. Den Rest dieser Reichsherrschaft hat, wie oben erwähnt, 
König Albrecht 1302 an den Grafen Simon von Sponheim versetzt 59 ). 
Für Bubach ist die Zugehörigkeit zum Königsgut direkt festzu stellen: 
König Heinrich III. bat am 10. Juli 1002 dem Gezo, einem Vasallen 
des Bischofs von Würzburg, sex »tansus regales de praedio nostri iuris 
in villa Buorhbach et in eomitata Becilini comitis sitos geschenkt 60 ). 

Ravengiersburger Lagerbuch in Coblenz (Kurpfalz, Akten B. III, 299 fol. 
622) wird ein Kirschbaum zwischen Weideibacher Marken und Schmiedts- 
hausen als Grenzmal angegeben. 

*’) Zeitschrift f. d. Gesch. des Oberrheins XII, 199. 

58 ) Back, Kloster Ravengiersburg 2, 363. 

**) Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins XII 199. 

#0 ) Monumenta Germ. hist. Dipl. III S. 4 nr. 4. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Das Pfälzische Oberamt Simmern. 


85 


Beziehungen des Reichs und des Königs zu Horn und zu Laubach 
lassen sich im 12. und 13. Jahrhundert nachweisen: die Uebergabe 
von Gütern zu Honrein, Scuppe, Bupacb und Vancle mit dem halben 
Patronatsrecht zu Honrein durch die Witwe eines dort angesessenen 
Freien Burchard an das Kloster Ravengiersburg (1134) 61 ) wurde 1166 
durch Kaiser Friedrich I. bestätigt 62 ), und zu Laubach besass die Witwe 
eines Reichsministerialen, des Ritters Gotfried von Boppard, Güter, aus 
denen sie Ansprüche auf das Patronatsrecht über die Kirche herleitete, 
welches jedoch dem Kloster Cbumbd zustand. Nach langem Streit er¬ 
kannte sie dies 1257 an 63 ). Wie das Kloster zu diesem Patronats- 
recbt gekommen ist, wird nicht überliefert. 

Auf welchem Wege und wann das Reichsgut an Kurpfalz ge¬ 
kommen ist, ist nicht mehr festzustellen. Die ,,Kundschaft über Endels- 
komde“ von 1308 lässt annehmen, dass Laubach damals schon über 
40 Jahre zum Pfälzischen Amt auf dem Hunsrück gehört habe. 

Bei Horn lagen mehrere kleine Ansiedelungen, die jetzt wüst 
liegen. In den Urkunden von 1134, 1166 und 1302 64 ) wird ein Ort 
„Scuppe“ oder „Schoppe“ genannt, der auch in dem 1607 aufge¬ 
zeichneten Sendweistum zu Horn unter den „ausgesessenen Orten“ als 
„Scheuf“ vorkommt. Der Grenzbeschreibung des Horner Zehnten zu¬ 
folge ist es unzweifelhaft, dass damit ein Distrikt „in der Scheppen- 
gass“ an der Grundbacli südlich von Bubach in der Flur 7 dieser 
Gemarkung gemeint sein muss 65 ). Gegenüber liegen noch die Distrikte 
„auf der Sehepp“ und „auf Schepp“. In der westlich anstossenden 
Flur 8 an der Gemarkungsgrenze Bubach-Laubach liegt die Wüstung 
Atzenhausen, im Sendweistum (Grenzbeschreibung) Allenzhausen ge¬ 
nannt, damals nicht mehr bewohnt. Der Hof Steulheim oder Steilheim, 
nach Widder 66 ) in der Gemarkung Budenbach gelegen, gehörte eben¬ 
falls zum Kirchspiel und zur Gemeinde Horn, zu der nach der Grenz- 
beschreibung der Teil von Budenbach nördlich der Klingenbach und 
von Steinbach westlich der Simmer zu ziehen ist. 

Eine Wüstung bei Laubach wird durch den Distriktsnaraen „in 
den Dorfbitzen“ 1 1 /a km südlich von Laubach am Müllenbach bezeichnet, 

"*) Mittelrhein. Regesten I, 1886. 

**) MittelrheiD. UB. I S. 703 nr. 646. 

**) Lagerbuch des Klosters Cbumbd in Coblenz fol. 17. 

**) Siebe oben S. 84. 

8S ) St.A. Coblenz, Kurpfalz, Akten B. III 194. 

M ) Beschreibung der Pfalz UI 483. 
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ohne dass der Name dieses Dorfes sich erhalten hätte. 1339 wurde 
dem Pfarrer von Laubach befohlen, sich genügen zu lassen mit des 
Klosters Chumbd Zehnten zu Külz und dem kleinen Zehnten zu Lau¬ 
bach 67 ). Unter diesem „Külz“ kann nur die Wüstung am Müllenbach 
verstanden werden. Ist doch der Müllenbach der Oberlauf der ,,Oster¬ 
külz 1 * und nimmt diesen Namen bei seinem Austritt aus der Gemarkung 
Laubach sofort an, ohne dass ein zweiter Bach hinzugekommen wäre. 
Vielleicht ist der gegenüber den Dorfbitzen in Laubach Flur 1 vor¬ 
kommende Name „Kitzerfeld“ verhört oder verschrieben aus „Külzer- 
feld“. Möglicherweise ist eines der mit besonderen Beiwörtern ver¬ 
sehenen „Kultze“ der Urkunde des Königs Albrecht von 1302 auf 
dieses Külz zu beziehen. 

Die Wüstlegung dieser Wohnplätze scheint wenigstens teilweise 
im Zusammenhang zu stehen mit dem Versuch der Pfalzgrafen, Lauback 
und Horn zu Städten zu erheben. Am 3. Oktober 1360 verliehen 
beide Pfalzgrafen Ruprecht der Stadt Laubach auf dem Hunsrück, um 
sie mehr zu befestigen, Freiheit von Schatzung auf 4 Jahre 68 ). Und 
am 23. Juni 1368 gab der ältere Ruprecht den Bürgern zu Hokenrein 
die Freiheit, ihre Stadt zu befestigen, und verlieh ihnen einen Wochen¬ 
markt und ein Gericht mit Schultheiss und 12 Schöffen 69 ). Dass mit 
einem Mauerbau ein Synoikismos, ein Zusammenlegen der in der Mark 
und in der Gegend gelegenen Wohnplätze, verbunden war, ist ja eine 
öfter vorkommende Erscheinung. 

Ursprünglich nicht zu dem Gericht Laubach-Bubach-IIorn gehörte 
das Dorf Ebscheid (L 19), oder wie es früher immer geschrieben 
wird, Erbscheid. Es kam zugleich mit Schnorbach (L 20) oder Snar- 
bach aus dem Besitz des Grafen von Kessel an der Maas an die Pfalz 
(1295 Oct. 4) 70 ). Schon im 14. Jahrhundert war es bei dem Gericht 
Laubach. 

Riegenroth, Kisselbach und Laudert (L 19) scheinen wieder 
ältere Pfälzische Besitzungen zu sein, die im Lehensbesitz von Ministe¬ 
rialenfamilien waren. Am 5. November 1328 belehnte Pfalzgraf Rup¬ 
recht I., und am 13. Dezember 1329 Pfalzgraf Rudolf den Wernher 
Knebel mit dem Lehen zu Kisselbach, welches von dem v. Wildenburg 


® 7 ) Chumbder Lagerbuch fol. 17. 

® 8 ) Reg. der Pfalzgrafen I nr. 3247. 

® 9 ) Reg. der Pfalzgrafen I nr. 3718. 

,0 ) Reg. der Pfalzgrafen I nr. 1347, 1348, 1349, 1369. 
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an die Pfalz heimgefallen war 71 ). 1453 wurde das Lehen dem Cuntz 

Pfil von Ulnbach verliehen, und der Pfalzgraf Stephan wies den Land¬ 
schreiber zu Simmern an, die Huldigung der armen Leute zu Kiesel¬ 
bach für ihren neuen Unterherrn zu bewirken 72 ). 1549 war Konrad 
von Meitzenhausen ,,Lehenträger und ältester Gerichtsherr zu Kiesel¬ 
bach“. Der Pfalzgraf Johann von Simmern war ,,Oberherr dieses Ge¬ 
richts über Hals und Bauch“ und hatte den zehnten Pfennig der von 
dem Unterherrn zu erhebenden Bussen und Frevel. Von dem Rest 
gehörte */# den Schöffen, */» dem Unterherrn. Die Gerichtsbarkeit 
war grundherrlich mit den gewöhnlichen Gerechtsamen, erstreckte sich 
jedoch auf die Frevelfälle (Schlägerei, Verwundung)' 3 ). 

Riegenroth (L 19) war im Besitz der Herren von Schonen¬ 
burg (Schönburg bei Ober-Wesel), bis Johann Smideburg von Schonen¬ 
burg am 29. November 1413 dem Pfalzgrafen Stephan 2 /s an dem 
Dorf Ruchenraid mit Gericht, Wasser, Weide, Leuten und Diensten 
mit Einwilligung seines Bruders Rost von Schonenburg auf Wiederkauf 
verkaufte 74 ). Am 12. Juni 1414 erneuerte Johann diese Verschreibung 
und nahm am 25. Oktober noch 30 Gulden auf die Pfandschaft zu 
Richenrat 75 ). Im Jahre 1420 versetzte auch Eberhard von Schonen¬ 
berg seinen Anteil an Ruehenrait. Dorf und Gericht, unter Aufgabe des 
Gutes vor Gericht mit Hand und Halm für 40 Gulden 76 ); und am 
2. Juli 1421 verschrieb Johann der Jüngere von Schonenburg dem 
Pfalzgrafen Stephan sein Drittteil an Gericht und Leuten zu Ruchenrad 
und Schonenberg auf dem Berge nebst zwei Hörigen zu Halsfeit und 
Francbewilre 77 ). Endlich versetzte Eberhard von Schonenberg am 8. Juni 
1422 dem Herzog Stephan seinen Teil am Gericht zu Schonenberg auf 
dem Berge mit allem Zubehör, und die halbe Wiese unten an Ruchen- 
rat für 100 Gulden, und übergab sein halbes Drittel an dem Gericht 
zu Chumbd, wo er mit Stephan in Gemeinschaft sass, als Unterpfand 78 ). 

Am 23. Juli 1430 bekundete Henne von Alten-Katzenellnbogen 
genannt von Schonenburg, dass der verstorbene Herr Johann Smidburg 

TI ) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München XIII fol, 126 (fehlt 
in den Regesten der Pfalzgrafen I.) 

71 ) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München, XIV 86, 87v. 

7I ) Grimm, Weistum er II 195 ff. 

’*) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München II, fol. 38, 39. 

*•) Orig, in Koblenz, Urk. von Kurpfalz, St.A. nr. 200a. 

Ti ) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch II, 326. 

7T ) Orig, in Koblenz, Urk. von Kurpfalz, St.A. nr. 207. 

7 *) Zweibrück-Veldenzer. Copialbuch VI 40. 
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yod Scbonenburg, mit dem er an 20 Jahre in Verkehr gestanden, öfter 
gesagt habe, sin teyl und recht zu Euchenraid, was er da hette an 
dorf und gcricht und den armen luten mit der ander zugehorunge, das 
ruret von myme gn. herrn hertzog Stephan zu leben, und daroff hette 
er auch sine gnade mit eytier verphendunge darzu kommen lassen, das 
die armen lute hy sinem leben deste basz gehanthabet wurden. Dar¬ 
nach hatte Johann sei. ... zu eyner zyt willen , die pantschaft . . . 
zu losen, und meyntc, die an . . . hertzog Ludwig zu wenden. Er 
Henne habe ihm davon abgeraten, da das Dorf R. nach seinem Tode 
an Herzog Stephan fallen würde, was Johann auch anerkannt habe, 
da seine Lehenserben schon vor ihm gestorben wären: ,, wan ich dann 
nit bin , so ist myn recht zu Euchenraid dorffe gericht und arme lute, 
was ich da han, alles an hertzog Stephan gefallen “. Daher unterblieb 
die Verpfändung an Herzog Ludwig. Er Henne habe nie gehört, dass 
Johann gesagt habe, dass Eberhard von Schonenburg ein Erbrecht auf 
Rüchenraid habe 79 ). Gemäss dieser Anssage ist Riegenroth damals als 
heimgefallenes Lehen von dem Pfalzgrafen Stephan eingezogen worden. 

Laudert (L 19), Ludenrad auf dem Hunsrück, war um 1400 
Lehen von der Pfalz in Hesitz der Herren von Schöneck 80 ). Im Ver¬ 
trag der Vormundschaft des Kurfürsten Ludwig IV. mit dem Pfalz¬ 
grafen Stephan von Simmern vom Jahre 1440 wurde bestimmt, dass 
Kyselbach und Ludenrat dem Stephan verbleiben sollte, nachdem des¬ 
wegen schon 1428 zwischen Kurfürst Ludwig III. und dem Pfalzgrafen 
verhandelt worden war 81 ). 

Maisborn (L 19) muss nach der Zeit Stephans an die Pfalz¬ 
grafen zu Simmern gekommen sein, denn es wird in den Copialbflchern 
dieses Fürsten nicht erwähnt. Es war im Anfang des 14. Jahrhunderts 
im Eigentum derer von Milewald, bis Theoderich von Milewald Wepe- 
ling die ihm zustehende hohe und niedere Gerichtsbarkeit zu Mensborn 
oberhalb Wesel mit andern Rechten und Renten daselbst und in der 
Umgegend dem Erzbischof Baldewin von Trier im Jahre 1333 zn Lehen 
auftrug 8 *). Am 27. Dezember 1403 bewilligte Erzbischof Werner von 
Trier dem Heyden rieh von Mielewalt, seine Ehefrau Jutta von Rychen- 
stein auf ein Viertteil des Dorfes Meynsburne zu bewittumen 88 ). 

") Daselbst VI 176. 

*°) Reg. der Pfalzgrafen, I 6055, 6158. 

*') St.A. Koblenz, Handschrift A I 4 nr. 2 fol. 197. 

**) Günther, Codex dipl. Rheno-Mosellan. III1 S. 316 nr. 196. 

* 3 ) Görz, Reg. der Erzbischöfe von Trier S. 128. 
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In der Grenzbeschreibung des Wildbannes im Gailscheider Gericht 
wird Maisborn (der Menschen born) als Grenzpunkt erwähnt 84 ). 

Das in den Urkunden der Herren von Schonenburg von 1421 
und 1422 genannte Gericht zu Schönenberg auf dem Berge (L 19) 
scheint mir das alte Hochgericht dieser Gegend gewesen zu sein, wie 
die Kirche Schönenberg die Mutterkirche, von der nach der Urkunde 
vom 25. März 1275 die Dörfer Kisilbach, Ludinroit, Mennichisburnen, 
Linnicherhagen, Beye, Dudinroit, Suppe und Rudichenrode abhingen 85 ). 
Ursprünglich scheint dieser ganze Bezirk mit dem Gailscheider Gericht 
in Verbindung gestanden zu haben, zu dem Lingerhahn und die Hälfte 
von Hausbay auch später noch gehörten. 

Mörschbach, Schnorrbach, Wahlbach und Mutterschied 
erscheinen in der Kundschaft von 1368 als eine Schultheisserei mit 
vier gesonderten Ortsgerichten, die jedoch zusammen das ..neue Gericht“ 1 
gebildet zu haben scheinen. Wahlbach war im 12. Jahrhundert Sitz 
eines Geschlechtes freier Herren, von denen Emicho von Walbach 1135 
bei seinem Eintritt in das Kloster Ravengiersburg diesem Güter in 
Runeswilre (Riesweiler) und Bubbach schenkte. Wernherus de Wale¬ 
bach 1158, Ilermannus de Wallebach 1183 und 1189 mit Fridericus 
de Walebach zusammen in Zeugenreihen unter den freien Herren dieser 
Gegend genannt werden 85a ). Es ist möglich, dass Mörschbach zu ihrer 
Herrschaft gehört hat. 

Mutterschied war ein Ingericht des Gerichtes bei der Nunkirche 
in der Propstei Ravengiersburg. 

Nur von Schnorr bach lässt sich nachweisen, wie es an die Pfalz 
gekommen ist 86 ). Am 29. September 1295 bevollmächtigte Walram 
Propst zu Münster, Erbe der Grafschaft Kessel an der Maas, seinen 
Notar Theoderich, Rektor der Kirche zu Gladbach, zu Verhandlungen 
mit Pfalzgraf Rudolf über den Verkauf von 4 Weinbergen zu Stegen 
bei Bacharach und der Dörfer Snorbach und Erbscheit. Am 4. Oktober 
genehmigte Walram die von seinem Bevollmächtigten mit dem Pfalz¬ 
grafen abgeschlossene Uebereinkunft, worin der Kaufpreis auf 86 Mark 
Köln festgesetzt wurde, und ratificierte den Vertrag, nachdem er den 
geistlichen Stand verlassen, am 8. Oktober 1296. Wie die Grafen 

* 4 ) H. Loersch, Weistümer des Kurfürstentums Trier, I (1900) S. 45. 

“) Mittelrhein. Reg. IV nr. 158. 

»sa) Würdtwein, Subsidia diplomatica V. 403. Mittelrheinisches Ur¬ 
kundenbuch II S. 32, 100, 133. 

**) Reg. der Pfalzgrafen, I nr. 1347, 1348, 1349, 1367. 
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von Kessel so weit von ihrer angestammten Herrschaft Besitz auf dem 
Hunsrücken haben konnten, muss erst noch untersucht werden. 

Argenthal (L 20) war Reichsgut. K. Heinrich IV. schenkte 
dem Hochstift Speyer am 21. September 1091 sein Gut in den Dörfern 
Husun, Capelle, Semundesbach und Argental im Gau Nabcouwe in der 
Grafschaft des Grafen Emicho 87 ). Am 23. November 1346 bewilligte 
Kaiser Ludwig d. Bayer dem Humbrecht von Schonenburg Merbots Sohn, 
dass er seine Frau Katharine, Tochter des Ludwig von Tholey, auf seinen 
Teil des Reichslehens, des Dorfes und Gerichtes Argintal, bewittume 88 ). 
Am 24. Marz 1367 freiten die Herren zu Argenthal, Ludwig Walpode 
und Humbrecht Ritter von Schonenberg, sowie das Gericht (Schultheiss 
und Schöffen) und die Gemeinde zu Argenthal die Zehnten und Zinse 
des Rheingrafen Johann Wildgrafen zu Dhaun in Dorf und Gemarkung 
Argenthal 89 ). 1368 finden wir Schöffen und Gemeinde zu Argenthal 
bei der Aufnahme der Kundschaft über Endilskomde als ..Anstösser an 
der Herzogen Land“ beteiligt 90 ), doch wenige Jahre später sollte das 
Dorf diesem Lande einverleibt werden. Am 10. November 1374 ver¬ 
kauften die Brüder Merbodo und Wilhelm von Schonenbergh dem Pfalz¬ 
grafen Ruprecht II. ihr Drittteil an der Vogtei und Herrschaft im 
Dorfe Argendal, nachdem Kaiser Karl IV. schon am 15. Oktober seine 
Einwilligung gegeben hatte 91 ). Nach dem Tode der Gemahlin des 
Ludwig Walpode erklärten die genannten Brüder am 12. Januar 1378, 
dass an dem, was ihnen aus dieser Erbschaft zufallen würde, dem Pfalz¬ 
grafen die Hälfte zustehen sollte 92 ). Vier Tage später liess der 
PfalzgräHiche Burggraf von Stromberg durch das Gericht feststellen, 
dass die Witwe des Ludwig Walpode mit Merbode von Schonenberg 
bis zum Verkauf, und nachher mit dem Pfalzgrafen in Gemeinschaft 
zu Argenthal gesessen und gemeinschaftlich mit ihnen Schultheissen 
und Amtleute ernannt habe. Am 1. Oktober und 8. November wurden 
auch Stücke des anderen Anteils dem Pfalzgrafen verpfändet, und am 
9. Juni 1379 verkauften 93 ) Heinrich Zürne der Alte, Henrich und 


l7 ) Mittelrliein. Regesten I 1519. 

*•) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München, II fol. 28. 

*') Dipl. Rhingravica (Habel’sche Sammlung in München) II 397. 

•°) 8. die Beilage S. 92 ff. 

81 ) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch, II fol. 16. Reg. der Pfalzgrafen, 
I 5089, 5090, 5091. 

**) Copialbuch, II fol. 33, 16v. Reg. der Pfalzgrafen, I 5109, 5110. 
•*) Reg. der Pfalzgrafen, I or. 5120, 5121, 5123, 5126, 5127. 
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Henne seine Söhne, Johann Rost Ritter, Heinrich, Johann und Lamp- 
recht Edelknechte, Gebrüder, alle von Schonburg ihre zwei Teile an 
Argenthal um 2100 schwere Goldgulden. 

Seitdem gehörte Argenthal immer zum Amt und Fürstentum 
Simmern. 1599 hatte Niclas von Reblingen einen gefreiten Hof mit 
36 Morgen Acker und Wiesen für 1 Fuder Heu. Der Wild- und 
Rheingraf von Dhaun hatte eine Rente von 3 Malter Hafer jährlich 94 ). 

Eine Grenzbeschreibung der Argenthaler Gemarkung von 1685 lässt 
mehrfache Abweichungen von dem jetzigen Verlauf der Gemarkungsgrenze 
feststellen M ). Sie beginnt im Soonwald auf der Höhe nö, vom Simmerkopf, 
wo ein Gebück den herrschaftlichen Argenthaler von dem Simmerer Mark¬ 
wald bei Riesweiler trennte. Von der Höhe stieg die Grenze hinab in den 
Schwarzenbruch (j. im Schuckhauersbrucb), am Hirzbrunnen (auf den Karten 
nicht zu finden) vorbei an den Stellweg (Simmerer Weg) und an den herr¬ 
schaftlichen Wald Röthchen, wo an der Wolfsheck ein Grenzstreit mit Ries¬ 
weiler herrschte. Dann ging man längs der Riesweiler Heide, an die Rötbges- 
wiese (Wiesen „hinterm Röthgen“ und „am Rädchen“), überschritt die Brühl¬ 
bach und die mit dieser parallel laufende Argenthaler Strasse. Hier scheint 
die alte Grenze in die Gemarkungen Riesweiler und Mutterschied eingeschnitten 
zu haben, indem sie von der Strasse über die Leienkaul, Dörrenbacb, Wach¬ 
holderheide und Dreispitz zu einem Weg von Riesweiler nach Mutterschied 
führte, der von dem jetzigen Dreiinärker Argenthal—Riesweiler—Mutterschied 
„in den Wacbholdern“ 200 m nach Westen abliegt. Diesem Weg folgte die 
Grenze bis zur Simmerischen Strasse in der Dörrenbach, jetzt „Dierbacber 
Weg“, wo sie wieder in die jetzige Grenze einlenkt. Nach Überschreitung 
des Mutterschieder Weges (von Argenthal nach Mutterschied) erreicht man 
den Schindborn am Distrikt „auf der Schinnkaul“ und einen Wackenstein, 
wo Argenthal mit Riesweiler und Scbnorrbach zusammenstossen soll. Heut¬ 
zutage treffen sich hier Argenthal, Mutterschied und Schnorrbach. Wenn 
kein Irrtum vorliegt, muss der an Argental angrenzende Teil der Gemarkung 
Mutterschied zu Riesweiler gezogen werden 98 ). Die Grenze zwischen Argen¬ 
thal und Scbnorrbach überschreitet noch auf der Schinnkaul den Weidei¬ 
bacher Weg, dann folgte ein jetzt verschwundenes Wäldchen „an Bayers 
Frau“ genannt, darauf das Flössgen in der Au an Schnorrbacher Vorderwald, 
dann zog sich die Grenze durch Acker- und Wiesenland hin bis an den 
Ellerer Pfad und den Steckwald, wo Ellern mit Scbnorrbach und Argenthal 
zusaminentrifft. Hier ist erst in neuerer Zeit eine Veränderung der Gemar¬ 
kungsgrenze vorgenommen worden; die alte Grenze erreicht die Landstrasse 

9 ‘) Simmerer Amtsbeschreibung. 

9I ) St.A. Koblenz Kurpfalz, Akten B III 81. Beschreibung des Umb* 
gangs der Gemarkung und des Weidstrichs des Dorfs Argenthal, 1685. 

M ) Das Ravengiersburger Weistum des „Ilundgedings“ macht es wahr¬ 
scheinlich, dass die Gemarkung Mutterschied ehemals nur bis zum „Ilolzborn“ 
gereicht hat, und dass das südlich davon gelegene Stück zu dem Ravengiers¬ 
burger Bezirk zu ziehen ist. 
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östlich vom Hanenberg, durch die Wiesen am Lachenweier zum Eilerer Weg 
und in die Gegend am Klopp oder Klopf in sö. Richtung, während die heu¬ 
tige Grenze zuerst in s. Richtung bis „unterm Klopp“ und dann nach Osten 
sich wendet, um denselben Punkt zu erreichen. Nun ging die Grenze wie 
noch jetzt am Schanzenwald unterm Schanzerkopf in das (Birkenbrucbs-) 
Flössgen und an die Kreuznacher Strasse, wo Argenthal mit Ellern und der 
Herrschaft Seibersbach-Dörrenbach zusammentrifft. Soweit geht die Grenz¬ 
beschreibung der Argenthaler Gemarkung von 1685. 


Beilage. 

Kundschafft von des dorffs wegen Endelskomde uff dem 

Hundsruck gelegen. 

1368, Dezember 3 97 ). 

Knut sy allen luden ewiclichcn, die disen brief ansehint, lesint oder 
horint lesen, daz of disen hutigen dag, als diser brief geben ist, dise nach- 
geschr. kuntscbafft zu Symern in der stad off dem Huntis rucke in aller 
masse, als hernach geschr. stet, vollenfuret, verhört, besagit, und liplichen 
mit ofigerachten Lenden off und zu den heiligen gesworn ist worden. 

Zum ersten die viertzehen scheffen und | darzu die gemeyne der stad 
zu Alden-Syemern habent off disen hutigen dag bekant, gesprochen und eynen 
gestabten eyd mit gelerten worten off den heiligen gesworn, daz ir erste 
herren die Rugraven | mit yn und sie mit denselben Rugraven von hinden 
hervor vor hundert jaren herbracht und behalten habent daz dorff und daz 
geriechte Endilskomede® 8 ) hob und nyder mit off uns die hertzogen, daz 
wir | die hertzogen vogte und herren darüber sin und anders nymans, und daz 
grave Walram von Spanheim noch keyne die sinen an demselben dorffe und 
geriechte Endilskomede") keynen widerstand nye gedaden, | und die Ru¬ 
graven, die scheffen und die burger zu Aldensymern furgenant und wir die 
hertzogen haben dasselb dorff und geriechte Endilskomede allewege ane alle 
hindernisse inne und herbracht; und ouch me, | alle die lute die von alters 
in dem furgenanten dorff Endilskomede gewonet habent und noch wonend, 
die mussent allewege von relit zu Alden-Symern zu geriechte gan, recht 
geben und nemmen hoh und nyder, | glich andern innegesezen bürgern zu 
Symern, sie horiten an, wen sie wolten. Wol sprachen sie, daz grave Wal- 


® 7 ) Original des Notariatsinstrurnentes im Staatsarchiv Koblenz, Urk. 
der Grafschaft Sponheim, Staatsarchiv. Die sieben Siegel der in der Ur¬ 
kunde genannten Siegler hängen wohlerhalten an. Abschr. im „UB. von Kur¬ 
pfalz und Sponheim“ (Ende 15. Jahrh.) Staatsarchiv Koblenz, Handschriften 
A I 4 nr. 2 fol. CXXVI (alte Zählung), 136 (neue Zählung). Am Rand Inhalts¬ 
angaben aus dem 16. Jahrhundert. 

,s ) Bleistiftnotiz: Kümpdgen bei Simmern. 

**) Endilkomde das D®rf ist gehn Alten-Simmern gehörig, müssen da¬ 
hin auch zu Gericht gehn. 
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ram von Spanheim vormals zu etzlichen ziten in dem dorfl' zu Endilskomede 
dry siner armen lute | sitzen hette, me oder minre one geverde, daz die 
grave Walram dieneten, als andere sine armen lute, da hinderten sie yn nyt 
an; aber keyn reht hat er an demselben dorff und geriechte Endilskomde 
nye | gehabt und ouch noch nyt hat, sunder wir die hertzoge sin vogte 10# ) 
und herren doselbis. Ouch habent sie die obgen. scbeffen und burger zu 
Aldensymern bekannt, gesprochen und gesworn, daz vormals | vor langen 
jaren, und ouch by Rugraven Wilhelm, do Symern sin waz, eynen underganck 
zuschen den von Endilskomde und unserm geriechte zu Kultze begangen 
wart daselbis, und ouch siderher | ist Endelskomde gen Syinern begangen, daz 
ist wobl kuntlichen und das nye nymand widersprach. Alles daz hie obge- 
schrieben ist, daz daz also war ist, habent die obgen. scbeffen und burger 
zu Aldensymern ge|sworen off den heiligen one alle geverde. Item Hertnan 
Fryhe swure ouch desselben off den heiligen, daz die furgen. scbeffen und 
burger furgesworn haben, der sieben jare Aldensymern in pfandes wise | inne¬ 
hatte von dem Rugraven, und daran an Endilskomde ny geengit noch ge- 
yrret wart, noch keyn ansprache hatte von nyman. Item Richwin von 
Mannendal und Dorffman, die amptlute | zu Aldensymern waren von uns der 
hertzogen wegen in daz dritte jare, swuren dasselb off den heiligen, daz die 
obgen. scbeffen und burger gesworn habent, daz sie daz ouch also in amptes 
wise herbraebt haben und daran ny geengit noch geirret worden, oder keyne 
ansprach horten von nyman. Item dasselb swure Ditzman von Mannenbach, 
der sieben jare eyn amptman doselbis waz, | als die furgesebr. scbeffen und 
burger gesworn hant, und wart daran nye geengit noch geyrret, noch enhorte 
keyn ansprache davon von nyemant. 

Item off disen hutigen dag habent der scholt heiße, selis scbeffen und 
die gemeynde zu Laupach und zu Erbescheid 101 ) off den heiligen gesworn, 
daz daz dorff und geriechte zu Erbescheid unser der hertzogen ist und ny- 
mans anders, und grave Walram | hat keynen halben deil noch nihts daran, 
uzgenomroen zwei lehen, die hat er do, die sint unterstocket und under- 
steynet; sessen uff den zwein lehen lute, were die weren, die solten graven 
Walram | davon dienen und gen Godelrait zu geriechte gan oder war er wollte. 
Darüber hat grave Walram mit dem dorffe und geriechte zu Erbescheit nyt 
zu schaffen, wann ez ist unser der hertzogen, | und gehört in unser geriechte 
gen Laupacb, oder war wir wollen ,0, ) < Und daz ist wol kuntlich, wann do 
der bischof von Triere Erbescheytt in pfandes wise von uns den hertzogen 
innehatte, do waz grave | Walram des bischofs vyand und verbrant Erbescheit 
off den bischof von Triere und vyenge die lute doselbis. Ouch sagten die, 
daz der siebende scheffe siech were und von lybesnot nyt do mochte | gesin. 
Item hat Heinrich Hornbach ritter, der unser der hertzogen amptmann off 
dem Huntisrucke druzehen jare gewest ist, uff den heiligen gesworn, daz er 

10 °) fol. 136 v. 

101 ) Erbescheit Dorf und Gericht gebürt den Hertzogen, und Graf 
Walram hat daselbst nur 2 Lehen, so understeint und ins Gericht Laupach 
gehörig. 

,M ) fol. 137. 
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als unser amptman daz dorff und | geriechte Erbescheit und unser armen lute 
daselbis mit bete, sture, dinsten, atzungen, herbergen und allen andern 
dinsten als eyn amptman von sines herren wegen daz pflegt zu dun, her¬ 
bracht und | innegehabt hat, und liesz ez ouch also, daz er von grave Walram 
noch von den sinen ny geengit noch geirret wart, und gehört ouch deß ny 
keyn ansprach, uzgenomen zweier lehen, die unter stocket und understeynet 
sint, die verjahe er graven Walram, als die armen lute vor gesprochen haben, 
daz er daz von den armen luten gehört liette. Item Apel keiner swure ouch 
off den | heiligen, das ime viertzig jare oder me gedehte, und da Fuste sei. 
unsser der hertzogen amptman zu Stromburg und off dem Huntisrueke waz, 
dez knecbt Apel waz, daz derselb Fuste | Erbescheit dorfl'geriechte und lute 
mit bete, sture, dinsten, atzungen, herbergen und allen andern dinsten als 
unser der hertzogen amptman inn- und herbracbt hette hoh und nyder, und 
gehörte nye, daz grave Walram sine amptlute oder anders ymans uns daran 
engete oder yrrete, oder keyn ansprach darwider ded, wann daz Erbescheit 
daz dorff, geriechte und lute unser der her tzogen ist und anders nymans, 
uzgenommen der zweyer lehen verjahe er grave Walram als furgeschr. stet, 
die ouch undirstockit und undirsteynit sint, als die scheffen und armen lute 
daz vorgesagt | habent. Item Dorftman von Symern, der vormals unser der 
hertzogen vyant waz 103 ,), swure off den heiligen, das er mit Rutter und andern 
sinen gesellen und miderydern in derselben vyantschaft ußer Kesteln und 
wider darinne daz dorfl’ Erbescheit off uns die hertzogen brente und 
ouch brantschetzte, und dieselb brantschetzunge wart ime geantwortet gen 
Kesteln j und er entpfieng die zu Kestelun in graven Walrams stad. Item 
acht scheffen von Hoenreyn und vier scheffen von Bupach swuren ouch off 
den heiligen, waz die obg. scheffen und | gemeynde von Laupach und von 
Erbescheid, als umb Erbescheit daz dorff, geriechte und lute, daz daz war 
ist, und yn daz wohl kuntlich ist, uzgenommen der zweier lehen, der ver¬ 
sahen | sie graven Walram in aller maßen, als furg. stet und die von Laupach 
und Erbescheit besagit hant, und die gestocket und gesteynet sint. 

Item off disen hutigen dag habent unser scheffen | mit namen sieben 
und die gemeynde von Kultze und von Hasenkoraede off den heiligen ge- 
schworn, daz daz dorff und geriechte Hasenkomde 104 ) unser der hertzogen 
ist, und wir die hertzogen | daz inne und herbracht haben vor manchen 
jaren, und wir sin herren und vogte darüber hoh und nyder, und hat 
nyman me dornide zu schaffen; wol habe grave Walram dru lehen | do 
ligen, do yrret yn noch sine amptlute nyman an, daz er sin zinse von den¬ 
selben lehen vorder und neme, als reht ist und mit herkommen ist. Ouch 
haben ander lute lehen do ligen, | wann sie yr zinse dovon vordem, alt reht 
und herkomen ist, do yrret sie nyman an, und sie heischent ouch nyt me. 
Item dasselb bat Apel keiner forg. off den heiligen gesworn, | daz yme me 
danne viertzig jare gedencke, und do Fuste vorg. unser amptman waz, des 
knecht er waz, daz derselb Fuste in amptmans wise daz dorff Haszen- 

l0% ) fol. 137 v. 

,M ) Hasenkomde Dorf und Gericht gehört den Hertzogen, und Graf 
Walram hat nur 3 Lehen daselbst. 
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komede 1#s ) und geriechte und armen lute daselbis mit bete, sture, dinsten, 
atzungen, berbergen und allen andern dinsten inne und herbracbt habe uns 
den hertzogen, und daz Ilasenkomde unser der hertzogen ist 10 *), und nymans 
anders, | und daz wir herren und vogte darüber sin und nymans me domit 
zu schaffen habe, und gedencke yme des vor viertzig jarn her und me; wol 
verjah er graven Walram der druer lehin, in [ aller maßen, als die sieben 
scheffen und gemeynde daz vorgesworn habent. Und ouch, daz ander lute do 
lehin hetten, als ouch dieselben scheffen und gemeynde daz vorgesworn habent. 

Item umb den hinderzog |0T ), der ist unser lehin vom riebe, als daz 
wol begriffen ist unßerm offen versigeltem brief, den wir hertzog Ruprecht 
der elter unßerm herren von Mentzen und den drin | geantwortet haben. 
Item darzu umb denselben binderzog habent Henrich Hornbach ritter, der 
unßer amptman off dem Iluntiszrücke druzehin jare gewesen ist, und Dietlie- 
rich Knebil | ritter, Dietzmann von Mannenbacb, Emych Slihe, Richwyn 
Ton Mannendal, edelknechte, und Henrich Orisse, burger zu Bacherach, die 
alle amptlute off dem Iluntiszrücke gewesen sint, off | den heiligen gesworn, 
daz sie die scheffln off dem Huntisrucke in den ungeboden dingen dicke haben 
hören deilen, wer hinder uns die hertzogen, er sy wer er sy und von waz 
landen | er sy, ziehe und wone in unser lande, daz der Sidinfadem genant 
ist, daz der uns die hertzogen angehore, und uns zu dinste sitzen solle 
und anders nyman. Wolle er ouch von uns | faren, wir sollen yn ungehindert 
faren laßen, war er wil; und ob yn des not dede, daz sie überladen weren, 
und daz sie Dyt dannen körnen mochten, und daz an unser nesten amptlude 
Yorderten, die sollent yn furbas uz unserm geriechte helfen, mit daz sie 
daruz körnen ane alle geverde. Und hetten sie gut in ander herren gerichte 
ligen, von den guten sollen sie denselben | herren dienen nach marzal, als 
ander ire naebgebure ane alle geverde. Und waz hievor geschrieben stet, 
daz habent die forg. Hornbach und die andern amptlude 10 ®) also funden, | ge- 
hanthapt und ouch gelaßen, und Diethrich Knebil und Emych Slihe lianthabent 
ez noch also. Item Peter von Mielen edilknecht swure ouch off den heiligen, 
daz er | dasselb von den scheffen und amptluden gehört hab, als Hornbach 
und ander amptlude do oben gesworn habent. 

Item habent off den heiligen gesworn drizehen scheffen | von Rinbulle 
(der vierzehinde sebeffe waz nyt geynwertig, der waz siech) und darzu die 
gemeynde zu Rynbulle, darzu die gemeynde zu Elren, darzu die gemeynde 
zu Diechtelbach, darzu die gemeynde zu Erbach. Darzu Frumolt scholtheiße 
zu Merspach, die scheffen und die gemeynde doselbis, darzu sehs scheffen 

I0# ) Dienst, Beet, Steuer, Atzung und Ilerberg zu Hasenkomde. 

>°*) fol. 138. 

,0T ) Hinterzuges halber, so Lehen vom Reich: Uff ungebottenen Dings- 
tägen uff dem Hundtsruck wurde getheilt, wer hinder die Hertzogen ziehe 
(Gott geh, wer und von wannen er sey) in ihr Land, der Seidenfaden ge¬ 
nannt, dz er die Hertzogen angehöre, und sollen ihn auch nit aufhalten, wann 
er wieder fort will. (Der Seidenfaden wird ursprünglich die Grenze des 
Landes bedeutet haben, die nicht verletzt werden durfte.) 

,0 ®) fol. 138 v. 
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von Walebach, und die gemeynde doselbis, | darzu dri sclieffin von Snarbach 
und die gemeynde daselbs, darzu dri seheffen und die gemeynde zu Muder- 
scheit; darzu der scholtheiße und sieben seheffen zu Kultze und zu Hasen- 
komde und die gemeynde doselbis, darzu Emych der scholtheiße zu Laupach, 
sieben seheffen zu Laupach und zu Erbescheit, und die zwo gemeynde der | 
zweier dorffer zu Laupach und zu Erbescheit, darzu vier seheffen zu Bupacb 
und die gantz gemeynde doselbis, darzu acht seheffen zu Hoenreyn und die 
gemeynde doselbis, darzu sieben seheffen und die gemeynde zu Argendal, 
die anstoßer sint an unser der hertzogen lant, umb der der obgenanten dri 
artikele, mit namen umb Erbescbeit, Ilasenkomde und | umb den hinderzog, 
daz die in aller maße, als sie furg. sint und als sie vorgesworn sint, war 
sint, wanne man yn dieselbe dri artikele von worte zu worte mit luther ver- 
stentelicher | stymmen läse, do swuren sie off den heiligen, daz sie also war 
sint, als sie vorgeschr. gesworen sint. 

Und wir dise nachgeschrieben personen, Henrich Hornbach genant 
von Erlekom 1# *j, Diethrich Knebil ritter, Herman Frihe von Pfaffenhofen, 
Emych Slihe, Ditzman von Mannenbach, ßichwin von Mannendal edelknecbte 
bekennen, waz hiervor von uns geschrieben stet, | und daz wir in alle maße, 
als daz furges. stet, gesworn haben, daz daz also war ist; und darzu haben 
wir gehört und gesehen, daz alle die ohgnt. kuntschaft in aller maße, als 
sie furgeschr. stet, | von den scholtbeißen 110 ), seheffen und den personen 
forgnt. liplichen off und zu den heiligen, daz sie also war sint, gesworn sin, 
und bencken des zu warem orkund unser iglicher sin | ingesigel an disen brief. 
Und ich Henrich von Erlekeim ritter vitztum zu Heidelberg bekennen, daz 
ich by den allen obgnt. kuntsebeften und eyden gewesen byn, und han | die 
gesehen sweren liplichen off und zu den heiligen und gehört in aller maße 
als furgeschrieben stet. Geben zu Aldensymeru, in der stad des sontagis 
neste vor sant Nyclas dag, nach Christi | geburthe drutzehin hundert jare 
und in dem acht und sechtzigisten jare. 

Und ich Henrich Volqwich von Diepracb, ein pfafle uz dem Stift von 
Triere und von keyserlicher inechte ein offenbar schryber ^bekennt dass er 
dabei war und die Artikel in Gegenwart der Grafen Adolf von Nassau, Jo¬ 
hann d. ältern von Spanheim, Wilhelm von Katzenellnbogen, Heinrich von 
Spanheim und der genannten Personen und vieler anderer ehrbarer Leute 
verlesen, die Eide gegeben und gestabt und die Ausfertigung der Urkunde 
durch einen andern Schreiber veranlasst habe, die er mit seinem Zeichen 
beglaubigt J. 


II. Amt Gomlershansen-Waldeck. 

Gondershausen (K 18) wird zuerst in Maximiner Urkunden 
erwähnt. Am 13. Juni 897 bestätigte der König Zwentibold der Abtei 
St. Maximin bei Trier Güter, die sein Vater Arnulf dem Kloster ge¬ 
schenkt oder bestätigt hatte, darunter auch Guntereshusen nl ), welches 

,## ) am Rand des Orig.?? — n0 ) fol. 139. 

1U ) Mittelrhein. UB. I S. 207 nr. 142 (später abgeändert.) 
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aber in der Urkunde Arnulfs vom 11. Februar 893 nicht verkommt 112 ), 
wie überhaupt die Bestätigungen der auf Arnulf zurückgeführteu Schen¬ 
kungen an St. Maximin in der Aufzählung der Orte von einander sehr 
abweichen. 

Guntereshusen kommt indessen in den Bestätigungen der Abtei¬ 
besitzungen durch Karl III. (912 Januar l) 113 ), Otto I. (940 Juni 4) 1U ) 
und in der merkwürdigen Urkunde Heinrichs II. vom 30. November 
oder 10. Dezember 1023 vor, durch welche dem Kloster, um es von 
Kriegsdiensten für das Reich zu befreien, 6656 Huben entzogen, die 
übrigen Güter aber bestätigt werden, darunter etiam in \>ago Brachere 
locus qui vocatur Guntereshusen 115 ). Am 4. Oktober 1084 gab Kaiser 
Heinrich IY. das Gut Guntereshusun im Gau Drechere in der Graf¬ 
schaft Berns zurück, das mit Unrecht der Abtei entzogen und einem 
gewissen Luitpold zu Lehen verliehen worden war 116 ). Schon 1107 
(2. Mai) soll Heinrich V. Guntereshusen der Abtei restituiert haben, 
nachdem es Adalbert von I.eia einige Jahre unrechtmässig besessen 
batte 117 ). 1125 war es nebst anderen Maximiner Gütern seit 8 Jahren 

Mittelrhein. UB. I S. 140 nr. 133 (später abgeändert.) 

,l *) Daselbst I S. 220 nr. 156 (später abgeändert.) 

IM ) Daselbst I S. 238 nr. 175. Mon. Germ. Dipl. I S. 117 nr. 31 (echt). 
m ) Mon. Germ. Dipl., III S. 636 nr. 500, S. 641 nr. 502 (gefälscht). 
Nach der Untersuchung von H. Bresslau über „Die Königs- und Papsturkunden 
für das Kloster St. Maxiniin bei Trier“, Westd. Ztschr. V 1886, S. 20—65, 
sind von den hier angeführten Stücken die Diplome Arnulfs, Zwentibolds 
undfKarls III. im Original erhalten, doch ist in allen dreien am Schluss des 
Güterverzeichnisses eine grössere Interpolation auf Rasur im X. Jahrhundert 
naebgetrageu worden. Gondershausen könnte daher auch im D. Arnulfs er¬ 
wähnt gewesen sein. Die Urkunde Ottos I. von 940 ist im Original erhalten 
und intakt. Die Urkunde Heinrichs II. von 1023 gehört einer Serie von 
Fälschungen aus der Zeit um 1116 an, die zu Gunsten des Klosters ausgeführt 
wurden. An der Tatsache, dass Heinrich dem Kloster Güter entzogen und 
darüber zu Gunsten des Herzogs Heinrich (von Bayern), des Pfalzgrafen Ezzo 
und des Grafen Otto (im Engersgau?) verfügt hat, ist nicht zu zweifeln. 
Die Fälschung kann sich auf die dem Kloster verliehenen Privilegien, ebenso 
aber auch auf die Angaben über die Güter beziehen, die dem Kloster für 
den Unterhalt der Mönche verblieben sein sollen. Es scheint, dass auch 
solche Orte, auf welche die Abtei Ansprüche geltend machen wollte, von 
dem Fälscher aufgenommen sind. So Brechen und Gondershausen. Gonders¬ 
hausen kann schon damals an den Pfalzgrafen gekommen sein, der es dann 
an seine Ministerialen verliehen hat. Hatte doch um die Zeit der Entstehung 
des Falsifikats ein Nachfolger des Pfalzgrafen Ezzo dieses Gut inne. 

,,# ) Mittelrhein. UB., I S. 438 nr. 381 (echt). 

,lT ) Daselbst I S. 472 nr. 412 (gefälscht). 

Westd. Zeitschr. f. Gescb. u. Kunst. XXVIII, I. 7 
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der Abtei durch den Pfalzgrafen Gottfried entzogen und wurde ihr 
durch Urkunde Kaiser Heinrichs V. wieder zugestellt 118 ). Obgleich 
der Ort noch im Diplom Kaiser Friedrichs I. vom 31. Mai 1182 der 
Abtei bestätigt ward 119 ), kommt er im wenig späteren Maximiner 
Güterverzeichnis nicht mehr vor, auch nicht unter den Lehensort¬ 
schaften 120 ). 

Auf welche Weise sich die ,.unrechtmässigen“ Besitzer im Besitz 
des Hofes Gondershausen befestigt, und was für Ansprüche sie darauf 
geltend gemacht haben, ist nirgends gesagt, da die Restitutionen nicht 
auf Grund gerichtlicher Entscheidung, sondern auf Bitten des Abtes 
durch königliche Gnade erfolgten, ohne dass der Ansprüche der andern 
gedacht würde. Die Restitutionsedikte haben dann auch wenig Erfolg 
gehabt. Man kann zweifeln, ob das Gut nach 1023 jemals wieder in 
den Besitz der Abtei gelangt ist. Ob nun die Streitigkeit schliesslich 
durch ausdrücklichen Verzicht der Abtei geregelt worden ist, oder 
nicht, — die Pfalzgrafen blieben im Besitz des Hofes Gondershausen. 

Im 13. Jahrhundert findet sich nur eine Nachricht über Guntirs- 
husen. Am 7. Mai 1285 sühnten sich die Ritter Winand Herr zu 
Waldecke und Symon und Konrad der Junge von Schonecke Gebrüder 
w r egen ihrer Streitigkeiten und machten mit Rat ihrer Freunde eine 
Teilung ihrer gemeinschaftlichen Rechte, Güter und Leute, durch welche 
Winand das Dorf Merremunt mit dem Rusberg (Mermuth und der 
Wald „im Rauschberg“ nördl. davon an der Ehrbach) und dem dazu 
gehörigen Tal und Gebirge erhielt: er soll rechter Vogt und Lehenherr 
daselbst bleiben, und mit seiner Erlaubnis sollen die Brüder Symon 
und Konrad sich in dem Rusberg beholzigen dürfen. Dagegen sollen 
die Herrn von Schöneck das Dorf Guntirshusen erhalten, und daselbst 
rechte Vögte und Lehenherren bleiben, ausgenommen eine halbe Hufe 
in Nidirguntirshusen, welche zu Merremunt in Herrn Winands Gut ge¬ 
hört. Beide Teile behalten die bisher geübte Weideberechtigung auf 
beiden Gemarkungen. Ein Dieb, in welchem Anteil er auch gefangen 
wird, soll an dem gemeinsamen Galgen zu Guntirshusen mit Hilfe beider¬ 
seitiger Gerichtsleute gerichtet werden. Ueber Totschlag, offene Wunden 
und dergleichen behält jeder Vogtherr das Recht in seinem Gericht. 
Keiner der Herren soll ein „vreidich gut“ in des Andern Gericht nehmen. 
Von den Ausleuten (Hintersassen) in jedem Gericht dürfen Simon und 

118 ) vom 7. Mai; daselbst S. 510 nr. 452 (echt). 

"•) Mittelrhein. UB., II S. 91 nr. 52. 

• ,0 ) Daselbst II S. 428-473. 
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Konrad kein Herbergs- und Schatzungsrecht (?) beanspruchen, nur die 
Rechte, die ihnen die Schöffen zuerteilen. Winand soll von diesen 
Leuten Korn- und Pfennigbede haben, die Volleist unter 60 Mark und 
die „Vaithellinge“ (Vogtheller?) wie seine Vorfahren, doch sollen die 
von Guntirshusen der Volleiste frei sein 121 ). 

Aas diesem Vertrag geht hervor, dass die Besitzer der Vogt ei 
und des Blutbannes auch die Grundherrschaft (Lebensherrschaft bat hier 
diese Bedeutung, da die Hübner ihr Gut von den Grundherren zu Lehen 
hatten) an sich gebracht und auf ihre Nachkommen vererbt hatten. 
Sie waren damit von Kurpfalz belehnt: 1399 war die Vogtei zu Gunters¬ 
husen und Mermynt dem Winand von Waldeck (wol einem Nachkommen 
jenes alten Winand), die zu Nieder-Gunterslmsen und Liesfelt den 
Grellen von Waldeck Heinrich und Johann verliehen, während die von 
Schöneck Zehnte und andere Rechte daselbst ebenfalls als Pfälzer Lehen 
besassen 122 ). 

1402 verzichteten Philipp und Johann die Boosen von Waldeck 
auf die Erbschaft des Wynand zu Gunsten des Königs Ruprecht als 
Kurfürsten von der Pfalz, und besonders auf die Vogtei Ober-Gunders- 
hausen und Mermuth und auf einen Anteil an Nieder-Gundershausen 123 ). 

Etwas später scheint auch der Anteil der Grellen von Waldeck 
an Kurpfalz heimgefallen zu sein. Schon vorher hatte Ruprecht einen 
Anteil an der Burg Waldeck erworben, der von 1411 ab der Sitz 
des Erbamtmannes wurde, dem die Vogtei Gondershausen unterstellt 
war. Es ist nötig, hier auf die Geschichte der Burg Waldeck 
näher einzugehen. 

Diese Ganerbenburg, als solche zuerst 1242 erwähnt (doch 
kommt schon 1120 ein vielleicht hierher gehöriger Herr Konrad von 
Walthecco vor 124 ), war damals im Besitz der Ritter Heribert, Udo 
Bosse und Winand von Waldeck, die sie dem Erzstift Köln zu Lehen 
aufgetragen hatten und am 25. März 1242 von Erzbischof Konrad 
von Hochstaden belehnt wurden 12B ). Andere Anteile und besondere 
Häuser auf der Burg wurden 1295 den Grafen Simon und Johann 
von Sponheim 126 ), 13 4 5 an den Erzbischof Baldewin von Trier zu 


,s ') Mittelrhein. Reg. IV 1244. 

,M ) Regesten der Pfalzgrafen, I nr. 5949, 6055, 6131, 6132, 6158. 

1M ) Widder, Beschreibung der Pfalz, III 500. 

*•*) Mittelrhein. ÜB. I S. 504. — »«) Mittelrhein. Reg., III 333. 

***) Mittelrhein. Reg., IV 2233. Abschrift im Staatsarchiv Koblenz, 
Urk. der Grafschaft Sponheim. 
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Lehen und Offenhaus aufgeiragen 127 ). Am 6. Oktober 1361 vertrugen 
sich die Gebrüder Johann und Emich von Waldeck auf dem Hunsrück 
mit dem Pfalzgrafen Ruprecht II. und machten ihr Haus auf der 
oberen Burg zu Waldeck zum offenen Haus der Pfalz wider jedermann, 
ausgenommen den Kurfürsten von Köln als Lehnsherrn, die Gemeiner 
auf Waldeck und ihre geborene Magen 1 * 8 ). 1398 hatte Pfalzgraf 
Ruprecht III. eine Fehde mit dem Gemeiner auf Waldeck, Johann Boos, 
iu der er das Schloss eingenommen hatte. Am 29. März 1398 
machten die Ganerben zu Waldeck, Philipp und Johann die Boeszen 
Gebrüder, Dietrich von Waldeck genannt der Templer, Hermann Boos, 
Winand v. W., Johann Boos der Jüngere, Johann und Hertwin von 
Wynningen einen Frieden mit dem Kurfürsten Ruprecht 1 * 9 ). Am 18. April 
wurde auch der Erzbischof von Köln in die Gemeinerschaft aufge- 
nommen, indem Hermann Boos ihm die Hälfte seines Hauses auf der 
Burg auftrug 130 ). Ara 2. Mai fand die Besetzung des Turmes zu 
Waldeck durch Ruprecht die Anerkennung des Erzbischofs Friedrich 
von Köln, der nun den Pfalzgrafen mit einem Anteil an Waldeck be¬ 
lehnte 131 ). Jetzt konnte der endgiltige Burgfrieden zwischen Kurfürst 
Ruprecht und den Gemeinem geschlossen und beschworen werden 134 ), 
der soll gehalten werden in dem obgenanten sloli 'Waldecke, als wyt 
das ist , und in dissen nachgcschr. begriffen und kreyssen: mit 
namen anzugeen an der Boszbach, da sy in dy Beyge geet, von 
dannen an oben uß an den Dubenbom, dy Gyßelbrechtisstyge uß biß 
an den Grellenborn, und von Grellenborne oben usz den Han langes 
biß an HillegartsbronM, und von dem Hillgartsbronnen biß in die 
Helmersbach, und von der Helmerszbach biß an Pfaffenbronne, und 
von dem Pfaffenbronnen biß widder in die Boßbach, da sy in die 
Beyge geet 1 * 3 ). 

,S7 ) Günther, Codex dipl. Rheno - Mosellanus, III 475. Original im 
Staatsarchiv Koblenz, Kurtrier. Urk., Staatsarchiv. 

,M ) Orig. 8t.A. Koblenz, Kurpfalz, Urkunden. 

,,# ) Original daselbst. 

IKl ) Original in Koblenz bei den Urkunden der Erzbischöfe von KöId. 

U1 ) Original in Koblenz, Urk. der Pfalzgrafen. Abschr. (Ende 15. Jh.) 
in Koblenz. Handschr. A I 4 nr. 2, 140. 

lSJ ) Abschrift daselbst fol. 97, und im Zweibrück-Veldenzer Copialbuch 
in München, VIII fol. 15. 

1M ) Obwohl Krellenborn, Hahn, Hilgersgraben (mit Hillgartsbrunnen 
zusammen8tellbar) und Helinersbach in der Umgebung der Waldeck an der 
Baybach (Gemarkung Dorweiler, Kreis Simmernl nachgewiesen werden können, 
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Am 30. Mai 1398 verkaufte Johann von WinniDgendem Pfalzgrafen 
einen Anteil an den Gebäuden auf der Burg 134 ). Am 2. April 1399 ver¬ 
sprach Winand von Waldeck dem Kurfürsten Ruprecht, den Vertrag von 
1361 zu halten und ihm seinen Anteil stets zu öffnen. Am 7. Mai 1402 
verkaufte Ilertwin von Wynningen, Gemeiner zu dem Schlosse Waldeck, 
dem römischen König Ruprecht und dessen Erben, den Pfalzgrafen bei 
Rhein, seine und seines verstorbenen Bruders Johann Anteile an dem 
Schloss, sowohl an den mit den andern Ganerben gemeinsam benutzten 
Befestigungsanlagen und an der Kapelle, als auch seine und seines 
Bruders besondere Wohnhäuser und Stallungen auf der Oberburg und 
an der Mittelpforte, Gärten, Liegenschaften, Mühlen und Hofstätten, 
die sie im Burgfrieden besessen halten, und entsagt seinen etwaigen 
Rechten an der neuen Veste, die der König auf dem Halse über 
Waldeck gebauet hatte. Das Kaufgeld ward in Raten ausgezahlt; am 
21. November 1404 stellte Hertwin die Fiualijuittung aus 135 ). 

Die Boosen scheinen dagegen Einspruch erhoben zu habeD. denn 
am 17. März 1407 erging ein Kölner Manngerichtsurteil zu Gunsten 
des Königs gegen diese Ritter 136 ), die am 25. März 1411 sich mit 
Ruprechts Sohn, Kurfürst Ludwig von der Pfalz, dahin verständigten, 
dass sie dem Kurfürsten und seinen Erben, die Caub und Bacharach 
besitzen werden, als Erbamtmänner zu Waldeck auf der Oberburg in 
des Wynand von W. Anteil, wozu Nieder- und Ober-Guntershauseu 
uud das Fahr zn Burgen an der Mosel gehören sollen, immer getreu 
und gehorsam und in aller Weise verbunden sein sollen. Der Pfalzgraf 
mag einen der Gemein r aus der Familie Boos zu seinem Amtmaun 
ernennen, der soll es lebeuslänglich bleiben, er verwirke es denn durch 
Bosheit Aus der oberen Burg darf niemand geschädigt oder befehdet 
werden, es geschehe denn mit Willen des Pfalzgrafen 137 ). 

Kurfürst Ludwig ernannte darauf am 4 April 1411 den jüngeren 
Johann Boos von Waldeck zu seinem Erbamtmann in der neuen oberen 
Burg Waldeck auf dem Hals und iu seinen Anteilen an den beiden 
unteren Burgen, mit ihrem Zubehör, das ist Obern Guntersbusen, 

ist es doch nicht möglich, den Burgfriedensbezirk genau abzugrenzen, da 
sich mehrere Örtlichkeiten nicht feststellen lassen. Die Burg der Pfalzgrafen 
stand bei den jetzt Tburnwald, Thurnwiese und Thurnfeld genannten Distrikten. 

’* 4 ) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch in München, VIII fol. 18. 

”*) Original in Koblenz, Urk. der Pfalzgrafen nr. 187, 188 und 190. 

1M ) St.A. Koblenz, Urk. der Pfalzgrafen nr. 191 (Orig ). 

xir ) Original daselbst nr. 193. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




102 


W. Fabricius 


Niddern Guntershnsen, Ließfelt, Mermut, 3 Stück Wingert zu Gefelle 
und die Leute, die zura Hof Guntershusen gehörten, sowie das Fahr 
zu Burgen an der Mosel 138 ). 

Da in der Teilung zwischen den SöhDen des Königs Ruprecht 

1410 bestimmt war, dass das Schloss und Amt Waldeck der kurfürst¬ 
lichen und der Hunsrücker (Simmarischen) Linie der Pfalzgrafen gemein¬ 
schaftlich verbleiben sollte 139 ), wurde der aus der Familie Boos von 
Waldeck zu ernennende 140 ) Erbamtmann jedesmal von den beiden 
Pfalzgrafen eingesetzt, so Johann Boos durch Kurfürst Ludwig am 

21. November 1442 und durch Pfalzgraf Stephan am 12. Juni 1443 ul ). 

Von der Erbaratmannschaft zu unterscheiden ist ein Teil der 

Grundherrtchaft (Lehenherrschaft) zu Ober- und Nieder-GondershauseD, 
womit die von Metzenhausen und vor ihnen (1462) die von Schöneck 
von Pfalz belehnt waren U2 ). 

Eine Kundschaft über die Dienste, welche die Hofleute zu 

Gondershausen dem Erbamtmann zu leisten hatten, wurde am 2. Januar 
1459 aufgenommen 143 ). 

Am 8 Juni 1465 beklagten sich die Untertanen des Schlosses 
und Amtes Waldeck zu Ober- und Nieder-Guntershusen, Liesenfeld 
und Mermont vor einer kurfürstlichen Kommission über den Amtmann 
Johann Boos von Waldeck, dass er zwänge und dränge über ihr Her¬ 
kommen und Freiheit, denn 1) müssten sie seit dieses Amtmanns Zeit 
jeder jährlich */g Malter Schirmhafer geben, was vordem nicht üblich 
gewesen sei, 2) müssten sie ungebührliche Frohnfuhren tun nach 
Kreuznach, Bacbarach, Boppard, Treis und anderen Orten, wann und wie 
es der Erbamtmann von ihnen heische. Andere Klagen betrafen Amts¬ 
angehörige zu Beulich, weihe von Johann Boos gegen Anforderungen 
der Trierischen Amtmänner nicht genügeud in Schutz genommen seien, 
Holzfuhren aus dem Beulicher Gemeindewald für den Erbamtmauu, zu 
welcheu derselbe nicht berechtigt wäre, und andere Eingriffe 144 ). 

138 ) Original daselbst nr. 197. Abschr. in der Handschrift A I 4 nr. 2 
fol. 172. — ,3# ) Widder, Beschreibung der Pfalz, III 498. 

14 °) St.A. Koblenz, Handsohr. A I 4 nr. 2, fol. 172. 

141 ) Original in Koblenz, l'rk. der Kurpfalz, St.A. nr. 233, Veldenzer 
Copialbuch in München, VI nr. 154, 

,4S ) Widder, Kurpfalz, III 500. 

143 ) St.A. Koblenz, Kurpfalz Urk., Ämter und Orte. Fürst. Simmern, 
Dörfer 0. und N. Gondershausen 20. Original. 

,44 ) St.A. Koblenz, 1t.-Herrsch. Waldeck auf dem Hunsrück. Urk. 175. 
Original. 
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Im Weistum“ 5 ) werden die Landesherren „Übergrundherren“ genannt 
über Land über Sand, über Leib über Leben, über Schauff, über Brand, über 
Hals, über Halsbein, zu jagen, zu fischen, zu rücken, zu strückeD, so weit 
die Zirkel dieses Gerichts gehet, nämlich von dem Stege ab, wo der Weg 
von Oppenhausen nach Beulich die Ehrbach überschreitet, die Ehrbach auf¬ 
wärts bis zum „hohen Steg“ (wo ein Weg von der Burg Schöneck nach 
Mermuth die Ehrbach kreuzt) und zur Mündung der Preisbach, welche die 
Grenze gegen die Gemarkung Ney bildet. Die Preisbach aufwärts, die von 
der Stelle, wo der von Dieler kommende Bach mündet, „kleine Preis“ oder 
„LiesenfelderJBach“ heisst, durch den Wiesengrund „in der Bauenhell“ (bei 
der Baunheller Mühle) folgt die Grenze bis zur Pferdslay, wo der Wiesen¬ 
grund „in der untersten Frohwies“ (Frohnwies) zur rechten Hand von der 
Preisbach abgebt. Statt nun, wie die jetzige Grenze der Preisbach noch 
weiter aufwärts zu folgen, verliess die im Weistum beschriebene Grenze 
diesen Bach, und ging durch die Frohwies in deren Wiesenfloss hinauf bis 
„Emmelzer Anwend“ (jetzt „Frohwies-Anwend“ und „Derges-Anwend“), an 
Grenzsteinen und Malen vorbei in die „Emmelzer Gass“ (jetzt „am Gässchen ‘ 
und „in Emelsgärten“, wo die zum Kirchspiel Halsenbach im Gallscheider 
Gericht gehörige Wüstung Emmelshausen U8 ) liegt), und die Emmelzer Gass 
hinunter zur Emmelzer Brück, wo der Weg nach Basselscheid über ein 
Wiesenfloss geht, das im Weistum zunächst als „Liesenfeld-Basselscheider 
Seifigen“, und weiter unten als „Eygelsbach“ bezeichnet wird —jetzt Eichels¬ 
bach, die noch immer die Grenze zwischen Lieselfeld und Basselscheid bis 
zu ihrer Mündung in die Bavbach bildet. Durch diesen Grenzzug wird von 
der Gemarkung Liesenfeld ein beträchtliches Stück im Osten der Froh wiesen 
ausgeschlossen. Nun bildete wie noch jetzt die Baybach die Südgrenze von 
Liesenfeld, Nieder- und Ober-Gondershausen gegen Thörlingen, Bickenbach, 
Sevenich und Heyweiler, bis zum Einfluss des „Greelwieser Grabens“ (jetzt 
Kräblwieser Bach). Diesem Graben folgte die Scheidung mit der Gemarkung 
Beulich aufwärts bis in die „Greelwies“ (Krählwies), wo ein grauer Eckstein 
nach dem „Schauerfeld“ (vor Schorfeid) wies. liier stand wiederum ein 
Eckstein und dann andere Grenzzeichen, Raine, Steine und Locbbäume bis 
an die „Diebelswies“ und weiter an die „Hefferthswies“ (Hebertswies) und 
durch die „Milchheck“ (auf der Gondershauser Flurkarte nicht zu finden) 
nach dem „Griesz“ (Gries-IIeid) wo wieder ein Eckstein (Dreimürker Ober- 
gvnderhausen—Beulich—Mermuth) stand, der durch Gries auf den Mermuth- 
Beulicher Grenzgraben oder bach wies, dem folgend die Grenze wieder die 
Ehrbach bei dem Anfangspunkt erreichte. Abgesehen von der Abweichung 
hei Liesenfeld und Emmelshausen deckt sich die meist durch Wasserläufe 
gebildete Grenze mit den Aussenstücken der jetzigen Gemarkungsgrenzen 
der vier Dörfer des Amtes. 

1,& ) St.A. Koblenz, Kurpfalz Urk., Ämter und Orte, Fürstentum Sim- 
mern, Ober u. Nieder-Gondershausen 30 (16. Jahrh.); nr. 40. Abschrift von 
1771, welche hier zugrunde gelegt ist. 

*“) Trierisches „Feuerbuch“ von 1563 im Staatsarchiv Koblenz. Kur¬ 
trier, Statistik, Generalia 5. Emmelshausen war schon damals unbewohnt. 
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Wenn ein Übeltäter in diesem Bezirk gefunden wird, der das Leben 
verwirkt hat, soll ihn „der Erbamtmann auf dem grauen Turm zu Waldeck“ 
greifen lassen mit Hilfe des Lehnsherren und des Vogtes, und ihn dem 
Lehnsherrn zu dreitägigem Gewahrsam und peinlicher Verhörung ausliefern; 
hat er während dieser Zeit kein Geständnis abgelegt, soll der Lehnsherr 
ihn dem Amtmann wieder zurückliefern, der ihn dann wiederum drei Tage 
verhören lassen soll; gesteht er dann noch nicht, soll der Amtmann einen 
Urfrieden von ihm nehmen und ihn des Landes verweisen. 

Wenn ein Missetäter zu Tode verurteilt ist, und die Kosten nicht 
aus seiner Habe bestritten werden können, soll der Lehenherr */ 3 davon 
zahlen, der Kurfürst */*, der Erbamtmann */»• 

Lehnsherr war zur Zeit der Aufnahme dieses Weistums der wohl¬ 
edelgeborene und gestrenge Herr Adamus Berg, Mitherr zu Waldeck. Der 
Lehnsherr hatte nur grundherrliche Renten und Anteil am Zehnten im 
Kirchspiel. 1599 war Bernhard von Metzenhausen Lehnsherr. 

Die Wälder im Kirchspiel und Gericht Gondershausen gehörten dem 
Anton von Eltz auf Schöneck (wegen der Burg Rauschenberg), und den 
Boosen von Waldeck. Von ihnen mussten die Amtsuntertanen die Berech¬ 
tigung der Holz-, Laub-, Weide- und Wassernutzung pachten 147 ). 

Iin Gerichtsbezirk lag die zur Burg Schöneck gehörige Burg 
Rauschenberg (K 18), gewöhnlich das Rauscbenschloss oder Rau¬ 
schloss 148 ) genannt. Am 13. Mai 1379 belehnte Erzbischof Kuno von 
Falkensteiu Kurfürst von Trier den Ritter Konrad von Schonecke auf 
Lebenszeit mit den Gütern, Renten und Leuten, welche derselbe ihm 
mit dem Burggrafenamt der Veste Russeraberg für 1500 Guldeu auf¬ 
getragen batte 149 ). 1420 übergab Erzbischof Otto von Trier dem Johann 

,iT ) Simmerer Amtsbeschreibung 1599. 

,i8 ) Widder, Kurpfalz, III 502 ff. — Goerz, Regesten der Erzbischöfe 
von Trier, S. 113, 149, 272. — St.A. Koblenz, Urk. der Reichsherrschaft 
Waldeck und des Trierischen Lehenhofs. 

“*) Am 7. Mai 1379 hatte der Ritter Konrad von Schonecke, der 
älteste genannt der Rote, auf sein Erbburggrafenamt der Veste Russzemberg 
by Schonecke uff dem Hundsrucke (des Erzstifts Trier „erffeygen huysz und 
vesten von der zyt, daz iz begriffen und gemacht ward“), womit er vom 
Erzbischof belehnt war, verzichtet und auch die zugehörigen Güter zurück¬ 
gegeben. Diese waren: ein dinglicher Ilof zu Müden (K 18); ein Gut zu 
Poelche (l’olch oder Pillig J 17); Erbgut, Häuser, Zinse und Gülten im 
Gericht Alken; Gänse und Pfenniggeld zu Thür auf dem Maienfeld; der Hof 
zu Fulenburae (Wüstung; Lage mir noch unbekannt) mit Äckern, Feldern, 
Wiesen, Wäldern, Wassern, Weiden; eine Besitzung zu Nye (Ney L 18); 
Güter und Rechte im Gericht Basselscheid (L 18); Leute, die er ehemals 
von Simon von Waldeck gekauft hatte, zu Buliche, Marcken (Beulich, 
Macken K 18) und anderswo; Leute zu Deenrode (Dörth L 18); Honchen- 
rode (Hungenroth L 18); Savershusen (Dabershausen K 18) und anderswo 
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Walpotte von Bassenbeim ein Drittel der Ruyschenburg und des Hofes 
Fuylenburn zu erblichem Maonlehen. 1435 machten die Schönecker 
Ganerben das Schloss zu des Pfalzgrafen Offenhaus, sich daraas zu 
behelfen wieder jedermann, allein den römischen Kaiser and König 
ausgenommen (als ihren Lehnsherrn); Kurtrier bekämpfte diese Ritter 


auf dem Hundesrück; Gülten, Rechte, Renten und Dienste im Dorf und 
Gericht Deenrode; Wiese in der Brisighen gelegen; Gut, Gülten und Rechte 
zu Gmmelshusen (Wüstimg bei Liesenfeld L 18); Wingert zu Saltzige bei 
Boppard (Salzig L 17) genannt der Schoneck; Wingert gein der Mühlen vor 
Boppard; 28 Bopparder Schilling Zinse in Boppard (L 17), 28 Schilling 
Brabanter Währung in Rense (Rhens L 17); Zins zu Macken, Güter zu 
Proffen (unbekannt), Brve (Brey L 17), im Hamm am Rhein (Gegend zwischen 
Boppard und Spay L 17), Weingült zu Boppard, Hof zu Koden bei Esch au 
der Salm (s. v. Wittlich G 21); Wälder und Büsche zu Schoenscheid, Gal¬ 
genscheid (Gailscheid b. Dörth), Ileynrescheid, Gerswald, Teil des Waldes 
Stevnbul bei Russemberg. Ferner die Lehen, die er ehemals vom Reich, 
dann von Kurtrier hatte, und seine Lehenmannen. Auch die Ansprüche auf 
die Herrschaft Esch an der Salm. 

Ein bei dieser Urkunde liegendes Verzeichnis meldet: Hi sunt hotnines 
pertinentes ad castrum Russemberg sedentes in pago Hundesrucke: in Deen- 
rait 5 (nomina), Ungerait 3, Moirshusen 1, Halstenbaoh 4, Karbach 1, Werla 1, 
Savershusen 2, Loer 1 (Schneider), Korwilre 1, Buchultz 2, Herswisen 1, 
Bulche 2, Diedeler 2, Pickenbach 2. Basselscheid 1, Franckwiler 1, Macken 2, 
Lutze 1, Fulenburne 1. (Dörth L 18, Hungenroth L 18, Morshausen K 18, 
Halsenbach L 18, Karbach L 18, Werlau M 18, Sabershausen K 18, Lahr 
K 18, Korweiler K 18, Buchholz L 17, Hirschwiesen KL 17, ßeulich K 18, 
Dieler L 18, Bickenbach L 18, Basselscheid L 18, Frankweiler K 18, Macken 
K 18. Lütz K 18). 

1382 verzichtete der Schwiegersohn Konrads, Johann Wolf von Span- 
heim. 1394 wurde Dietrich Boos von Waldeck Amtmann des Erzbischofs 
Werner von Trier auf der Veste zu dem Russenberg auf dem Hunsrück, 
sein Vorgänger war Cuno von Sterrenberg. 1401 war das Schloss auf Lebens¬ 
zeit dem Heinrich von Eycli Herrn zu Oilbrucke überlassen. Am 23. Juli 
1420 bekundeten Johann Boisse von Waldecke und Johann Schencke von 
Liebenstein Gebrüder, dass sie mit Kurtrier Streit gehabt hatten wegen des 
Schlosses Ruyscbperch und des Hofes zu Fulenburen, die, wie sie meinten, 
ihnen zum Teil anerstorben und erfällen waren durch den Tod Herrn Kon¬ 
rads von Schonecke des Roten, ihres Ahnherrn. In der Sühne ist ihnen ein 
Drittel des Schlosses und Hofes zuerkannt worden, und daraufhin wurden sic 
von Erzbischof Otto belehnt. Ein anderes Drittel wurde am 1. Juni 1421 
dem Johann Walpode von Bassenbeim und (1er dritte Teil am 10. März 1422 
dem schon 1401 genannten Heinrich Vogt von Eych erblich verliehen. 

Diplomataria archiepiscoporum Trevirensium im Staatsarchiv Koblenz 
V 451 ff., 454, 528; VIII 769; IX 345; X 87, 113, 126. 
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und Kurpfalz, doch 1444 nahm Pfalz die Burg ein. Nachher findet 
sie sich wiederum als Trierisches Lehen ,5 °). 

Zum Amt Simmern wurde auch die Schullheisserei Laubenheim 
an der Nahe gerechnet, die ganz davon getrennt lag. Es gehörte dazu 
nur der „verwahrte Flecken“ Laubenheira im jetzigen Kreis Kreuznach, 
zwischen Bingen und Kreuznach, mit 68 Herdstätten im Jahre 1599, 
alle kurpfälzische (Simmerische) Untertanen, keine Hintersassen 151 ). 

Am 7. Januar 1382 verkaufte Konrad Herr zu Hohenfels und 
Reipoltskirchen dem Pfalzgrafen Ruprecht II. das Dorf Leubenheim 
obenwendig Münster an der Nahe gelegen mit Gericht, Leuten, Äckern, 
Wingerten usw. für 4000 Gulden. Dabei bleiben ausgenommen und 
dem Herrn von Reipoltskirchen Vorbehalten der Kirchensatz und Zehnte, 
sowie die Lehen, die folgende Mannen der Herrschaft Reipoltskirchen 
dort hatten: Philipp Fallysen von Leyen und Friedrich sein Bruder 
1 Fuder Wein und Fritz von Becheln 4 Pfund Heller, die nun der 
Herzog dem Herrn von Repoltskirchen zu zahlen hat, Lehengüter der 
Gebrüder Rübe, der Jungfrau Grede und anderer 158 ). 

1410 wurde der Ort dem Pfalzgrafen Stephan zugeteilt, der ihn 
im nämlicheu Jahre seiner Gemahlin Anna von Veldenz als Morgeugabe 
zuwies 158 ). 1411 wurde er von den beiden Pfalzgräflicben Ehegatten an 
den Ritter Johann Kemmerer von Wormbs gen. v. Dailburg verpfändet, 
wobei bedingt wurde, dass die Dörfer Leibenkeim und llarwilre (Horr¬ 
weiler in Rheiuhessen, Kreis Bingen) verbunden bleiben und schuldig sein 
sollen, in der Mühle zu Laubenheim zu mahlen 154 ). Die Bede und Steuer 
betrug damals 70 Gulden auf Martini fällig. 1425 verpfändete Stephan 
Laubenheim für 3200 Gulden und verzinsbar mit 72 Gulden dem Karl 


,5 °) 1413 wurde Johann Boos von Waldec k von Erzbischof Jacob, und 
1457 Simon Boos von Erzbischof Johann mit diesem Lehen belehnt. Die 
anderen Anteile erhielten 1446 Godard Sohn zu Drachenfels, Herr zu Oil- 
brucke und Vogt zu Waldorf, und der gleichnamige Sohn des 1421 belehnten 
Johann Walpode von Bassenhcim. Dipl, archiep. Trev. XIII 24, 277, 332. 

1M ) Amtsbeschreibung 1599 fol. 97. 

15S ) Reg. der Pfalzgrafen, I 5142. — Zweibriick-Veldenzcr Copialkuch 
in München, II 251 und VIII 20. — Eine Teilquittung des Verkäufers vom 
4 Dezember 1382 über 700 Gulden „umb den kauff des dorffs Leubenheim“ 
die ihm der Kitter Brenner vom Steyn, Burggraf zu Stromberg, auf Rechnung 
des Pfalzgrafen gezahlt hat, so dass nun noch 600 Gulden zu zahlen sind, 
ist in der Handschrift A 1 4 nr. 2 im Staatsarch. Kobl. fol. 153 abgeschrieben. 

“*) Zweibrück-Veldenzer Copialbuch, II 33. 

“‘J Daselbst XI 5. 
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Baser von Ingelnheim und befahl dem Schultheiss, den Schöffen und der 
Gemeinde, demselben gehorsam zu sein 155 ). 

In der Teilung vou 1444 wird Laubenheim in dem Teile des 
Pfalzgrafen Friedrich von Simmern genannt 156 ). 

III. Das Gebiet der Propstei Ravengiersburg“ 7 ). 

Das Ravengiersburger „Hundgedings“-Weistum 158 ) hat schon durch 
seinen Namen früh die Aufmerksamkeit der Rechtshistoriker auf sich 
gezogen. 

Es werden darin die Gerechtsame des Augustiner-Chorherrenstiftes 
Ravengiersburg und die Landesgewohnbeiten in Bezug auf die Masse 
und die Strassen, sowie über die Freidörfer und Allmendenutzung im 
ganzen Klosfergebiet der „Propstei“ gewiesen, alles Dinge, die ursprüng¬ 
lich den Landgerichten der Hundertschaften zustandeü. Nur die auf 
den Blutbann bezüglichen Weisungen waren ausgescbieden, da dieser 
nicht dem Propst, sondern dem Vogt zustand. Die Befugnisse des 
Gerichtsherrn des alten Landgerichts waren also hier geteilt zwischen 
dem Grundherrn und dem Vogt, und infolgedessen war das Vogtding 
von dem Hundgeding geschieden. 

Das Gebiet der Propstei war begrenzt“•) von der Strasse, die von 
der Stadt Kirchberg gegen Norden zog (unmittelbar vor der Stadt bei dem 
Stein „Bopparder“ zwischen den zwei Brücken war der Ausgangspunkt der 
Grenzbescbreibung), wie noch jetzt die Gemarkungsgrenze von Denz.en und 
Reckershausen gegen Kirchberg, Kludenbach und Kappel verläuft. Oberhalb 
der Wüstung Sonnenbach (in der Gemarkung Reckershausen) geht die jetzige 
Hauptstrasse nach links ab auf Kappel zu, während die Grenze einer Wald¬ 
strasse über dem Kronenberg im Faaswalde folgt, die oberhalb der Wüstung 
Morschburg (Gemarkung Kappel) mit der von Kastellaun nach Kappel 

*“) Daselbst VIII 231. — ,M ) Widder, III 358 f. 

,tr J Fr. Back, Das Kloster Ravengiersburg und seine Umgebungen, I, 
Koblenz 1841. II 1853. 

Ui ) Das Original des Weistums (Notariatsinstrument von 1442 auf 
Pergament mit zwei Siegeln) wird im Staatsarchiv Koblenz bei den Urkunden 
des Klosters aufbewahrt. Gedr. bei Grimm, Weistümer II 174 ff. und Günther, 
Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus IV 411. 

“•) Die Grenzbescbreibung ist in dem Notariatsinstrunient von 1442 
nicht enthalten; die in Koblenz (Kurpfalz, Urkunden, Ämter und Ortschaften, 
Nunkirchen 1 und „Ravengiersburger Lagerbuch von 1600“, Kurpfalz, Akten, 
B III 269, S. 25 v, f.) aufbewahrten Abschriften sind nicht besonders gut, 
ebenso der Abdruck von Würdtwein, Subsidia diplomatica VI 189, nach dem 
verlornen Diplomatar des Klosters, aus dem auch das Lagerhuch von 1600 
das Grenzweistum geschöpft hat. 
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führenden „Kestlerstrasse“ zusaroinentrifft. Eine kurze Strecke folgte nun 
die Grenze (wie die jetzige Gemarkungsgrenze von Wüschheim gegen Völken¬ 
roth und Hundheim) der Strasse in der Richtung auf Kastellaun, dann einem 
nach Osten führenden Waldweg nach, der über den Gosberg I#0 ) geht, wo 
früher das „Hundbeimers Kreuz“ gestanden hat. Bei der Berschheck bog 
die Grenze der Ravengiersburger Propstei gegen Südosten um und ging am 
Geisborn vorbei in die Michelbach und mit dieser an dem gleichnamigen 
Dorf vorbei in die Külzbach und wieder dem Bache folgend in die Simmer. 
Bei dem Eintritt der Külz in die Gemarkung Simmern-Cbümbdchen hurt die 
Übereinstimmung der alten Grenze mit den jetzigen Gemarkungsgrenzen auf, 
indem die jetzige Gemarkung Simmern noch ein Stück auf dem rechten Ufer 
der Külz umfasst. Nur 600 Meter von der Stadt Simmern entfernt über¬ 
schritt die Propsteigrenze die Simmer bei der Teschenmüble, ging dann bei 
der Wannenmühle in die Rheinbach und diese aufwärts an der Wiese in der 
Muhl (Mittelmohl) vorbei zum Burchstück, welches auch Burszstück und 
Busstück geschrieben wird, und dem Bürgerstück der Katasterkarte auf der 
Ostseite der Gemarkung Simmern entspricht'* 1 ). Weiter lief die Grenze wohl 
auf der jetzigen Gemarkungsgrenze von Simmern und Mutterschied — viel¬ 
leicht aber auch auf der Westseite des Bürgerstücks — bis in die Mudersbach. 
So heisst jetzt nur ein kleiner Wiesengrund nördlich in unmittelbarer Nähe 
des Dorfes Mutterschied (Muttersbach), der in die Rickenbach mündet; es 
ist aber anzunehmen, dass die Rickenbach ehemals (da sie von Mutterschied 
herkommt) den Namen Muttersbach gehabt hat. Die Rickenbach nimmt die 
Grenze mit in die Simmer, der die Scheidung aufwärts folgt bis an die alte 
Mühlenstatt unterhalb Pleizenhausen. Von hier geht es weiter am Wolfs¬ 
hagen hinaus (nicht auffindbar), und durch den Wald (Bauwald) wie die 
Weidelbaclier Gemark wendet, in den Pfad, der von Wahlbach durch des 
Klosters Wald nach Mutterschied zu geht "*), und den Pfad längs bis an den 
Born ob wendig Mutterschied (im Wiesengrund oberste Muttersbach oder der 
llollcrborn ?) und von dort an den Holzborn (mitten in der Mutterschieder 
Flur 4), davon an einen Stein auf der Rheinstrasse (Mainzer Landstrasse 
im südlichen Teil der Gemarkung Mutterschied), und von dort gradeaus 
in das Gemark zwischen Argenthaler Wald und Simmerer Märkerwald und 

J *°) Im Weistum „Soosberg‘‘ oder „Soszberg“. 

'*') Durch diesen Verlauf der Grenze wird das südliche Stück der 
Gemarkung Simmern mit dem Schafhof von der Stadt abgetrennt. Auch der 
Simmerer Miirkerwald kommt in das Propsteigebiet zu liegen. 

'•*) Dieser Pfad schneidet zunächst den Wald der Gemarkung Schorr- 
bach in seiner nordwestlichen Ecke. Auf dieser Strecke, um Alt-Weidel¬ 
bach, das eingeschlossen, und Mutterschied, das ausgeschlossen werden mus3, 
ist die Grenzbeschreibung des Hundgedinges nicht ausführlich genug, um 
die Grenze ganz sicher zu ziehen. Doch gehörte, wie oben bei Argenthal 
nachgewiesen ist, der südliche Teil der jetzigen Gemarkung Mutterschied 
zu dem in der Propstei gelegenen Dorfe Riesweiler. Dieser Vorsprung muss 
sich nördlich bis an die beiden Quellen Hollerborn und Holzborn ausgedehnt 
haben. 
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in den Lametbach, der den Kreuznacher und Simmerer Soonwald scheidet 
(wie jetzt noch die Oberförstereien und Kreise). Nun folgte die Grenze der 
Lamet noch weiter als die jetzige Kreisgrenze hinab bis zu ihrer Vereinigung 
mit der Tiefenbach im Dorf Mengersrodt oder Mengerschied, und der Tie¬ 
fenbach (Brühlbach) bis zur Mündung in die Simmer bei der Brücke zu 
Gemünden. Dann bildete die Simmer, dann die Bieber- oder Kaucrbach die 
Grenze bis zu einem Weg, der unterhalb Haischied und oberhalb Sulzbach 
gehen soll. Das kann nur ein Weg sein, der bei der Seckenhauser Mühle 
an der Südseite des Waldes Haischied nach Nordwesten auf Kirchberg zieht. 
Kurz vor Kirchberg tritt die Grenze in den Wiesengrund, in dem die Sulz¬ 
bach entspringt, und geht dann wieder an den Anfangspunkt unmittelbar 
vor der Stadt zurück. 

Der Verlauf ist nur auf der Strecke östlich von Simmern um 
Altweidelbach herum und durch die Gemarkung Mutterschied etwas 
unsicher. 

Innerhalb dieses Berings liegen die folgenden Gemeinden, Dörfer, 
Weiler und Höfe des jetzigen Kreises Simmern im Regierungsbezirk 
Koblenz: Denzen, Heinzenbach, Reckershausen mit den Wüstungen 
Sonnenbach 163 ), Flemhausen und Walhusen, Wüschheim, Reich (zur Eich), 

m ) Die Lage der Wüstungen ist in dem Buch von Fr. Back über 
das Kloster R. Bd. I S. 161, 212 ff. und II S. 63, 64 genauer bestimmt. Sie sind 
fast alle auch auf den Katasterkarten zu tinden. Sonnenbach lag in einem 
Wiesengrund „Sohnebach“ in der Flur 9 südwestlich von Reckershausen ; Wal¬ 
hausen in Flur 5 von Reckershausen, zwischen diesem Dorf und Heinzenbach, 
wo auf der Flurkarte ein Wiesengrund „in Wahlesen“ zu finden ist, nicht 
weit davon östlich ist die „Wahlhäueser Hohl“ eingetragen. „Flemhausen“ 
ist ein grösseres Heide- und Waldgebiet östlich von Reckershausen in den 
Fluren 3 und 4 dieser Gemarkung, gegen Biebern hin, an die Gemarkung 
Reich anstossend; zu einem Hof zu Biebern (Lehen des Henne und Karl, 
Gebrüder von Biebern von der Wildgrafschaft Kyrburg) gehörte 1426 „die 
Heide, da man hyn zu Flomehusen fierte“ (50 Morgen gross) (Altes Lehen¬ 
buch der Wild- u. Rheingrafschaft, Archiv f. Hess. Gesch. N. F, IV 461 nr, 105). 
Auf der von Bieber und Bienenbach (Kauerbach) umflossenen Spitze, dem 
Kauerhof gegenüber, bei dem jetzigen Bahnhof Unzenherg, lag Steckelnhausen. 
Rätsteg und Seckenhausen sind auf dem rechten Ufer der Simmer, iu 
Ravengiersburger Gemarkung, Flur 10, zu finden. Dickenroth oder Dickrode 
lag bei der Nunkirche, Gemeinde Sargenroth, jenseits der Strasse, wo auf 
der Flurkarte Gassehof verzeichnet ist. In derselben Gemarkung in Flur 9 
lag ein Brunkweiler, und im Wildburger Wald an der Grenze des Simmerer 
Märkerwaldes nicht weit von der Lamet ein „Steinhäuser Schlag“, der in 
einer Waldbeschreibung von 1599 als „Ort Steinhausen genannt“ erwähnt ist. 
An dem Bach, der bei Belgweiler in die Simmer mündet, zwischen diesem 
Dorf und dem Wimmersbacher Hof lag die Wüstung Buchstock. Gyselnhusen 
oder Geysenbausen wird 1374 als Bestandteil der Gemeinde Tiefenbach er- 
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Biebern, Unzenberg mit Dombach und Göbenhausen und der Wüstung 
Steckeinhauseu, Nickweiler mit dem Kauerbof, Nannhausen, Fronhofen, 
Keidelheim, Külz und einige Häuser zu Michelbach diesseits der Bach, 
Röderu, Oppertshausen, Schönborn (diese drei gehörten in späterer Zeit 
zum Sponheimischeu Amt Kirchberg) mit den Wüstungen Riedstich (Reit¬ 
steg) und Seckenhausen. Dies waren die „Orte auf der Moselseite.“ 
Die „Ortschaften auf der Soonseite“ liegen südlich der Simmer, es sind 
Ravengiersburg mit dem Neuhof und dem Hof Dickenroth (Wüstung), 
Ohlweiler, Belgweiler mit der Wüstung Buchstock und dem Wimmers¬ 
bacher Hof, Sargenrotb mit der Nuukirche, Wüstung Auen und Burg 
Wildburg, ein Teil von Mengerschied (früher auch Mengersrodt ge¬ 
schrieben), Tiefenbach mit der Wüstung Gyselnhusen oder Steinhausen, 
Holzbach, Riesweiler, der Schafhof bei Simmern, sowie endlich Alt- 
Weidelbach. 

Die Gerichtsstätteu des Hundgedings waren für die Moselseite zu 
Jtzelbach bei Biebern, auf der Soonseite zu Nunkirchen bei Sargenrotb. 
Bei der Aufrichtung des Galgens und der Exekution zu Nunkirchen 
sollen zugegen sein und mitwirken die Gemeinden Diefenbach, Rins- 
weiler, Weidelbach, Holzbach, Buchstock. Auen, Ohlweiler und Mutter¬ 
schied; bei der zu Itzelbach Fronhofen, Michelbach, Külz, Nickweiler, 
Nannhausen, Kudelheim, Wüscbheim, Eich, Bibern, Denzen, Untzenberg, 
Wallessen. Aus dieser Angabe des Weistums geht hervor, dass ursprüng¬ 
lich auch Mutterschied mit dem Propsteigebiet verbunden war 1638 ). 

Dieses Gebiet ist dem Kloster bei seiner Stiftung 1074 überwiesen 
worden. Die älteste Ansiedelung ist die römische Poststation Dumno, 
das jetzige Denzen, an der Strasse von Mainz nach Trier 164 ), die in der 
„Mosella“ des Ausonius Iß5 ) 371 als Dumnissus vorkommt. Ausonius 
beschreibt die Gegend von Bingen bis Dumnissus, also den Hunsrücken, 
als unbewohntes Waldland. Das eigentliche Posthaus wird bei Kirchberg 
au der Strassenkreuzung zu suchen sein. Wie die meisten römischen 

wähnt und kommt auch im Chumbder Lagerbuch als Flur in dieser Ge¬ 
markung vor. Auen lag unter dem Auerberg zwischen der Nunkirche und 
Mengerschied. (Flur 1 dieser Gemarkung.) 

>«3b) Würdtwein, Subsidia diplomatica VI, 167. So erklärt sich auch 
die Unzulänglichkeit der Grenzbeschreibung bei Weidelbach und Mutterschied, 
das als grundherrliches Ingericht des Nunkircher Hochgerichts aufzufassen 
ist. Vielleicht hat es als solches ursprünglich den Freien von Walebach 
gehört, die auch in dem benachbarten Riesweiler (Runesweiler) begütert waren. 

,M ) Tabula Peutingeriana II. 

,M ) ed. Hosius, Marburg 1894 S. 26. 
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Domänen wurde auch Denzen fränkisches Königsgut. Am 19. November 
995 übertrug König Otto III. aus seinem Eigenlum das predium Donnissa 
dictum in pago Nacbgowe in comitatu Emichonis comitis seinem getreuen 
Becilin als freies Allod 16e ). Becilin oder Berthold (auch Bern, Bernhok) 
ist durch mehrere Generationen der stehende Name eines Grafen¬ 
geschlechtes, welches den Tracharigau (nördlich des Nahegaues bis zum 
Rhein und der Mosel) verwaltet hat. Graf Berthold stiftete im Jahre 
1074 auf der Ravengiersburg ein Augustiner - Chorherrenstift und 
schenkte ihm mit seiner Gemahlin Hadwig predia sua, que in tribus 
pagis Itabuerunt, id est in Nachgoice in Trachari in Hundesrucha t 
quorum quedam in comitatu eiusdem Bertholdi comitis, quedam in comitatu 
Emichonis comitis sita erant. Sunt autem hec loca prediorum: Tonnense 
cum suis pertinentiis. Encltriche cum snis pertinentiis. Cheri cum suis 
pertinentiis. Buodenesheim cum suis pertinentiis. urbs et ecclesia in 
loco Alceia cum dote et decimatione illuc pertinente, mansus unus in 
villa Munzichun et novem iugera vince' 61 ). Von diesen Gütern liegt 
Enkirch nach der Urkunde Heinrichs 111 vom 30. März 1050 im Gau 
Trecberi iu der Grafschaft des Berthold I68 ), Cheri ist noch nicht sicher 
ermittelt, Denzen, MonziDgen, Erbesbüdesheim und Alzey sind dem 
Nahegau und der Grafschaft des Emich zuzuzählen. Was ist nun Hundes- 
rucha? Hundesrucha wird in der vorliegenden Urkundenstelle (auf 
lange hinaus die einzige Erwähnung) nur als „pagus,“ nicht als comi- 
tatus bezeichnet, da von 3 „pagi“ aber nur von 2 Grafschaften die Rede 
ist, Trachari und Nahegau aber Grafschaften waren. Es bleibt also 
für Hundesrucha nur die Stellung eines Untergaues. Nach dem heutigen 
Begriff würde man unter Hunsrück sowohl den nördlichen Teil des 
Nahegaues als auch den daranstossenden Teil des Tracharigaues ver¬ 
stehen. Von den genannten Ortschaften würde man dem Hunsrück nur 
Denzen zuweisen. Und das ist auch für das 11. Jahrhundert richtig. 
Im 14. und 15. Jahrhundert bezeichnete man das Gebiet des Pfalz¬ 
grafen um Simmern mit dem Namen „Herrschaft auf dem Hunsrück.“ 
Im engsten Sinne haftet der Name Hundsrück an einer ganz bestimmten 
Höhe an der Grenze der Gemarkungen Mengerschied, Gemünden und 

JM ) Mon. Germ. Dipl. II, 594 nr. 185. Als Kaiser wiederholte Otto 
die Schenkung für Bernhoh, Dipl. II 648 nr. 234. Der Bearbeiter (Foltz) 
setzt diese nur in Abschrift und ohne Datum überlieferte Urkunde in das 
Jahr 996. 

>") Mittelrhein. UB. I S. 431 nr. 374. 

*••) Mittelrhein. Regesten I 1339. 
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Henaa. Huadesracha ist der nördlich des Soonwaldes gelegene Teil 
des Nahegaues. 

Denzen war noch 1599 der Sitz des Schultheissen für die ganze 
Propstei Ravengiersburg 169 ). Es ist somit anzunehmen, dass mit dem 
predium Tonnense das ganze Gebiet, wie es die Grenzbeschreibung um¬ 
zogen hat, an das Kloster gekommen ist. Ob aber auch das Reichs¬ 
gut, welches an den Grafen Becelin geschenkt wurde, sich mit dem 
Ravengiersburger Klostergut deckt, ist nicht sicher. Es können zwischen 
995 und 1075 Stücke davon abgetrennt und an andere Glieder der 
Familie der Bertholde überwiesen worden, oder auch nur unter be¬ 
sondere Gerichts- und Verwaltungsbehörden gestellt worden sein. War 
doch das ausgehende zehnte und die erste Hälfte des 11. Jahrhunderts 
eine Zeit des Ausbaues der Besiedelungen dieser Waldgegenden. Ich 
glaube aus dem Umstand, dass die Kirchengebiete von Simmem und 
Kirchberg den grössten Teil der Propstei und ausserdem noch die Pflege 
Kostens-Kirchberg und die Simmerer Mark umfassten, einen ehemaligen 
Zusammenhang auch in gerichtlicher und politischer Beziehung schliessen 
zu dürfen. 

Eine Übersicht möge diesen Zusammenhang klarstellen: 


„Die Dorf 
Kirchberg 
Denzen 

Sonnenbach 

(Wüstung) 

Reckershausen 

Wallhausen 

(Wüstung) 

Heinzenbach 

Dombach 
Göbenhausen 
Unzenberg 
Wüstung 
Kauerhof 
Schönborn 
Oppertshausen 
Lätscher oder 
Lötscher Mühle 
Rödern 


A. Pastorei Kirchberg. 
sint im Zirk der Pastory gelegen ,t0 ) u : 

Kirperg Sponheim Stadt Kirchberg 

Densen Ravengiersburg Schulth. Denzen 

Sonenbach 


Reckershnsen 

Walhusen 

Eynzenbach, Mitel-Eynzen- 
bach, Nidder Eynzenbach 

Dambach 

Gebenhusen 

Atzemberg 

Steckelnhusen 

Küren 

Schönborn (Schonenborn) 17 ‘) 
Oprechtzhusen(Oppertzhnsen) 
Kotschen, verschrieben für 
Lotschen 

Rudern (Imßenrodern ! 


»» 

ii 


diese Dörfer liegen innerhalb des 
Klosterbezirks, werden aber auch 
zum Sponheimischen Amt Kirch¬ 
berg gerechnet. 


Simmerer Amtsbeschreibung, St.A. Koblenz, Kurpfalz, Akt. B III1. 
,7 °) Widder, Beschr. der Kurfürstl. Pfalz, III S. 469 Anm. f. 

,7 ‘) Die eingeklammerten Namen der Ortschaften der Kostenzer Pflege 
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Womroth 

Wamenrot (Wameuraid) 

AmtKirchberg Kostenzer Pflege 

Wallenbruck 

Waldenbrückel (Walden- 

99 

99 


bruck) 



Dickenschied 

Dickenschit (Dickenscheid) 

rt 

19 

Rohrbach 

Rorbach (Rorbach) 

j) 

99 

Gemiinden 

Gemenden 

Sponheimisches 

Lehen 

Panzweiler 

Pantzwiler (Pantwilre) 

Ami Kirchherg Kostenzer Pflege 

Schlierschied 

Slierschiet (2 Slierscheid) 

99 

99 

Hecken 

Hecken (Hecken) 

>9 

9# 

Dillendorf 

Dillendorf (Dillendorf) 

II 


Xieder-Kostenz 

Niddcr-Costenzen (Nyeder- 

19 

99 


costentze) 



Ober-Kostenz 

Ober-Costenzen (Obercos* 

19 

99 


tentze) 



Schwarzen 

Swarzen (Swartzen) 

19 

99 

Würrich 

Wirricb (Werrich) 

H 

99 

Altlay 

Altley (Altley) 

19 

>9 

Belg 

Belch (Beicht 

19 

19 

Rödelhausen 

Redelhusen (Redelnhusen) 

99 

9 9 

Wüstung 

Seltz (Soltz) 

19 

»9 

Metzenhausen 

Meizenhusen(Meitzenhusen) 

>9 

99 

Todenroth 

Tadenrait (Tadenrad) 

>9 

99 

Kludenbach 

Clodenbach (Kludenbach) 

99 

} » 

Lamperter Mühle 

Langenrode (Lamperaid) 

99 

9» 

Kappel 

Capel (Cappel) 

19 

99 

W'üstung 

Kyr (Kere) 

99 

99 

W'üstung 

Morsperg (Morszberg) 

19 

99 

W r ü8chheim 

Wuscheim (zur Wiesen) 

Ravengiersburg Schulth. Biebern 

Biebern 

Bebern 

19 

99 »9 

Hof Klopp 

Clopp (Clopp) 

19 

99 99 

Fronhofen 

Fronhoben 

9» 

99 99 

Külz (einerseits 

Kulz (Eichkülz) 

99 

„ Eichkulz 

der Bach) 




Keidelheim 

Kudelheim 

99 

„ Biebern 

Nannbausen 

Nanhusen 

99 

9» »9 

Nickweiler 

Nickwiler 

99 

99 99 

Reich 

zur Hoben (mit zur Eichen) 

99 

99 99 

Michelbach (wie 

Michelbach 

99 

»> 9» 


Külz) 


B. Der alte Pfarrsprengel von Simmern umfasste m ) 

Simmern mit Chümbdchen Amt Simmern 
Pleizenhausen „ 

sind einem Originalprotokoll von 1435 über Verhandlungen wegen der Aus¬ 
scheidung des Kurpf&lzischen Fünftels an der vord. Grafsch. Sponheim im 
Veldenzer Copialbnch zu München, Bd. IX 115—119 entnommen. 

>") Widder, a. a. 0. III S. 438. 

Weatd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, I. 8 
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Mutterscbied Amt Simmern 

Alt-Weidelbach Ravenpiersburg Schullh. Alt-W r eidelbacb 

Riesweiler „ Soouseite 

Holzbach ,, „ 

Ohlweiler ,, „ 

C. Pfarrei Nnnkirchen 17> ): 

Sargenroth Ravengiersburg Soonseite 

Dickrotherhof ,, „ 

Belgweiler „ 

Wimmershacher Hof „ „ 

Tiefenbach ,, „ 

Neuhof 

D. Pfarrei Ravengiersburg 174 ) 

1072 von ihrer Mutterkirche(wohl nicht Simmern, sondern Nunkirchen) getrennt 
Ravengiersburg Ravengiersburg Soonseite 

E. Pfarrei Mengerschied 

wurde unter Erzb. Adalbert von Mainz (1109—37) zur Pfarrkirche erhoben, 
kann nur von Nunkirchen abgetrennt sein 175 ). 

Mengerschied mit der Bergkirche Ravengiersburg Soonseite 

und der Wildburg. 

Aus vorstehender Übersicht ist zu ersehen, dass das Kirchengebiet 
der Pastorei Kirchberg sich aus den Ortschaften auf der „Moselseite“ der 
Propstei Ravengiersburg und dem ursprünglich nur ein Gericht bildenden 
Sponheimischen Gebiet Kirchberg—Kostenz— Gemünden zusammensetzt, wäh¬ 
rend das Pfarrgebiet von Simmern und Nunkirchen mit Mengerschied die 

Ortschaften auf der Soonseite und Mutterschied sow ie die Stadt Simmern nebst 
Pleizenhausen und Chümbdchen umfasst, die ebenfalls vor der Erwerbung 
durch Pfalzgraf Ruprecht I. (1359) unter den Raugrafen ein Gericht gebildet 
hatten. Bei Simmern ist sogar noch ausser dem kirchlichen ein wirtschaft¬ 
licher Zusammenhang mit den Propsteidörfern vorhanden: der Märkerwald 
von Simmern liegt in der Propstei, und ausser der Stadt und Mutterscliied 
haben auch die Propsteidörfer Riesweiler, Holzbach, Ohlweiler und Tiefeu¬ 
bach Anteil am Markeigentuin und der Nutzung dieses Waldes. Auf der 
Soonseite galt Binger, auf der Moselseite aber Kirchberger Mass. Da auch 
die Dingstätten für die beiden Hälften des Propsteilandes getrennt waren 
und sonstige Unterscheidungen (z. B. in den Aufgeboten zu Diensten bei der 
Jagd) fcstgehalten wurden, glaube ich mich zu dem Schluss berechtigt, dass 
das Propsteigebiet keinen ursprünglichen Gerichtsverband, keine alte Hun¬ 
dertschaft darstellt, sondern einen Ausschnitt aus zwei Landgerichten, die 
freilich unter sich ursprünglich zusammengehangen haben können. Vielleicht 
ist das unbestimmbare praedium Cheri auf die Soonseite des Propsteigebietes 

173 ) St.A. Koblenz, Kurpfalz, Akten B III nr. 280. 

m ) Mittelrhein. UB. I S. 420 nr. 372. 

’”) Mittelrhein. UB. II. S. 178 f. nr. 136. 
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zu beziehen. Freilich kann ich nicht angeben, wo der Ort Cheri gelegen 
haben könnte, nach welchem ein Grundbesitz, der mit der „Soonseite“ 
gleichgesetzt werden soll, benannt wäre. Der Kauer- (Kurer-) Hof aber 
liegt im Hofgebiet von Denzen, wird also kaum als ein selbständiges Prae- 
dium bezeichnet werden können. Das Kloster hat die beiden benachbarten 
Grundherrschaften unter einen Vogt gestellt, und so ist es gekommen, dass 
aus den Stücken zweier Landgerichte das eine „Hundgeding“ geworden ist. 

Die Ortschaften Schönborn, Oppertshausen, Rödern, sowie die 
Wüstungen Seckenhausen und Reitsteg lagen zwar im Rezirk des Ra- 
vengiersbnrger Hundgedings. die Einwohner waren aber Aussenbürger 
der Stadt Kirchberg und derselben Rechte und Pflichten teilhaftig, wie 
die in der Stadt wohnenden Bürger. Auf dieses Verhältnis bezieht sich 
wohl die Urkunde vom 24. August 1288, worin Graf Johann von Spon¬ 
heim dem Kloster Kavengersburch verspricht, dass er fürderhin dessen 
Leute nicht mehr als Bürger in seine Veste Kirchberg (Kirperch) auf¬ 
nehmen wolle, und genehmigt, dass alle, welche in den letzten 6 Jahren 
als Bürger aufgenommen worden sind. Einer ausgenommen, zu den 
hundert Trierer Pfund, welche das Kloster jährlich an den Edelmann, 
Herrn Johann von Ilentzenberg (den Vogt) zu zahlen hat, ihren Beitrag 
liefern sollten ,7r '). Ans dem Schutzverhältnis, in dem diese ..Bürger“ 
von Kirchberg zu dem Grafen von Sponheim standen, ist die Ausdeh¬ 
nung der Sponheimischen Landeshoheit über diesen Teil des Propstei¬ 
gebietes zn erklären. Unter den Pfalzgrafen von Simmern, welche 
ausser der Propstei auch i l- a der vorderen Grafschaft Sponheim be- 
sassen, musste sich das Verhältnis der Ortschaften beiden Ländern 
gegenüber vollends verwirren. 

Die Vogtei über das Kloster Ravengiersburg wurde durch Walil 
der ersten Kanoniker 1074 dem Stifter Grafen Berthold übertragen, 
der sie vom Erzbischof von Mainz zu Lehen nahm, und als Beneficium 
1 Hube in Ravengiersburg und 20 Huben im übrigen Stiftsgebiet, er¬ 
hielt. Die Vogtei war 1170 in Händen eines Friedrich 177 ), gegen 
dessen Bedrückungen und Uebergriflfe der Propst Richard bei dem Erz¬ 
bischof Christian von Mainz Klage erhoben hatte, Erzbischof Christian 
entschied, dass der Vogt von den Unterthanen des Klosters nicht mehr 

17B ) Mittelrhein. Regesten IV 1571. 

,77 ) Mittelrhein. Reg. II 285; Mittelrhein. UB. IIS. 37 nr.4. In einer 
Urkunde von 1198. wo der Propst Gebuin von Ravengiersburg die Zinszahlung 
der Hörigen zu Mengerschied auf ein Dritteil herabsetzt, findet sich unter 
den Zeugen ein Friedrich von Heinzinberck, der sehr wohl mit dem hier 
genannten Vogt Friedrich eines Stammes gewesen sein kann. Mittelrhein. 
Reg. II 839 (nach Abschrift von Schott.) 

8 * 
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als ein Malter Spelz von den reicheren, oder ein Malter Hafer von 
den ärmeren als Bede eintreiben dürfe, und zwar Kirchberger Mass. 
Nur die Besitzer von Zugvieh sollen verpflichtet sein, dem Vogt dieses 
Getreide nach seiner Wohnung zu Kereberc (Kyrburg) zu liefern, die 
übrigen mögen es dem Untervogt, den der Grossvogt einsetzt, abgeben. 
Zu den drei jährlichen Vogtgedingen hat der Vogt von den Leuten keine 
Dienstleistung zu beanspruchen, der Propst soll ihm dafür zwei Unzen 
Gell zahlen. Die dabei fallenden Strafgelder sollen so geteilt werden, 
dass der Propst a / 3, der Vogt Vs davon erhält. Was aber für gütliche 
Vergleichung der Parteien gezahlt wird, soll gleich geteilt werden. Die 
in unmittelbarem Dienst des Klosters beschäftigten Leute sind von der 
Vogtbede befreit. Ebenso die Beamten des Klosters, Schultheisse, 
Büttel, Förster; auch soll der Vogt solche Leute nicht zu seinem Dienst 
berufen. Wenn der Vogt einen neuen Beamten einzusetzen wünscht, 
sollen ihm aus der „Familie“ des Klosters drei Leute dazu vorgeschlagen 
werden, deren einem er sein Amt überträgt. In Ravengiersburg darf 
ohne Erlaubnis des Propstes kein Weinschank eröffnet werden. So sei 
es nach eidlicher Aussage von über hundert Einwohnern des Propstei¬ 
gebietes unter dem Vater Friedrichs gebandhabt worden. 

1281 waren wieder Streitigkeiten zwischen dem Propst und dem 
Vogt Herrn Johann von Heinzenberg zu begleichen. Es wurde durch 
Schiedsrichter festgestellt 178 ), dass der Vogt kein Recht habe, die „freien“ 
Leute und Güter des Klosters zu besteuern. Unter „freien“ (liberi) 
sind hier nicht die freien Leute des germanischen Rechtes zu verstehen, 
sondern solche, die nicht zur Vogtei gehörten, wie die Stelle ,,si vero 
contcnditur de hominibus huiusmodi, utrum sinl liberi vel spectanles ad 
advocaciam“ beweist. Diese „liberi“ waren die von Abgaben und 
Diensten an den Vogt gefreiten Insassen des Klostergebiets. Namentlich 
wird diese Freiheit, wie schon 1170, für die „familia“, die im Kloster 
oder im Hof vor demselben des Klosters Brot isst, iu Anspruch ge¬ 
nommen. Wenn aber ein solcher Mann Vogteigut besitzt, hat er dem 
Vogt das Gebührende davon zu leisten. Die Schultheissen und Wald¬ 
hüter des Klosters dürfen nicht mit Vogtbussen bestraft werden, wenn 
sich bei Pfändungen, die sie im Amt vornehmen, Streit erhebt. Das 
Geld, welches dem Vogt für sein Herbergs- und Nachtseiderecht bisher 
gezahlt wurde, soll nicht mehr gezahlt werden, die Ausübung des 
Nachtseiderechts dem Vogt unbehindert zustehen, wie zu seines Vaters 

,7S ) Mittelrhein. Reg. IV 813. Acta Academiae Palatinae IV pars 
hist. 431. 
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Zeiten. Innerhalb der Klosterz&nne und der Immunität soll dem Vogt 
keinerlei Gerichtsbarkeit zustehen. 

Zu Widelbach soll der Propst zwei ungebotene Dingtage halten, 
einen im halben Mai, den andern zu Martini; za dieseu Gerichtstagen 
soll der Vogt zwei Boten schicken, denen der Propst einen Imbiss ohne 
Wein geben soll; ausserdem soll dem Vogt in diesen Gerichtssitzungen 
nichts ZQSteheu, nur im Falle seine Beihilfe über diese beiden Personen 
hinaus erfordert würde, der dritte Teil der Bussgelder. Der Vogt soll 
die 12 Fastnachtshübner und Vogtpfennige nicht mehr erheben, im 
übrigen aber seine Rechte als Hocbrichter behalten. 

Wenn ein Dieb jenseits der Simmer (auf der Moselseite) ein¬ 
gebracht wird, soll er nach Denzen iu den Hof gebracht und von der 
Gemeinde (universitas) bewacht werden, die zweite Nacht von None zu 
None von der Gemeinde auf dem andern Ufer der Simmer. Der Vogt 
soll dann benachrichtigt werden, und helfen den Dieb vor das Gericht 
in Icellenbach zu führen, wo der Propst ihn dem Urteil der Schöffen 
und der Exekutionsgewalt des Vogtes nach Landesbrauch überlässt. 

Der Propst wird richten über das Wein- und Kornmass, das 
Mühlensester (Molter), die Strassen, Brücken, Feldgrenzen und Mark¬ 
steine; wenn er dabei des Vogtes bedarf, wird er ihn herbeirufen, dann 
erhält der Vogt eiu Drittel der Bussgelder. Der Herr vou Heinzenberg 
soll deu Vogtgedingeu Vorsitzen und über die hier vorgebracbten An¬ 
klagen nach Schöffenspruch urteilen. 

Hier haben wir die ganze spätere Verfassung der Propstei, wie 
sie das Hundgedingsweistum darstellt. Die Trennung der Gerichts¬ 
barkeit und Aufsicht über Mass, Gewicht und Strassen von den Befug¬ 
nissen des Hochgerichts ist liier seitens der Propstei durchgesetzt worden, 
der Vogt nur Träger des Bluthannes und des militärisch-polizeilichen 
Schutzes geworden. Seine Dienste werden von dem Propst iu An¬ 
spruch genommen, der somit als der eigentliche Landesherr im Propstei¬ 
gebiet erscheint. 

Ein weiterer Vertrag zwischen Propst und Vogt wurde 1285 
durch Schiedsrichter vereinbart, und durch die Parteien, die Richter 
des Mainzer Stuhles und den Wildgrafen Gottfried Raup als Lehensherrn 
der Vogtei bestätigt 179 ). Danach soll das Kloster über sämtliche 
Christophorusleute, wo sie auch wohnen mögen, frei verfügen, doch dem 
von Heinzenberg deshalb jährlich 90 Trierische Pfund, wie sie zu 

l7 *) Mittelrhein. Reg. IY 1288. 
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Kircbberg gang und gebe sind, zahlen, die Bussgelder des ganzen 
Vogteibezirks soll jede Partei zur Hälfte erhalten. In der Immunität 
und im Bezirk des Klosters und Dorfs Ravengiersburg hat der Vogt 
keine Rechte. Die Beamten des Vogtes, die die Vogtsbeden und Bussen 
erheben, sollen nur aus den zur Stiftung des Grafen Berthold gehörigen 
Leuten genommen werden. Das Kloster soll seine vier „Stadilhove“ 
Donsenen, Fronhoven, Nicwilre and Dicrode frei von allem fremden 
Dienst besitzen. Über die Gerichtsbarkeit des Propstes werden die 
früheren Bestimmungen erneuert; die Beamten des Propstes werden nur 
von ihm ohne Zutun des Vogtes ernannt. In den Dörfern Belkwilre, 
Opprechtishusin und Ridestech darf kein Wein verkauft werden, damit 
der Weinmarkt im Dorf Ravengiersburg nicht geschädigt werde. Die 
Weide gehört im ganzen Propsteigebiet dem Kloster. Der Vogt darf 
von allen Klosterleuten keine Steuern oder Abgaben, als da sind Nacht¬ 
heide, Herberge, Dienstpfenuige, Futterbafer, erheben; auch das Kloster 
in der Ausübung der Jagd und Fischerei und der Viehweide nicht 
hindern. Wegen der Vogtei hat er die Spelz- urd Haferbede in allen 
Dörfern der Propstei, Belkwilre und Ridestech ausgenommen, und andere 
genau bestimmte Renten. 

Die Bestimmungen dieses Vertrags brachten dem Herrn von 
Heinzenberg eine Verbesserung und Vereinfachung seiner Einnahmen, 
aber verstärkten doch auch die Stellung des Propstes. Hier ist auch 
zum erstenmal die Rede davon, dass die Vogtei wildgräfliches Lehen 
war 180 ). Im Jahre 1377 bewittumte der Herr Johann von Heinzenberg 
seine Gemahliu Irmengard von Ippelburn auf seine wildgräflichen Lehen, 
womit er als ein Burgmann zu Kyrburg vom Wildgrafen Otto belehnt 
war m ), nämlich auf die Einkünfte aus der Vogtei zu Raveugiersburg 
mit Gericht hoch uud nieder. Nach der Urkunde von 1170 wohn’e 
der damalige Vogt Friedrich gewöhnlich zu Kyrburg und sollte ihm 
das aus der Vogtsbede fällige Getreide dorthin geliefert werden. Diese 
beiden Nachrichten ergeben, dass die Ravengiersburger Vogtei schon 
im 12. Jahrhundert von deo Wildgrafen von Kyrburg (Emichonen) ab¬ 
hängig war. 

Der Mannesstamm der Herren von Heinzenberg erlosch 1395; 
bald darauf, 1408, war auch der letzte Wildgraf von Kyrburg gestorben. 

,so ) Die Wildgrafen trugen ßie vom Erzstift Mainz zu Lehen; um 1270 
Wildgraf Emich von Erzbischof Werner. 

Diplomata Rhingravica (Schott, Ilabelsche Sammlung Müuchen) 

III 74. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Das Pfälzische Oberamt Simmern. 


119 


Nun erklärte der König Ruprecht von der Pfalz am 9. Juni 1408 l82 ), 
dass die durch den Tod Wildgraf Gerhards erledigte Vogtei Ravengiers¬ 
burg mit der Pfalzgrafschaft verbanden werden sollte. Ein Zusammen¬ 
hang der Vogtei mit der Pfalz lässt sich vor 1408 in keiner Urkunde 
nachweisen. In keinem der früheren Lehenbriefe für die WildgrafeD 
von Kyrburg wird der Vogtei Ravengiersburg gedacht. Im Register 
der Regesten der Ffalzgrafen bis 1400 sacht man vergebens nach 
Ravengiersburg. Mit welchem Rechte König Ruprecht die Vogt ei als 
erledigt einziehen und zur Pfalz schlagen konnte, ist mir daher unver¬ 
ständlich. 

In der Pfälzer Hauptteilung von 1410 ist die Vogtei Ravengiers¬ 
burg mit dem Amt Simmern und den Pfälzischen Besitzungen auf dem 
Hunsrücken an des Königs dritten Sohn Herzog Stephan gefallen und 
hat seitdem die Regierungswechsel des Oberamtes Simmern mitgemacht. 
1560 wurde das Kloster säkularisiert, und der Pfalzgraf zu Simmern 
trat damit in die Rechte des Klosters, die nun mit denen des Vogtes 
vereinigt wurden. Doch schon vorher war die Landeshoheit des Pfalz¬ 
grafen ganz anders dem Kloster gegenüber zur Geltung gebracht worden, 
als dies unter den kleinen Herren von Heinzenberg geschehen war. 

In dem Bezirk der Propstei gab es 5 „freie Dörfer,“ Sunenbach, 
Steckelohusen, Widemarsbacb, Gyselnhusen und Ravengiersburg 183 ). Die 
„Freiheit“ bestand hier in der Enthebung der Einwohner von der Ver¬ 
pflichtung, bei dem Hundgeding zu erscheinen, uud in der völligen Aus¬ 
scheidung des Dorfberings innerhalb der Bannzäune aus dem Geltungs¬ 
bereich der Bestimmungen des Hundgedings. Zwei dieser Weiler wareu 
im Besitz von ritterlichen Familien, Wimniersbach war freies Erbgut 
der Herren von Koppenstein, Steckelnhausen Klosterlehen derer vou 
Metzenhausen. 

Im Klostergebiet wohnten keineswegs nur Hörige der Propstei und 
des Vogtes, sondern auch solche anderer Herrschaften dieser Gegend. 
Die Verteilung der Lente war 1599 zur Zeit der Aufnahme der Simmerer 
Amtsbesrhreibung 184 ): 

'■*) Dipl. Rhingravica III 239. Ravengiersburger Lagerbuch 1600, 
St A. Koblenz, Kurpfalz, Akten B III 299 fol. 60 f. Der König verspricht, 
dass Propst und Konvent des Klosters bei ihren Freiheiten, Rechten und 
Gewohnheiten verbleiben sollen. Bei der Belehnung des Wild- und Rliein- 
grafen Johann im Jahre 1409 wird der Verzicht desselben auf die Vogtei 
ausdrücklich erwähnt. Diplomata Rhingravica III 247. 

1M ) Hundgedingsweistum 1442. 

1#4 ) St.A. Koblenz, Kurpfalz, Akten B III 1. 
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Gemeinden und Ortschaften 
der Propstei Ravengiersburg (1599). 

Hausstätten. 

Pfalz. (Propstei- 
u. Vogtei-) Leute 

« Pf 
ff® 

S 2 

3 . 

< > 

Hintersassen: 

Amt Kastellaun 

A. Moselseite: 





1. Denzen (K 20). 

21 

17 

4 

— 

2. Reckershausen mit Walhausen 
und Sonnenbach (K 20) . . 

19 

3 


16 

3. Unzenberg mit Göbenhausen und 
Dombach (K 20) .... 

19 

15 


4 

4. Heinzenbach (K 20) .... 

13 

2 

— 

11 

5. Schönborn im Amt Kirchberg 
(K 20). 

_ 

4 

— 

— 

6. Biebern (K 20). 

14 

10 

2 

2 

7. Keidelheim (K20)u. Külz iK 19) 

13 

13 

_ 

— 

8. Fronhofen (K 20). 

11 

11 

— 


9. Reich (K 19). 

17 

11 


6 

10. Nannhausen (K 20) .... 

11 

10 


1 

11. Nickweiler und Kauerhof ( K 20) 

6 

6 

— 

— 

12. Wäschheim (K 19). 

9 

9 

— 

— 

B. Soonseite: 

1. Ravengiersburg (K 20) ... 

19 

19 



2. Sargenroth (L 20). 

30 

18 

12 Schmidtburgische 

3. Mengerschied (L 20) .... 

35 

23 

2 Rheingräfliche 

4. Belgweiler (K 20). 

12 

12 

2 zum Amt Dill 

7 Kappensteinische 

5. Ohlweiler (L 20). 

23 

23 

— 


6. Ilolzbacb (L 20). 

36 

27 

9 des Herrn Cratz von 

7. Tiefenbach (L 20). 

29 

23 

Scharfenstein 
6 Schmidtburgische 

8. Ricsweiler (L 20). 

39 

39 

— 


9. Alt-Weidelbach (L 20) . . . 

14 

14 

— 



Die Hintersassen waren wie anderswo zur Folge bei Landgeschrei 
und zu Schirmhafer und Schutzgeld dem Landesherrn verpflichtet. Wie sie 
unter den Heinzenbergischen Vogtherren gestellt waren, ist aus den vor¬ 
liegenden Lrkunden nicht zu ersehen. 

Dem Ravengicrsburger Lagerbuch von 1600 18Ä ) ist eine „Bcscbreibuug 
aller und jeder Dörfer, so der Propstei Ravengiersburg angehörig“ beigefiigt, 
der ich das Folgende entnehme: 


««) St.-A. Koblenz, Kurpfalz, Akten B III 299 fol. 66 ff. 
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I. Ileinzenbacher Tal, so zu der Scbultheisserei Denzen gehöret: 

1) Denzen: 22 Hausgesesse, 18 Propstei und 4 zur Ausbürgerschaft 
Kirchberg. Zehnte: */» zum Hause Dill, V« zur Pastorei Kirchberg. 6 Lehen* 
guter nicht von der Propstei abhängig: 1) Konrad von Esch, Truchsess zu 
Kirchberg (Lehen der vorderen Grafschaft Sponheim), erträgt 15 Malter 
Hafer und 2 Malter Spelz. 2) Junker Braun (von Schmidtburg) 16 Malter 
Hafer Binger Maas. 3) Rheingrätiiches Gut 9 Malter Hafer. 4) Antonius¬ 
altar in Kirchberg (Präsenz daselbst) 9 Malter 6V* Simmer Hafer. 5) Ma¬ 
rienaltar in Kirchberg, jetzt der Pastor daselbst ratione Pfarrei Obercostentzig 
17 Malter Hafer. 

2) Untzenberg, Thombach, Gebenhausen, eine Gemeinde. 
Untzenberg 9 Hausgesesse, 8 Propstei. 1 Amt Castellaun. Thombach 3 Haus- 
gesesse, 3 Propstei. Gebenhausen 7 Hausgesesse, 4 Propstei, 3 Amt Cas- 
tellann. Zehnte: Pastor zu Kirchberg 1 3 , Amt Castellaun */», von Schmidt¬ 
burg Gemünden und von Coppenstein *'*; von einigen Feldern Pastor zu 
Kirchberg Vs, etliche Erben */». Zu Gebenhausen hatte das Amt Castellaun 
3 Huben mit Besthaupt und Hühnern. Bei Untzenberg lag der Stickelhauser 
Hof (unbewohnt) mit 4 Huben, die dem Bernhard von Coppenstein gehörten. 
2 Huben gehörten denen von Wiltberg. Ausserdem hatten Hans Dieners 
Erben Gefälle. 

3) Heinzenbach, Reckershausen, Walhausen und Sonnen¬ 
bach eine Gemeinde. Heinzenbach 13 Hausgesesse, 2 Propsteiisch, 11 Amt 
Castellaun. Reckershausen 15 Hausgesesse, 1 Propsteiisch, 14 Amt Castellaun. 
Sonnenbach 2 Hausgesesse, 2 Amt Castellaun. Walhausen 2 Hausgesesse, 
2 Propsteiisch. Am grossen und kleinen Zehnten zu Heinzenbach, Reckers¬ 
hausen und Walhausen hatte der Pastor zu Kirchberg 1 », von Coppenstein 
Vj, von Schmidtburg zu Gemünden 1 j. Zu Sonnenbach Pastor */», von 
Metzenhausen Vs, von Wiltberg Vs- Güter alle der Propstei angehörig. 

II. Biebertal. Schultheisserei Biebern. 

4) Wü sc heim. 9 Hansgesesse, alle Propsteiisch. Zehnte: Pastor 
za Kirchberg V*, von Löwenstein Vj, von Coppenstein und von Schmidtburg- 
Gemünden Vs. 

5) Zur Eych und zur Huben, eine Gemeinde (jetzt Reich): 

17 Hausgesesse, 11 Propstei, 6 Amt Castellaun. Zehnte: Pastor V», Amt 
Castellaun Vs, von Coppenstein und von Schmidtburg-Gemünden */*■ 

6) Biebern: 15 Hausgesesse, 8 Propstei, 2 Amt Castellaun, 4 Aus¬ 
bürger zu Kirchberg, 2 von Eltz. Zehnte wie Eych. Hof der Clause zu 
Kirchberg. Hof des Rheingrafen, ist von Schatzung, Beede und Frondiensten 
frei 185a ). von Coppenstein hat den Weinschank auf Bieberer Kirchweih. 

i*»a) Dieser Hof scheint derselbe zu sein, den 1426 Henne und Karl 
von Biebern von der Herrschaft Kyrburg zu Lehen trugen. Das Areal wird 
in dem Lehensrevers genau beschrieben: 138 Morgen Ackerland und Heide, 
verschiedene Wiesen und Gärten nebst Wohnhaus, Backhaus und Scheuer. 
1440 war das Gut an Henne Jackis von Biebern Henne Jackis sei. Sohn ge - 
fallen. Ein anderes Gut „in der Biebern* hesassen damals die Walpoden 
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7) Fronhofen und Clopp: 10 Hausgesesse, alle Propsteiisch. Hof 
der Propstei. Zehnte: Pastor, Junker von ('oppenstein und von Schmidtburg* 
Gemünden je V*. Amt Castellaun hat 10 Albus Renten. 

8) Nannhausen: 11 Hausgesesse Propstei, 1 unbewohnte Hofstätte 
Amt Castellaun. Propstei bat einen Hof. Zehnte: Pastor zu Kirchberg Vj, 
von Coppenstein '/*> Kirche Biebern und Carl Grüne und Cons. 1 *. 

9) Nick weil er: 4 Propsteiische Hausgesesse, Hof der Propstei. 
Zehnte: Pastor Vs, Junker von Coppenstein und von Sclimidtburg V*, von 
Wiitberg Vi. 

10) Keudelheim: 13 Hausgesesse, alle zur Propstei gehörig. Zehnte: 
Pastor von Kirchberg */ 3 > von Löwenstein ’/s, von Schmidtburg und von Cop¬ 
penstein '/*• 

11) Mic h e 1 bach: 2 Propsteiische Hausgesesse. Zehnte wie Keu¬ 
delheim. 

12) Külz, Iiavengiersburger Seite: 10 Hausgesesse, 7 zur Propstei, 
3 zum Amt (Haus) Simmern gehörig. Zehnte wie Keudelheim. Die Junker 
Cratzen (von ScharffensteinJ und von Sötern haben 5 Simm er Hafer von 
etlichen Gütern. 

III. Die Soonseite. 

13) Rieswieler: 35 Hausgesesse, 22 zur Propstei, 13 zum Amt 
Simmern gehörig. Zehnte: s / 9 zur Truchsasserei Simmern, 3 » zum Stift 
Neustadt an der Hardt, */» Kloster Ravengiersburg, 1 9 Kloster Chumbd und 
Kirche Simmern, Amt Castellaun und „die Kleinen Herren“ (Cratzen, 
von Mcitzenhausen und Consorten); dieser Zehnte hiess „Nunkircher Zehnte“. 
Das Haus (Amt) Coppenstein hat einige Zinse und Bestliäupter. Das Amt 
Kreuznach Weidhafer wegen des Grafenwaldes fim Sponlieimischen Soonwaldi. 

14) Tiefen hach: 29 Hausgesesse, 23 Propstei, 6 von Sclimidtburg- 
Gemünden. Die Zehnten und Weidhafer wie Riesweiler. Den Rheingrafen 
wird Rauchhafer geliefert. 

15) Sarchcrt. Sargcnroth: 32 Hausgesesse, 21 Propstei und 11 
von Schmidthurg-Gemiiudeu. Dabei liegt die „Nunkirche“. Zehnte wie die 
vorher genannten Orte. Der Pastor zu Kirchberg hat Gefälle. Die Ein¬ 
wohner zahlen für Nutzung im Grafenwald 1 Gulden Weidegeld ans Amt 
Kreuznach. 

16) IIolz bach: 36 Hausgesesse, 14 zur Propstei, 14 zum Amt Sim- 
meru, 8 dem Junker Cratz gehörig. Holzbach gehört zum „Nunkircher 
Zehnten“. Hofgut der Junker Cratz und von Sötern zinst denselben 14 Malter 
Hafer und 16 Kappen. Weidhafer zum Amt Kreuznach von der Weide im 
Grafenwald. 

17) Belgweiler: 11 Hausgesesse, alle Propsteiisch. Der Zehnte 
gehört in den Nunkircher Zehnten. Die Gemeinde gibt dem Junker von 
Coppenstein wegen einiger von ihr gepachteten Güter des Wimmersbacber 
Hofes eine kleine Abgabe an Geld und Hafer. Der Wimmersbacher Hof 

von Bassenheim zu Lehen von den Wildgrafen von Kyrburg. Altes Mann¬ 
huch der Wild- und Rheingrafschaft, in Coesfeld (Archiv für Hess. Gesch* 
und Altertumskunde, n. Folge IV. S. 461 ff.) Nr. 105, 115, 257, 266. 
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liegt auf Propsteiiscber Obrigkeit und gehört den Junkern von < 'oppenstein 
und von Meitzenhausen zu. Der Hofmann ist ins Amt Castellaun gehörig 
und wird gehalten gleich den andern C’astellaunischen Hintersassen. 

18) Ohlweiler: 25 Ilausgesesse, alle der Propstei angehörig. Zehnte 
wie zu Riesweiler. Junker Braun (von Schmidtburg) hat 8 Lehen, die ihm 
etwas Geld, 9 Malter Hafer und ein Huhn liefern. 

19) Ravengiersburg: „der Thal“ liegt iin Klosterburgfrieden, ge¬ 
hört in kein Weistum (d. h. wohl, er war von der ordentlichen Gerichts¬ 
barkeit der Propstei eximiert und hatte ein besonderes Ingericht), gibt kein 
Schirm- und Faut- (Vogt-) Hafer und keine Beede, wie aus Actis de anno 
1444 zu ersehen. Die 21 Hausgesessene waren alle Hörige der Propstei, 
und zu ganz bestimmten Frondiensten verpflichtet, davon sind die 3 Schöffen 
befreit, die der Schultheiss in Eid nimmt. Zehnte wie zu Nunkirchen. Den 
Beundenzehnten hatte die Propstei. 

20) Mengerschied: 33 Hausgesesse, 24 der Propstei, 6 dem Amt 
Coppenstein, 2 dem Amt Dill, 1 dem Rheingrafen angehörig. Den Zehnten 
hat das Kloster Ravengiersburg allein, ln der mit Mengerschied verbun¬ 
denen Gemarkung des ausgegangenen Dorfes Auen gehört der Zehnte zu 
dem „Nunkircher Zehnten“. Die Rheingrafen zu Dhaun haben von einigen 
Gütern Hafergefälle, ebenso die Junker von Coppenstein. Für Weidgang 
im Grafenwald werden 4 Malter Weidhafer nach Kreuznach geliefert. 

Zu Schönborn auf Kirchberpischer Obrigkeit wohnen 8 Hörige der 
Propstei, zu Raversbeuren auf Rheingräflicber Obrigkeit ihrer 9, welche 
Scliirmhafer au das Amt Trarbach geben, mit dem sie „unterzugig“ sind 181 '). 

Bei der Gründung des Klosters hat an der Stelle eine Burg gelegen, 
deren ursprünglicher Besitzer Rabaugar, wie es scheint, in einer Ur¬ 
kunde des Königs Otto I. vom 15. Mai 945 erwähnt ist 187 ). Der 
engere Bezirk führte noch um 1600 die Bezeichnung „in des Klosters 
Burgfrieden“ l88 ). Wahrscheinlich deckt er sich mit dem Bezirk, der 
bei der Abtrennung der Kapelle Rebengeresburc 1072 von ihrer Mutter- 
kirche für die Kapelle gefreit wurde: terminatio comiti tradita incipit, 
ubi rivulus quidam Gardenbach finit in alium rivnm scilicet Sinter am, 
et ita extenditur in girum usque quo alter rivulus Hercenbach fiuit in 
predietum Gardenbach , et ita ad lapideum leonem, deirnle per viam, 
que ducit ad Wanenvileri usque dum riculns eiusdem loci prenominatam 
Simeram infiuit 18 ®), Aus der Katasterkarte vou Ravengiersburg lässt 

IM ) d. h. sie hatten das Recht der freien Übersiedlung in das Amt 
Trarbach, und umgekehrt. 

m ) Mittelrhein. Reg. I nr. 918. Da die Urkunde später im Besitz 
des Klosters war, ist dies wahrscheinlich. 

’ 88 ) Ravengiersburger Lagerbach, St.-A. Koblenz, Kurpfalz, Akten B 
III 299, S. 56 ff. 

’ 88 ) Mittelrhein. ÜB. I S. 429 nr. 372. 
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sieb dieser Bezirk leicht ermitteln. Die Gartenbach kommt von Sargen- 
roth and fällt etwas oberhalb Ravengiersburg in die Simmer. An der 
Stelle, wo sie die Gemarkungsgrenze schneidet, nimmt sie die von Süden 
herkommende Hirzeobach auf, mit der die alte (wie auch die jetzige) 
Grenze weiter ging zum „steinernen Löwen“ (unbekannt, wird ein Stein¬ 
block oder ein Grenzstein gewesen sein), der an der Grenze der Floren 
2 und 5 von Ravengiersburg zn suchen ist in der Fortsetzung eines 
Weges über die Trift, der von der Simmer herauf kommt. Am Anfang 
dieses Weges an der Simmer liegt ein Wiesengrund, der jetzt „in 
Woweiler“ geschrieben wird; in den älteren Akten heisst er „in der 
Auwen zu Wanweiler“ und Wiesen ,.zu Wanweiller an der Gassen“ 190 ). 
Es ist kein Zweifel, dass dort das 1072 genannte Wanenwileri anzusetzeu 
ist, und von der Wannenmüble bei Simmern, wo Back Wannenwileri 
sucht 191 ) abgesehen werden kann. Da die Wiesen zu Wanweiler im 
Verzeichnis der Sargenrother Zinsgefälle des Klosters Ravengiersburg 
Vorkommen, so muss dieser südliche Teil der jetzigen Gemarkung 
Ravengiersburg mit dem Nenhof zu Sargeuioth gezogen werden. Das 
Ravengiersburger Gebiet bildet einen Ausschnitt aus dem Kirchspiel 
Sargenroth-Nnnkirchen. Ausser der Wüstung Wanweiler finden sich auf 
der jetzigen Gemarkung Ravengiersburg, in dem Teil zwischen der Simmer 
und der Bieber, die ausgegangenen Dörfer Reitsteg und Seckenhausen. 
Beide gehörten zum Kirchspiel und Amt Kirchberg. 

Mengerschied war nicht ganz in den Bezirk des Ravengiers¬ 
burger Hundgedings eingeschlossen, wie das Grenzweistum ihu angibt. 
Erst in den Jahren 1284 und 1285 erwarb das Kloster zuerst die 
Besitzungen und Rechte, welche der wildgräfiiehe Burgmann auf Dhaun, 
Wenzo Hundisruck, zu Mengersrodt von dem Wildgrafen Konrad zu 
Lehen hatte, und dann die Güter, die Johann Herr zu Heiuzenberg in 
Gemeinschaft mit Werner Hundesruck und dem Ritter Moir vom Wald 
dort und in der Gegend um Ravengiersburg und bis gegen Rhaunen 
hin besass 192 ). Eine weitere Gerichtsbarkeit zu Mengersrod, Gemünden 
und Steinsberg kaufte die Propstei 1341 von der Witwe Georgs von 
Heinzenberg und ihren Söhnen. So wurde der Besitz des Klosters in 
und um Mengerschied abgerundet 193 ). Neben dem Kloster blieb noch 
das Haus Koppenstein Gerichtsherrschaft zu Mengerschied, wie aus dem 

IB0 ) Ravengiersburger Lagerbuch in Koblenz, S. 542 u. 551 (1603). 

,91 ) Back, Kloster Ravengiersburg 1 222. 

1 ® 2 ) Mittelrhein. Reg. IV 1205 und 1301. 

i«3) Würdtwein, Subsidia diplomatica XI »r. 177. 
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Weistum von 1539 hervorgeht, io ungeteilter Gemeinschaft Zu diesem 
Gericht gehörte eine Gemarkung, die „Wiedenmark,“ die soll mit Brenn- 
und Bauholz unter der Aufsicht der Herren und ihrer Förster benutzen, 
wer da in der Wiedenmark sitzt mit Feuer und Flammen m ). 

Die Grenzen dieses Gebietes gehen an bei der Strasse von Sargenroth 
nach Gemündcn, an der Herren Acht. Dies muss ein Grundstück gewesen 
sein, welches zur „terra salica* des Hofes Neuhof gehört und wohl in der 
Nähe der Gewann „vorn auf Hasen ich“ gelegen hat; bei „unter Hasenicb“ 
bildete die Simmer für eine kurze Strecke die Gemarkungsgrenze, die dann 
über eine Höhe an Langtlur und K&lenbornsgründchen (Kalhorn im Weistum) 
vorbeizieht und den von dem Dorfe herkommenden Brühlhach bei der Eich¬ 
mühle überschreitet. Die folgende Strecke lässt sich mit den vorhandenen 
Karten und jetzt üblichen Flurnamen nicht klarstellen. Die Grenze war 
durch einen „Scheidgraben“ bezeichnet; sie ging am Lügenborn zum Hohen¬ 
stein, und dann auf die Hundsriicker Höhe. Die letztere ist wieder auf der 
Karte der Gemeinde Mengerschied zu finden. Auf dem unsicheren Teil der 
Grenze war 153fi ein Grenz- nnd Weidgangsstreit mit Gemiinden '•'). Die 
Mengerschieder behaupten, dass ein Fremder zu 3 Gulden Strafe verfallen 
sei, wenn er sein Vieh über den Scheidgraben treibe, der durch den Wald 
Mausbach und über den Koppensteiner Pfad quer hinüber gehe. Oemünden 
aber wollte über den Scheidgraben hinaus bis gegen den Steinsberg (jetzt 
Steisberg auf der Grenze der Gemarkungen Mengerschied und Gemiinden) 
und dann bis zur Hundsrücker Höhe weidebercchtigt sein. Der Streit wurde 
damals zu Gunsten von Gemünden entschieden. Der Scheidgraben ist also 
im Gemünder Gemeindewald südlich von der jetzigen Gemarkungsgrenze mit 
Mengerschied zu suchen. Der „Hohestein“ lag auf derselben Wasserscheide, 
wie die Hunsrücker Höhe. Von der Hunsrücker Höhe ging es der Wasser¬ 
scheide folgend bis in die Lametbach. Hier war die Grenze durch ein „Ge- 
bück“ bezeichnet. Mit der Lamet weiter abwärts bis in einen tiefen Graben 
(Gretchesgraben der Flurkarte); diesen aufwärts und dem „Schwabweg“ nach 
an eine durch Lochbäume bezeichnete Grenzstrecke, das „Geloch“, auf das 
Wildburger Loch, jetzt Walddistrikt „Wilberlocb“. Dann bestimmt sich die 
Grenze durch die Bezeichnungen Wildburger Weg, Kriepspruel, jetzt Krebs¬ 
brühl (an der Tiefenbach, 800 m oberhalb Mengerschied). Auer Wirtb (am 
Fusse des Auerberges) Krassheck jetzt Grasheck. Es ist dadurch der nord¬ 
westliche Teil der jetzigen Gemarkung von Mengerschied von der „Wieden¬ 
mark“ ausgeschlossen. In dieser Gegend lag das ausgegangene Dorf Auen '**), 
welches einen eignen Zehntenbezirk hatte. Die Flurnamen „Auer Berg, auf 
Anertlur“ erinnern noch an die Gemarkung. Die Auer Gemarkung war 1537 
schon mit der Mengerschieder vereinigt, denn als die Grenze des Weidganges 
zwischen dem Kloster Ravengiersburg und dem Dorf Mengerschied beim 

'•‘) Das Weistum ist ohne die Grenzbcschrcibung bei Grimm II 172 
abgedruckt. Vollständiger in der Simmerer Amtsbeschreibung von 1599 fol. 91. 

1#5 ) Simmerer Amtsbeschreibung von 1770, IV 2846—2867. 

'*") Back, Ravengiersburg I 163. 
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Neuhof festgesetzt wurde, wurden u. a. Steine an der Strasse Gemünden- 
Nunkirchen, oben am Graben auf der Reicbelbach, am Fusspfad von Menger¬ 
schied nach Sargenrotb, über der Tuttenbaeb, bei der Kehrbach und auf 
dem Kahlenberg gesetzt m ), durch welche der Verlauf der jetzigen Grenze 
der Gemarkung Mengerschied mit Einschluss der Auer Gemarkung mit der 
„Ravengiersburger Trift“ genügend bestimmt ist. 

Gleichzeitig wie zu Mengerschied wurde auch des Klosters Raven¬ 
giersburg Besitz zu Gemünden erweitert und abgerundet. Der Bezirk 
hatte nach einem Weistum folgende Begrenzung: Von der Brücke über 
die Siramer bei Gemünden, dem Koppensteiner Weg (Fahrweg über 
die Koppensteiner Höhe nach Henau) durch den Wald nach bis auf 
die Koppensteiner Höhe, der Wasserscheide nach bis auf den Hohenstein, 
dann an den Scheidgraben und die Mausbach, den Scheidgraben herab 
in die Lamet (Brühlbach, die hei Mengerschied die Lamet aufgenommen 
hat), an den Kalenborn bis in die Strasse und auf einen dem Dorf 
Panzweiler gegenüberliegenden Berg, von da in die Simmer und die 
Sirnmer hinab bis zur Gemünder Brücke 198 ). Das Gericht stand in 
Verbindung mit dem zu Mengerschied, der dortige Schultheiss scheint 
auch diesen Bezirk verwaltet zu haben, der von den Einwohnern des Spon- 
heimischen Lehenstädtchens Gemünden benutzt, aber nicht bewohnt war. 

Der Neuhof im südlichen Teil der Gemarkung Ravengiersburg 
kommt urkundlich am 21. Dezember 1277 vor, als Frau Irmingard und 
ihre Anverwandten von Wildinberg (Wildburg) dem Propste Dierich 
von Ravengiersburg ihren Hofmann Wenzo auf der Nova curia über- 
liess 199 ). Später war der Hof selbst ebenfalls im Besitz des Klosters. 

Im Gebiet der Propstei Ravengiersburg lag im Soonwald die 
Wildburg, das einzige Burglehen des Klosters 200 ). 13 3 3, am 20. De¬ 
zember, schlossen die Gemeiner zu Wildburg (Wiltperg) Arnold und 
Heinrich gen. Knappe Gebrüder, Kitter von Sponheim, Richard von 
Buche. Wynand Beheymer von Dille, Ritter, Friedrich Beheymer, Johann 
und Herbord, Johann Beheymers Söhne, Edelknechte, wegen des vor¬ 
dersten Hauses zu Wiltbergk. Vulker, Hug und Johann Gebrüder, Herrn 
Bugs Söhne von Wiltberg, wegen des hintersten Hauses zu Wildberg 
einen erneuerten Burgfrieden mit folgendem Bezirk: zu Mengersrodt 

,9T ) Simmerer Amtsbeschreihung 177, IV 2808 — 2886. 

m ) Das Weistum Grimm II 169; die Grenzbeschreibung in Schott, 
Diplomata Rhingravica V nr. 144. 

'**) Günther, Codex diplomaticus Reno-Mosellanus, II S. 430 nr. 285. 

Su0 ) St.-A. Koblenz, Kurpfalz, Akten 11 III 299; Ravengiersburger 
Lagerbuch von 1600, fol. 51 v. 52. Copieu und Auszüge. 
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die Lamet all uf bis an die Ri ns ziviler strass und dieselb Rinszwiler 
straas allangest bis in die Dieffenbach, und dieselb Diefenbach in bis 
zu Mengcrsrodt tcieder in das darf, da die vorgenannte beche Lamet 
und Diefenbach zu häuf tlieszen. Die Rinszweiler Strasse ist wohl 
die durch den Soonwald führende alte Strasse, die dicht an der Grenze 
des Simraerer Märkerwaldes gegen den zur geistlichen Güteradministration 
(Schafferei Ravengiersburg) gehörigen Wildburger Wald auf einer Karte 
von 1786 eingetragen ist. Wohl etwas früher, als der Burgfriede, ist 
der Lehenrevers der Hausgenossen der Burg Wiltperg, Werner Ritter 
Friedrich und Johann Gebrüder, genannt die Bohemer von Dille, Ar¬ 
nold, Heinrich Knappe und Wilhelm Gebrüder Ritter von Sponheim, 
Volker, Hug, Johann Söhne Herrn Hugs von Wiltperg, die von dem 
Kloster Ravengiersburg belehnt sind mit einem Bezirk, von der Stelle, 
wo der Weg von Mengerschied nach Wiltperg in den Plan ,,der Menger- 
schieder Perrig“ läuft, wo es heisst beim Katzenstein, als an der Seite 
gegen Dieffenbach gegen der Burg hinüber über den Dumillenweg, ein 
wenig gekrümmt und geknickt bis in den Heltweg, bis dahin, wo der 
Heltweg ein wenig geneigt ist zu dem Dorf hin, das bei der Burg 
liegt, und vorwärts bis an den Wald mit den hohen Bäumen, und längs 
an diesem Hochwald bis wieder zum Anfang zurück (nicht mehr zu 
erklären). Das Kloster hehält sich vor. dort wilde Pferde und anderes 
Vieh, sowie Gesinde zu dessen Hütung zu halten, auch den Förster zu 
setzen. Die Gemeiner von Wiltburg sollen den Zehnten, das Medern, 
die Wiesen und den dritten Raum und Eckernutzung für 20—25 
Schweine dort haben. Diese Rechte wurden ihnen noch 1485 durch 
den Pfalzgrafen Johann von Simmem bestätigt. 

Das Oberamt Simmeru in dem Umfang, wie es in der Amt 1 ;- 
bescbreibung von 1599 begriffen ist, erscheint auch noch bei Widder 
fast mit denselben Gemarkungen, nur Laubenbeim ist dort mit dem 
Oberamt Stromberg vereinigt. Reckershausen und Denzen wurden 1707 
an Baden abgetreten. 

Es ist in der vorstehenden Untersuchung nachgewiesen, dass das 
Amt aus verschiedenen Stücken besteht, die zu einem Kern, der schon 
zur alten (vorwittelbachischen) Pfalzgrafschaft gehört hatte, unter den 
Wittelsbachern hinzuerworben wurden. 

Als der alte Kern des Amtes „auf dem Hundisrück“ dürfte die 
Schultheisserei Rheinböllen mit Dichtelbach, Erbach zum Teil, Ellern, 
Klein-Weidelbach anzusehen sein. Diese Orte liegen sämtlich im Archi- 
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diakonat der Mainzer Dompropstei 201 ) and somit wahrscheinlich im 
Nahe-(Hundesrucha-)Gau. Im Gau Trachari lagen die an pfälzische 
Ministerialen verliehenen Orte Schönenberg, Laudert, Riegenroth und 
Kisselbach. Auch die Scbultheisserei Gondershausen muss zu den alt¬ 
pfälzischen Besitzungen gerechnet werden. Die Grundherrscbaft gehörte 
zwar der Abtei Sankt Maximin vor Trier, aber die Vogtei war schon 
in früher Zeit in den Händen der Pfalzgrafen. Aus der Vogtei ist 
aber die Gericbtsherrscbaft erwachsen, die früh als Leben, später als 
Erbamt an Ministerialen verliehen war. Das Kloster ist dadurch trotz 
aller kaiserlichen Bestätigungen aus seinem Besitz gedrängt worden. 

Ausser den altpfälzischen Besitzungen konnten im Amt Simmern 
ehemals dem Reichsfiskus angehörige Orte festgestellt werden: Horn, 
Laubach, Bubach, Külz und Neuerkirch mit ihren Nebenorten. Sodann 
das ehemalige Reichslehen Argenthal. Letzteres gehörte dem Nahegau, 
die übrigen Orte dem Tracharigau au. Diese Reichsorte müssen nach 
1302, aber nicht lange nachher, mit dem Pfälzer Besitz auf dem 
Hunsrücken vereinigt worden sein. Argenthal wurde erst 1374 und 
1379 durch Kurpfalz erworben. 

Aus dem Besitz der Raugrafen, der Nachkommen der alten Nahe¬ 
gaugrafen, wurde 1359 die Stadt Simmern mit ihrem Ausbürgerdorf 
Chümbdchen angekauft. Wahrscheinlich war mit diesem Ort eine aus¬ 
gedehntere Hochgerichtsbarkeit über die Herrschaft Chumbd-Rayerschied 
und über das Sponheimische Dorf Pleizenhausen verbunden. Anteile 
an der Herrschaft Chumbd wurden 1420 mit dem Amt Simmern vereinigt. 

Als Nahegaugräfliches Lehen ist auch die Vogt ei über die Propstei 
Ravengiersburg anzusehen, die bald nach dem Aussterben der Herren 
von Heinzenberg, die sie von den Wildgrafen zu Lehen trugen, durch 
Kurpfalz 1408 erworben wurde. Durch die Vogtei Ravengiersburg wurde 
das Gebiet des Amtes Simmern beträchtlich erweitert. Die Vogtei 
gehört dem alten Nahegau an. 

1295 wurden dem Grafen von Kessel an der Maas die Dörfer 
Schnorrbach im Nahegau und Erbscheid im Tracharigau abgekauft. 
Ersteres bildete 1368 mit Mutterschied, Wahlbacb (im 12. Jahrh. Sitz 


* ot ) Die Präsentationsurkunden der Pfalzgrafen Ruprecht I. und Ru¬ 
dolf II. von 1332 und 1333 (im Staatsarchiv Koblenz, Kurpfalz, Urkunden 
der Ämter und Ortschaften. Oberamt Simmern, Rheinböllen 10 und 11) sind 
an den Dompropst zu Mainz gerichtet. Die Annahme Backs (Evang. Kirche 
I. 37) vou einer früheren Abhängigkeit Rheinböllens von Bacharach lässt 
sich diesen Zeugnissen gegenüber nicht mehr aufrecht erhalten. 
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eines Geschlechtes freier Herren) und Mörschbach ein Gericht, welches 
schon 1322 als ,,neues Gericht“ vorkommt, im Gegensatz zu dom 
„alten Gericht“ zu Rheinböllen. Wann die auderen Orte erworben sind, 
wird nicht überliefert. 

Ebensowenig konnte die Erwerbung von Maisborn aufgeklärt 
werden, welches im 14. Jahrhundert noch Trierisches Lehen war. 

Anhang. 

Waldungen im Amt Simmern. 

Nach dem Waldbuch von 1598 - oa ) waren im Amt Simmern die herr¬ 
schaftlichen Waldungen: 

1) Rindsburzier Bauwald bei Ellern; 

2) Schätzer Wald bei Argenthal (Schanzer Wald); 

3) Irrstein (Nierstein'i; 

4) Schnorbarher Hag; 

5) Bauwiildchen bei der Sandkaule; 

6) Pföhlwald an Seibersbach grenzend; 

7) Pföhlwald am Opel; 

8) Pföhlwald, Kohlzöpf; 

9) Röttgen, alle bei Argenthal; 

10) Pfaffenheck in Erbacher Gemark; 

11) Leismus Acker, grenzt an die Bacharacher und Oberweseler Wal¬ 
dungen (Dichtelbach); 

12) Ockenheimer Wald (jetzt Ockenheimer Rod) (im Ingelheimer Wald 
der Gemarkung Dax weder beim Kandrich* 0 *); 

13) Kirchwald; 

14) Unser Lieben Frauen Roth; 

15) Kirchheck in Dichteibacher Gemarkung; 

IG) Wittmark bei Klosterchumbd, die dortigen Einwohner haben 
Nutzungen und Weiderecht; 

17) zwei Wäldchen am Schafhof in Simmerer Gemarkung; 

18) Herrenfeld in Lauderter Gemarkung am Lingerhahner Gebück. 

Wälder zum Teil zum Haus Simmern gehörig, gemeinschaftlich mit 

anderen Besitzern: 

1) Diener-Wald und Schaf buch bei Budenbach, Herrschaft */», ß Erb¬ 
gesessene zu Budenbach und Bergehausen */s; 

2) Unterschied in Pleizenhauser Gemarkung, Herrschaft */», Herr von 
Stein-Callenfels • ». 

In der Simmerer Aintsbeschreibung von 1770, Staatsarchiv Kob¬ 
lenz, Handsrhr. A. I. 4. Nr. 1. Band 1 70 ff. 

**) Vgl. Widder III 330. 

Westd. Zeitsohr. f. Oescb. u. Konst. XXVIII, I. 9 
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Waldungen des Klosters Chumbd: 

1) Der Spies, an der Chumbder Heide und der Wittmark; 

2) Klosterwald; 

3) Oberwald; 

4) jenseits des Scbelenackers, Chumbder Hecke (Klosterhecke); 

5) Buchwald an Laubacher und Horner Wald. 

Idarwälder (1707 an Baden abgetreten): 

1) Fell am Ilhauner Wald bei Hottenbach; 

2) Unterwald und Kurzenberg (Auerhahnjagd, von dem Erlös erhält 
der Rheingraf V»). 

G e mcindewä lder: 

1) Argenthaler Struth; 

2) Schnorrbacher Wälder a) Oberwald, b) Hinterwald, c) Vorderwald; 

3) Ellern: Jungenwald, Eichberg, Hinterschlag; 

4) Rheinböllen: Bauwald auf Kleinweidelbacher Gemarkung zwischen 
Eilerer und Mörsbacher Wald; 

5) Dichtelbach: Unterste Bauhecke am Siegelrod, Oberste Bauheck 
an Oberdiebacher Hecken, Bauwald am Landgebück, Audenliecke 
am Ingelheimer Wald, Koderstrudt; 

6) Erbach: in Rustmanns, Truntenhecke, Gemeine Heck unter der 
Strasse, im Roth, Michelhell. 

7) Mörschbach: Wellewäldchen, Jungröttchen auf der Mörschbacher 
Heide; 

8) Wahlbach: Bitzerwald, Strassenwäldchen, Weigelsberg, Engelsheck; 

9) Weidelbach: Borstück, Buchholz, im Rairscheid, Rudelbach; 

10) Horn: Horner Wald an der Heinzerter Wiese, Jungenwald am 
Buhacher Pfad, Jungenwuld auf der Horner Heide; 

11) Riegenroth: im Stein, in der Hyllen, der Forst; 

12) ßubach : Haan, Gemeine Hecke, Caurer Wald, Wolbersheck, llausert, 
Langeäcker, uf Rohrsloch, Auenacker; 

13) Meizborn: Krummacker, Bannhecke, Büchenteil. 

14) Kieselbach: Niederwald, Hallscheid, Dustert, Weegschied, kleines 
Stück auf der Heide; 

15) Laudert: Lauderter Wald, Spitzmausheck, Maitinsheck, Dieterschied; 

16) Laubach: Cülzer Gemeinde beim Klingelnbrunnen, Aspen und 
Mützerheide, Löbach und Schwandell, Tufl’enbach, Bauheck; 

17) Ebscheid: im Hübelstück; 

18) Gemeiner Wald der drei Dörfer Külz, Niederchumbd u. Neuerkirch. 

Ravengiersburger Wälder: 

1) Wildburger Wald: Weidgang haben hier Ravengiersburg, Belg¬ 
weiler, Tiefenbach, Sargenroth, Mengerschied; 

2) Steinsberger Wald; 

3) Hundriicker Höhe; 

4) Faaswald; 
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5) Buchholz beim Neuenhof; 

6) Schillerberg beim Neuenhof; 

7) Buschit, Bauscbeid. 

Tiefenbach, Sargenroth und Mengerschied hatten einen gemeinschaftlichen 
Wald am Wildburger Wald. 


- 

Recensionen. 

Albrecht Haupt, Die älteste Kunst insbesondere die Baukunst 
der Germanen von der Völkerwanderung bis zu Karl dem Grossen. 
— Angezeigt von Dr. ing. Hugo Iiahtgens in Köln. Leipzig, 
H. A. Ludwig Degener, 1909. 

Von verschiedenen Seiten wird seit einiger Zeit eifrig daran gearbeitet, 
das Dunkel, in dem der Ursprung der abendländischen Kunst des Mittel¬ 
alters verhüllt liegt, aufzuklären, die Spuren anfzusuchen. die von dem Ver¬ 
fall der antiken Kunst zur Herausbildung des romanischen Stils führen, ein 
Gebiet zu erschlossen, in dem sich bisher nur die Gruppen der byzantinisch¬ 
ravennatischen und karolingischen Kunst schärfer umgrenzen Hessen. 

Es ist begreiflich, dass auf so unsicherem Boden einstweilen in wesent¬ 
lichen Fragen noch wenig Übereinstimmung herrscht. Soviel steht aber fest, 
dass wir die Zeit von der Völkerwanderung bis zu Karl dem Grossen nicht 
wie früher, vom Studium des klassischen Altertums herkommend, nur als eine 
Zeit des barbarischen Verfalls antiker Grösse beurteilen dürfen, dass viel¬ 
mehr in ihr schon frühzeitig ein junges Kunstempfinden nach Ausdruck ringt, 
dem wir nicht mit dem Massstab der antiken Schönheitsgesetze gerecht 
werden. Albrecht Haupt hat es nun in dem vorliegenden Werk unternommen, 
eine zusammenfassende Darstellung der Kunst dieses Zeitraumes in den neu 
entstandenen germanischen Reichen zu geben im besonderen Hinblick auf 
den Anteil, der den Germanen nicht nur als Auftraggebern, sondern auch 
als Gestaltern dieser Kunst zukommt. 

Gegenüber einer oft anzutreffenden einseitigen Geringschätzung des 
germanischen Elements in der frühmittelalterlichen Kunst ist es ein dankens¬ 
wertes Unternehmen, dem zweifellos in ihr vorhandenen Germanischen nach- 
znspüren und einmal mit frischem Mut nach so vielen Einzeluntersuchungen 
und Materialsammlungen eine Übersicht über das ganze Gebiet von diesem 
Gesichtspunkte aus zu gebeD; dankenswert nicht nur im Sinne der Kunst¬ 
geschichte, sondern in noch höherem Masse vom Standpunkt der germanischen 
Volks- und Altertumskunde. Aber auch Haupt ist durch die Begeisterung 
für die Sache in Übertreibungen und Einseitigkeiten geraten, und wenn zu¬ 
gegeben werden muss, dass durch ein so dunkles Gebiet vielfach nur das 
subjektive Urteil als Führer dienen kann, so hat er sich oft doch gar zu 
sehr diesem überlassen. 

Der Verfasser lehnt es im Vorwort ab, sich in den Streit der Mei¬ 
nungen über die Quellen, aus denen die auf den Trümmern der Antike 

9 * 
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auf keimende Kunst schöpfte, einzulassen und ihren römisch - orientalischen 
Bestandteilen, die er nicht leugnen will, nachzugehen. I)a aber seine Aus¬ 
führungen grade den Zweck verfolgen, den germanischen Anteil an dieser 
Kunst nachzuweisen, so wäre er genötigt gewesen, sich recht eingehend mit 
diesen fremden Kintliissen auscinanderzuseizcu, um das Germanische um so 
überzeugender herauszuschälen. Er beschränkt sich aber darauf, im ersten 
Abschnitt die charakteristischen Merkmale germanischen Kunstempfindens 
festzustellen und auf Grund dieser die einzelnen Denkmäler als germanisch 
oder doch germanisch beeinflusst zu bezeichnen; im Übrigen aber nur ganz 
allgemein da, wo es garnicht zu umgehen ist, römischen oder orientalischen 
Einfluss zuzugeben, vielfach auch da noch init Einschränkungen. 

Im Anfang der germanischen Kunst steht eine grosse Unbekannte: 
die gänzlich nntergegangene älteste Ilolzhaukunst der Germanen. Aus ihrem 
Nachkömmling im späten Mittelalter und aus dem Holzbau Skandinaviens, 
in denen uns unvermittelt ein ausgebildetes eigenartiges Bauwesen entgegen¬ 
tritt, müssen wir aber auf eine bereits frühzeitige Entwicklung dieses von 
den Deutschen stets mit besonderer Vorliebe gepflegten Kunstzweiges 
zurückschliessen. Wenn wir daher in den von den Germanen eroberten 
Ländern entschieden flächenhaft - holzmässig ausgebildete Architektur- und 
Schmuckformen entstehen sehen im Gegensatz zu der plastisch empfundenen 
Kunst der Antike, so liegt es nahe, dies auf den Einfluss des germanischen 
Elements zurückzuführen. Eine richtige Würdigung dieses Anteils wird 
aber durch folgenden Umstand, den Haupt ganz übergeht, ausserordentlich 
erschwert: Grade das Fläehenhafte des Holzstils, das Hineinarbeiten des 
Schmuckes in die Fläche des Baukörpers, das gleichmässig über ihn verteilte 
Ornament sind auch die Kennzeichen orientalischer Kunst. In diesem Sinne 
wird in den östlichen Mittelmeerländern seit dem 4. Jahrh. die plastische 
Antike nach und nach umgewandelt: ein hervorragendes Beispiel hierfür ist 
der mächtige Sockel des Palastes von Mschatta aus dem 7. Jahrh. (jetzt im 
Kaiser Friedrich - Museum in Berlin). Die so entstandene orientalisch- 
byzantinische Kunst flutete ihrerseits nach dem Westen zurück, wobei aller¬ 
dings den mit ihrem Gefolge ans dem Osten kommenden Germanen als 
Trägern und Vermittlern dieser Kunst eine wichtige Rolle zufiel. Man 
braucht nicht die Anschauungen Strzygowski's über diesen orientalischen 
Einschlag in der abendländischen Kunst der Völkerwanderungszeit bis auf 
Karl d. Gr. in vollem Umfang zu übernehmen und wird doch nicht leugnen 
können, dass man ihn früher vielzusehr unterschätzt hat. 

Bei dem ähnlichen Grundcharakter der germanischen und orientalischen 
Richtung ist es deshalb äusserst schwer, da, wo beide Zusammentreffen, die 
Grenze zwischen ihnen zu ziehen. Da der Verfasser diese Grenze aber 
nicht berücksichtigt, wittert er auch überall da germanischen Einfluss, wo 
es sich offenbar um rein Byzantinisch-Orientalisches handelt, wie bei den 
Stuckaturen in S. Maria in Valle zu Cividale. Zahlreiche von Haupt als echt 
germanisch (weil holzmässig!) be^eichnete Kapitale, Gesimse etc. könnten 
mit demselben Recht auch als orientalisch beeinflusst gelten 1 ). Auch für 

l ) Man vergleiche die ganz holzmässigen Säulchen in den Apsiden 
von S. Giovanni Evangelista und S. Croce in Ravenna (noch 5. Jahrh.), ver- 
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das Verflachen der antiken Profllierungen lassen sich orientalische Belege 
anführen. Dass die auf alten germanischen Schmuckgegenständen und 
Waffen so äusserst verbreitete and beliebte Zellenverglasung — die Vor¬ 
läuferin des Zellenschmelzes — oströmischen und nicht germanischen 
Ursprungs ist, wie Haupt meint, bat v. Falke kürzlich einleuchtend nach¬ 
gewiesen 2 ), und auch ein grosser Teil der in germanischen Schätzen ge¬ 
fundenen Arbeiten mit Zellenverglasung wird oströmisch sein. 

Auch vieles andere, was Haupt als dem germanischen Holzbau ent¬ 
lehnt oder als spezifisch Germanisch binstellt, reizt zum Widerspruch. 
I berall zeigt sich die Tendenz des Verfassers, auch auf Kosten des objektiven 
Sachverhalts alles, was in dem Rahmen seiner Untersuchungen etwa unter 
den Begriff Holzbau fallen könnte, als germanisches Eigentum in Anspruch 
zu nehmen und über andere Einflüsse kurz hinwegzugleiten, so dass man 
den Eindruck gewinnt, diese seien zwar nicht ganz von der Hand zu weisen, 
könnten aber gegenüber dem bahnbrechenden Neuen der germanischen Kunst 
seit dem 7. Jahrh. kaum in Betracht kommen. Und doch kann — wie Haupt 
selbst zugeben muss — in den ersten Jahrhunderten der Völkerwanderung 
von einer weitgehenden aktiven Beteiligung der Germanen am Steinbau, 
der ihnen ja ganz fremd war, nicht die Rede sein. Dann aber sollten wir 
das Germanentum „plötzlich alles Fremde von sich abwerfencl, herrschend 
hervortreten und sein Dasein neu gestalten sehen“ (S. 28’)V Schon diese 
so unhistorische Annahme erweckt Bedenken, und in der Tat wüs-te ich 
nicht, welchen Zeitpunkt Haupt für dieses phänomenale Ereignis angeben 
könnte. Nur die Nichtachtung oder zum mindesten die Unterschätzung der 
fremden Bestandteile und Strömungen konnten ihn zu dieser Übertreibung 
verleiten. Man denke nur daran, wie langsam sich dort, wo die Germanen 
wesentlich auf sich allein angewiesen waren, der Stein- und Gewölbebau 
entwickelt hat. Dass die Konstrukteure so verhältnismässig gediegener 
Steinbauten, wie die seit dem 7. Jahrh. errichteten westgotischen in Spanien 
oder die merovingisch-karolingisclien in Frankreich die Westgoten oder 
Franken selbst gewesen sind, ist doch mehr als zweifelhaft; mochten sie 
sich im Laufe der Zeit auch stärker hieran beteiligen, so werden sie doch 
auf lange Zeit hinaus diese ihnen fremde Technik auch fremden Kräften 
überlassen haben. Wurden doch bei uns noch im 11. Jahrh. hierzu gelegent¬ 
lich auswärtige Baumeister berufen. Haupt spricht aber von dem kom¬ 
plizierten aus Tonnen und Quertonnen gebildeten Gewölbesystem dieser 
Bauten als von einem den germanischen Architekten hoch anzureelinen- 
den eigenartigen Gewölbebau und kommt zu dem Schluss (S. 123): „Die 
letzte und grossartigste Konsequenz dieser germanischen Richtung im Ge- 
wolbebau finden wir in Aachen am Hochmünster angewandt.“ „Kurz“ — fährt 
H. nach einem Hinweis auf die karolingische Kirche von Germigny-des-Pr^s 

schiedene griechische Säulehen der späteren Zeit (abgeb. hei Rivoira, Le 
origiDi dell’ architettura Lomharda I S. 192, ebd. S. 9 und 31 auch die ge¬ 
nannten Säulchen aus Ravenna) sowie die bei Holzinger (Die altchristl. und 
byzant. Bauk. S. 110) abgehildcten Bauteile. 

2 ) Illustr. Gesch. des Kunstgewerbes I S. 204. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETOIM UNIVERSITY 



134 


Recensionen. 


fort — „es ist erstaunlich, wie die germanische eben erwachte Wölbkunst 
unter gänzlicher Abkehr (!) von südlichen Mitteln und Formen rasch eigene 
Wege einschlug.“ In der Tat, mehr als erstaunlich: unwahrscheinlich! Und 
dabei muss H. selbst die Verwandtschaft der westgotischen Bauten Bowie 
der karolingischen Kirche Germigny-des-Pr^s mit anatolisch-syrischen Bauten 
zugeben; das Motiv der Stützung des Mittelraumes durch gegengestellte 
Quertonnen sei aber an germanischen Kirchen mit besonderer Vorliebe ge¬ 
braucht: natürlich, denn es war auch im Osten allgemein üblich. — 

Gerade bei der Einseitigkeit, die vielfach in entgegengesetzter Rich¬ 
tung wie hier wahrgenommen wird, indem den Germanen fast jede aktive 
Einwirkung auf die Kunst dieses Zeitraumes abgesprochen wird, wäre eine 
sachlichere Darstellung des germanischen Anteils besonders erwünscht ge¬ 
wesen. Denn dass dieser keineswegs gering zu achten ist, geht trotz obiger 
Einschränkungen aus der Zusammenstellung des Materials bei Haupt hervor. 
Mochten auch zunächst die Motive entlehnt, die Künstler in den meisten 
Fällen sich aus der romanischen Bevölkerung oder dem Orient rekrutieren: 
es ist doch, als wenn etwas von dem jugendfrischen urwüchsigen Geiste der 
germanischen Eroberer auch in die für sie bestimmten Kunstwerke über¬ 
gegangen ist. Und zweifellos haben sie bald auch ausübenden Anteil an 
dieser Kunst genommen, wenn auch zunächst gewiss nur in untergeordnetem 
Masse und vorwiegend auf dekorativem und kunstgewerblichem Gebiet, in 
dem sie bereits einige Erfahrung besassen. Dafür zeugen ganz unwider¬ 
leglich die seit dem Ende des 7. Jahrh. vorkommenden germanischen Künstler¬ 
namen und die eigenartige Ausbildung der Kunst in den verschiedenen 
Gebieten, wo die Germanen sich niederliessen. Auch wird man zugehen, 
dass der altgewohnte Holzbau der Germanen, der natürlich neben dem 
Steinbau bestehen blieb, bald auch auf gewisse Schmuckformen des letzteren 
Einfluss gewann. Es wäre gewiss ebenso einseitig, wollte man den im Gegen¬ 
satz zur Antike in den eroberten Ländern aufkommenden Flachstil allein 
dem orientalischen Element zuschreiben. Hier aber klar zu scheiden, wird 
kaum möglich sein. Eine mit flachen Relieftiguren geschmückte Truhe in 
Terracina wird von der einen Seite (Venturi und v. Falke) für langobardisch, 
von der anderen Seite (Strzygouski) für orientalisch-koptisch gehalten: ein 
Beispiel dafür, wie nahe sich beide Kunstkreise berühren. 

Zweifellos ist ferner das germanische Element an der charakteristischen 
Ausbildung des im Flachstil hergestellten Band- und Flechtornaments, wie 
es sich über die Kunstwerke dieser Epoche namentlich in Italien mit so 
erstaunlicher Fülle und Mannigfaltigkeit verbreitet, stark beteiligt. Der 
Ursprung ist allerdings wohl oströmisch, und zwar weniger der auf deu 
römischen Mosaiken so beliebte Zopf, als das an einigen syrischen und 
byzantinischen Bauten angetroffene Bandornament. Da aber diese Orna¬ 
mentik in fast allen von Germanen eroberten Gebieten eine so besondere 
Beliebtheit und Entwicklungsfähigkeit erlangt und sich in Deutschland noch 
bis ins 12. Jahrh. erhalten hat, so liegt auch kein Grund vor, sie den Ger¬ 
manen abzusprechen. Unter den Elementen der verfallenen antiken Kunst 
wählten sie die ihrer Rasse und ihrem Kulturgrad entsprechenden aus und 
formten sie ihrem Geschmack gemäss um; so dürfte auch die Entstehung 
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dieser Bandornamentik am einfachsten zu erklären sein. In noch höherem 
Masse charakteristisch Germanisch ist das Tierornament: die mit einander 
verflochtenen oder in Bandwerk aufgelösten fabelhaften Tiergebilde, die ihre 
eigentümlichste Ausbildung allerdings bei den keltischen Iren, später dann 
in Skandinavien emptingen. Auch hier aber geht manches phantastische 
Wesen auf ein orientalisches Urbild zurück*). 

Der Grundzug aber, der das germanische Kunstempfinden von dem 
der Antike trennt und sich schon bald, wenigstens auf dekorativem Gebiet, 
bemerklich macht, ist — wie Haupt ausführt — das Preisgeben des antiken 
Gesetzes der Symmetrie, an deren Stelle eine freiere eurbythmische Kom¬ 
position tritt, wie es am vorzüglichsten grade in der nordischen Tierornamentik 
zum Ausdruck kommt und in der Kunst unserer Tage sich wieder geltend 
macht. — 

Während der erste Teil des Hauptschen Werkes sich mit solchen 
allgemeinen Betrachtungen und mit dekorativen Einzelheiten — den Bau¬ 
ornamenten und namentlich den zahlreichen Schatz- und Gräberfunden — 
beschäftigt, ist der zweite Teil den Bauwerken der einzelnen germanischen 
Völkerstämme gewidmet: denen der Ostgoten, Langobarden, Westgoten, 
Franken und Angelsachsen. 

Die Architekten und Banleute Theoderichs sind ohne Frage Oströmer 
gewesen, wenigstens soweit es sich um Steinhaufen handelte. Wenn Haupt 
auch hier in Ravenna schon in Einzelheiten das Sicbgeltendmachen ger¬ 
manischen Kunstsinnes verspüren will, wie bei den Kapitalen von S. Apolli- 
nare nuovo und der Herkulesbasilika und namentlich dem sog. Zangenornament 
am Kranzgesims des Theoderichgrabes, so muss dies daher als sehr gewagt 
erscheinen 1 ). Man geht aber auf der anderen Seite doch zu weit, den 
Germanen, insbesondere dem Theoderich, jeden Einfluss auf das letztgenannte 
merkwürdige Bauwerk abzusprechen. Der Gedanke, das Grabmal mit einem 
einzigen mächtigen Stein abzudecken, entspricht nicht nur altgermanischem 
Brauch und der mythischen Erscheinung Theoderichs, sondern auch die 
Angabe des Anonymus Valesianus, der ausdrücklich hervorhebt, der König 
habe für den Ban seines Mausoleums einen gewaltigen Felsblock suchen lassen, 
bestätigt die persönliche Anteilnahme Theoderichs an der Ausführung des 
noch zu seinen Lebzeiten errichteten Grabdenkmals. 

3 ) Es ist eine interessante Tatsache, dass die den Germanen wie den 
Orientalen gemeinsame Neigung zu transzendenten Betrachtungen und Grü¬ 
beleien zur Bevorzugung derselben ornamentalen Motive — des Flechtwerks 
mit seinen unendlichen Verschlingungen und der Fabelwesen — führt; auch 
dies ein weiterer Grund dafür, dass beide Kunstkreise, die ja — wenigstens 
in dem betrachteten Zeitraum — von derselben Quelle, der antiken Kunst, 
ausgingen, viel Gemeinsames besitzen, so weit sie sich im weiteren Verlauf 
auch von einander trennten und zu ganz anderen Stilisierungen gelangten. 

*) Über den germanischen Ursprung dieses „Zangenornaments“ ist 
bereits viel für und wider geschrieben. Bei seinem eigenartigen „bar¬ 
barischen“ (richtiger: vom griechisch-römischen Formenkanon abweichenden) 
Charakter und bei seiner Ähnlichkeit mit einigen germanischen Schmuck- 
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Über die Rekonstruktion des Tbeodericligrabes ist kürzlich ein leb¬ 
hafter Meinungsstreit zwischen Joseph Durm, Alb. Haupt und Bruno Schulz 
entbrannt 1 ), übereinstimmend werden von ihnen die älteren RekoDstruktions- 
versuche mit einem überdeckten Umgang als dem Baubefund widersprechend 
fallen gelassen; für die Ergänzung der fehlenden Architekturteile, auf welche 
die offenbar ursprünglichen vertieften Bögen des Oberbaus hinweisen, ist 
jedoch auch jetzt noch keine befriedigende Lösung gefunden. Haupts Re¬ 
konstruktion, die er in dem vorliegendem Werk nach seinem Aufsatz in der 
Zeitschrift für Geschichte der Architektur wiederholt, ist im Einzelnen, 
wie von Durm und Schulz nachgewiesen, sogar unmöglich; immerhin wird der 
Grundgedanke seines Vorschlags zufolge einer Skizze Sangallos a. d. 16. Jh. 
richtig sein: dass nämlich die erwähnten negativen Bögen zur Aufnahme 
eines nur wenig vortretenden friesartigen Architekturgliedes bestimmt waren. 

Interessant ist die von Haupt gelegentlich seines Ergänzungsversuchs 
gemachte Beobachtung, dass das Bronzegitter auf der Empore des Aachener 
Münsters genau auf den Umgang des Theoderichgrabes passt; da verschie¬ 
dene Umstände für eine sekundäre Aufstellung in Aachen sprechen und wir 
wissen, dass Karl d. Gr. seine Kapelle mit Architektur- und Schmuckstücken 
aus Ravenna bereicherte, so ist II mpts Annahme, das Gitter entstamme eben 
diesem Theoderichgrabe, in der Tat trotz Durms und Riccis Widerspruch 
sehr glaubwürdig. 

Dem sog. Palaste Theoderichs, für den hier endlich einmal ein Grund¬ 
riss mitgeteilt ist, wird wegen seiner jüngeren Architekturformeu meist das 
Recht auf diese Bezeichnung bestritten. Haupt sucht sie insofern aufrecht 
zu halten, als er annimmt, es handle sich um einen aus den Trümmern 
dieses Baues und auf seiner Grundlage errichteten Palast der ravennatischen 
Erzbischöfe, dessen Portalbau der gegen wätige noch erhaltene Rest bildet. 

An den Langobardenbauten des 7.-9. Jahrh. entwickelt sich 
das schon besprochene Bandornament und verschiedene Elemente des spä¬ 
teren romanischen Stils, wie Rundbogenfries, Lisenen, Zwerggalerien. Die 
Rotunde zu Brescia kann nicht, wie Haupt meint, als Langobardenbau, als 
„ältere Schwester der Aachener Kapelle“, in Anspruch genommen werden. 
Sie ist, wie Cattaneo nachgewiesen hat, sicher nach dem Schluss des 9., 
vermutlich erst im 11. Jahrh. ausgeführt'’). Bezüglich des Oratoriums S. Maria 

stücken möchte man in der Tat die Hand eines (loten hier vermuten; 
immerhin lässt es sich aber auch als eine freie, im Geiste orientalischer 
Kunst empfundene Umbildung des bekannten lesbischen Kimas auffassen. Und 
darf man annehmen, dass ein Gote zu einer solchen Arbeit imstande war» 
nachdem sein Volksstamm erst 2 — 3 Jahrzehute vorher zur Ruhe gekommen 
war, während er vorher sicher keine Gelegenheit zur Ausübung des Stein¬ 
haus hatte? 

®) Zeitschr. f. bild. Kunst 1906 S. 245; 1908 S. 211 n. 238. — Zeitschr. 
f. Gesch. d. Architektur I S. 10, 33, 197, 295; II, 147. — Überdies ein 
zwischen Durm und Haupt vermittelndes Gutachten Corrado Riccis: Zeitschr. 
f. bild. Kunst 1908 S. 241, 

B ) Cattaneo, L'architecture en Italic du 6.—11. siede S. 201. Die 
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in Valle in Cividale ist schon bemerkt, dass die hervorragenden Stuckaturen 
höchst wahrscheinlich byzantinisch, keinesfalls aber langobardisch sind. Wenn 
Haupt zwar zugibt, die Werkleute könnten hier Italiener, Griechen oder 
andere Orientalen gewesen sein, die „grundlegende künstlerische Idee der 
Ausstattung“ hätten wir aber den Germanen zuzuschrciben iS. 182), so kann 
dem entgegengehalten werden, dass von anderer Seite grade auch diese 
künstlerische Idee des Ganzen als orientalisch beansprucht wird 7 ). Mit 
solchem Stimmungmachen für den germanischen Einfluss wird der wahre 
Tatbestand verdunkelt und der Sache nicht genützt. Die zum Vergleich 
herangezogenen rohen Figurenreste der lombardischen Stuckdekoration zu 
Disentis*) können doch nicht denen von Cividale zur Seite gestellt werden, 
wie es Haupt tut, sondern zeigen vielmehr den Abstand von letzteren. 
Schliesslich sind doch auch die Stuckaturen des Baptisteriums der Ortho¬ 
doxen von Ravenna römisch, hezw. oströmisch, und nicht etwa germanisch, 
wenn auch nur im Grundgedanken. 

Sehr schätzenswertes neues Material liefert der Abschnitt über die 
Bautätigkeit der Westgoten. Die vorgeführten grösstenteils der Zeit von 
650—850 angehörigen und in Asturien, dem Asyl der Westgoten nach dem 
Einfall der Araber, gelegenen Bauwerke, bilden in der Tat eine höchst 
charakteristische Gruppe; die Kirchen sind durebgehends von rechteckiger 
Grundform und zeigen einen entwickelten Stein- und Gewölbebau, bei dem 
der Hufeisenhogen vorherrscht; im Einzelnen sind sie ausgezeichnet durch 
eine reichlich angewandte Kerbschnitz- und Flachornamentik und vielfach 
erstaunlich reiche an Masswerk, aber auch an arabische Motive erinnernde 
Fenstertüllungen (Transennen). Bei der Seltenheit sicherer Baudaten in 
dieser Zeit ist es von besonderem Wert, dass ein wohlerhaltenes Beispiel, 
welches bereits fast alle diese Eigentümlichkeiten aufweist, S. Juan Bautista 
de Banos, durch eine Widmungsinschrift mit dem Jahr 66L datierbar ist. 
Eine sehr ansprechende Rekonstruktion gibt Haupt von der eigenartigen 
Kirche S. Miguel de Lino bei Oviedo. Sie ist sowohl wegen ihres kompli¬ 
zierten Systems von Längs- und Quertonnen und der strebepfeilerartigen 
Pilaster als wegen ihrer Schmuckformen eines der bemerkenswertesten Ge¬ 
bäude der ganzen vorromanischen Periode. Auf die übertriebene Bewertung 
des germanischen Anteils bet diesen Gewölbebauten ist bereits hingewiesen. 
Allerdings wird als Architekt Alfons’ II. (792 — 842) Tjoda, also offenbar ein 
Gote, genannt; jedenfalls zusammen mit dem schnitzmässigen Ornainentstil 
Beweis genug dafür, dass wenigstens zu dieser Zeit dem germanischen 
Element bereits eine bedeutende künstlerische Rolle zuiiel; nur halte ich es 
für unwahrscheinlich, diese auch auf einen so entwickelten Gewölbehau 
auszudehnen, der deutlich nach dem Osten hinweist. Auch die Ableitung 
des an diesen westgotischen Bauten ebenso wie später an den maurischen 
so beliebten Hufeisenbogens aus dem germanischen Holzbau ist sehr gesucht 
gegenüber der Tatsache seiner häufigen Anwendung im Orient. 

ältere Kirche war, der noch vorhandenen Krypta entsprechend, vermutlich 
basilikal. 

7 ) Strzygowski in Monatshefte f. Kunstwissenschaft I S. 17 ff. 

*) Abb. in Basler Zeitschr. f. Gesch. u. Altertumskde. 1907 S. 489—99. 
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Eine Eigentümlichkeit fränkischer Bauten bildet die bunte mosaik¬ 
artige Musterung des Mauerwerks, die übrigens auch in Oberitalien gelegent¬ 
lich vorkommt (S. Stefano zu Bologna, Pomposa zu Comacchio). Auch hier 
handelt es sich aber nur um die Weiterbildung einer römischen Baugewohn¬ 
heit; denn der so verzierte Römerturm in Köln ist nicht ein Bau der Franken, 
für welche Haupt ihn in Anspruch nimmt, sondern gehört der römischen 
Stadtbefestigung an, von der sich noch andere ähnlich verzierte Turmreste 
erhalten haben und die spätestens im 4. Jahrh. wahrscheinlich aber schon 
bald nach der Gründung der Colonia entstanden ist"). Einzig der obere, 
weniger sorgfältig ausgeführte Teil des Turmes könnte merovingisch sein, 
wenn er nicht der historisch bezeugten Wiederherstellung der Stadtbefestigung 
vom J. 355 angehört. 

Von der 806 erbauten Kirche zu Germigny-des-Pres war schon oben 
die Rede. Haupt gibt eine Reihe interessanter Beispiele ihrer Schmuck¬ 
formen, die in der Tat wohl auf fränkischen Anteil schliessen lassen. Die 
Kirche ist zwar so gut wie ein Neuhau von 1867, aber, wie die Architektur¬ 
reste im Museum zu Orleans erkennen lassen, dem alten Bau im Wesentlichen 
getreu nachgebildet. 

Den fränkischen Bauten schliesst Haupt einen kurzen Überblick über 
die karolingisch-ottonischen Bauten auf deutschem Boden an 10 ). 

Am unmittelbarsten und unverkennbarsten tritt uns das Germanische 
in der Baukunst der Angelsachsen entgegen. Schon der Grundriss dieser 
bescheidenen aber äusserst charakteristischen altenglischen Bauwerke mit 
dem rechteckigen Altarraum, der nur durch eine schmale Öffnung mit dem 
Schiff in Verbindung steht, fügt sich keinem der südlichen Typen ein, wird 
dagegen sehr überzeugend von Haupt auf den germanischen Tempelgrundriss 
zurückgeführt, wie es Seesselberg bereits für die ähnlich angeordneten ältesten 
Kirchen Norwegens getan hat. Die Dekoration des Äusseren ist häutig eine 
unverkennbare Übertragung des hölzernen Fachwerkhaus auf Stein, und auch 
die spärlichen Schmuckformen zeigen eine ganz eigentümliche, hier in der 
Tat nur aus dem altgewohnten Holzbau zu erklärende Ausbildung. 

Der skandinavischen Baukunst widmet Haupt nur einen kurzen all¬ 
gemein gehaltenen Abschnitt. Sie liegt auch schon diesseits des Zeitraumes, 
dem Haupts Untersuchungen gelten und ist überdies von andern, namentlich 
von Seesselberg, schon eingehend behandelt. Immerhin hätte man auch in 
diesem Zusammenhänge eine kleine Auswahl nordischer Holzbauten und 
-Ornamente gerne gesehen, da sie gleichsam als Ersatz dienen müssen für 
die zugrunde gegangenen älteren Werke und H. auch bei Besprechung der 
deutschen Bauten bis in die ottonische Zeit gerät. 

Der Text des Hauptschen Werkes wird durch eine Fülle von Ab¬ 
bildungen, zum grossen Teil nach Zeichnungen von der geübten Hand des Ver¬ 
fassers, erläutert. Für die Klarheit der letzteren erweist sich die Wahl 

®) Klinkenberg, Das römische Köln (Kunstdenkmäler d. Stadt Köln I) 
S. 199 ff. 

,0 ) Die Würfelkapitäle des Essener Westbaus 'sind nicht spätestens 
aus dem Anfang des 10., sondern dem des 11. Jahrhunderts. 
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des rauhen Papiers als nachteilig, wenigstens bei den stark verkleinerten 
Zeichnungen. 

Eine gerechte 'Würdigung der während dieses ganzen Zeitraums in 
der Kunst treibenden germanischen Kräfte wird nach dem Gesagten erst auf 
Grund einer Untersuchung auch der nichtgermanischen Strömungen zu er¬ 
warten sein. Damit soll aber nicht das Verdienst des Hauptschen Werkes 
geleugnet werden, zum ersten Mal in zusammonfassender und anschaulicher 
Darstellung, wenn auch noch mit manchen Übertreibungen, einen Überblick 
über die Anfänge germanischer Kunsttätigkeit ermöglicht zu haben. 

Zum Schluss noch eine Bemerkung. Für Haupt tritt der wissenschaft¬ 
liche Zweck hinter einer von vornherein betonten Absicht zurück. Ausgehend 
von der Gobineau’schen und Cbamberlaimschen Theorie von der Rcinerhal- 
tung der Rasse sieht er in den frühgermaniBchen Kunstschöpfungen eine 
Quelle der Neubelebung, die befruchtend auf unsere Zeit wirken und sie 
vor internationaler Verflachung bewahren soll. In der Tat wird eine Kunst 
nur dann ihr Höchstes erreichen, wenn sie bodenständig ist und einen Wider¬ 
hall in der Volksseele, im Volkscharakter, findet. Haupt hat durchaus recht, 
wenn er sagt: In nichts hat das Weltbürgertum so wenig Kraft als in der 
Schaffung für die ganze Welt gültiger Kunstwerke. Gewiss ist es deshalb 
grade in unserer Zeit, wo wir eifrig auch das uns Fremde zu würdigpn und 
zu verstehen suchen, nötig, uns im künstlerischen Handeln auf uns selbst 
und das uns Charakteristische zu besinnen. Gewiss ist es deshalb von 
hohem Wert, den ersten elementarsten Äusserungen dieses Volksempfindens 
in der Kunst nachzugehen. Wenn Haupt aber von der Notwendigkeit spricht, 
„unsere Kunst auf Grund der neugefundenen und wiedergewonnenen Anfänge 
und Keime neu aufzubauen“, so heisst das doch, dass sie sich in der Zwi¬ 
schenzeit, also ein ganzes Jahrtausend, auf Abwegen befand. Nun wird 
man es zwar bedauern, dass die deutsche Kunst vielfach in ihrer besten 
Entwicklung durch fremde Einflüsse gestört wurde, aber man kann doch 
nicht verkennen, dass sie auch manche recht erfreuliche Entwicklung durch¬ 
gemacht hat, während deren sie eine Fülle ureigenster Schöpfungen — 
vom Holzbau ganz abgesehen — hervorbrachte, die für unser Empfinden 
verständlicher sind, als die Äusserungen eines trotz allem doch noch primi¬ 
tiven und ungefügen Jugendzustandes. Hierzu kommt, dass die germanische 
Kunst in den ersten Jahrhunderten ihrer Entwicklung uns keineswegs so 
ganz rein, sondern schon gleich mit fremden Elementen stark durchsetzt 
entgegentritt — die angelsächsischen Bauten und einige kunstgewerbliche 
Zweige vielleicht ausgenommen. Wir würden wieder auf die alten Abwege 
der Romantik geraten, wollten wir über der Freude, die Grundzüge germa¬ 
nischen Kunstempfindens in einer weit zurückliegenden Vergangenheit zu 
erkennen, vergessen, was uns von ihr trennt, wenn auch gewiss belebende 
künstlerische Anregungen aus ihr geschöpft werden können. 
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Heinrich Schäfer, Pfarrkirche uud 
Stifte im deutschen Mittelalter. 

Stuttgart, Ferdinand Enke, 1903. 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
herausgegeben von Ulrich Stutz, 
Heft 111). 

Es ist nicht gewöhnlich, dass ein 
Buch so lange nach seinem Erscheinen 
angezeigt wird, und doch wäre ein 
solches Verfahen oft recht nützlich; 
denn man könnte dann gerade am 
Erfolg die Bedeutung des Werks viel 
leichter abschätzen. Jeder Kenner 
weise, dass für diese erste Arbeit 
Schäfers ebenso wie für seine späteren 
Untersuchungen der Erfolg laut ge¬ 
sprochen hat. Schäfers Buch ist ein 
wichtiges Glied in der Kette von 
Forschungen, die uns allmählich zu 
einer ganz anderen Auffassung der 
friih-christ liehen Kirchen Verfassung 
bringen. Man kann sagen, dass seit 
der Auffindung der Jtönxr, jene ganze 
ältere Lehre in das Wanken gekom¬ 
men ist, die im Grunde genommen 
von den kanonischen Quellen des. 
Mittelalters aus mit recht knapper 
Benutzung der älteren Quellen der 
Frühzeit konstruierte. — 

Schifers Arbeit eröffnet uns vor 
allem eine tiefere Erkenntnis für die 
abendländische Organisation der 
Grosspfarreien auf dem Land, daneben 
auch für die Verhältnisse der Stifts¬ 
kirchen, welche in bischöflichen 
Städten neben der Domkirche stehen; 
hier hat Schäfer später in seinem 
vortrefflichen Aufsatz in der Römi¬ 
schen Quartalschrift 19. II S. 25 ff, 
vieles noch weiter verfolgt. Was 
Schäfer vor allem geleistet hat, ist, 
dass er uns den Blick für die Selb¬ 
ständigkeit der ländlichen Gross- 
pfarrei von der bischöflichen Kirche 
eröffnet; diejiingsten Untersuchungen 
von l’öschel (Bischofsgut und Mensa 
1908), so sehr sie öfters in einen 
Gegensatz zu Schäfer treten, gehen 
doch von dieser Erkenntnis aus, und 
ebenso beruhen darauf meine Unter¬ 
suchungen, die zunächst an die drago- 
nischeu Urkunden anscliliessen (jetzt 
zusammenfassend Italienische Ver¬ 
fassungsgeschichte I S. 128). In Italien 


Mitteilungen. 

ist es ganz deutlich, wie der Sprengel 
einer solchen ländlichen Grosspfarrei 
(plebs) mit den Distrikten des öffent¬ 
lichen Rechts zusammenhängt und 
die Kirche Behr häutig in einem 
Castell oder Forum liegt (meine Ita¬ 
lienische V.-G. II, S. 433 ff.). Der Vor¬ 
stand einer solchen abendländischen 
plebs nimmt dann im wesentlichen 
keine andere Stellung ein als der 
morgenländische ^«(»jriffxojroe, dessen 
Funktion wir jetzt durch die ausge¬ 
zeichnete Arbeit von F. Gillmann, 
Das Institut der Chorbischnfe im 
Orient, 1903, zum ersten Mal über¬ 
sehen können; freilich ist dabei nicht 
an den späteren orientalischen Chor¬ 
bischof zu denken, dem das ganze 
Landgebiet einer Diözese unterstellt 
ist und der seinen Sitz in der Haupt¬ 
stadt neben dem Diözesanbischof 
aufschlägt iGillmann S. 119 f.) — 
eine Form, die dann seit dem 8. 
Jahrhundert auch im Westen aufge¬ 
nommen wird (Hinschius II S. 104 ff.). 
Aber der ursprüngliche jo-hujn'öxoäos, 
der für die einzelnen Unterabteilungen 
der Diözese eingesetzt wird (Gillmann 
S. 119), ist doch trotz des Wider¬ 
spruchs Gillmanns (S. 50. 118) juris- 
diktionell nichts anderes als der 
Vorstand (Archipresbyter) der Gross¬ 
pfarrei iin Westen Was der c. 8 
des nicnnischen Konzils aber die Be¬ 
handlung des zurück getretenen nova- 
tianischen Bischofs als j;wpf7n«ien»ros 
bestimmt Gillmann S. 52), entspricht 
genau dem, dass der auf dem Konzil 
von Riez von 439 c. 3, 2—4 (Labbö 
III. ecl. 1288 f.) abgesetzte Bischof 
Armentarius eine plebs erhält und 
nun offenbar — soweit allerdings im 
Gegensatz zum orientalischen Recht 
— keine Ordination vo'lziehen kann. 
Es ist klar, dass sich daraus für das 
ursprüngliche Verhältnis von Epis¬ 
kopat und Presbyterat im Abendland 
sehr wichtige Folgen ergeben, denen 
hier aber nicht weiter nachgegangen 
werden kann Schäfer, der mitlmbert 
de la Tour für das Abendland über¬ 
haupt erst die Bahn für die richtige 
Auffassung gebrochen hat, steckt da¬ 
bei natürlich doch noch da und dort 
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in Nachwirkungen der alten Ansicht 
(auch S. 32), welche sich die Verei¬ 
nigung aller Cleriker einer Diözese 
als das Ursprüngliche denkt; so wenn 
er Justinus apol. 1. c. 67 das nüvtotv 
vrtiu nükus ?/ c’iyyovs fitvovrcov auf 
eine einzige Versammlung bezieht, 
wovon der Text nichts sagt. — Auch 
würde man doch gern hören, ob nicht 
auch er lür die endgiltige Abschei¬ 
dung und Begrenzung der einzelnen 
plebes an einen ausserkirchlichen, 
weltlichen Eintluss denkt (Ankliinge 
S. 135 n. 3). Es ist ja ganz sicher, und 
gerade von Schäfer vortrefflich aus 
den Bonner Fragmenten (Neues 
Archiv XIII, S. 150 f.) nachgewiesen, 
dass längst vor der Karolingerzeit 
die einzelne plebs selbständig ver¬ 
mögensfähig war. Hängt das nun 
aber nicht damit zusammen, dass 
nach römischem Religionsrecht nicht 
nur die civitates, sondern auch die 
fora und castella selbständige Cultorte 
mit eigenem Tempelgut waren? Die 
Einziehung des heidnischen Tempel¬ 
guts im 4. Jahrhundert und die sehr 
gewöhnliche Ueberweisung desselben 
an die Christen muss dann die christ¬ 
lichen Landgemeinden auf die welt¬ 
lichen fora und castella radiziert haben, 
wie auch der Bischof in die Stellung 
des heidnischen pontifex eingetreten 
ist. Zu mehralB einer blossen Frage 
ist hier nicht der Ort. — 

Schäfer geht zunächst vom Pfarr¬ 
amt im allgemeinen aus. Dann be¬ 
spricht er die Merkmale der Pfarrei; 
hier ist vielleicht nur ein Einwand 
gegen die Beziehung der Pfarrei zur 
Sepultur zu erheben. Gewiss ist es 
richtig, dass jede Pfarrei eine Sepul¬ 
tur hat, und dass später das Vor¬ 
handensein einer Sepultur für eine I 
Pfarrei spricht; allein für die Früh¬ 
zeit, wie sie namentlich aus den rö¬ 
mischen Katakombenfunden, dann aus 
den dragonischen Urkunden für Cre- 
mona sich ergibt, sind mindestens in 
den Städten die Friedhofkirchen 
(martyria) noch nicht eigene Pfarreien. 
Am Ende des Abschnitts stellt der 
Verfasser in überaus eingehenden Er¬ 
örterungen die Namen für den Träger 
des Pfarramtes zusammen; dass dabei 
die nordwestdeutschen Quellen weit 
überwiegen, ist kein Fehler, sondern 
weist nur darauf hin, dass auch die 


Untersuchungen auf dem Gebiet der 
Kirchenverfassung immer mehr land¬ 
schaftlich geführt werden müssen. 

Hann aber geht Schäfer zum Be¬ 
weis dafür über, dass die Gross¬ 
pfarreien von mehreren Klerikern 
besetzt waren und sich so zu den 
späteren Stiftskirchen entwickelt 
haben — eine Beobachtung, welche 
die Bezeichnung archipresbyter für 
den Vorstand der Grosspfarrei längst 
hätte nahelegen sollen. Die mehreren 
Kleriker sind canonici. Schäfer gibt 
nun eine eingehende Untersuchung 
über den Ursprung dieses Wortes 
(S. 85 f.), und ich glaube, dass er sicher 
im Recht ist, wenn er für das Abend¬ 
land canouicus als den nach den 
caooniscben Regeln lebenden Geist¬ 
lich interpretiert (S. 95 ff.), wie auch 
seine Deutung von matricularius voll¬ 
kommen richtig ist ; l'öscliels (a. a. 0. 
S.51 ff.) Ableitung aus dem Chorgesang 
ist m. E. vollständig verfehlt. Aber ich 
bezweifle, dass die von Schäfer ge¬ 
wonnene Deutung die ursprügliche 
ist; denn das iv uo xuvövi 
voi in c. 16 conc. Nicaenum heisst 
nicht „geprüft im Canon“ (das müsste 
tbv xrevoKr heissen), sondern „zum 
Canon gerechnet“. Dann aber ver¬ 
stehe ich unter xcevcöv doch den nu- 
merus clausus der Kleriker einer 
Kirche, der in Justinianischer Zeit so 
bestimmt hervortritt, und deute die 
spätere Auffassung von canonicus als 
eine sehr naheliegende Volksetymo¬ 
logie. Vielleicht, dass auch da und 
dort im Abendland der ursprüngliche 
Sinn durchscheint. — 

Schäfer hat weiter die Art des 
Zusammenlebens geschildert; was er 
hier bietet, ist von höchster Wichtig¬ 
keit. Zum erstenmal ist hier von 
der falschen Lehre abgewichen, dass 
der Verband der Kanoniker eine 
Einrichtung sei, welche nicht aus 
der karolingischen Zeit stammt. Frei¬ 
lich betont Schäfer m. E. noch zu 
sehr die vita communis, während 
nach dem, was die ravennatischen, 
cremonesischen und veronesischen 
Verhältnisse an die Hand geben, das 
Ursprüngliche der Einnahme- und 
Consumverbaml gewesen ist. — 

Sehr wertvoll ist, wenn es auch 
später, wie gesagt, noch vertieft wurde, 
das was Schäfer über die Stiftskirchen 
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in den Bischofsstädten bringt. Nur 
in einem Punkt möchte ich wider¬ 
sprechen. Gewiss hat er mit liecht 
die frühe vermögensrechtliche Selb¬ 
ständigkeit der Kölner Landkirche aus 
den Bonner Fragmenten gefolgert. Das 
steht aber dem nicht entgegen, dass 
für die Kirchen der Hauptstdt ande¬ 
res gegolten hat. Denn das zeigen 
die italienischen Verhältnisse noch 
lange, dass die Geistlichen aller Stadt¬ 
kirchen zur bischöflichen Kirche ge¬ 
hören nnd nur zugleich — immer 
wieder in der Mehrzahl — auch bei 
den übrigen Stadtkirchen eingeteilt 
sein können (meine italienische 
V.-G. I, S. IX f.) ; auch die Regel des 
Chrodegang setzt nach in. M. diesen 
Zustand voraus. Dann ist doch die 
Urkunde von 866 (Quellen Köln I. 2) 
nichts anderes als die Teilung der 
Einkünfte der bischöflichen Kirche 
unter die mehrerer Nebenkirchen 
der Stadt, ein Vorgang, der sich 
dann bis in das Ende des 10 Jahr¬ 
hunderts fortsetzt (Qu. Köln I. 18) 
und auch die dem Bischof in dieser 
Römerstadt zustehende öffentliche 
Grundabgabe (V.-G. II S. 250 f., was 
ich vollkommen aufrecht erhalte) 
ergreift. — Fiir die Regel betrachtet 

— im vollen Einklang mit dem ita¬ 
lienischen und dem Metzer Material 

— Schäfer den custos als Pfarrer 
der städtischen Collegialkirche. Wenn 
dann doch davon verschiedene Pröpste 
als Leiter auch der städtischen Colle- 
giatkirchen unterschieden werden, so 
wird nicht nur die Nachahmung der 
Domkapitel eingewirkt haben (S. 181), 
sondern es ist nach meiner Meinung 
für die Kölner Diözese auch das in 
Betracht zu ziehen, dass der Archi- 
diakonat der Domkirche hier an die 
städtischen Collegiatkirchen verteilt 
wurde (S. 155). — 

Die vorstehende Anzeige hat nur 
einzelne Punkte aus dem Buch 
Schäfers hervorgehoben, die von all¬ 
gemeinem Interesse sind. Ungewöhn¬ 
lich viel wertvolle Detailforschung geht 
daneben her, die hier nicht berührt 
werden kann. 

Würzburg. Ernst Meyer. 

Der V. Band der Quellen zur Lo¬ 
thringischen Geschichte (1908) enthält 


den 1. Teil der Metzer Bannrollen 
des 13. Jhdts., hrsg. von Karl Wich- 
mann. Es wird erst möglich sein, 
ausführlich auf die umfangreiche Publi¬ 
kation einzugehen, wenn die aus¬ 
stehenden Bände II—IV erschienen 
sind, die den Schluss des Textes, In¬ 
haltsverzeichnisse und Karten bringen 
sollen. Der vorliegende 1. Teil ent¬ 
hält den Text der Rollen von 1220—79 
und dazu eine Einleitung, welche die 
Besonderheit des Stoffes klarstellt und 
die zum Abdruck gelangten Stücke 
genau beschreibt. Von Interesse ist 
der Vergleich mit dem KölnerSchreins- 
verfahren, das auch nach der Ansicht 
des Hrsg, die Anregung zur Anlage 
der Metzer Bannrollen gegeben hat, 
wenn auch die Ausführung in Metz 
sich in erheblichen Punkten von dem 
Kölner Vorbilde entfernte. n. 

Rehme, Paul, Über das älteste bre¬ 
mische Grundbuch (1438—1558) 
und seine Stellung im Liegen- 
schaft8recbt. Mit einem Urkun- 
denanhange (Stadtrechtsforschun- 
gen I). Halle a. d. S. 1908. 

Der Verf. stellt, nachdem er die 
älteren Stadtbücher Bremens der 
Reihe nach charakterisiert hat, ein¬ 
gehende Erörterungen über das älteste 
bremische Grundbuch an, das bisher 
in der Literatur nicht behandelt 
worden war. In seiner sorgsamen 
systematischen Art stellt R. zunächst 
alle Ausserlichkeiten der Handschrift 
und der Buchführung fest, ln einem 
weiteren Kapitel umgrenzt er den 
Kreis der Grundstücke, welche in den 
Bereich des Grundbuches fallen, so¬ 
dann die Rechtsgeschäfte und die 
rechtlichen Formen der Auflassung, 
die Eintragung und Löschung im 
Grundbuche. In einem Anhang teilt 
er eine Anzahl Eintragungen mit, bei 
deren Auswahl juristische Erwägungen 
massgebend waren. Von besonderem 
Interesse sind bei den Ausführungen 
de.s Verf. über die Reallasten seine 
Mitteilungen über den sog. Königs¬ 
zins, der i. J. 966 vom Könige dem 
Erzbischof übertragen worden ist; 
er entspricht zweifellos dem Kölner 
Hofzins (vgl. diese Zeitschr. 25,347/8). 

Keussen. 
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Friedrich Webner, Die Zunftkämpfe 
in Schweidnitz bis zum Ausgang 
des Mittelalters. Breslauer Disser¬ 
tation. Breslau 1907. 143 Seiten. 

Schweidnitz ist eine Gründung im 
kolonialen Deutschland, deren An¬ 
fänge nicht über die ersten Jahrzehnte 
des 13. Jahrhunderts hinausreichen. 
Die landesherrliche Gunst schuf die 
Stadt vielleicht zu der nächst Breslau 
bedeutendsten Kommune in Schlesien, 
obwohl die Bedeutung von Liegnitz 
auch nicht gering anzuschlagen ist. 
Naturgemäss tauchen in den Kolonial¬ 
städten, deren rechtliche und wirt¬ 
schaftliche Einrichtungen aus Alt¬ 
deutschland übertragen wurden, auch 
die Kämpfe zwischen Patrizier und 
Zünften — der Verfasser spricht in 
der Einleitung irreführend von einem 
Kampfe der Zünfte mit den Ministe¬ 
rialen und Kauf leuten — auf. 'Wäh¬ 
rend in Altdeutschland erst nach 
jahrhundertelanger wirtschaftlicher 
Entwicklung dieser Gegensatz zum 
Ausbruch kommt, regt er sich in den 
Städten des Ostens schon in den 
ersten Jahrzehnten ihres Bestehens. 
Die langwierigen, mit verschiedenem 
Erfolge geführten Zunftkämpfe schil¬ 
dert der Verfasser sehr eingehend bis 
zum Ausgang des Mittelalters. An¬ 
hangsweise gibt er ein umfangreiches 
Verzeichnis der Ratmannen von 1307 
bis 1522. Die Darstellung ist stellen¬ 
weise recht breit und mit zahlreichen 
Zitaten, auch solchen sehr einfacher 
Natur, versehen. Häutig ergeht sich 
der Verfasser in allgemein gehaltenen 
Reflexionen (vgl. z. B. die Gründe der 
Erhebung der Bäcker von 1311). 

Der Verfasser scheint aus der Zahl 
der Zünfte auf die wirtschaftliche Be¬ 
deutung derStädte schliessen zu wollen 
(S. 27). Diese Annahme ist nur be¬ 
dingt richtig und darf nicht zu Ver¬ 
gleichen einzelner Städte führen. Man 
wird doch Frankfurt, das im Jahre 
1377 fünfzehn Zünfte aufwies, nicht 
in Parallele mit Schweidnitz, das 1374 
sechsehn Korporationen hatte, stellen 
können. Ebensowenig ist wohl ein 
Vergleich zwischen dem mächtigen 
Strassburg und Breslau, die 29 resp. 
28 Zünfte aufwiesen, möglich. Ver¬ 
schiedenartige Momente kommen in 
Betracht, um hier das langsame, dort 
das schnelle Wachsen der Zahl der 


Zünfte zu bewirken. W’enn Paris z. B. 
im 13 Jahrhundert bereits über 100 
Zünfte aufweist, so ist hiermit die 
wirtschaftliche Überlegenheit gegen 
Köln, die mittelalterliche Grossstadt 
in Centraleuropa, das 1396 42 Zünfte 
aufweist (vgl. v. Loescb, Kölner Zunft¬ 
urkunden, Einl. S. 45*. Webner ge¬ 
braucht noch die alte Zahl 50), noch 
lange nicht dargetan, ln Wien be¬ 
standen im Jahre 1405 112 Innungen 
I (Gesch. d. St. Wien I S. 438), und 
doch stand Wien hinter Köln zurück 
(vgl. ebd. S. 444). Dazu kommt, 
dass es recht zweifelhaft ist, ob in 
Schweidnitz tatsächlich im Jahre 1337 
elf und im Jahre 1374 sechzehn Zünfte 
bestanden haben, ln den von Webner 
namhaft gam&chten Urkunden jener 
Jahre werden unter den Zeugen eine 
Reihe von Handwerkern, von dem einen 
Gewerbe ein einzelner, von dem ande¬ 
ren mehrere, erwähnt. Zu bemerken 
ist, dass im Jahre 1374 zu den Vertre¬ 
tern der genannten Gewerbe „mit allir 
andir hantwerke willen“ hinzugefügt 
| wird. Man müsste also annehmen, 
dass eine noch grössere Zahl von 
Gewerben zünftlerisch organisiert 
war. Tatsächlich können mehrere 
Gewerbe keine Zunft gebildet haben, 
so die Hakenmeister, die im Jahre 
1374 als Zeugen auftreten. Nach der 
erhaltenen Biirgerliste gab es im Jahre 
1471 nur 4 Ölschläger (Webner S. 51). 
Die Töpfer, die in der Urkunde von 
1337 erscheinen, nicht aber in der 
von 1374, sind im Jahre 1471 nur 
sechs Mann stark. 

Es wäre wünschenswert gewesen, 
wenn der Verfasser die 25 schle¬ 
sischen Städte, die im Jahre 1361 
den Scbweidnitzer Schneidertag be¬ 
schickten, mit ihren heutigen Namen 
bezeichnet hätte. Nicht jeder weiss, 
welche heutige Ortsnamen sich hinter 
Lemberg und Olsin verbergen (vgl. 
übrigens auch das mit allen Abkür¬ 
zungen übernommene Zitat S. 89, 
ähnlich die Zitate S. 92 und S. 101, 
die allen Editionsgrundsützen wider¬ 
sprechen). W. Tuckermann. 

Koch, Hans: Geschichte des Seiden¬ 
gewerbes in Köln vom 13. bis zum 
18. Jahrhundert. (Leipzig, Duncker 
«fe Humblot, 1907) = Heft 128 
der Staats- und sozialwissenschaft- 
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liehen Forschungen, herausgegeb. 
von Gust. Schmoller u. Max bering. 

•Es ist dem Verfasser seiner Ab¬ 
sicht gemäss gelungen, ein charakte¬ 
ristisches Bild dieses Kölner Export¬ 
gewerbes und seiner zünftigen Ver¬ 
fassung zu entwerfen, Zwar nicht 
lückenlos, denn das ist durch den 
Zustand der Ueberlieferung ausge¬ 
schlossen. Dafür hat der Verfasser 
getreulich alles, was auch nur von 
lerne zur Aufhellung seines Gegen¬ 
standes beitragen konnte, zusammen- 
getragen und dazu in Beziehung 
gesetzt; im ersten Teil, für den die 
Quellen am spärlichsten flössen, geht 
er darin vielleicht nur etwas zu weit. 
Wertvoll wird das Buch namentlich 
durch die beständige Vergleichung 
der Kölner Zustände mit den gleich¬ 
zeitigen Verhältnissen der andern 
Seidenplätze. Dadurch gewinnt das 
ganze Bild sein richtiges Relief, und 
es wird damit nun wirklich die 
wesentlichste Lücke in unserer bis¬ 
herigen Kenntnis der Entwicklung 
der europäischen Seidenindustrie über¬ 
haupt ausgefüllt. Neben Zürich tritt 
das mittelalterliche Köln als weitaus 
der erste und wichtigste Seidenplatz 
in deutschen Landen. Am nächsten 
steht das Kölner Seidengewerlie dem 
noch bedeutenderen von Paris Erst 
vom 16. Jahrhundert an tritt ihm die 
Konkurrenz der alten süddeutschen 
Städte Ulm, Augsburg, N ürnberg und 
der neuen Gründungen der Gegen¬ 
reformation Frankenthal, Hanau und 
Friedrichsdorf bezw. Frankfurt zur 
Seite. Und erst die Not des Dreissig- 
jährigen Krieges und bald darnach 
die freiere Konkurrenz von Crefeld, 
von Holland und der Schweiz legen 
die Kölner Seidenindustrie im Laufe 
des 17- und 18. Jahrhunderts fast völlig 
brach. 

Das Buch zerlegt sich chronologisch 
in drei Teile: 1. Ursprung und Ent¬ 
wicklung des Seidengewerbes bis zu 
seiner zünftigen Organisation im 
Jahre 1437. 2. Die zünftige Blüte¬ 
zeit von 1437 bis 1506. 3. Der 

wechselvolle Kampf gegen die neue 
Konkurrenz des 16. und 17. Jahr¬ 
hunderts, zuerst angeblich gegen die 
durch Beschwerung beim Färben ge¬ 
fälschte Seide der neuen Konkurrenten, 
in Wirklichkeit doch gegen die tech¬ 


nische und organisatorische Ueber- 
legenheit der neuen Betriebsweisen, 
insonderheit der gegenüber der Hand¬ 
spinnerei viel leistungsfähigeren 
Seidenmühlen, mit denen man sich 
in Köln ähnlich wie in Zürich in der 
Weise auseinandersetzte, dass man 
den Fremden mit ihren Neuerungen 
zwar Einlass gewährte, aber sie doch 
auch so rasch als möglich wieder 
durch die einheimische Unternehmung 
und Arbeit zu ersetzen und zu ver¬ 
drängen suchte Die Kölner Seiden¬ 
weberei hat sich dann, ähnlich wie in 
Basel, immer mehr auf Passemente 
und Bänder beschränkt. Da wurde 
es ihr denn zum Verhängnis, dass 
der Hat von Köln um 1660, abwei¬ 
chend von seinem trüberen liberaleren 
Verhalten und abweichend vom Di¬ 
rektorium der Kaufmannschaft zu 
Basel und von den holländischen 
Seidenplätzen, dem damals aufkom- 
menden 16 gängigen Bandstuhl den 
Zulass verwehrte. Seit 1670 trat, 
von Anfangganz im Grossen betrieben, 
die Konkurrenz von Crefeld hinzu. 
Diesen mächtigen Gegnern war die 
zünftig eingeengte Band- und Borten- 
weherei von Köln nicht mehr ge¬ 
wachsen. „Durch sechs Jahrhunderte 
fast, länger und vor allem in grösse¬ 
rer Bedeutung als in irgend einer 
andern deutschen Stadt, hat sich das 
Seidengewerbe in Köln zu halten 
vermocht, bis es diesen neuaufstre¬ 
benden Konkurrenten weichen musste. 
Lange Zeit hindurch war Köln „die 
Seidenstadt“ Deutschlands gewesen, 
bis ums Jahr 1700 war es „die rhei¬ 
nische Seidenstadt. k “ 

Basel. Dr. Tr. Geering. 

Goldschmidt Hans, Zentralbehör¬ 
den undBeamtentum im Kur¬ 
fürstentum Mainz vom 16. bis 
zum 18. Jahrhundert. (Abhand¬ 
lungen zur mittleren und neueren 
Geschichte; hrsg. v. Georg v. Be- 
low, Heinrich Finke u. Friedrich 
Meinecke Heft 7), Berlin u. Leip¬ 
zig: W. Rothschild 1908. XX, 
209 S. 3 Tabellen. Einzelpreis 
6 M. Subkriptionspreis 5,20 M. 
Seitdem die Erforschung der Ver¬ 
waltung«- und Wirtschaftsgeschichte 
als wichtige Bedingung für die Er¬ 
kenntnis der neueren deutschen Staa- 
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tenentwicklung gilt, sind die Arbeiten 
auf diesem Gebiete fast ausschliess¬ 
lich den weltlichen Fürstentümern zu 
Gute gekommen. Die Geschichte der 
geistlichen Territorien ging, abgesehen 
von Lüdeckes Schrift über das Bistum 
Münster und Wilds über Würzburg- 
Bamberg, dabei leer aus. Und doch 
lag hier für derartige Untersuchun¬ 
gen ein doppeltes Interesse vor, einer¬ 
seits um einen Vergleich mit der Be- 
hörden-Entwicklung in den weltlichen 
Territorien zu gewinnen, andererseits 
um dabei die Ursachen für den un¬ 
aufhaltbaren, schnellen Untergang die¬ 
ser geistlichen Staaten vor 105 Jahren 
za erkennen. 

Unter Berücksichtigung dieser Ge¬ 
sichtspunkte bietet die vorliegende 
Schrift die eingehende Entwicklungs¬ 
geschichte des Zentral-Behördenwe- 
sens in dem grössten und wichtigsten 
der deutschen geistlichen Fürsten¬ 
tümer, im Erzbistum Mainz, während 
seiner drei letzten Jahrhunderte. Die 
klare Gliederung des Stoffes, die sorg¬ 
fältige Quellenbenutzung und Unter¬ 
suchung wie schliesslich die sehr an¬ 
sprechende übersichtliche Darstellung 
mit ihrer knappen Zusammenfassung 
der jedesmal gewonnenen Ergebnisse 
sichern dieser Erstlingsschrift bei 
ihren Lesern freudige Anerkennung. 

Die Darstellung behandelt in fünf 
Abschnitten den Ilofrat, die Fi- 
nanzvcrwaltung, die Zentral¬ 
justizbehörden, den Geheimen 
Rat und schliesslich das Beamten¬ 
tum. Die Entwicklung des Hofrats 
wird dabei, durch die Stoffmenge ver¬ 
anlasst, in zwei zeitlich gegliederten 
Unterabschnitten dargelegt, wobei die 
erste Periode von lf)22—1650 als die 
der Entstehung und des Aufschwungs, 
die zweite von 1650—1792 als die des 
Niedergangs bezeichnet wird. In je¬ 
dem dieser Unterabschnitte und ähn¬ 
lich bei der Finanz- und Justizver¬ 
waltung handeln dann besondere Ka¬ 
pitel über die äussere Geschichte, 
den Geschäftskreis, die Ge¬ 
schäftsordnung, Kanzlei und die 
Beamten der betreffenden Behörde. 
Beim ersten Unterabschnitt über den 
Hofrat sind dann noch Kapitel über 
die Stellung des Domkapitels 
zum Hofrat und das Verhältnis 
der Landstände zu ihm angefügt, 


' ebenso bei der Finanzbehörde das 
1 Kapitel über die Rechnungsrevi¬ 
sion und bei der Justizverwaltung 
Uber die sog. dritte Instanz, das 
Itevisionsgericht. Besondere Hervor¬ 
hebung verdienen als sehr willkommen 
die am Schlüsse jedes Abschnitts bei- 
l gegebenen Kapitel: „Vergleich mit 
anderen Verwaltungen**, in denen 
die Resultate über die Entwicklung 
der Mainzer Behörde knapp formu¬ 
liert und in Beziehung zu denen an¬ 
derer Territorien, vor allem in Öster¬ 
reich und Baiern, dann in Branden- 
burg-Preussen, Münster, Bamberg u. 
a. gesetzt werden, so dass dadurch 
diese Mainzer Untersuchung sofort 
für die allgemeine Verwaltungsge¬ 
schichte fruchtbar wird. 

Wie bei den Finanz- und Justiz¬ 
behörden zeigt sich ganz besonders 
bei dem Hofrat der starke Gegensatz 
der zwei oben charakterisierten Pe¬ 
rioden: im 16. und Anfang des 17. 
Jhts. viele hoffnungsvolle glückliche 
Ansätze, so dass der Mainzer Rat 
dem aller andern Herrscher minde¬ 
stens ebenbürtig, z. T. sogar über- 
| legen erscheint wegen der frühen 
Trennung der Justiz und Finanzen 
von der allgemeinen Verwaltung, die 
selbst Baiern so rasch nicht erreichte. 
Diese Arbeitsteilung mit der Ent¬ 
lassung des Hofrats und die Besetzung 
der Kammer und des Hofgerichts mit 
eigenem fachmännischen Personal 
stellen im Zusammenhang mit der 
vorangehenden frühen Loslösung der 
Landt'sverwaltung von dem eigent¬ 
lichen Hofstaat das reiche und wert¬ 
volle Ergebnis der Mainzer Organisa¬ 
tion in der Epoche des Aufschwungs 
dar. Leider haben in der zweiten 
Periode diese wichtigen und günsti¬ 
gen Grundlagen keinerlei Fortbildung 
erfahren, der Neuerwerb von Terri¬ 
torialbesitz, der in den weltlichen Ge¬ 
bieten zur Weiterentwicklung und zur 
Verknüpfung der einzelnen Behörden 
für die Zwecke der Verwaltungsein- 
hoit drängte, fehlte dem Kurfürsten¬ 
tum Mainz; eine ähnliche Oberbe¬ 
hörde wie die des preussischen Ge¬ 
neraldirektoriums, wo Landespolizei 
und Finanzen in einen Rahmen ge¬ 
fügt waren, oder die Ansgestaltung 
der Sachverständigcndeputatlonen zu 
eignen Behörden wie in Baiern und 

10 
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Österreich hat sich in Mainz nicht 
erreichen lassen; bei der mangeln¬ 
den wirtschaftlichen Bedeutung war 
schliesslich der politische Verfall 
nicht abzuwenden. 

Auch die Entwicklung der Mainzer 
Einanzbehörde steht anfangs unter 
einem sehr günstigen Stern. Glück¬ 
licher als die andern weltlichen und 
geistlichen Fürstentümer hat unser 
Erzstift nie die sonst für die Kassen¬ 
einheit so hinderliche Einmischung 
der Landslände in die staatliche Fi¬ 
nanzpolitik kennen gelernt; frühzeitig 
entwickelt sich aus der Mainzer ein¬ 
fachen Rechenstube der mit guten 
fachmännischen Beamten bürgerlicher 
Herkunft besetzte „Kammerrat“. Aber 
auch liier fehlt später die Weiter¬ 
bildung: der Kammer mangelt die 
nötige Autorität, weil nicht sie, son¬ 
dern der llofrat die finanzielle Ge¬ 
richtsbarkeit hat; schliesslich wird 
auch die Kasseneinheit durch Tei¬ 
lungen in mehrere Zahlämter ge¬ 
schädigt. Ähnlich der Kammer ent¬ 
behrt auch das Mainzer Hofgericht 
bei seiner Entstehung des in andern 
Territorien beobachteten ständischen 
Einflusses und Charakters, es ist in¬ 
folge seiner Herausschälung aus dem 
Hofrat lediglich ein Beamtenkolle¬ 
gium, dessen Räte — ein Vorzug vor 
Oesterreich und Baiern — nicht mehr 
zugleich Hofratsmitglieder waren; 
eine persönliche Rechtsprechung, wie 
sie in den beiden eben genannten 
Ländern noch vorkam, vermieden die 
Mainzer Kurfürsten durch Ueberwei- 
sung sämtlicher Eingaben an die zu¬ 
ständigen Gerichte. Das als oberste Be¬ 
rufungsinstanz begründete Revisions¬ 
gericht zu Mainz („dritte Instanz“), 
war auch in der Reamtenzusammen- 
setzung vom Hofgericht völlig unab¬ 
hängig, wie kaum in andern Staaten, 
und schloss besser als dort die Ap¬ 
pellationen an das Reicliskainmer- 
gericht aus. Der bedenkliche Still- * 
stand und Rückschritt trat aber auch 
hier schliesslich ein, als im 18. Jahr¬ 
hundert die strenge Ressorttrennung 
sich lockerte und das Hofgericht an¬ 
fing, nur Durchgangsstation für spä¬ 
tere Ilofräte zu werden. Die Ent¬ 
wicklung des Geheimen Rats, der bei 
dem vertraulichen Charakter seiner 
Besprechungen wenige schriftliche 


Nachrichten hinterlassen hat, ist eine 
ziemlich wecliselvolle gewesen; an¬ 
fänglich war er für die äusseren 
diplomatischen Angelegenheiten be¬ 
stimmt, trat dann aber ganz hinter 
seiner Hilfsbehörde, der Geheimen 
Kanzlei, zurück, so dass zeitweilig 
eine kabinettsartige Regierung durch 
deren Chef, den Geheimen Sekretär, 
zu bestehen schien, bis schliesslich 
der an die Spitze der Geheimen Kanz¬ 
lei tretende Hofkanzler und der Hof¬ 
meister als die beiden obersten Be¬ 
amten zusammen mit dein Kurfürsten 
den engsten vertraulichen Berutungs- 
kreis bildeten, und diese Form eines 
Geheimen Rates entsprach den Mainzer 
Bedürfnissen am besten Die spätere 
äusserlich prunkvolle Erweiterung 
dieser Behörde nach dem österreich¬ 
ischen Vorbilde passte bei der wach¬ 
senden politischen Bedeutungslosig¬ 
keit des Erzstiftes durchaus nicht 
auf die Mainzer Verhältnisse. — In 
dem Abschnitt über das Beamten¬ 
tum ist bemerkenswert das andau¬ 
ernde starke Zurücktreten des ad¬ 
ligen Elements hinter dem bürger¬ 
lichen, sowie die verhältnismässig 
grosse Anzahl protestantischer Beam¬ 
ter, deren sich die Erzbischöfe, frei 
von religiöser Engherzigkeit, bedien¬ 
ten. Das Besoldungsweseu war, wie 
auch die Tabellen in der Anlage zei¬ 
gen, sehr ungleichartig, über Ansätze 
kamen die Reformpläne auch hier 
nicht heraus, und der Abstand zwi¬ 
schen den Beamtengehältern des Hof¬ 
staats und der Landesverwaltung war 
in Mainz grösser als in andern Terri¬ 
torien. 

Den Grund für den Verfall des 
Mainzer Staats sieht der Verfasser 
aber nicht bloss in der mangelnden 
Weiterbildung der Behörden im 18. 
Jht., sondern tiefer in dem W'csen 
des geistlichen Wahlfiirstentmns. Die¬ 
sem mangelten die den weltlichen 
Staaten so förderlichen drei Faktoren: 
das dynastische Interesse, die Mit¬ 
wirkung der Landstände mit ihrem 
oft politisch günstigen Einfluss uiul 
der äussere Antrieb zur Fortbildung, 
den der Neuerwerb von Gebieten den 
weltlichen Fürsten im 17. und 18. Jht. 
bot. Das Fehlen dieser Momente hat 
wi»i in allen geistlichen Territorien 
so auch im Erzstift Mainz zu poli- 
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tischem Stillstand und schliesslicher 
Auflösung geführt. 

Danzig. K. SchottmiiIler. 

Der 2. Jahrgang der von W. Rot- 
scheidt in Lehe herausgegebenen 
Monatshefte für Rheinische Kirchen¬ 
geschichte liegt nunmehr yor. Er 
wird eröffnet durch einen hübschen 
Ueberblick von Justus Hashagen über 
die Anfänge des landesherrlichen 
Kirchenregiinents am Niederrbein 
(auf Grund des 1. Bandes von Redlich, 
Jiilich-Bergischc Kirchenpolitik). Die 
Hauptarbeitslast bei diesem Bande 
hat aber auf den Schultern des Her¬ 
ausgebers geruht. Von ihm rühren 
namentlich mehrere Beiträge zur 
Kölner Kirchengeschichte her (aus 
den Akten der reformierten Schiffer¬ 
gemeinde zu Köln, Spener-Briefe an 
die lutherische Gemeinde daselbst, 
Calvin und Köln); in letzterem Auf¬ 
sätze unterzieht R. sich der Mühe, 
aus Calvins Werken die Beziehungen 
des Reformators zu Köln zusammen¬ 
zustellen und zu erläutern, woraus 
sich ergibt, dass Calvin keinen direkten 
Einfluss auf den Verlauf der Kölner 
Reformation geübt hat. R. druckt 
auch den sehr selten gewordenen 
quellenmässig gearbeiteten Bruch- 
sehen Versuch einer kurzen Ge¬ 
schichte der ev.-lutherischen Ge¬ 
meinde von Köln a. Rh. (1812) noch¬ 
mals ab mit Berichtigungen und 
Nachträgen. Ein gutes Ilülfsmittel 
für die reformationsgeschichtliche 
Forschung stellt die Fortsetzung der 
Verzeichnisse der Prediger seit der 
Stiftung der Provinzialsynode dar. 
Das biographische Moment wird von 
R. und seinem Mitarbeiter besonders 
betont. Hervorzuheben sind die bio¬ 
graphischen Angaben über Theod. 
Fabricius, Abraham Scultetus, Joachim 
Wendland u a. Ferner finden sieb 
Beiträge zur Gemeindegeschichte von 
Velbert-Heiligenhaus, Dülken, Orsoy 
(Glockenkunde), Vaals, Mettmann, 
sowie des Oberamts Bacharach. Viel¬ 
fach sind Bücherbesprechungen, meist 
vom Herausgeber verfasst, den ein¬ 
zelnen Heften beigegehen. Möge er 
in seinen Bemühungen um die quellen- 
massige Begründung der evangelischen 
Kirchengeschichte des Rheinlands 
namentlich von seinen Amtsbrüdern 
rege unterstützt werden. n. 


Die Matrikel der Hohen Schule und 
des Pädagogiums zu Herborn, her¬ 
ausgegeben von Gottfried Zed¬ 
ier und Hans Sommer (Ver¬ 
öffentlichungen der Historischen 
Kommission für Nassau, V.). 
Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1908. 
Die MatrikclderchemaligenNassaui- 
schen Hochschule Herborn war schon 
i. J. 1882 durch Ant. v. der Linde 
an versteckter Stelle herausgegeben 
worden in den Nassauer Drucken der 
Kgl. B bliothek in Wiesbaden, 1.340ff. 
Diese Edition ist, wie die neuen 
Editoren nachweisen, sehr unzuver¬ 
lässig und in willkürlicher Weise 
vorgenomrnen. Die gleichzeitigen und 
späteren Zusätze sind nicht vom Text 
geschieden, wodurch mannigfache 
Irrtiimer hervorgerufen werden. Dazu 
sind Zahl und Art der Linde’schen 
Lese- u. a. Fehler sehr beträchtlich 
und störend. Ausserdem erwies sich 
die ältere Edition infolge des Fehlens 
von Registern als praktisch wenig 
brauchbar. Daher hat die Historische 
Kommission für Nassau eine völlige 
Neuherausgabe der Matrikel, mit der 
auch die Matrikel des Pädagogiums 
verbinden worden ist, unter ihre 
Veröffentlichungen aufgenommen.Sehr 
wertvoll sind die der Ausgabe bei¬ 
gegebenen Register. Unter den Orts¬ 
namen werden sämtliche zugehörigen 
Personennamen kurz wiederholt; so¬ 
dann gibt die Uebersieht nach (heu¬ 
tigen) Ländern, unter deren Namen 
sämtliche Ortsnamen, mit Angabe der 
Studentenzahl, aufgeführt werden — 
die Preussen sind nach Regierungs¬ 
bezirken angeordnet —, ein höchst 
anschauliches Bild von der Anzie¬ 
hungskraft der Herhorner Hochschule. 
Ferner sind noch die ehemals selb¬ 
ständigen Territorien in und um 
Nassau (N.-Diez, -Dillenburg, -Hada¬ 
mar, -Siegen, -Usingen, -Weilburg, 
Sayn, Wittgenstein usw.) noch beson¬ 
ders mit ihren Orten und deren Fre¬ 
quenzziffer aufgeführt. Diese Orts¬ 
register bestätigen die Bemerkung der 
Herausgeber, dass Herborn als Hoch¬ 
burg der reformierten Lehre zeitweise 
einen europäischen Ruf gehabt und An¬ 
gehörige fast aller Nationen Europas 
in seine bescheidenen Mauern gelockt 
habe, obwohl cs niemals Universität 
gewesen ist und daher auch nicht das 
i Promotionsrecht gehabt bat. n. 
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Gesellschaft für Rheinische 
Geschichtskunde. 

Jahresbericht für 1908. 

I. Veröffentlichungen. 

Seit der letzten Hauptversammlung 
gelangten die nachstellenden Ver¬ 
öffentlichungen zur Ausgabe: 

1. Die Regesten der Erz¬ 

bischöfe von Köln im Mittel- 
alter. Dritter Band: 1203 1304, 

erste Hälfte: 1205 — 1261, bearbeitet 
von Richard Knipping. Bonn 1909 
(Publikation XXI, Band III, erste 
Hälfte). 

2. Die Münzen von Trier. 
Zweiter Teil: Beschreibung der neu¬ 
zeitlichen Münzen von 1556 — 1794. 
Mit 21 Lichtdrucktafeln, bearbeitet 
von Dr. Friedr. Frhrn. v. Schrötter. 
Bonn 1908(Publikation XXX, BandII). 

II. Vorbereitete Veröffentlichungen. 

1. Rheinische Weistümer. Für 
den ersten Band der unter Leitung 
von Herrn Professor Dr. Stutz in 
Bonn stehenden Ausgabe der Kur¬ 
kölnischen Weistü mer (das Amt Hülch¬ 
rath umfassend), haben die Herren 
Referendar Mayer in Bonn und 
Archivassistent Dr. Koch endo rffer 
in Düsseldorf soweit vorgearbeitet, 
dass die Fertigstellung des Manu¬ 
skripts im Laute des Jahres 1909 er¬ 
wartet werden darf. An den Tricri- 
schen Weistümern konnte in Ermang¬ 
lung eines Bearbeiters die Arbeit 
noch nicht fortgesetst werden. Die 
Sammlung des Materials für die 
Herausgabe der Priimer Weistum er 
setzt Herr Archivar a. D. Dr. Forst 
in Zürich noch fort, so dass die 
Drucklegung in diesem Jahr noch 
nicht erfolgen kaun. 

2. Rheinische Urbare. Herr 
Professor Kötzschke in Leipzig 
war durch andere Arbeiten gehindert, 
den im Druck bereits weit vorge¬ 
schrittenen II. Band der Werdener 
Urbare abzuschliessen. Ebenso glaubt 
auch Herr Bibliothekskustos Dr. Ilil- 
liger in Leipzig erst im Laufe des 
nächsten Jahres die Urbare von St. 
Severin in Köln wieder in Angriff 
nehmen zu können. 

3. Jiilich-Bergische Landtags¬ 
akten. Für die Edition der Jülich- 
Bcrgischen Landtagsakten, I. Reihe. 
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ist unter der Leitung von Herrn Geh. 
Hofrat v. Below in Freiburg am 
1. Juni 1908 Herr Dr. Hans Gold¬ 
schmidt daselbst als ständiger Mit- 
i arbeiter eingetreten und hat die 
I Akten der Jahre 1589—1596, die 
i schon der frühere Bearbeiter teilweise 
exzerpiert hatte, in der Hauptsache 
durchgearbeitet. Neben den Bestän¬ 
den des Düsseldorfer Archivs hat er 
auch die Bestände von kleineren 
Archiven zu durchforschen begonnen. 

Der Druck des 1. Bandes der II. 
Reihe der Jülich-Bergischen Land¬ 
tagsakten (von 1624 ab) wurde von 
Herrn Archivrat I)r. Küch in Mar¬ 
burg fortgesetzt; bisher sind 13 
Bogen gedruckt. 

4. Matrikel der Universität 
Köln. Für die Matrikel der Univer¬ 
sität Köln hat Herr Stadtarchivar 
D r. K e u s s e n in Köln die artistischen 
Dekanatsbücher bis zum Jahre 1600 
und das juristische Dekanatsbuch 
zum Teil durebgearbeitet. Da er 
demnächst von anderen Verpflich¬ 
tungen frei sein wird, wird er der 
Publikation einen grösseren Teil 
seiner Arbeitskraft widmen können. 

5. Aciteste rheinische Ur¬ 
kunden. Die diplomatischen Vor¬ 
arbeiten für die Herausgabe der 
ältesten rheinisch. Urkunden (—1100), 
welche Herr Professor Dr. Opper¬ 
mann in Utrecht bearbeitet, haben 
im Berichtsjahre gute Fortschritte 
gemacht. Die Drucklegung wird aber 
im Jahre 1909 noch nicht begonnen 
werden können. 

6. Regesten der Kölner Erz¬ 
bischöfe. Auch die Arbeit für den 
I. Band der Regesten der Kölner 
Erzbischöfe (—1100) bat Herr Pro¬ 
fessor Oppermann wieder fördern 
können. 

Wie Herr Archivar Dr. Knipping 
in Koblenz initteilt, wird er in einigen 
Monaten die Regesten Engelberts II. 
11261 —1274) fertiggestellt haben, so 
dass der Druck der zweiten Hälfte 
des III. Bandes der Regesten der 
Kölner Erzbischöfe alsdann beginnen 
kann. 

Die Arbeit an dem IV. Bande der 
Regesten der Kölner Erzbischöfe 
(1304 1414), die unter Leitung von 

Herrn Geheimrat Al. Schulte in 
Bonn steht, hat Herr Dr. Wilh, 
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Kisky in Köln auch im Berichte- I 
jahre ständig gefördert. Es wurden 
besucht und in den einschlägigen 
Teilen durchgearbeitet: das Kircben- 
archiv und das Stadtarchiv in Kleve, 
das Stadtarchiv in Nymwegen, das 
Staatsarchiv in Marburg, einschliess- 
lieh des Hessischen Samtarchivs und 
des Gräflich Waldeckschen Archivs, 
das Kreisarchiv und die Universitäts¬ 
bibliothek in Würzburg, das Kreis- ' 
archiv, das Archiv und die Bibliothek 
des Germanischen Nationalinuseums 
in Nürnberg. Kerner in München 
das Geheime Staatsarchiv, das Ge¬ 
heime Hausarchiv, das Allgemeine 
Reichsarchiv, die Handschriftenabtei¬ 
lung der Hof- und Staatsbibliothek 
und das Bayrische Nationalmuseum. 
In Buxheim das Gräflich Waldbott- 
Bassenheimsche Archiv, sodann in 
Wien das k. u. k. Haus-, Hof- und 
Staatsarchiv und das Deutschordens¬ 
zentralarchiv. Herr Geheimrat Rei¬ 
mer in Coblenz vermittelte einige 
Stücke aus dem Gräflich Kesselstatt- 
schen Archiv in Trier und dem 
Gräflich Solmschen Archiv in Rennen¬ 
berg. Ausserdem wnrden die Ar¬ 
beiten im Staatsarchiv zu Düsseldorf ! 
fortgesetzt und das Material an ge¬ 
druckten Urbänden ständig ergänzt 
und vermehrt. Die Ausbeute war 
überall sehr reich und wertvoll, so 
dass der Stoff beträchtlich ange¬ 
schwollen ist. 

7. Geschichtlicher Atlas der 
Rheinprovinz. Die unter Leitung 
von Herrn Geheimrat Nissen in 
Bonn stehenden Arbeiten für den 
Geschichtlichen Atlas der Rheinpro¬ 
vinz sind durch Herrn Dr. Fabri- 
cius in Darmstadt andauernd geför¬ 
dert worden. Die Karte der kirch¬ 
lichen Einteilung der Rheinlande im 
Mittelalter (um 1450) im Massstabe 
1:500000 wird in den nächsten 
Wochen zur Ausgabe gelangen. Der 
Druck des Erläuterungsbandes zu 
beiden kirchlichen Karten (um 1450 
und 1610) schreitet langsam voran; 
im Druck liegen vor die Dekanate 
Köln, Bergheim, Jülich, Essen, Neuss, 
Ahrgau, Eifel, Siegburg, Zülpich, 
Distrikt Oesling und Duisburg (rund 
20 Druckbogen). 

Für die evangelischen Pfarren am 
Niederrhein hat Herr W. Bösken 


in Alpen wichtige Ergänzungen bei¬ 
gesteuert, ebenso für die katholischen 
Pfarren im Herzogtum Kleve Herr 
Professor Schölten in Kleve. Die 
Herren Pfarrer Füssenich in Len¬ 
dersdorf und Rotscheid in Lehe 
haben beim weiteren Fortschreiten 
des Druckes regelmässig ihre sach¬ 
verständige Beihilfe geleistet. 

8. Romanische Wandmale¬ 
reien. Wie Herr Professor Clernen 
in Bonn berichtet, wird der Text¬ 
band zu seinem im Jahre 1905 er¬ 
schienenen Tafelwerke über die ro¬ 
manischen Wandmalereien in den 
Rheinlanden im Jahre 1909 heraus¬ 
gegeben werden können. 

9. Quellen zur Rechts- und 
Wirtschaftsgeschichtederrhei- 
nischen Städte. 

a) Niederrheinische Städte. 
Nach dem Berichte von Herrn Ar¬ 
chivdirektor Dr. Ilgen in Düssel¬ 
dorf ist von der von ihm geleiteten 
Ausgabe der Quellen zur Rechts¬ 
und Wirtechaftsgnschichte der nieder¬ 
rheinischen Städte die Bearbeitung 
der Neusser Quellen durch Herrn 
Archivar Dr. Lau in Düsseldorf 
soweit gefördert, dass der Druck im 
Sommer dieses Jahres beginnen kann. 
Diese Quellen werden den II. Band 
der Sammlung bilden. Archivvolontär 
Dr. Kaeber in Düsseldorf ist mit 
der Bearbeitung der Quellen des 
Städtchens Blankenberg a. d. Sieg 
beschäftigt. Die Durchsicht der in 
Betracht kommenden Urkundenbe- 
stände ist im wesentlichen beendet. 
Von den Akten sind die Literalien 
des Jülich-Bergischen Archivs, die 
Reste der älteren Amtsrechnungen, 
die Grenzstreitigkeiten mit den Sayn- 
schen Territorien und einzelne andere 
Stücke durchgearbeitet worden. Die 
Sammlung des archivaliscben Stoffes 
wird voraussichtlich bis Ende März 
beendet sein, die Ausarbeitung der 
Einleitung in ferneren zwei bis drei 
Monaten, so dass diese nur 3 bis 4 
Bogen umfassende Publikation im 
Laufe des Jahres zum Druck gelangen 
•kann. Auch die Deutzer Quellen 

werden, wie Herr Archivassistent Dr. 
Hirschfeld in Coblenz berichtet, 
im April d. J. druckfertig sein. 

b) Städte der südlich. Rbein- 
provinz. Herr Geheimrat Reimer 
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in Coblenz, der die Ausgabe der 
Stadtrechtsquellen für die südliche 
Rheinprovinz leitet, berichtet, dass 
Herr Gymnasialprofessor Dr. Ru¬ 
dolph in llomhurg vor der Höhe 
die Sammlung der Trierer (Quellen 
vollendet hat, mit ihrer Bearbeitung 
andauernd beschäftigt ist, aber in 
diesem Jahre nicht zum Abschluss 
kommen wird. 

Die Arbeiten an den Stadtrechten 
von Boppard und Oberwesel hat 
Herr Archivrat Dr. Richter in 
Coblenz nach längerer Unterbrechung 
wieder aufgenommen und gedenkt sie 
im Laufe des Jahres nachdrücklich 
zu fördern. 

10. Münzen von Tri er. Der erste 
Teil des beschreibenden Verzeich¬ 
nisses der Münzen von Trier vom 
Mittelalter bis zuin Jahre 1794, wel¬ 
chen Herr Prof. Menadier in Berlin 
bearbeitet (bis zum Jahre 1550), hat 
noch nicht vollendet werden körnen. 
Die zwölf Tafeln, welche die Münzen 
bis auf Erzbischof Balduin (1308 
—1354) enthalten, sind zusammen- 
gestellt. Die Goldgulden und Albus 
der Kurfürsten des 14. und 15. Jahr¬ 
hunderts bieten aber noch besondere 
Schwierigkeiten. Der Beginn des 
Druckes kann für den Herbst d. J, 
erwartet werden. 

11. Vatikanische Urkunden 
zur Geschichte der Rheinlande. 
Von den Urkunden und Regesten zur 
Geschichte der Rheinlande aus dein 
Vatikanischen Archiv, welche Herr 
Dr. H. V. Saiierland in Rom bear¬ 
beitet, ist Band V (1302 — 1378) in 
1343 Nummern fertig gedruckt, die 
umfangreichen Register befinden sich 
unter der Presse, die Ausarbeitung 
der Einleitung steht noch aus. Die 
Ausgabe dieses Bandes ist im Laufe 
des Jahres bestimmt zu erwarten. 
Der VI. Band, der die Jahre 1378 
—1399, also die erste Hälfte des 
grossen Schisma, enthält, liegt im 
Manuskript fertig vor. Seine Druck- I 
legung wird sich unmittelbar an die 
Herausgabe des5. Bandes anschliessen 
Für den Schlussband, der die letzte 
Zeit des Schismas (1400 — 1415) um¬ 
fassen wird, hat der Bearbeiter die 
lateranischen Registerbände des Pon¬ 
tifikats Bonifaz’ IX. (1389-1404) 
durchgesehen; den Rest der Register, 


| etwa 50 Bände, hofft er bis Ende 
Juni zu erledigen, so dass in Rom 
nur mehr die lückenhaften Kameral- 
akten der Jahre 1401 — 1415 und die 
sogenannten Instrumenta miscellanea 
aus derselben Zeit bearbeitet zu 
werden brauchen. Ebenso muss die 
Durchsicht der Archive von Düssel¬ 
dorf. Köln und Trier für diesen VII. 
Band noch abgeschlossen werden, 
während die Bestände der Staats¬ 
archive von Münster und Coblenz 
für die Zwecke dieser Publikation 
bereits ganz durchgesehen sind. 

12. Kheinische Siegel. Ueber 
die von Herrn Archivdirektor Dr. 
Ilgen geleitete Publikation der rhei¬ 
nischen Siegel berichtet der Bearbeiter 
Herr Dr. Ewald in Köln, dass die 
Tafeln der zweiten Lieferung (Siegel 
der Erzbischöfe von Trier) sämtlich 
zusammengestellt sind und sich be¬ 
reits in der Lichtdruckanstalt be¬ 
finden. Auch der beschreibende Text 
ist fertig, so dass das Erscheinen 
der Lieferung in den nächsten Mo¬ 
naten zu erwarten steht. Für die 
folgenden Lieferungen ist die Samm¬ 
lung des Materials und der photo¬ 
graphischen Aufnahmen erheblich 
gefördert worden. 

13. Jiilich-Bergische Kirchen¬ 
politik am Ausgang des Mittelalters 
und in der Reformzeit. Den II. Band 
dieses Werkes, der diese Publikation 
beschliessen wird (er umfasst die 
Jahre 1533—1589 und enthält die 
Protokolle der von den Herzögen 
Johann und Wilhelm veranstalteten 
Kirchenvisitationen in Jülich und 
Berg) hat Herr Archivrat Dr. Red¬ 
lich in Düsseldorf soweit gefördert, 
dass das Manuskript in den nächsten 
Tagen der Druckerei übergeben 
werden kann; das Erscheinen dieses 
Schlussbandes ist also für 1910 zu 
erwarten. 

14. Statuten des Kölner Dom¬ 
kapitels vom 13. bis zum 18. Jahr¬ 
hundert. Für diese unter Leitung 
von Prof. Stutz in Bonn stehende 
Ausgabe ist Herr Dr. Hallen in Bonn 
seit dem vorigen Herbst unausgesetzt 
tätig gewesen. Er bearbeitet zunächst 
das handschriftliche Material des 
Düsseldorfer Staatsarchivs. 

15. Uebersicht über den In¬ 
halt der kleineren Archive der 
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Rheinprovinz. Nachdem Herr Dr. 
Joh. Krudewig im Sommer 1908 
auch im Kreise Malmedy die Berei¬ 
sung der Archive durchgeführt hat, 
die gleichzeitig den Zwecken der 
Denkmälerstatistik dient, können 
diesem Jahresberichte die l’eber- 
sichten über die Kreise Montjoie, 
Eupen und Malmedy beigegeben 
werden. Damit ist der III. Band der 
Uebersicht über den Inhalt der klei¬ 
neren Archive der Rheinprovinz 
vollständig geworden. Dieser Band 
wird in den nächsten Wochen er¬ 
scheinen. 

16. Wörterbuch der rheini¬ 
schen Mundarten. Für die Be¬ 
arbeitung und Herausgabe des Wörter¬ 
buchs der rheinischen Mundarten, 
die mit besonderer Unterstützung 
des Provinzialverbandes der Rhein¬ 
provinz durch die Königl. Akademie 
der Wissenschaften und die Gesell¬ 
schaft für rheinische Geschichtskunde 
gemeinsam erfolgt, ist im Einver¬ 
nehmen mit der Berliner Akademie 
ein Ausschuss bestellt worden, in 
den seitens der Akademie die Pro¬ 
fessoren Heusler und Burdach in 
Berlin, seitens der Gesellschaft Prof. 
Dr. Franck und Archivdirektor Dr. 
Ilgen abgeordnet worden sind, und 
dem auch der Landeshauptmann der 
Rheinprovinz I)r. v. Ilenvers ange- 
hört. Der Vorsitzende des Ausschusses, 
Flerr Prof. Franck, hat durch einen 
in der Westdeutschen Zeitschrift für 
Geschichte und Kunst (Jahrg. 1908, 
Heft 1) erschienenen Aufsatz weitere 
Kreise über das Wörterbuch und 
seine Bedeutung aufznklären versucht. 
Herr Prof, Franck ist bei der 
Sammlung des Materials von einer 
Reihe von Mitarbeitern und Mit¬ 
arbeiterinnen unterstützt worden. 
Erfolgreich war das Versenden von 
Fragebogen an die Seminare und 
Präparandenanstalten des Gebietes. 
Die Gesamtzahl der Zettel mit Einzel¬ 
wörtern ist auf 95000 zu beziffern. 
Vorarbeiten für eine Mundarten¬ 
geographie hofft Herr Prof. Franck 
demnächst in grösserem Umfang auf- 
zunehrnen. 

17. Neu wieder Archiv-Inven¬ 
tar Der Druck des Neuwieder 
Archiv-Inventars, der mit Unter¬ 
stützung unserer Gesellschaft erfolgt, 
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ist durch die Versetzung des Bear¬ 
beiters, Herrn Archiv - Assistenten 
Dr. Schultze, von Magdeburg nach 
Marburg etwas verzögert worden, 
wird aber voraussichtlich im August 
zu Ende geführt werden. 

Denkmälerslntistik der Rheinprovin;. 

Die Arbeiten der Kommission sind 
im vergangenen Jahre in der Haupt¬ 
sache (1er Weiterführung der Inven¬ 
tarisation der Kunstdenkmäler der 
Stadt Köln gewidmet gewesen. Herr 
Dr. ing. Hugo Rathgens bat im 
Laufe des letzten Herbstes die Be¬ 
arbeitung und Beschreibung der 
grossen romanischen Kirchen Kölns 
abgeschlossen. Mit dem 1. März 
dieses Jahres ist Herr Dr. Rath- 
gens, der seit 4'/* Jahren ausschliess¬ 
lich seine Arbeitskraft in den Dienst 
der Bearbeitung der Kölner Denk¬ 
mäler gestellt hatte, aus dem Dienst 
der Kommission ausgetreten. Daneben 
sind die zeichnerischen Aufnahmen 
der grossen Kölner Kirchen durch 
die Architekten Franz und Gustav 
Krause weitergeführt worden, die 
Aufnahmen der Kölner Privathäuser 
sind abgeschlossen. Endlich hat Herr 
Dr. Job. Krudewig die Zusammen¬ 
stellung der Literatur und der Ab¬ 
bildungen, sowie die Archivübersicht 
bearbeitet, die älteren Inschriften 
aufgezeichnet und die Baugeschichten 
der grossen Kirchen vorbereitet und 
zum Teil selbständig bearbeitet. Mit 
dem Druck des nächsten Halbbandes 
der Kunstdenkmäler der Stadt Köln 
wird im Sommer begonnen werden. 

Seit dem August 1908 ist Herr I)r. 
Heribert Reiners als wissenschaft¬ 
licher Hilfsarbeiter bei der Kom¬ 
mission eingestellt worden und hat 
sofort die Neubereisung des Land¬ 
kreises Aachen aufgenommen. Die 
Bereisung ist auch im Sommer im 
wesentlichen vollendet worden; Herr 
Dr. Rein ers ist seitdem mit der 
Ausarbeitung des Textes beschäftigt. 

Die Drucklegung der Kunstdenk- 
mäler des Kreises Düren hat, nach¬ 
dem der mit der Edition betraute 
Dr. Paul Hartmann diese wegen 
schwerer Erkrankung hat aufgehen 
mussen. Herr Dr. Edmund Renard 
übernommen. Eine teilweise Revi¬ 
sionsbereisung ist unerlässlich ge- 
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wesen. Das Heft wird im Laufe 
dieses Jahres erscheinen. 

Die Kommission hat sich durch 
die Zuwahl des Herrn Professor I)r. 
Eduard Firmenich-Richartz 
in Bonn verstärkt. 

Medusen-Stiftung. 

Der Druck des beinahe 17 Bogen i 
umfassenden Orts- und Personen¬ 
registers zur II. Preisschrift, der 
Historischen Topographie der 
Stadt Köln im Mittelalter, ist 
von Herrn Stadtarchivar Dr. Ke u ssen 
in Köln fast abgeschlossen worden; 
das Sachregister und Glossar befindet 
sich ganz in der Druckerei. Für die 
ausstehenden Kapitel der Einleitung, 
welche in der Ausarbeitung begriffen 
sind, ist ein reicher Stoff gesammelt. 
Die beizugebenden Karten der Ein¬ 
zelbezirke, des .Marktviertels, der 
Schreinsbezirkc, der Pfarreinteilung 
und der kirchlichen und der Wohl¬ 
tätigkeitsanstalten liegen fertig vor. 
Im Laufe des Jahres wird somit das 
Werk erscheinen können. 

Am 1. Juli v. J. ist rechtzeitig eine 
Bearbeitung der Preisaufgabe über 
die Glasmalereien in den Kheinlanden 
vom 13. bis zum Anfang des lß. Jahr¬ 
hunderts eingeliefert worden; der 
Vorstand ernannte zu Preisrichtern 
die Herren Professoren Clernen in 
Bonn, Hansen und Schniitgen in 
Köln, Rahn in Zürich und Geiges 
in Freiburg i. Br. Infolge der Er¬ 
krankung des letzteren konnte das 
Urteil des Preisgerichts noch nicht 
festgestellt werden. 

Dagegen ist für die beiden Preis¬ 
aufgaben: 'Geschichte des Kölner Sta¬ 
pels’und die Rheinische Presse unter 
französischer Herrschaft’ zu dem fest¬ 
gesetzten Termine keine Bearbeitung 
eingeliefert worden. Der Vorstand 
hat in seiner Sitzung am 28. Dezem¬ 
ber 1908 beschlossen, die Frist für 
die letztere Aufgabe und für die ain 

1. Oktober fällig gewesene Aufgabe: 
'Begründung und Ausbau derBrandcn- 
burgisch-Preussischen Herrschaft am 
Niederrhein’, von der nur eine teil¬ 
weise Bearbeitung eingegangen war, 
bis zum 1. Juli 1910 zu verlängern. 

Preisaufgaben der Menssenstiftung. 

1. Die rheinische Presse unter fran¬ 
zösischer Herrschaft. 


2. Begründung und Ausbau der 
Brandenburgisch-Preussischen Herr¬ 
schaft am Niederrhein. Zur Feier 
ihres dreihundertjährigen Bestehens. 

3. Konrad von Ileresbach mit be¬ 
sonderer Rücksicht auf seine Bedeu¬ 
tung als Pädagoge. 

Für 1 und 3 beträgt der Preis je 
2000 Mk., für 2 3000 Mk. Frist für 
1 und 2 ist der 1. Juli 1910, für 3 
der 1. Juli 1909. Bewerbungsschriften 
sind an den Vorsitzenden der Gesell¬ 
schaft, Professor Dr. Hansen in Köln, 
cinzusendcn. 

Badische Historische Kommission. 

27. Plenarsitzung am 4. Dez. 1908. 
Vgl. W. Z. XXVII S. 181. 

Seit der letzten Plenarsitzung sind 
nachstehende Veröffentlichungen 
der Kommission im Buchhandel er¬ 
schienen : 

Badische Neujahrsblätter. N. 
F. Elftes Blatt. Der Minnesang 
im Lande Baden, bearbeitet von 
Friedrich Pfaff. Heidelberg. C. 
Winter. 

Römische Quellen zur Kon- 
stanzer Bistumsgeschichte 1305 
— 1378, bearbeitet von Karl Rieder. 
Innsbruck, Wagner. 

Oberrheinische Stadtrechte. 
II. Abteilung: Schwäbische Stadt- 
rehte. Zweites Heft: Überlingen, 
bearbeitet von Fritz Geier. Heidel¬ 
berg, C. Winter. 

Briefwechsel der Brüder Am¬ 
brosius und Thomas Blaurer 
1509-1548, Band I (1509-1538), be¬ 
arbeitet von Traugott Schiess. 
Freiburg, Fehsenfeid. 

Zeitschrift für die Geschichte 
des Oberrheins. N.F. XX1IL, nebst 
den Mitteilungen der Bad. Hist. 
Kommission. Nr. 30. Heidelberg, 
C. Winter. 

Register zu Band 1—39 der 
alten Folge der Zeitschrift für 
die Geschichte des Oberrheins. 
Heidelberg, C. Winter. 

Anastatischer Neudruck des 
zweiten Heftes von Band V. N. F. 
der Zeitschrift für die Ge¬ 
schichte des Oberrheins. Heidel¬ 
berg, C. Winter. 

Stand der einzelnen Unterneh¬ 
mungen der Kommission: 
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I. (Quellen- und Heg estenwerte. 

Für den III. Band der Regesten 
der Bischöfe von Konstanz hat 
L>r. K. Rieder umfangreiche Vor¬ 
arbeiten gemacht und einige Archiv¬ 
reisen zumeist in der Schweiz unter¬ 
nommen. 

Zum V. Band der Regesten der 
Markgrafen von Baden und 
Hachberg, der die Regesten des 
Markgrafen Christof I. bringen soll, 
hat Geh. Archivrat I>r. Krieger in 
diesem Jahre weiteres Material ge¬ 
sammelt. 

Für den II. Band der Regesten 
der Pfalzgrafen am Rhein war 
Dr. iur. Graf von Oberndorff 
unter Leitung von Oberbibliothekar 
Prof. Dr. Wille mit Erfolg tätig. 

Von den Oberrheinischen 
Stadtrechten ist von der unter 
Leitung des Geh. Rats Professor I>r. 
Schroeder stehenden fränkischen 
Abteilung das von I)r. Koehne 
bearbeitete 8. Heft im Manuskript 
der Versammlung vorgelegt worden; 
in der Abteilung der schwäbischen 
Rechte, die Geh. Hofrat Dr. v. Be- 
low leitet, hat Professor I)r. Roder 
zu dem von ihm im Jahre 1905 be¬ 
arbeiteten Villinger Stadtrecht 
Nachträge und das Register druck¬ 
fertig gestellt. Das Register für das 
Überlingcr Stadtrecht von Dr. 
Geier befindet sich in Vorbereitung. 
Die Vorarbeiten für das Konstanzor 
Stadtrecht hat Prof. Dr. Beyerle 
durch zahlreiche Auszüge und Ab¬ 
schriften aus dem Konstanzer Stadt¬ 
archiv gefördert. 

Vom Briefwechsel der Gebrü¬ 
der Blaurer wird, von Stadtarchivar 
Dr. Schiess in St. Gallen bearbeitet, 
der zweite Band im Jahre 1909 zur 
Ausgabe gelangen. 

Die Sammlung des Materials, sowie 
die Herstellung von Abschriften für 
den Nachtragband zur Politischen 
KorrespondenzKarlFriedrichs 
von Baden wurde von Archivdirektor 
I)r. Obser unter Heranziehung eines 
Hilfsarbeiters soweit gefördert, dass 
der Abschluss der Arbeit für das 
nächste Jahr zu erwarten ist. 

Für die Herausgabe der Korre¬ 
spondenz deß Fürstabts Martin 
Gerbert von St. Blasien war Pro¬ 


fessor Dr. Pfeilschifter auch im 
vergangenen Jahre tätig. 

II. Bearbeitungen. 

Den Abschluss des Manuskripts für 
den zweiten Band der Denkwürdig¬ 
keiten des Markgrafen Wilhelm 
von Baden stellt Archivdirektor Dr. 
Obser für 1909 in Aussicht, 

Für den zweiten Baud der Wirt¬ 
schaftsgeschichte des Schwarz¬ 
waldes vermag Geh. Hofrat Pro¬ 
fessor Dr. Gothein den Abschluss 
des Manuskripts in näherer Zeit noch 
nicht in Aussicht zu stellen. 

Die Geschichte der rhei¬ 
nischen Pfalz hat Oberbibliothekar 
Dr Wille weiter gefördert. 

Von der Bearbeitung des Ober¬ 
badischen Geschlechterbuchs 
ist Oberstleutnant a. D. Kindler von 
K n o b 1 o c h aus Gesundheitsrück¬ 
sichten zurückgetreten; die Kommis¬ 
sion überträgt die Fortsetzung des 
Werkes, bzw. zunächst den Abschluss 
des dritten Bandes, dem Rittmeister 
z. D. Freiherru von Stotzin gen in 
Meischenstorf. 

Der Bearbeiter der Münz- und 
Geldgeschichte der im Gross¬ 
herzogtum Baden vereinigten 
Territorien, Dr. Cahn in Frank¬ 
furt a. >L, legt das druckfertige 2. Ka¬ 
pitel vor; er hofft, dass Ende 19051 
der erste Teil des Werkes druckreif 
sein wird. 

Für die Siegel und Wappen der 
Badischen Gemeinden war Zeich¬ 
ner Fritz Held auch in diesem Jahre 
tätig. Er hat die Sieget von insge¬ 
samt 61 Gemeinden angefertigt, sowie 
für das dritte Heft der Badischen 
Städtesiegel weitere 115 Zeich¬ 
nungen, so dass dieses Heft im Sommer 
1909 zur Ausgabe gelangen kann. 

Die noch ausstehenden Grund¬ 
karten des Grossherzogtums 
Baden sind nach Mitteilung von 
Oberregierungsrat Dr. Lange noch 
im Jahre 1909 zu erwarten. 

Von der in der letzten Plenar¬ 
sitzung beschlossenen Geschichte 
der badischen Verwaltungsor¬ 
ganisation bis zum Erlass der 
Verfassung wurde ein Teil, der den 
Zeitraum von 1802—1818 umfasst, 
I)r. phil. Willy Andreas in Karls¬ 
ruhe übertragen. Für einen weiteren 
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Teil, der einen Querschnitt der 
badischen Behördenorganisa¬ 
tion um 1770 zur Darstellung bringen 
soll, wurde Dr. Wolf gang Windel¬ 
band in Heidelberg als Bearbeiter 
in Aussicht genommen. 

In das Programm der Kommission 
neu aufgenommen wurde eine Biblio¬ 
graphie der badischen Ge¬ 
schichte. 

III. Verzeichnung und Ordnung der 
Archive der Gemeinden, Pfarreien usw. 

Die Pfl eger der Kommission waren 
auch im abgelaufenen Jahre unter 
der Leitung der Oberpfleger Professor 
Dr. Roder, Stadtarchivrat Professor 
Dr Albert, Universitätsbibliothekar 
Professor Dr. Pf aff, Arr.hivdirektor 
Geh. Archivrat Dr Obser und Pro¬ 
fessor Dr. Walter für die Ordnung 
und Verzeichnung der Archivalien von 


Gemeinden, Pfarreien, Grundherr¬ 
schaften usw. tätig. Die Gemeinde- 
und Pfarrarchive sind verzeichnet. 
Die Verzeichnung der grundherrlichen 
Archive nähert sich dem Abschluss. 
Die Ordnung der Gemeindearchive 
wurde in sechs Amtsbezirken weiter - 
bezw. durchgeführt. Für 1909 sind 
sieben Bezirke in Aussicht genommen. 

IV. Periodische Publikationen. 

Das Neujahrsblatt für 1909, die 
Darstellung der Mittelalterlichen 
Gesundheitspflege im heutigen 
Baden von Professor Dr. Baas, be¬ 
findet sich unter der Presse. Geh. 
Hofrat Professor Dr. Gothein hat 
sich bereit erklärt, das Neujahrsblatt 
für 1910 zu übernehmen; er wird 
darin die Zustände in der Markgraf¬ 
schaft im 16. Jahrhundert schildern. 
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Wesldeulsche Zeitschrift 

Pur Geschichte und Kunst. XXVIH (1909) Tafel I. 


Zeichenerklärun g : 


B&u Grenze des Oberamts Simmern 7589. 

"■■»■i.—■■■■ Grenze des Revengiersburger Hund¬ 
gedinges. 

aamiB Grenze zwischen dem Meinzischen 
und Triertschen Kirchengebiet. 

(Nahe, und Tracharigau) 

______ Gerichtsgrenzen, _ e/ie Markgrenzen. 

_ neue Gemarkungsgrenzen. 

• Wüstungen, £ Burgen, t Pfarrkirchen, 
t Klöster. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 






Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Untersuchungen zur Geschichte von Stadt und Stift 
Utrecht, vornehmlich im 12. und 13. Jahrhundert. 

Von Otto Oppermann. 

II. Teil. 

11. Entstehung und Fortbildung von Ritterschaft, Landes¬ 
gewalt und städtischer Ministerialität bis um 1250. 

Indem wir uns der Mitte des 13. Jahrhunderts nähern, beginnt 
in der Geschichte des Stiftes neben der Stadt Utrecht und der Kapitel¬ 
geistlichkeit als selbständiger politischer Faktor die Ritterschaft hervor¬ 
zutreten. Wir haben, ehe wir die chronologisch fortschreitende Dar¬ 
stellung wieder aufnehmen, zu untersuchen, aus welchen Ständen die 
Ritterschaft sich gebildet hat. Das wird uns zu eingehender Erörterung 
der Gerichtsverfassung von Stadt und Land Utrecht führen und damit 
zugleich zu der Frage nach dem ursprünglichen Rechtsstand der städtischen 
Ministerialen. Erst wenn sie befriedigend gelöst ist, kann unsere im 
ersten Teile dieser Arbeit vorgetragene Auffassung als gesichert gelten. 

Zwei Stände der Freien sind zur stiftischen Ritterschaft zusammem¬ 
gewachsen : freie Schutzverwandte der Kirche und grafschaftspflichtige 
liberi homines. 

Über die freien Schutzverwandten finden sich Restimmungen in 
dem Diplom Heinrichs II. vom 3. September 1002 *): homines, qui 
ceram ad predictam ecclesiam (Traiectensem) solvunt per singulos annos, 
et ingenui, qui sub mundiburdo et tuitione ipsius ecclesie consistunt. tali 
lege fruantur sicut Coloniensi §cclesi§ concessum est c^terisque in regno 
nostro constitutis. 

Die Muntgewalt der Kölner Kirche über ihre Wachszinsigen hatte 
der Edelvogt wahrzunehmen. Nach einer Eintragung des Kölner 

») MG. DH. II 14 = Cartularium S. 70 Nr. 37. 

Westd. Zeitschr. f. Oescb. u. Kunst. XXVIII, II/III 11 
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Schöffenschreins hat der über advocatus b. Petri Graf Hermann von 
Saffenberg einen gewissen Giselbert, der von einem Hofbesitzer als 
grundhöriger Zinsmann reklamiert worden war, gegen diesen Anspruch 
geschützt durch die eidliche Erklärung, dass Giselbert cerocensuarius 
des Domstiftes sei *). Als freie Schutzverwandte der Kölner Kirche 
müssen auch Regenbolt und Wezelo angesehen werden, die zur Zeit des 
Erzbischofs Friedrich I. (f 1131) eine auf ihrem Eigengut advocato 
suo comite videlicet Herimanno presente, laudante ac pio affectu asti- 
pulante erbaute Kirche dem Kölner St. Kunibertstift geschenkt haben 3 ). 

Das die Rechtsstellung der Utrechter Schutzverwandten festlegende 
Diplom Heinrichs II. ist 102 5 von Konrad II. und 1046 von Heinrich III. 
bestätigt worden 4 ). Dann aber finden sich Nachrichten, aus denen 
sich Aufschluss über dieselbe gewinnen lässt, erst wieder in einer Ur¬ 
kunde des Bischofs Heinrich von 1265 5 ). Nach ihr haben Schöffen 
und Konsuln von Amersfoort als Prokuratoren der dortigen St. Georgs¬ 
kirche einige Eigenleute derselben auf Rat ihres Vogtes, des Ritters 
Walter von Amersfoort, freigelassen, Nos, erklärt der Bischof, de 
nostrorum fidelium consilio praenotafis hominibus . . . eorum reddita 
libertate .. . jus et libertatem nostrorum et ecclesiae nostrae Trajectensis 
ministerialium . . . concedimus favorabiliter statuentes, ut eo jure et 
libertate libere perfruantur, quo nostri ministeriales et ecclesiae nostrae 
recepimus, recepto ab eis fidelitatis debito juramento. 

Die Freien, die in den Schutz der Utrechter Kirche aufgenommen 
sind, bilden hiernach keinen besonderen Stand mehr, sondern geniessen 
Recht und Freiheit der Ministerialen. Dieser Prozess der Verschmelzung 
ist ermöglicht worden durch die Schicksale, die das Amt des Utrechter 
Edelvogtes erlitten hat. 

Für die von 1063 bis 1246 namentlich erwähnten Utrechter 
Edelvögte hat Rietschel die Nachweise znsammengestellt 6 ). Ich füge 
hier drei weitere hinzu, weil sie über das Wesen des Amtes Aufschluss 
geben. 

Bischof Gottfried hat nach einer Urkunde von 1178 die Über- 

2 ) Hüniger, Schreinsurkunden II, 1. Scab. 1 IV 3. Der Vater des 
hier genannten Grafen Hermann ist comes Adolfus advocatus maioris ecclesie, 
der 1147 bezeugt ist: Knipping, Regesten 455. Vgl. Westdeutsche Zeitschrift 
21 (1902) S. 19. 

s ) Lacomblet UB. I 322. 

*) Cartul&rium S. 76 f. Nr. 43; S. 86 f. Nr. 50. 

*) Heda ed. Buchelius S. 217. 

•) Das Bnrggrafenamt S. 174 Anm. 2. 
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gäbe des castrnm und predium Horst an die Utrecbter Kirche vollzogen 
in ipso Castro Horst posito vexillo s. Martini supra turrim tribus con- 
tinue diebus et noctibus 7 ). An der Spitze der Zeugen — Prälaten, 
Edelfreie und Ministerialen — steht der über advocatus ecclesie Rudolf 
von Goor. Sein gleichnamiger Nachkomme führte in dem Feldzug von 
1227 das vexillum s. Martini 8 ), und nach dem Spurium von 1234 
gehört der Herr von Goor als signifer der Utrechter Kirche zu ihren 
grossen Lehnsmannen 9 * ). Im Januar 1249 hat ihn König Wilhelm auf 
Klage des Bischofs hin vor sein Gericht zitiert und, da er nicht erschien, 
besiegt und gefangen nach Utrecht gebracht, wo er seiner Würden 
verlustig erklärt wurde ,0 ). 

Seitdem ist das Amt des Edelvogtes nicht wieder besetzt worden. 
Der Stand der freien Muntmannen, dessen Vertretung ihm obgelegen 
hatte, konnte sich dem der Ministerialen ungehindert angleichen. 

Um so leichter, als der Stand der Ministerialität sich unterdessen 
dadurch von Grund aus verändert hatte, dass er mit den liberi homines 
zur stiftischen Ritterschaft verschmolzen war. 

Für diesen Prozess kommen jedoch die meisten der in den bischöf¬ 
lichen Urkunden des 12. Jahrhunderts regelmässig erscheinenden liberi 
homines nicht in Betracht. Es wurde oben (Untersuchungen I, 201) 
schon festgestellt, dass unter ihnen nicht Freie schlechthin, sondern 
Edelfreie zu verstehen sind. Ich gebe, um jeden Zweifel auszuschliessen, 
hier noch einige weitere Belege. 

1134 werden Arnoldus juvenis comes de Cleve, Gerungus de Aspre, 
Willelraus tilius comitis Willelmi als liberi homines genannt 11 ), 1155 Teo- 
dericus de Altena, Hugo Buterus u. a. als liberi l2 ), 1156 Tidricus de Rene 
et frater eius Gerlagus, die Brüder des Bischofs Gottfried, sowie Wal- 
terus de Stapele und Wilhelmus Luscus als laici nobiles et liberi l3 ), 
1166 Thericus comes de Amerunga, Wilhelmus Luscus comes, Gerlacus 

7 ) Sloet, OB. Nr. 350. Für unsere Untersuchung ist es unwesentlich, 
ob diese Urkunde echt oder, was ich nicht für ausgeschlossen halte, eine 
nach Gottfrieds Tod im Interesse seiner Nachfolger hergestellte Fälschung ist. 

8 ) Untersuchungen I S. 252. 

9 ) Ebenda S. 239. 

,0 ) Beka S. 80. Vgl. unten S. 195. Dieser Vorfall bietet für die 
falsche Urkunde Adelbolds einen terminus ad quem, der die von uns fest¬ 
gestellte Entstehungszeit (1234) bestätigt. 

n ) de Fremery, Supplement Nr. 5. 

>*) OB. I 132. 

**) de Fremery Nr. 11. 

11 * 
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frater episcopi, Godescalcus de Merten als liberi homines, 1169 Wal- 
terus de Stapele, Otto et Riquinus de Maidberge, Walterus de Merten 
u. a. als laici nobiles, 1172 Graf Heinrich von Geldern und sein Sohn 
Gerhard, Graf Florens von Holland und sein Bruder Robert, Theo- 
dericus castellanus und sein Bruder Gerlagus, Graf Wilhelm Luscus. 
Riquinus de Maidberge, Otto iunior de Maidberge, Theodericus de Altena 
u. a. als liberi, 1176 Henricus de Chuic, Gerlagus castellanus u. a. 
als laici nobiles, 1178 Heinricus de Kuc, Gerlacus castellanus als laici 
nobiles u ). 

In die landesherrliche Ritterschaft ist von allen diesen Geschlechtern 
keins übergetreten. Ihre Angehörigen sind als Reichsfürsten oder 
Bannerherren lehnsrechtlich über den früher einheitlichen Stand des 
freiherrlichen Adels hinausgehoben 15 ). Nur dessen untere Schicht, die 
ihren Gerichtsstand vor dem gräflichen Landgericht hatte, nimmt Teil 
an der Bildung der landesherrlichen Ritterschaft. Das zeigen deutlich 
einige weitere Nachrichten. 

Ein schon früher angeführter Schiedsspruch von 1157 16 ) bestimmt, 
dass zur Entscheidung der Streitigkeiten zwischen dem Bischöfe von 
Utrecht und dem Grafen von Holland 12 liberi homines und 12 Mi¬ 
nisterialen von beiden Seiten zu gleichen Teilen ernannt werden sollen. 
Es müssen also im Dienste beider Fürsten zahlreiche liberi homines 
gestanden haben. Zusammen mit den Ministerialen bildeten sie die 
landesherrliche militia. Zum Grafending in der Grafschaft Mittelfriesland, 
die beide Fürsten gemeinsam besassen, sollte nach Kaiser Friedrichs 
Entscheidung von 1165 jeder von ihnen mit 30 milites einreiten, und 
’n das Schloss Bentheim sollte der Bischof unum liberum hominem 
suum et duos ministeriales suos legen dürfen 17 ). 

In den bischöflichen Urkunden werden seit dem Ende des 12. Jahr¬ 
hunderts Edelfreie nur noch in einzelnen Fällen genannt; meist sind 
Ministerialen die einzigen Laienzeugen. Eine Urkunde des miles Gisel¬ 
bert von Amstel von 1224 l8 ) ist ausgestellt in presentia domini Ottonis 
episcopi et prelatorum ac ministerialium ecclesie Trajectensis, fasst also 
die stiftische Ritterschaft bereits unter dem Begriffe der Ministerialität 
zusammen. Bischof Otto II. urkundet 1226 de consilio priorum ho- 

“) Sloet OB. Nr. 316. 328. 334. 342. 346. 

15 ) Vgl. dazu A. Schulte, Zeitschrift für deutsches Altertum 39 
(1895) 189 ff. 

,8 ) Untersuchungen I S. 219 ff. Zur Datierung vgl. den Exkurs. 

OB. I 146. — '«) OB. I 288. 
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min um et rainisterialium ecelesie nostre und verstellt unter den priores 
liomines nur die Prälaten; denn an der Spitze der Laienzeugen steht 
ein Ministeriale, der Marschall Alplierus ,9 ). Zwanzig Jahre später, in 
einer Urkunde des Bischofs Otto III. von 1247, werden die als Laien¬ 
zeugen angeführten 16 ministeriales ecelesie zugleich als milites be¬ 
zeichnet* 0 ). Die Versprechungen vom 26. August 1250 21 ), die man 
als die erste Anerkennung landständischer Rechte auffassen kann * 2 ), 
hat der Elekt Heinrich gegeben: viris prudentibus sibique carissimis 
universis civibus Traiectensibus neenon ministerialibus, castrensibus, 
opidanis seu burgensibus ecelesie Traiectensis. Hier steht also die 
Ministerialität bereits als obere Schicht der landesherrlichen Ritterschaft 
über den Burgmannen. 

Ein niederer Adel freier Herkunft kann im Stift Utrecht natürlich 
nicht völlig gefehlt, die Ritterschaft kann nicht ausschliesslich aus 
Dienstmannen unfreier Geburt bestanden haben. Die Masse der liberi 
homines des 12. Jahrhunderts kann sich im freiherrlichen Stande dem¬ 
nach nicht behauptet haben: sie muss mit den Ministerialen ver¬ 
schmolzen sein. 

Das geschah dadurch, dass die Dienste, welche die Bischöfe von 
den liberi homines im Namen des Reiches zu fordern hatten, zu landes¬ 
herrlichen Diensten wurden. 

Die Utrechter liberi homines waren niedere Reichsvasallen; 1157 
machte der Bischof geltend, quod regni sint et ad hoc nati sint, ut 
servitia expeditionis et curiarum exhibere debeant; 1169 liess er die 
Streitfrage, si liber aliquis servitio obligatus imperio se et bona sua, 
pro quibus ex debito servire tenetur imperio, conjugio vel juramento 
alienare possit ab imperio, durch ein von Erzbischof Philipp gehaltenes 
Fürstengericht im negativen Sinne entscheiden 2 * a ). 

Diese Entscheidung war angerufen worden, weil der Bischof sich 
mit einem der fürstlichen Vasallen, die die Banngewalt über die graf- 
schaftspHichtigen Mannen hatten, über die Abgrenzung der beiderseitigen 
Befugnisse nicht verständigen konnte. Solchen Unklarheiten setzte die 
weitere Entwicklung der Dinge aber bald ein Ziel. Denn die stiftischen 
Grafschaften lösten sich entweder aus dem Verband des Bistums völlig 
los und wurden der Territorialherrscliaft ihrer fürstlichen Inhaber ein- 

OB. I 296. 

“) Sloet OB. Nr. 676. 

21 ) Bondam Charterboek I S. 479. 

**) Vgl. unten S. 197. — - 3a ) Vgl. Untersuchungen I, 219, 221. 
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verleibt; dies Schicksal hatten z. B. die vom Grafen von Holland ver¬ 
walteten Gebiete Rijnland, Westvlieland, Südholland. Oder die Laien- 
fttrsten wurden dadurch ausgeschaltet, dass der Bischof die Grafschaften, 
die ihnen anvertraut waren, durch Kauf in seine eigene Hand brachte, 
wie das 1220 mit der Utrechter Grafschaft der Herren von Kuyk 
geschah * 3 ). Im ersteren Falle traten die grafschaftspfliehtigen liberi 
homines in die Ritterschaft des laienfürstlichen Territorialstaates über, 
im letzteren in die des Stifts Utrecht. 

Wie für die freien Muntmannen des Bistums sind also auch für 
seinen niederen freiherrlichen Adel die Veränderungen im Oberbau der 
Gerichtsverfassung, die mit der Ausbildung der territorialen Landes¬ 
gewalt Zusammenhängen, von entscheidender Bedeutung geworden. Unter 
ihrer Einwirkung vollzieht sich die Verschmelzung beider Stände mit 
der bischöflichen Ministerialität. 

Die diesem Begriff ursprünglich anhaftende Bedeutung der per¬ 
sönlichen Unfreiheit ist ihm dadurch verloren gegangen: er dient jetzt 
zur Bezeichnung des landesherrlichen Adels. Der Ritter Walter. Herr 
von Amersfoort, der im Jahre 1259 sein auf allodialem Boden erbautes 
castrum Stoutenburcb dem Bischof zu Lehen aufträgt, erhält es für 
sich und seine Nachkommen ab ipsa ecclesia Trajectensi in feudo suc- 
cessive jure ministeriali perpetuo retinendum ad opus ipsius epis- 
copi et ecclesie Trajectensis u ). 

Der im 12. Jahrhundert hervortretende Widerstreit bischöflicher 
und gräflicher Herrschaftsrechte findet keine genügende Erklärung in 
dem Lehnsverhältnisse der Grafen zur Utrechter Kirche. Auf Grund 
des Lehnsverhältnisses hätte der Bischof niemals geltend machen können, 
dass die liberi homines dem Reiche gehören und durch ihre Geburt zu 
Kriegs- und Hofdiensten verpflichtet sind; er hätte die gräfliche Bann¬ 
gewalt über die liberi homines nicht bestreiten können, sondern sich 
einfach mit der Erfüllung der gräflichen Lehnspflichten begnügen müssen. 

Es erhebt sich also von neuem die Frage, auf welche von der 
Grafschaft unabhängige Wurzeln die bischöfliche Landesgewalt zurück¬ 
zuführen sei, eine Frage, die nur durch eine Untersuchung der stiftischen 
Gerichtsverfassung gelöst werden kann. 

In dem 1342 verfassten Rechtsbuche des Utrechter Domes von 
Hugo Wstinc findet sich das Folgende 25 ): 

**) Untersuchungen I 23G. 

?< ) van Mieris, Groot Charterboek I S. 333. 

,J ) Ausgabe von S. Midier (1895) S. 59. Die Ausführungen von Fockema- 
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Episcopus, quando laycorum convocacionem vult facere, nuncius 
suus publicus in ecclesiis parochialibus illud insinuabit per edictum, 
milites vero ad domum babitacionum suarum rogabit. Et tune omnes 
convenire tenentur: hii, qui sunt citra Yselam, in Oudwijc, qui ultra 
Yselam, in Spouderberch. 

Episcopus ex officio suo potest punire fures, latrones, pacis vio- 
latores, virginum et mulierum violentes corruptores, raptores, dominium 
suum usurpantes, bomines captivantes vel captivos tenentes, quibus hoc 
ratione jurisdictionis non coiupetit, ecclesiarum effractores, et in casibus 
similibus, qui 'ondaet’ vulgo dicuntur, etiamsi nullus conqueratur, se- 
cundum sententiam rainisterialium terre ad hoc vocatorum, non secundum 
arbitriom proprium. Delicta vero que non sunt ‘ondaet’, ut homicidium 
Simplex, pugna inter ministeriales, punire non potest, nisi aliquis sit, 
qui conqueratur; inter humiles vero qui ‘huuslude’ dicuntur, potest ex 
officio eciam ad nullius questionem punire, secundum sentenciam tarnen 
ministerialium et non ad proprium arbitrium. 

Wir haben uns hier nur mit den Verhältnissen des Niederstes 
näher zu befassen, und nur so weit es zu ihrer Aufhellung erforderlich 
ist auch die des Oberstifts heranzuziehen. 

Die convocatio laicorum des Nieder- wie des Oberstiftes kann 
nicht das echte Ding des fränkischen Grafengerichtes sein. Denn sie 
findet nicht an den verschiedenen Dingstätten einer Grafschaft statt, 
sondern nur an einem bestimmten Orte für einen mehrere Grafschaften 
umfassenden Sprengel. Zum Niederstift haben ausser der Utrechter 
Grafschaft die in Südholland, liijnland, im Ijssel-Lek-Gau, in der Ve- 
luwe und in Westvlieland gehört. Im Oberstift lässt sich neben dem 
Spoolderberg bei Zwolle, der Dingstatt von Salland, der Markeierberg 
bei Markelo als Dingstatt von Twentbe nackweisen 25 a ). 

Die dem Bischof zustehende Gerichtsbarkeit unterscheidet sich von 
der gräflichen ausserdem darin, dass sie nur für ‘Unthaten’, nicht auch 
für Eigen zuständig ist, und durch das Gerichtsverfahren: der Bischof 
kann ex officio, etiam ad nullius questionem, einschreiten. 

Seine richterliche Tätigkeit war aber nicht auf die convocatio 
beschränkt; nach der overdracht von 1364 mach die bisschop selve 
mit ridderen, knapen, mannen en dienstmannen te recht sitten ende 

Andreae, Bijdragen tot de Nederlandsclie recbtsgeschiedenis 4. bundel (1900) 
159 fl', sind dadurch beeinträchtigt, dass sie diese Quelle unbeachtet lassen. 

Sia ) Im Landrecht von 1365 bei van Mieris, Groot Charterboek III, 
S. 165. 
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recht houden binnen synen gestiebte, waar hi wil, alse gewoenlic is 251> ). 
Es ist das sogenannte Landrecht. 

Auch dieses Gericht kann nicht das alte Grafengericht sein. Aller¬ 
dings kann auch der Graf des Sachsenspiegels nach Ssp. I 59 § 1 
richten, svar he is 26 ). Aber er dingt in solchem Falle mit einem aus 
allen Ständen der Freien zusammengesetzten Vollgerichte; nur wenn er 
unter Königsbann an bestimmter Dingstatt das echte Ding hält, urteilen 
nur die dem höchsten Stande der Freien entnommenen Reichsschöffen. 

Überdies aber müssen die Worte der overdracht ,waar hi wil* 
wohl etwas anders verstanden werden als die entsprechenden Worte des 
Sachsenspiegels. Die Lütticher Ritterschaft war verpflichtet an den 
Gerichten teilzunehmen, die vom Bischof an 12 bestimmten Orten des 
Landes (unter ihnen Lüttich, Huy, Dinant, St. Trond) gehalten wurden, 
wo der Bischof Haus und Kapelle besass 27 ). Auch das Landrecht des 
Utrechter Bischofs fand gewiss nur dort statt, wo der bischöfliche Hof 
seinen Aufenthalt nehmen konnte; unter Friedrich von Blankenheim 
(1394—1423) wurde es zu Rhenen, Utrecht, Eembruggen — wo sich 
Huis ter Eem seit Johann von Arkel in bischöflichem Besitz befand — 
Vredeland, Wijk bij Durstede und Horst gehalten 28 ). Die oben er¬ 
wähnte, von Bischof Gottfried drei Tage lang unter der aufgerichteten 
Stiftsfahne zu Horst gehaltene Tagung wird man demnach als bischöf¬ 
liches Landrecht deuten dürfen. 

Schon ehe die Utrechter Grafschaft vom Bischof angekauft war 
und unabhängig von ihr ist das bischöfliche Landrecht nachweisbar. Es 
ist nichts anderes als das je nach dem Aufenthaltsort des Gerichtsherrn 
die Dingstatt wechselnde bischöfliche Ilofgericht. 

Kriminalfälle weltlicher Personen wurden im 14. Jahrhundert 
binnen Amersfoort, binnen Rheenen, binnen den Gheynen of binnen 
Vredelant bij dengeenen, die daer te rechte toe gesworen syn ende mit 
rechte daar oerdeelen sullen, verhandelt. Dieser Zustand scheint das 
Ergebnis einer späteren Entwicklung zu sein. Die genannten Orte sind 
bis 1300 die einzigen Städte des Niederstifts. 1259 hat Amersfoort, 

2Sb ) van de Water, Groot Placaatboek van Utrecht III (1729) S. 277. 

2S ) Vgl. Felir, Berichte über die Verhandlungen der k. sächsischen 
Gesellschaft der Wissenschaften phil.-hist. Kl. 58 (1906) S. 78. 

”) Wohlwill, Die Anfänge der landständischen Verfassung im Bistum 
Lüttich (Leipzig 1867) S. 34. 

* 8 ) Fockema-Andreae a. a. 0. 4, S. 160 Anm. 3. 
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1265 Vredeland von Bischof Heinrich Stadt recht erhalten 29 ), 1295 het 
Gein von Bischof Johann II. 30 ); die Schöffen von Rhenen, dessen ältere 
Handfesten verbrannt sind 31 ), führen 1258 und 1285 ein Siegel 32 ). 

Gleichwohl muss natürlich die Frage nach dem Zusammenhang 
dieser Kriminalgerichte mit der Gerichtsverfassung des frühen Mittel¬ 
alters aufgeworfen werden. Die Untersuchung wird dabei von dem 
Utrechter Gericht ausgehen müssen, das die Vermutung des höchsten 
Alters für sich hat. Durch ein Privileg König Wilhelms von 1252 
wird für die cives Trajectenses jede weltliche Gerichtsgewalt, den König 
allein ausgenommen, ausgeschlossen, cum parati existant coram episcopo 
Trajectensi, eorum domino, vel judice, qui pro tempore fuerit deputatus 
ab ipso in civitate Trajectensi predicta, exhibere cuiusque justitiae 
complementum 33 ). Der Bischof handhabt also, wie hier vorausgesetzt 
wird, die weltliche Gerichtsbarkeit in der Stadt entweder selbst oder 
durch einen von ihm eingesetzten Richter. Diese Gerichtsbarkeit kann 
nur die gräfliche sein; im Jahre 1220 hatte sie ja der Bischof an sich 
gebracht. Der Blutbann ist somit an den Schultheissen offenbar erst 
infolge dieser Veränderung übergegangen ; denn der Bischof selbst konnte 
als Geistlicher nicht Blutrichter sein. 

Das Utrechter Kriminalgericht ist demnach ursprünglich vom Grafen 
gehalten worden. Wie es zum Schöffengericht geworden ist, dürfen 
wir der Handfeste für Südholland von 13U3 entnehmen; denn Süd¬ 
holland hat ja ursprüngling zum Niederstift gehört. Nach ihr soll der 
bailli in elcken ambocht een stille waerheyt besitten eens ’s jaers ende 
niet meer; ende dan sal die bailliu seven goeder knapen eden, dat sy 
selver niet Stelen en stillen noch geen dieft helen en sullen, sy en sullent 
melden ende bedragen voor den bailliu ende voor ses welgheboeren 
mannen 31 ). So wird auch der Utrechter Graf einmal im Jahre mit 
liberi homines in oder bei Utrecht über Ungerichte verhandelt und aus 
den niederen Freien Inquisitionszen gen benannt haben. 

M ) Amersfoort: It. Fruin, Rechtsbronnen der kleine Steden van Utrecht 
III (1903) S. 139. Brom, Regesten I 1435. — Vredeland: Brom I 1602. 

30 ) Fruin a. a. 0. S. 141. 

31 ) Die erste uns erhaltene ist von 1403, bei Fruin a. a. 0. S. 195. 

32 ) Sloet OB. Nr. 718 = Brom 1,1390; C. De Geer tot Oudegein, Arckieven 
der ridderlvke Duitscke Orde, balie van Utrecht, I (Utrecht 1871) Nr. 272 
= Brom II 2150. 

3J ) van Mieris, Groot Charterboek I S. 267. Vgl. unten S. 199. 

3l ) Vgl. R. Fruin, Verspreide Geschritten VI (1902) 361 f., der auf 
den Zusammenhang von Siebenzeugnis und Schöffenkollegschon hingewiesen hat. 
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Nach alledem gleicht die Landgerichtsverfassung des Stiftes Ut¬ 
recht — die auch die der Grafschaft Holland ist — auffallend der 
der Markgrafschaft Flandern. Wir kennen sie aus dem 1127 ent¬ 
standenen Geschichtswerk des trefflichen Galbert. Nach ihm geschah 
die Erhebung Dietrichs von Eisass zum Grafen von Flandern in der 
Weise, dass tarn principes quam populus convenerunt in exitu castri 
apud Harenas (auf dem Sablon im Suburbium Brügges, dem späteren 
Freitagsmarkt) omnes ibique elegerunt Theodoricum ex Eisatan in con- 
sulem totius Flandriae. Darauf wurde beschlo-sen, den wegen Ermor¬ 
dung des Grafen Karl Geächteten die Rückkehr zu gestatten: et si 
auderint, secundum judicia principum et feodatorum terrae, si miles 
erat et ad curiam comitis pertinuisset, excusationem facerent; sin vero, 
secundum justicia scabinorum terrae sese quisque notatus purgaret 35 ). 

Also ein an bestimmter Stelle aus einem grösseren Sprengel sich 
versammelnder Landtag aller Stände der Freien, und Scheidung der 
Gerichte nach Ständen: Aburteilung der milites vor dem gräflichen 
Hofgericht, der nichtritterlichen Freien vor Schoflen. 

Es gibt nun in der Tat mancherlei Anzeichen, dass die Bischöfe 
von Utrecht unabhängig von den einzelnen Grafschaften, die ihnen die 
Krone seit dem 11. Jahrhundert zu übertragen begann, eine Landes¬ 
gewalt hatten. Schon 944 und 1006 wird ihnen das ius forestense in 
in Drenthe verbrieft, während sie die Grafschaft Drenthe erst 1024 
erworben haben 36 ). Sie sind schon unter Heinrich IV. im Besitze des 
— bis zu den Privilegien Friedrichs II. nur den Herzügen und Mark¬ 
grafen zustehenden 37 ) — Befestigungsrechtes. Denn da der 1105 auf¬ 
tauchende Utreckter Burggraf Kastellan und bischöflicher Ministeriale 
ist und der Utrechter Burgbann 1122 als die Pflicht, Trajeetensem 
civitatem munire vallo bezeichnet wird 38 ), so kann der Bau der Ut- 
recbter Stadtmauer nicht auf Grund des vom Grafen ausserhalb der 
Burg Utrecht gekandhabten Köuigsbanns erfolgt sein, und ebensowenig 
ist natürlich an grundherrliche Befugnisse zu denken. Unter Friedrich I. 
aber hat dann Bischof Gottfried vier Kastelle erbaut, Horst bei Rhenen 
gegen den Grafen von Geldern, Yollenhove an der die Zuydersee ent- 

S5 ) Histoire du meurtre de Charles le Bon par Galbert de Kruges, 
publide par H. Pirenne (Collection de textes, 1891) cap. 102 S. 148. Vgl. 
auch cap. 110 S. 157. Über die Örtlichkeit S. 15 Anm. 2. 

3 *) DO. I 62, DH. II 112, 504 = Cartulariuni S. 61. 65. 72. 74. 

* 7 ) Schröder, Rechtsgescbichte 4 S. 606. 

3§ ) OB. I 111. Vgl. Untersuchungen I 206. 
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lang laufenden Strasse nach Mittelfriesland, Montfort an der Südgrenze 
des Niederstifts zum Schutze gegen den holländischen Nachbarn, Woerden 
als Stützpunkt gegen die eigene Stadt Utrecht 39 ). 

Ferner. Obwohl uns die für die Utrechter Kirche von den frän¬ 
kischen und sächsischen Herrschern ausgestellten Privilegien in lücken¬ 
loser Reihe erhalten sind, besitzen wir keine einzige Verleihung oder 
Bestätigung der Grafschaft in Südholland und Rijnland, im Ijssel-Lek- 
Gau, in Westvlieland und in Utrecht selbst. Diese Gebiete können 
nicht durch Übertragung einzelner Grafschaften an die Utrechter Kirche 
gekommen sein. 

Sie müssen schon in karolingischer Zeit zu einer höheren Einheit 
zusammengefasst worden sein, an deren Spitze schliesslich — wie der 
Vergleich mit Flandern vermuten lässt, unter westfränkischer Herrschaft 
— der Bischof von Utrecht gelangte. 

Diese Einheit war das friesische Herzogtum. Das Vorhandensein 
eines solchen wird freilich von Waitz, Jäkel und Brunner bestritten 40 ), ob¬ 
wohl Regino zum Jahre 809 von einem dux qui Fresiam providebat und 
Prudentius in seinen Annalen von dem ducatus Fresiae spricht, ein Diplom 
Ludwigs des Frommen von 839 über res proprietatis nostrae quae sunt in 
ducatu Frisiae verfügt und die Lex Frisionum 41 ) den Totschlag in curte 
ducis sowie die Tötung des legatus regis vel ducis mit neunfachem Wer¬ 
geid und neunfachem Fredus bedroht; die letztere Stelle muss nach Brunner 
auf das fränkische Herzogtum der Söhne Karl Martells bezogen werden. 
Ich kann mich den Bedenken der genannten Forscher nicht anschliessen 
und kehre zu der schon durch von Richthofen 42 ), Heck 43 ), Vander- 
kindere 44 ) vertretenen Annahme eines friesischen Herzogtums zurück. Es 
ist wohl erst von Karl dem Grossen errichtet worden; denn noch 754 
waltet in Friesland ein Graf secundum indictum gloriosi regis Pippini 45 ). 

In Karls Kapitulare von wahrscheinlich 807 heisst es 46 ): 

3 *) Chronicon Tielense S. 153 f. Hiernach Beka S. 55. 

40 ) Vgl. Brunner, Deutsche Rcchtsgeschichte I 2 (1906) 479, wo Anm. 19 
auch die übrige Litteratur angeführt ist, 

41 ) MG Leges III (1863) 670, tit. XVII, 2. 3. — * l ) MG. Leges 111 649. 

4 *) Die Gerneinfreien der karolingischen Volksrechte (1900) S. 236. 

44 ) La formation territoriale des principautt?s beiges au moyen äge II 
(1902) 278, Vgl. jetzt auch Wilkens, Hansische Geschichtsblätter 14 (1908) 296 ff. 

45 ) Untersuchungen I, 191. Dazu jetzt Levison in dieser Zeitschrift 27 
(1908) S. 498 Anm. 20. 

4 *) MG. Legum sectio II Bd. I S. 136 § 3. Vgl. P. Prinz, Jahrbuch 
der Gesellschaft für bildende Kunst zu Emden V, 2 (1883) S. 15. 
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De Frisonibus volumus, ut comites et vasalli. qui betieficia habere 
videntur, et caballaiii omnes generaliter ad placitum nostrum veniant 
bene praeparati; reliqui vero pauperiores sex septimum praeparare 
faeiant et sic ad condictum placitum bene praeparati hostiliter veniant. 

Die einzelnen friesischen Grafschaften wurden also damals durch 
eine höhere Einheit zusammengehalten, die durch ein placitum condictum 
zum Ausdruck kam. Die Grafen und die mit königlichen Benefizien 
ausgestatteten Vasallen bildeten die feudale Oberschicht der Landes¬ 
versammlung, die grafschaftspflichtigen Freien die Unterschicht. 

Die besondere Organisation des karolingischen Herzogtums hat 
die Aufstellung eines berittenen Heeres zum Zweck. Eine unbedingt 
zuverlässige Anführerschaft ist durch Ausstattung von Vasallen mit Kron- 
lehen geschaffen worden. Aber auch die grösseren einheimischen Grund¬ 
besitzer wurden als caballarii ansgehoben; die Fusskämpfer, die von je 
sechs kleinen Bauern ausgerüstet wurden, waren wohl bestimmt, als 
Kerntruppe den Reitern zugeteilt zu werden, wie das schon in germa¬ 
nischer Zeit üblich war 4Ca ). So war ein schwer gerüstetes und doch 
leicht bewegliches Heer geschaffen, und damit das allein brauchbare 
Werkzeug zu erfolgreicher Abwehr barbarischer Feinde. 

Die ständische Gliederung des Volkes wurde durch solche Ein¬ 
richtungen durchbrochen und seine Freiheit, sofern man darunter Frei¬ 
heit von Steuern und einem geregelten Heeresdienst versteht, vernichtet. 
Die Vasallen bildeten einen Adel, der mit den volksrechtlichen Ständen 
keinen Zusammenhang hatte; er unterstand, den Grafen gleichberechtigt, 
unmittelbar dem Herzog und seinem legatus. Dem Sachsenspiegel ist 
dieser Stand nicht unbekannt: es sind die edlen Leute, die nach 
Ssp. III 04 § 2 dem Herzog 10 Pfund wetten. Auch in die graf- 
schaftspfliclitigen Freien kam durch Heeresdienst und Steuerpflicht eine 
neue Schichtung. Vor allem aber erlitt das Recht am Grundbesitz, 
die Wertung echten Eigens für die soziale Stellung des Besitzers, eine 
einschneidende Wandlung. 

Bisher war Steuerfreiheit das Kennzeichen echten Eigens gewesen; 
jetzt war die grosse Masse der freien Bauerngüter mit einer Heersteuer 
belastet. Sie wurde natürlich als eine Leistung zu Gunsten der Grafen 
und Kronvasallen empfunden, die die höchsten Adelsvorrechte genossen 
und doch kein echtes Eigen, sondern nur Lehen besassen. Da nun. 

4 ® a ) Caesar, De bello Gallico I 48. Tacitus, Germania cap. 6. Vgl. 
Schröder, Rechtsgeschichte 8 S. 38 f. 
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überdies bei Verweigerung von Heeres- oder Steuerleistungen zur Ein¬ 
ziehung des betreffenden Grundstückes geschritten werden musste, so 
bedeuteten alle diese Veränderungen eine Enteignung des friesischen 
Bauernstandes. 

Danach wird nun die vielumstrittene Nachricht der vita Hludowici 
des sogenannten Astronomen zum Jahre 814 zu beurteilen sein: Quo 
etiam tempore (Ludovicus imperator) Saxonibus atque Frisonibus ius 
paternae haereditatis, qtiod sub patre ob perfidiam legaliter perdiderant, 
imperatoria restituit clementia 47 ). 

Kaiser Ludwig hat demnach die Massregeln seines Vaters wieder 
rückgängig gemacht. Damit verschwanden die Heeressteuern und die 
durch den Feudalismus bedingten Standesunterschiede; aber es ver¬ 
schwand auch das schlagfertige Heer, dessen Organisation auf jenen 
beruhte. Die Grenzgebiete des Reiches waren schutzlos feindlichen 
Einfällen preisgegeben, die nicht lange auf sich warten Hessen. 

In der Folgezeit hat sich nun die nordniederländische Heeres¬ 
organisation und damit auch die ständische Gliederung der Bevölkerung 
örtlich verschieden gestaltet. Östlich von Vlie und Ijssel ist in der 
zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts eine neue Landwehrverfassung ein¬ 
gerichtet worden in der Weise, dass mehrere Grafschaften unter einem 
Grafen vereinigt wurden, ohne dass man eine regelrechte Markgrafschaft 
errichtet hätte; von einer Zurückführung fränkischer Vasallen sah man 
ab. Eine solche Grossgrafschaft wurde Mittelfriesland. 

Ihre Heeresverfassung ist in den Bestimmungen des Wester- 
lauwerschen Schulzenrechts noch erkennbar 48 ). Wer Erbgut von 30 Pfund 
Wert hat, soll zu Pferde das Land verteidigen, wer Erbgut von 20 Pfund 
hat. mit durchschlagenden Waffen, wer Erbgut von 12 Pfund hat, mit Speer 
und Schild, wer weniger hat, mit Köcher und Bogen. In jedem Falle wird 
eine dem Schulzen zu zahlende Busse von 2 Pfund (= 40 Silberschillingen) 
angedroht. Dieser Betrag muss, da der Schulze bei Königsbann zur Land¬ 
wehr aufbot 49 ), auf eine ursprüngliche Bannsumrae von 60 Schillingen 
zurückgehen. Der um ein Drittel herabgesetzte Betrag lässt sich nur so 
erklären, dass das Schulzenrecht den Schilling statt zu 12 nur noch zu 
8 Denaren rechnete. Dieser Schilling zu 8 Denaren ist, wie Kötzschke 

47 ) MG. SS. II 16. Vgl. Prinz a. a. 0. S. 16 und Jäkel, Die Grafen 
von Mittel friesland (1895) S. 34. Simson, Jahrbücher des fränkischen Reichs 
unter Ludwig dem Frommen I (1874) 54 ff. verwirft die Nachricht. 

48 ) von Richthofen, Friesische Rechtsquellen (1840) S. 390 § 21. 

4t ) Heck, Friesische Gerichtsverfassung S. 39 ff. 
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gezeigt hat 50 ), in Niedersachsen um die Wende des 9. und 10 Jahr¬ 
hunderts allgemein verbreitet. Er ist dadurch entstanden, dass die 
Kaufkraft des Geldes während des 9. Jahrhunderts um ein Drittel 
gestiegen ist. Die gleichen Quantitäten Honig und Getreide, für die 
Karl der Grosse 794 einen Preis von 12 Denaren festsetzte, werden 
um 890 mit 8 Denaren bezahlt 51 ). 

Ähnlicher Art ist die Landwehrverfassung des späteren Oberstifts 
Utrecht, deren Organ die Landesversammlung auf dem Markeierberg bei 
Markelo ist Auch hier keine Markgrafschaft und keine fränkischen 
Vasallen, aber auch hier Zusammenfassung mehrerer Grafschaften unter 
Königsbann, dessen Betrag (3 Pfund = 60 Schillinge) u. a. zu entrichten 
hat, wer dem wegen Kaub oder Brand erhobenen Landgeschrei nicht 
Folge leistet 5 *). 

In den Landen westlich von Vlie und Ijssel dagegen ist später 
wieder eine feudale Heeres- und Gerichtsverfassung zu beobachten, die 
für ihre kulturelle Eigenart von entscheidender Bedeutung geworden ist. 

Es ist schon die Rede gewesen von dem Grafengericht im 
Kennemerland, das sich durch die Busssätze von 100 und 10 Pfund 
als ein fränkisches llofgericht zu erkennen gibt 53 ). Der durch staat¬ 
liche Landanweisungen geschaffene Adel des Kennemerlandes stellt in 
keiner ständerechtlichen Beziehung zur bäuerlichen Bevölkerung, aber 
auch diese hat ihren Geburtsstand durch die SteuerpHicht an die Senioren 
verloren. Das wird schlagend bewiesen durch die Wergeidsätze, die 
noch im 14. Jahrhundert im Kennemerland und auf Texel in Gebrauch 
waren 54 ). Durch Totschlag wurde ausser der Busse von 100 Pfund, auf 
die der Graf Anspruch hatte, ein Wergeid von 64 oder 32 Pfund fällig. 
Davon wurden ein Achtel abgezogen für jeden Edeln oder jede Edelfrau, 
die sich unter den 8 Urgrosseltern des Erschlagenen etwa befunden 
hatten. Für Glieryt Jacobzoen z. B. wurden im Amt Beverwijk 1382/83 
statt 32 nur 20 Pfund bezahlt, denn 'hi hadde 3 achtendeel edels, 
die daer uutghesceiden waren, want die tot ghienen rechte en staen, 
maken 12 //’ 55 ). 

i0 ) Historische Vierteljahrsschrift 2 (1899) S. 231. 

51 ) Billiger, Historische Vierteljahrsschrift 6 (1903) S. 465 Amn. 1. 

52 ) Vgl. das Landrecht von 1365 bei van Mieris, Groot Charter- 
boek III S. 165. 

**) Untersuchungen I, 241 ff. 

54 ) Vgl. van Riemsdijk, Verslagen en mededeelingen der Koninklijke 
akademie van Wetenschappen, Afd. Letterkunde, 4. reeks, 1. deel, Amster¬ 
dam 1897, 341 ff. — ») Ebenda S. 372. 
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Die Summen von 64 und 32 Pfund lassen sich in einen der 
volksrechtlichen Wergeid beträge in keiner Weise umrechnen. Sie sind 
wie es scheint gar nicht Ausdruck eines Geburtsstandes, sondern eines 
Hufenwertes, stellen ein vielfaches des im 9. Jahrhundert festgesetzten 
Hufenzinses dar. 

Nach einem Besitzregister, das als letzten Spender den Grafen 
Dietrich II. (f 988) und seine Gattin Hildegard nennt, also dem 10. Jahr¬ 
hundert angehört 56 ), haben geschenkt 

in villa Castrichem Rainzo 1 mansum solventem 30 den. (= 2 uncias) 


in 

villa Obbingem Hardnat 1 

7) 

7 


4 

V 


in 

eodem loco 

Ysbrant 1 

71 

7 


4 

T) 


in 

villa Thos 

Reimbert ^ 

Ti 

7 

30 den. (— 

2 

7 

) 

in 

Velsen 

Fretherard i 

J) 

7 

30 „ (= 

2 

7 

) 

in 

Velsen 

Gerbrant et 

Isbrant j 

mansum 





in 

villa Scorlewalt Theodericus legislator 

7 

solventem 

4 

7 


in 

Allecmere 

Gelter 

i 

7 






Ferner nach der Urkunde Dietrichs V. von angeblich 1083 57 ): 
Dietrich III. (f 1039): 


in Radenburch 4 mansus 10 //. solventes, 
in Radenburgarebroke terram 16 uncias solventem, 
in Suetan „ 13 „ „ 

in Waldmanne venna „ 16 „ „ 

in comitis Fritgersa n 16 „ „ 

Florens I. (f 1049) 

in Busckusa mansum 32 „ „ 

in Scherwich „ 28 „ „ 

Diese Angaben lassen keinen Zweifel darüber, dass die Münze, 
in der der Grundzins der verschenkten Ländereien entrichtet wurde, 
nicht das römische Zw'ölfunzenpfund oder das von Karl dem Grossen 
eingeführte, zuerst 794 genannte Fünfzehnunzenpfund, sondern das zu¬ 
erst 816 in Italien bezeugte Sechszehnunzenpfund war, auf dem die 
Währung im Reiche Karls des Kahlen beruhte 58 ). Da der Hufenzins 
eine an die Senioren von ihren Hintersassen zu leistende Heersteuer 
war, so lässt sich nach seiner Währung die Entstehungszeit der feudalen 
Organisation bestimmen. 

M ) OB. I 90. 

5J ) OB. I 89 (Fälschung von 1125.26, wie später nachgewiesen wird). 

M ) Vgl. Billiger, Historische Vierteljahrsschrift 6 S. 458 f. 
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Im Zusammenhang damit ist noch etwas anderes zu beachten. 
In Holland und Seeland, sowie im Niederstift Utrecht, aber nicht in 
den östlicheren Niederlanden kam bei Prozessen um liegendes Gut ein 
Inquisitionsverfahren in Gestalt des sogenannten Siebenzeugnisses zur 
Anwendung 59 ;. Es ist urkundlich zuerst im 13. Jahrhundert nach¬ 
weisbar, aber zweifellos viel älter. Das Verbreitungsgebiet deckt sich 
genau mit der „friesischen Normandie“, den Landschaften zwischen Vlie 
und Sincfal, die im 9. Jahrhundert an normannische Heerführer ver¬ 
leimt wurden 6 '). Ihre Mannen wurden, wie ausdrücklich berichtet 
wird, von der fränkischen Krone mit Benefizien ausgestattet 61 ); es 
kam damit eine normannische Invasion zum Abschluss, die sich durch 
Einzelbelehnungen schon vor der Zeit der Einfälle friedlich vorbereitet 
hatte 62 ). 

Da die Bevorzugung des Inquisitionsverfahrens gerade durch die 
Normannen zur Genüge bekannt ist, so wird man das Siebenzeugnis 
als eine Schöpfung des normannischen Feudalstaates ansprechen dürfen. 
Die inquisitorische Feststellung des rechtmässigen Besitzers eines Grund¬ 
stücks erfolgte ursprünglich wohl zum Zwecke der Heersteuer-Eintreibung. 

Man wird nach dem Bisherigen ferner behaupten dürfen, dass der 
vorgeschrittene Feudalismus in den nordniederländischen Gebieten west¬ 
lich von Vlie und Ijssel auf eine Wiederaufrichtung der seit 814 ver¬ 
fallenen feudalen Heerpsorganisation zurückzuführen ist. Dieser neu¬ 
belebte Feudalismus hat, wie der Vergleich mit den östlicheren Land¬ 
schaften beweist, den fränkischen Herrschern nicht als Waffe gegen nor¬ 
mannische Angriffe gedient, sondern als eine Form der Lamlausstattung 
für normannische Eroberer. 

Diese nachgiebige Politik war wohl in erster Linie durch die 
Rivalität der fränkischen Teilreiche bedingt. Denn der normannische 
Lehnsstaat war nicht einheitlichen Ursprungs. Anfangs anscheinend 
unabhängig von Durstede, womit llorik schon 850 aufs Neue belehnt 
wurde, war ein zweites Zentrum normannischer Herrschaft im Kennemer- 
land, ein drittes auf Walcheren 6S ). Der Vertrag von Meersen (870) 

öö ) Vgl. R. Fruiu, Over waarheid, kenning en zeventuig in de rechts- 
pleging van Holland. Vcrspreide Geschriften VI (1902) 315 ff. J. G. C. Joosting, 
Onuitgegeven Oorkondcn betreffende het zeventuigsrecbt (Nijmwegen 1890). 

*°) W. Vogel, Die Normannen und das fränkische Reich (Heidelberger 
Abhandlungen 14, 1906) S. 295 f. 

M ) Vogel S. 298. 

" , ) Wilkens, Hansische Geschichtsblätter 1908, 339 f. 

M ) Vogel S. 294 ff. 
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sprach denn auch Westfriesland (de Frisia tertiam partem) Karl dem 
Kahlen za, während das Stift Utrecht nebst dem östlich des Ylie ge¬ 
legenen Friesland an das Ostreich kam, dem erst nach dem Tode 
Ludwigs des Stammlers (879) auch jene westlichen Lande wieder ein¬ 
verleibt wurden 64 ). 

Die provincia Frisia, die dann 882 an den Normannenherzog 
Gottfried verleimt wurde, umfasste demgemäss die ganze friesische Nor¬ 
mandie: das Niederstift Utrecht und Friesland zwischen Sincfal und Vlie. 
Ausserdem aber eine Lehnsherrschaft über Mittelfriesland. 

Die comites Frisonum Gerulf und Gardulf, die dort regierten, 
entstammten einem Geschlecht, das sich von dem Friesenkönig Radbod 
herleitete, anscheinend auch mit dem karolingischen Königshause ver¬ 
wandt war 65 ) und sich so unter der fränkischen Herrschaft eine 
bevorzugte Sonderstellung bewahrt hatte. Graf Gerulf hatte bei der 
Ermordung des Herzogs Gottfried (885), mit der die friesische Nor¬ 
mannenherrschaft zusammenbrach, seine Hand im Spiele 66 ); vielleicht 
erfüllte er damit eine Pflicht der Blutrache für einen älteren Grafen 
Gerulf, der im Kampfe gegen die in das Kennemerland eingefallenen 
Normannen 857 mit seinem Amtsgenossen Thietbold geblieben war 67 ). 
Der Lohn der Bluttat war wie es scheint die Herrschaft über das Kennemer¬ 
land. in deren Besitz der jüngere Gerulf wenige Jahre später urkund¬ 
lich bezeugt ist 67a ). 

Das Geschlecht Hadbods war so der Erbe der normannischen 
Machtstellung in den nördlichen Niederlanden geworden. Gerulf und 
sein Sohn Dietrich begründeten das holländische Grafenhaus im Norden; 
Dietrichs Bruder Waldger war Graf in Testerbant und wird von Al- 
pertus 68 ) als Erbauer von Tiel bezeichnet. Da der Name des Ortes 
889 zum ersten Male genannt wird 69 ) und 892 eine translatio s. Walpurgis 
nach Tiel stattfand 70 ), muss die Gründung Tiels in diese Zeit fallen. 

In einer späteren Quelle hat sich zum Jahre 914 die Nachricht 

® 4 ) l'arisot, Le royaume de Lorraine sous les Carolingiens (1899) 
S. 270. 439 ff. 

Dem Nachweis dieser Verwandtschaften ist die Schrift von Jiikel 
über die Grafen von Mittelfriesland (oben Anni. 47) gewidmet. 

**) Parisot a. a. 0. 8. 475. 

® T ) Beka S. 28. Vgl. Vogel a. a. 0. S. 160. — «») OB I, 21 (889). 

«) II, 8. MG. SS. IV 704. 

°*) OB. I 21 = Sloet Nr. 63. Vgl. Wilkens, Hansische Geschichts¬ 
blätter 1908, 347. 

70 ) Annales Tielenses MG. SS. XXIV, 23. Chronicon Tielense S. 51. 

Westd. Zeltschr. f. Gescb. u. Kunst. XXVIII, II III 12 
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erhalten, dass Waldger mit dem karolingischen Kaiserliause verwandt 
gewesen sei und in höchstem Ansehen gestanden habe 71 ). 

Dieser Graf Waldger hat im Jahr 898 einen Herzog Eberhard 
ermordet, dessen friesische Lehen der Normanne Gottfried seiner Zeit 
in Besitz genommen hatte 72 ). Zu Eberhards Nachfolger im Herzogtum 
wurde sein Bruder Aleginhard von Kaiser Arnulf bestellt. Es war ein 
sächsisches Geschlecht, der natürliche Gegner der dem legitimen frän¬ 
kischen Königshaus verwandten Radbodinger im Kampfe um die Vor¬ 
herrschaft in den nördlichen Niederlanden. 

Zu Ende des Jahres 901, also bald nach dem Tode des Kaisers 
Arnulf, ist nun ein Spross des friesischen Dynastengeschlechtes auch auf 
den bischöflichen Stuhl gelangt: Radbod, durch seine Mutter ein Nach¬ 
komme des gleichnamigen Friesenkönigs. Seiner Bildung nach war er 
ein Westfranke; seit 803 hatte er den Unterricht in der Hofschule 
Karls des Kahlen genossen 7S ). Auch Radbod finden wir in die Gegen¬ 
sätze verflochten, die wir oben angedeutet haben: Erzbischof Hermann 

71 ) Chronicon Egtmindanum bei v, Richtbofen, Die älteren Egmonder 
Geschichtsquellen (1886> S. 46: Waldgerus comes nepos imperatoris bis diebus 
magnus habebatur. Der Kaiser ist wohl Karl der Dicke. 

’*) Parisot, Le royaume de Lorraine S. 518. 

73 ) Chronicon Tielense S. 57, wohl nach vita 8. lladbodi MG. SS. XV 
570. Vgl. Watteubach, Deutschlands Geschichtsquellen I 7 320. Der Zeit¬ 
punkt von Radbods Erhebung ist sicher festzustellen; nach dem im Dezember 
866 erfolgten Tode des Bischofs Ilungerus hat Odilhald 34 Jahre bis zum 
Dezember 900 regiert, dann Egilbold 10 Monate bis zum 25. September 901. 
(Beka S. 29. 31. 32; Chronicon Tielense S. 46 f. 51. 54.) Die Nachricht 
des Chronicon Tielense, ltadbod sei urgente rege Arnulpho gewählt worden, 
der schon am 8. Dezember 899 gestorben war, geht auf die in den 970er 
Jahren entstandene, überwiegend erbauliche vita s. Radhodi (MG. SS. XV, 
570) zurück. Diese bat ihrerseits anscheinend Regino ungenau ausgeschrieben, 
der zum Jahre 899 sagt: Ea tempestate Odilbaldus . . . Traiectensis ccclesiae 
presul ... ad caeleste regnum transivit, in cuius loco subrogatus est Rat- 
bodus venerabilis antistes. Kurz vorher ist von dem regnum Arnulfi die 
Rede, der aber schon seit 896 Kaiser war. Die Annales Egmundani erwähnen 
den Tod Odilbalds und die Erhebung Radbods zu 900. Parisot (a. a. 0. 
S. 590) hat dies Jahr angenommen, da Radbod selbst in dem von ihm ge¬ 
schriebenen ältesten Utrechter Kopiar sagt: Hoc eodem anno (900) Folko 
Remorum metropolitanus (t 900 Juni 13) et Zuentiboldus rex (t 900 August 13) 
interfecti sunt; ac non multis antea diebus ego peccator Kadbodus inter 
famulos sanct^ Traiectensis ecclesi^ conscribi merui (Cartnlarium S. 50). 
Allein diese Worte können sich nicht auf Radbods Bischofswahl beziehen; 
denn sein Vorgänger ist am 25. September gestorben. 
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von Köln hat ihn mit dem Grafen Meginhard noch zwischen 914 und 
917 versöhnen müssen 74 ). 

Eine günstige Wendung für die Radbodinger muss es bedeutet 
haben, dass nach dem Tode Ludwigs des Kindes (911) dem west¬ 
fränkischen König Karl III. ganz Lothringen und damit auch die nörd¬ 
lichen Niederlande zufielen. Gleichwohl kann Bischof Radbod die herzog¬ 
liche Gewalt noch nicht erworben haben, auf der die Landesherrschaft 
der Utrechter Bischöfe sich aufgebaut hat. Die Bedrohung des Bistums 

durch die Normannen stand einer solchen Entfaltung der kirchlichen 
Machtstellung im Wege. 

Es ist schon früher darauf hingewiesen worden, dass karolingische 
Diplome von 753 und 769 von dem Martinsdom in vico Traiecto 
sprechen- 4 «*); das spätere Oudwijk ist die fränkische curtis ducis. Der 
Sitz des Utrechter Bistums war aber schon unter Radbods Vorgängern 

eine Zeit lang nach Deventer verlegt worden; auch Radbod selbst hat 
dort Hof gehalten. 

Erst Radbods Nachfolger Balderich, der 917 den bischöflichen 
Stuhl bestieg, hat Utrecht selbst wieder zum Mittelpunkt der bischöf¬ 
lichen Herrschaft gemacht. Balderich erscheint noch am 7. November 
921 bei dem Bündnis, das Karl III. und Heinrich I. in der Nähe von 
Bonn schlossen, im Gefolge des ersteren 75 ). So wird es denn wahr¬ 
scheinlich, dass von Karl dem Kahlen die friesische Herzogsgewalt 
erneuert und an Balderich übertragen worden ist 76 ). Sie erstreckte 
sich auch über Overijssel und Drenthe; auf dem Spoolderberg also in 
Salland, das ja bis zum letzten Viertel des 3. Jahrhunderts fränkisch 
gewesen war 77 ), sollte sie für diese Gebiete ihren Mittelpunkt haben 
Fränkisches Rechtsleben konnte in diesen seit Jahrhunderten sächsischen 
Landen freilich nicht Fuss fassen. 

Von entscheidender Bedeutung für den Bestand der bischöflichen 
Herrschaftsrechte waren die bald darauf eintretenden Veränderungen im 
politischen Zustande der beiden grossen Mächle, durch die das Schicksal 
der nördlichen Ni ederlande schon seit Jahrzehnten bestimmt wurde. 

71 ) Parisot S. 547 Anm. 4. - »*) Untersuchungen I, 190 

7J ) OB. I 24. 

7< ) Meine Annahme, dass die bischöfliche Landesgewalt schon aus der 
eit König Pippins oder Karls des Grossen herrübre (Untersuchungen I 252) 
lässt sich nicht aufrecht erhalten. 

”) Vgl. Bremer, Ethnographie der germanischen Stämme, in Pauls 
Grundriss der germanischen Philologie I 2 S. 886. 

12 * 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSnT 



174 


0. Oppermann 


Nachdem das Königtum Karls III. 923 im Kampfe gegen die west- 
fränkischen Grossen unterlegen war, war es um die Vorherrschaft des 
Westreiches in den lothringisch-niederländischen Grenzgebieten auf lange 
hinaus geschehen. Das Ostreich dagegen war in kräftigem Aufstieg 
begriffen, seitdem durch die Königswahl von 919 die Krone an das 
sächsische Haus gekommen war. 925 nötigte König Heinrich den Herzog 
Giselbert von Lothringen zur Unterwerfung unter die deutsche Herr¬ 
schaft 7P ). 

Bischof Balderick muss nach Karls Untergang bald die besten 
Beziehungen zu Heinrich 1. angeknüpft haben; denn schon 929 hat 
ihm dieser seinen Sohn Bruno anvertraut 79 ); um diese Zeit wird die 
königliche Bestätigung der Utrechter Immunitäts-, Zoll- und Zehnt¬ 
privilegien erfolgt sein 80 ). 

Die Utrechter Kirche konnte somit erwarten, dass ihre unter 
westfränkischer Herrschaft erworbenen Ansprüche auch von der säch¬ 
sischen Dynastie geschont würden. In der Tat liess sie das Bistum im 
Wesentlichen im Besitz seiner Rechte; sicherte freilich zugleich auch 
sehr energisch die der Krone. 

Auf welche Weise das geschah, lässt sich nur durch Vergleich 
der karolingischen mit den späteren Zuständen erschliessen. Der 
herzogliche Graf der Karolingerzeit hatte, wie wir auf Grund der Lex 
Chamavorum feststellen konnten 8 '), nicht den Königsbann, sondern 
verhängte Geldstrafen in Gestalt des fredus. Unter Königsbann wurde 
nur das missatisebe Konzil der Königsboten gehalten. In der späteren 
Zeit dagegen ist die Amtsgewalt des Grafen mit der eines Künigsboten 
verbunden 82 ). Diese Neuerung muss auf das ottonische Königtum 
zurückgeführt werden, unter dem die Königsboten verschwunden sind. 
Der ihr zu Grunde liegende politische Gedanke ist, glaube ich. erkennbar; 
es wurde auf diese Weise verhindert, dass die in einem Herzogtum 
vereinigten Grafschaften sich zu einer Territorialmacht zusammenballten; 
die Grafen konnten nicht zu herzoglichen Beamten, in unserm Falle 

7B ) v. Giesebrecht, Geschichte der deutschen Kaiserzeit I® (1881) 212 f. 

,9 ) Hauck, Kirchengeschichte III (1896) S. 41 Anin. 6. 

80 ) DH. I 27, nach der Rekognition spätestens zu Anfang 931 ausgestellt. 

81 ) Untersuchungen I, 246 f. Dass die chamavischen Grafschaften zu 
einem Herzogtum zusammengefasst waren, ergibt sich aus Lex Chamavorum 44. 

•*) Das haben die Untersuchungen von Fehr (oben Anm. 26) in er¬ 
freulicher Weise aufgebellt; ich konnte sie im ersten Teil meiner Arbeit 
leider nur eben noch anführen. 
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also zu Beamten des Bischofs, werden, da sie den Bann nur vom König 
erhielten. 

Eine Reihe von Grafschaften hat freilich das Bistum nicht zu 
behaupten vermocht, weil sie in die Hände mächtiger benachbarter 
Laienfürsten kamen; Südholland, Rijnland, Westvlieland sind auf diese 
Weise an Holland verloren gegangen. Ebenso verlustreich gestaltete 
sich das mit den Herzögen von Lothringen angeknüpfte Lehnsverhältnis. 
Die hatten zwei der Utrechter Grafschaften, Salland und die Veluwe, 
an die Grafen von Geldern weiterverliehen 83 ). Dass diese unter Hin¬ 
weis auf ihr Lehnsverhältnis zu Lothringen sich später weigerten, die 
bischöfliche Lehnsherrschaft über Salland anzuerkennen, ist schon gesagt 
worden; die geldrischen Rechte mussten schliesslich um schweres Geld 
vom Bischof abgelöst werden 84 ). 

Die Veluwe anlangend, entschied Kaiser Heinrich IV. im März 
1196 einen Streit zwischen Bischof Balduin von Utrecht, der behauptete 
comitatum illum de concessione imperatorum sibi et ecclesie Traiectensi 
pertinere, und Herzog Heinrich von Lothringen, der versicherte, quod 
ipsum comitatum de manu nostra teneret in feudo. Der Herzog legte 
die Grafschaft in die Hände des Kaisers zurück, der sie seinerseits 
dem Bischof übertrug. Dieser aber verlieh sie an den Herzog und 
seine Nachkommen, männliche wie weibliche, weiter 85 ). Von der Aus¬ 
dehnung der Verleihung auf des Herzogs Nachkommen abgesehen, wurde 
also, wie man sieht, genau das Rechtsverhältnis hergestellt, das zwischen 
Königtum, Bistum und Grafschaft schon für das 10. Jahrhundert 
vorausgesetzt werden muss. Dass die Veluwe ein Bestandteil der Graf¬ 
schaft Geldern wurde und sich wie ein Keil zwischen Nieder- und 
Oberatift einschob, vermochte freilich weder diese kaiserliche Entschei¬ 
dung zu verhüten noch eine Vereinbarung unbestimmten Datums zwischen 
dem Bischof und dem Grafen von Geldern, die unter anderem Folgendes 
festsetzte 86 ): 

De ruminga in Velua hoc expressum est, quod si homines ec- 

M ) Man nimmt gewöhnlich an, die Grafschaft Salland sei erst durch 
die Verleihung des comitatus Islegowe im Jahre 1086 an das Stift gekommen. 
Allein dies Diplom bedeutet wohl nur eine Wiederherstellung alter Rechte. 
Musste doch auch die Grafschaft Drenthe, die das Stift schon 1024 erhalten 
hatte (vergl. oben S. 164), ihm nach dem Tode des Herzogs Gozzelin 10t6 
von neuem verliehen werden (Cartularium S. 89). 

“) Sloet OB. Nr. 488 (1226). 

•») Sloet OB. Nr. 386. 

M ) Sloet OB. Nr. 370 S. 366. 
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clesiae Traiectensis conquerantur sibi iniuriam fieri, episcopus nominabit 
simul et semel, ubi hominibus suis iniuria Hat, et comes iuramento suo 
certiticabit episcopum, ubi iuste accipiat satisfactionera de occupatione 
wiltbanni sui; extunc, qui voluerint mauere infra wiltbannum, acquirant 
sibi benevolentiam comitis; qui autem recedere voluerint, liberi maneant 
a tali exactione, quae solet fieri super illos, qui manent infra wilt- 
bannura. 

Aus diesen Sätzen ist deutlich zu ersehen, in welcher Weise die 
Rechte der Krone durch die sächsischen Grafschaften zur Geltung 
gebracht wurden. Die Grafen stellten vermöge des ihnen verliehenen 
Rechtes der Räumung alles noch nicht in Privat- oder Gemeinde¬ 
eigentum befindliche Land unter den unmittelbaren Schutz des Königs; 
die in dem gefronten Gebiet sich Niederlassenden mussten einen Zins 
an die öffentliche Gewalt entrichten. Eine N’eubruchsansiedlung dieser 
Art ist, wie der Name erkennen lässt, das praedium nomine Bruoche 
in pago Velue in comitatu Diederici, das Heinrich 1Y. 1075 dem 
St. Peterstift zu Utrecht schenkte 87 ). 

Versuchen wir nun, uns klar zu machen, welche Folgen das 
Eingreifen der königlichen Gewalt für das Recht am Grundeigentum hatte. 

Die Bedeutung echten Eigens für die soziale Stellung des Besitzers 
war im fränkisch-normannischen Feudalstaat einerecht geringe geworden; 
denn gerade durch den Erwerb von Lehen war ja das Aufsteigen in 
eine bevorrechtete Klasse bedingt. Da der Graf des fränkischen Her¬ 
zogtums nicht den Königsbann hatte, so konnte die Übertragung der 
rechten Gewere an Grundeigentum nicht durch gerichtliche Fronung 
er folgen 88 ), sondern nur durch Übergabe von seiten der sieben Nach¬ 
barn, die vom Gericht zur Zeugenaussage über den rechtmässigen Be¬ 
sitzer genötigt wurden, ln dieser Form begegnet die Erwerbung der 
rechten Gewere in der späteren Zeit 89 ). 

* 7 ) Sloet OP. Nr. 185. I'ie Grafschaft Dietrichs muss nach dem oben 
Angeführten Bestandteil des Utrechter Herzogtums gewesen sein. 

B8 ) Vgl. Heusler, Institutionen des deutschen Privatrechts II (1886) 103 ff. 

■•) Quellen des 14. Jahrhunderts sprechen von der Übertragung der 
rechten Gewere durch die 7 Nachharzeugen 1333 z. B. verhandelt der 
Schulze zu Langhroek bei Wijk bij Durstede über zwei Morgen Land: Waar 
off die Sevene naest gelandt diere schuldich of waren te geven voor my als 
rechter ende voor die gebuere mits by den rechten daar toe gebracht worden, 
also dat sy . . . by hören ede ende by höre zielen den rechten eygandom van 
den tween morgen lants voors. gaven alle seven gemenelyck den codshusen 
van Sinte Peter t’ Utrecht. (Mattheus, De iure gladii S 523.) 1390 handelt 
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Neue Bedingungen für das Recht von Grundbesitz wurden nun 
geschaffen durch die Einsetzung mit Königsbann ausgestatteter Beamten, 
der Präfekten und Schulzen. Urkundlich sind uns zuerst 1105 die sculteti 
von Utrecht, Muiden und Amstel. bischöfliche Ministei ialen, bezeugt. 
Es sind ursprünglich Unterbeamte der sächsischen Reichsverwaltung, 
die erst durch königliche Verfügung in den Dienst des Bischofs über¬ 
wiesen worden sind. Bei Muiden lässt sich das in den Urkunden ver¬ 
folgen. Nachdem bereits Otto I. 949 und 953 der Utrechter Kirche 
die königlichen Rechte in Muiden, die Fischerei, den Koggenzins und 
den Zoll, der bis dahin dem Grafen Waldger zustand, geschenkt hatte 90 ), 
überwies ihr Otto II. am 6. Juni 975, indem er zugleich die Ver¬ 
fügungen seines Vaters bestätigte 91 ): 

villam Amuda vocatam quantum eius prius ad prefatam non per¬ 
tinebat ecclesiam cnm omnibus ad h?c pertinentibus, cum curtilibus, 
edificiis, mancipiis, pratis, pascuis, silvis, aquis, piscationibus, mobilibus 
et immobilibus taleque theloneum. 

Fischereirecht, Zoll und Steuerverwaltung werden also deutlich 
von dem Fronhof, der villa Muiden, geschieden, die bis 975 im Besitz 
des Staates blieb. Wir haben schon oben (Untersuchungen I, 205 f.) 
darauf aufmerksam gemacht, dass diese fränkisch-sächsische Zweiteilung 
der Verwaltung noch unter Heinrich V. erkennbar ist; in Utrecht selbst, 
wo die fränkische villa befestigt war, entspricht dem villicus der Kastellan. 

Das früheste Beispiel der Fronung im Niederstift Utrecht bietet 
eine Urkunde des Bischofs Otto II. von 1227 92 ). Sie entscheidet einen 
Streit um die Zehnten des Kirchspiels Ilouten zwischen dem Utrechter 
Marienstift und dem Grafen von Goje zu gunsten des ersteren: Lata 
est sententia pro capitulo a prioribus ecclesiae Traiectensis et approbata 
a nobilibus qui praesentes aderant, et ministerialibus. quorum plurima 
affuit multitudo, quod capitulum b. Virginis admitti deberet ad pro- 
bationem quietae et justae possessionis, et postea sinnliter audiri deberet 
de probatione proprietatis. Da das Stift sich bereit erklärt, durch 

es sich vor dem scoute aen den ouden Rijn um 6 Morgen: zo gaven die 
zeven voerscreven eendrachteliken den heren van Zinte I’eter die rechte weer 
ende die leste weer ende den rechten eyghendom van den zes morgken lants 
voerscreven (Joosting, Onuitgegeven Oorkonden betreffende het zeventuigs- 
reclit fl890] S. 16 f.). 

*°) DO. 1 112. 164 = Cartularium S. 26 Nr. 15 (zu 948) und 28 Nr. 18. 

»') DO. I 106. 107 = Cartularium S. 64 Nr. 32, S. 63 Nr. 31. 

•') Heda S.202 ff. = van Mieris, Charterboek I S. 203. Brom, Regesten I 
768. Vgl. Fruin, Verspreide Geschritten VI 260. 
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Eid seiner sämtlichen Mitglieder diesen Beweis zu führen, verzichtet 
der Graf auf seinen Anspruch. Itaque bis omnibus rite peractis, nos 
vredebanno solemniter pronunciato praefatam ecclesiam in perpetua 
suarum decimarum possessione contirmavimus. Die Fronung ist offen¬ 
bar von dem Schultheissen Suederus vorgenommen worden, der nebst 
den scabini civitatis am Schluss der Zeugenreihe genannt wird. 

Einer weitern Fronung durch den Utrechter Schultheissen aus dem 
Jahr 1230 ist bereits gedacht worden 93 ). Schon über ein Jahrhundert 
früher aber ist eine gerichtliche Übertragung von Erbgut in Utrecht bezeugt. 

Nach einer Urkunde des Bischofs Goldebald von 1 116 94 ) ist von 
Godebalds Vorgänger Bischof Burchard ein Grundstück vor der Burg 
Utrecht (curtis ante castellum) mit dem zugehörigen jährlichen Zins 
von 3 den. dem Marienstift ad Novum opus — worunter wohl die kurz 
vorher entstandene Stadtbefestigung zu verstehen ist — geschenkt worden. 
Das Haus, mit dem das Grundstück bebaut ist, hat sein Erbauer Hezelo 
de manu fratrum et custodis in capitolio hereditario iure gegen den 
angegebenen Jahreszins empfangen. Der custos Otto wird unter den 
geistlichen Zeugen genannt. 

Dass das capitolium als Gerichtsstätte zu deuten ist, ergibt sich 
aus einer Stelle bei Beka: König Wilhelm, der im Jahre 1255 wegen 
eines gegen ihn verübten Attentates die Stadt zornig verlassen hatte, 
forderte von den ihm nachgesandten Bürgermeistern die Auslieferung 
des Verbrechers. Itaque Traiectenses, berichtet Beka weiter, redierunt 
ad iudiciale capitolium statuentes pro malefactore nimis arcanum scru- 
tinium S5 ). 

Die Dingstatt des Stadtgerichts ist uns gleichfalls bekannt aus 
einer Urkunde von 1359, in der es sich handelt um een huis ende 
hofstede, die gelegen is aent westende van Buurkerchof . . ., ende dair 
der stat rechthuys van Utrecht voertijds te staen placli aen die zuytside 96 ). 
Das Stadtgericktshaus muss also etwa auf der Grenze zwischen Spring- 
wijk und vicus Stathe gelegen haben. 

93 ) Untersuchungen I, 254. 

9 ‘) Bijdragen en Mededeelingen van het Historisch Genootschap te 
Utrecht 30 (1909) S. 205. Brom, Regesten 1 282. 

**) Beka S. 87. Vom Papst bestellte Richter bezeichnen ihr Gericht 
als capitolium 1229: Seibertz UB I, 184. 

**) Or. Urkunde von 1359 im Archiv der Burkerk zu Utrecht, ange¬ 
führt bei S. Müller, Catalogus van het archief der gemeente Utrecht S. XXII 
Anm. Ich bin für diesen Nachweis wie für so vieles andere Herrn Archivar 
Müller zu grösstem Dank verpflichtet. 
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Im Jahre 1*227 bezeugen Schultheiss und Schöffen von Utrecht 
durch eine in pretorio nostro ausgestellte Urkunde, dass das Kapitel 
von St. Johann an den Utreciiter Bürger Bernerus und seine Gattin 
eine area gegen einen jährlichen Leihezins von 40 sol. übertragen hat 97 ). 
Seit wann besassen Schultheiss und Schöffen diese Gerichtsbarkeit über 
Erbschaft? Man wird geneigt sein, sie von dem Grafengericht her¬ 
zuleiten, das ja seit 1220 aus der Stadt verschwunden war. Allein 
es lässt sich nachweisen, dass die Dingstatt des Stadtgerichtes nicht 
die des Grafengerichtes war. Die letztere lernen wir kennen durch 
eine Urkunde vom 2. August 1248 98 ), nach welcher das Utrechter 
Marienstift dem prope ecclesiam s. Geitrudis extra muros Traiectensis 
ansässigen Deutschen Orden verkauft hat quendam mansum iacentem 
inter bona domini Theoderici dicti Capellan scabini ex una parte et 
inter bona Huberti filii Theoderici fratris domini Huberti quondam 
scabini Traiectensis ex altera tenus longitudine latitudine fine et limite 
observatis hactenus ab antiquo . . . renunciato coram judicio juridictionis, 
in qua iacet dictus mansus, omni jure proprietatis, quod habuimus in 
eodem. Das Grundstück erstreckte sich ab Antiquo Reno usque ad 
anticum aqueductum, quod teutonice Oudeweteringe appellatur"), ist 
also wohl in der Utrechter Weide zwischen Altem Rhein und Vleutenscher 
Watering, etwa ostnordöstlich von Utrecht, zu suchen 10 °). 

Nach einer Urkunde des Bischofs Otto vom 28. September 1248 101 ) 
ist die Auflassung des Grundstücks erfolgt coram judice jurisdictionis 
nostre prope s. Gertrudim in loco tribunali. Aus einer Urkunde des 
Bischofs Heinrich von 1‘259 102 ) erfahren wir dann, dass die ecclesia pa- 
rochialis s. Gertrudis quondam extra muros civitatis nunc sit destructa 
et ad alium locum infra muros civitatis magis competentem translata 
et in novo eymiterio infra muros, quod pro priori compensatum est, 
sit fundata. Erst um 1255 ist also die Gertrudskirebe in die Stadt 
verlegt worden. 

Da das in diesem Kirchspiel gelegene Grundstück beiderseits vom 
Utrechter Schöffengut begrenzt wurde, so kann nicht zweifelhaft sein, 

*’) Brom I 778. Original im Reichsarckiv zu Utrecht. 

* 8 ) de Geer, Archieven (oben Anm. 32) I Nr. 208. 

*») Ebenda Nr. 209. 

,0 °) Man vergleiche den Plan in dem Untersuchungen I, 188 Anm. 4 
angeführten Buche von de Geer, Het Oude Trecht. 

,01 ) de Geer, Archieven I Nr. 210. 

1M ) Ebenda Nr. 235. 
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dass die Malstatt bei der alten Gertrudskirche die des fränkischen 
Grafengerichts war. Daraus aber ergibt sicli mit Sicherheit, dass die 
im Stadtgericht gehandhabte Fronung mit der fränkischen Grafschaft 
keinen Zusammenhang hat, sondern Ausfluss einer Königsbotengewalt 
ist, welche ein Bestandteil der Grafschaft erst in ottonischer Zeit ge¬ 
worden ist. 

Wir müssen uns gegenwärtig halten, dass auch der Utrechter 
Graf, wie in der Veräusserungsurkunde von 1220 ausdrücklich bezeugt 
ist, das Recht der Räumung hatte. Er hat im Kamen des Königs sich 
Raum für eine neue Verwaltung geschaffen. Die für diese erforderliche 
Dienstmannschaft wurde als Königsmannschaft auf v geräumtem“, d. h. 
gefrontem Land angesiedelt. Das fränkische Herzogtum hatte seiuen Sitz 
am rechten Rheinufer in vico Traiecto gehabt, wo die Burggrätin Mathilde 
1135 in proprio fundo das Kloster Oudwijk stiftete 103 ). Die gräfliche 
Verwaltung des 10. Jahrhunderts dagegen ergriff, wie die Lage der 
Dingstatt beweist, Besitz von dem westlich der Burg Utrecht vor¬ 
gelagerten Gebiete. Die Nachrichten über die Neubefestigung Utrechts 
unter Bischof Balderich und die militärische Bedeutung des Marienstifts 
machen, wie oben ausgeführt wurde (Unteruuchungen I. 192 f.), wahr¬ 
scheinlich, dass es in Form einer Burgbannanlage geschah. 

Die hier angesiedelte Mannschaft besass das ihr zugewiesene Land 
natürlich nicht als Eigen, sondern als dienstpflichtiges Lehen. Aber 
sie unterstand dem Grafengericht. Denn nach Ssp. III 19 müssen vrie 
lute und des riches dinstman vor gerichte wol zug sin und urteil vinden, 
durch daz sie deme riche hulde tun, ir iklicher nach sime rechte. 

Das Erbgut gerade der angeseheneren Mitglieder der gräflichen 
Gerichtsgemeinde war also nicht Eigengut, sondern Dienstlelm. Ein 
mit solchen Urteilern besetztes Gericht, das ergab sich daraus von selbst, 
konnte kein Gericht über Eigen, musste ein Gericht über Erbgut sein. 

Dies Gericht war Vollgericht, denn die Schaffung eines Standes 
von Schöffenbarfreien durch Freilassung der Reichsdienstmannen ist in 
Utrecht nicht erfolgt. Sie haben ihren Gerichtsstand vor dem Grafen¬ 
geriebt vielmehr dadurch verloren, dass dem Bischof die Verfügung über 
die Dienste übertragen wurde, zu denen ihr Stand sie verpflichtete. 
Aus den Reichsdienstmannen wurden dadurch bischöfliche Ministerialen; 
spätestens um die Wende des 11. Jahrhunderts muss diese Veränderung 
sich vollzogen haben. 

,03 ) Bijdr. en Meded. van bet Hist. Genootscliap 30 (1909) S. 225. 
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Ebenso wie die landständische Ministerialität des 13. Jahrhunderts 
ist die städtische des 12. nicht einheitlichen Ursprungs, sondern aus 
verschiedenen Gruppen dadurch zusammengewachsen, dass die für die 
ständische Scheidung dieser Gruppen entscheidenden Ämter in einer 
Person vereinigt worden sind Zu den aus der bischöflichen Haus¬ 
gemeinschaft hervorgegangenen servientes ist die Reichsdienstmannschaft 
der gräflichen Verwaltung liinzugekommen; die noch unter Bischof 
Burchard (f 1112) in den Zeugenreihen der Urkunden gebräuchliche 
Bezeichnung servientes wird unter seinem Nachfolger Godebald durch 
das umfassendere Wort ministeriales ersetzt 104 ). 

Diese Reichsdienstmannschaft war sächsischen Ursprungs. 

Der ursprüngliche Zustand lässt sich nur indirekt aus gewissen 
unscheinbaren Anzeichen, aber doch mit genügender Sicherheit erschlossen. 

Erstens nämlich treten im 12. Jahrhundert bei einem Teil der 
bischöflichen Ministerialität noch mehrfach Beziehungen zur königlichen 
und gräflichen Gewalt hervor. Als Konrad III. 1145 in Utrecht zu 
Gericht sitzt 105 ), befinden sicli in der Gerichtsversammlung ausser zahl¬ 
reichen Reichsdienstmannen Otto prefectus Traiectensis, Albertus the- 
lonearius, Ekkebertus de Amstel — dessen Abstammung aus einem 
Reichsvasallengeschlecht wir oben wahrscheinlich machen konnten — 
Jacob de Saterslo und 5 andern Utrecliter Ministerialen. Ebenso werden 
bei einer von Kaiser Friedrich I. 1165 ex iudicio curie nostre gefällten 
Entscheidung hinter den Reichsdienstmannen Gerardus Traiectensis 
scultetus, Egbertus de Am*tel und andere genannt 101 ’’). Ein Hermann 
de Scaterslo wird 1258 als Grafschaftsschulze unter den milites des 
Oberstifts verzeichnet 107 ). Vor allem aber ist der Zusammenhang der 
Utrecliter Burggrafschaft mit der Präfektur nicht zu verkennen. 

Schon früher habe ich darauf aufmerksam gemacht, dass es nicht 
auf Zufall und Willkür beruhen kann, wenn der Utrecliter Kastellan 
in den Urkunden zweimal als prefectus bezeichnet wird. Durch den 
Sprachgebrauch der königlichen Kanzlei würde sich nur der eine der 
beiden Fälle — der oben erwähnte von 1145 — erklären lassen loe ). 

,01 ) Vgl. die Untersuchungen I S. 199 angeführten Urkunden. 

,oy ) Cartularium S. 131: nobis apud Traiectensem civitatem consideuti- 
bus et de pace ac de statu regni tractantibus. 

,M ) Ebenda S. 150. 

1#7 ) Sloet OB. Nr. 807. 

l## ) Da Godefriedus comes, durchseinen Bruder Hermann als Gottfried 
von Kuyk kenntlich, schon 1139 bezeugt ist (OB. 1 123), so muss er die 
Utrechter Grafschaft schon von Bischof Andreas von Kuyk (f Juni 1139) 
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Wenn aber im Jahre nach der Thronbesteigung des Sachsen Lothar, 
der die Utrechter Ministerialität gegen ihren Stadtherrn nachweisbar 
begünstigt hat, der Kastellan Arnold in einer bischöflichen Urkunde 
als praefectus erscheint, so tritt darin deutlich hervor, dass das Burg- 
grafenamt mit der Präfektur der sächsischen Grafschaft verbunden war. 

Der praefectus der sächsischen Gerichtsverfassung ist der Schultheiss. 
Er ist Grafschaftsschulze und hat den Mitvorsitz im Grafengericht; er 
ist in demselben erster Urteiler und kann auch ohne den Grafen mit 
zwei Dingmannen ein vollgiltiges Gerichtszeugnis abgeben 109 ) Dieser 
Beamte, der aus den Einheimischen genommen werden musste, ist der 
sächsischenGerichtsverfassung eigentümlich, der fränkischen unbekannt no ). 

Das Amt des praefectus, in dem sich die ständische Eigenart der 
sächsischen milites gewissermassen verkörperte, ist also in Utrecht 
spätestens um 1100 einem aus den bischöflichen servientes hervor¬ 
gegangenen Beamten, dem Kastellan, übertragen worden. Die Burg¬ 
grafschaft wurde dadurch zu einem grundherrlichen Amt, wurde in die 
Hände eines Unfreien gelegt, der an der Spitze des unfreien bischöf¬ 
lichen Burggesindes stand. Die Vereinigung zweier Ämter in einer 
Person ist auch hier, wie man sieht, für die ständischen Verschiebungen 
von grosser Bedeutung gewesen. 

Die politischen Ziele der städtischen Ministerialität des 12. Jahr¬ 
hunderts treten jetzt deutlich zutage. Sie wünschte ihren Gerichtsstand 
vor dem Grafen herzustellen und sich auf diese Weise unabhängig von 
dem bischöflichen Stadtherrn zu machen. Sie wollte das städtische 
Gemeinwesen nicht durch Schöffen regiert wissen, denn diese mussten 
dem Stadtherrn geschworen haben und bildeten so dessen zuverlässigste 
Stütze. 

Als Glied in der Kette einer Politik, welche die auf Unabhängig¬ 
keit vom Bischof gerichteten Bestrebungen der Ministerialen zurück¬ 
zudrängen suchte, darf man nun, glaube ich, die Übertragung des Burg¬ 
erhalten haben. Da nun der Burggraf Otto noch nach dem Tode des Bischofs 
Andreas castellanus genannt wird, so ist die Annahme, dass das Hervortreten 
der Präfektur mit der Verleihung der Grafschaft an Gottfried Zusammenhänge 
(Untersuchungen I, 213) unzulässig. 

,0B ) Schröder, Zeitschrift für Rechtsgeschichte Germ. Abtlg. 7 (1887) 
2 ff. Schöffen sind zum Gerichtszeugnis in dem Ssp. II 22 § 2 angeführten 
Falle erforderlich. Ssp. 111 18 verlangt bei Verfestung das Zeugnis von 
Graf, Schultheiss oder Fronbote und zwei Dingmannen, nur bei Verfestung 
unter Königsbann das Zeugnis von Graf und zwei Schöffen. 

110 ) Schröder ebenda S. 14 f. 
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grafenamtes an einen Edelfreien, Bischof Gottfrieds Bruder Gerlach von 
Rhenen, ansehen. Sie muss schon 1156 oder 1157 erfolgt sein; denn 
in einem Schiedsspruch, der, wie wir jetzt feststellen konnten 111 ), ins 
Jahr 1157 gehört, ist von einem kurz vorher verstorbenen, unter Bischof 
Hermann im Amte gewesenen Burggrafen die Rede. Das kann nur der 
letzte Ministerialenburggraf Otto II. sein, der von 1139 bis 1156 bezeugt 
ist. Indem der Burggraf unter die freien Lehnsmannen der Kirche auf¬ 
genommen wurde, wurde das Amt, an dem die Unabhüngigkeitsbestre- 
bungen der Ministerialität ihren Rückhalt fanden, aus dem Zusammen¬ 
hang mit ihr herausgelöst und sie damit ihres natürlichen Führers beraubt. 

Danach wird es wahrscheinlich, dass die Urkunde von 1116 auf 
ein Liegenschaftsgericht zu deuten ist, das der Utrechter Burggraf in 
seiner Eigenschaft als praefectus an der Dingstatt des späteren Stadt¬ 
gerichts abhielt. 

Die Ansicht, dass der Burggraf ursprünglich eine Gerichtsbarkeit 
über liegendes Gut gehabt habe und erst nachträglich von Schultheiss und 
Schöffen daraus verdrängt wurde, ist schon 1885 von S. Müller ver¬ 
treten wurden m ). Sie scheint freilich widerlegt zu sein durch die 
Feststellung Rietschels 113 ), dass die späteren — erst dem 15. und 
16. Jahrhundert angehörenden — Zeugnisse für eine Immobiliar¬ 
gerichtsbarkeit des Burggrafen sich nur auf die Grundstücke eines 
Gebietes am Fisch- und Salzmarkt beziehen, das ein Lehen des Burg¬ 
grafen bildete. Allein das Utrechter Burggrafenamt ist in seiner 
späteren Gestalt nachweisbar erst nach der Mitte des 12. Jahrhunderts 
geschaffen worden. Denn das Hofamt des Torhüters, das der Burggraf 
bekleidete, hängt offenbar zusammen mit dem erwähnten Utrechter 
Burggrafenlehn, das unmittelbar vor dem Eingang zum Kastell Utrecht 
liegt. Da nun das Amt des janitor zu den hohen Hofämtern zählte, 
kann es samt dem zugehörigen Lelm erst mit dem Burggrafenamt ver¬ 
bunden worden sein, als dieses 1156/57 aus den Händen eines bischöf¬ 
lichen Ministerialen in die eines edelfreien Lehnsmannes überging. 

Bis dahin dürfen wir als Inhalt des Burggrafenamtes in Utrecht 
dieselben Befugnisse voraussetzen wie z. B. in Groningen: dort wurden 
im 13. Jahrhundert städtische aree vor praefectus und consules über¬ 
tragen 114 ). Durch die Veränderungen von 1156/57 aber verlor der 
Utrechter Burggraf seine Eigenschaft als praefectus; die Gerichtsbar- 

,n ) Unten S. 238 f. — m ) Rechtsbronnen van Utrecht, Inleiding S. 14. 

m ) Das Burggrafenamt S. 177. — u4 ) Oorkondenboek van Groningen 
en Drente I (1896) Nr. 152 (1276) und öfter. 
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keit über städtische Liegenschaften verblieb dem Unterpräfekten, dem 
Schultheissen. Schultkeiss und Schöffen können zu den Befugnissen, 
in deren Besitz sie später erscheinen, mithin erst durch das Ausscheiden 
des Burggrafen aus der Präfektur gelangt sein. 

So wird man vermuten dürfen, dass schon 1156, als Bischof 
Gottfried ohne Meinungsverschiedenheit gewählt wurde, „weil des Kaisers 
Friedrich Gegenwart einen Streit nicht gestattete“, und nicht erst 1160 114a ), 
auch das Schöffenkolleg eingerichtet worden ist, von dem in der um 
1178 entstandenen Fälschung zuerst die Rede ist, während es noch 
nicht genannt wird, als der fränkisch gesinnte Teil der civitas Traiec- 
tensis 1122 mit Heinrich V. einen gegen den Bischof gerichteten Bund 
schliesst. So würde die coniuratio von 1159 schon einen Gegenstoss 
gegen die Stadtherrschaft der Schöffen bedeuten, denen das Spurium 
das alleinige Recht zuspricht, über Kaufleute und Kaufmannsgut, die 
in die Stadt kamen, zu richten. 

Jedenfalls aber erhellt aus dem Bisherigen, dass für die Unab¬ 
hängigkeit der Stadtgemeirde die gräflichen Rechte in der Stadt von 
der grössten Bedeutung waren. Sie boten stets neuen Vorwand und 
Rückhalt zum Widerstand gegen den Bischof; hätte er sie nicht 1220 
an sich gebracht, so würde der Kampf um die städtische Selbstverwaltung 
viel früher zu ungunsten des Stadtherrn entschieden worden sein. Wir 
werden aber auch beobachten können, dass in diesem Kampfe noch 
nach 1220 die auf das Festbalten an der Grafschaftsverfassung ge¬ 
richteten Tendenzen nacligewirkt haben: wenn die städtische Ratspartei, 
die die Politik der Ministerialität fortführte, stets bestrebt ist, den 
vom Bischof bestellten Schultheissen durch einen aus ihrer eigenen Mitte 
gewählten Stadtrichter zu ersetzen, so ist das nichts anderes als was 
die Ministerialität durch coniuratio und Herstellung der Präfektur zu 
erreichen gesucht hatte. 

12. Zusammenfassung der bisherigen Ergebnisse. Die Vor¬ 
bedingungen der weiteren Entwicklung. 

Es erscheint zweckmässig, schon an dieser Stelle die bisherigen 
Ergebnisse zusammenzufassen und auf Grund des gewonnenen Gesamt¬ 
eindrucks die allgemeinen Voraussetzungen der weiteren Entwicklung 
zu erörtern. Mit Vorbedacht sind dabei an einzelnen Stellen Linien, 
die bei der Einzeluntersuchung nur andeutungsweise hervortraten, etwas 
fester gezogen worden; erhält doch vieles, was dem nur kritisch ge- 

1Ua ) Vgl. Untersuchungen I, 216. 
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schulten Auge unsicher bleiben muss, erst durch die grossen Zusammen¬ 
hänge volle innere Wahrscheinlichkeit. 

Unter Karl dem Grossen waren die nördlichen Niederlande als 
dncatus Frisiae zusammengefasst. Eine allen Ständen der Freien ge¬ 
meinsame Organisation besass dieses Herzogtum in den Landesversamm¬ 
lungen. die in der curtis ducis im rechtsrheinischen Utrecht, dem 
späteren Oudwijk. stattfanden, für entlegenere Sprengel des Herzogtums 
vermutlich schon damals auch in anderen Herzogshöfen. Das Herzogtum 
war in Grafschaften eingeteilt; die Grafen dingten nicht bei Königs¬ 
bann, sondern erhoben für alle Übertretungen ihrer Gebote ein Friedens¬ 
geld. Denn alles Grundeigentum im Lande war durch die Errichtung 
des Herzogtums der rechten Gewere, für die der Königsbann die Voraus¬ 
setzung ist, verlustig gegangen, war durch Belastung mit Steuer- und 
HeerespHichten der Unterhaltung eines Reiterheeres dienstbar gemacht 
worden. Die Führer dieses Heeres waren mit königlichen Benefizien 
ausgestattete Vasallen, welche nicht den Grafen, sondern wie diese nur 
dem Herzog unterstanden. Der Betrag von 10 Pfund, den sie dem 
Herzog wetten, ist gleichfalls ein Fredus und steht in Beziehung zu 
der Busse von 100 Pfund, die durch Verletzung der GefolgschaftspHicht 
gegenüber dem König selbst verwirkt wird. Das Herzogtnm bedeutet 
somit die Durchführung eines auf gesteigerten Verpflichtungen und 
Leistungen an das Königtum beruhenden Verwaltungssystems. Es ist 
in seiner aus grossen fränkischen Kronvasallen bestehenden Oberschicht 
völlig vom Lehnrecht erfasst; die Mittelschicht wird durch einheimische 
reiterdienstpflichtige Grundbesitzer gebildet, die als niedere Vasallität 
der fränkischen Gefolgschaft eingeordnet, aber gleichwohl im Grafschafts- 
verbande verblieben sind; die Unterschicht endlich, die breite Masse der 
unbelehnten Freien, ist völlig landrechtlich organisiert: sie gehören zur 
gräflichen Gerichtsgemeinde, obwohl sie kein Eigen im Lande haben, 
Landsassen im Sinne des Sachsenspiegels sind, weil die herzogliche 
Verwaltung keine rechte Gewere am Grundbesitz duldet. 

Diese in die Standes- und Grundbesitzverhältnisse aufs Tiefste 
eingreifende Organisation ist von Ludwig dem Frommen gleich nach 
seinem Regierungsantritt aufgelöst, westlich von Vlie und Ijssel aber 
teils beibehalten, teils im Laufe des 9. Jahrhunderts hergestellt und 
schliesslich in drei Sprengeln, die ihren Mittelpunkt in Durstede, 
im Kennemerland und auf Walcheren hatten, an normannische Heer¬ 
führer verleimt worden. Der normannische Staat schuf durch das 
Siebenzeugnis die Möglichkeit einer Übertragung der rechten Gewere 
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auch ohne Königsbann, brach aber mit der Ermordung des Herzogs 
Gottfried im Jahre 885 zusammen. Doch blieb die herzogliche Or¬ 
ganisation bestehen, fränkische Vasallen rückten in sie ein, und unter 
westfränkischer Herrschaft gelangte der Bischof von Utrecht in den 
Besitz der auch örtlich von Ylie und Ijssel hergestellten herzoglichen 
Landesgewalt. 

In ihrem Besitz wurde die Utrechter Kirche vom ottonischen 
Königtum belassen, das jedoch die unmittelbare Beziehung der Krone 
zum Grundbesitz herstellte, indem es die Grafen mit dem nur vom 
König selbst einzuholenden Königsbann ausstattete, neue Stätten der 
gräflichen Verwaltung und an denselben eine neue grafschaftspflichtige 
Reichsdienstmannschaft schuf. Diese war als sächsische Rechtsgemeinde 
befugt, einen Grafschaftsschulzen, einen praefectus, aus ihrer Mitte zu 
wählen, und befand sich in Besitz der Zoll- und Geleitsverwaltung an 
den Zentren des Verkehrs; so konnte sie seit dem Anfang des 12. Jahr¬ 
hunderts zum Träger eines wachsenden genossenschaftlichen Widerstandes 
gegen die Allgewalt des salisch-staufischen Staates werden. Die auf 
autonome Verwaltung und Wirtschaftspolitik gerichteten Bestrebungen 
dieser frondierenden, im Zentrum der Verwaltung ansässigen Ministerialität 
stellen die Anfänge der kommunalen Bewegung dar; von dem Gericht 
des mit dem Königsbann und demgemäss mit Frongewalt über liegendes 
Gut ausgestatteten praefectus sind Stadtgericht und städtisches Liegen¬ 
schaftsrecht herzuleiten 

Dem gegenüber war der salisch - staufische Staat der natürliche 
Bundesgenosse der Utrechter Bischofskirche. Den Bischöfen konnte 
die ihnen bereits zu Anfang des 10. Jahrhunderts zugefallene herzog¬ 
liche Landesgewalt nicht die Grundlage für die Entfaltung einer poli¬ 
tischen Machtstellung bieten, so lange die im Herzogtum zusammen¬ 
gefassten Grafschaften durch die Bannleihe unmittelbar mit der Krone 
verknüpft waren Vielmehr beruht das politische System der Utrechter 
Bischofskircbe bis ins 13. Jahrhundert hinein durchaus auf den Macht¬ 
mitteln, die das immune Kirchengut gewährte. Dieses war zuerst 
von Ansfrid, der vor seiner Erhebung auf den Stuhl von Utrecht im 
Jahre 5)95 Graf in Testerbant und im Bommelerwaard gewesen war. 
durch ganze Grafschaften bereichert worden U5 ). Die Krone behielt 
sich zwar auch an ihnen die Bannleihe vor, verpflichtete sich aber, 

,l# ) Chronicon Tielense S. 76. Vgl. Untersuchungen I, 240 f. Das 
dort angeführte Diplom Konrads II. von 1026 ist als Bestätigung einer bereits 
durch Ansfrid erfolgten Verfügung über die Grafschaft Testerbant zu deuten. 
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dieselbe jedem zu gewähren, dem der Bischof die Grafschaft zur Ver¬ 
waltung übertragen würde. Im Laufe des 11. Jahrhunderts sind dann 
von der Reichsgewalt selbst mehrfach Grafschaften, die sich aus dem 
Verbände des Herzogtums loszulösen drohten, dem Utrechter Reichs¬ 
kirchengut einverleibt worden. 

Im Besitze solcher Grafschaften und anderer zur Verlehnung an 
Vornehme geeigneter Herrschaften sah sich die Utrechter Kirche in 
der Lage, die Laienfürsten des Herzogtums durch ein Band der Lehns¬ 
folge an sich zu fesseln, sie als Mannen der Kirche der bischöflichen 
Synodalgewalt zu unterwerfen. Wir sahen, dass noch eine 1234 an¬ 
gefertigte Fälschung den Satz verfocht: omnes feudales ecclesie in 
generali synodo episcopi tenentur personaliter interesse. 

Dem entspricht, dass die bischöfliche Politik sich bedacht zeigt, 
die Stadtverwaltung der immunen Grundherrschaft anzugliedern: Burg¬ 
graf und Schultheiss erscheinen seit 1105 als bischöfliche servientes, 
und der erstere wird vom Stadtherrn als Kastellan, als Kommandant 
des immunen Kastells, nicht als Präfekt der städtischen Reichsdienst¬ 
mannschaft angesehen; nur unter besonderen politischen Umständen 
vermag er diese Seite seines Amtes zur Geltung zu bringen. Auch 
diese Möglichkeit des Widerstandes suchte die staufische Reichsgewalt 
zu vernichten, indem sie 1156 dem Burggrafenamt die Befugnisse der 
Präfektur entzog und es als freies Lehn einem Edelherrn überwies; 
indem sie ferner ein stadtherrschaftliches Schöffenkolleg schuf, das unter 
dem Vorsitz des Schultheissen die allein zulässige Vertretung der Stadt¬ 
gemeinde darstellen sollte. Voraussetzung für dieses politische System 
war ein enges Einvernehmen von Reichsgewalt und Kirche. Als durch 
die schismatische Papstwahl vom 7. September 1159 offenbar wurde, 
dass sich dies Einvernehmen nicht länger aufrecht erhalten liess, erfolgte 
in Utrecht alsbald ein Gegenstoss gegen die neue Ordnung der Dinge: 
am 22. September ist die coniuratio der Ministerialität zum Ausbruch 
gekommen 116 ). Die Bewegung ist zwar schon 1160 wieder unterdrückt 
worden, aber 1196 in der ersten und 1230 in der zweiten Rats¬ 
verfassung wieder aufgelebt, um sich dann dauernd zu behaupten, wenn 
auch Rückschläge eines stattherrschaftlichen Schöffenregimentes, wie wir 
sehen werden, nicht ausgeblieben sind. 

Die tiefere Triebkraft der Politik, in der die im 10. Jahrhundert 
angesiedelte städtische Reiclisdienstmannsehaft von den ratsfähigen 

11B ) Annales Egmundani S. 57 f. Vgl. Untersuchungen I, 214. 

We*td. Zeitschr. f. Gescb, u. Kunst. XXVIII, II III 13 
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Geschlechtern abgelöst wird, ist das Bestreben, im landrechtlichen Zu¬ 
stande zu verharren, der Widerstand gegen Regierungsgrundsatze, die 
auf Ministerialisierung aller führenden Bevölkerungskreise ge¬ 
richtet waren: die Reichsdienstmannschaft wird seit dem Anfang des 
12. Jahrhunderts mit den bischöflichen Servientes zur bischöflichen 
Ministerialität verschmolzen. In gleicher Richtung bewegt sich die 
stadtherrliche Politik auch noch nach dem Aufkommen der Ratsverfas¬ 
sung; denn dieser wurden ja geschworene Schöffen und geschworene 
Zunftvertreter, also Körperschaften von stadtherrlicben Beamten, ent¬ 
gegengestellt. 

Noch deutlicher treten diese ministerialisierenden Tendenzen zu 
tage, wenn man die Bildung der bischöflichen Ritterschaft verfolgt. Die 
Hauptmasse derselben bildet die aus eingesessenen freien Grundbesitzern 
schon in karolingischer Zeit geschaffene Reichsvasallität. Im 12. Jahr¬ 
hundert noch als liberi homines von den Ministerialen geschieden, werden 
sie mit diesen im 13. Jahrhundert als ministeriales ecclesie zusammen¬ 
gefasst. Auch freie Schatzverwandte werden seit der Mitte des 13. Jahr¬ 
hunderts mit Recht und Freiheit der Ministerialen ausgestattet. 

Alle diese ständischen Neubildungen können nicht auf Massen¬ 
verschiebungen, auf selbsttätiges Hinübergleiten aus einer Rechtsgemein¬ 
schaft in die andere, zurückgeführt werden, sondern sind einfach bedingt 
durch Veränderungen des Gerichtsstandes: dass der Präfekt der städtischen 
Reichsdienstmannschaft zugleich Kastellan war und dieser schliesslich der 
präfektorischen Befugnisse überhaupt entkleidet wurde, war entscheidend 
für die Bildung der städtischen Ministerialität; die Erwerbung der 
Grafschaften durch den Bischof entscheidend für den Eintritt der liberi 
homines in die bischöfliche Ritterschaft; das Verschwinden des Edel¬ 
vogtes entscheidend für die Aufnahme freier Schntzverwandter in diesen 
Stand. Es versteht sich von selbst, dass die bischöfliche Politik mit 
alledem ihre vorbedachten Ziele verfolgte. 

So erscheint denn auch die Urkunde von 1250, welche wir als 
eine Anerkennung der landständischen Verfassung bezeichnet haben, als 
Errungenschaft eines Widerstandes, der gegenüber der auf Lehnswesen 
und landesherrlicher Ministerialität aufgebauten bischöflichen Herrschaft 
der Stauferzeit eine Rückkehr zu landrechtlichen Zuständen anstrebte. 
Die Grundlage für solche waren ja noch immer erhalten in dem Utrechter 
Herzogtum, dessen Geschicke wir oben aufznhellen suchten. 

Parallel verlaufende Strömungen konnten wir seit dem Anfang 
des 13. Jahrhunderts in der Utrechter Kirchen Verfassung wahrnebmen. 
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Sobald durch Ottos IV. Zugeständnisse an die Kurie von 1209 117 ) in den 
Bau der Reicbskirche Bresche gelegt war, trat die Kapitelgeistlichkeit 
offen mit Bestrebungen hervor, welche Einschränkung der zentralistischen 
bischöflichen Gewalt namentlich auf dem Gebiete der Pfründenvergebung 
zum Ziele hatten. Man wünschte alte landeskirchliche Yerfassungszustände 
lebendig zu erhalten, widersetzte sich der selbstherrlichen kirchlichen Ver¬ 
mögensverwaltung des Bischofs, durch die die Pfarrgeistlichkeit zu einer 
von ihm abhängigen nivellierten Masse herabgedrückt werden musste. 

Die geschilderten Gegensätze des weltlichen wie des kirchlichen 
Verfassungslebens können wir als Kampf des fränkischen Wesens mit 
dem sächsischen kennzeichnen. Denn wir sahen die salische und die 
staufische Reichsgewalt den Ausbau der bischöflichen Grund- und Lehns¬ 
herrschaft systematisch begünstigen, den Sachsen Lothar aber in An¬ 
knüpfung an das landrechtliche System der Ottonen die Grafschaft 
gegenüber jener stützen; wir sahen unter Friedrich I. ein Schöffenkolleg 
als Organ der' herrschaftlich regierten Stadtgemeinde entstehen, ihm 
gegenüber den genossenschaftlichen Widerstand der sächsischen Reichs¬ 
dienstmannschaft auf Erhaltung eines spezifisch sächsischen Amtes, der 
Präfektur, gerichtet, und als Verkörperung dieses Widerstandes schliess¬ 
lich die Ratsverfassung aufkommen, die, wenn sie auch schwerlich von 
Lübeck nach Utrecht übertragen worden ist, doch in dem niedersächsischen 
Herzogtum Heinrichs des Löwen nachweisbar zielbewusste Förderung 
erfahren hat 118 ). Wir sahen durch die Confoederatio von 1220 die 
bischöfliche Stadtherrschaft gefördert, durch die frondierende Politik des 
Königs Heinrich von 1230/31 die Befestigung der Ratsverfassung. Wir 
sahen die Gegner der staufisch-bischöflichen Regierung aber auch in steter 
Verbindung mit den streng kirchlich gesinnten Kreisen: die Ministerialen 
und Bürger, die 1150 dem staufischen Bischofskandidaten einen Mann 
ihrer Wahl entgegengestellt haben, bestreiten dem König das Recht, in 
Angelegenheiten einer kirchlichen Wahl ein Urteil zu fällen, die coniuratio 
von 1159 bricht sofort nach der Erhebung des staufischen Gegenpapstes 
aus, die Doppelwahl von 1196 steht mit dem ersten Auftauchen der 
consules in unmittelbarem Zusammenhang. Wir sahen endlich die An¬ 
fänge der ständischen Bewegung in der Utrechter Landeskirche an die 
Erfolge der welfischen Politik gekettet. 

n7 ) Infolge eines Versehens bei der Korrektur ist Untersuchungen I, 234 
die falsche Jahreszahl 1208 angegeben. 

118 ) Vgl. darüber jetzt Rietschel, Historische Zeitschrift 102 (1908) 263 ff. 
Die Frage bedarf noch näherer Untersuchung. 
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In den kirchlichen Dingen aber konnten wir auch bereits einen 
Wechsel in der Gruppierung der mit einander ringenden Mächte wahr¬ 
nehmen. Der landeskirchliche Yorstoss von 1231 ist nicht mehr gegen 
einen staufisch gesinnten Bischof, sondern gegen die Kurie selbst gerichtet. 

Es wird nun weiterhin zu verfolgen sein, wie dieser Wechsel der 
Gruppierung weiter um sich greift, wie auch die bürgerliche Bewegung 
sich von der Kurie abwendet, die bischöfliche Stadtherrschaft dagegen 
an ihr eine Stütze findet. 

Die aus der sächsischen Reichsdienstmannschaft hervorgegangene 
städtische Ministerialität war mit ganz bestimmten handelspolitischen 
Interessen so eng verknüpft, dass die zuerst 1196 mit einem greifbaren 
Erfolg gekrönten Bemühungen um Errichtung einer bürgerlichen Selbst¬ 
verwaltung nur die Fortsetzung der längst von den Ministerialen ver¬ 
folgten Politik darstellen. Diese Politik ist gekennzeichnet durch 
genossenschaftlich-exklusive Grundsätze. Sie beansprucht für eine Gemein¬ 
schaft vieler das Recht, unabhängig von dem Machtwillen eines Einzelnen, 
sei es König oder Bischof, königlicher oder bischöflicher Beamter, sich 
Gesetze zu gehen und die Verwaltung des Gemeinwesens zu leiten. Aber 
diese Gemeinschaft ist exklusiv ; sie denkt nicht daran, allen Einwohnern 
der Stadt die gleichen politischen Rechte zu gewähren. Ebenso streng 
wie die Ministerialität schliessen sich die ratsfälligen Geschlechter gegen 
die unteren Schichten ab. Das Gleiche gilt von der spezifisch kauf¬ 
männischen Organisation der herrschenden Kreise, der Hanse; Hand¬ 
werker können ihr nicht angehören. Sie gehen damit aller Handels¬ 
vorteile verlustig, die die Hanse ihren Mitgliedern gewährt: eine Kon¬ 
kurrenz mit dieser war für den Aussenstehenden aussichtslos, so lange 
nicht neue überlegene Kapitalmächte auf dem Platze erschienen. 
Monopolisierung der Verwaltung und des Fernhandels in den Händen 
einer nach oben autonomen, nach unten ständisch abgeschlossenen Ge¬ 
nossenschaft, das ist die Tendenz einer Politik, die in coniuratio der 
Ministerialität, Ratsverfassung der burgenses, Hanse der Rheinkaufleute 
sich ihre verschiedenen Organisationsformen schafft. 

Wie den landeskirchlichen bot die Kurie auch den bürgerlich¬ 
genossenschaftlichen Tendenzen einen natürlichen Rückhalt, so lange sie 
Trägerin einer gegen die Überspannung des Staatsgedankens gerichteten 
kirchlichen Reformbewegung war. Aber seitdem Innocenz III. den 
Kampf gegen die staufische Reichsgewalt aufgenommen hatte, konnte 
von einer erdrückenden Übermacht der letzteren nicht mehr die Rede sein. 
Zugleich hatte die Kurie in rascher Folge neue, höchst einflussreiche 
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Hilfskräfte sich dienstbar gemacht: die neuen Mönchsorden, die Ritter¬ 
orden, die Organisation des internationalen Kapitals. 

Es bedeutete eine schwere Bedrohung der genossenschaftlichen 
Bestrebungen in Geistlichkeit wie Bürgerschaft, dass diese neuen Mächte 
in Utrecht Fass fassten. Um 1244 haben Minoriten und Dominikaner 
Niederlassungen dort errichtet 119 ); wir werden sie bald darauf unter 
den Gegnern der Kapitelgeistlichkeit finden. 

Der Deutsche Orden erscheint in den nördlichen Niederlanden 
zuerst im wirtschaftlichen Wettbewerb mit der Hanse der Rheinkaufleute; 
1224 erhält er von Bischof Otto II. freie Durchfahrt durch die bischöf¬ 
lichen Rheinzollstätten für jährlich ein mit 10 Fass Wein befrachtetes 
Schiff, 1232 von Graf Florens IY. von Holland Zollfreiheit für ein 
Schiff mit 20 Fass Wein 12 °). Um diese Zeit betreibt der Orden auch 
bereits im Dienste der Kurie Finanzgeschäfte, die ihn in kurzer Zeit 
zum Grossgrundbesitzer heranwachsen lassen. 

Die Kurie wusste zur finanziellen Beihilfe für ihren Kampf gegen 
Friedrich II. den nordniederländischen Grundbesitz dadurch beran- 
zuziehen, dass sie ihm durch ihre Legaten Kreuzzugsgelübde auferlegte, 
die durch Geld abgelöst werden konnten. Da diese sehr erheblichen 
Summen natürlich nur in seltenen Fällen sofort beigetrieben werden 
konnten, wurden sie der Kurie durch den Deutschen Orden vorgestreckt; 
auch dieser vermochte zwar von seinen Schuldnern in der Regel kein 
bares Geld zu erlangen, konnte sich aber bezahlt machen, indem er 
sich entsprechenden Grundbesitz von ihnen übertragen Hess. Auf 
diesem Wege hat der Orden schon das Grundstück für seine Nieder¬ 
lassung in Utrecht, die bei der alten Gertrudskirche lag (vgl. oben 
S. 179) erworben. Durch eine am 9. April 1232 im Gericht zu 
Dingede ausgestellte Urkunde 121 ) bekunden Sweder von Dingede und seine 
Gattin: signum crucis recepimus, nos vero in redemptionem ipsius 
100 libras persolvere promisimus, in quarum recompensationem con- 
tulimus fraternitati b. Marie Virginia domus Teutonice perpetuo man- 
sionem et domum ad s. Gertrudem in Trajecto, omnes arees quas ha- 
buimus in Geyne et dimidium mansum super Ravene. 

Auch die oben (S. 179) besprochene Veräusserung eines Grund- 

J,# ) OB. I 403. 1245/46 gewährt Innocens IV. einen Ablass für den 
Bau eines Minoritenklosters in Utrecht. Brom, Bullarium I 177. 

,so ) de Geer, Archieven I 43. OB. I 339. 

,51 ) de Geer, Archieven I 194. 
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Stücks in der Gertradpfarre durch das Marienstift ist erfolgt urgente 
inevitabili et necessaria redemptione crucis accepte a legato. 

Dass auch der Deutsche Orden in den Pfründenbesitz der Utrechter 
Pfarrgeistlichkeit eindrang, werden wir weiterhin zu beobachten Gelegen¬ 
heit haben. 

Vertreter des italienischen Kapitalismus sind, wie wir sehen werden, 
erst 1260 in Utrecht nachweisbar, aber gewissen Anzeichen nach schon 
geraume Zeit vorher anzunehmen. 

Voraussetzung für das ungehinderte Eindringen aller dieser inter¬ 
nationalen Hilfskräfte des Papstums war ihre Begünstigung durch den 
bischöflichen Stadtherrn. Wir werden genau den Moment feststellen 
können, in dem der Bischof von Utrecht sich von der stautischen Reichs¬ 
kirche losgesagt hat. Schon vorher aber hatte sich die bischöfliche 
Kirchenpolitik der päpstlichen innerlich genähert, indem sie das durch 
den päpstlichen Absolutismus ausgebildete kirchliche Rechts- und Ver¬ 
waltungssystem sich aneignete, um angesichts der veränderten Macht¬ 
verhältnisse zwischen Reich und Kirche der bischöflichen Autorität, die 
bisher durch den Reichsgedanken getragen wurde, einen neuen Inhalt 
zu geben. 

Das Eindringen des neuen kanonischen Rechts in die Jurisdiktion 
des Bischofs von Utrecht ist erkennbar an dem Auftauchen des bischöf¬ 
lichen Offizials im Jahre 1244 12s ). Es war eine gegen das Generalkapitel 
gerichtete Neuerung; denn dieser vom Bischof allein abhängige Beamte 
war bestimmt, den Einfluss des Archidiakons aus der geistlichen Ge¬ 
richtsbarkeit zurückzudrängen. 

Weder Kapitelgeistlichkeit noch Bürgerschaft waren gegenüber 
all diesen gegen ihre Selbständigkeit zusammenwirkenden Mächten in 
sich einig. In jener werden wir eine bischöfliche Unterströmung aller¬ 
dings erst seit 1280 deutlich erkennbar hervortreten sehen. Dagegen 
hatte der bischöfliche Stadtherr schon seit der Mitte des 12. Jahrhunderts 
einen starken Rückhalt an dem damals geschaffenen Kolleg der Schöffen, 
die durch ihr Amt von ihm abhängig waren, zur Ratspartei aus wirt¬ 
schaftlichen Gründen in Gegensatz standen und zur Kapitelgeistlichkeit 
in Fragen der Gerichtsbarkeit über die Immunitätsleute. 

Alle diese Verhältnisse müssen wir uns gegenwärtig halten, wenn 
wir nun die Geschicke Utrechts seit den 1240er Jahren an uns vorüber¬ 
ziehen lassen. 


I2 *) OB. I 401. 


Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Untersuchungen zur Geschichte von Stadt und Stift Utrecht. 193 


13. Die Zeit der Bischöfe Otto III. (1234—49) und Heinrich 
von Vianden (1250 — 67). Politik des Königs Wilhelm und 
des Erzbischofs Konrad von Hochstadcn. Eindringen des 

italienischer Kapitals. 

Die selbständige Haltung der Utrechter Kapitelgeistlichkeit, die 
wir schon unter Dietrich II. und Wilbrand zu beobachten Gelegenheit 
hatten, tritt auch unter Otto III. wieder hervor: am 30. Juni 124 3 
erklären die Utrechter Prälaten, dass die Diener und Klienten der 
Kanoniker nur wegen Totschlags und ähnlicher schwerer Vergehen 
von dem weltlichen Gericht belangt, in allen anderen Fällen nur von 
ihren Herren oder deren Dekanen abgeurteilt werden dürfen 123 ). Es 
war ein weiterer Schritt in der Verteidigung der liechte des Kapitels 
zu Emmerich gegen den Grafen von Geldern, die sich das General¬ 
kapitel schon längere Zeit angelegen sein liess 124 ). 

So stiess denn die Praxis der Kurie, über die Utrechter Prä- 
benden nach eigenem Ermessen zu verfügen, auf einigen Widerstand. 
Zum Nachfolger des Dompropstes Dietrich, der bei den Machenschaften 
von 1234 seine Hand im Spiele gehabt hatte 125 ), bestellte Innocenz IV. 
Gobert von Perewez, den Propst von Nivelles. Aber die Utrechter 
Domherren erhoben, „das apostolische Mandat mit tauben Obren über¬ 
gehend“, ein Mitglied ihres Kapitels, den Propst Heinrich von Xanten, 
der auch von dem Elekten Otto konfirmiert wurde. Durch einen Ur¬ 
teilsspruch der Kurie musste am 6. September 1245 diese Wahl für 
nichtig erklärt und die Propstei an Gobert übertragen werden 126 ). 

Mit weiterem Vorgehen gegen die Utrechter Geistlichkeit wurde 
der Mann beauftragt, der damals, kurz nach der Absetzung des Kaisers 
durch das Konzil von Lyon und vor der Erhebung des Landgrafen 
Hermann zum Gegenkönig, die Seele der antistaufischen Partei am 
Niederrhein war, der Kölner Erzbischof Konrad von Hochstaden 127 ). 
Der setzte ausser dem Domdechanten und Pröpsten von Deventer Hein¬ 
rich von Breda und dem Dechanten von St. Marien Giselbert von Amstel 
auch Gobert von Perewez wieder ab und übertrug an Heinrich von 
Xanten, der unterdessen Kaplan des Papstes geworden war, sowohl die 

,M ) Sloet OB. Nr. 639. 

m ) Vgl. Untersuchungen I S. 234 und Sloet OB. 562. 

m ) 1232 März 13 und noch 1243 Sept. 9 bezeugt: Brom, Regesten I 
839. 987. 

,M ) Brom, Bullarium I 167. 

,,T ) Vgl. Cardauns, Konrad von Hochstaden (Köln 1880) S. 20 f. 
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Dompropstei wie die von Deventer, das Domdekanat aber an einen 
Verwandten Konrads, Dietrich von Wickrath 128 ). Bezeichnend für die 
Verwirrung, die durch das alles angerichtet wurde, ist es, dass Gobert 
sich gleichwohl in der Dompropstei zu behaupten vermochte 189 ). 

Innocenz war schon im Begriff, mit Absetzung auch gegen Bischof 
Otto selbst vorzugeben; aber als dann Ottos Neffe Graf Wilhelm von 
Holland von der Kurie für den deutschen Thron in Aussicht genommen 
wurde, ergab es sich von selbst, dass der Bischot seine widerstrebende 
Haltung allmählich aufgah. Doch hat er keineswegs von Anfang an 
für Wilhelm Partei ergriffen 18 °); dieser spricht noch in einem Diplom 
vom März 1248 131 ) mit auffallender Kühle von seinem Oheim und 
befindet sich erst kurz vor dessen Tode nachweisbar mit ihm im Ein¬ 
vernehmen 132 ). 

Von der Utrechter Bürgerschaft erfahren wir seit jener unmittel¬ 
bar nach dem Regierungsantritt Ottos von Holland ausgestellten Ur¬ 
kunde von 1234, aus der wir auf einen Sieg des Stadtherrn über die 
städtische Unabhängigkeitspartei geschlossen haben, zwölf Jahre lang 
nicht das Geringste. Dass aber die staufischen Sympathieen auch nach 
der Königswahl Wilhelms in Utrecht noch die Oberhand hatten, musste 
dieser erfahren, als er im Februar 1248 in Begleitung des Legaten, 
der gegen das treu staufisch gesinnte Aachen das Kreuz predigte, in 
die Stadt kam. Es entstanden Zwistigkeiten zwischen der Bürgerschaft 
und dem Gefolge der beiden, so dass sie Utrecht eiligst verliessen, 
non sine rubore et indignatione 1S3 ). Die Haltung der Bürgerschaft 
befand sich mit der ihres Bischofs also auch jetzt noch im Einklang. 

Im Laufe des Jahres 1248 aber muss sich der oben gekenn¬ 
zeichnete Umschwung in der Politik des bischöflichen Stadtherrn voll¬ 
zogen haben. Denn als König Wilhelm im Januar 1249 abermals in 
Utrecht erschien, wurde ihm durch Bischof Otto, Prälaten und Bürger 

,s ®) Brom, Bullarium I 181—83. Die Angaben von Aldinger, Die Neu¬ 
besetzung der deutschen Bistümer unter I’apst Innocenz IV. (Leipzig 1900) 
S. 117 Anna, 1 sind nicht ganz zutreffend. 

1/# ) Gobert ist Dompropst 1249 April 8 und 1250 Dezember 1 und 
noch 1272: Brom, Regesten I 1158. 1183. II 1750. Broms Angabe im Re¬ 
gister II S. 275, dass Heinrich 1247 Sept. 22 (Ebenda I 1108) Propst von 
Altmünster sei, wird widerlegt durch Brom II 2192. 

,3 °) Aldinger S. 116. 

’»>) OB. 1 453. 

lM ) Aldinger a. a. 0. 

,s> ) Chronica regia ed. Waitz, S. 292. 
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ein ehrenvoller Empfang zu teil. Dass er sich von der Stadt als 
Bürger aufnehmen Hess, wird man nicht als Begünstigung der kom¬ 
munalen Bestrebungen deuten dürfen, sondern nur als Anschluss an die 
von den Schöffen vertretene Gruppe der Bürgerschaft. Denn welche 
Mächte dem König den Weg geebnet haben, verrät uns die weitere 
Nachricht des Beka, dass er in Erfüllung eines zu Köln dem Albertus 
Magnus gegebenen Versprechens den Platz zum Bau eines Dominikaner¬ 
klosters erworben habe 1S4 ). Wir werden den Dorainikanerlektor sogleich 
die Interessen des Deutschen Ordens wahrnehmens sehen, der modernen 
Kapitalmacht, die den Besitzstand des genossenschaftlichen Handels wie 
der Utrechter Pfarrgeistlichkeit bedrohte. Durch die neuen Hilfskräfte 
der Kurie also ist eine Verständigung zwischen König und Bischof 
erzielt worden. 

Man wird es somit als einen dem neuen kircbenfürstlichen Ab¬ 
solutismus erwiesenen Dienst ansehen dürfen, dass der König in dem¬ 
selben Januar 1249 den Vogt der Utrechter Kirche, den Herrn 
von Goor, gedemütigt hat 135 ). Aber bald darauf starb Bischof Otto, 
und der Klerus wagte eine von den Wünschen der kurialen Machthaber 
unabhängige Wahl zu vollziehen 136 ); sie fiel unter Zustimmung des 
Volkes auf den Kölner Domdechanten Goswin von Randerath, der auch 
die Propstei von St. Johann zu Utrecht besass. 

Bekas Angabe, dass der Elekt dem Geschlecht von Amstel an¬ 
gehört habe, ist von der neueren Kritik verworfen worden 13? ). Allein 
auch das Chronicon Tilense, Bekas Quelle, sagt 138 ): Tricesimus septimus 
episcopus Trajectensis fuit Goeswinus de Aemstel, prepositus sancti 
Johannis in Trajecto. Man muss deshalb wohl annehmen, dass 
Arastelsche oder Randerathsche Güter nachträglich durch Erbschaft 
von der Mutterseite her an Goswin gefallen waren und so eine Doppel¬ 
benennung verursacht wurde, wie sie das ChronicoD Tielense z. B. 
1276 von Swederus de Boesinchem vel de Vianen gebraucht 139 ). 

Die verwandtschaftlichen Beziehungen des Elekten zu Giselbert 
von Amstel sind deshalb nicht bedeutungslos, weil durch sie schon hier 

,34 ) Alle diese Nachricht, bei Böhmer-Ficker, Regesta imperiiV2, 4961». 

,3Ä ) Beka S. 80. Zur Datierung vgl. Böhmer-Ficker a. a. 0. 4962». 

,3 *) Chronica regia S. 297: Clerus Traiectensis accedente favore populi 
elegit decanum Coloniensem de Randinrode. 

117 ) A. Ulrich, Geschichte des römischen Königs Wilhelm von Holland 
Göttinger Dissertation 1882) S. 129 f. 

13 ») S. 214 f. — l *®) S. 247. 
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einiges Licht auf die von den Amstels gespielte politische Rolle fallt. 
Wir werden sie weiterhin als Führer der stiftischen Ritterschaft kennen 
lernen, deren natürliche Bundesgenossen die städtische Kapitelgeistlich¬ 
keit und die Ratspartei in Utrecht waren. 

Diesen Beziehungen entspricht es, dass wir Giselbert durch eine 
am 6. Februar 1248 in Utrecht ausgestellte Urkunde bestrebt finden, 
das durch einen Zwischenfall gestörte gute Verhältnis zur Lübecker 
Bürgerschaft herzustellen 140 ). Auch der Elekt Goswin erwies sich so¬ 
gleich als Freund der bürgerlichen Bestrebungen ; auf Bitten der Utrecbter 
hat er am 2. Dezember 1249 eine überlebte Rechtssatzung von drückender 
Härte beseitigt: quod domum eius, qui in ipsa eivitate homicidium perpe- 
trasset, destrui oportebat contra jus etc onsuetudinem civium eorundem 141 ). 

Aber schon ehe Goswins Wahl stattfand, hatte sich Erzbischof 
Konrad von Köln, seit April 1249 päpstlicher Legat 142 ), ermächtigen 
lassen, gegen eine freie Wahl in Utrecht einzuschreiten; auf sein 
Betreiben wurde der Utrecbter Bischofsstuhl einem Verwandten Konrads. 
dem Kölner Dompropsten Heinrich von Vianden übertragen 143 ). Da natür¬ 
lich auch König Wilhelm diesem Schritte zustimmte, so schützte niemand 
das gute Recht der Utrecbter Geistlichkeit. Auf einem zu Ende April 
und Anfang Mai unter Vorsitz des neuen Legaten Kardinalbischof 
Peter von Albano gehaltenen Konzil erfolgte Goswins Verzicht, worauf 
auf Postulation des Erzbischofs von Köln das Bistum an Heinrich über¬ 
tragen wurde. 

Denn dass Bekas Bericht, wonach die provisores ecclesiae ein 
generale capitulum beriefen, ut de bono statu terrae tractarent generale 
colloquium, auf das Lütticher Konzil bezogen werden muss, wie un¬ 
abhängig von einander schon Pijnacker Ilordijk 144 ) und Aldinger 145 ) 
angenommen haben, beweist das Chronicon Tielense 14$ ). Es spricht 
einfach von einem in Gegenwart des Königs, des Kardinals Petrus ad 

l40 ) OB. I 434. Das Datum 1248, das auch im Hansischen UB. I 360 
angenommen ist, ziehe ich vor, weil die Amstels in ihren Urkunden ver¬ 
mutlich dem Brauch der holländischen Kanzlei folgten. Vgl. unten S. 214. 
Wilkens, Hansische Geschichtsblätter 1909 S. 170 entscheidet sich für 1247. 

Brom, Regesten I 1170. Veröffentlicht von Pijnacker Hordijk, 
Bijdragen en raededeelingen voor vaderlandsche geschiedenis 3. reeksX, 2, 202 

142 ) Hintze, Das Königtum Wilhelms von Holland (1885) S. 31. 

14S ) Aldinger a. a. O. S. 117 f. 

’ 44 ) a. a. 0. S. 201 Amu. 

,4S ) a. a. 0. S. 139. 

l4B ) S. 215. 
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Velum (verwechselt mit Petrus von Albano) und Erzbischof Konrad 
gehaltenen generale capitulum. Die provisores ecclesiae sowohl wie 
der Status terrae fallen Beka zur Last. 

War aber schon Anfang Mai das Bistum von Goswin von Ran¬ 
derath - Amstel auf Heinrich von Vianden übergegangen, so darf man 
damit in Zusammenhang bringen, dass am 19. Mai und 9. Juni 1250 
Giselbert von Amstel in der Umgebung des Königs weilte 147 ). Offen¬ 
bar ist er wegen der verletzten Rechte der Utrechter Kirche vor¬ 
stellig geworden; denn am 26. August 1250 Hess sich der Elekt 
Heinrich zu einem ungewöhnlichen Zugeständnis herbei 148 ): er ver¬ 
sprach universis civibus Trajectensibus nec non ministerialibus. castren- 
sibus, opidanis seu burgensibus ecclesie Trajectensis, sie bei allen Rechten 
und Freiheiten zu erhalten, die sie unter seinen Vorgängern genossen 
hatten, bestätigte auch alle Erkenntnisse, die durch die Beamten des 
Elekten Goswin ergangen waren. Wir werden Giselbert von Amstel 
unter den geistigen Urhebern dieser Urkunde, die den Anfang der 
landständischen Verfassung des Stiftes bedeutet, zu suchen haben. 

Mit innerer Notwendigkeit aber trieben die Dinge bald wieder 
zum Bruch. Der Elekt Heinrich war nur ein Werkzeug der weit 
ausgreifenden Machtpolitik Konrads von Ilochstaden, und diese war für 
die staufische Herrschaft am Niederrhein in letzter Linie deshalb so 
verhängnisvoll geworden, weil sie auf denselben Tendenzen beruhte: 
Stärkung der geistlichen Fürstengewalt gegen Laienadel, Kapitelklerus 
und Städte, und in den Dienst dieser Tendenzen die neuen geistigen 
und materiellen Mächte zu stellen vermochte, die als Hilfskräfte der 
Kurie emporgekommen waren. Die Haltung, die dem Utrechter Elekten 
durch seine Verbindung mit Dominikanern und Deutschherren gegen¬ 
über der eigenen Geistlichkeit auferlegt war, wird grell beleuchtet 
durch eine im September 1251 von dem Kölner Dominikanerlektor 
frater Albertus (Magnus) de Loginge ausgestellte Urkunde 149 ). Nach 
ihr hat der Legat Hugo an Albert übertragen auctoritatem dispensandi 
cum comraendatore et fratribus domus Theutonice in Traiecto, qui ab 
ipso super ecclesia b. Nieholai in Traiecto, quam minus secure se fore 
adeptos timuerunt, dispensandi gratiam implorarunt. Elekt und Dom¬ 
propst hatten die Pfründe dem Orden zugewiesen 150 ); man erkennt 

l4T ) OB. II 514. 521. 

U8 ) Brom, Regesten 1,1178. GedrucktvonPijnackerllordijka.a.O.S. 208. 

14# ) de Geer, Arcbieven I 216. 

1S0 ) Ebenda 219. 
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deutlich, dass dies Vorgehen auf heftigen Widerspruch bei der Kapitel¬ 
geistlichkeit gestossen war. 

Dieser Kirchenpolitik entspricht es, dass wir Heinrichs städtische 
Politik in den Bahnen Ottos von Holland, des treuen Anhängers der 
Staufer, sich bewegen sehen. Am 13. Dezember 1251 haben Schultheiss, 
Schöffen, Ratmannen und Geschworene von Utrecht die Verordnung 
wiederholt, die allen Bürgern das Recht des Weinzapfes sicherte 151 ). 
Auf die gleiche Weise wie 17 Jahre früher ist also jetzt wieder die 
Ratsherrschaft durch den Stadtherrn eingeschränkt worden. 

Dieser Schritt war eine Verletzung der Versprechungen vom 
26. August 1250, und er hat vielleicht die Erhebung der Herren von 
Amstel und Woerden gegen den Bischof herbeiführen helfen, die von 
dem Chronicon Tielense berichtet und von Beka in eine verworrene 
und fabelhafte Erzählung verflochten wird 15 *). Sie hatte Aussicht auf 
Erfolg; denn das Einvernehmen der Reichsgewalt mit den geistlichen 
Fürsten, das die Bürger und Ministerialen der letzteren bis dahin wie 
so oft schon vorher zum Gehorsam genötigt hatte, begann sich in eben 
dieser Zeit zu lockern. 

König Wilhelm, seit dem 25. Januar 1252 mit Elisabeth von 
Braunschweig vermählt, wurde am 25. März durch eine Nachwahl des 
Herzogs von Sachsen und der beiden Markgrafen von Brandenburg 
auch in den niedersächsischen Gebieten anerkannt 153 ). Das bedeutete 
eine Loslösung des Königs aus seiner bisherigen Abhängigkeit von 
Erzbischof Konrad, zugleich aber auch einen grundsätzlichen Wechsel 
seiner Politik. Bei den niedersächsischen Laienfürsten suchte Wilhelm 
jetzt die Stütze seiner Herrschaft, und indem er dem Herzog von 
Sachsen die bisher reicbsunmittelbaren Bistümer Schwerin, Ratzeburg 
und Lübeck zusprach 154 ), gab er das Reichskirchengut preis. Es trat 
wieder eine ähnliche Lage ein wie damals, als Kaiser Lothar die mit 
ihm verwandten holländischen Grafen gegen Bischof Andreas von Utrecht 
begünstigt hatte 155 ). Und wie damals schlugen diese Umstände zum 
Vorteile der städtischen Unabhängigkeitspartei in Utrecht aus. 

1S1 ) Gedruckt Forschungen zur deutschen Geschichte 9 (1869) S. 524 
im Anschluss an einen nachgelassenen Vortrag von Junghans, ,Utrecht im 
Mittelalter*, der durch meine Untersuchungen überholt ist. 

,82 ) Chronicon Tielense S. 216 f. Beka S. 84. Vgl. Hintze a. a. 0. S. 57. 

IM ) Hintze a. a. 0. S. 46 ff. 

154 ) Hintze a. a. 0. S. 48. 

,#s ) Vgl. Untersuchungen I S. 208. 212. 
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Am 17. Juni 1252 verhandeln Schöffen, Konsuln und gemeine 
Stadt als unabhängige politische Macht mit dem in Utrecht anwesenden 
König ,5 ®). Sie versprechen, gegen Holland nichts Feindseliges unter¬ 
nehmen und im Falle eines Krieges zwischen dem Bistum Utrecht und 
der Grafschaft Holland die in Utrecht befindlichen holländischen Güter 
in ihre Obhut nehmen zu wollen. 

Dass der Bruch mit dem Stadtherrn durch diese Urkunde zur 
vollendeten Tatsache geworden war, verrät sich darin, dass unter ihren 
Ausstellern der bischöfliche Schultheiss fehlt 15T ). Doch haben wir das 
nicht so auszulegen, als ob die Stadt die gerichtsherrlichen Rechte des 
Bischofs nicht mehr habe anerkennen wollen. Diese Annahme würde 
widerlegt werden durch das am folgenden Tage, dem 18. Juni 1252, 
von König Wilhelm ausgestellte Privileg 158 ), das oben (S. 163) schon 
besprochen wurde. Vielmehr erstrebte die Stadt offenbar nur die Er¬ 
werbung des Schultheissenamtes und seine Besetzung mit einem von ihr 
präsentierten Mitbürger. Findet sich doch in dem von Bischof Heinrich 
dem Ort Vredeland verliehenen Stadtrecht die Bestimmung: quod nullus 
judex ibidem foret instituendus qui dagelixe richtere vulgariter nun- 
cupatur nisi eorum existeret opidanus 159 ). 

Es ist nun gewiss kein Zufall, dass um dieselbe Zeit die beiden 
Bürgermeister in leitender Stellung auftauchen. Vielleicht darf man 
als ihre erste Erwähnung schon die in Bekas Bericht über die Er¬ 
eignisse des Jahres 1255 1C0 ) verzeichnen; jedenfalls werden sie 1266 
urkundlich genannt 161 ). Das Gemeinwesen hat eine genossenschaftliche 
Spitze erhalten, nachdem der Schultheiss aus seiner leitenden Stellung 
verdrängt ist; wir haben darin einen Sieg der genossenschaftlichen, der 
Ratsverfassung, über die Villikationsverfassung zu erblicken. 

In Stadt und Stift Utrecht musste die königliche Gewalt, die 

1M ) OB. I 552. Brom, Regesten I 1219. Vgl. Wilkens a. a. 0. 150, 
der aber auf die politischen Zusammenhänge nicht eingeht. 

Il7 ) Vgl. Müller, De middeleeuwsche rechtsbronnen der stad Utrecht, 
Inleiding (1885) S. 40 f. 

“•) van Mieris, Cbarterboek I S. 267. Brom, Regesten 1 1223. Böhmer- 
Ficker, Regesta V, 2, 5100. 

I5# ) De middeleeuwsche Rechtsbronnen der kleinen steden van hct 
Nedersticht van Utrecht, uitg. door R. Fruin III (1903) S. 146 § 4 (Bestä¬ 
tigung des Bischofs Wilhelm II. von 1298). Brom, Regesten I 1189. 

,#0 ) S. 87: destinaverunt magistros civiurn ad Hollandiain. Vgl. 
unten S. 201. 

,#1 ) Vgl. unten S. 210 und Beilage 2. 
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jetzt so energisch in einer den fränkisch-stautiscben Tendenzen ent¬ 
gegenlaufenden Richtung durchzugreifen suchte, diejenigen Mächte an 
sich heranziehen, die durch die Erhebung Heinrichs von Vianden zu¬ 
rückgedrängt worden waren. 

Die Utrechter Stiftsgeistlicbkeit, über deren Rechte man 1250 
hinweggeschritten war, begann sich jetzt wieder zu regen. Im Sep¬ 
tember 1253 fassten die fünf Kapitel und die Abtei St. Paul gemein¬ 
sam den Beschluss, zur Handhabung ihrer Rechte und Gewohnheiten 
künftig jährlich aus jedem Konvent zwei Kanoniker zu wählen. Man 
errichtete also gewissermassen einen ständigen Ausschuss des General¬ 
kapitels l62 ). 

Der König hatte seiner Gegnerschaft gegen das fränkische Schöffen* 
regiment in den Städten sowohl wie seiner Neigung, der städtischen 
Stiftsgeistlichkeit einen Rückhalt zu gewähren, kurz vorher bei einer 
abermaligen Anwesenheit in Utrecht in einem Urteil des Königsgerichts 
den schärfsten Ausdruck verliehen, ln Lüttich waren villicus und 
Schöffen, die sich dort wie allenthalben im Lütticher Lande als po¬ 
litischer Faktor in besonderem Masse behauptet hatten, exkommuniziert 
und die Stadt mit dem Interdikt belegt worden, weil sie den Diener 
eines Stiftsherrn entgegen den Privilegien der Geistlichkeit wegen einer 
Bluttat zur Achtung verurteilt hatten 163 ). König Wilhelm liess nun 
im Königsgericht zu Utrecht am 13. August die Entscheidung fällen, 
dass Urteile, die durch exkommunizierte Schöffen ergangen seien, keine 
Rechtskraft, besässen 164 ). 

Bischof Heinrich von Utrecht sah sich angesichts dieser Sach¬ 
lage genötigt, die städtische Ratsverfassung ebenso anzuerkennen wie 
die Organisation der städtischen Geistlichkeit, deren Erwählten er ver¬ 
drängt hatte. Den Ausschuss der letzteren hat er noch im September 
1253 bestätigt 1CS ); ein Jahr später gibt er, ohne auf die Wiederauf¬ 
nahme seines Schultheissen in das Stadtregiment zu bestehen, die Er¬ 
laubnis, Kirchen und Häuser vor der Stadt niederzureissen, wenn die 
Rücksicht auf ihre Verteidigung dies ratsam erscheinen lasse 106 ). 

1#J ) Broin, Regesten I 1273. Ungedruckt. 

,M ) Joan. Hocsem I, 3 bei Chapeaville, Gesta pontificum Leodiensium II 
(Leodii 1613) S. 280. 

,<w ) de Fremery, Supplement Nr. 124. 

IS4 ) Brom, Regesten I 1274. 

• a «) Ebenda I 1291. Heda, ed. Buehelius S. 218. (1254 Sept. 3.) 
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Diese nachgiebige Haltung des Bischofs findet in dem fort¬ 
dauernden Einvernehmen des Königs mit der Stadt ihre Erklärung: 
noch durch ein Diplom vom 21. Juni 1254 wird es bezeugt 167 ). 

Bald darauf aber, es muss noch im Spätsommer oder Herbst 
1255 gewesen sein, geschah etwas Rätselhaftes. Der König war nach 
Utrecht gekommen und verhandelte über den Bau einer Georgskapelle 
mit der Utrechter Geistlichkeit in der Vorhalle der Marienkirche. 
Währenddem wurde von einem Unbekannten mit einer Schleuder ein 
Stein nach seinem Kopfe geworfen, doch ohne ihn zu treffen. Da 
verliess Wilhelm zornig die Stadt und drohte sie dem Erdboden gleich 
zu machen, wenn der Täter ihm nicht ausgeliefert würde 168 ). 

Dadurch ist nun, wie wir aus einer späteren Urkunde erfahren 1G9 ), 
Krieg und Todfeindschaft zwischen dem König und der Stadt ent¬ 
standen. Zu ersterem hielt der stiftische Adel, an seiner Spitze Gisel¬ 
bert von Amstels gleichnamiger Sohn, der 1252 als domicellus zuerst 
genannt wird 169a ); der Stadt aber nahm sich jetzt Bischof Heinrich aufs 
Wärmste an. Am 6. Januar 1256 verspricht er, die Bürger bei ihrer alten 
Gewohnheit zu erhalten; in der Zwietracht, in der sie sich augenblicklich 
befinden, will er ihnen mit allen seinen Kräften getreulich beistehen 17 °). 
Am 30. April, als König Wilhelm längst umgekommen war, ein neuer 
Gunstheweis: kein Bischof soll die Bürger zwingen dürfen, ihm ausser¬ 
halb ihrer Mauern Heeresfolge zu leisten. Dazu wieder eine ausdrück¬ 
liche Bestätigung ihres Rechts und ihrer alten Gewohnheit 171 ). 

Wenn somit die Stadt sowohl mit König Wilhelm wie mit der 
Partei der Amstels zerfallen war und sich wieder des ungetrübten Ein¬ 
vernehmens mit ihrem Bischof erfreute, dessen Stellung zu den städtischen 
Parteien uns ja durch die Geschichte seiner Erhebung und die Urkunde 
von 1251 bekannt geworden ist, so müssen wir vermuten, dass die 
Schöffengeschlechter jetzt wieder die Oberhand erlangt hatten. In der 
Stadtverfassung lässt sich zunächst zwar noch keine Veränderung nach- 
weisen, die eine solche Annahme zu rechtfertigen geeignet wäre; denn 
die Bürgerschaft wird als scabini, consules et Universitas civitatis Tra- 

»") OB. I 613. 

*•*) Beka S. 87. Böhmer - Ficker, Regesta V 2, 5260 b . Hintze, Wil¬ 
helm von Holland S. 213. 

***) Vgl. unten S. 203. — ,(, ® a ) Brom, Regesten I 1234. 

’- ?0 ) Brom, Regesten I 1323. Ungedruckt. 

171 ) Ebenda 1332 Heda ed. Buchelius S. 219 = bijdragen en Mede- 
deelingen van het Historisch Genootschap te Utrecht 9 (1886) S. 32. 
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jeetensis, also ohne Erwähnung des Schultbeissen, noch in einem 
Schiedsspruch des Bischofs vom 13. Januar 1256 bezeichnet 172 ). Aber 
eben diese Urkunde enthüllt uns, dass zwischen der Stadt und der 
Utrechter Geistlichkeit heftige Streitigkeiten bestanden. Mehr erfahren 
wir aus einer Bulle des Papstes Alexander IV. vom 7. Dezember 
12 5 5 * 73 ): von den nobilibus, militibus et aliis civibus Trajectensibus 
ist den Besitz- und Zebntrecbten der Utrechter Kirchen schweres Un¬ 
recht zugefügt worden. Sie haben deshalb den Gottesdienst eingestellt; 
aber Religiösen und andere Säkularkleriker haben ihn fortgesetzt — 
in prepositorum, decanorum, canonicorum prejudicium et scandalum 
plurimorum. Unter den Religiösen können nur die Minoriten und 
Dominikaner verstanden werden. Der Gegensatz, in den die Bettelorden 
von Anfang an zu der nach älteren Regeln lebenden Kollegiatgeistlieh- 
keit gerieten ist bekannt 174 ). Er wurde verschärft durch das Eindringen 
der Bettelmönche in die Befugnisse der Pfarrgeistlichkeit, war doch 
den Franziskanern schon 1228 das Privileg verliehen worden, während 
des Interdiktes überall Gottesdienst zu halten 175 ). Kenner franziskanischer 
Geschichte werden es auch nicht auffallend finden, dass die Jünger 
des hl. Franz hier schon die Interessen einer städtischen Partei ver¬ 
treten, die mit ihnen, wie sich sogleich zeigen wird, zwar enge Be¬ 
ziehungen zu Italien, aber keineswegs die Verachtung des Gelderwerbes 
gemein hatte. Der Papst forderte den Bischof auf. einzuschreiten; aber 
dessen Haltung war offenbar durch ganz andere als kirchliche Erwägungen 
bedingt. 

Wir entsinnen uns, wie schon in Bekas Bericht über den An¬ 
schlag gegen König Wilhelms Leben im Herbst 1255 ein gewisser 
Gegensatz zwischen der städtischen Regierung und der um Wilhelm 
versammelten Geistlichkeit liervortrat: schon damals scheint eine dem 
Bischof Heinrich günstige Partei versucht zu haben, wieder Einfluss in 
Utrecht zu gewinnen. Ohne nun den Bischof der Mitschuld an dem 
Attentat verdächtigen zu wollen, wird man doch daran erinnern dürfen, 
dass unter Erzbischof Konrads Führung schon seit dem Frühjahr 1254 
eine Verschwörung gegen König Wilhelm im Gange war: im Ein- 

17, | Brom, Regesten I 1325. Heda S. 219. 

,7a ) Brom, Rullarium I 266. 

,7 ‘) Vgl. Ehrle im Archiv für Literatur- und Kircheugeschichte des 
Mittelalters 3 (1887) S. 565. 

,7s ) Potthast, Begesta pontificum 8207. Vgl. Lempp, Zeitschrift für 
Kirchengeschichte 13 (1892) S. 3. 
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Verständnis mit der Gräfin Margarete von Flandern wollte man Ottokar 
von Böhmen die deutsche Krone zuwenden. Im Sommer 1255 sah 
sich Papst Alexander IV. veranlasst, diese Machenschaften „vornehmlich 
geistlicher Fürsten“ scharf zu tadeln 176 ). Man wird auch Heinrich von 
Utrecht unter sie rechnen müssen. Der Blatzheimer Vertrag vom 
15. Oktober 1254 m ) beweist sein fortdauerndes Einvernehmen mit 
Konrad. Dass aber dieser Mitwisser des Utrechter Anschlages war, 
ist durchaus nicht undenkbar; hatte er doch um die Jahreswende 1254 
auf 1255 zu Neuss nach einem Streit mit dem König Feuer in das 
Haus legen lassen, in dem dieser sich auf hielt 1,8 ). 

Indessen war durch den Tod König Wilhelms (Januar 1256) 
die Fürstenverschwörung gegenstandslos geworden. Der neue welfische 
König Richard von Cornwall, an dessen Erhebung Erzbischof Konrad 
wiederum massgebenden Anteil hatte, wurde nicht nur von Bischof 
Heinrich, sondern auch von König Wilhelms Bruder Florens, der für 
seinen unmündigen Neffen Florens V. die Regentschaft führte, an¬ 
erkannt 179 ). So kam im Juni 1257 der Friede zwischen Bistum und 
Stadt Utrecht einerseits, Holland und den aufsässigen Vasallen des 
Bischofs andrerseits zu stände ,8 °). Das von diesen verletzte Herr¬ 
schaftsverhältnis wurde in aller Form wieder hergestellt: Giselbert von 
Amstel und Giselbert von Goje sollten mit ihrem Anhang am bevor¬ 
stehenden Sonntag barfüssig und im Büsserhemd im Dom zu Utrecht 
erscheinen und des Bischofs Verzeihung erHehen, auch schwören, ihm 
als ihrem Herrn künftig getreulich dienen zu wollen. 

Eine Schuld von 1000 Gulden, die der Bischof von einer früheren 
Sühne her — wohl der von 1253 — noch zu beanspruchen hatte, 
wurde ihnen zwar auf Bitten des Statthalters Florens erlassen. Für 
die Schulden an Utrechter Bürger dagegen wurde zwölf Adligen nur 
ein Aufschub von zwei Jahren gewährt, die übrigen Anhänger Florens’ 
sollten am 1. Oktober zahlen. Die Stadt ihrerseits musste an Holland 
1500 Mark zahlen sowie auf die Eintreibung alles von König Wilhelm 
und Florens bei ihr geliehenen Geldes verzichten. 

Cardauns, Konrad von Hochstaden S. 36 f. Hintze, Wilhelm von 
Holland S. 142 ff. J. Kempf, Geschichte des deutschen Reiches während des 
grossen Interregnums (Würzburg 1893) S. 157 ff. 
m ) Cardauns S. 72 f. 

17# ) Cardauns S. 40. Hintze a. a. 0. S. 175 f. 

,7 *) Cardauns S. 47. 

,so ) OB. II 28. 

Westd. Zeitscbr. f. Gescb. u. Kunst. XXVIII, II/III. 14 
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Das mobile Kapital war, wie diese Bestimmungen erkennen lassen, 
in Utrecht bereits stark entwickelt; nicht nur die holländische Finanz¬ 
verwaltung unterhielt zu ihm Beziehungen, sondern auch der stiftische 
Adel befand sich in drückender Abhängigkeit von ihm. Für das 
feindselige Auftreten Giselberts von Amstel und seiner Anhänger gegen 
Bischof und Stadt war diese Verschuldung sicherlich ein Hauptgrund. 
Sie muss aber erst durch Bischof Heinrich herbeigeführt worden sein, 
denn so lange die Partei des Elekten Goswin in der Stadt herrschte, 
war ja Giselbert ihr Anhänger gewesen. 

Auf welche Weise durch die Erhebung Bischof Heinrichs der 
Adel seiner Diözese zum Schuldner städtischer Geldverleiher werden 
konnte, zeigt eine neuerdings von Davidsohn ans Licht gezogene Ur¬ 
kunde Gregors IX. von 1227 181 ): Um der Stadt Florenz zur Bezahlung 
der von den Vorgängern des Bischofs Ildebrando von Fiesoie kontra¬ 
hierten Schuld von 3000 //, zu verhelfen, wird ungeordnet, dass der 
Bischof nach Florenz übersiedeln (sich also in die Schuldhaft der Geld- 
leiher begeben!) und die Stadt ihm dafür Hilfe leisten solle, die 
Hintersassen und Vasallen zur Entlastung des Bistums von 
seinen Schulden heranzuziehen. 

Nun ist Bischof Heinrich, der durch einen Eingriff der Kurie 
auf den Utrechter Stuhl gelangt war, schwerlich dem Schicksal ent¬ 
gangen, von dem wir schon mehrere seiner Vorgänger ereilt sahen: 
auch er wird eine Schuldenlast mitgebracht haben, die aus den Mitteln 
des Bistums abgetragen werden musste. Wenn wir aber annehmen 
sollen, dass sie durch die Stadt auf die Vasallen umgelegt wurde, so 
müssen mit Bischof Heinrich Vertreter des italienischen Kapitals nach 
Utrecht gekommen sein. Das ist in der Tat der Fall: am 27. Oktober 
1260 werden die Lombarden Andreas Asinari und zwei Verwandte als 
Bürger von Schultheiss, Schöffen, Konsuln und der gemeinen Stadt 
Utrecht aufgenommen 182 ). 

Wir werden sehen, wie in einem späteren Falle die Stadt dem 
Bischof Wilhelm II. die heftigsten Vorwürfe machte, weil er sie habe 
nötigen wollen, fremde Wechsler, die seit einiger Zeit ihr Gewerbe in 
Utrecht betrieben, als Bürger zuzulassen. 

Auch die 12G0 aufgenommenen Lombarden werden also schon 

,8t ) Davidsohn, Forschungen zur Geschichte von Florenz IV (Berlin 
1908) S. 281. 

I82 ) Brom, Regesten I 1466. Gedruckt unten als Beilage 1. 
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einige Zeit vorher durch die finanziellen Bedürfnisse des Bischofs 
Heinrich nach Utrecht gezogen worden sein. 

Ihr wirtschaftlicher Einfluss wird ihm behilflich gewesen sein 
bei seinem wohlberechneten Bemühen, die Herrschaft über die Stadt 
zurückzugewinnen: jene Urkunde von 1260 zeigt ihn am Ziele: der 
Schultheiss steht wieder an der Spitze der städtischen Behörden 183 ), 
und die Vertreter des mobilen Kapitals, die in engen geschäftlichen 
Beziehungen zum Bischof gestanden haben müssen, sind Mitglieder der 
Bürgerschaft geworden. 

Im Sinne einer Begünstigung des internationalen Kapitals wird 
man es auch deuten müssen, dass Bischof Heinrich 1259 an Amersfoort, 
1265 an Vredeland Stadtrecht verlieh 184 ). Denn in Amersfoort und 
anderen Städten des Niederstifts gibt es auch später wieder Nieder¬ 
lassungen der Lombarden 1Sy ), und die erweislich gegen diese gerichtete 
christlich-demokratische Bewegung von 1273/74 hat, wie wir sehen 
werden, sogleich auch Amersfoort ergriffen 18G ). 

Die Politik des Bischofs Heinrich gegenüber der Utrechter Selbst¬ 
verwaltung wird aber erst in die richtige Beleuchtung gerückt durch 
die gleichzeitigen Bestrebungen des Erzbischofs Konrad, mit dem sich 
Heinrich, wie wir wissen, in stetem Einverständnisse befand. Denn 
auch Konrad hat in diesen Jahren einen erfolgreichen Kampf gegen 
die Kölner Bürgerschaft geführt, und er hat, nachdem er ihrer Herr 
geworden, Stadt und Stift Utrecht zu engem Anschluss an seine Politik 
veranlasst. 

Auf die innerstädtischen Kölner Vorgänge wird hier etwas genauer 
eingegangen, weil sie geeignet sind, eine Erscheinung der Utrechter Ver¬ 
fassungsgeschichte zu erläutern, die uns im Jahre 1234 schon begegnet 
ist und auch weiterhin noch beschäftigen wird: das Auftreten von 
iurati im Stadtregiment neben Schöllen und Katmannen. 

Auch der von Erzbischof Konrad im November 1242 anerkannte 
Kölner Stadtrat 18 ') bedeutete keine bleibende Errungenschaft; zwischen 
1246 und 1249 erscheinen wieder stets nur die Schöfi'en als Ver- 

,83 ) Da ihre letzte urkundliche Erwähnung die oben angeführte vom 
13. Januar 1256 ist, so kann die Veränderung natürlich schon gleich nach 
diesem Zeitpunkt eingetreten sein. 

1M ) Vgl. oben Anm. 29. — l8# ) Brom, Regesten II, 2504 (1293). 

>•«) Vgl. unten S. 215. 

’ 87 ) Vgl. Untersuchungen I S. 259. 
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treter der Stadt I88 ). Ein abermaliges Nachgeben bezüglich der Rats- 
verfassung hatte erst der von dem Kardinallegaten Hugo und Albertus 
Magnus im April 1252 gefällte Schiedsspruch zur Folge 189 ). Denn 
während noch der Schiedsspruch nur die Schöffen als Vertreter der Stadt 
nennt, spricht der Erzbischof selbst am 27. April von iudicibus seu 
mauistris civium, scabinis et consulibus universis Coloniensibus 19 °). Aber 
auch das war nur eine Episode; bereits am 4. November ist in einem 
Vertrage Boppards mit Köln nur von iudicibus scabinis ceterisque civibus 
Coloniensibus die Rede 191 ); die consules tauchen dann nochmals 1255 
auf 192 ); doch im März 1258 sind sie wieder verschwunden 198 ). 

Die Frage der Kölner Ratsverfassung war also noch ungelöst. Über 
die weitere Entwicklung sind wir durch den Schiedsspruch gut unter¬ 
richtet, den Albertus Magnus mit vier andern Kölner Prälaten am 
28. Juni 1258 fällte 194 ). Wir haben hier jedoch nur das hervorzu¬ 
heben, was die gleichzeitigen Utrechter Verhältnisse aufzuhellen ge¬ 
eignet ist. Die Beschwerden des Erzbischofs richteten sich in erster 
Linie gegen die beiden Bürgermeister und die Richerzeche; als durch 
ihre Leitung verschuldet erscheint auch das, was gegen die ganze 
Bürgerschaft vorgebracht wird. 

Der Standpunkt des Erzbischofs war der, dass die Stadt im 
Einvernehmen mit ihm von den Schöffen regiert werden müsse, die 
durch ihren Eid verpflichtet seien, das Recht der Kirche und der 
Stadt zu verteidigen und aufrecht zu erhalten. Die Bürgerschaft aber 
habe ohne Wissen und Willen des Erzbischofs aus Mitbürgern, die 
weder der Stadt noch der Kirche einen Eid geleistet hätten, einen 
Stadtrat gebildet, so dass nun die Stadt von einem Rate Nichtgeschwo¬ 
rener (de consilio non iuratorum) regiert werde, denen gegenüber ein 
Teil der geschworenen Schöffen keinen Einfluss habe. Das sei schon 
vom Erzbischöfe Engelbert (1216—25) als unzulässig bekämpft und 
damals auch abgestellt worden. Der Schiedsspruch bestimmte über 
diesen Punkt (S. 395 Nr. 43), es sollten ab hiis quorum interest 

,88 ) Quellen zur Geschichte der Stadt Köln II 251. 279. 286—88. 

18B ) Ebenda II 306. Cardauns a. a. 0. S. 95 f. 

,3 °) Quellen II 308. 

,BI ) Ebenda II 310. Ebenso Innocenz IV. am 12. Dezember 1252; 
ebenda 314. 

'»*) Ebenda II 359. 364. 365. 

1B8 ) Ebenda II 381. 

,#4 ) Ebenda II 384. Cardanns S. 99 ff. 
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nach alter Gewohnheit aus der communitas eivium geeignete Leute 
zum Rate der Stadt hinzugezogen werden können (assumi possunt ad 
consilium civitatis), doch sollten sie den Eid leisten, nichts zum Nach¬ 
teil des Erzbischofs und der Kirche unternehmen zu wollen. 

Wer sind die „Interessenten“, in deren Hände damit die Rats¬ 
wahl gelegt wird ? Der Ausdruck ad consilium civitatis assumi lässt 
vermuten, dass es Leute sind, die selbst an der Stadtverwaltung Anteil 
hatten. Und doch können darunter nicht die Schöffen — oder doch 
nicht sie allein — verstanden werden; denn da im folgenden Frühjahr 
consules, fraternitates, populus communitatis et generaliter tota Uni¬ 
versitas eivium beim Erzbischof die Absetzung der Schöffen beantragen, 
die auch am 17. April 1259 ausgesprochen wird 195 j, so war der Rat 
damals schon ein gefügiges Werkzeug der erzbischöflichen Politik, also 
sicherlich nicht von den Schöffen eingesetzt, die gleich darauf durch 
ihn gestürzt wurden. Zugleich mit dem neuen, von Konrad geneh¬ 
migten Stadtrat aber erscheint sehr bald nach dem Schiedsspruch, zu¬ 
erst am 29. November 1258, in den städtischen Urkunden eine dritte 
Körperschaft, die iurati 196 ). Nach dem Spracbgebrauche des Schieds¬ 
spruchs müssen es Leute sein, die dem Erzbischof einen Treueid ge¬ 
leistet haben; mit ihrer Hilfe muss es Konrad gelungen sein, den 
Einfluss des Patriziates, das Schöffenkolleg und Ratswahl bisher be¬ 
herrschte, zu brechen. 

Die Entscheidung des Schiedsspruches: ,ab hiis qnorum interest 
de antiqua consuetudine de communitate eivium quidam probi et pru- 
dentes assumi possunt ad consilium civitatis 1 schafft somit, ohne es 
mit erkennbaren Worten auszusprechen, für den Erzbischof die Mög¬ 
lichkeit, neben Schöffen und Rat eine dritte, dem Stadtherrn zuverlässig 
ergebene Körperschaft zu errichten und andrerseits alle, die nicht zu 
Schöffen oder Geschworenen gehören, vom Anteil an der Ratswalil 
auszuschliessen. Damit aber war im Rate selbst dem Stadtherrn eine 
gefügige Mehrheit gesichert. 

Welches waren nun die städtischen Kreise, auf die der Erzbischof 
sich stützen konnte? Wir begegnen den iurati, wenn wir von Zu¬ 
schriften Auswärtiger, weil sie nicht unbedingt beweiskräftig sind, 
absehen, wieder am 23. März 1259 l97 ) und dann nochmals am 

IM ) Quellen II 395. 

,9f ) Quellen II 388. Dann im Dezember 1258: Hansisches UB. I 515. 
Noch am 7. September 1258 sind nur iudices und scabini Vertreter der Stadt: 
Lappenberg, Hamburgisches UB I 628. — ,,T ) Hansisches UB. III S. 400. 
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31. Oktober 1262 198 ). Schon am 24. März 1259 199 ) aber heisst es 
am Schluss der Urkunde, durch welche der Erzbischof die Münzer¬ 
hausgenossen ahsetzt: intererant scabini, consules. fraternitates et popolus 
communitatis Coloniensis. Nach der Urkunde vom 17. April 1259 *°°) 
sind consules, fraternitates, populus communitatis et generaliter tota 
Universitas civium wegen Einleitung eines Verfahrens gegen die Schöffen 
heim Erzbischof vorstellig geworden. Die Inscriptio eines erzbischöf¬ 
lichen Mandates von 1259 * 01 ) lautet: iudicibus, scabinis, consilio, fra- 
ternitatibus et universitati civium Coloniensium, endlich die Intitulatio 
einer Urkunde vom 9. Juni 1262: iudices, scabini, consilium, frater¬ 
nitates ceterique cives Colonienses a02 ). 

Die Kölner iurati sind also zweifellos Vertreter der Zünfte. 
Geschworene heissen sie, weil sie den im Schiedsspruch geforderten 
Eid geleistet haben, nichts gegen den Erzbischof unternehmen zu wollen. 
Von einem solchen Eide berichtet auch Gottfried Hagen: der Erz¬ 
bischof habe zu den Reichsten von den Webern und der Gemeinde 
gesandt und bewirkt, dass sie sich vereinten und ihm schwuren und 
huldigten, dass sie ihm alle helfen sollten wider die Besten von der 
Stadt 803 ). Der Stadtherr hat den Zünften Anteil an der Stadtver¬ 
waltung gewährt, um den Einfluss der diese bis dahin beherrschenden 
Gruppe reicher und vornehmer Bürger zurückzudrängen. Somit ist 
in Köln 1258 das nachweisbar eingetreten, was wir für Utrecht aus 
dem Auftanchen der iurati in den Urkunden von 1234 und 1251 
erschlossen haben: auch hier muss eine dem Stadtherrn ergebene, die 
Unabhängigkeitsbestrebungen der Kaufmannschaft bekämpfende Partei 
durch Einfügung der dritten Körperschaft in das Stadtregiment die 
Oberband erhalten haben. 

Wir sahen, dass diese Strömung, wenn auch ohne die Geschwo¬ 
renen abermals emporzutragen, seit 1255 von neuem Einfluss gewonnen 
hatte; die städtische Politik Heinrichs von Utrecht bewegte sich in 
der gleichen Richtung wie die Konrads von Köln. 

Das ist nun nicht ohne Folgen für die wirtschaftlichen Beziehungen 

1M ) Quellen II Nr. 437. 

'•*) Ebenda 393. 

,00 ) Ebenda 395. 

,01 ) Ebenda 402. 

,# *) Ebenda 433. 

J03 ) Chroniken der deutschen Städte 12 (1875) S. 55. Vgl. Cardauns 
a.a. O. S. 105. 
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zwischen Köln und Utrecht geblieben, die durch die fremdenfeindliche 
Wirtschaftspolitik der Kölner Geschlechter eine Trübung erlitten hatten. 
Das gute Verhältnis wurde am 22. und 23. März 1259 hergestellt, 
indem vier Abgesandte Utrechts unter Vermittlung des Erzbischofs, 
des Domdecbanten Goswin und des Albertus Magnus mit der Kölner 
Bürgerschaft zu einer Vereinbarung kamen * 04 ). Bischof Heinrich nahm 
ein paar Monate später auch seinerseits die Kölner Bürger in seinen 
Schutz 1105 ). Der Erzbischof hatte, indem er diesen Vertrag zu stände 
brachte, den Boden einer Politik betreten, welche das Königtum 
Richards von Cornwall, die Landfriedensbestrebungen und die Forde¬ 
rungen des zwei Jahre vorher auseinandergefallenen rheinischen Städte¬ 
bundes in gleicher Weise dem landesfürstlichen Interesse dienstbar zu 
machen gedachte 206 ). 

* 

Dem Vertrag zwischen Köln und Utrecht hat sieb im Mai 12dl 
nach längeren Verhandlungen auch Oldenzaal angeschlossen 2o7 ), und 
am 31. Oktober 1262, also bereits unter Erzbischof Engelbert II., 
sind daun die Köln-Utrechter Abmachungen erneuert und durch weitere 
Bestimmungen sichergestellt worden: als ein Bruch des Vertrages soll 
es nicht angesehen werden, wenn Bürger der einen Stadt nicht auf 
deren Beschluss, sondern in herrschaftlichem Gefolge an Feindselig¬ 
keiten gegen die andere beteiligt sind. Vielmehr soll jene durch Vierer¬ 
eid sich von dem Verdacht des bösen Willens reinigen können 208 ). Die 
Überlieferung des rheinischen Bundes, dessen Glieder durch je vier 


S0 ‘) Hansisches UB, I 518—21. III 608. 609. 

Ennen, Quellen II 398 (23. Juni 1259). Das Nähere jetzt bei 
Wilkens a. a. 0. (Anm. 140) S. 143 ff. 

101 ') Die Urkunde bei Lacomhlet UB. II 478 und Sloet OB 824. Dazu 
J. Kempf a. a. O. (Anm. 176) S. 208, Höhlbaum, Hansisches UB. III S. 402 
Anm., Wilkens a. a. 0. 

,07 ) Ennen, Quellen II 413. 421. 

I08 ) Ebenda II 437. Vgl. Brom, Regesteu 1 506. Die für Köln be¬ 
stimmte Ausfertigung des Vertrages vom 23. März 1259 ist ausgestellt durch 
iudices, scabini et Universitas civium civitatis Traiectensis inferioris, die für 
Köln bestimmte vom 31. Oktober 1262 durch iudex, scabini, consilium, iurati 
ac universi cives Traiectenses. Doch bat es 1259—62 in Utrecht weder mehr 
als einen Stadtrichter noch iurati gegeben. Die Vertrage müssen von einem 
Kölner Schreiber geschrieben sein. Das Datum des Vertrags von 1262 ,actum 
et datum de communi consensu, consilio et voluutate iudicis, scabinorum, 
consilii ac universorum civium Traiectensium 1 gibt die Utrechter Stadtbehörden 
richtiger an. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



210 


0. Oppermann 


vereidigte Vertrauensmänner im Bundesgerieht vertreten waren 809 ), war 
also noch lebendig. 

Kurz darauf kamen die Geschleckter in Köln wieder ans Ruder; 
am 29. Dezember 1262 sind die Geschworenen aus dem Stadtregiment 
verschwunden 310 ). In Utrecht ist eine politische oder wirtschaftliche 
Einwirkung Kölns, wie wir sie seit dem 12. Jahrhundert verfolgen 
konnten, seitdem nicht mehr nachzuweisen. Eine sehr bemerkenswerte 
Erscheinung; nicht der Kölner Kaufmannschaft, sondern dem gegen 
ihren Willen handelnden Erzbischof Konrad war es zu danken, dass 
nach dem Verfall der staufischen Reichsgewalt der Zusammenhang 
Kölns mit den nördlichen Niederlanden aufrecht erhalten wurde. Mit 
Konrads politischem Lebenswerk — das in der Kölner Stadtverfassung 
noch bis 1262 weiterlebte — verschwindet auch dieser Zusammenhang 
aus der Geschichte. 

14. Verfassungsänderung von 1267. Die Zeit des Elekten 
Johann von Nassau (1267—90). Aufstand und städtische 
Revolution von 1273/74. Reaktion unter holländischem 

Einfluss. 

Bei den Urkunden von 1266 und 1267, denen wir uns nun zu¬ 
wenden * n ), mtissen wir etwas länger verweilen. Am 21. August 1266 
verkünden scultetus, scabini, consilarii ac Universitas civitatis Traiectensis 
folgenden Beschluss: Ein Bürger, der eines Kapitalverbrechens beschuldigt 
worden ist, aber kein freies Geleit zum gerichtlichen Austrag der An¬ 
gelegenheit vom Bischof erlangen kann, soll so lange den Schutz der 
Stadt geniessen, bis ihm das gewünschte Geleit gewährt wird, sofern 
ein durch die oudermanni civitatis niedergesetzter Ausschuss von Schöffen 
und Ratmannen zu der Überzeugung gelangt ist, dass in der Tat eine 
Rechtsverweigerung vorliegt. Unter den oudermanni civitatis sind, wie 
Müller mit Recht betont hat 212 ), nicht die Aldermänner der Gilden 
zu verstehen, sondern die Bürgermeister der Stadt. 

Die zweite Urkunde ist am 23. Juni 1267 durch scabini, con- 
siliarii et oudermanni confraternitatum civitatis Traiectensis ausgestellt. 
Sie geht noch einen grossen Schritt weiter. Wenn peinliche Klage gegen 

J0# ) Hintze, Wilhelm von Holland S. 165. 

* 1# ) Ennen, Quellen II 439. 

,n ) Brom, Regesten I 1612. II 1637. Gedruckt als Beilage 2 und 3. 

2,J ) De middeleeuwsche rechtsbronnen der stad Utrecht. Inleiding 
(1885) S. 24. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Untersuchungen zur Geschichte von Stadt und Stitt Utrecht. 211 


einen Borger erhoben worden ist und zwei Schöffen eidlich aassagen, 
dass sie die Überzeugung von seiner Unschuld gewonnen haben, so soll er 
Beistand und Schutz der Stadt geniessen. 

Auf Grund dieser Urkunde bat nun Müller den bei Beka ohne 
Datum überlieferten Sturz des patrizischen Stadtregimentes, der durch 
den Einfall der Bauern aus Kennemerland herbeigeführt wurde, ins 
Jahr 1267 gesetzt. Seine Gründe sind die folgenden 218 ). 

1. Neben Schöffen und Rat erscheinen in den städtischen Ur¬ 
kunden 1233 2I4 ) und 1251 iurati und an deren Stelle seit 1254 
die Universitas civitatis. Darunter sind aber nicht alle Einwohner zu 
verstehen, sondern nur die Grossbürger. Die iurati sind wahrscheinlich 
die Mitglieder der Gilde. Denn die Bezeichnung iurati scheint die Zu¬ 
gehörigkeit zu einer durch Eid verbundenen Genossenschaft anzudeuten. 

2. Ist diese Vermutung richtig, so muss die patrizische Regierung 
durch eine populäre verdrängt worden sein in dem Moment, wo an Stelle 
der iurati oder der Universitas civitatis die oudermanni confraternitatum 
erscheinen. Dies ist der Fall am 23. Juni 1267, während am 21. August 
1266 noch die alte Verfassung besteht. Der Aufstand muss also 
in den drei Wochen sich ereignet haben, die dem 23. Juni 1267 
vorangingen; denn nach Bekas Bericht fällt er schon in die Zeit des 
Elekten Johann I., dessen Vorgänger erst am 2. Juni 1267 gestorben war. 

3. Dass das Auftreten der oudermanni civitatis im Rate neben 
scabini und consules eine demokratische Verfassungsänderung bedeutet, 
erhellt aus den späteren Ereignissen: 1304 erfolgte der endgiltige Sturz 
der Gescblechterherrscbaft, und seit diesem Jahre erscheinen auch die 
Aldermänner der Gilden wieder im Rat. 

4. Der niederländische Beka* 15 ) gibt als Jahr des Aufwandes 1274 
an. Das scheint auch mit der urkundlichen Überlieferung der Jahre 
1274—76 in Einklang zu stehen. Allein es scheint nur so. Denn 

* u ) a. a. 0. S. 19 Anni. 5 und in seinem Aufsatz, De elect Jan van 
Nassau in: Krämer-Moes-Wagner, Je maintiendrai. Een boek over Nassau 
en Oranje, Leiden [1905] S. 33 Anm. 3. Ihm angescblossen haben sich 
Overvoorde en Joosting, De Gilden van Utrecht 1 (1897) S. XV und Wilkens 
a. a. 0. S. 140. — Wauters, Mdmoires couronnds de l’acaddmie Royale, Col¬ 
lection in 8°, Bd. 13 (Bruxelles 1862) S. 98 ff. nimmt 1268 als Jahr des Auf¬ 
standes an, bemerkt aber, dass nach Ausweis der Urkunden die populäre 
Partei noch 1274 am Ruder war. 

,u ) Von mir 1234 datiert, vgl. Untersuchungen I S. 256 f. 

m ) Chronycke van Joannes van der Beke in: A. Matthaeus, Veteris 
aevi analecta III (Hagae-Comitum 1738) S. 174. 
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während nach den Urkunden 216 ) die Stadt Utrecht schon am 26. Juli 
1274 sich im Einverständnis mit den aufständischen Kommunen von 
Muiden, Amstel, Mijdrecht und Lonen befindet und erst am 16. August 
Giselbert von Amstel einen Bund mit der Stadt schliesst, war nach Bekas 
Bericht erst dieses Bündnis das Signal zum Sturz der Geschlechter¬ 
herrschaft. Und wahrend die Urkunde vom 16. August Sweder von 
Abcoude als Vertragschliessenden an Giselbert von Amstels Seite nennt, 
wird nach Bekas Bericht das Schloss des Giselbert von Abcoude von den 
Kennemern unter Amstels Anführung verwüstet. Zweder ist 1268—87 
urkundlich nachweisbar, sein 1292 —1299 bezeugter Nachfolger hiess 
Giselbert, wie also wohl auch Sweders Vorgänger geheissen haben wird. 

Wir erledigen hier vorerst nur die beiden ersten Punkte und werden 
auf die beiden anderen im Verlauf der weiteren Untersuchung, wenn 
sie bis zu den Jahren 1274 und 1304 gelangt sein wird, einzu¬ 
gehen haben. 

Zunächst ist zu bemerken, dass der Eid, von dem die Urkunde 
von 1234 spricht, nicht als Eid der Hansebrüder gedeutet werden 
kann Sondern jedem Bürger, der der Keure entgegenhandelt, wird 
ausser Geldstrafe oder Verbannung aus der Stadt von Schultheiss^ 
Schöffen, Konsuln und Geschworenen auch angedroht: Insuper reus erit 
erga nos iuramenti nostri lesi. Es handelt sich also um einen Eid, 
den alle Mitglieder der städtischen Behörden und alle Bürger geschworen 
haben, um einen Bürgereid, und es würde mithin aus der Bezeichnung 
iurati gerade auf eine Vertretung der gesamten Bürgerschaft zu 
schliessen sein. 

Nun haben wir in Köln in den Jahren 1259—1262 Geschworene 
kennen gelernt, die nicht wie schon frühzeitig in südniederländischen 
und nordfranzösischen Städten eine zweite Körperschaft neben den Schöffen 
bilden, sondern genau wie in Utrecht eine dritte neben Schöffen und 
Konsuln. Auch abgesehen von den regen politischen und wirtschaft¬ 
lichen Beziehungen, die Utrecht zu Köln unterhielt, ist also gerade diese 
Stadt zur Vergleichung wie keine andere geeignet. Hier aber waren 
die iurati Vertreter der Zünfte, der fraternitates. Demnach haben wir 
auch in Utrecht die iurati von 1234 und 1251 den oudermanni con- 
fraternitatum von 1267 gleichzusetzen. Es fragt sich nur, ob dem 
Unterschied der Benennung etwa ein formeller Unterschied in der Or¬ 
ganisation der Zünfte entspricht. 

**•) Sie werden unten einzeln angeführt. 
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Wir erfahren von der städtischen Verwaltung in den letzten 
Jahren des Bischofs Heinrich ebensowenig etwas wie vorher, als unter 
ganz ähnlichen Verhältnissen Otto III. regierte. So können wir nur 
feststellen, dass die Stadtherrschaft Heinrichs seit 1260 völlig unan¬ 
getastet geblieben sein muss und wie damals noch 1266 die Stadt von 
dem bischöflichen Schultheiss mit Schöffen und Konsuln verwaltet wurde. 

Wenn nun am 23. Juni 1267 der Schultheiss wieder aus dem 
Stadtregiment verschwunden ist, so wird das einen abermaligen Sieg der 
städtischen Unabhängigkeitspartei bedeuten, der die Ratsverfassung ihre 
Entstehung verdankte, uud zwar, da gleichzeitig die oudermanni con- 
fraternitatum im Rate erscheinen, einen Sieg mit Hilfe der Zünfte. 
Diese sind also jetzt nicht wie 1234 und 1251 zur Stärkung der 
Schöffen gegen den Rat, sondern zur Stärkung des Rates gegen die 
Schöffen zum Stadtregiment zugezogen worden. Damit beantwortet sich 
sogleich auch die oben aufgeworfene Frage nach einem etwaigen Unter¬ 
schied der Organisation: in der von Schultheiss und Schöffen regierten 
Stadtgemeinde kann es keine Handwerkerkörperschaft mit rein genossen¬ 
schaftlicher Verfassung, wie sie in dem kollegialen Aldermünneramt 
ihren Ausdruck findet, geben. Deshalb sind die Zünfte 1234 und 1251, 
obwohl ihnen politische Rechte zugestanden sind, gewissermassen nur 
als „Nichtorganisierte“, durch Geschworene vertreten. Gelangen sie 
aber zu politischem Einfluss in einem Augenblick, wo der Stadtrat 
selbst sich als autonome, vom Schultheissen unabhängige Genossenschaft 
konstituiert und die beiden Bürgermeister an die Spitze des Gemein¬ 
wesens treten, so ist auch für die Zünfte die fraternitas mit zwei Alder- 
männern an der Spitze die gegebene Verfassung 217 ). 

Wenn uns somit die Urkunde vom 23. Juni 1267 ein Wieder¬ 
erstarken der autonom-genossenschaftlichen, der Ratsverfassnng, bezeugt, 
so erscheint schon dadurch ausgeschlossen, dass die Verfassungsänderung 
wie 1234 durch Eingriff des neuen Stadtherru herbeigeführt worden 
sein könne. Auch ist Bischof Heinrich, wie bemerkt, erst am 2. Juni 
1267 gestorben; wie hätte in einem Zeitraum von drei Wochen die 
Wahl seines Nachfolgers Johann von Nassau, dessen Reise nach Utrecht 
und die Neuordnung des Stadtregimentes vor sich gehen können! Der 
junge Elekt befand sich überdies am 19. Oktober 1267 an der Seite 
des Grafen von Jülich, als dieser bei Mariawald in der Eifel den Eiz- 

* 17 ) Die Frage „Ämter und Zünfte“, mit der zuletzt Keutgens gleich¬ 
namiges Buch (1905) sich befasst hat, darf mithin nur im Rahmen der je¬ 
weiligen politischen Verhältnisse beantwortet werden. 
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biscbof Engelbert von Köln gefangen nahm 818 ) und batte damals wahr¬ 
scheinlich seine Stadt Utrecht noch gar nicht betreten. Er hat also 
mit dem Auftreten der Zunftaldermänner im Juni sicherlich nichts 
za tan. 

Wir müssen uns vielmehr erinnern, welche Mächte schon 1252 — 
1255 die Utrecbter Ratspartei gestützt hatten: Holland und der stiftiscbe 
Adel unter Führung Giselberts von Arastel. Allerdings führte in Holland 
für Florens V seit 1263 der Oheim des Elekten Johann Graf Otto von 
Geldern die Regentschaft, den wir mit Erzbischof Konrad und Biscbof 
Heinrich im Einvernehmen sehen. Aber im Sommer 1266 war Graf 
Otto ans der holländischen Vormundschaft verdrängt worden durch 
Albert von Voorne Burggrafen von Seeland und andere Edle 2t9 ), und 
zwischen August und Dezember 1266 erscheint dann unter den Be¬ 
ratern des juugen Grafen Florens dreimal Giselbert von Amstel i!0 ) 

Nun besitzen wir von diesem eine vom Dienstag nach Sonntag 
Judica 1267 datierte Urkunde, durch welche er zur Sühne für die 
Gewalttat, die er mit seinen Freunden im Dome contra quosdam Longo- 
bardos Cauwercinos verübt hat, dem Domkapitel eine Rente von 5 Pfund 
überweist m ). Für diese Urkunde kann, mag sie nun vom Aussteller 
oder vom Empfänger hergestellt sein, unbedenklich Ostersiil angenommen 
werden. Denn Giselberts Schreiber werden, da er enge Beziehungen 
zum bolläudischeu Graf.nhofe batte, der Gewohnheit der holländischen 
Kanzlei gefolgt sein; die Anwendung des Osterstils durch das Utreehter 
Domkapitel aber lässt sich 1274 sicher nachweiseu, während seine letzte 
nachweislich nach Circumcisionsstil datierte Urkunde von 1258 ist 222 ). 

Wenn wir somit die Urkunde Giselberts auf den 27. März 1268 
ansetzen, so wird der in ihr erzählte Vorfall in Beziehung zu der Ver¬ 
fassungsänderung des Jahres 1267 gesetzt werden müssen. Denn sie 
ist ja zur Wiederherstellung der Ratsverfassung erfolgt, und die italie¬ 
nischen Geldverleiher hatten erst nach deren Unterdrückung durch 
Wiedereinsetzung des Schultheissen in die Stadtverwaltung Aufnahme in 
die Bürgerschaft fiuden können. Giselbert von Amstel aber war, wie 

*'*) Brom, Bullarium I 376. Müller, Je maintiendrai S. 37. 

m ) Kronyk van Holland van een ongenoemden geestelyke (Utrecht 
1867, Werken van het Hist. Oenootschap, Nieuwe reeks Nr. 6) S. 121. 

99# ) OB. II 139. 151. Nalezing Nr. 41. 

m ) OB. II 165. 

***) S. Müllerin: Verslagen en mededeelingen der Koninklyke akademie 
van wetenschappen, afd. Letterkunde 4. reeks, 7. deel, Amsterdam 1906,S. 330 f. 
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wir sahen, das Haupt der Adligen, die der Bischof dnrch seine 
Geschäftsverbindung mit dem italienischen Kapital in Schulden ge¬ 
stürzt hatte! 

Das Ergebnis, dass die Verfassungsänderung von 1267 somit auf 
Giselbert von Amstel zurückzuführen ist, scheint nun sehr bestechend 
für die Annahme Müllers zu sprechen, dass der von Beka erzählte 
Bauernaufstand in dem Auftreten der oudermanni eine urkundliche Spur 
zurUckgelasseo habe. Denn Giselbert stand nach Beka an der Spitze 
der Aufrührer, die Utrecht eroberten. Bedenken erregt freilich, dass 
nach Beka die Schöffen und Konsuln vertrieben und neue aus den 
Aldermännern der Zünfte gewählt wurden, während die Verfassungs¬ 
änderung, von der die Urkunden von 1266 und 1267 Zeugnis geben, 
in einer Hinzuziehung von Zunftvertretern zum Stadtregiment besteht, 
wie sie ja nach unseren bisherigen Untersuchungen schon 1234 und 
1251 erfolgt war. Wenn aber Zuuftmeister in den Schöffen- und 
Ratsstühlen sassen, brauchten sie ihre Herrschaft doch nicht durch eine 
dritte Körperschaft von Zunftgenossen zu stärken. 

Immerhin werden wir die Anhaltspunkte für die Datierung des 
Aufstandes mit besonderer Sorgfalt zu prüfen haben. Hören wir zu¬ 
nächst, was der lateinische Beka (der kein Datum angibt) berichtet 

Als sich Graf Florens V. noch in jugendlichem Alter befand, 
gerieten die Kennemer gegen den Adel in Aufruhr. Sie beschlossen 
alle Adligen zu vertreiben, die festen Plätze zu zerstöreu und die 
Diözese Utrecht zu einer 'Volksgemeinde’ zu machen (in vulgarem com- 
munitatein redigere). Die benachbarten Friesen (also die Westfriesen) und 
Waterländer schlossen sich ihnen an. Als die Aufrührer in Amstelland 
eindran^en, hielt es Giselbert von Amstel für geraten, sich ihnen mit 
seiuer Mannschaft anzuschliessen, und wusste nun die Massen nach 
seinen Planen zu lenken Nachdem Vredeland erfolglos belagert worden, 
riet er, vor Utrecht zu ziehen. Als die Bürger auf den Mauern er¬ 
schienen, wurden sie im Namen des freien Volkes der Kennemer auf¬ 
gefordert, die Vornehmen, die das Volk bedrücken, zu vertreiben und 
ihren Besitz den Armen zu geben. In der Tat verjagten die Populären 
die städtischen Machthaber und beriefen an ihrer Stelle Zunftmeister 
(seniores cuiuslibet officii) zu Schöffen und Konsuln. Die demokratisch 
regierte Stadt schloss nun mit den Kennemern ein Bündnis, dem auch 
Amersfoort und Eemland beitraten. Der Elekt, der anfangs beabsichtigte, 
die Verbannten mit Hilfe des Grafen von Geldern gewaltsam zurück- 
zuführen, zog sich schliesslich auf dessen Rat nach der Veluwe zurück, 
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ohne einen Kampf zu wagen. Giselbert von Amstel Hess nun die Schlösser 
seiner Gegner Giselbert von Abcoude, Wilhelm von Risenburch und 
Hubert von Vianen durch die Kennemer zerstören, wusste diese dann 
aber zur Rückkehr in die Heimat zu bewegen. Sie wandten sich gegen 
Haarlem, dessen Besatzung ihnen eine entscheidende Niederlage bei¬ 
brachte. Dadurch ermutigt zogen der Elekt und der Graf von Geldern 
mit Heeresmacht vor Utrecht und begannen am 29. August die Be¬ 
lagerung, hoben sie aber schon am vierten Tage wieder auf und 
begnügten sich Amersfoort eiuzunehmeu und zu zerstören. Der Graf 
zog sich darauf nach Geldern, der Elekt nach Deventer zurück; zwei 
Jahre später überrumpelte Sweder von Boesinchem am 10. September die 
Stadt, verbannte die Populären und setzte die alten Schöffen und Bürger¬ 
meister wieder ein. Einige der Verbannten kamen jedoch im Laufe 
der Zeit heimlich wieder in die Stadt und zettelten blutige Parteikämpfe 
an, bis Ritter Nikolaus von Kats, der für den jungen Florens von 
Holland noch die Vormundschaft führte (Florentii iuvenis Hollandie 
domicelli tutelam adhuc Habens), mit 500 Mann in die Stadt eindraug, 
1400 Bürger verbannte und die städtischen Angelegenheiten selbst¬ 
herrlich ordnete. 

Die Angabe des niederländischen Beka, dass der Aufstand 1274 
stattgefunden habe, ist sehr bestimmt und dadurch gegen jeden Irrtum 
sichergestellt, dass der Erzählung des lateinischen Textes, die Stadt sei 
durch Sweder von Boesinchem transacto biennio wiedererobert worden, 
hiuzugefügt ist: „als men schreef 1276“. Prüfen wir also, ob die 
urkundliche Überlieferung mit dieser Angabe in Einklang steht. Am 
26. Juli 1274 ist zwischen Graf Florens von Holland einerseits und 
Schultheiss, Schöffen, Konsuln und universi cives Traiectenses anderer¬ 
seits ein Vertrag geschlossen worden, durch welche für die Grafschaft 
Holland und für Stadt und Laud Utrecht wechselseitige Neutralität ver¬ 
bürgt wurde. Jeder der Vertragschliessenden verpflichtete sich über¬ 
dies, cum aliquo domino terre seu cum aliquo alio kein gegen den 
andern gerichtetes Bündnis einzugehen a2s ). Von diesem Vertrag stellt die 
bei van den Bergh OB. II No. 273 abgedruckte Urkunde, die im Haager 
Reichsarchiv beruht, die für Holland bestimmte Ausfertigung dar; die 
unter No. 275 abgedruckte Urkunde ist die für Utrecht bestimmte 
Ausfertigung; sie ist von demselben Tage wie die andere, denn im 
Datum der Urkunde selbst muss es nach dem im Utrechter Stadt- 


*“) OB. II 273. 274. 275. 
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archiv befindlichen Original richtig heissen: feria quinta post diero 
Jacobi et Christofori; dies ergibt den 26. Juli 824 ). An demselben Tage 
haben einen Vertrag völlig gleichen Inhalts auch das concilium und die 
Universitas conjuratorum von Muiden, Amstel, Mijdrecbt und Lonen 
mit Graf Florens geschlossen, für sich gleichfalls die Neutralität der 
civitas ac terra Trajectensis sichernd. Alle diese Abmachungen müssen, 
wie aus dem Datum der Urkunde Nr. 275 hervorgeht, unter Beirat der 
hier genannten Edeln in Leiden stattgefunden haben. Ohnehin wird 
ja durch das übereinstimmende Diktat der von Graf Florens mit zwei 
verschiedenen Parteien vereinbarten Verträge bewiesen, dass diese von 
Holland ausgegangen sind. Am 16. August folgt dann ein von Gisel¬ 
bert und Arnold von Amstel, Sweder von Abcoude und Hermann von 
Woerdeu mit der Stadt Utrecht ob diversa gravamina civitati Trajectensi 
totique terre Trajectensi graviter incumbentia geschlossenes Bündnis 22f 'j. 

Am 26. Juli 1274, scheint hieraus zunächst hervorzugehen, be¬ 
fand sich Utrecht in den Händen der Aufständischen. An welcher Stelle 
des Bekaschen Berichtes aber würden die an diesem Tage geschlossenen 
Verträge einzufügen sein? Doch offenbar in dem Moment, wo Holland 
durch eine Diversion der Aufständischen bedroht ist, diese selbst aber 
nicht mehr einig, sondern geneigt sind, die Bundesgenossen aus der 
Grafschaft Holland, also die Kennemer, abzuschütteln. War nun Gisel¬ 
bert von Amstel als Haupt der Schwurgemeinden von Amstel und Muidtn 
an den Verträgen beteiligt, so würden diese in die Zeit gehören, 
wo die Kennemer auf seinen Rat zur Belagerung von Haarlem abrückten. 
Denn die Chronik sagt nicht, dass Giselbert auch bei dieser noch die 
Führung hatte. Hatte er aber damit seine Sache von der der Ken- 
nemer getrennt, so kann der Bund der vier Edeln mit Utrecht vom 
16. August nicht, wie Müller anninunt 226 ), als der Vertrag ange¬ 
sehen werden, durch den die Utrechter Demokratie die Stadt an die 
Kennemer auslieferte. Dass dies durch schriftlichen Vertrag geschehen 
sei, wird ja auch gar nicht berichtet. Halten wir dagegen fest, was 
wir eben zur Chronologie von Bekas Bericht ermitteln konnten, so fügt 
sich das Bündnis vom 16. August vortrefflich an einer anderen Stelle 
in ihn ein: die Bedrohung der Stadt durch den Elekten und den Grafen 
von Geldern, die am 29. August zur Belagerung schritten, hatte es 

*’ 4 ) Brom, Regesten II 1799 hat das richtige Datum, 

**») OB. II 276. 

m ) Je maintiendrai S. 33 Anm. 3. 
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offenbar hervorgerufen. Damit erledigt sich das eine der oben im 
vierten Punkte angefQbrten Bedenken Müllers, und ebensowenig aus¬ 
schlaggebend ist das zweite. 

Es ist richtig, dass ein Sweder von Abkoude schon 1268 urkund¬ 
lich bezeugt ist 227 ) und ein gleichnamiger Ritter sich am 16. August 
1274 unter den Verbündeten Giselberts von Amstel befindet. Auch wäre 
es ein etwas gewagtes Auskunftsmittel, wollte mau leugnen, dass beide 
Erwähnungen auf dieselbe Person zu beziehen sind, es also in der Tat 
Sweder von Abkoude gewesen sei, dessen Schloss zerstört wurde. Viel¬ 
mehr haben wir die Angabe der chronikalischen Quelle zugunsten der 
urkundlichen Überlieferung preiszugebeu : Sweder wird durch Zerstörung 
seines Schlosses zum Anschluss an seinen Gegner genötigt worden sein. 
Der Irrtum in der Person fällt aber nicht Beka zur Last, sondern, 
wie wir sehen werden, seiner Quelle; diese aber werden wir in dem¬ 
selben Bericht einer ganz ähnlichen Personenverwechslung überführen. 

Verfolgen wir die urkundlichen Quellen weiter, so stossen wir 
am 19. September auf eine Erklärung des Elekten Johann, durch 
welche er die Beilegung seines Zwistes mit Giselbert von Amstel, den 
homines civitatis und der communitas terre Traiectensis dem Grafen 
von Holland überträgt 228 ). Und zwar bestellt der Elekt den Grafen 
nicht etwa nur zum Schiedsrichter, sondern er verzichtet in aller Form 
auf jede weitere politische Tätigkeit, ratum liabentes et gratum, quic- 
quid dictus F. comes cum hiis quos ad hoc sibi assumpserit seu de 
iure vel de compositione amicabili . . . ordinandum duxerit et faciendum. 
Dieser Vereinbarung lässt sich in dem weiteren Verlauf der chroni¬ 
kalischen Darstellung wiederum eine ganz bestimmte Stelle anweisen: 
sie muss stattgefunden haben, nachdem Graf Florens den Angriff der 
Kennemer auf Haarlem abgewiesen und dadurch für die Utrechter Politik 
sich die Hände frei gemacht und nachdem andrerseits der Elekt die 
Belagerung Utrechts am vierten Tage aufgehoben hatte. Ist unsere 
Zeitbestimmung richtig, so muss ferner die demokratische Herrschaft 
in Utrecht mit der Erstürmung der Stadt durch Sweder von Boesincliem 
am 10. September 1276 ihr Ende erreicht haben. Sweder ist neben 
Johann von Kuyk der einflussreichste Parteigänger des Elekten; beide 
hatten schon den Vertrag vom 19. September 1274 mit besiegelt und 
erscheinen nun wieder als Berater des Elekten in der Urkunde vom 


•*) OB. II 173. 
**•) OB. II 278. 
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23. September 12 7 6 * 29 ), die mit Schultheiss, Schöffen, Konsnln und 
gemeinen Bürgern von Utrecht pro statu civitatis nostre ac terre nostre 
Trajectensis plus nimis jamdudum turbato ad pacem et in melius refor- 
maudo ein Bündnis aufricbtet. Das demokratische Stadtregiment muss also 
unterdessen gestürzt worden sein, und so zeigt sich auch hier ein genaues 
Ineinandergreifen der chronikalischen und urkundlichen Überlieferung. 

Diese Übereinstimmung geht aber noch weiter. In einer Urkunde 
vom 6. April 1278 23 °) spricht der Elekt abermals von Ausschreitungen, 
die die Utrechter Bürger bis auf den heutigen Tag gegen ihn verübt 
haben. Es wird von neuem Frieden geschlossen, und der Elekt ver¬ 
spricht den Bürgern, quod omnes illos, qui ex ipsis proscripti sunt 
qualicumque de causa, et qui de inimicitiis suis composuerunt cum ad- 
versariis suis, in ius eorum absque contradictione reponemus, dum super 
eo fuerimus requisiti. Illos vero, qui adhuc inimicitias suas non com- 
posuerunt et cum inimicitiis suis non sunt reconciliati, reponemus simi- 
liter in jus ipsorum sine contradictione, dum moniti fuerimus super eo, 
postqnam inimicis ipsorum reconciliati fuerint. Aber damit war die 
Ruhe in Utrecht keineswegs hergestellt; am 28. August vereinbaren die 
Parteigänger des Elekten, Sweder von Zuilen, Sweder von Boesinchem 
und Wilhelm von Rijswyk, mit den Utrechter Patriziern, die Stadt 
dem Grafen von Holland in die Hände zu spielen 23 '). Dieser Anschlag 
war am 5. September gelungen; denn an diesem Tage scbliesst Floreus 
einen Bund mit der Stadt und verspricht, die städtischen Angelegen¬ 
heiten bi onses rades rade und nach dem Rate Sweders von Zuilen, 
Sweders von Boesinchem und der Utrechter Patrizier zu regeln 232 ). Den 
drei Gruppen, von denen der junge Graf hier abhängig erscheiut, be¬ 
gegnen wir in derselben Urkunde dann nochmals: Schulden für Utrechter 
Bürger in der Grafschaft Holland sollen eingezogen werden na dien 
dat her Niclais van Kaz ende her Swedher van Bosincbem riddre, her 
Gerard de Vriese en Tydeman Vrenkin bürgeren van Utrecht bi ousen 
rade seggen solen. Demnach stand Nikolaus von Kats damals an der 
Spitze des gräflichen Rates. 

Vergleicht man damit Bekas Bericht, so zeigt sich, dass durch 
die Urkunden die Rückkehr der Geächteten und der dadurch hervor- 

2i ») Bijdragen cn Mededeelingen van het Historisch Genootschap 9 
(1886) S. 32 Nr. II. 

«o) Ebenda S. 23 Nr. III. 

»') OB. II 369. 

”*) OB. II 370. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, II/III. 15 
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gerufene erneute Zwist sowohl wie die abermalige Einnahme der Stadt 
durch Nikolaus von Kats bestätigt wird. Es erweist sich aber auch 
eine Angabe, die aD sich unglaubwürdig erscheint: dass nämlich Nikolaus 
noch eine Vormundschaft über den jungen Grafen ausgeübt habe, als 
richtig, sofern man darunter nicht eine gesetzliche Vormundschaft 
versteht, der Florens seit 1272 entwachsen war, sondern die tatsäch¬ 
liche Leitung der Regierung. Denn auch durch andere Nachrichten 
wird das bestätigt: bereits am 21. Sept. 1277 steht Nikolaus von Kats, 
der bis dahin nur wenig hervorgetreten ist, an erster Stelle unter den 
Ratgebern des Grafen 233 ), und über den friesischen Feldzug von 1282 
berichtigt Willelmus Procurator 234 ): de quodam milite, Nicholaus de 
Kaets nomine, reliqui nobiles minus bene presumebant, qui comiti 
utnunc preerat et cuius ordinatione singula procedebant. An anderer 
Stelle habe ich gezeigt, dass die Politik Florens’ V. in der Tat sehr 
durch seine wechselnden Ratgeber bedingt ist 235 ), so dass Bekas Aus¬ 
druck vielleicht als Tadel seiner unselbständigen Haltung aufzufassen, 
jedenfalls aber vollkommen verständlich ist. 

Befragen wir aber nun das Chronicon Tielense, das wir als eine 
Quelle Bekas nachweisen konnten, so finden wir S. 243ff. das Folgende: 

A. D. 1273 surrexit vulgus specialiter in partibus Kennemarie volens 
expellere dominos terre et eorura castra dilapidare. Qui tandem ad 
nichilum redactus est et ad propria sine honore redierunt. Cuius ca- 
pitaneus erat quidam dictus Ghyselbertus de Aemstel, qui destruxit 
castrum Gbyselberti de Abkauden, Wilhelmi de Rysenborch, Huberti de 
Vianeu etc., et opida combusseruut et multa dampna fecerunt in epis- 
copatu Trajectensi. 

A. D. 1274 burgenses et cives Trajectenses expulsis nobilibus et 
famosis viris statuerunt de senioribus cuiuslibet officii scabinos et 
consules, qui justiciara et judicium in urbe facerent. 

A. D. 1275 opidum Amersfordie ab Ottone comite Gelrie pro 
quibusdam vanis et contumacibus verbis comburitur et devastatur. 

A. D. 1286 Swederus de Boesinchem vel de Vianen miles im- 
perterritus cum omnibus dudum expulsis a civitate Trajectensi quarta 
die mensis septembris in aurora per scalas menia urbis civitatis ascen- 
dens urbem Traiectensem clam cepit et occisis ab utraque parte multis 

43S ) OB. II 344. 

!S4 ) Willelmi capellani in Brederode chronicon ed. Pijnacker Hordijk 
(1904) S. 36. 

4 ”) Ehrengabe für K. Lamprecbt (1909) S. 107 ff. 
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triumphum adeptus est. Qui vulgares viros coofestim ab urbe pro- 
scripsit et antiquos magistros civium potestati pristine restituit. 

Diese Nachrichten enthalten an einer Stelle einen Irrtum: der 1275 
erwähnte Graf von Geldern kann nicht Otto III., sondern muss Reinald I. 
sein, der am 10. Januar 1271 seinem Vater gefolgt war 236 ). Eine ähn¬ 
liche Verwechslung, die wir oben schon richtig gestellt haben, ist offenbar 
bei Giselbert von Abkoude untergelaufen : der damalige Herr von Abkoude 
hiess Sweder. Aber auch so erscheint das ganze als schlichte und 
knapp annalistiscbe Aufzeichnung, deren Angaben den Eindruck der Zu¬ 
verlässigkeit und Glaubwürdigkeit erwecken und mit den Urkunden sich 
völlig in Einklang befinden. Danach ist der Aufstand 1273 ausge¬ 
brochen, 1274 ist die Erhebung in Utrecht, 1276 die Reaktion daselbst 
gefolgt. 

Dass auch dieser Teil des Chronicon Tielense dem Beka als Quelle 
gedient bat, ist nicht zu bezweifeln. Damit aber erheben sich gegen 
die Glaubwürdigkeit seines ausführlichen Berichtes die schwersten Be¬ 
denken. Sollte Beka die Urkunden, die wir zu seiner Prüfung heran¬ 
gezogen haben, gekannt und auf Grund dieser Kenntnis die kuappen 
Nachrichten des Chronicon zu einem Phantasiestück verarbeitet haben, 
dessen Übereinstimmung mit den Urkunden mithin eine durchaus trüge¬ 
rische wäre? 

Denn an einigen Stellen lässt sich die man möchte sagen gemein¬ 
gefährliche Arbeitsweise Bckas aufzeigen. Wenn die Utrechter wirklich, 
wie er berichtet, beim Herannahen der Kennemer geglaubt hätten, die 
Tataren seien gekommen, so wäre das gewiss sehr merkwürdig. Allein 
von dieser wilden Völkerschaft hat Beka erst durch das Chronicon 
Tielense erfahren, nach dem im Jahre 1299 imperator Tartarorum , . . 
scripsit Bonifacio pape octavo et magistro ordrnis Theutonicorum, ut 
Cbristianos destinarent, qui edificarent terram sanctam. Gemeint ist 

33t> ) Diesen Irrtum hat eine in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
entstandene geldrische Chronik, der gleichfalls das Chronicon Tielense als 
Quelle gedient hat, schon berichtigt: Ilistoria Gelriae auctore anonymo, ed. 
J. G. C. Joosting, Arnhem 1903 (Werken uitgegeven door Gelre Nr. 2) S. 31: 
Anno sui comitatus secundo ab Amersfordiensibus lacessitus Gelriae comes 
(Reinaldus) oranes eorum depopulatur agros ac multis manubiis ad Gelriam 
revertitur. Dass aber hier nun wieder das Jahr mit 1273 unrichtig ange¬ 
geben ist, beweisen gleich darauf ähnliche Irrtümer: Die Verleihung des 
Münzrechts zu Arnheim wird statt 1282 (Chron. Tielense S. 256, Sloet OB. I 
1056) 1279, die Eroberung von Tiel durch den Grafen von Geldern statt 1286 
(Chron. Tielense S. 255) 1284 angesetzt. 
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der in Persien herrschende Mongolen-Ilchän Gasan (1295—1304), der 
für seine Unternehmangen &af Syrien gegen die ägyptischen Seldschuken 
ein Zusammenwirken mit den christlichen Ritterorden anstrebte 237 ). 
Wir werden uns also wohlweislich hüten, etwa an eine Nachwirkung 
der Mongolenschlacht von 1241 in dem Utrecht von 1274 zu glauben 
Zweitens soll nach Beka Giselbert vou Amstel den Kennemern vorge¬ 
schlagen haben: Anno vero seqnenti (also 1275) comitem Geldriae, 
qui se nobis opposuit, expngnare proponimus. Das soll natürlich auf 
die Zerstörung Amersfoorts hinleiten, die das Chronicon zu 1275 be¬ 
richtet. Beka hat diesen Vorsatz, sich an die Zeitangabe seiner Quelle 
zu halten, dann aber wieder vergessen und den Grafen von Geldern 
Amersfoort schon 1274 erobern lassen. Was man nach solchen Proben 
zu halten hat von der Ansprache, die im Namen der libera gens Kine- 
mariae einer der Kennemer an die auf der Stadtmauer versammelten 
Utrechter richte, und von seiner Aufforderung, alles Vermögen an die 
Armen zu verteilen, braucht kaum gesagt zu werden. 

Andererseits aber: dürfen wir wirklich nicht binausgehen über 
die unzusammenhängenden Nachrichten des Chronicon? 

Vor so übertriebener Skepsis schützen uns zunächst die Urkunden. 
Denn da nach ihnen noch 1274 Graf Florens sich der Neutralität der 
Stadt Utrecht und der Amstelschen Gemeinden gegenüber Holland hat 
versichern müssen, so war damals Kennemerland noch nicht beruhigt. 
Dass der dortige Aufstand der Anlass zu der Erhebung in Utrecht ge¬ 
worden war, ist also nicht zu bezweifeln. 

Ferner aber bat Beka eine Reihe von Nachrichten, die nicht 
gut erfunden sein könneu, sondern aus einer uns unbekannten Quelle 
stammen müssen. Dahin gehören die Unternehmung Giselberts von 
Amstel gegen Vredelaud noch vor dem Zug nach Utrecht, der Angriff 
der Kennemer auf Haarlem und die erfolgreiche Gegenwehr des Jan 
Persijn, die viertägige Belagerung Utrechts vom 29. August ab, der 
Rückzug des Elekten nach Deventer, endlich der Anschlag des Nikolaus 
von Kats mit 500 Mann, die Verbannung von 1400 (oder 1040, wie 
der holländische Text hat) Bürgern. 

Wir sind also trotz der erweislichen Leichtfertigkeit, mit der 
Beka die ihm zur Verfügung stehenden Nachrichten ausgeschmückt hat, 
in der Lage, seinen Bericht im Ganzen gelten zu lassen. In jedem 

” 7 ) Vgl. A. Müller, Der Islam im Morgen- und Abendlande (Onckens . 
Allgemeine Geschichte II, 4) Bd. II (1887) S. 254 ff. 262. 
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Fall aber sind die Ereignisse nach den Angaben des Chronicon Tielense 
zu datieren: die Zerstörung der Adelsschlösser hat schon 1273, die 
Erhebung in Utrecht 1274, die Eroberung von Amersfoort erst 1275, 
die erste Wiedereroberung Utrechts 1276 stattgefunden. 

Bisher haben wir nur deu äusseren Verlauf der von Beka erzählten 
Ereignisse nachgeprüft; es fragt sich, ob die innerstädtischen Umwälzungen 
nicht auch in den städtischen Schöffen urkunden eine Spur zurückge¬ 
lassen haben. 

Ich teile Intitulation und Eschatokoll von fünf Schöffenbriefen mit. 

A. 1275 Dez. 6. Brom, Regesten II Nr. 1818. Nikolaus Winter 
überträgt die Hälfte eines Grundstücks dem Riemenschneider Adam. 

Scultetus et scabini civitatis Traiectensis. 

Ut vero hec firraa et rata permaueant, nos scabini Traiectenses 
quorum nomiua sunt hec: Lubbertus de Alta platea, Tnideraannus Moul- 
bechin. Giselbertus Goetgebur, Jacobus de lapidea domo, Theodericus 
de Marsen, Michael et Hadebertus presens scriptum fecimus et sigillo 
nostre civitatis publice roborari. Actum sub Arnoldo sculteto Traiectensi. 

Die Urkunde ist nur in Abschrift des 16. Jahrhdts. erhalten; 
von einem Siegelbruchstück ist eine Zeichnung beigefügt, die ein Stadt¬ 
tor erkenuen lässt. 

B. 1277 Nov. 5. Brom, Regesten II, 1885. 

Scultetus et scabini civitatis Traiectensis. 

In cuius rei testimonium nos Gerbardus Freso, Erenbertus, Petrus 
Pellencussen, Hermannus filius Arneldis, Lubertus de Alta Platea, Her- 
mannus Olderidder, Henricus Machelm, Fredericus Soldenbalgh, Hade¬ 
bertus, Theodericus de Marsen et Mychael scabini Traiectenses presen- 
tibus litteris sigillum nostre civitatis duximus apponendum. 

Actum sub Theoderico Frenkin sculteto. 

Das Original betindet sich im Archiv des Deutschen Ordens zu 
Utrecht; das Siegel ist das neuere der Stadt Utrecht: St. Martin 
mit Stab und Inful, im Gegensiegel St. Martin als Ritter. 

C. 1279 März 3. Brom, Regesten II 1896 (zu 1278 März 18) * 58 ). 

Scultetus et scabini civitatis Traiectensis. 

In cuius rei testimonium nos Gerhardus Freso, Erenbertus, Petrus 
Pellencussen, Hermannus filius quondam domine Arneldis, Hermannus 

**•) Gedruckt bei C. de Geer tot Oudegein, Archieven der ridderlyke 
Duitsche Orde I 8. 320 Nr. 265. Das Original war im Archiv des Deutschen 
Ordens, nicht aufzufinden. 
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Olderidder, Fredericus Soldenbalg, Henricus Machelm et Hadebertus 
scabini Traiectenses presens scriptum sigillo civitatis nostre duximus 
sigillandum. 

Actum sub Theoderico Vrenkin sculteto anno 1278 feria sexta. 
ante dominicam, qua cantatur Oculi mei. 

Für die Urkunde ist Datierung nach Osterstil anzunekmen, da 
dieser Gebrauch in der Kanzlei der Stadt Utrecht aus sachlichen Gründen 
schou 1234 von uns vorausgesetzt werden musste. 

D. 1279 Okt. 13. Brom, Regesten II 1940. Vermietung einer 
area civitatis nostre. 

Scabini et consules civitatis Traiectensis. 

Actum sub Theoiorico Vrenkin sculteto, presentibus Gerhardo 
Vresoue, Petro Pellencussen, Herinanuo filio quondam Arneldis, Her- 
manno Ouderidder, Henrico Machelm, Vrederico Soldenbalgh et Theo¬ 
derico de Marsen scabinis Traiectensibus. 

Erhalten in einer 1626 angefeitigten Abschrift. Das Siegel 
zeigte nach einer beigefugten Beschreibung St. Martin als Bischof, im 
Gegensiegel St. Martin als Ritter, war also dasselbe wie an Urkunde B. 

E. 1281 Okt. 31. Brom, Reg. II Nr. 2019. 

Nos scultetus et scabini civitatis Traiectensis. 

In cuius rei testimonium nos Theodericus Vrenkin scultetus, 
Gerardus Vreso, Hermannus Arneberg, Henricus Machelm, Hermannus 
Olderidder et Fredericus Soldenbalgh scabini Traiectenses sigilla nostra 
literis presentibus duximus apponenda. 

Die Abschrift des 17. Jahrhdts. teilt einige der Siegel in Abbil¬ 
dung und Beschreibung mit; das Stadtsiegel befindet sich nicht darunter. 

Die in diesen Urkunden genannten Personen anlangend zeigt es 
sich, dass der 1275 im Amt befindliche Schultheiss Arnold 1277 dem 
Dietrich Vrenkin Platz gemacht hat, der dann bleibt (auch noch 1286: 
Brom II 2181). Von den Schöffen des Jahres 1275 kann seinem Namen 
nach höchstens Dietrich von Maersen den Geschlechtern zugewiesen 
werden. Vier dieser Schöffen, darunter Dietrich von Maersen, kehren 
unter den 11 Schöffen des 5. November 1277 wieder, von denen die 
übrigen sieben demnach den Geschlechtern angehören; die Namen 
Soldenbalch und Olderidder kommen schon 1230 im Schöffenkolleg 
vor 239 ). 1279 hat sich von der Schöffenbank des Jahres 1275 nur 

M# ) In der Zeugenreihe der Untersuchungen 1 Anm. 242 angeführten 
Urkunde. 
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Dietrich von Maersen behauptet. Alle übrigen entstammen den Ge¬ 
schlechtern; ebenso sämtliche 5 bezw. 9 Schöffen, die 1281 uud 1286 * 4Ü ) 
genannt werden. 

Nach Beka wurden 1274 völlig neue Stadtbehörden gebildet, die 
1276 verbannt und durch die früheren ersetzt wurden. Die Verbannten 
kamen aber teilweise zurück und gewannen im Laufe der Zeit doch 
wieder Einfluss, bis im September 1278 die Geschlechter sich völlig 
wieder der Herrschaft bemächtigten. 

Das alles wird durch unsere Urkunden bestätigt: 1275 sind nur 
demokratische Schöffen im Amt, im November 1277 haben vier Mit¬ 
glieder der revolutionären Regierung in dasselbe wieder Eintritt ge¬ 
funden; seit 1278 herrschen die Geschlechter allein. 

Die Schöffenbriefe geben aber noch weiteren verfassungsgeschicht¬ 
lichen Aufschluss. Dass die äussere Form der Stadtverfassung 1274 
dieselbe geblieben ist, wissen wir bereits aus dem am 26. Juli von 
Schultheiss, Schöffen und Konsuln mit Graf Florens geschlossenen Ver¬ 
trag. Auch das Siegel ist, wie der Schöffenbrief A zeigt, dasselbe ge¬ 
blieben, nur wird es nicht vom Rate geführt, als dessen Zeichen es 
1196 aufgekommen war, sondern von den Schöffen. Mit der Angabe 
des Cbronicon Tielense, dass sich die politischen Veränderungen iu der 
Stadt vollzogen, indem die bestehenden Schöffen- und Ratsherrnstellen 
mit neuen Personen aus den Reihen der Zünfte besetzt wurden, steht 
dieser Befund im Einklang; er lässt aber auch erkennen, dass die 
Ratsverfassnng von 1267 nicht mehr bestand. Dagegen brachte die 
Reaktion von 1276 ein neues Stadtsiegel, auf dem durch den beider¬ 
seits abgebildeten Stiftsheiligen sowie durch die Umschrift ,Sigillum 
civitatis Trajectensis 1 an Stelle des bisherigen ,Sigi)lum burgensium 
civitatis Traiecti 1 die veränderte politische Richtung zum Ausdruck kam: 
die Domimmunität, die civitas des hl Martin wurde wieder als das 
Zentrum der Stadt angesehen, nicht die Niederlassung der burgenses, 
als denn Schöpfung auf dem ältesten Siegel die daselbst abgebildete 
Stadtbefestigung erscheint. Die Form der Verfassung ist weder damals 
Doch nach der zweiten Eroberung im September 1278 geändert worden; 
auch jetzt führen Schultheiss und Schöffen das Stadtsiegel. 

Nach alledem dürfen wir wohl — vorbehaltlich einer Erörterung 
der von Müller zum Vergleich heraugezogenen Ereignisse von 1304 — 
die Jahre 1273/74 für den Aufstand im Kenneraerland und in Utrecht als 

,4 °) Brom, Regesten II, 2019. 2181. 
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gesichert ansehen und die Frage aufwerfen, weiches denn die Lage 
war, die so starke politische Erschütterungen herbeiführte. Da ist zu¬ 
nächst auf die Niederlage hinzuwehen, mit der am 20. August 1272 
Florens V. erster Feldzug gegen die Westfriesen geendet hatte 241 ); 
in unmittelbarer Nachbarschaft der Kennemer, die die holländische 
Adelsherrscbaft nur widerwillig ertrugen, hatte also bäuerliche Unab¬ 
hängigkeit trotziger als je das Haupt erhoben. Dazu kamen nun sozial¬ 
politische Bewegungen, die von ihren geistlichen Urhebern in ihrer Trag¬ 
weite wohl nicht vollkommen übersehen wurden. Seit dem 1. September 
1271 stand nach fast dreijähriger Sedisvakanz wieder ein Papst an 
der Spitze der Christenheit, der ernstlich darauf bedacht war, diecanonischen 
Vorschriften in die Wirklichkeit umzusetzen, Gregor X.; im April 1273 
hatte er das Ausschreiben zu dem Lyoner Konzil an die Kölner Kirchen¬ 
provinz ergehen lassen 242 ). Die Reichsgewalt dagegen war fast völlig 
ausgeschaltet: König Richard, der, wenn auch von geringem Einfluss 
auf die deutschen Geschicke, doch in Utrecht und Holland Anerkennung 
fand, war am 2. März 1272 gestorben; es währte bis zum Oktober 
1273, ehe man sich auf die Wahl Rudolfs von Habsburg einigte 243 ). 
Die Leitung der Utrechier Kirche aber lag, da der schwache Elekt 
Johann keinen eignen Willen hatte und überdies exkommuniziert war 244 ), 
mehr als je in den Händen der Kapitelgeistlichkeit. Sie muss deshalb 
als der Haupturheber einer am 15. Juli 1273 von dem Elekten aus¬ 
gestellten, sehr merkwürdigen Urkunde angesehen werden, die laut An¬ 
kündigung von den Utrechter Stiftern und der Stadt Utrecht mit be¬ 
siegelt worden ist 245 ). 

Da der Schöpfer aller Kreatur, heisst es darin, das fleischgeborene 
Menschengeschlecht zur Versöhnung annebmen, durch seine göttliche 
Gnade die Fesseln der Knechtschaft, in denen es schmachtet, zerbrechen 
und ihnen die frühere Freiheit zurückgeben will, so tut man wohl 
daran, die Menschen, die die Natur frei geschaffen und das ius gentium 
unter das Joch der Knechtschaft gebeugt hat, der Freiheit zurückzu¬ 
geben, in der sie geboren sind. Deshalb sollen künftig alle im Utrechter 
Land verstorbenen Fremden, deren beweglicher und unbeweglicher Nach- 

, 24 ‘) Melis Stoke IV, 216 ff. 

'- 42 ) Brom, Regesten II 1759. 

S4S ) Redlich, Rudolf von Habsburg (Innsbruck 1903) S. 145—160. 

* 44 ) Dies geht aus der Bulle Nikolaus’ IV. von 1290 Brom, Bullarium 
I 376 hervor. 

,45 ) Brom, Regesten II 1766. Vgl. unten Beilage 4. 
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lass bisher an den Bischof als Landesherrn fiel, durch ihre Kinder oder 
sonstigen Verwandten, wo sie sich auch aufhalten mögen, beerbt werden 
können, unbeschadet der durch die gravelinge jährlich zu entrichtenden 
Prekarie. 

Wir begegnen dem Heim fallsrechte der Utrechter Kirche schon 
1025. Damals hatte König Konrad II. ihr bewilligt, dass die res 
presbiterorum advenarum, quos Tentisca lingua 'overmerkc’ nominamus, 
post obitum eorum relict§ nostr? ditioni ihr künftig znstehen sollten * 46 ). 

ln welcher Weise sich daraus das bischöfliche Heimfallsrecht gegen¬ 
über allen Fremden entwickelt hat, zeigt die reichsgesetzliche Regelung 
dieser Materie durch Kaiser Friedrich II. Er hatte 1220 den Fremden 
Testierfähigkeit verlieheu und für den Fall, dass sie über ihren Nach¬ 
lass nicht verfügt hatten, angeordnet, dass derselbe durch den zuständigen 
Bischof (per manus episcopi loci) womöglich den rechtmässigen Erben 
ausgeliefert, sonst aber zu frommen Zwecken verwendet werden solle * 47 ). 

Diese Verordnung wird erst verständlich, wenn man sie in Beziehung 
setzt zu dem Heimfallsrechte, das den Grafen als Vertretern der könig¬ 
lichen Gewalt zustand. Nach dem Sachsenspiegel fielen erblose Eigen¬ 
güter bis zu 3 Hufen Grösse an den Schultheissen, bis zu 30 Hufen 
an den Grafen, grössere an den König 548 ). Auf Grund dieses Rechts¬ 
zustandes haben die Laieufürsten auch das Fremdenerbrecht eigenmächtig 
geregelt. Graf Gerhard III. von Geldern bestimmte 1227 für die Veluwe, 
dass nur illegitime Kinder de quacunque condicione, sive de libera 
genealogia sive ad advocatiam pertinentes, sive de advenis sive de 
Fresonibus, eine Sterbfallabgabe entrichten, legitime Erben aber von 
derselben frei sein sollten 548 ). 

Die Urkunde von 1273 muss dem entsprechend aufgefasst werden 
als ein Ausdruck der gegen die bischöfliche Landesgewalt gerichteten 
Bewegung, in der sich die Utrechter Kapitelgeistlichkeit und die städtische 
Unabhängigkeitspartei zusammenfanden. 

Es zeigt sich also, dass die Constitution Friedrichs II darauf ab¬ 
zielte, durch Stärkung der bischöflichen Befugnisse die Entwicklung des 
territorialen Laienfürstentums niederzuhalten. Auch hier stossen wir 
auf die Gegensätze, die wir oben za kennzeichnen suchten, und es lässt 

14 ‘) Cartulariuin S. 76 Nr. 43. 

*‘ T ) MG. Legum sectio IV, t. II Nr. 85 S. 109 § 9. Vgl. Schröder, 
Rechtsgeschichte 5 (1907) S. 541 Anm. 52. 

2I *) Ssp. I 28; UI 80. Vgl. Heck, Der Sachsenspiegel S. 229. 

**») Sloet OB. I 504. 
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sich hier mit Händen greifen, dass diese Beweguug ihre geistigen Wurzeln 
im älteren kanonischen Recht hatte. Von Pater Gratian wird als ius 
natnrale das allen Völkern Gemeinsame bezeichnet, wie viri et feminae 
coniunctio, liberorum successio et edncatio, communis omnium possessio 
et omnium una libertas, violentiae per vim repulsio, als ius gentium 
u. a. sedinm occupatio, edificatio, munitio, servitutes, conubia inter 
alienigenas prohibita 25 °). 

Es sind also die unter dem Pontifikat Gregors X. wieder stärker 
hervortretenden Gedanken des älteren kanonischen Rechtes, die in der 
Urkunde von 1273 einen Ausdruck gefunden haben. Sie können 
nicht ohne Wirkung auf die in demselben Jahre sich erhebende bäuer¬ 
liche Bevölkerung geblieben sein Schon an anderer Stelle habe ich 
darauf hingewiesen 251 ), dass Graf Florens V. des Aufstandes Herr ge¬ 
worden ist, indem er die Bauern des Kenuemerlandes gegen grund- 
herrliche Übergriffe sicherstellte und durch Vertreibung aller Lombardeu 
den Vorschriften der kanonischen Wucherlehre nachkam, die das Konzil 
von Lyon von neuem eingeschärft hatte. 

Bei dieser Politik wurde der zwanzigjährige Graf von dem hollän¬ 
dischen Adel geleitet. Dietrich von Teilingeu, Wilhelm von Brederode, 
Dietrich von Wassenaer, Wilhelm von Egmond, Albert von Voorne. 
Gerhard von Amstel, Nikolaus von Putten, Johann Persijn bilden 1273 
—75 seine Umgebung 252 ). Giselbert von Amstel hatte zu diesem Kreise 
nahe Beziehungen * 58 ), so dass die rasche Verständigung mit ihm in der 
schwierigen Lage von 1274 ganz erklärlich erscheint. Giselbert wusste, 
auf dieses Einvernehmen mit Holland gestützt, sehr bald den massgeben¬ 
den Einfluss im Stift zurückzugewinnen, aus dem er durch Sweder von 
Boesinchems gelungenen Handstreich auf Utrecht (September 1276) für 
einige Zeit verdrängt worden war. Das im Haag am 25. März mit 
Holland abgeschlossene Bündnis 254 ) zeigt Giselbert neben Johann von 
Kuyk als den eigentlichen Gewalthaber des Bistums. Man geht deshalb 
wohl nicht fehl mit der Annahme, dass Giselbert seine Hand im Spiele 

lfi0 ) Distinctio prima c. VII. IX. Corpus iuris canonici ed. Friedberg 
(1879) S. 2 f. 

*“) Ehrengabe für K. Lamprecht S. 108. 

*»*) OB. II 226. 275. 289. 301. 

* 5 *) Er erscheint 1266 zweimal in der Umgebung des Grafen: OB. II 
139. 161. Ob der dominus G. de Aemstelle in OB. II 226 und 301 auf ihn 
oder Gerhard zu deuten ist, bleibt ungewiss. 

*“) OB. II 326 (zu 1277 März 3). Über die Datierung vgl. S. Müller 
in Je maintiendrai I S. 45 Anm. 1. 
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hatte bei den im Frühjahr 1278 hervortretenden Bestrebungen, diejenigen 
Elemente wieder zu stärken, welche sich 1274 im Bunde mit ihm gegen die 
Stadtherrschaft der kaufmännischen Geschlechter erhoben hatten. Aus 
einer Urkunde vom 6. April 255 ) geht hervor, dass die seit 1276 aus 
der Stadt Verbannten dort wieder festen Fuss gefasst hatten, und am 
27. April befindet sich Giselberts Bruder Arnold unter den Bürgen, die 
Schultheiss, Schöffen und Konsuln von Utrecht sich von dem frühem 
Leutpriester Wilelm von Velsen, Bruder des Ritters Johann Persijn, für 
seine Freilassung aus ihrer Gefangenschaft stellen lassen 25ß ). Vermut¬ 
lich war er bei dem Handstreich von 1276 in ihre Hände gefallen, 
und es wurden nun ihm gegenüber aufs sorgfältigste die kaufmännischen 
Interessen gewahrt: bei jeder Schädigung, die Utrechter Bürger oder 
fremde Kaufleute, die nach Utrecht reisten, künftig durch Wilhelm er¬ 
leiden würden, sollen seine sechs Bürgen 2 um Einlager in Utrecht ver¬ 
pflichtet sein, bis Abhilfe geschaffen sein würde. In diesen Abmachungen 
kommt das Wirtschaftsprogramm der herrschenden städtischen Partei 
deutlich zum Ausdruck; die hospites mercatores erfahren die gleiche 
Berücksichtigung wie die eingesessene Kaufmannschaft; diese huldigt 
also freihändlerischen Anschauungen, nicht den von Hanse und Rats¬ 
partei verfochtenen Monopolbestrebungen. Die von Giselbert von Amstel 
stets bekämpfte Richtung hatte sich danach trotz seiner Anstrengungen in 
Utrecht behauptet, und er wurde vollends zur Seite gedrängt, seitdem 
sich auch Graf Florens wieder kapitalistischen Tendenzen zuneigte. Sein 
Berater war jetzt Nikolaus von Kats, der sich zu den übrigen Edeln 
im Gegensatz befand und die Beziehungen des holländischen Hofes zum 
mobilen Kapital wieder herstellte, die durch die Ereignisse von 1274 
so jäh unterbrochen worden waren 257 ). So kam es im September 1278 
zur zweiten Einnahme Utrechts. Die Partei, die den Holländern die 
Stadt in die Hände gespielt batte, war die des mobilen Kapitals, denn 
Lambert de Vriese, der reichste Bankier des Landes, gehörte zu ihren 
Häuptern. Dem Grafen von Holland räumte die Stadt das Öffnungs¬ 
recht eiu; doch kam es noch nicht zu einer eigentlichen holländischen 
Stadtherrschaft, da Florens sich verpflichtete, zu allen Verwaltungs¬ 
angelegenheiten ausser Nikolaus von Kats auch die bischöflichen Edeln 
Sweder von Zuilen und Sweder von Boesinchem, sowie fünf Bürger zuzuziehen. 

ki4 ) Bijdragen en Mededeelingen van het Historisch Genootschap 9 
(1886) S. 33 f. 

aM ) OB. II 360. 

J#T ) Vgl. meine Ausführungen in der Ehrengabe fürK. Lamprecht S. 109 f- 
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Dem Elekten Johann, der in Deventer seinen Sitz genommen hatte, 
müssen sich durch diesen Umschwung wieder finanzielle Hilfsquellen 
eröffnet haben. Aach die Kaufmannschaft von Deventer selbst knüpfte 
jetzt wieder Beziehungen in Holland an; am 13. April 1279 erwarb 
sie eine Wiederholung des grossen Privilegs, das Florens im September 
1276 den stiftischen Städten für den Handel nach England gewährt 
hatte * 58 ). 

So konnte Johann daran denken, Vredeland und Montfort einzu- 
lösen, die er an Giselbert von Amstel und Hermann von Woerden ver¬ 
pfändet hatte Ä59 ). Aber diese, gekränkt durch die abermalige Ver¬ 
drängung aus dem Rate des Elekten, der sie nötigen wollte, hinter 
Leuten von geringerer Herkunft zurückzustehen 26 °), weigerten sich, den 
wettvollen Besitz herauszugeben. Es ist kennzeichnend für die ver¬ 
worrene Lage, die durch den jähen Richtungswechsel der holländischen 
Politik geschaffen war, dass die beiden Edeln sich an den Grafen von 
Holland um Rat und Hilfe wandten. Der jedoch erklärte, keinesfalls 
etwas gegen die Kirche uud ihren Prälaten unternehmen zu wollen. 
Aber da der holländische Adel den erbetenen Beistand za leisten be¬ 
gehrte, stellte er ihm frei, das mit allen Kräften zu tun. Durch diese 
mit \\ isseu und Willen des Grafen dargeliehene holländische Unterstützung 
kam es dahin, dass die aufsässigen Vasallen dem Elekten in der Soester 
Enge eine empfindliche Niederlage beibrachten. 

So hatte sich ein wirres Spiel selbstsüchtiger Einzelkräfte er¬ 
hoben, das durch keine höhere Gewalt mehr in seinen Schranken zu¬ 
rückgehalten wurde. Der deutsche König, dessen Amt dies gewesen 
wäre, war fern im Süden mit der österreichischen Frage beschäftigt. 
Am 26. Juli 1279 wurde der Elekt zu einem Vertrag mit dem Grafen 
von Holland genötigt, in dem es hiess * 61 ): obligavimus et assignavimns 
ei iem ae teuore presentium assignamus omnes redditus nostros, obven- 
liones, jurisdictiones, foresfacta et omnia jura ex quacumque causa 
proveniant in civitate et in terra nostra Trajectensi intra Nodam et 
Bodegrave, qne nunc tenemus libera et nulli obligata seu assignata. 

* M ) Brom, Regesten II 1902 (zu 1278 April 28). Vgl. OB. II 321. 

2S *) Beka S. 79. Diese Nachrichten sind auf Johann von Nassau zu 
beziehen. Vgl. Müller, Je inaimiendrai I S. 46 ff., von dem ich aber in 
einigen Punkten abweiche. 

wo) Willelmi capellani in Brederode cbronicon ed. Pijnacker Hordijk 
(1904) S. 45. Hier auch das Folgende. 

*•') OB. II 380. 
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Wenn der Graf in Angelegenheiten der bischöflichen Verwaltung 
in die Stadt oder das Land Utrecht kommt, wird er die ihm oder 
seinen Beauftragten erwachsenen Kosten dem Bischof in Rechnung 
stellen. Kommt der Elekt auf Verlangen des Grafen oder derer, die 
ihn in Utrecht vertreten, selbst dorthin, um die Regierung wahrzunehmen 
(ad gubernandnm predictos terminos), so sollen ihm und seinen Leuten 
die Kosten vergütet werden. 

Dieser willige Verzicht des Elekten auf eigene stadtherrliche 
Rechte kommt auch in einer Veränderung der Stadtverfassung zum Aus¬ 
druck: noch bei dem Vertrag vom 5. September 1278 stand der 
Schultheiss als stadtherrlicher Beamter an der Spitze von Schöffen und 
Rat; jetzt ist er, wie die von Schöffen und Rat allein ausgestellte 
Urkunde D zeigt, zum Organ der die Stadt regierenden beiden Körper¬ 
schaften geworden. Es war damit, wie es scheint, ein gewisses Zuge¬ 
ständnis an die Ratspartei verbunden, deren führende Mitglieder noch 
immer ans der Stadt verbannt waren: auf Veranlassung des Grafen 
war eine Versöhnung mit ihnen zu stände gekommen* 82 ). 

Dass Nikolaus von Kats, der vom holländischen Adel Angefeindete, 
jetzt bestimmenden Einfluss im Rate des Grafen hatte, zeigt dessen 
weiteres Verhalten. Noch am 21. Januar 1280 hatten neun führende 
Mitglieder des holländischen Adels die Pfandrechte Giselberts von Amstel 
auf Vredeland ausdrücklich anerkannt * 63 ). Im Frühjahr aber liess sich 
Graf Florens zu einer Unternehmung gegen Vredeland bereit finden 2G4 ), 
das von Arnold von Amstel verteidigt wurde; bei dem Versuch, den 
Bruder zu entsetzen, fiel Giselbert bei Loenen den Holländern in die 
Hände. Sein Bruder ergab sich auf diese Kunde hin gleichfalls, und 
beide wurden gefangen nach Seeland weggeführt. Längeren Widerstand 
leistete Montfort; es musste bis tief in den Winter hinein belagert 
werden, bis es fiel und Hermann von Woerden in die Verbannung ge¬ 
schickt werden konnte. Mit den Amstels kam unter Bürgschaft jener 

*•*) OB. II 381. (1279 Juli 28) cum cives Trajectenses, qui nunc extra 
civitatem Trajectensem sunt expulsi, cum eis, qui sunt in civitate, ex sua 
(comitis) ordinatione fuerunt reconciliati. 

MS ) OB. II 386. Müller a. a. 0. und Brom, Regesteu II 1925 setzen 
diese Urkunde ins Jahr 1279; doch sehe ich keinen Grund, von der in hol¬ 
ländischen Urkunden üblichen Gepflogenheit, das Jahr mit Ostern zu beginnen, 
eine Abweichung anzunehmen. 

M4 ) Dass diese Unternehmung 1280 anzusetzen ist, zeigen die im Mai 
dieses Jahres im Lager vor Vredeland ausgestellten gräflichen Urkunden 
OB II 392. 397. Vgl. Müller a.a.O. 
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neun holländischen Edeln eine Versöhnung zu stände; die Brüder ver¬ 
pflichteten sich, nie wieder etwas gegen den Grafen zu unternehmen 2 " 5 ). 

Als im Januar des folgenden Jahres der Elekt zu neuen umfang¬ 
reichen Verpfändungen schritt 266 ), entschloss sich endlich die Utrechter 
Geistlichkeit zu entschiedenen Massregeln. Sie batte angesichts der 
fortgesetzten Verschleuderung des Kirchengutes schon im August 1278 
mit der Einstellung des Gottesdienstes gedroht 267 ); jetzt im Frühjahr 
1281 veranlasste sie den Erzbischof von Köln, mit Bann und Interdikt 
vorzugehen. 

Die Geistlichkeit tat diesen Schritt freilich keineswegs so ein¬ 
mütig, wie es der Erzbischof bei dem nachher vor der Kurie geführten 
Prozess glauben machen wollte. Anscheinend war das Domkapitel der 
führende Teil 268 ), aber auch Florens und der Elekt hatten unter den 
Prälaten ihren Anhang: den Pröpsten von St. Marien Giselbert von 
Amstel, die Dechanten Heinrich von St. Salvator (Altmünster) und 
Jakob von St. Johann, den Abt von St. Paul. Sie erklärten unter 
Führung des bischöflichen Offizials, der Erzbischof habe über seine 
Suffraganbistümer nur in bestimmten, vom canonischen Recht vorgescbrit- 
benen Fällen eine Jurisdiktion; ein solcher liege hier nicht vor, so dass 
die auctoritate propria de facto verhängte Exkommunikation nichtig 
sei 269 ). Die Geister schieden sich also wieder im Sinne eines Jahrhunderte 
alten kirchenrechtlichen Gegensatzes: man bestritt die Metropolitangewalt 
und erstrebte eine direkte Unterstellung unter Rom. 

Mit anderen, ungleich empfindlicheren Waffen begegnete Florens V. 
den Ansprüchen des Erzbischofs. Dessen Klage hatte den Haupt¬ 
nachdruck darauf gelegt, dass der Elekt civitatem Trajectensem, in qua 
Trajectensis ecclesia jurisdictionem obtinet temporalem, veräussert habe. 
Diese Temporalien, wir sahen es, waren seit dem 26. Juli 1279 nur 
noch leerer Schein; aber ein solcher war doch noch vorhanden, noch 
immer bekannte sich die Stadt Utrecht durch ihr Siegel als die Bischofs¬ 
stadt des heiligen Martin. Dies letzte Zeichen des geistigen Zosammen- 

m ) Melis Stoke IV 309 ff. Neun Bürgen werden IV 386 erwähnt. 
Vgl. S. Müller a. a. 0. S. 48 ff. 

2M ) OB. II 414. 

287 ) OB. II 367. 

- M ) Erzbischof Siegfried spricht am 6. Juni 1282 von der querimonia 
prelatorum et capitulorum maioris et aliarum ecclesiarum Trajeetensium 
OB. II 420 G S. 180, 

*•*) OB. II 420 J, K, L-P S. 183 f. 
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hangs mit der fränkisch - deutschen Kirche hat jetzt Graf Florens be¬ 
seitigen lassen, um jeden daher geleiteten Anspruch als inhaltlos abweisen 
zu können. Am 31. Oktober 1281 siegeln Sckultbeiss und Schöffen 
von Utrecht, wie die oben angeführte Urkunde E zeigt, nicht mehr 
mit dem Stadtsiegel, sondern jeder einzeln mit seinem persönlichen Siegel. 

Es liegt hier derselbe Fall vor wie bei einer vom 7. Januar 1287 
von der Stadt Schiedara ausgestellten Urkunde, in der es heisst: want 
die poort sonder gemeen zegel is, soo hebben wy scheepenen (7 Namen) 
dit besegelt mit onsen zegelen voor die mene poirter 270 ). 

Diese Abschaffung des Martinssiegels war zwar nur eine vorüber¬ 
gehende Massregel; nachdem der Angriff des Erzbischofs abgeschlagen 
war, ist es alsbald wieder in Gebrauch genommen worden 271 ). Aber 
es ist zu bemerken, dass seit dem Jahre 1281 der Stadtrat nicht mehr 
als consules, sondern als consilium bezeichnet 272 ) wird, ähnlich wie 
1266/67, wo der Amtstitel consilarii üblich war 271 “). Man hat das 
wohl dahin zu deuten, dass die Stadtgemeinde nicht als Kommune an¬ 
erkannt war; das consilium bildete nur einen Beirat der landesherrlichen 
Schöffen. Landesherr war aber der Graf von Holland. 

(Ein dritter Teil folgt.) 


Exkurs. 

Ein falsches Utrechter Diplom Heinrichs IV. und die Entstehung des 

Utrechter Liber donationum. 

Im ersten Teile dieser Untersuchungen habe ich S. 220 f. das Diplom 
Heinrichs IV. vom 2. Mai 1004 Stumpf 2645 = Cartulariura S. 134 Nr. 87 als eine 
Fälschung bezeichnet. Den Nachweis dieser Fälschung gilt es hier zu führen; 
von der Geschichte ihrer Entstehung wird zugleich Licht fallen auf die 
politischen Bestrebungen Utrechts in den ersten Jahren des Bischofs Gottfried. 

Das Diplom ist überliefert als vorletztes Stück des Utrechter Liber dona¬ 
tionum, der um die Mitte des 12. Jahrhunderts zusammengestellt worden ist. Er 
enthält zunächst das von Bischof Radbod angelegte Kopiar (Cartularium 
Nr. 1—26), dann Utrechter Kaiser- und Privaturkunden und für das Utrechter 
Domkapitel ausgefertigte Schriftstücke bis 1145 (Cartularium Nr. 27—86). 
Die zeitliche Ordnung ist bis zu Nr. 69, vom 1. Februar 1089, streng ein- 
gebalten, erst dann häulig durchbrochen worden. Das einzige Stück aus der 

•">) OB. II 596. — ««) Brom, Regesten II 2090 (1283 Mai 21). 

Mia) Vgl. Beilage 2 und 3. Die oben Anm. 208 angeführte Urkunde 
von 1262 nennt den Stadtrat consilium, rührt aber von einem Kölner 
Schreiber her. 

”*) Ebenda 2172 (1285 Nov.) und 2348 (1290 Juni 19). 
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Zeit vor 1089, das nicht an seinem Platze steht, ist unsere Urkunde. Sie 
folgt auf die jüngste des ganzen Bandes, die Konrads III. vom 18. Oktober 
1145, als letzte, die noch von derselben Hand geschrieben ist (Cartularium 
Nr 87). Eine andere Hand hat dann noch eine Urkunde des Bischofs Gode- 
bald von 1126 (Cartularium Nr, 88) als allerletztes Stück beigescbrieben, 
Schon seiner Überlieferung nach nimmt also St. 2645 unter den Utrechter 
Urkunden des 10. und 11. Jahrhunderts eine Ausnahmestellung ein. 

Wenn die Urkunde formell auf den ersten Blick einwandfrei scheint, 
so verdankt sie das ihrer weitgehenden Übereinstimmung mit St. 2644 (= Car¬ 
tularium S. 101 Nr. 64). Das kann ein Kennzeichen kanzleimässiger Fassung 
für beide sein, aber wenn sich in St. 2645 formelle Verstösse nachweisen 
lassen, so erhebt sich der Verdacht, dass eine mit Benutzung von St. 2644 
angefertigte Fälschung vorliegt. 

Auffällig ist Dun zunächst, dass St. 2645 in der Aufzählung der Inter¬ 
venienten vom zweiten Namen ab den Titel archiepiscopus bezw. episcopus 
weggelassen hat. Eine Kürzung durch den Kopisten anzunehmeu verbietet die 
Beobachtung, dass er uns sonst durchweg ganz vollständige Texte überliefert. 
Keinesfalls aber kann dem Kopisten zur Last fallen, dass Erzbischof Adalbert 
Bremensis statt wie in dem echten Diplom vom 30. April Hammaburgensis 
archiepiscopus genannt wird und dass der Erzbischof von Trier hinter ihm 
statt vor ihm seinen Platz hat. Während in St. 2644 die Reihe der Inter¬ 
venienten mit den Namen Burchardi Haluerstedensis episcopi, Freterici 
Mimegartevurtensis episcopi, Godefridi, Frederici, Gerhardt ducum schliesst, 
steht in St. 2645: Burchardi Halberstatensis — inan beachte die moderni¬ 
sierte Form! — Fretherici, Godefridi, Gerhardi ducum aliorumque tideliuin 
nostrorum. Also statt des Bischefs von Münster, der anscheinend der Namens¬ 
gleichheit mit einem der Herzöge zum Opfer gefallen ist, werden in durchaus 
unkanzleimässiger Weise andere ungenannte Getreue als Intervenienten an¬ 
geführt. Auf Erzbischof Siegfried von Mainz, der in St. 2645, nicht aber 
in St. 2644 als Intervenient genannt wird, konnte der Fälscher durch die 
Rckognition des echten Diploms geführt werden. 

Der Kontext von St. 2645 zerfällt in zwei Teile. Der erste, weitaus 
grössere, restituiert umfangreiche Besitzungen, die von den holländischen 
Grafen gewaltsam der Utrechter Kirche entrissen worden sind; der zweite 
besteht nur aus einem Satz und lautet folgendermassen: 

Precipimus etiam, ne quis comes aut aliqua sub comite persona iuxta 
Islam et Lake in locis ad duo monasteria pertincntibus ullam potestatem 
habeat, sed propria fratrum sint ad duo monasteria servientium, sicut conti- 
netur in immunitatibus Ottonis primi, qui ca primus sancto Martino tradidit, 
aliorumque antccessorum nostrorum. 

Daran ist zunächst zu beanstanden, dass unvermittelt und ohne nähere 
Erläuterung die duo monasteria, d. h. Dom und Altmünster, eingeführt werden, 
obwohl der vorhergehende Satz mit den Worten ,ct vi s. Martino abstulit* 
schliesst. Man erhält den Eindruck, dass Ottos I. Diplom von 944, DO I 58, 
in dem die beiden monasteria als unuin in honore s. Martini dedicatuin, 
alterum vero sanct^ Dei genitricis omniumque sanctorum bezeichnet werden, 
in ähnlich summarischer Weise benutzt ist, wie das soeben bei der Inter- 
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venientenreihe für eine andere Vorlage wahrscheinlich wurde. Dieser Eindruck 
verstärkt sich, wenn man bemerkt, dass Kaiser Otto einfach Otto primus ohne 
jeden Titel und ohne jedes schmückende Beiwort genannt wird. Ebenso spar¬ 
sam mit Titeln zeigte sich die Intervenientenreihe von St. 2645 gegenüber der 
von St. 2644, und dieselbe Eigentümlichkeit des Diktates tritt gleich zu Anfang 
des Kontextes hervor: Heinrich spricht von der Zeit Heinrici secundi et 
Adelboldi eitisdem sedis episcopi: sein Grossvater und Vater werden als avus 
noster Conradus et pater noster pi\» memori^ Ileinricus erwähnt. 

Aber auch die Form, in der für die Besitzungen des Domstifts im Gau 
Isle et Lake die Immunität verbrieft wird, ist durchaus unregelmiissig. Das 
gilt sowohl von der Wendung comes aut aliqua sub comite persona wie von 
dem Satze sed propria fratrum sint, der anstatt einen Schutz der Immunität 
plötzlich einen Schutz des Eigentums ausspricht, das doch auch durch starke 
Übergriffe des Grafen oder seiner Beamten nicht bedroht war. Und wenn 
sich St. 2645 darauf bezieht, dass dies alles in immunitatibus Ottos I. und 
anderer Herrscher enthalten sei, so ist zu bemerken, dass von einer Immu¬ 
nitätsverleihung in DO. I 58 mit keinem Worte die Rede ist. 

Es erheben sich also gegen den Schluss des Kontextes schwere formelle 
Bedenken, und meine Annahme (Untersuchungen I, 221 Anm. 120), dass dieser 
Teil der Urkunde einer echten Immunitätsbestätigung Heinrichs IV. ent¬ 
stamme, lässt sich nicht aufrecht erhalten. Um so weniger, als im Jahre 1122 
eine solche Bestätigung nachweislich noch nicht vorhanden war. Denn Hein¬ 
rich V. hat in diesem Jahre dein Domstift die Immunität seiner Besitzungen 
im Gau Isla et Lake bestätigt renovantibus et confirmantibus hoc ipsum 
paginis et sigillis pig mernori? imperatore augusto Heinrico secundo et avo 
nostro Heinrico tercio 273 ). Der Kaiser kennt also das Diplom Heinrichs III. 
vom 22. Mai 1046* 7 *) und die in demselben erwähnte Vorurkunde Meirichs II., 
aber keine Bestätigung Heinrichs IV’. 

Wenden wir uns nun dem ersten, grösseren Teile des Kontextes von 
St. 2645 zu, so ist hier das Wichtigste, dass der Utrechter Kirche comi- 
tatus omnis in Holland cum Omnibus ad bannum regalem pertinentibus zu- 
gcsprocben wird. 

Diese Verfügung ist ihrer Form nach ebenso zu beanstanden wie ihrem 
Inhalte nach. Formell macht sie sich dadurch verdächtig, dass sie den 
Namen Holland rund dreissig Jahre früher gebraucht als er sonst bezeugt 
ist. Denn die Urkunde OB. 1 89, die Dietrich V., dei gratia Iloltlandensis 
comes am 26. Juli 1083 ausgestellt hat, ist, wie auf Grund innerer Verdachts¬ 
momente bisher schon, namentlich von Pols 374 ), behauptet worden ist und 
von mir an anderer Stelle endgiltig erwiesen wird, eine Fälschung, die nach 
meinen Ergebnissen 1125/26 entstanden ist, und keinen Anspruch auf Origi¬ 
nalität kann auch die im Utrechter Reichsarchiv aufbewahrte Urkunde von 
1085 OB. 1 92 machen, die unter den Zeugen Theodericum comitem Ilollandie 
aufführt. Die Schrift zeigt die Züge des 12. Jahrhunderts, und wenn das 

27 *) Cartularium S. 117 Nr. 75. 

”*) Ebenda S. 93 Nr. 57. 

27i ) Bijdragen voor vaderlandschegeschiedenis 3. reeks 5. decl (1889) 278 ff. 

Westd. Zeitschr. f. Gesell, u. Kunst. XXVIII, B/HI. jg 
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Siegel auch, nach der allein noch vorhandenen Abbildung zu urteilen, eckt 
gewesen zu sein scheint, so war es doch in ganz unregelmässiger Weise 
befestigt. 

Der Name Holland ist vielmehr ausserhalb der nordniederländischen 
Gebiete, die er bezeichnet, erst zu Ende des 11. Jahrhunderts aufgekommen. 
Er findet sich zuerst 1093 in einer Urkunde des Bischofs Konrad von Utrecht 
für die Kirche zu Deventer, wo ein Ghisebertus de Holland unter den Zeugen 
erscheint 27 ®), dann in einem wahrscheinlich 1103 geschriebenen Briefe des 
Abtes Tiotfrid von Echternach 277 ), und endlich in dem bekannten Lokatoren¬ 
vertrag OB. I 96, den im Jahre 1106 quidam cis Rhenuni conimanentes, qui 
dicuntur Ilollandi, mit dein Erzbischof Friedrich von Hamburg geschlossen 
haben. Graf von Holland nennt sich zuerst FlorensII. am 13. April 1108 277r ), 
also bald nach den Veränderungen, die die Ordnung der Dinge in Nieder¬ 
lothringen durch den Kampf Heinrichs V. gegen seinen Vater erlitten hatte. 
Im Mai 1106 hatte der junge König durch ein Fürstengericht zu Worms 
dem Herzog Heinrich von Niederlothringen, der treu zu Heinrich IV. stand, 
das Herzogtum entzogen und es an Graf Gottfried von Löwen gegeben S78 ). 

Bei dieser oder ähnlicher Gelegenheit scheint auch Graf Florens II. 
von Holland begünstigt worden zu sein, der als natürlicher Gegner des 
Bischofs von Utrecht zu den Anhängern Heinrichs V. gehört haben wird. 
Denn im ersten Viertel des 12. Jahrhunderts muss Florens das Befestigungs¬ 
recht erworben haben. Während Leiden 1108 noch unbefestigt ist — in 
einer Urkunde dieses Jahres OB. I 99 wird der spätere Leidener Burggraf 
als Adelwinus de Ledene cum filiis suis, ohne Burggrafentitel, angeführt —, 
erscheint in der falschen Urkunde Dietrichs V., also 1125/26, Adaluuin 
castelanus unter den Zeugen; für 1143 ist dann auch anderweitig Alwinus 
castellanus de Leithen bezeugt. (OB. I 124.) 

Die Grafschaft Holland verdankt ihr Dasein als einheitliches staats¬ 
rechtliches Gebilde nach alledem erst den Ereignissen von 1106. Gleichwohl 
soll Heinrich IV. schon am 2, Mai 1064 über den comitatus Hollandensis 
zu gunsten des Bischofs von Utrecht verfügt haben. 

Von dem Gebrauch des Namens Holland ganz abgesehen, ist das auch 
aus inneren Gründen unmöglich. Denn am 30. April hatte ja der König 
eine Restitution zu gunsten des Bischofs verbrieft, die sich, wie unsere Unter¬ 
suchung (I 224) ergab, peinlich an die Grafschaften hielt, die seit alters Utrechter 
Leben waren. Wie kann der König, mag er immerhin ein unmündiger Knabe 
gewesen sein, drei Tage später diesen Rechtsboden völlig verlassen und dem 
Bischof von Utrecht kurzerhand das ganze, zum guten Teile doch auf Allodial- 
besitz der Grafen erwachsene holländische Herrschaftsgebiet zugewiesen haben ! 

Nicht so widerspruchsvoll, aber doch merkwürdig genug ist etwas 
anderes. Am 30. April hatte der König dem Bischof comitatum omnem 

27 ®) Dumbar, Het kerkelyk en wereltlyk Deventer I (Deventer 1732), 
S. 342. Brom I 253. 

277 ) OB. 193. Zur Datierung vgl.Meyer v. Knonau, Jahrbücher d. deutschen 
Reiches unter Heinrich IV. und Heinrich V., Bd. V (1904) S. 181 Anm. 15- 

a77ft ) OB. I 98. — J78 ) Meyer v. Knonau a. a. 0. S. 300 f. 
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circa horas Reni restituiert. Dies muss die Grafschaft Rijnland sein, die 
Graf Dietrich III. in Besitz genommen hatte, nachdem er den Grafen Dietrich 
Bave, einen circa oras Reni begüterten Vasallen des Bischofs, vertrieben 
hatte 17 ®). In dem angeblich drei Tage spater ausgestellten Diplom aber 
kehrt eben dies Lehen wieder: von Bischof Adelbold hat es Graf Unroch, 
dann Godezo, dann Dietrich Bave besessen, den Graf Dietrich vertrieben hat. 

Wenden wir schliesslich unsere Aufmerksamkeit den restituierten 
Kirchen zu, so wird sich hier für die Unechtheit von St. 2645 ein letzter 
Beweis ergeben; zugleich werden wir zu der Frage der Entstehungszeit der 
Fälschung unmittelbar hinübergeführt. 

Von Kaiser Heinrich III. und Papst Leo IX. waren, wie dem oben 
erwähnten Brief des Abtes Tiotfrid an Heinrich IV. zu entnehmen ist, auf 
der Synode zu Mainz am 19. Oktober 1050 * 8 ") der Abtei Echternach Kirchen 
in Holland zugesprochen worden, die ihr widerrechtlich entrissen worden 
waren. Die Abtei hatte also ihren Vorteil zu ziehen gewusst aus dem kurz 
vorher erfolgten Zusammenbruch der holländischen Territorialmacbt: im Ja¬ 
nuar 1049 hatte Graf Dietrich IV. im Kampfe gegen die Bischöfe von Utrecht, 
Lüttich und Metz Sieg und Leben verloren stu ). 

Dreizehn Jahre später verzichtete Bischof Wilhelm in einer Synode 
auf die Hälfte der Pfarrkirchen Vlaardingen, Kerkwerve, Velsen (Velsere- 
hurg), Ileilo und Petten, die einst von Karl (Marteil) und anderen Recht¬ 
gläubigen dem heiligen Willibrord, erstem Erzbischof von Utrecht, für die 
Echternacher Kirche überwiesen worden waren, zu gunsten des Abtes Regin- 
bert von Echternach. Sie waren von den Grafen Dietrich III. (f 1039), 
Dietrich IV. (f 1049) und Florens I. (f 1061) in Besitz genommen und des¬ 
halb nebst 19 namentlich genannten Kapellen durch Synodalurteil der bischöf¬ 
lichen Gewalt zugesprochen worden, so dass nun die Zehnten in diesen 
jeder Termination und Konsekration entbehrenden Pfarrbezirken gemäss den 
Bestimmungen des kanonischen Rechts sich in den Bänden des Bischofs be¬ 
fanden. An der Einsetzung der Pfarrgeistlichen sollten künftig Abt und 
Bischof das gleiche Recht haben, ebenso an allen Einkünften mit Ausnahme 
des bischöflichen Bannes. Für diese Verfügung war die königliche Be¬ 
stätigung erbeten und am 28. Dezember 1063 zu Köln in Form einer Ile- 
cognition durch Kanzler und Erzkanzler erteilt worden ,82 ). 

Diese Angaben passen genau in das Itinerar des Königs, und, da 
Bischof Wilhelm durch dessen allmächtigen Berater, den Erzbischof Anno 
von Köln, emporgekommen war, auch genau in die persönlichen Verhältnisse 
der damaligen Zeit- 83 ). Gegen die Echtheit der Urkunde erheben sich nicht 
die geringsten Bedenken. 

Vier Monate später aber, am 2. Mai 1064. sollen dem Bischof noch¬ 
mals die Kirchen in Flardinge cum eapcllis, Kiricwerua cum capellis, Velesen 

J1t ) Bella campestria, Bijdragen en Mededeelingen 11, (1888) 502. 

ä> ") Vgl. über sie v. Giesebrecht, Deutsche Kaiserzeit II® 461. 

**') Meyer v. Knonau a. a. 0. I (1890) 373. II (1894) 67 ff. 101 f. 

2Si ) Cartularium S. 99 ff. Nr. 63. 

IM ) Vgl. Meyer von Knonau a. a. 0. I, 360. 

16* 
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cum capellis, Ileligelo cum capellis, Pethem zugesprochen worden sein, auf 
deren Hälfte er ja eben verzichtet hatte. Ausserdem aber nicht nur Yore- 
holte et Northgo cum capellis, wovon damals nicht die Rede war, sondern 
auch Aldenthorpe cum capellis, obwohl noch vier Monate vorher in Alden- 
thorp keine Pfarrkirche, sondern nur eine der 19 namentlich angeführten 
Kapellen stand! 

Die Aufzählung der 24 Kirchen und Kapellen, die wir aus der echten 
Urkunde vom 28. Dezember 1063 kennen, finden wir nun wörtlich wieder in 
einem Tauschvertrag zwischen Abt Gerhard von Echternach und Graf 
Dietrich VI. von Holland aus der zweiten Hälfte des Jahres 1156* 8 ‘). 
Ersterer verzichtet darin zu gunsten des Grafen auf alles Recht, das die 
Abtei an den genannten Kirchen besass. 

Dieser Einbruch der holländischen Territorialmacht in kirchliche 
Patronatsrechte, die ja nur zur Hälfte dem Abt von Echternach zustanden, 
zur andern Hälfte aber stets von dem Bischof von Utrecht beansprucht 
worden waren, mussten den Grafen natürlich in Konflikt mit letzterem 
bringen. Wir haben es sicherlich auf die hier in Rede stehenden Kirchen 
zu beziehen, wenn der undatierte Schiedsvertrag, der bereits von uns heran¬ 
gezogen wurde (Untersuchungen 1 219) bestimmt : De ecclesiis Alfternacensibus 
impetet episcopus comitein in synodo sua, et comes defendet se synodali 
elericorum judicio et laicorum. 

Der Schiedsspruch befasst sich u. a. auch mit den Gütern eines ver¬ 
storbenen Burggrafen, der unter Bischof Hermann (f März 1156) im Amte 
war. Das kann nur der 11Ö5 zuletzt erwähnte Burggraf Otto II. sein, und 
der Schiedsspruch gehört demnach in die ersten Jahre des Bischofs Gott¬ 
fried (f 1177), was mit dem Charakter der Schrift gut im Einklang steht. 
Für eine nähere Zeitbestimmung bietet sich einmal die Angabe, dass Ministe¬ 
rialen der Utrechter Kirche im Bunde mit den Grafen von Geldern und 
Holland gegen den Bischof Krieg geführt haben, und sodann die Erwägung, 
dass der Schiedsspruch durch einen Eingriff der Reichsgewalt herbeigelührt 
worden sein muss. Der von Erzbischof Reinald im Juni 1160 hergestellte 
Friede (Untersuchungen I 215) kann nicht in Retracht kommen, weil bei den 
Wirren von 1159 der Graf von Holland mit dem Bischof verbündet war. 
Der Ansatz zu 1165 (Untersuchungen I 219), in welchem Jahre der Kaiser 
zwischen Utrecht und Holland nach heftigem Streit den Frieden herstellte, 
hat die Erwägung gegen sich, dass der Gegenstand dieses Streites, die Ab¬ 
dämmung des Rheines bei Zwammerdam, uns bekannt ist und die Entscheidung 
des Kaisers (OB. I 145) uns vorliegt, und dass zwei der in dem undatierten 
Schiedsspruch berührten Angelegenheiten, die Ecbternacher Kirchen und der 
Nachlass des unter Bischof Hermann im Amt gewesenen Burggrafen, mehr 
nach dem Anfang von Bischof Gottfrieds Regierung weisen. Nun hatte ja der 
Kaiser im April 1156 dessen Wahl in Utrecht persönlich betrieben* 85 ); aber 

*“ 4 ) OB. I 133. 134. Nach Juni 18, weil anno imperii Frederici 
secundo. 

* 8S ) Annales Egmundani S. 54. In der unten zu besprechenden Ur¬ 
kunde Friedrichs von (April) 1156 OB. I 135 erscheint Gottfried als electus. 
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bei diesem Aufenthalt waren für einen Schiedsspruch, der einen ganzen Knäuel 
von Fehden und Streitigkeiten zwischen Bischof Gottfried und den beiden 
Grafen zu entwirren hat, die Voraussetzungen natürlich noch nicht vorhanden. 
So bleibt Anfang Juni 1157 als wahrscheinlichster Termin; damals hat der 
Kaiser zu Nymwegen Hof gehalten, und in seiner Umgehung befanden sich 
sowohl der Bischof von Utrecht wie die Grafen von Holland und Geldern 5M ). 

Bei dieser Gelegenheit muss der Kaiser zwischen den streitenden Fürsten 
die Vereinbarung herbeigefuhrt haben, die in der undatierten Aufzeichnung 
OB. 1191 vorliegt. Es erfolgte damit aber noch keine endgiltige Entscheidung; 
sondern diese wird in fast allen Punkten von weiteren Beweiserhebungen 
abhängig gemacht. Insbesondere soll über die Echternacher Zehnten und 
die Neubruchszehnten in Holland vor der bischöflichen Diözesansynode ver¬ 
handelt werden. 

Sichere Aussicht auf ein den Utrechter Ansprüchen günstiges Urteil 
bestand aber nur dann, wenn ein urkundlicher Beweis für die Rechtmässig¬ 
keit derselben vorgelegt werden konnte. 

Einen solchen Beweis bietet die falsche Urkunde, nach der die Rechte 
des Bischofs sowohl auf die Echternacher Kirchen wie auf Neubruchszehnten 
in Südholland über allen Zweifel erhaben sind. Sie war auch geeignet, 
die Politik Hollands in höchst ungünstigem Lichte erscheinen zu lassen — 
Generationen hindurch hatte, wie hier von König Heinrich IV. betont wurde, 
die Reichsgewalt das Bistum nur mit Mühe vor den usurpatorischen Gelüsten 
der Grafen zu beschirmen vermocht. 

Die Fälschung steht wie bemerkt als letztes noch von der ersten Hand 
geschriebenes Stück in dem Utrechter Liber donationum; unmittelbar voraus 
geht ihr das jüngste Stück der Sammlung, ein Diplom Konrads III. vom 
18. Oktober 1145, das somit für ihre Entstehung den terminus a quo bietet. 

Der Liber donationum kann ferner nicht später als 1165 angelegt 
sein; denn er würde sonst di« damals wegen der Abdämmung des Rheines 
bei Zwammerdam getroffene kaiserliche Entscheidung noch enthalten. Der 
Charakter der Schrift — man vergleiche die von S. Müller seiner Ausgabe 
des Cartularium beigegebene Schriftprobe — weist gleichfalls auf die Mitte 
des 12. Jahrhunderts. 

Damit können wir, glaube ich, das Netz über dem Fälscher zusammen¬ 
ziehen. Er ist in der bischöflichen Kanzlei zu suchen und hat gearbeitet, 
um Beweismaterial lierzustellen für das Recht des Bistums Utrecht auf die 
mit Holland und Echternach streitigen Kirchen und Neubruchszehnten. Er 
hat sich vielleicht gar nicht erst die Mühe genommen, ein angebliches Ori¬ 
ginal seines Machwerks herzustellen, sondern hat ihm dadurch originale 
Geltung zu verschaffen gesucht, dass er es im Liber donationum den echten 
Urkunden anreihte. Da die Sammlung schwerlich noch unter Bischof Her¬ 
mann (1152—56) angelegt worden ist, verdankt sie möglicherweise denselben 

Vgl. auch Simonsfeld, Jahrbücher des deutschen Reichs unter Friedrich I. 

I (1908) 419 f. 

S8 ‘) St. 3770 = Sloet OB. 306. Vgl. Simonsfeld a. a. 0. S. 529. 
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Wünschen ihre Entstehung, die auch zur Herstellung und Einverleibung der 
falschen Urkunde Anlass geben. 

Möglich ist freilich auch, dass der Liber donationum zum Zwecke der 
Versendung nach Rom angelegt worden ist. Am 28. Juni 1159 hat Papst Ha¬ 
drian IV. dem Hischof Gottfried alle Besitzungen der Utrechter Kirche bestätigt, 
darunter novam decimam in Hollandia und ecclesias beati Martini sitas in 
llollandia, que ad tuum jus pertinere noscuntur**’). Damit ergibt sieh für 
die Entstehung des Spuriums ein bestimmtes Datum als terminus ad quem. 

Eine Bulle, die Abt Gerhard von Echternach seinerseits am 9. Juni 
1161 von dem Gegenpapst Viktor IV. erwirkte, nennt am Schluss einer langen 
Reihe von Besitzungen die possessiones, quas romes Teodericus de Oll&ndia 
contulit ecclesie Efternacensi apud Saldam pro restitutione dampnorum que 
predecessores sui et ipsc abstulerunt ecclesie eidem ***). 


Bei lagen. 

l. 

Die Stadt Utrecht nimmt drei Lombarden für zehn Jahre 
a 18 Bürger auf. 1260 0 k t. 27. 

Kopie von ca. 1400 i:n Stadtarchiv zu Utrecht. Brom, Regesten 1 1466 S8B ). 

Scultetus scabini consules ac Universitas Traiectensis universis presentia 
visuris eternam in doinino salutem. Noverint universi ac singuli, quod nos 
Andream dictum Asinariuni, Albertum et Folcquinum fratrem suum con- 
sanguineos ipsius Andree Lombardos in nostros concives recepimus et bur- 
genses et ipsos et totam familiam eorum neenon et omnes, quos ipsi loco 
suo posuerint, in nostra civitate Traiectensi defendemus et a nullo molestari 
vel gravari perinitternus, sub tali forma et conditione, quod ipsi onera civi¬ 
tatis nostre nobiscum portabunt et precarias sive exactiones nobiscum per¬ 
solvent, et quando precarie vel exactiones sint solvende, tune ipsi de bonis 
suis iurabunt et iuramento eorum credctur. Si vero equi tenendi sunt et si 
torsan fossata facienda sunt, tune ipsi nisi unum equurn tenebunt, et si 
necesse fuerit, unum famulum armatum de domo sua cum ceteris emittent, 
et ad fossata fodianda similiter unum famulum destinabunt. Condictum est 
etiam, quod dictus Andreas et Albertus et Folcquinus frater ipsius a fcsto 
omniuin sanctorum ad decem annos stabunt in civitate nostra et mutuabunt 
pecuniam suam ubi poterint et voluerint, et de qualibet libra accipient 4 den. 
ad ebdomadam iufra quattuor annos nunc primo instantes. Et si forte per 
negligentiam scu ignorantiain ab ipsis vel ab eorum nuiitiis plus acceptum 
fuerit, hoc ipsi per iustam conputationein refundent, si fuerint requisiti, et per 
hoc erunt excusati, et nullum dampnum penitus incurrent. Evolutis 4 annis a 
festo omnium sanctorum nunc proximo incipientibus ipsi mutuabunt pecuniam 
suam ut predictum est, et per sex annos subsequentes accipient de qualibet 

SB7 ) OB. I 239. 

»**) OB. I 141. 

**•) Hier irrtümlich als Original bezeichnet. 
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libra ad septimanam tres denarios, et si forte per negligentiam ab ipsis vel 
ab eorum nuntiis plus acceptum fuerit, hoc per iustam conputationem reddent, 
si fuerint inoniti, ac per hoc erunt excusati et nullum dampnum penitus in¬ 
current. Item condictum est, si predicti Andreas, Albertus et Folcquinus 
vel quisquam de familia eorum aut aliquis illorum, quos ipsi loco suo posue- 
rint, aliquod forcfactutn fecerint in civitate Traiectensi, ille qui reus est in 
crimine, luet illud in persona et in rebus propriis secundum legem comnm- 
nem et statutam. Preterea condictum est, si predictos Andream, Albertum 
et Folcquinum infra predictum decem annorum (tempus) viam universe carnis 
ingredi contigerit, quod nos omnes res et bona eorum, que ipsi post se re- 
liquerint, integraliter exhiberi faciemus proximis legitimis heredibus eorum. 
Item condictum est, quod omnia pignora, quibus denarios suos commutave- 
rint, que per annurn et diem statuerint, si nulla conventio cum ipsis facta 
fuerit. elapso anno et die ab illo die, quo pignora fuerunt exposita, quod 
ipsi illa libere et sine aliqua contradictione et etiam sine nostra offensa 
vendere poterunt et suam cum eis facerc voluntatem. Item si forte aliqua 
pignora predictis Andree, Alberto et Folcquino vel eorum nuntiis exposita 
fuerint, que minus iuste sunt acquisita vel furtive subtracta, si hoc ignora- 
verint et per iuramentum illud tenere voluerint, tune ipsi ab hac causa erunt 
inculpabiles et ... . S9(l ) dampnum vel gravamen exinde incurrent nichilominus 
pecunia, quam super predicta pignora mutuaverunt, cum accremento ipsis 
restitaetur. Darent littere iste a festo omnium sanctorum ad decem annos 
secundum modum et formam superius expressam. 

In cuius rei testimonium et munimen et ut omnia predicta a nobis 
fideliter et inviolahiliter observentur, presentem litteram conscribi et sigillo 
civitatis nostre Traiectensis fecimus insigniri. Datum et actum a. d. MCCLX 
in vigilia apostolorum Symonis et lüde. 

2 . 

Die Stadt Utrecht trifft Bestimmungen über den Gerichts¬ 
stand ihrer Bürger in Kapitalsachen. 12(5(5 Aug. 21. 

Or. mit anhängendem Stadtsiegel im Stadtarchiv zu Utrecht. 

Brom, Regesten l 1612. 

Universis presentes litteras inspecturis scultetus scabini consiliarii ac 
universitas civitatis Traiectensis salutem. Noverint singuli ac universi, quod 
nos de communi consilio duxinius ordinandum et promisimus lirmiter obser- 
vandum, si de aliquo nostro concive Traiectensi conquestum fuerit et huius- 
modi questio sibi vergat ad ius suum capitale, si talis de quo conquestum 
fuerit \elit super ius suum conparcre et conductum a domino episcopo 
Traiectensi ad conparendum non poterit optinere et ipsi ius et sententia 
fieri non possit, si maior pars scabinorum et consulum, qui electi ab ouder- 
mannis civitatis cum eo destinantur hoc fuerint protestati, quod conductus 
vel ius et sententia sibi denegetur, — Nos huiusrnodi nostrum concivem, donec 
conductum ad conparendum habere poterit et ius et sententia sibi tieri possit, 
in nostra retinebimus civitate. 

2 *°) Ein Wort von etwa vier Buchstaben zerstört. 
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In cujus rei testimonium et ut predicta inviolabiliter observentur, 
presentes litteras sigillo civitatis nostre Traiectensis communivimus. 

Datum et ordinatum a. d. MCCLX sexto sabbato post assumptionem 
beate Marie virginis. 

3. 

Die Stadt Utrecht trifft Bestimmungen über den Gerichts¬ 
stand ihrer Bürger. 1267 Juni 23. 

Or. mit anhüngendom Siege] im Stadtarchiv zu Utrecht. 

Brom, Regesten II 1637. 

Universis presentes litteras inspecturis scahini, consiliarii et ouder- 
manni confraternitatum civitatis Traiectensis notum facimus, quod nos propter 
communem utilitatom et promotionem civitatis nostre Traiectensis de com- 
muni consilio plena deliberatione perhabita statuimus et ordinainus, si de 
aliquo nostro concive conquestum fuerit, ita quod querimonia vergat ad ins 
suum capitale, si duo scabini Traiectenses sub iuramento suo dixerint se 
veraciter intellexisse, quod ille, de quo conquestum fuerit, innocens sit de 
querimonia huiusmodi, que sibi imponitur, tune nos huiusmodi concivi nostro 
tideliter assistemus et ipsum in civitate nostra Traiectensi retinebimus et 
sicut nos ipsos defendemus. 

In cuius testimonium presentes litteras de comniuni consensu et con¬ 
silio civitatis nostre Traiectensis dedimus sigillatas. 

Datum a. d. MCCLX septimo in vigilia nativitatis beati Johannis 
haptistc. 

4. 

Elekt Johann von Utrecht trifft Bestimmungen über den Nach¬ 
lass der im Utrechter Land verstorbenen Fremden. 1273 Juli 15. 

Vidimus des bischöflichen Offizials von 1328 im Stadtarchiv zu Utrecht. 

Brom, Regesten II, 1766. 

Johannes dei gratia Traiectensis electus Omnibus presens scriptum 
visuris et audituris in perpetuum. Cum redemptor noster totius conditor 
creature ad hoc propiciatus generis humani voluerit carnem assuniere vide- 
licet divinitatis sue gratia dirupto quo tenebatur vinculo servitutis pristine 
restituere libertati, — Salubriter agitur, si homines, quos ab initio natura liberos 
protulit et jus gentium jugo substituit servitutis, in ea qua nati fuerant 
inamittentis (!) vel dominantis beneficio libertate reddantur atque idco pie- 
tatis intuitu et huius rei consideratione neenon et naturalis iuris iniurie et 
prave consuetudinis abusu promoti de consilio prelatorum et ecclesiarum 
ministcrialium que ecclesie Traiectensis omnes homines et eorum progenies, qui 
ex diversis mundi partibus ad terram Traiectensem confiuunt et declinant, 
ab illo servitutis jugo ab hac die inantea manumittimus, absolvimus, eripimus 
et quitos proclamamus, quo tenebantur astricti, videlicet ut eis decedentibus 
liberis eorum et aliis parentibus eorum exhereditatis omnis substantia eorum 
rerum mobilium et immobilium ad nos sicut ad nostros predecessorr s de\ol 
vebatur. Statuentes et ordinantes, ut quocumque locorum heredes ipsorum 
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fuerint, ad terram nostram declinent et hereditatem detuncti libere recipiant 
et solute, salva precaria nobis nostrisque successoribus ab illis qui gravelinge 
vulgariter vocantur vel vocabantur annis singulis persolvenda. 

In cuius facti meraoriam et perpetuam finnitatem dedimus presens 
scriptum toti terre nostre Traiectensi nostro sigillo ac sigillis maioris, sancti 
Salvatoris, sancti Petri, sancti Johannis et sancte Marie ecclesiarmn Traiec- 
tensium ac conventus inonasterii sancti Pauli et civitatis nostre Traiectensis 
publice roboratum. Actum et datum anno incarnationis dominice millesimo 
ducentesimo septuagesimo tertio in die divisionis apostolorum. 

-— 0 £>—'- 

Die rechtliche Lage der Juden im Rheinland 
während des 14. Jahrhunderts 
im Hinblick auf das kirchliche Zinsverbot. 

Von Dr. A. Kober in Wiesbaden. 

Durch die Lehre von der Sündhaftigkeit des Zinsennehmens hat 
die christliche Kirche des Mittelalters sich und ihre Gläubigen in einen 
andauernden Widerspruch mit den tatsächlichen Verhältnissen des 
Wirtschaftslebens der Epoche verwickelt. Obwohl aus diesem Ge¬ 
bote der Moral allmählich ein Rechtssatz für die ganze Christenheit 
wurde, dem gegenüber sogar Papst Clemens V. auf dem Konzil zu 
Vienne i. J. 1311 jede entgegenstehende weltliche Gesetzgebung für 
null und nichtig erklärte 1 ), war der Erfolg der kirchlichen Wucher¬ 
gesetzgebung von Anfang an gering 2 ). Frühzeitig wird über die von 
Geistlichkeit selbst betriebenen zinsbaren Darlehnsgeschäfte geklagt 3 ), 
und noch im 13. Jahrhundert sind einzelne Nachrichten vorhanden, die 
die Klöster mit als die Rankiers des früheren Mittelalters erscheinen 

l ) Die Entwicklung ist dargelegt von F. Schneider, Das kirchliche 
Zinsverbot und die kuriale Praxis im 13. Jahrhundert, in der Festgabe für 
Heinrich Finke, (11504) S. 135 36, 143 — 145. 

*) Ich folge hier im wesentlichen den Ausführungen von J. Kulischer. 
Warenhändler und Geldausleiher im Mittelalter in der Zschr. für Volkswirt¬ 
schaft, Sozialpolitik und Verwaltung, Wien u. Leipzig, 17. Bd. (1908), S.29 — 71, 
201-254, der zu dem Ergebnis kommt, dass der Zinswucher im Mittelalter 
eine allgemein verbreitete Erscheinung ist (S. 214 ft'.), ferner A. Schaube, 
Handelsgeschichte der romanischen Völker des Mittelmeergebiets bis zum 
Ende der Kreuzzüge, München und Berlin 1906. 

*) s. Franz Schaub, Der Kampf gegen den Zinswucher, ungerechten 
Preis und unlautern Handel im Mittelalter, (1905), S. 26 ff., 33 ff., 120 Ö'., 
128/129. 
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lassen 4 ). Überall, selbst in Italien, dem Lande der Kirche, wurde 
gegen das kirchliche Zinsverbot gesündigt. Waren doch die italienischen 
Kanfleute viel zu kommerziell veranlagt, als dass sie den hohen Ge¬ 
winn, den der Geldbandel verhiess, von sich gewiesen hätten 5 ). Und 
die Kirche selbst hat diesen Wucher gefördert und begünstigt, indem 
sie infolge ihrer beständigen Fühlung mit den harten Dingen dieser 
Welt bald die sienesischen, bald die römischen, bald die florentinischen 
Kaufleute und Geldleiher, je nachdem es ihr Vorteil verhiess, unter 
ihren besonderen Schutz nahm 1 ’). In Korn wurden vom 12. Jahrhundert 
ab die kurialen Prälatenanleihen aufgenommen, für deren Rückzahlung 
auf den Messen der Champagne die Päpste gewissermassen Garantie 
leisteten und durch kirchliche Zensuren sorgten 7 ). Bei diesen Anleihen 
aber stipulierte und zahlte man nicht nur Verzugszinsen, die in Wirk¬ 
lichkeit das Wucherverbot schon aufhoben 8 ), sondern antizipierte man 
auch Zinsen (— usurae), die man gleich dem ausgeliehenen Kapital 
zuschlug. Das hat. Schaube überzeugend an dem Prozesse zweier rö¬ 
mischer Gläubiger nachgewiesen 9 ), den sie an der Kurie i. J. 1238 
wegen einer Anleihe führten, die Erzbischof Dietrich von Köln vor 
mehr als 20 Jahren bei ihnen aufgenommen hatte; „sie geben zu, dass 
die principalis et vera sors einer über 1150 M. Sterl., zahlbar auf 
der S. Aigulfsmesse von Provins vier Tage vor dem Ende der Tuch¬ 
messe, ausgestellten Schuldurkunde nur 083 M. Steil, betragen habe. 
Sie haben also 16 2 /3 °/o Zinsen dem Kapital von vornherein zuge¬ 
schlagen . Nach diesen Fällen aber haben wir die Anleihen 

dieser Art allgemein zu beurteilen.“ Schliesslich haben die Päpste 
des 13. Jahrhunderts selbst ihr Zinsverbot, das gerade damals seine 
theoretische Begründung und Vertiefung und zugleich seine gesetzliche 
Strenge erreichte, übertreten oder übertreten müssen, indem sie in den 
verschiedensten Formen bewusst und mit Absicht Zins (= usura) ge¬ 
zahlt haben 10 ). 

4 ) K. Lamprecht, Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter I, 2 (1886) 
S. 849 u. 1446; vgl, auch Kulischer a. a. 0. S, 248 49 für die Klöster der 
Normandie vom 11.—13. Jahrhundert; über die Geldgeschäfte der geistlichen 
Ritterorden, insbesondere der Templer s. jetzt Hans Prutz, Die geistlichen 
Ritterorden, (1908) S. 394—449, insbes. S. 428 ff. — s ) Kulischer a. a. 0. S. 61. 

®) Schaube S. 353—356, 429 ff. (Die Sienesen), S. 360 ff. (Die Flo¬ 
rentiner), S. 364—368, vgl. S. 404 f. (Die Römer). 

T ) ibid. S. 364 65, 379, 387 ff., 394; 419 ff. u. passim. 

*1 Schneider a. a. 0. S. 164. — *) S. 389. 

,0 ) Ich verweise hier nur auf A. Gottlob, Päpstliche Darlehenssschulden 
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Dasselbe widerspruchsvolle Verhalten bezüglich des Zinsverbotes 
bekundet aber die Kirche auch den Juden gegenüber. Kaum waren 
sie aus ihrer herrschenden Stellung im Warenhandel im Laufe des 
12. Jahrhunderts verdrängt") und hatte das kanonische Zinsverbot 
für ihre Kreditgeschäfte ein gewisses Monopol geschaffen, da erüffnete 
Papst Innocenz III. (1198—1216) den Kampf gegen die .usuraria 
pravitas' der Juden. Obwohl dieser Papst gleich seinen Vorgängern 
Calixt II., Eugen III., Alexander III., Clemens III. und Coelestin III. 
die Juden bedingungsweise unter seinen Schutz genommen hatte 12 ), 
dehnte er andrerseits das Wucherverbot der Kirche auch auf sie aus, 
indem er auch hierbei sein Lebensziel, die unmittelbare Herrschaft 
des Papsttums in der Welt l3 ), deutlich zu Tage treten Hess. ln 
mehreren gleichlautenden Kreuzzugsbullen u ) der Jahre 1199/1200 
ermahnte nämlich Innocenz III. die Geistlichkeit deutscher und ausser- 

dcs 13. Jahrhunderts im Hist. Jahrb. der Görresgesellschaft XX (1899) 
S. 716/17 und auf Schneider S. 167. 

ll ) Die Gründe sind bei G. Caro, Die Juden des Mittelalters in ihrer 
wirtschaftlichen Betätigung in der Monatsschrift f. Geschichte und Wissenschaft 
d. Judentums, hrsg. von M. Braun, 48. Bd. (1904), S. 591 ff. aufgeführt. Ihm 
steht vielfach nahe Guttmann, Die wirtschaftliche und soziale Bedeutung 
der Judenim Mittelalter, ebd. 51. Bd. S. 274; Ignaz Schipper, Anfänge d. Kapi¬ 
talismus bei den abendländischen Juden im früheren Mittelalter (1907) und 
Kulischer 8. 225, 226 und Anm. 1; s. jetzt auch G. Caro, Sozial- und Wirt¬ 
schaftsgeschichte der Juden im Mittelalter und der Neuzeit I (1908). Ein 
gewöhnlich nicht beachteter Punkt sei hier noch erwähnt. ^Nur dem ge¬ 
waltsamen Druck der Verhältnisse nachgehend, haben bekanntlich die mass¬ 
gebenden halachischen (religionsgesetzlichen) Autoritäten vom 12. Jahrhundert 
an das talmudische Verbot, dem Nichtjuden auf Zinsen zu leihen, modifi¬ 
zieren müssen“: M. Braun, Geschichte der Juden in Schlesien III (1901) 
S. 82 Anm. 3, woselbst die Literatur zitiert ist. Angesichts dieser Tat¬ 
sachen erledigt sich die Polemik Kndemanns, Studien in der romanisch-kano- 
nistischen Wirtschafts- und Rechtslehre II (1883) S. 308 gegen Neutnann, 
Geschichte des Wuchers in Deutschland (1865) S. 292 bezüglich der kirch¬ 
lichen Wuchertheorie und der Juden bis 1200. Keineswegs sind jedoch, wie 
Kulischer zuletzt darlegt (S. 226 27), die Juden aus dem Warenhandel aus¬ 
getreten, sondern sie haben auch in den letzten Jahrhunderten des Mittel¬ 
alters mit den Darlehnsgeschäften den Warenhandel verbunden. 

lI ) J. Aronius, Regesten z. Geschichte d. Juden im Fränkischen u. Deut¬ 
schen Reiche bis z. J. 1273 (1902) nr. 346, vgl. Langen, Gcsch. d. röm. Kirche von 
Gregor VII. bis Innocenz III. (1893) S. 622 und J. E. Scherer, Die Rechts¬ 
verhältnisse der Juden in den deutsch-österreichischen Ländern (1902) S. 35. 
**) vgl. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands IV (1902) S. 683 fl'. 

14 ) Über seinen Kreuzzug s. Langen a. a. 0. S. 612, 621. 
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deutscher Länder, zur Unterstützung der Christen im Morgenlande 
beizutragen 15 ). Die Prälaten sollten überall zur Beteiligung am Kreuz¬ 
zuge auffordern und den Teilnehmern gewisse Vorteile in Aussicht 
stellen, u. a. sollten ihre Gläubiger verhindert werden, Zinsen von 
ihnen einzutreiben. Die Juden l6 ) aber sollten durch die weltliche Ge¬ 
walt zum Erlass der Zinsen gezwungen werden (,ad remittendas l7 ) . . 
usuras .... compelli‘), und bis sie sie erlassen, sollte ihnen von allen 
Christen aller Verkehr im Handel und sonst versagt werden. Mit der 
gleichen Strenge ermahnte Innocenz unter dem 16, Januar 1205 den 
König von Frankreich, die Juden, welche Zinsen und Zinseszinsen 
nähmen, in die durch die kanonischen Gesetze gezogenen Schranken 
zurückzuweisen ,H ). Unter Berufung auf den erstgenannten Erlass des 
Papstes, der auch in die Dekretalen als c. 12 und 13 X de usuris 
V 19 übergegangen ist, erneuerte die Synode zu Avignon i. J. 1209 
den Befehl, dass die Juden zur Rückgabe der Wuchergelder zu zwingen 
seien, und verhängte noch ausserdem, um den Geldgeschäften der Juden 
die Quelle abzuschneiden, die Exkommunikation über alle Christen, 
die sich in einen geschäftlichen oder sonstigen Verkehr mit ihnen ein¬ 
lassen würden. (,De Judaeis usurariis illud statuit concilium, ut per 
excommunicationis sententiam in christianos, qui eis in commerciis seu 

,5 ) s. Aronius a. a. 0. nr. 347, vgl. Endemann, a. a. 0. S. 391. 

,n ) Noch beim zweiten Kreuzzuge hatte Papst Eugen III. ganz allgemein 
den Zinserlass ausgesprochen, ohne die Juden zu nennen; nur Bernhard von 
Clairvaux hatte in einem an die Geistlichkeit zum Schutze der gefährdeten 
Juden gerichteten Schreiben bemerkt, man müsse sie schonen, aber freilich 
gemäss dem Befehle des Papstes von ihnen verlangen, dass sie den Kreuz¬ 
fahrern die Zinsen erliessen; s. Aronius nr. 244, vgl. Caro, Sozial- u. Wirt¬ 
schaftsgeschichte etc. S. 220. 

”) Das „remittere“ bedeutet nicht, wie Erl er, Die Juden Italiens im 
Mittelalter in Verings Archiv f. kath. Kirchenrecht 48. Bd. (1882) S. 380 
Anm. 1 behauptet, „Nachlass der Zinsen“, auch nicht, wie 0. Stobbe, die Juden 
in Deutschland im Mittelalter (1866) S. 106, übersetzt „Restitution der em¬ 
pfangenen Zinsen“, sondern, wie aus dem Zusammenhänge erhellt, den völligen 
Erlass der noch nicht gezahlten Zinsen, wofür auch ,omnino relaxare' (Erler 
ibid. S. 400) oder omnino dimittere (Aronius a. a. 0. nr. 244) tritt, während 
„restituere“ die Wiedererstattung der bereits gezahlten Zinsen bedeutet. 
Überhaupt sind Erlers Ausführungen, worauf schon Scherer a. a. 0. S. 3 auf¬ 
merksam macht, wegen seines einseitigen Standpunktes mit Vorsicht auf* 
nehmen. 

,s ) Erler, a. a. 0. S. 396; Langen, a. a. 0. S. 622; vgl. Caro, Sozial- 
u. Wirtschaftsgesch. S. 296. 
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alio modo participaverint, ab usurarum exactionibus compescantur; et 
secundum constitutionem domni Innocentii Papae III ad remittendas 
easdem compellantur/) 19 ). Unter Leitung des Papstes und wesentlich 
unter seinem Einfluss werden dann auf dem vierten Laterankonzil die 
einschneidenden Beschlüsse gegen die Juden gefasst, von denen liier 
anzuführen sind 20 ): ,Synodali decreto statuimus, ut, si de cetero quo- 
cumque praetextu Judaei a christianis graves et immoderatas usuras 
extorserint, christianorum eis participium subtrahatur, donec de immo- 
derato gravamine satisfecerint competenter. Christiani quoque, si opus 
fuerit, per censurani ecclesiasticam, appellatione postposita, compellantur 
ab eorum commerciis abstinere. l’rincipibus autem iniungimus, ut 
propter hoc non sint christianis infesti, sed potius a tanto gravamine 
Judaeos studeant cohibere. 1 Freilich ist hier nur von ,graves et im- 
moderatae usurae‘ die Rede, aber, wie schon die Glosse dazu bemerkt, 
die Zulässigkeit der „moderatae“ nach der kirchlichen Doktrin kann 
daraus nicht gefolgert werden 21 ). Der Einfluss dieses Vorgehens 
Innocenz III. gegen die Juden auf die spätere Zeit ist unverkennbar. 
Der erstgenannte Erlass von 1199/1200 ist vorbildlich geworden für 
alle ähnlichen Gelegenheiten : für die Kreuzzugsbullen desselben Papstes 
i. J. 1213, 1215 2Ä ), für Gregor IX. i. J. 1234 23 ) ( für Clemens IV. 
i. J. 1265 24 ); in etwas veränderter Fassung begegnen wir ihm in der 
Formelsammlung des Dominicus Dominici aus Viseu 25 ) aus den acht¬ 
ziger Jahren des 13. Jahrhunderts, — ein deutlicher Beweis, wie all¬ 
täglich diese Zinserlasse geworden waren. 

Die den Juden im Weigerungsfälle angedrohte Strafe ist die 
„subtractio communionis fidelium“, worunter wir, wie schon angedeutet, 
die Entziehung des geschäftlichen und sonstigen Verkehrs mit den 


,9 ) Harduin, Acta conciliorum (1714) Tom. VI, P. II, S. 1987 IV, dazu 
F. X. Funk, Gesch. d. kirchl. Zinsverbotes (Tübinger Universitätsprogramm 
1876) S. 25; Hefele, Konziliengeschichte V a (1886) S. 844. 

iu ) Harduin, a. a. 0. Tom. VII S. 70, vgl. Aronius a. a. 0. nr. 395. 

J1 ) Endemann, a. a. ü. S. 391. 

ri ) Aronius, a. a. 0. nr. 390, 395 (5), 396; vgl. aber auch sein Schreiben 
an den König Philipp von Frankreich vom 9. Okt. 1208 bei Erler, a. a. 0. S. 400. 

1S ) M. G. H. Ep. saec. XIII 1. Bd. S. 493. 

Jl ) ibid. 3. Bd. S. 637. 

25 ) bei Rockinger, Quellen zur bayrischen u. deutschen Geschichte IX, 2 
S. 567 nr. 76 „Qualiter judeus conpellatur per censuram ecclesiasticam in- 
directe.“ — Vgl, Süssmann, Die Judenschuhlentilgungen unter König Wenzel 
(1907) S. 40 ff. 
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Christen zu verstehen haben, die dazu durch Exkommunikation ge¬ 
zwungen werden können. Bis ins 16. Jahrhundert hinein wird dieses 
Mittel fortan gegen die Juden von der Kirche zur Anwendung ge¬ 
bracht 5 * 6 ), und zwar ausser bei Verweigerung des Zinserlasses an 
Kreuzfahrer und der Restitution der von Christen erwucherten Gelder 
auch bei Nichtentrichtung der auf ihren von Christen erworbenen zehnt- 
pflichtigen Grundstücken haftenden Zehnten und öblationen 2 ‘), bei Um¬ 
lagen der Kirche, zu denen sie beisteuern sollen 28 ), bei Neubauten von 
Synagogen 29 ), die ihnen kirchlicherseits vielfach nicht gestattet 
sind 30 ) usw. 

Aber auch auf spätere Synoden sind die Erlasse Innocenz III. 
und der genannten Konzilien nicht ohne Einfluss geblieben. Ganz 
unverkennbar ist das Vorbild bei den Bestimmungen der Provinzial¬ 
synoden von Narbonne i. J. 12137 und Böziers i. .1. 1246, die fast 
wörtlich übereinstimmend beschliessen 3I ): „Item quia Judaei usurariis 
exactionibus plurimum opprimunt Christianos, cum a Domino generaliter 
prohibeantur usurae: synodali concilio duximus providendum, ne Judaei 
aliquatenus a Christianis immoderatas aliquatenus usuras accipiant. 
Quod si fecerint, eas restituere ab ecclesia coinpellantur: videlicet per 
excommunieationem in Christianos, qui cum eis in commercio vel aliis 
participationem habebunt.“ Im Geiste der Erlasse aus der Zeit 
Innocenz III. sind Beschlüsse einer trierischen Provinzialsynode von 
1227 gehalten, welche bestimmen, dass kein Geistlicher einem Juden 
oder Wucherer Bürgschaft leisten soll 32 ), einer anderen trierischen 
Provinzialsynode desselben Jahres, in der verboten wird, Geld des Ge¬ 
winnes halber bei Kawertschen oder Juden anzulegen 32 ), der Synode 
zu Albi i. .1. 1254, wonach kein Richter dazu zwingen darf, Juden 

,8 ) s. im allgemeinen P. Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken 
und Protestanten in Deutschland V (1895) S. 50 Anm. 1, S. 230,01 u. Anm., 
S. 503 u. Anm. 3. 

J7 ) z. B. J. F. Boelimer-Lau, PB. der Reichsstadt Frankfurt I nr. 949 
von 1312 Dez. 14. 

**) Aronius nr. 430 vou 1225 Juli 8. 

*“) II. V. Sauerland, Urkunden und Regesten z. Geschichte d. Rhein- 
landc aus dem Vatik. Archiv (Publikationen d. Gesellschaft f. Rhein. Ge- 
schichtsk. XX11I) I (1902) nr. 8 von 1295 August 31. 
s. Scherer, a. a. 0. S. 45 nr. 16. 

31 ) Ilarduin, Acta conciliorum VII S. 146 u. S. 414 XXXVII; vgl. 
Hefele a a. 0. S. 442 43 u. S. 1144. 

3J ) Aronius nr. 438, 439. 
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und anderen Wucherern Zins zu bezahlen 33 ), der Synode von Mont¬ 
pellier vom 6. September 1258, die den Satz aufstellt: „Wenn ein 
Jude eine Schuldklage gegen einen Christen vorbringt, so darf letztere 
nur angehalten werden, die Portio (sors = Schuldsumme), aber nicht 
auch die Wucherzinsen zu bezahlen“ 34 ). Vor allem haben sich dann 
wieder die Synoden zu Ilreslau und zu Wien i. J. 1267 die ent¬ 
sprechenden Bestimmungen des vierten Laterankonzils fast wörtlich zu 
eigen gemacht 3ä ). Auch der Fürst der Scholastik, Thomas von Aquino, 
stellt sich ganz auf den von Innocenz III. und dem vierten Lateran¬ 
konzil geschaffenen Uechtsboden. Denn in einem Schreiben an die 
Herzogin Aleidis von Brabant 36 ) von etwa 1261/1274, das „den 
Schlüssel liefert für die Auffassung ihrer [sc. der Juden] Rechtsver¬ 
hältnisse im Abendlande überhaupt, die seit dem Beginne des 13. Jahr¬ 
hunderts herrschend wurden“, entwickelt er u. a. folgende Ansicht 
über den Wucher der Juden: Den Juden sei es nicht gestattet zu 
behalten, was sie durch Wucher von andern erworben hätten . . . 
Auch sei es nicht unerlaubt, immer von neuem solches Geld von den 
Juden einzutreiben, um es für fromme Zwecke oder auch, wenn es not 
tue, zum gemeinen Nutzen des Landes zu verwerten. 

So sah die kirchliche Theorie bezüglich des jüdischen Wuchers 
im 13. Jahrhundert aus. Allein in der Praxis musste die Kirche auch 
hier die Notwendigkeit einer Vergütung des Kapitals anerkennen. Des¬ 
halb liess sie tatsächlich den Juden geraume Zeit hindurch freie Hand. 
Einmal waren sie auch in kirchlichen Kreisen fast unentbehrlich ge¬ 
worden 37 ), obschon die Päpste selbst nur in ganz vereinzelten Fällen 
ihre Zuflucht zu Juden genommen haben 3 ’'). Ein besonders charakte¬ 
ristisches Beispiel bietet eine Urkunde aus d. J. 1280 33 ), aus der her- 

M ) Hefcle, a. a. 0. VI 1 (1890) S. 54 nr. 63. 

**) ibid. S. 62 dt. 5. 

8i ) Aronius nr. 724, 725, tj 1. 

* Ä ) ibid. nr. 770; vgl. Caro, Sozial- u. Wirtschaftsgosch. I, 310—313. 

37 ) vgl. Neumann a. a. 0., S. 306. Für die Anleihen der deutschen 
Geistlichen u. Klöster s. Aronius passim, der englischen Geistlichen u. Klöster 
b. jetzt Caro, a. a. 0. S. 323'24, 326, 335. 

3# ) Die bei G. Schneider, Staats- u. sozialwissonschaftl. Forschungen 
XVII, H. 1 S. 2 3 angeführten Gründe ergänzt F. Schneider a. a. O. S. 147 
Anro. 2 durch den Hinweis, dass der Statthalter Christi seinem System doch 
nicht durch offene Geschäftsverbindung mit den Juden Hohn sprechen konnte. 

30 ) Ehlen, Die Prämonstratenserabtei Knechtsteden (1904), Geschichte 
S. 49 50; UB. S. 81 83 nr. 109. 
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vorgeht, dass von kirchlicher Seite ganz offen Zinsen gezahlt worden 
sind 40 ). Der Kölner Jude Livermannus erklärt darin, dass er die 
dem Prämonstratenserkloster Knechtsteden (Diöz. Köln) geliehenen Summen 
wiedererhalten habe, . . . und zwar mit allem, was er an Zinsen, Aus¬ 
lagen usw. zu fordern gehabt hätte („et easdem [sc. sumrnas] numeratas 
mihi esse et traditas a predictis cum omnibus custis, damnis, usuris 
et expensis et de bis mihi penitus esse satisfaetum“). 

Mit der „usuraria pravitas“ der Juden stand es aber nicht 
schlimmer als mit der der christlichen Geldleute 41 ). Die Verzugs¬ 
zinsen, die die italienischen Gläubiger auf den Messen der Champagne 
von säumigen Schuldnern forderten, betrugen für ein Jahr 60°/o 42 ). 
Was die eigentlichen Zinsen anbetrifft, so findet sich z. B. für 30 christ¬ 
liche Darieh ns Verträge ans Florenz, die von 1016 bis 1210 abge¬ 
schlossen waren, ein Satz von 14 l /2 bis 25 Prozent 43 ). Daneben 
waren freilich auch weit höhere Sätze anzutreffen — 30, 40, 50, 
60 Prozent waren durchaus keine Seltenheit. In einer Reihe von 
Fällen lassen sich sogar solche von 75*/a, 113*/3, 120, 175, 218 1 /« 
bis zu 262 1 /a und 266 2 /3 Prozent nachweisen 44 ). Darüber sind auch 
die Juden nicht hinausgegangen 45 ). Es weisen im Gegenteil einzelne 
Zeugnisse des 12. bis 15. Jahrhunderts darauf hin, dass die christ¬ 
lichen Geldleute hierin vielfach eine grössere Härte als die Juden an 
den Tag legten 4G ). 

Nach alledem darf es nicht Wunder nehmen, wenn die Kurie 
mit ihren Erlassen bezüglich des Wuchers der Juden bei den welt- 

40 ) Freilich mochte man sich dabei mit dem auf Thomas von Aquino 
zuruckgchendon Ausweg helfen, nur das Zinsennehmen sei srtndlich und 
strafbar, nicht aber das Zinsenzahlen, wenigstens wenn der Gläubiger von 
vornherein zum Wucher bereit war, s. Funk a. a. 0. S. 37 u. 40; F. Schneider 
a. a. 0. S. 151 u. 107. 

41 ) s. im allgemeinen Goldschmidt, Universalgeschichte des Handels¬ 
rechts S. 100 Anm. 44; Kulischer S. 221 22; Caro, a. a. 0. S. 325. 

4 *) Schaube, a. a 0. S. 389. 

°) Davidsohn, Geschichte von Florenz I. Bd. S. 795. 

44 ) s. Kulischer S. 63 64; vgl. auch Bouquet, Receuil des historiens 
des Gaules et de la France Bd. 24 T. 2, ed. L. Delisle Paris 1904, S. 748 
nr. 56, wo die christliche Gcldleiherin Hadewidis in der Normandie 6 den. 
vorn Pfund in der Woche nimmt (angeführt bei Caro a. a. 0, S. 511). 

45 ) s. über die Höhe der Judenzinsen Neumann S. 319, Stobbe S. 110. 

4Ä ) Die Beispiele sind aufgezählt von Kulischer a. a. 0. S. 221/22 

Anm. 1 u. 2; vgl. auch R. Böhlmann, Die Wirtschaftspolitik der Florentiner 
Renaissance (1878j S. 83 ff, K. Wolfart, Geschichte der Stadt Lindau im 
Bodensee (1909) I, 1 S. 120. 
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liehen Fürsten und Obrigkeiten nur wenig Entgegenkommen fand, ja 
zuweilen offenen Widerstand erfuhr. Herzog Odo III. von Burgund 
hat 1205 in einem Schreiben an den König von Frankreich lebhaften 
Protest gegen die von Innocenz III. angeordneten Massregeln zur 
Durchführung des für Kreuzfahrer bewilligten Zinserlasses erhoben, 
indem er nachdrücklich betonte, dass es sich dabei um einen Eingriff 
in das Recht der weltlichen Obrigkeit handle, der dem Papste nicht 
zustehe 47 ). Der tatkräftige Ottokar II. von Böhmen hat die Anmassung 
und Willkür, womit das Wiener Konzil über das Wohl und Wehe 
ausserhalb der Kirche stehender königlicher Untertanen verfügte, da¬ 
durch energisch zurückgewiesen, dass er nicht nur die Konzilsbeschlüsse 
völlig ignorierte, sondern vielmehr seinen Juden ihre Satzungen und 
Privilegien am 23. August 1268 erneuerte. Zu ihnen gehörte aber 
auch die Satzung: „Was ein Jude ausleiht, soll ihm mit Zinsen zurück¬ 
gegeben werden 48 ).“ Und wie Ottokar haben die meisten mittelalter¬ 
lichen weltlichen Gesetze und Verordnungen den Juden gestattet, Zinsen 
vom Darlehen unverhüllt zu fordern 49 ). Nur die Zinshöhe ward in zahl¬ 
reichen Judensatzungen einer Regelung unterworfen 50 ). so durch den König 
Philipp II. August von Frankreich i. J. 120«;, den König Jakob I. von 
Aragonien i. J. 1228, den Rheinischen Bund i. J. 1255 5I ). 

Di Frankreich allein hat die Staatsgewalt der kirchlichen Theorie 
über das Zinsnebmen der Juden vollen und uneingeschränkten Einfluss 
auf ihre Massnahmen zugestanden, jedoch erst unter den Nachfolgern 
Philipps II. August 58 ). Dessen Sohn Ludwig VIII. hat seine Regierung 
mit einem Reichsgesetz eröffnet (8. Nov. 1223), das mit den Worten be¬ 
ginnt,: ^Nullum debituin Judeorum curret ad usuram ab liac die 

* 7 ) s. Archives de l’empirc, luventaires et Documents, Layettes du 
tresor des Chartcs, T. I. (Paris 1863) S. 292 nr. 7(58; dazu Caro, a. a. 0. S. 366. 

**) Aronius nr. 597 § 32 (Privileg von 1254), mit dem das Privileg von 
1268 (Aronius nr. 731) fast wörtlich übereinstimmt; vgl. Scherer a. a. 0. S. 
335 336: s. auch die Relation des Bischofs Bruno von Olmiitz über diesen 
Misserfolg des Wiener Konzils bei Scherer S. 337. Er klagt u. a. usuras 
patenter exercent (sc. Judaei) et eas indigentibus aggravant ultra modum in 
tantum, ut infra annum excedent etiani ipsam sortem'. 

* 9 ) vgl. Neumann S. 297 ff. — so ) s. Scherer S. 190—195. 

51 ) Philipp II. August setzt 2 den. für das Pfund in der Woche fest = 
jährlich 43*/s %, s. Caro S. 364, — Jakob I. zu Barcelona 20 0 0 ; s. llcfele a. a. 0. 
V* S. 986; d. Rhein. Bund bei wöchentlichen Darlehen 43' 3 , bei jährlichen 
33 Vj 0 o, s. Aronius nr. 618. 

»*) s. jedoch bereits die 1219 für die Kronlande erlassene Ordonnanz 
bei Caro S. 367 68. 

Westd. Zeitschr. f. Geich, u. Kunst. XXVIII, 1IyI77 * 17 
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octobrarum Omnium Sanctorum in antea. Nec nos nec barones 
nostri faciemus de cetero reddi Judeis usuras, que current ab liac die 
octobrarum Omnium Sanctorum in antea 53 ), u Ganz im Einklang mit 
dem Wunsche des vierten Laterankonzils M ) leistete also die weltliche 
Obrigkeit fernerhin keinerlei Beistand zur Durchsetzung des Zins¬ 
anspruchs gegen den Gläubiger 55 ). Noch über die kirchliche Theorie 
hinaus geht dann ein neues Reichsgesetz vom Dezember 1230, das 
im Namen des Königs erlassene Statut von Melun, wonach den For¬ 
derungen der Juden aus künftig abzuscldiessenden Schuldverträgen der 
Anspruch auf Klagbarkeit gänzlich versagt wird (statuimus, quod nos 
et barones nostri Judeis nulla debita de cetero contrahenda faciemus 
haberi) 56 ). Obwohl dann Ludwig IX. nach Beendigung des Kreuz¬ 
zuges im Dezember 1254 diese Bestimmungen des Statuts von Melun 
erneuerte 57 ), ist in Frankreich die grosse Aktion gegen den Wucher doch 
fehlgeschlagen. Es widersprachen nun einmal diese Doktrinen der 
Natur des Wirtschaftslebens, und die Geldgeschäfte der Juden fielen 
anderen, christlichen Geldleuten zu 58 ). 

Trotzdem hat die Kirche das einmal ins Auge gefasste Ziel weiterver¬ 
folgt,und insbesondere hat Papst Johann XXII. (1316—1334) von Avignon 
aus den Kampf gegen den Wucher der Juden unentwegt fortgesetzt. 
Stammen doch von ihm nicht weniger als 5 (mit der in Beilage I inse¬ 
rierten 6) allein das Rheinland betreffende diesbezügliche Verfügungen. 
In dem ersten dieser Erlasse 59 ) vom 6. Oktober 1321 gibt der Papst 
dem Dekan der Xantener Kirche den Auftrag, gewisse wucherische 
Juden aus Stadt und Diözese Köln zur Wiedererstattung der von 
Dekan und Kapitel von St. Andreas in Köln erpressten Zinsen zu 
zwingen. Die daselbst genannten Juden 60 ) hatten sich nämlich eidlich 

® 3 ) Layettes du trosor des (.'hartes, T. 11 (Paris 1866) nr. 1610 S. 14, 
dazu Caro S. 369 70. 

M ) Priucipibus autem iniungimus . . . (s. oben S. 247). 

i& ) vgl. auch die Liquidation der Judenschulden durch Blanka von 
Kastilien i. J. 1227 bei Caro S. 370. 

M ) Layettes a. a. O. S. 192 nr. 2083; vgl. Caro S. 371/72, Überein¬ 
stimmend mit der kanonischen Doktrin ist auch die Definition: 'Usuras 
autem intelligimus, quiequid est ultra sortem’. Vgl. weiter Anm. 62. 

") s. Caro S. 379 80. 

58 ) ibid. S. 374. 

59 ) II. V. Sauerland, Urkunden und Regesten z. Geschichte d. Rhein¬ 
lande aus d. Vatik. Archiv I nr. 585. 

*°) Vivus de Monasterio, Lcyfruaunus eius filius, Leyfruannus de 
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versprechen lassen, dass die Zinsen gezahlt und nicht wieder heraus¬ 
gegeben werden sollen; es waren darüber Notariatsinstrumente und 
andere Schriftstücke ausgefertigt, Bürgen und andere Sicherheiten von 
St. Andreas gestellt worden. Der Dechant soll unter Androhung der 
subtraetio communionis tidelium (appellatione remota) die Juden zur 
Lösung des von dem Stift und seinen Bürgen geleisteten Eides, zur 
Herausgabe der bereits gezahlten Zinsen und zum Abstand von weiterer 
Zinserhebung veranlassen. 

Das zweite Schreiben 61 ) des Papstes vom 23. August 1322 ist 
in 3 Ausfertigungen abgefasst: 1) für die deutschen Erzbischöfe, Bischöfe 
und andere Prälaten; 2) für die deutschen Fürsten, Grafen, Mark¬ 
grafen, Landgrafen usw.; 3) für den zum römischen König erwählten 
Ludwig. Einleitend rühmt der Papst die Verdienste des Johanniter- 
ordens um die Kirche. Es sei daher die Pflicht des Papstes, sich 
dafür dankbar zu erweisen und in folgendem besonderen Falle sich 
des Ordens anzunehmen. Die Brüder von S. Johann in Jerusalem 
hätten sich an ihn mit der Mitteilung gewandt, dass einige Juden im 
deutschen Reiche von dem zu dem Orden gehörigen Personen, Häusern und 
Orten durch Wucher Geld erpresst hätten. Um nun die Ober das ge¬ 
liehene Kapital (ultra sortem) ß2 ) hinausgehenden Summen mit Hilfe der 
Gerechtigkeit (iusticia raediante) wiederzuerlangen, hätten sie die Ver¬ 
mittlung des apostolischen Stuhles erbeten. Da das Zinsnehmen durch 
göttliches und menschliches Hecht verboten sei (cum, sicut nostis, divino 
et huraano iure siut usure prohibite), ersucht der Papst die Adressaten 
dem Johanniterorden bei der Rückforderung der Zinsen behilflich zu 
sein und die in ihrem Gebiet wohnenden Juden nicht mit ihrem geist¬ 
lichen oder weltlichen Arme zu schützen. 

Die drei folgenden hierher gehörigen Urkunden 63 ) vom 5. März 
1325 und 1. August 1326 erscheinen als Schreiben allgemeiner Natur, 
und zwar sind zwei davon an den Erzbischof Heinrich von Köln, eins 
an den Erzbischof Balduin von Trier gerichtet. Fast wörtlich über- 

Berka, Isahac dictus de Schare, Moyscs dictus Beyn de Stumbcle, Godes- 
scalcus dictus Mothir, Alexander de Wasscmberg — begegnen uns ausser 
dem letztgenannten wiederholt in den Kölner Schreins- und anderen Ur¬ 
kunden. 

®‘) Sauerland I nr. 617. 

® 3 ) Nach der kanonischen Doktrin usura cst, quidquid sorti aecedit’ 
8. Ncumann a. a. 0. S. 13,16; Fedor Schneider a. a. 0. S. 161. 

“) Sauerland I nr. 740, 1019, 1020. 

17* 
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einstimmend führt der Papst darin aus, er hätte gehört, dass Juden 
in den Gebieten der beiden Erzbischöfe schwere und unmässige 
Zinsen (graves et immoderatae usurae) von Christen erpressen oder 
erpressen wollen. Um dagegen Vorkehrungen zu treffen, beauftragt 
er die Erzbischöfe, in ihren Diözesen und an all den Orten, wo sie 
die weltliche Herrschaft ausüben, die von den Konzilien und dem aposto¬ 
lischen Stuhl gegen den Wucher veröffentlichten Beschlüsse gegen die 
Juden zur Anwendung zu bringen. Die Juden sollen „per subtraetionem 
communionis thlelium“ zur Herausgabe des über die Gerechtigkeit hinaus 
geforderten (iusticie complementum) und andere, die sich dem wider¬ 
setzten, durch die geistliche Censur (appellatione postposita) dazu ge¬ 
zwungen werden. Entgegenstellende allgemeine oder Diüzesanbestim- 
inungen, wonach ein Interdikt, eine Suspension oder eine Exkommuni¬ 
kation über sie nicht verhängt werden darf, ebenso General- oder 
Einzelindulte des apostolischen Stuhles irgend welcher anderen Art 
sollen dagegen keine Geltung haben, wenn sie nicht diesen vorliegenden 
Indult ausführlich Wort für Wort anführen und ausdrücklich ausser 
Kraft setzen. 

Die letzte Verfügung Papst Johanns XXII. C4 ) betrifft das Kloster 
Brauweiler bei Köln, das einst eine bedeutende und geradezu königlich 
ausgestattete Abtei war 65 ), jetzt (1328) aber in die allerärgste Verschul¬ 
dung geraten und wirtschaftlich beinahe ruiniert war. Reichten doch die 
Einkünfte des Klosters nicht mehr aus, um die Zinsen sowohl der Juden 
wie der anderen christlichen Wucherer zu befriedigen. Denn die Besit¬ 
zungen, Höfe und Zehnten des Klosters waren anstelle von Zinsen an 
geistliche und weltliche Personen verpfändet 66 ) und wurden von ihnen 
festgehalten. Auf die demütigen Bitten der Abtei und des Konventes 
gab nun Johann XXII. i. J. 1328 den Dechanten vom hl. Kreuz in Lüttich 
und von Deventer (in der Diözese Utrecht) und dem Scholastiker der 
Trierer Kirche folgenden Auftrag: Die Nutzungen, welche die Gläubiger 
für die ausbedungenen Zinsen aus den Gütern und Besitzungen des 
Klosters, sei es auf Grund von Jahrrenten, Leihzucht oder Kauf ziehen, 

"♦) Sauerland a. a. 0. II (1004) nr. 1438. 

Ä5 ) ibid. I Vorbemerkungen S. XII. 

Es handelt sich also hier um einen Fall von Mort-gage, dem Pfand¬ 
leihgeschäft nach Analogie des Zinsdarlehens, wie es z. B. für die Klöster 
der Normandie bereits fiir das Ende des 10. Jahrhunderts bezeugt ist, s. 
Kulischer a. a. 0. S. 248 40; nach Genestal, Role des monasteres comme 
Etablissements de crEdit. EtudiE en Normandie du a l a fin du 

Xlll'cmc siede (Paris 1001). 
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sollen auf ihren wahren Wert oder auf den Betrag des wirklich von 
den Gläubigen) geliehenen und ausgezahlten Geldes herabgedrückt werden; 
der Ertrag der Pfandnutzungen soll mit den bereits zurückgezahlten 
Teilen des geliehenen Kapitals zu der wahren Schuldsumme zusamiuen- 
gereehnet werden; im übrigen aber sollen die Gläubiger die Güter, 
Besitzungen. Jahr- und Erbrenten und alles, was sie über die Pfand¬ 
summe (ultra sortem) hinaus empfangen hätten, dem Kloster zurück¬ 
geben, die Notariatsinstrumente und anderen darüber ausgestellten 
Schriftstücke für ungültig erklären, die vom Kloster gestellten Bürgen 
von ihrem Eide losen usw. Die Juden sollten „per subtractionem 
communionis fidelium“, die anderen durch die geistliche Censur dazu 
gezwungen werden. 

Zwei dieser päpstlichen Erlasse 1 ’"), die auf die Johanniter und das 
Erzstift Trier bezüglichen, werden erst in das rechte Licht gestellt, 
wenn man folgendes berücksichtigt. Derselbe Hospitaliterorden, zu 
dessen Gunsten Johann XXII. i. J. 1322 verfügte, war selbst durch 
Gewährung von Anleihen an weltliche und geistliche Grosse finanziell 
tätig. Wenn er die bankmässigen Geschäfte auch nicht in der berufs¬ 
mässigen Weise ausgeübt hat, die uns bei dem Templerorden entgegen¬ 
tritt, so sind doch von ihm für das 13. Jahrhundert eine grosse 
Anzahl von finanziellen Operationen und Geschäften bekannt, die er 
besonders mit den Fürsten und Grossen des Ostens gemacht hat. Yon 
zinslosen Darlehen konnte dabei nicht die Rede sein, wenn uns auch ein 
sicherer Anhalt fehlt, um die Hohe der von den Entleihern gezahlten 
Prozente zu schätzen 6Ö ). Das an Erzbischof Balduin von Trier i. J. 13215 
gerichtete päpstliche Schreiben muss aber mit der Tatsache zusammen¬ 
gehalten werden, dass gerade dieser Erzbischof (1307—1354) die Juden 
zur Erschliessung neuer Geldquellen und zur Zentralisierung der ganzen 
Verwaltung seines Erzstiftes verwendet hat. Denn unter Balduin treten 
zuerst jüdische Bankiers an die Spitze seiner Finanzen und wird die 
Finanzverwaltung des Erzstifts auf der Grundlage des jüdischen Ein¬ 
kommens im Lande geführt 1 ’ 9 ). 

* 7 ) Sauerland I nr. 617 u. 1019. 

•*) H. Prutz, Die finanziellen Operationen der Hospitaliter i. d. Sitzungs¬ 
berichten d. Münch. Akademie (1906), und H. Prutz, Die geistlichen Ritter¬ 
orden S. 413, 415, 416, 419. 

Lamprecht, Deutsches Wirtschaftsleben i. Mittelalter I,* S. 1472 ff.; 
G. Liebe, Die rechtl. u. Wirtschaft!. Zustände der Juden itn Erzstift Trier, 
Westd. Zschr. f. Gesch. u. Kunst XII (1893) S. 335. 


Digitized by Google 


Original fronn 

PRINCETON UNIVERSiTY 



256 


A. Kober 


Gemeinsam aber lassen die päpstlichen Urkunden folgendes er¬ 
kennen: Wie in den Erlassen der Konzilien und des apostolischen 
Stuhles, so kehrt auch liier formelhaft die Klage über die „graves et 
immoderatae usurae“ der Juden [oder „quod . . . multa extorserunt et 
adhuc extorquere nituntur“] wieder. Da aber in allen aufgeführten 
Fällen die Juden zur Herausgabe der „ultra sortem“ von den Schuld¬ 
nern gezahlten Summen gezwungen werden sollen, so kann wohl nicht 
mehr gezweifelt weiden, dass die kirchliche Doktrin auch den Juden 
überhaupt nicht den geringsten Zins gestattete. Wenn es noch eines 
Beweises dafür bedürfte, dass das kirchliche Zinsverbot auch die Juden 
betraf, so braucht nur auf die Begründung des Vorgehens in einer 
dieser Urkunden verwiesen zu werden „cum, sicut nostis, divino et 
humano iure sint usure prohibite“ 70 ). Ebenso formelhaft kehrt auch 
das Cocrcitivmittel wieder, die „subtractio conimunionis fidelium“, wo¬ 
mit man die Juden dem Willen der Kirche gefügig machen, aber auch 
ihr ganzes Geschäftsleben untergraben konnte, während Christen, die 
ihnen hilfreiche Hand leisteten, der „censura ecclesiastica“ verfielen. 
Freilich scheint es auch Mittel gegeben zu haben, um sich gegen einen 
derartigen Zwang zu schützen. Denn in einzelnen dieser Urkunden ist 
von Indulten des päpstlichen Stuhles die Rede 71 ). Danach konnten 
die Juden analog den christlichen Geldleuten 7 *) — vermutlich durch 
freiwillige Geschenke — sich allgemeine oder für einzelne Diözesen 
geltende Indulte beim päpstlichen Stuhle verschaffen, wonach die Erlasse 
gegen den Wucher sie nicht treffen sollten. Daneben Hessen sie sich 
gelegentlich in ihren Privilegien die Zusicherung geben, dass sie vor 
geistliche Gerichte nicht gezogen werden sollten, wie z. B. die Kölner 
und Frankfurter Juden 73 ). Wie wenig man aber solchen Versprechungen 

70 1 Saucrland I nr. <517. 

71 ) ibid. nr. 740, 1019, 1020. 

7J ) 8. z. B. Schaube, Handelsgeschichte S. 360, wie überhaupt die Kurie 
auf den Messen der Champagne des 13. Jahrhunderts bald mit kirchlichen 
Zensuren gegen den säumigen oder böswilligen Schuldner vorzugehen befahl, 
bald wieder den Auftrag erteilte, keine Forderung des Gläubigers zu be¬ 
gleichen, je nachdem sie in guten oder schlechten Beziehungen zu letzterem 
stand, s. ibid. S. 365/66, 379 usw. 

73 ) Die Kölner Juden in dem erzbischöflichen Privileg von 1331 (La- 
comblet, Niederrh. UB. III S. 240 41) 'quod . . . per iudicinm ecclesiasticum 
non citentur vel directe excommunicentur’; die Frankfurter Juden i. J. 1337 
vom Kaiser Ludwig der Stadt gegenüber (Boehmer-Lau, UB. d. Reichsstadt 
Frankfurt II (1905) nr. 610. Auch Philipp der Schöne von Frankreich hat 
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traute, geht daraus hervor, dass man in die Schuldverschreibungen einen 
Passus aufnehmen liess, wonach der Schuldner auf die Herausgabe der 
Zinsen eidlich Verzicht leistete und Geiseln und sonstige Sicherheiten stellte 
(de solvendis et non repetendis usuris huiusmodi extortis ab eis nichilo- 
minus iuramentis) 74 ). Das aber geschah in Urkunden, die öffentlich- 
rechtlichen Charakter trugen (publica instrumenta) und gewissennassen eine 
Eintragung in ein von Behörden geführtes Buch, wie es z. B. etwas 
später in Wien Sitte war 75 ), ersetzten. Trotzdem halfen in vielen 
Bällen dpn Juden auch diese Vorsichtsmassregeln nichts. Die Lage 
war also sonderbar genug. Es war den Kirchen, Klöstern usw. be¬ 
kannt, dass eine Zinszahlung an Juden oder die Pfandnutzung nach 
Analogie des Zinsdarlehens 7ß ) auf Grund der kanonischen Doktrin 
inhibiert werden konnte, sobald ein Appell bei der Kurie angebracht 
wurde. Trotzdem aber versprachen mehrfach geistliche Schuldner, 
unter denen die Hospitaliter selbst als Bankiers tätig waren, beim 
Eingehen des Schuldverhältnisses den Juden den Zins zu zahlen, trugen 
aber im Notfälle kein Bedenken, selbst die Hilfe der Kurie anzurufen. 
Während die Kurie also den christlichen Bankiers in Rom, Siena, 
Florenz usw. bei den Darlehen, welche diese den Bischöfen und anderen 
Prälaten gewährten, um sie in den Stand zu setzen, ihre Servitien an 
die päpstliche Kasse zu zahlen, ihr Kapital nebst den Zinsen garan¬ 
tierte 77 ), ging sie gegen die jüdischen Gläubiger nicht nur ohne Rück¬ 
sicht auf besonders geartete wirtschaftliche Verhältnisse, wie sie z. B. 
das Erzstift Trier unter Balduin darbot, vor, sondern leistete den 
geistlichen Schuldnern der Juden jede Hilfe, um sie von den lästigen 
Verbindlichkeiten zu befreien. 

die Juden gegen die geistliche Gerichtsbarkeit der Inquisition in Schutz 
genommen s. 11. Ch. Lea, A History of the Inquisition of the Middle Ages II 
S. 63/64. 

7 *) Ob der Passus ständig war oder nur auftrat, wenn geistliche Kreise 
die Schuldner waren, lässt sich trotz der Urkundenbeilage I nicht mit 
Sicherheit feststellen. 

”) s. das Judenbuch der Scheffstrasse zu Wien (1389 — 1420), Quellen 
u. Forschungen zur Geschichte d. Juden in Deutsch - Österreich, hrsg. von 
A. Goldmann, Wien u. Leipzig 1908; für das amtliche Verzeichnen der 
Schuldbriefe der Juden in England seit dem Jahre 1194 s. Caro, Sozial- u. 
Wirtschaftsgosch. S. 340—42. 

7# ) Obwohl z. B. noch im 13. Jahrhundert in den Klöstern der Nor¬ 
mandie das verzinsliche Pfandleihegeschäft blühte, s. Kulisclier a. a. 0. 
S. 248/49. 

77 ) s. oben Anm. 6 u. 7. 
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Auch Privatleute fanden gelegentlich Unterstützung in diesem 
Sinne bei der Kurie. Dafür legt die unten S. 264 ff. abgedruckte Ur¬ 
kunde aus dem Schleidener Archiv T8 j Zeugnis ab, die die Meinung 
endgültig zerstören dürfte, als hätten die kirchlichen Zinsverbote nur 
einen rein theoretischen Charakter gehabt und die Juden nur indirekt 
getroffen ,a ). Diese Urkunde ist ein Notariatsinstrument, ansgefertigt 
am 17. Oktober 1324 von Johann Kosiani, 'publicus imperiali auctoritate 
notarius’, mit seiner Unterschrift und seinem Notariatszeichen versehen 
und ausserdem besiegelt mit dem Siegel des geistlichen Richters. Das 
Siegel ist jedoch abgerissen. Die Urkunde enthält die Verkündigung 
eines Urteils in einem Berufungsprozess, ausgesprochen durch den 
Dechanten von St. Gereon in Köln. 

Folgendes ist der Tatbestand. Ungefähr um 1320 haben sich 
die rheinischen Edelleute Johann von Saffenberg und seine Frau Sophie 
an den päpstlichen Stuhl in Avignon mit der Bitte um ein Reskript 
gegen ihren Gläubiger Salmann von Basel, gen. von Mainz, damals wohnhaft 
in Köln, gewandt. Papst Johann XXII. hat ihren Bitten Gehör geschenkt 
und ein in seinen Einzelheiten uns bereits bekanntes Schreiben 80 ), das 
unserem Notariatsinstrument inseriert ist, unter dem 7. März 1321 an den 
Dechanten von St. Gereon in Köln mit der Aufforderung gerichtet, 
gegen den genannten Juden in der üblichen Weise vorzugehen. Der 
Dechant von St. Gereon lädt den Juden vor sein geistliches Gericht, 
und es vollzieht sich nun das im wesentlichen bekannte Verfahren 81 ). 
Die Klagschrift (libellus) wird von den Edelleuten in Gegenwart des 
Juden dem geistlichen Richter überreicht. Letzterer betraut jedoch 
bald nach einigen Prozesshandlungen, unter denen wir wohl in erster 
Reihe Verhöre der Parteien zu verstehen haben 82 ), wegen bevor¬ 
stehender Abwesenheit mit seiner Stellvertretung in der Fortführung 
des Prozesses den Schatzmeister von St. Maria ad Gradus, der in 
seinem Endurteil (sententia dilHnitiva) den Juden Salmann zur Heraus¬ 
gabe gewisser Geldsummen und eines silbernen Bechers — jedenfalls 

7# ) Beilage I. 

79 ) wie Scherer, a. a. 0. S. 188 89 behauptet. 

80 ) vgl. Sauerland, a. a. 0. I nr. 585. 

81 ) Niki. München, Das kanonische Gerichtsverfahren u. Strafrecht I 
(1865), und Riedner, Das Speierer Offizialatsgericht im 13. Jahrhundert i. d. 
Mitteilg. d. Histor. Ver. d. Pfalz, H. 29 u. 30 (1907) S. 1—107 insb. S. 82 
bis 100. Wie weit der in unserer Urkunde geschilderte Prozessgang von dem 
ordo iudiciarius abweicht, gehört nicht in den Rahmen dieser Untersuchung. 

**) Riedner, a. a. 0. S. 92. 
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der gezahlten Zinsen und des Pfandes — sowie zur Tragung der 
Kosten verurteilt. Salmann legt jedoch dagegen beim Erstrichter Be¬ 
rufung ein. Diese Berufung ist. wie üblich 83 j. mit der Erbittung von 
Aposteln (petitis apostolis) verbunden, d. h. einem Briefe des Erst¬ 
richters, worin er dem Berufungsrichter Streitgegenstand und Ersturteil 
auseinandersetzt und ihm unter gleichzeitiger Entlassung der sich be¬ 
schwerenden Partei die weitere Entscheidung übergibt. Dieser Appel¬ 
lation wird von dem Schatzmeister von St. Maria ad Gradus Gehör ge¬ 
schenkt und die Angelegenheit von ihm dem Dechanten von St. Gereon 
zur weiteren Entscheidung übergeben. Es erfolgt nun am 9. Januar 
1324 die Überreichung des Berufungsschriftsatzes (libellus), das 
wiederum unserem Notariatsinstrument inseriert ist, vor dem Berufungs- 
richter durch Walramus de Cys, den Prozessvertreter des Juden Sal¬ 
mann, an Hermannus de Breymt, den Prozessvertreter der genannten 
Edelleute. In diesem Berufungsschriftstück beantragt Salmann durch 
seinen Vertreter die Ungültigkeitserklärung des Ersturteils und die 
Verurteilung der genannten Edelleute zur Zahlung der Gerichtskosten, 
behält sich jedoch gewisse Hechte noch vor. Der Berufungsrichter be¬ 
stimmt darauf dem Prozessvertreter der Edelleute einen neuen Termin, 
um auf diese Klageschrift zu antworten. Nachdem die Litiskontestation, 
der Anfang des zweiten Prozessabschnittes, erfolgt ist. die Riedner als 
das rechtsförmliche gerichtliche Anerkennen oder Leugnen der Klage- 
beliauptung durch den Angeklagten definiert 84 ), die Prüfung des Tat¬ 
bestandes, auch des ersten Prozesses vorgenommen ist und nachdem 
noch Salmann gewisse Einwendungen vorgebracht hat, wird die Beweis¬ 
aufnahme geschlossen und ein neuer Termin zur Urteilsverkündigung 85 ) 
auf den 17. Oktober 1324 auf die „hora prima“, d. h. auf die erste 
Stunde des lichten Tages 80 ) anberaumt, an dem beide Parteien er¬ 
scheinen sollen. 

Zur Verkündigung des Endurteils (sententia diffinitiva) erscheinen 
die Prozessvertreter beider Parteien. Der Dechant von St. Gereon 
erklärt nach reiflicher Überlegung aller Umstände und nach Anhörung 
von Rechtskundigen, insbesondere des Meisters Andreas de Eerires, 
Rechtsbeistandes der Lütticher Kirche, der mit Zustimmung beider Par¬ 
teien als Rechtsbeisitzer in diesem Prozesse auftritt, in Gegenwart 

® 3 ) Riedner S. 99. 

® 4 ) ibid. S. 90. 

® Ä ) ibid. S. 93. 

M ) ibid. S. 85. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



260 


A. Kober 


mehrerer geistlicher und weltlicher Herren, die in der Urkunde nament¬ 
lich aufgezählt sind, in seiner Amtswohnung (in domo claustrali), dass 
das Urteil der ersten Instanz richtig gewesen sei. Salmann wird also 
von neuem verurteilt. Die Bestimmung der Höhe der von Salmann zu 
tragenden Prozesskosten behält sich der Dechant von St. Gereon für 
einen späteren Termin vor 86 “). 

Der Prozess hat also im ganzen über drei Jahre gedauert und ist, 
wie vorauszusehen war, durchaus im Sinne des päpstlichen Schreibens 
entschieden worden. Dadurch aber fällt ein helles Licht auf die Er¬ 
lasse Johanns XXII. von 1321 — 1328. Denn nach dem Vorbilde 
unseres Notariatsinstrnments haben wir alle die Fälle zu beurteilen, in 
denen Juden gegenüber die geistliche Gerichtsbarkeit zur Anwendung 
gebracht wird. Der in unserer Urkunde geschilderte Vorgang erklärt 
aber auch ähnliche Fälle in späterer Zeit. Wenn am 3. Mai 1331 
König Johann v. Böhmen dem Abte und Konvente des Klosters Wald¬ 
sassen, welches durch die hohen Zinsen der Egerer Juden in grosse 
Schulden geraten und verarmt ist. die Erlaubnis gibt, dass sie die 
betreffenden Juden für die Zinsen, welche sie vom genannten Kloster 
empfangen, mit eigenem Rechte belangen dürfen 8T ), so heisst das danach 
nichts anderes, als dass die Juden in der oben geschilderten Weise zur 
Herausgabe der Zinsen gezwungen werden sollten. Ebenso verhält es 
sich vermutlich, wenn nach dem J. 1380 sich der Prager Jude David 
einem Ausspruche des geistlichen Gerichtes fügen musste, da der Prager 
Erzbischof den Christen jedes Geschäft oder jeden Verkehr mit dem 
Juden verboten hatte 88 ). 

Deutlicher ist derselbe Vorgang zu erkennen, wenn Papst Bene¬ 
dikt XII. (1334—1342) am 1. März 1335 dem Propste von Iluberg 
bei Fulda aufträgt, den Bischof Otto von Würzburg von allen wueher- 
lichen Schulden bei Juden freizusprechen und den Gläubigen den Ver¬ 
kehr mit diesen zu verbieten, wofern sie sich nicht fügen wollten 89 ), 
oder wenn Papst Urban V. (1362—1370) am 22. März 1367 dem 
Kanonikus Schetzel in Mainz befiehlt, den Juden Joselinus von Mar- 
boich, der in der Mainzer Diözese sich aufhalte und durch Wucher 

®' 5ft ) vgl. ibid. S. 97 Anm. 5. 

8? ) Bondy-Dworsky, Zur Geschichte der Juden in Böhmen, Mähren u. 
Schlesien von 906—1620, 1 (190(5) nr. 78; vgl. dazu ibid. nr. 105, 125. 

* 8 ) ibid. I nr. 157. 

8 *) Wiener, Regesten ■/.. Geschichte d. Juden in Deutschland während 
des Mittelalters, I (1862) S. 50 nr. 176; S. 119 nr. 119. 
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grosse Summen erpresse (wie ihm von Elfricus von Rudisheim, dem 
Kommendator, und von den Brüdern des Spitals von St. Johann in 
Frankfurt angezeigt werde) zu nötigen, das Erpresste wiederzuerstatten 
und von der Eintreibung der Wucherzinsen abzustehen 90 ), oder wenn 
die Päpste Clemens VII. (1378—1394) und Benedikt XIII. (1394— 
1417) in entsprechenden Fällen den geistlichen Organen in den Diözesen 
Valence, Arles, Avignon, Maguelone usw. die Entscheidung gegen Juden 
übertragen 90a ). 

Freilich Hess sich dieser Standpunkt nicht immer behaupten. So 
ist z. B. der Misserfolg des Wiener Konzils von 1267 wahrscheinlich 
der Grund, warum sieli die am 17. März 1284 von dem Bischöfe 
Gottfried I. von Passau zu St. Pölten abgehaltene Diözesansynode darauf 
beschränkte, in c. 22 u. a. zu bestimmen, dass alle Christen, welche 
hei Juden ihr Geld anlegten oder von den Juden Zinsen nahmen oder 
gleich den Juden dieses Geld auf Zins liehen, angezeigt werden 
sollten 91 ), also Bestimmungen, die sich lediglich gegen die Christen 
richten. Ferner hat z. B. Papst Nicolaus V. (1447—1455) auf die 
Anfrage des Kaisers am 20. September 1451 ausdrücklich gestattet 92 ), 
dass die Juden in den kaiserlichen Erblanden Geld ausleihen und Zinsen 
nähmen, obgleich die Salzburger Synode desselben Jahres bestimmt hatte, 
dass die Juden dem hässlichen Zinsgeschäfte mit Christen gänzlich ent¬ 
sagen sollen. Auch hier also trat wieder der unglückliche Zwiespalt 
zwischen Theorie und Praxis in die Erscheinung, unter dem die Juden 
insofern besonders zu leiden hatten, als sie trotz aller Privilegien bis 
zum Beginn der Neuzeit vor das geistliche Gericht gezogen werden 
konnten ,J3 ). 

®°) ibid. S. 135 nr. 246, vgl. Erler, a. a. O. Bd. 50 S. 11 u. 14. 

* 0a ) s. Eubel, Zu dem Verhalten der Päpste gegen die Juden in der 
Römisch. Quartalschrift f. christl. Altertumskunde u. f. Kirchengeschichte Bd. 13 
(1899) S. 31 nr. 9, 10; S. 35 nr. 6 und ebd. Bd. 17 (1903) S. 184 nr. 2. Doch 
auch ohne die Vermittlung des Papstes ziehen fortan christliche Schuldner 
ihre jüdischen Gläubiger vor das geistliche Gericht, s. A. Riemer, Die Juden 
in den niedersiichsischen Städten des Mittelalters in der Zschr. d. llistor. 
Vereins f. Niedersachsen Jahrg. 1908. S. 55—57; vgl. auch oben S. 260. 

* l ) Scherer a. a. 0. S. 337 38. 

91 ) s. J. Uebinger, Kardinallegat Nikolaus Cusanus in Deutschland, 
Histor. Jahrh. d. Görresgesellsch. VIII, 638 ff. Derselbe Papst hat unter 
dem 12. November 1450 für die Juden von Avignon, die selbst durch Schulden 
in Not geraten sind, die Verfügung getroffen, ,,ne quocunque titulo praefati 
judei a quibuscumque iudicibus molestentur“, s. Eubel a. a. 0. Bd. 13 S. 41 42. 

•*) Wenn es in der Urkunde des päpstlichen Vizekämmerers Ludwig 
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Anhang. 

Der in dem Notariatsinstrument vom 17. Oktober 1324 genannte Jude 
Salmannus de Basilca, dietus de Maguntia, Judeus Coloniensis ist ein auch 
sonst bekannter Mann. "Wie sein hier genannter Name bezeugt*'), scheint 
er viel umliergekommen zu sein. In der Tat, wie schon F. Geering 95 ) angenom¬ 
men und Rudolf Wackernagel *”) vermutet hat, ist er mit dem in Basel 1281 
und 1284 vorkommonden Salomon (Salman) Unkel* 5 ) identisch. 1284 erwirbt 
Salomon dort von dem Basler Ritter Hugo Riebe (Reich) und seinen Schwestern 
für 60 m. Silber eins von den Häusern auf dem Rindermarkte**,i, den die 
Juden vor allem bewohnten* 9 ). Aber bereits vor 1290 hat er Basel ver¬ 
lassen. Denn in dem Verzeichnis aus dem Jahre 1290 heisst es, dass der 
Inhaber des Hauses, das einst dem Salman Unkel gehörig war, 
gegenüber der Gerberlaube bei dem Kehrbrunnen. 5 den. 2 scbill, pro censu 
zahlt 100 ). Als sein Sohn aber wird in Basel zwischen 1324 bis 1344 Moyses 
der jude, Salman Unkels sun von Koelne oder Moyses der jude von Kfdne 
oder Moyses v. Koelne als Besitzer des .Mannenhofes genannt, dessen Schick¬ 
sale sich bis 1344 genau verfolgen lassen 10 '). 

Nach alledem kann über die Identität des Basler und Kölner Salman 
wohl kein Zweifel obwalten; freilich bat Salman, wie sein Beiname de Maguntia 
besagt, die Stadt Köln nicht gleich nach dem Wegzug von Basel aufgesucht. 

Alamandi, der im Aufträge des Papstes Martin V. die von diesem den Juden 
in Deutschland und Savoyen verliehenen Freiheiten (1418 Febr. 22, Constanz) 
erläutert, heisst: „Et primo, ut nullus Judaeus vel Judaea cuiuscunque ci- 
tationis vel processus vigore a quoettnque iudice spirituali quacunque auc- 
toritate infr.i Alamanniam seu Germaniam deputato scu deputando, emisso 
seu emittendo teneantur coram eodem coni])arere aut respondere, nisi in 
causis concerneutibu8 catholicam tidem, sanctam sedem apostolicam eorum- 
demque legem ...” (M. Stern, Frk. Beiträge über die Stellung d. Päpste 

zu d. Juden, I, 1893, S. 23): so bot sich der Kurie immer noch weiter Spiel¬ 
raum, gegen den Wucher der Juden vorzugehen; denn auch er gehörte zu 
den Dingen, die den katholischen Glauben und sein Gesetz betrafen. 

**) M. Giidemanu, Geschichte des Erziehungswesens und der Kultur der 
Juden in Deutschland während d. 14. u. 15. Jahrh. (1888) S. 108 weist darauf 
hin, dass die Zunamen zuweilen mit dem Aufenthaltsorte wechseln. 

9i ) Handel und Industrie der Stadt Basel. (188b) S. 215. 

#l5 ) Geschichte der Stadt Basel I (1907) S. 114. 

97 * B ) UB. der Stadt Basel II nr. 434, A. Steinberg, Studien zur Ge¬ 
schichte der Juden in der Schweiz (1902) S. 5 u. 101, Wackernagel, a. a. 0. 
S. 113. 

**) Steinberg, a. a. 0. S. 103. 

,0 °) ibid. S. 57. 

I01 ) ibid. S. 102, 156—58. Beil. VIII—X, s. jetzt auch M. Ginsburger, 
Die Juden in Basel in der Baseler Zscbr. f. Gesch. u. Altertumskunde Bd. 
VIII H. 2 S. 329 ff u. Urk.-Beil. 1-IV. 
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Jedoch fehlen uns positive Zeugnisse über seinen Aufenthalt in Mainz 10 *), 
Jedenfalls ist er erst seit 1301 in Köln nachweisbar 103 ), und zwar bald als 
Salmannus de Basilea, bald als S. de Maguntia 1<M ), bald als her Snlnian 
her Moisen sun 10i ), in den hebräischen Urkunden als der angesehene 
R. Simeon, Sohn des 11. Mose aus Mainz 10 '’). Die beiden letzten Namen 
weisen auf seinen Reichtum und sein Anselm hin. Und in der Tat ist er 
bald Eigentümer eines grösseren Giiterkomplexes auf der Westseite der Bür¬ 
gerstrasse '° 7 ). Unter seinen Häusern befindet sich eins, das durch die 
Reichhaltigkeit seiner Ausstattung auffallt und durchaus an die Herrenhäuser 
der Geschlechter im Mittelalter erinnert. Es ist in romanischem Stil erbaut, 
besteht aus Vorder- und Hinterhaus, besitzt zahlreiche Stuben, darunter eine 
Badestube, zahlreiche Fenster nach vorn und hinten, drei Türen, mehrere 
Treppen, Keller, Brunnen usw. Auch der Hausrat (utensilia) wird gelegentlich 
erwähnt ,0H ). 

Seiner sozialen Stellung entsprechend ist er ebenso wie sein Bruder 1 “*) 
Mitglied des Judenrates und unterzeichnet als solcher die vom jüdischen 
Gerichtshof ausgestellten Urkunden in den Jahren 1301 bis 1312 ll0 ). Trotz¬ 
dem scheint er bald nach seiner Niederlassung in Köln mit der Gemeinde 
in Streit geraten zu sein 1 "). Wie man nämlich in einer mittelalterlichen 
Judengemeinde die Ansiedlung von Rechtswegen nur mit Zustimmung der 
Gemeinde bewerkstelligen konnte, so wurde man auch je nach Umständen 
nach dreissigtägiger oder zwölfmonatlicher Anwesenheit steuerpflichtig 11 *). 
Jedoch wussten sich einzelne Gemeindemitglieder von der Gemeindesteuer 
bei dem Rate Befreiung zu erwirken, zumal wenn ihnen letzterer Geld schul¬ 
dete I,s ), In dieser Lage aber befand sich auch Salmann, der allerdings als 
Gläubiger der Stadt nur einmal (1321) in Gemeinschaft mit Joseph von 

1#i ) Frdl. Auskunft der Mainzer Stadtbibliothek. Auch Schwab, Diplomat. 
Geschichte der Juden zu Mainz, M. 1855 erwähnt seinen Namen nicht. 

,M ) Judenschreinsbuch der Laurenzpfarre zu Köln, hrsg. v. Hoenigcr- 
Stern, (1888) »r. 230 u. Urkundenbeilage II. 

,0 ‘) passim im Judenschreinsbuch. 

,05 ) L. Ennen, Quellen zur Geschichte der Stadt Köln IV. (1870) nr. 105, 
101, vgl. Judenschrcinsbuch S, XXIII. 

10 '’) z. B. Judenschrcinsbuch nr. 235/361, 237 3H. 

10J ) s. ibid. nr. 230, 251, 207, 246, 397 u. Urkundenbeilage II. 

,n8 ) Ergibt sich aus Urkundenbeilage 11. 

109 ) s. Judenschreinsbuch, Register S. 212: s v. Neuss (Suzekindus 
de N.) u. S. 248. 

"°) ibid. S. 249, nr. 239, 245, 305. 307. 

m ) Zuin folgenden s. Ennen, Quellen IV. nr. 105, 129, 101; A. Falme, 
2 Kölner Eidbücher, Die ersten Verfassungscodices der Reichsstadt Köln, 
Forschungen II 2 (1867) S. 59. 

n *) vgl. Güdemann, a. a. O. S. 90. 

,1S ) s. Kober, Studien z. mittelaltcrl. Gesch. d. Juden in Köln a. Rh., 
(1903) S. 25.26. 
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Ahrweiler auftritt 114 ), in Wirklichkeit aber wohl öfters der Stadt gute Dienste 
erwiesen haben wird. Stellt sich letztere doch in seinem Streite mit der 
Judengemeinde durchaus auf seine Seite. Salmann ist nämlich anscheinend 
wegen Steuerverweigerung von Judenbischof und Gemeinde in den Bann getan 
worden, das einzige, den mittelalterlichen Judengemeinden zustehende Exc- 
kutions- und Disziplinarmittel" 5 ). Auf Veranlassung der Stadt muss der 
Judenbischof und die Gemeinde den Bannbrief gegen Salomon und seine 
Erben verbrennen. Er wird von allen Steuern und Gemeindeabgaben durch 
die Judengemeinde befreit; nur an ausserordentlichen Auflagen 118 ), die von 
der Gemeinde zu leisten sind, muss er sich beteiligen. Der leidige Streit 
zwischen Salmann und der Judengemeinde dauert jedoch bis über den Tod 
des ersteren hinaus fort, da sich wiederholt Kölner Juden der Verletzung 
des zwischen Salmann und der Gemeinde gefertigten Vertrags zu schulden 
kommen Hessen" 7 ). Ausser der Schuldurkunde des Kölner Rates und dem 
Notariatsinstrument besitzen wir keine Nachrichten über die geschäftliche 
Tätigkeit des weitgereisten Mannes; nur sein Testament, das uns in aller Aus¬ 
führlichkeit in den Schreinsbüchern Scabinorum Generalis erhalten ist" 8 ), 
lässt ahnen, welche Reichtiimer er seinen Angehörigen binterlasscn hat"*). 
Sein Tod ist jedenfalls zwischen 1327 und 1330 erfolgt ,4 °). 

Beilagen. 

i. 

Urteil eines geistlichen Gerichtes gegen den Juden Salmann 
von Basel. Köln 1324 Oktober 17. 

Archiv des Herzogs von Aronberg in Schleiden, Abteilung Saflenburg. 
Originalurkunde auf Pergament mit Notariatszeichen. Siegel abgerissen. 

In nomine Domini amen. Universis presentes litteras inspecturis . . . 
decanus ecclcsie sancti Gereonis Coloniensis iudex ad infrascripta auctori- 
tate apostolica constitutus salutem et cognoscere veritatem. Noveritis, quod, 
cum olim | nobilis vir dominus Johannes dominus de Saffinbercli et Sophia 

II4 ) Ennen. Quellen IV nr. 107. -- ,,s ) s. Güdemann, a. a. 0. S. 92. 

I,n ) Uber den Streit s. vor allem Brisch, Geschichte d. Juden in Köln 
und Umgebung, I. (1879) S. 115—119. 

“ 7 ) vgl. dazu Güdemann, a. a. 0. S. 90. 

,M ) s. Urkundenbeilage II; Ennen, Quellen IV nr. 105 ist auch von 
3 Büchern die Rede, die Salomon der Synagoge zu gottesdienstlichen Zwecken 
geschenkt hat. 

"*) Auf Grund der zitierten Urkunden lässt sich folgender Stamm¬ 
baum Salmans aufstellen: Mose 

Salomon Suzekindus v. Neuss 

Moses Vromudis [Leyfmannus] 

I 

Hanna 

‘ ,0 ) Judenschreinsbuch nr. 397 wird S, noch als lebend, Quellen IV 
nr. 161 bereits als verstorben erwähnt. 
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eius uxor ad nos a sede apostolica contra Salmannum judeum de Basilea 
rescriptnm apostolicum impetraverint sub hac forma ISI ): „Johannes episcopus 
servus servorum dei | dilecto filio . . . decano ecclesie sancti Gereonis Co- 
loniensis salutem et apostolicani benedictionem. Ad audientiain nostram 
pervenit, quod Salmannus de Basilea dictus de Magnntia judeus Coloniensis 
multa extorsit et adhuc extorquere nititur | a nobili viro Johanne domino 
castri de Sattinberg et Sophia eius uxore Coloniensis dyocesis communiter 
per usurariam pravitatem de solvendis et non repetendis usuris huiusmodi 
extorto ab eis nichilominus iuramento confectis exinde quibusdam instru- 
mentis, tideiussoribus aliisque cautionibus et litteris datis ab ipsis factis re- 
nunciationibus et penis adiectis. Quocirca discretioni tue per apostolica 
scripta mandamus, quatenus, si est ita, dictum judeuni quod huiusmodi iura- 
mentum relaxet et dictos tideiussores ab huiusmodi tideiussione absolvat 
eodemque iuramento relaxato et dictis tideiussoribus absolutis sua Sorte 
contentus, non obstantibus litteris, instrumentis, penis, cautionibus et renun- 
ciacionibus supradictis, eisdem Johanni et Sophie restituat sic extorta et ab 
usurarum exactione desistat, monitione premissa per subtractionem commu- 
nionis ttdelium appellatione remota compellas. Testes autem, qui fuerint 
nominati, si se gratia, odio vel timore subtraxerint, per censuram ecclesiasti- 
cam appellatione ccssante compellas veritati testimonium perhibere. 

DatumAvinione nonis martiipontiticatus nostrianno quinto. (1321 März7). 

et ex parte ipsorum nobilium eidem judco libellus coram nobis fuerit 
editus, nosque tandem eandem causam viro honorabili domino ... thesaurario 
ecclesie sancte Marie ad Gradus Coloniensis commiscrimus, doncc eam ad 
nos duxerimus revocandam, qui examinatis ipsius cause meritis sententiam 
pro eisdem nobilibus contra prefatum iudeum tulit, a qua sententia ex parte 
prcdicti judei ad nos extitit appellatmn, in qua appellationis causa idem 
judeus predictis nobilibus libellum suum edidit in hunc inodura: 

Coram vobis venerabili viro domino . , . decano ecclesie sancti Gcre- 
onis Coloniensis, iudice unico a sede apostolica delegato.in causa appellationis 
ad vos interiecte a subdelegato vesto ex parte Salmanni de Basilea judei civis 
Coloniensis dicit et proponit Walramus de Cys, procurator eiusdem Salmanni 
nomine procuratorio pro eodem contra nobiles dominum de Saffinberg et 
Sophiam eius lcgitimam, quod, cum dicti nobiles prefatum Salmannmn prius 
coram vobis delegato predicto super quibusdam pecuniarum summis et rebus 
aliis auctoritate apostolica traxissent in causam vosque processibus quibusdam 
habitis in ipsa causa inter partes easdem coram vobis bonesto viro domino 
thesaurario ecclesie sancte Marie ad Gradus Coloniensi propter absentiam 
vestram tune imminentem commiseritis non tarnen totaliter vices vestras et 
ipse thesaurarius in ipsa causa procedens contra prefatum Salmannum sen¬ 
tentiam diffimtivam pro dictis nobilibus tulerit iniquam condempnando ipsum 
Salmannum eisdem nobilibus in quibusdam pecuniarum summis et in uno 
cipho argenteo et in expensis litis. Ipse Salmannus ab eadem sententia ab 

,SI ) Das päpstliche Schreiben ist jetzt gedruckt bei Sauerland a. a. 0. 
V. S. 519,20 nr. 1292. 
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eodem thesaurario ad vos dominum delcgatum predictum in scriptis petitis 
apostolis et obtentis legitime appellavit, eui appellationi idem thesaurarius 
ob reverentiam vestrain concessis apostolis duxit deferendum. Quare petit 
dictus procurator, nomine quo supra, cum vobis constiterit de premissis, quan- 
tum sutticit ad intentionem suam fundandam per vos dictam appellationem 
esse legitimam et ipsum Salmannum bene appellasse, linaliter pronuntiari, 
decerni et declarari ipsamque sententiam eiusdem thesaurarii intirmari nec 
non eassari irritari et annullari, imino cassum irritmn et nullum pronuntiari, 
quicquid post et contra dictam appellationem in preiudicium dicti Salmaiini 
est attem])tatum et ultra procedi, statui et decerni, quod de iure fuerit sta- 
tuendum et decernendum dictosque nobiles prefato Salmanno in expensis 
condempnari. Ilec dicit et |>etit salvo sibi iuris beneticio per omnia et salvis 
expensis in lite et extra protestans, quod non astringit se ad probandum 
omnia et singula premissa, sed quod probata ex eis sibi prosint ae si plura 
non dixisset, 

et nos iudex porrecto huiusmodi libello per copiam Hermanno de Brcymt, 
procuratori dictorum nobilium, pretigimus feriam secundam proximain liora 
vesperarum ad respondendum eidem. Actum per Walramum dicti Salmanni 
et Hermannum dictorum nobilium procuratores predictos. 

Anno domino millesimo treccntesimo vicesimo quarto feria secunda 
post Epiphaniam eiusdem. (1324 Januar 9.) 

Et facta est copia citatiouis et procuratorii dicto Hermanno. Actum 
et datum ut supra: Lite itaque supradicto libello contestata et exhibitis 
coram nobis et reportatis actis tarn coram uobis prius quam coram nostro 
subdelegato in priori judicio actitatis et propositis ex parte ipsius judei 
quibusdam exceptionibus, quas etiam alias coram eodem nostro subdelegato 
propositas, idem subdelegatus noster reiecit et per nos reiectis et tandem 
in eodem negotio eoncluso omnibusque rite peractis, citato tandem eodem 
judeo ad instantiam dictorum coniugnm, videlicet liac die hora presenti et 
comparentibus coram nobis Walramo de Oys, procuratore ipsius judei, pro 
ipso judeo ex una parte et Hermanno de Breyint, procuratore dictorum con- 
iugum, pro ipsis coniugibus ex altera et sententiam nostram diffinitivam cum 
instantia ferri postulantibus nos visis et diligenter consideratis actis totoque 
processu tarn prioris iudicii quam cause prosontis iusuper et Omnibus hiis 
que dicte partes hinciude proponere voluerunt et etiam allegare. Secuudum 
ea, que vidimus, audivimus et cognovimus de iurisperitorum consilio et 
specialiter de consilio discreti viri magistri Andree de Ferires, advocati in 
curia Leodiensi per nos in nostrum asscssorem de conscnsu dictarum par¬ 
tium propter hoc assumpti Christi nomine invocato ius dicendo pronuntiainus 
et ]ier haue nostram ditlinitivarn sententiam in hiis scriptis diftinimus per 
vencrabilem virum dominum tbesaurarium ecclesie sancte Marie ad Gradus 
C'oloniensis ])rime cause iudicem fuisse et esse in prima causa bene sen- 
tentiatum et diflinitum et pro parte ipsius Judei fuisse et esse male appel- 
latum sententiamque dicti doroini . . . thesaurarii contirmamus predictum 
judeum in e.\|)ensis ob hoc factis taxatione earum nobis imposterum reservata 
juirti adverse condempnantes. ln cuius rei testimonium presentem nostram 
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pronunciationem per Johannem Kosiani publicum imperiali auctoritate 
notarium infrascriptum conscrihi fecimus et nostri sigilli appensione roborari. 
Actum in domo claustr&li, quam nos inhabitamus, anoo domini millesimo 
trecentesimo vicesimo quarto, indictione octava, decima septima die mensis 
Octobris hora prime vel quasi presentibus viris discretis magistris Godefrido 
de Sancto Kuniberto, canonico ecclesie Coloniensis, Henrico de Sterrenberg 
advocato curie Coloniensis, Johanne dicto de PoythÜve, protlionatario civitatis 
Coloniensis, Johanne dicto Hardevust, Wernero de Aqueductu, Johanne dicto 
Judeus, civibus Coloniensibus, ac Henrico de Slusis, predicte curie Coloniensis 
notarii, ac aliis testibus tide dignis ad premissa vocatis 1 * 2 ). 

Et ego Johannes Kosiani publicus imperiali auctoritate notarius ante- 
dictis premissis videlicet prolationi sententie predicte in scriptis per ipsuni 
dominum . . . decanum sedentem facte in domo sua predicta presentibus 
testibus suprascriptis anno mense indictione die hora et loco predictis presens 
interfui, vidi et audivi et ad niandatum ipsius domini . . . decani nec non 
procuratorum partium predictarum presens instrumentum super hoc manu 
mea conscripsi et signo meo signavi, vocatus ad hoc specialiter et rogatus. 

H. 

Letztwillige Verfügungen des Salman von Basel aus den 

Jahren 1301, 1318, 1319. 

Aus den Schreinsbüchern „Scabinorum Generalis“ nr. 451. 452 des Kölner 

Stadtarchivs. 

1) Item notuin sit, quod Salmannus de Basilea et Hanna uxor eius 
Judei cives Colonienses inter se concordaverunt et paraverunt, quicunque ox 
eis alium supervixerit, quod omnia bona, que nunc habent vel imposterum 
sunt habituri, sui sint immobilia vel mobilia, convertere poterit, in quam- 
cunquc manum voluerit et sibi videtur expedire. 

Actum anno domini millesimo trecentesimo primo feria sexta post 
festum beate Lucie virginis. 1301 Dez. 15. (Schrb. nr. 4511 f. 15» nr. 6.) 

2) Item notum sit, quod Salmannus de Maguncia judeus recognoscit '**) 
Vromodi tilie sue et Leyfmanno marito eius, quicquid est et invenitur in 
camenata iacente desuper camenatam inferiorem, que tcstudinem, quod 
gewiilfe vocatur, habet et piropum. 

3) Item notum sit, quod idem Salmannus douavit et resignavit omnia 
utensilia doinus sue predictis Vromodi et Leifmanno, exclusis vasis suis 
argenteis, ita, quod iure optinebunt. 

Datum crastino apostolorum predictorum. (1318 Juni 30.) 

(Schrb. nr. 452 I f. 15 b nr. 2, 3.) 

4—6) Schrb. nr. 452 I f. 20 a nr. 1, 2, 3. entsprechen Judenschreins¬ 
buch «**) nr. 297, 309, 310. 

m ) Nach einem Zwischenraum von mehreren Zeilen folgt: Et ego ... 

***) recognoscit steht über der Zeile, auf der Zeile ist „donavit et re¬ 
signavit“ durchstrichen. 

li4 ) vgl. Stern im Judenschreinsbuch S. 135 Anm. 2. 

Wejtd. Zeitschr. f. Gesch. ti. Kunst. XXVIII, II/III. 
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7) Item notum sit, quod Salmannus de Basilea judeus post mortem 
suam donavit et resignavit libere et solute Vromodi tilie sue et Leyfmanno 
marito suo, tilio quondam magistri Heylmanni de Colonia, judeis domum 
suam vocatam ad Ovem sitam in platea Judeorum Coloniensi cum curia et 
puteo ac cum aliis Omnibus attinentiis eiusdem domus ante et retro, subtus 
et supra, prout iacet, excepta una octava parte eiusdem domus ad Ovem, 
que post mortem dicti Salmanni erit Moisi tilii sui. Et seiendem, quod 
Vromodis et Leyfmannus, coniuges predicti, ad presens habent unam quartam 
partem in dicta domo ad Ovem in curia, in puteo et in aliis attinentiis suis 
quibuscunque superius expressis, prout ad eam in scrineo Dominorum Sca* 
binorum Coloniensium super Domo Civium sunt asscripti ,ss ). Ita quod ipsa 
Vromodis et Leyfmannus coniuges dirtam quartam partem domus ad Ovem 
nunc et semper convertere poterunt et transferre, in quascunque manus eis 
videbitur expedire, tali expressa condicione, quod dictus Moissinus suique 
successores et lieredes seu aliquis alias nomine eorundem non poterunt ullo 
unquam tempore in futurum dictam octavam partem domus ad Ovein inhabi- 
tare nec possidere aut locare neque etiam dividere nec vendere seu alieno 
titulo pignoris, obligationis nec pro aliqua pecunia vrl m ) . . . seu pro aliquo 
emolumeuto transferre in manus alienas sed ipsi Vromodis et Leyfmannus 
coniuges et eurum tilius Moisinus cum suis successoribus et heredibus tantum 
pecunie dabunt annuatim et persolvent pro censu sue octave partis dicte 
domus ad Ovem, prout tres viri discreti judei in Colonia hincinde ex utraque 
parte electi dixerint, eam valere secundum discretionem corum et veritatem. 
Preterea dictus Salmannus vult et commisit, si prefatum Moyssinum vel suos 
lieredes vendi contingat dictam octavam partem domus ad Ovem; quod haue 
nemini altcri vendere poterunt nec resignare, nisi Vromodi et Leifnianno, 
coniugibus predictis, et coram heredibus pro tanta summa pecunie, prout tres 
viri discreti judei Colonienses ex utraque parte electi dixerint ipsam valere 
iuxta discretionem eorum et veritatem. 

(ibid. f. 2o a nr. 4.) 

8) Item dictus Salmannus vult, quod post mortem eius due fenestre 
de stupa inferiore super terra antique domus posterioris tendentes in curiam 
domus ad Ovem debeant ininorari ita, quod qualibet fenestra debet esse lata 
ad dimidiam ulnam et alta ad ulnam et quod qualibet fenestra habebit Stare 
ferrum directum et duo ferra contraria et indirecta. (ib. f. 20-* nr. 5.) 

9) Item dictus Salmannus vult et commisit, quod post mortem eius 
ille due lapidee fenestre exeuntes stupam inferiorem super terra ex ipsa 
domo sua antiqua rotrorsum ex opposito domus et curie ad Aquilam obstruen* 
tur et quod duri lapides inde exfrangi debeant et reediticabitur murus integralis. 

(ib. f. 20» nr. 6.1 

10) Item vult ipse Salmannus, quod post mortem eius nulle plures 

fenestre Haut de posteriore domo sua antiqua in curiam domus ad Ovem 
quam ad presens in ea sunt constructe. (ib. f. 20 a nr. 7.) 

,i5 ) ibid nr. .101. 

1M ) Ein Wort ist undeutlich. 
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11) Item ipse Salmannus vult et commisit, quod circulus muri, qui 

Ifoghc dicitur, fiat ad puteum domus sue ad Ovem, ita quod illi ex antiqua 
domo sua semper ire poterunt ad dictum puteum pro aqua afferenda et illi 
de antiqua domo iuvabunt et debent dictum puteum edificaliter pro media 
parte eorum expensis conservare . . . ,27 ). (ib. f. 20 » nr. 8 .) 

12) Item ipse Salmannus vult, quod post mortem eius parvum foramen 

det'erens aquam de . . . '*’) dicte domus sue antique in curiam domus ad 
Ovem ]»enitu.s obstruatur. (ib. f. 20 a nr. 9.) 

13) Item ipse Salmannus vult et commisit, quod post mortem eius tres 
.janue exeuntes antiquam domum suam in domum ad Ovem [quarum una 
tendit] in curiam eiusdem domus ad Ovem, alia vero janua tendit in cellarium 
et tertia janua . . . 12T ) trappam, ubi nunc ascenditur trappam ohstruantur 
et quod duri lapides confrangentur et omnia . . . >1T ). 

(ib. f. 2 ()b nr. 1 .) 

14) Item [dictus] Salmannus vult, quod murus stans in medio inter 

antiquam domum suam et domum ad Ovem. ,27 ) ante et retro cui- 

libct doraui predicte attingere debet pro media parte. 

(ib. f. 20 b nr. 2 .) 

15) Item dictus Salmannus vult et commisit, quod post mortem suam 

.... ,27 ) bonorum suornm .... J27 j centum marce Coloniensis pagamenti 
scilicet tribus llallcnsibus pro dttobus denariis computatis, que .... ,27 ) et 
huiusmodi centum marce inter jtueros dicti SalmanDi exclusa Vromodi Hlia 
sua .... ,2S ) eqitali portione. (ib. f. 20 b nr. 3.) 

16) Item prefatus Salmannus vult et commisit, quod Vromodis et Leyf- 
mannus coniuges [et eorum heredes] .... 127 ) dare et solvere debeant aliis 
pueris legitimis et eorum heredibus .... ,22 ) Coloniensis pagamenti scilicet 
tribus Hallensibus pro duobus denariis computatis. 

(ib. f. 20 b nr . 4 .) 

17) Item notum, quod Salmannus vult et commisit, si dicta Vromodis 

filia sua supervixerit Leyfmannum maritum .... m ) iure optinebit et eas 
divertere poterit in quasennque manus voluerint . . . , 127 ) premissa, rata et 
firma observare. (ib. f. 20 b nr. 5 .) 

18) f. 20 b nr. 6 ist zum grossen Teil unleserlich, aber datiert: sabbato 
post convcrsionem S. Pauli anno domini MCCCXIX. (1319 Jan. 27.) 

127 ) Das folgende ist unlesbar. 

u8 ) Ein Wort ist unlesbar. 
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Zur Geschichte der rheinischen Pfalzgrafschaft. 

Von Prof. Dr. Hilar Schwarz in Strassburg i. E. 

VI. 

Die pfalzgräflichen Gerechtsame in Zülpich bis zum 

19. Jahrhundert. 

1. Jülicher Zeit. 

Mit der Regierung Rainalds war der zweihundertjährige Kampf 
um Zülpich prinzipiell beendet. Kurköln blieb fortan stets im unbe¬ 
strittenen Besitze der Stadt, des Hofes und Gerichtes Mersburden, mit 
Bessenich und Weiler auf der Ebene, und der beiden zur Marienkirche 
gehörenden Dörfer Geich und Füssenich. Jülich besitzt — theoretisch 
ebenso unbestritten — in Zülpich die Vogtei und die Palenz. Die auf 
Jülicher Gebiet liegenden Orte des Burgbanns und Beifangs bleiben 
trotz Weistum und allen Änderungsversuchen Kölns sämtlich unter der 
alleinigen Gerichtshoheit Jülichs. 

Der alte Plan, die Vogtei zur Herrschaft umzugestalten, ist end¬ 
gültig gescheitert. Mit Rainalds Tode erlischt das Jülicher Herzogs¬ 
haus, und Jülich geht an Berg über. Damit schwindet die lebhafte 
persönliche Initiative der Herzoge in diesem Streit. Die neuen Herzoge 
stehen nicht mehr im Vordergründe desselben, und ihre Räte in 
Düsseldorf haben zumeist weder Verständnis noch Interesse für die 
Zülpicher Rechte. Deren Wahrung wird im wesentlichen Unterbeamten 
überlassen, die den Titel „Vogt“ führen und im fünfzehnten Jahrhundert 
zuerst nachweisbar sind. 

An die Stelle des grossen Streites tritt jetzt der Kleinkrieg. 
Fortwährende Eingriffe der kurkölnischen Beamten führen zu unauf¬ 
hörlichen Händeln und werden dann auf „Kommunikationstagen“ er¬ 
örtert und in zahlreichen Briefen und Berichten debattiert*). Diese 
unausgesetzten kleinen Angriffe Kurkölns aber bilden den steten Tropfen¬ 
fall, der zur allmählichen Zerbröckelung und endlich zur vollen Auf¬ 
lösung der pfalzgräflichen Gerechtsame führt. 

Das 15. Jahrhundert zwar blieb noch frei davon. Am 18. No¬ 
vember 1436 erliess Erzbischof Dietrich v. Mors für Zülpich stadt- 

*) Eine chronologische Bearbeitung des ausgedehnten Materials würde 
zu endlosen Wiederholungen führen. Der Stoff ist deshalb im Folgenden 
nach Gruppen geordnet, welche die Entwicklung des Ganzen hervortreten 
lassen. 
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rechtliche Bestimmungen 2 ), die mit keinem Worte an Vogtei, Palenz 
und Palenzgericht rühren. Die zweite Hälfte des Jahrhunderts ist 
wieder eine Zeit fortwährender Verpfändung. 1449 kam die Stadt als 
Pfand an Werner v. Palant 3 ), am 4. Juli 1473 dann abermals an 
Jülich 4 ), von dem sie erst 1512 Erzbischof Philipp v. Daun aaslöste 5 ). 

Bei der Lösung wurde vereinbart, dass eine Kommission von 
Jülicher und Kölner Räten die beiderseitigen Rechte abgrenzen solle. Das 
geschah aber nicht 6 ), und schon am 18. Mai 1514 beauftragte der 
Herzog seinen Nidegger Vogt, alle kurkölnischen Eingriffe in die Zül- 
picher Gerechtsame nach Neuss mitzuteilen, wohin ein Tag wegen „vast 
alreleye gebrechen“ angesetzt war 7 ). 

Kurköln hatte zunächst das einträglichste der Vogteirechte in 
Angriff genommen: den Brüchten-Anteil. 

Bei den oft recht bedeutenden Summen, welche die Brüchtenzettel 
aufweisen, bildeten diese Bussen eine ergiebige Einnahmequelle und 
wurden deshalb von Köln nach Möglichkeit ganz zurückbehalten. 

Das war denn auch der Gegenstand der Beschwerden Jülichs 
auf dem Neusser Tage (Januar 1515 8 ): dem Herzog stehe der 
dritte Teil aller Brüchten zu, und sein Vogt sei jederzeit „als die 
brachten verdingt werden, mit 9 ) an und over gewest“; Amtmann 
und Schöffen zu Zülpich aber verhinderten dies, so dass er die Brüchten 
nicht erhalte. Über den Ausgang der Verhandlung melden die Akten 
nichts 10 ); aber zehn Jahr später sehen wir die Dinge noch ganz un- 

a ) Abgedr. Annalen 62, 205 — 208 (Korth). 

3 ) J. Hausen, Westfalen und Rheinland im 15. Jahrhundert II (Publ. 
a. d. K. preuss. Staatsarchiven Bd. 42) S. 36* und A. 2. 

4 ) Zunächst für 3000 Gldn. (Pal. 95—96); am 25. Nov. 1476 kam eine 
neue Schuld von 5000 Gldn. hinzu (Lac. IV 390). Die weitläufigen Ver¬ 
handlungen über diesen Gegenstand finden sich in Bd. 4. 8 und 38b (Pal.). 
Dieser Verpfändung verdanken wir die Zülpicher Einnahme- und Ausgabe- 
Rechnungen Rabolts v. Plettenberg 1499—1502 (38c). 

5 ) Kündigungsbrief 1512 Dienst, n. Conv. Pauli (3. März). Pal. 144. Or. 

*) Klageschrift Jülichs auf dem Neusser Tage 1529: 8 fol. 115; Pal. 20. 

*) 39a 15. 

®) Pal. 11 und eingelegtes Blatt. 

•) .mit* nur ib. 11, nicht auf dem Blatt. 

,0 ) Das Gleiche werden wir auch weiterhin noch oft finden. Die Akten 
geben eben keine Geschichte der Streitigkeiten, sondern nur eine Sammlung 
von Briefen, Berichten und sonstigen Schriftstücken, teils im Original, teils 
in Konzept und Kopie, wie sie in der Kanzlei sich fanden, als die Zusammen¬ 
fassung in Bände erfolgte. 
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verändert. Auf dem damals, im Juli 1525, in Köln statttindenden 
Vergleichstage wurde eine Prüfung der „Zülpicher Gebrechen“ durch 
je drei Räte beschlossen Da einer der kurkölnischen Räte — Graf 
Johann v. Wied, der Bruder des Erzbischofs Hermann v. Wied — er¬ 
krankte, so setzte Jülich die Untersuchung aus") und arrestierte die 
in seinem Gebiet liegenden Güter des Zülpicher Amtmanns Johann 
v. Hersei, der die Brächten stets verweigert hatte 12 ). Der Erzbischof 
bat um Aufhebung der Beschlagnahme l3 ), und auf dem folgenden Tage 
zu Zülpich (15. März 1526) sagte dann Köln das Brüchtendrittel zu, 
soweit es vor der Verpfändung nachweisbar sei. Zwei Unterhändler 
sollten in Zülpich darüber ein Verhör anstellen und danach entscheiden'*). 
Nachdem aber Hersels Güter freigegeben waren, schlief die Geschichte 
ein: die Unterhändler wurden nicht gewählt, und Jülich bekam seinen 
Brüchtenteil so wenig wie früher. Dafür brachte das Jahr 1529 gleich 
zwei neue Verhandlungen: im Februar zu Köln und im Juli zu Neuss. 
Der Kölner Abschied wies Hersei an, „was sich befindt, das er luidt 
des abscheides schuldig sei, daraff . . . [den Herzog] zufreden zu 
stellen.“ 1G ) In Neuss begründete Jülich seine Klagen ausführlich und 
verlangte Rechnungsablage der kölnischen Amtleute seit der Auslösung 
und Erstattung seines Anteils. Köln erkannte wieder theoretisch das 
Vogtsdrittel der gerichtlichen Bussen an und rekurrierte in gewohuter 
Weise an eine Kommission, wie sie in Zülpich beschlossen worden sei. 
Die beiden Unterhändler wurden gewählt: die Grafen von Nassau und 
Neuenahr sollten auf einem „schierest“ anzuberaumenden „endelichen tag“ 
(16. November) Mittel zur Beseitigung der Gebrechen kundgeben. 1G ) 

Der „endeliche tag“ fand nicht statt n ). Wohl aber musste 
Herzog Johann III. bereits am 13. Juni 1530 dem Zülpicher Amtmann 
Reinhard Bulich einen Mahnbrief senden, weil er die Brächten wieder 
allein einnahm. Er solle die Teilnahme des Vogts an den Verhören 

ll ) Pal. IG8V3; 175. Der Erzbischof hatte übrigens rechtzeitig einen 
Stellvertreter für den Erkrankten gesandt: ib. 170. 

1b. 16. Ebenso das Heiratsgut seiner Schwiegertochter, weil auch 
Hersels Sohn als Vertreter seines Vaters die Brachten voreuthalten hatte, lh. 

»*) Ib. 177. 

,4 ) Verhandlungen zu Zülpich 39b II 1— 7 [3. 4—5. 6]; Pal. 12—19. 
Zustimmung des Erzbischofs Pal. 178, des Herzogs ib. 179. 

,s ) Verhandlungen zu Köln und Neuss 8 fol. 98—246; Kölner Abschied 
ib. 109, Pal. 20. 

u ) Neusser Abschied (Juli 1529): 8, 246; Pal. 21b. 

I7 ) S. das Verzeichnis der Tage 12 f. 165; Pal. 35. 
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nicht hindern und das Drittel auslieferu; der Erzbischof werde an seinem 
Benehmen keinen Gefallen haben 18 ). Dem Amtmann machte das aber 
keine Schinerzen. Am 1. Oktober kam der Zülpicher Vogt nach Ham¬ 
bach uud klagte: der Amtmann kümmere sich um den Brief nicht, 
sondern verhänge und empfange die Brüchten „buyssen den vaigten“. 
Es wurde nun auf Wunsch des Vogts an den Erzbischof geschrieben 19 ), 
mit dem gleichen Erfolg. Am 30. Mai 1532 klagte der Vogt noch 
beweglicher: alles helfe nichts; sie Hessen ihn nachlaufen und betteln, 
„vertkedingten gleichwol die brüchten und stechen auch das gelt, so 
davan kompt, uf“, indes sie ihn mit der Bemerkung abfertigten: er 
habe keinen Auftrag vom Herzog 20 ). Zugleich begann dieser Vogt die 
fortan tieissig geübte Gepflogenheit, die Brüchten zu notieren, soweit er 
überhaupt dahinter kam 21 ). Dadurch konnte sich Jülich wenigstens das 
Vergnügen bereiten, seinen ungefähren Anteil nachzurechnen, wenn es 
ihn auch nicht erhielt 22 ). In den nächsten zwei Jahrzehnten störte es 
die Kölner im Alleinempfang der Brüchten auch gar nicht 23 ). Die 
Regierung wusste von den Zülpicher Dingen schon damals wenig mehr. 
Als bei der Verhandlung über die „kölnischen Gebrechen“ zu Bacharach 
im Mai 1553 24 ) unter Vermittlung der Kurfürsten von Trier und Pfalz 
und des Grafen von Nassau wiederum eine Untersuchung der Gebrechen 
beschlossen wurde (10. Mai 25 ), war es für Jülich ein schweres Stück 


'*) Or.-Konz. 39b II 8—9: Kopie Pal. 21b. 

l *i Bericht des Vogts 39b II 10 (Or.), Pal. 21c (Kopie). Von dem 
Brief an den Erzb. heisst es Pal. a. a. O., «las Konzept sei darchstrichen 
uud die Absendung deshalb ungewiss; 39b II 11 steht aber das Konzept 
ganz u n darchstrichen. 

■°) 39b 10v; Pal. 22 f. hat ,nemen‘ st. ,stechen* weil der Kopist das 
Wort nicht verstand. (,nemen ! ist in eine dafür offengelassene Lücke später 
naebgetragen.) 

„ussgescheiden der brüchten, die in dem gerichtsboich stain“, 
habe er die Brüchten aufgezeichnet, schrieb der Vogt a. a. 0. Vgl. auch 
39b 13-14 (1591 Juli 2). 

**) Jül. Gegenelag 1555 (12, 143v): die auf Hersel folgenden Amt¬ 
leute behielten alle Brüchten zurück. 

23 ) Der Altvogt Gobol Morenhoven und der Laiuldrost Binsfeld er¬ 
zählten zwar später (1553; 38c, 121v.) von einem Tage zu Vett weiss, der 
wegen der Brnchten stattgefunden habe. Das von Morenhoven angegebene 
Detail zeigt jedoch, dass eine Verwechslung mit Neuss vorliegt. 

Jül.-Berg, Hoheitsgerechtsame Nr. 11. 

2S j Durch eine Kommission von je 3 Adeligen und einem Gelehrten 
(11; Or. mit 5 S.; cf. 12, 88). Das Genauere über diese Kommission bei 
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Arbeit, den elementaren Bestand seiner Rechte zu ermitteln. Zunächst 
wurde der "Vogt von Nideggen zur Auskunft beordert und sein ausftthr- 
licher — auch für uns noch sehr dankenswerter — Bericht „zu Düssel¬ 
dorf am 19. Mai 1553 angezeichnet“ 26 ). Alsdann veranstaltete man 
einen Erkundigungsritt zu früheren und gegenwärtigen Beamten, die über 
die Brüchten vielleicht etwas witteilen konnten. Zunächst ging’s am 
16. August zum Marschall Plettenberg nach Laach, bei dem „etlich alte 
rechnungen“ aus der Pfandzeit ohne Ergebnis durchgesehen wurden 27 ), 
von da zu dem Altvogt Gobel Morenhoven in Zülpich und schliesslich 
zum Landdrost Binsfeld nach Nideggen 28 ). 

Die Untersuchung hatte wenigstens den Erfolg, dass am 3. Juli 
1554 dem Nidegger Vogte unter der Hand raitgeteilt wurde, dass „noch 
etliche brüchten aldae [in Zülpich] zu verdengen staint“ und einem 
Vertreter des Herzogs der Zutritt gestattet und der dritte Pfennig ver¬ 
abfolgt werde 22 ). Jetzt aber wies Jülich das Drittel zurück 30 ) und 
beanspruchte die Hälfte. 

Den Grund ersehen wir aus der „Reconvention und gegenklag“, 
welche Jülich im März 1555 auf dem neuen Tage zu Neuss einreichte. 
Es hatte nämlich in der Kanzlei Umschau gehalten und dabei die Er¬ 
klärung über die Einsetzung Wilhelms I in die vier Güter (1370 und 
1376) und den Halbteilungsvertrag von 1397 gefunden; darauf gründete 
es seine nunmehrige Forderung. Die Kölner konnten „sich nit genug¬ 
sam verwundern, dass die Gulischen dieser zeit solche alte, verlegene, 
ersessene hendel und unbundige Verträge auf die ban bringen“ ; dass 
die Verträge aber aufgehoben waren und längst nicht mehr zu Recht 
bestanden, war und blieb ihnen unbekannt. Sie beriefen sich auf das 
neuliche Angebot des Drittels und die Bestimmung des Weistums. Darauf 
gab es dann wieder eine lange Jülicher Entgegnung; praktisch erreicht 
wurde auch in Neuss nichts, obwohl die Verhandlungen neun Tage 
dauerten (5.—13. März) und eine Menge Aktenpapier beschrieben 
wurde. Der Abschied 31 ) setzte Zeit und Methode für die Prüfung der 

0. R. Redlich, Jiil.-Bcrg. Kirchenpolitik Bd. I 429 A. 1 (Publ. der Ges. f. 
Rheinische Geschichtskunde XXVIII; 1907). 

*) Pal. 185-187. 

,} ) Auf dem Zülpicher Tage 1526 hatte Jülich gerade aus Pletten¬ 
bergs Rechnungen sein Brüchtenrecht nachgewiesen: 39b 1; Pal. 13. 

* 8 ) Bericht 38c 121 (1553 Okt. 17). 

,8 ) Pal. 203. — so ) 12, 166 v. 

ai ) Neusser Verhandlungen 12, 58—195; Auszug: Pal. 31—39. — Ab¬ 
schied 12, 190—195 (März 13). 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Zur Geschichte der rheinischen Pfalzgrafschaft. 


275 


Gebrechen fest. Aber die grosse Ermittelnngsreise erfolgte niemals 3 *), 
und 14 Jahre später schrieb Kurfürst Salentin so fröhlich von „der in 
Neuss angefangenen Verhandlung u , als wenn sie erst Tags vorher 
eröffnet worden wäre. 

Der plötzliche Energieaufwand Jülichs war nur ein rasch ver¬ 
flackerndes Strohfeuer gewesen. Als die Aufregung vorüber war, han¬ 
delten die kurkölnischen Amtleute ganz wie früher, und die jülichschen 
Vögte Hessen sie dabei. Nur einer, Matthäus Ross (f 1568), erhob 
einmal Einspruch, ein Dutzend Jahre nach dem Neusser Abschied. Der 
Kurfürst wies jedoch seinen Schultbeissen an, „er solle alle bruchten 
wie von alters I. Cb. G. einmahnen und verrechnen“; er sei „keines 

dritten pfennings bruchten gerechtigkeit gestendich, denn es were die 

vogtie . . noch in irrung.“ Ross’s Einspruch aber war wohl die Ver¬ 
anlassung, dass die Düsseldorfer Räte seinen Nachfolger Johann Salm 
am 4. September 1568 „nach der gelegenheit I. F. G. hocheit und 

brüchten daselbst, wie es damit gehalten“, befragten. Der Vogt konnte 

nur mitteilen, dass ihm der Schultheis Hubert Euskirchen, angeblich auf 
kurfürstlichen Befehl, keine Brüchten geben wolle, „davon er protestiert.“ 
Die Räte griffen wieder zu dem Mittel, die im Jülichschen — in Eus¬ 
kirchen — gelegenen Güter des Schultheissen zu arrestieren 33 ). Dieser 
erklärte, dass er nur nach der bei seinem Dienstantritt bereits Vorge¬ 
fundenen Gepflogenheit und nach dem Gebot des Kurfürsten gehandelt 
habe 34 ), und der Kurfürst schrieb dem Herzoge geradezu: „Obwol 
weiland E. L. voreitern, auch E. L. selbst . . sich deswegen (wegen 
des 3. Pfennigs) gerechtigkeit angemasst, so sein doch unsere Vorfahren 
derselbigen brüchten jederzeit in fridlichen, rewigen possession plieben, 
wie wir noch sein“ 35 ). Salentin war in den 14 Jahren seit der Neusser 
Verhandlung bereits der vierte Inhaber des Kölner Stuhles; so hatte 
er von der dort seitens Kurkölns abgegebenen, ausdrücklichen Aner¬ 
kennung des Jülicher Brüchtendrittels wohl keine Kenntnis. Jülich 
teilte ihm das Schriftstück in seiner Antwort mit 36 ), und dagegen Hess 
sich nichts Stichhaltiges erwidern 37 ). Auf die nochmalige Bitte des 
Erzbischofs wurden indes am 18. Mai 1569 die Güter des Schultheissen 

J *) Statt dessen entspann sich eine weitläufige Korrespondenz über die 
Zeitfolge der Untersuchungen. 

M ) Pal. 211; 218 (11. Dez. 1568); 209 (unrichtiger Empfangsvermerk: 
2. Jan. 1568 statt 1569; der Brief nimmt auf den vom 11. Dez. 68 Bezug). 

») Ib. 243. — 3S ) Ib. 226 f. Or. — M ) Ib. 235-237 (Konz.). 

57 ) Vgl. die Antwort des Erzb. ib. 239—240. Or. 
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vorläufig freigegeben, mit der Androhung sofortiger Erneuerung des 
Arrestes, falls der dritte Pfennig wieder geweigert werde. Am gleichen 
Tage sandte der Herzog dem Kurfürsten eine eingehende Darlegung der 
Brüchtenfrage und kündigte an, dass er bei fernerer Entziehung seines 
Anteils alle Brüchtbaften sofort beim Betreten seines Gebiets bis zur 
Zahlung des Drittels festuehrnen oder sich an ihren Gütern schadlos 
halten werde 38 ). 

Köln gab darauf keine Antwort. Der Schultheiss Hubert Eus¬ 
kirchen aber, der ein sehr temparamentvoller Mann war 39 ), brütete 
Rache. „Sidder ime sein guter zu Euskirchen uis fürstlichem bevelh 
in verbot gelacht, gespart er kein moie noch arbeit, was er hinder den 
scheffen daselbs in alten Schriften, brieve und siegeln und sonst kundt- 
schaften zusammen hat bringen mugen, alles durchsoclien, abschriven 
und churf. gn. zustellen lassen“, schrieb der Vogt Salm Anfang Juli 40 ). 
Er hielt nicht nur die Strafgelder nach wie vor zurück 41 ), sondern 
verübte auch allerhand andere Übergriffe Nach einem vergeblichen 
Brief an den Erzbischof 42 ) beauftragten deshalb die Düsseldorfer Räte 
den Nidegger Amtmanu Kono v. Binsfeld, sich den Mann einmal an 
einen gelegenen Ort zu bestellen und ein ernstes Wort mit ihm zu 
reden 43 ). Auf Binsfelds Einladung kam der Schultheiss denu auch 
am 9. Juni (1570) in den Fronhof zu Vettweiss, wo er zu seiner un¬ 
liebsamen Überraschung ein Verhör über seine Eingriffe vor Notar und 
Zeugen bestehen musste 44 ). Im Verlauf desselben wurde ihm die Sache 
immer unbehaglicher, und er äusserte: hätte er das gewusst, so wäre 
er nicht gütlich aus Zülpich herausgekommen; auf die freundliche 
Einladung hin habe er sich keiner Gefahr versehen. Er zog seine 
anfänglichen Antworten behutsam zurück und war zweifellos froh, dass 
er das Gleiche auch mit seiner Person tun konnte. In seinem Verhalten 

s ») 11). 245. 24« f. Konz. 

Briichtenverzeichnis 1572 (38c lllv—112): Ilupert der schoultis 
selb» [hatj uf dem raithuiss Johannen Guldeman, dlioe zor zeit scheffen zu 
Mersburden binnen Zulpg, einen meutmeeher, ufroerer, schelmen etc. be- 
schulden, herwidderumb Gulderman genantem scholtiss furgewortt'en, dass 
er ilnnc sein garben uf dem velde mit gewalt genomen bette. Vgl. auch die 
Szene Pal. 28o. 

40 ) Pal. 248 f. 

*') 1b. 

4< ) 1b. 253. 

4S ) Ib. 292. Konz. 

il ) Xot.-lnstr. ib. Begleitbrief il>. 2<»f>. 
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zu Zülpich änderte er auch nachher nichts 45 ), und da ein direktes 
Mahnschreiben der Räte an ihn 4<i ) gleichfalls nicht half, so legte man 
seine Euskircbener Güter abermals in Arrest 47 ). 

Der Vogt Johann Salm, der in den drei ersten Jahren eine so 
rege Tätigkeit entfaltet hatte, blieb seit 1570 still. Er war Zülpicber 
Bürger und hatte das Übergewicht des Schultheissen in der Stadt und seine 
Grobheit persönlich ausreichend erfahren 4K ). Nur ein Mal reichte er 
noch ein Brüchtenverzeichnis ein 49 ) mit dem Zusatz, dass er nichts da¬ 
von bekommen habe. Auch einen herzoglichen Befehl zur Bericht¬ 
erstattung liess er uubeautwortet. Erst als er aus einem zweiten Man¬ 
dat 50 ) Gefahr für seine Stelle herausmerkte, erwachte plötzlich sein 
Eifer wieder. Er beteuerte dem Herzog seinen Fleiss in der Wahrung 
der Gerechtsame, sandte ein acbtseitiges Brüchtenverzeichnis und klagte 
dabei, „dass Hupert schoultis Zulpg sulche bruchteu in seiner privat¬ 
heb ausong allein . . zu vertedingen und einzunehraen sich gelüsten 
lassen und noch [gelüstet]“, weshalb das Verzeichnis vielleicht lücken¬ 
haft sei 51 ). Gleich am 4. Dezember reiste er selbst nach Hambach, 
und als er dort die Kanzlei wegen der Kriegsgefahr nicht mehr vor¬ 
fand, schickte er mit neuen Entschuldigungen das Material an die 
Räte, indem er noch weitere Übergriffe des Schultheissen mitteilte 52 ). 
Der Eifer kam jedoch zu spät; bald darauf erhielt Rudolf v, Aich 
gen. Munnich (oder Münch) das Vogtamt 53 ) Dieser suchte fest ein¬ 
zugreifen. Aber gleich auf dem ersten Herrengeding, dem er am 
6. Juli 1579 mit Kouo v. Binsfeld beiwohnte, wurde die Forderung 
des dritten Pfennigs rund abgewiesen. Der Schultheiss liess erklären : 
nie habe er vou den „alten scheffen uud churfurstlichen gewesenen 

4V ) Beschwerde von Amtmann und Vogt zu Nideggen 1571 März 2: 
ib. 267. 

4# ) Ib. 267’ 2 , ebenfalls am 2. März. 

47 ) S. darüber seinen Klagebrief ib. 207Y<—268. Der Ausgang der 
Sache ist aus den Akten nicht ersichtlich. 

48 ) Ib. 260 ; 8. auch Anm. 142. 

4# ) Für Juni 1570 bis November 1575: 38c 106 [1091—119. 

60 ) Pal. 270 (18. Nov. 1578). Konz. 

*') Ib. 271. Brüchtenverzeichnis 1576—78: ib. 274—77. 

Ib. 279 f.; beigefügt 271 — 78. 

® 3 ) Es gelang Salm, einen andern zu seinem Nachfolger — wie er 
glaubte — Ausersehenen durch einen Bericht üner dessen schlechten Leu¬ 
mund fernzuhalten (Pal. 281; pr. 22. Dezember 1778). Aber das halt ihm 
selbst nicht mehr; es bewirkte nur einen kurzen Verzug. 
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dienern gehört, das solchs jemals bei menscbengedenken geben worden, 
hab solchs auch von seinem gn. churfursten und herrn bevelh, dasselb 
hoben alte gewonheit nit zu thun a M ). Da der Vogt auf dem Geding 
am 25. April 1580 und in seiner sonstigen Amtstätigkeit keine besseren 
Erfahrungen machte, so sandte er den Räten einen ausführlichen Be¬ 
richt mit 5 Belegstücken und empfahl die Erbgüter des kürzlich ver¬ 
storbenen Schultheissen Euskirchen zum Schadenersatz heranzuholen 55 ). 
Er bekam keine Antwort uud erneuerte deshalb am 7. März 1581 
seine Klagen, weil der Amtmann Spiess „je länger je meher in den 
gebrechen abzüglich gehaodlet“ 56 ). Das erinnerte die Räte daran, dass 
sie schon vor acht Monaten die Zülpicher Beschwerden ihren kur¬ 
kölnischen Kollegen mitgeteilt, aber noch nichts darüber vernommen 
hatten. Sie schrieben nochmals bin, verständigten den Vogt darüber 
und kümmerten sich nicht mehr um die Geschichte 57 ). Rudolf v. Aich 
schied Mitte 1582 plötzlich aus dem Vogtamte 5K ), welches der Herzog 
am 21. August an Hubert Scheintz (Scheins, Scheinß) übertrug 59 ). 

Hubert Scheintz war der letzte Jülicher Vogt in Zülpich. Auch 
seine Tätigkeit eröffnete ein Strauss mit dem Schultheissen, und vier 
Jahre später (1586) meldete er den Räten, dass er noch niemals zu 
einem Brüchtenverhör berufen worden sei, „vielwieniger innich geldt 
dervon bekommen“ habe e °). Das blieb der Grundklang seiner Amts¬ 
erlebnisse in diesem Punkte. Der kurkölnische Amtmann regelte den 
Ausschluss Jülichs dadurch, dass er ein Amtsbuch anlegte, die Brüchten 
darin verzeicbnete und eintrieb. (Schreiben des Vogts vom 2. Juli 1591 6I ). 

M ) 39a 29-30 (Not.-Prot.) = 39b 118-119. 

ss ) 39a 16—18. Kopie 37—41. Euskirchens Nachfolger wurde der 
Gerichtschreiber Heinrich Faber. 

**) Ib. 55 f. Beilagen: zwei weitere Aktenstücke 47—54. 

&T ) Die Belegbriefe ib. 36. 57. 58. 

ä8 ) Zw. 13. Juli und 21. August. Unter den kurk. Eingriffen in die 
Vogtei wird Pal. 283 auch verzeichnet, dass Rud. v. Aich „wegen seines 
begangenen excess“ von den Kölnischen zu 400 Thlrn, gebrüebtet worden 
sei. Das war aber wohl nicht der Grund seiner Entlassung; denn es wird 
erst am 1. Januar 1584 berichtet und nur deshalb, weil die kurkölnischen 
Beamten auch von dieser hohen Brüchtensumme den 3. Teil nicht abgaben, 
sondern die Sache „verdunkelt und under die stuol gestossen“ hätten. Vgl* 
auch ib. 307 (1584 Mai 25). R. v. Aich war damals (1. Jan. 1584) übrigens 
Prokurator am Zülpicher Hochgericht. 

ir ) „Auf dem fl. hauss Bensbur u 21. August; vereidigt 14. September 
durch Vizekanzler Hardenrath und Sekretär Mattenclott. 39a 60. 

*°) 38c 124 (Pr. 25. Scpt. 1586). — "») 39b 13 f. 
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Die Räte gaben die Beschwerden gewohnheitsmässig an Kurköln weiter 
(9. Juli) 62 ); als der Vogt dann um Sendung des Marschalls Nesselrode 
oder eines sonstigen Beamten zum Beirat bat s3 ), erfolgte keine Antwort. 
Bei dem wilden Durcheinander am herzoglichen Hofe befremdet das ja 
auch nicht 64 ). Von Kurköln kam erst nach mehr denn 2 Jahren 
(25. August 1593) eine Entgegnung auf die Beschwerden vom 9. Juli 
1591, und zwar eine recht inhaltschwere: man habe sie „in bedenken 
gezogen“ und bitte, sie mit den Gegenbeschwerden bis zu einem „Kom¬ 
munikationstage zu verschieben“ 6r> ). In Düsseldorf Hess man daraufhin 
„in unser canzlei -registraturen nachsuchen“ und entdeckte glücklich 
wieder die beiden altberühmten Beweisstücke: die Einsetzung in die 
vier Güter und den Halbteilungsvertrag. Voll Freude schrieb unter 
Mitteilung dieser Stücke die Regierung dem Erzbischof: nur die Hälfte 
der Brachten sei streitig gewesen, nie das Drittel. Dies möge er deshalb 
dem Vogt geben 66 ). Und an den letztem erging auch schon gleich¬ 
zeitig die Weisung, das Drittel ungesäumt einzufordern und jedes Jahr 
ein Brtlchtenverzeichnis aufzustellen 67 ). 

Der Erfolg dieser Weisung ist typisch für die Lage des Vogts in 
Zülpich. Scheintz brachte den herzoglichen Befehl dem Schultheissen 
Thomas Axer und forderte ihn auf, „eine klare und richtige verzeichnüss 
der verfallenen bruchten nit allein, sondern auch I. F. G. dritten teils 
der bruchten ungesaumbt würklich [zu] fertigen und uberlibern.“ Der 
Schultheiss wies ihn jedoch kurz ab: er habe „nichts mit den bruchten 
zu schaffen“ ; der Vogt solle anderwärts nachfragen. Scheintz wanderte 
darauf zum Kellner, erhielt aber auch hier nichts ; der Kellner wollte 
nur „diese gelegenheit dem ambtmann Roesteu ehister gelegenheit vur- 
brengen“ und ihn dann benachrichtigen. Nach geraumer Zeit und ver¬ 
schiedenen Anfragen kam aber doch kein Bescheid, und der Yogt schrieb 
nun an den Amtmann, der ihn überhaupt keiner Antwort würdigte. 
Scheintz hatte aber noch schlimmere Erfahrungen gesammelt und bat 
die Räte, darüber seinen mündlichen Bericht anzuhören, „dann ich der 

8S ) Ib. 15. 

• 3 ) Ib. 16 (Pr. 11. Aug. 91). 

Ä *) Es war mitten in den Wirren des Regimentsstreites; kurz vorher 
hatte Schenkern den Jungherzog nach Jülich entführt. Vgl. F. Stieve, Zur 
Gesch. der Herzogin Jakobe von Jülich: Zschr. des Berg. Geschiehtsvereins 
XIII S. 35 ff. 

9S ) 39b 17. 

M ) Ib. 19 Konzept; Kopie ib. 117 (1593 Oktober 22). 

* 7 ) Ib. 20 Konzept; Kopie 117v—118. 
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federn denselben zu vertrauwen bedenklich“ 6S ). Die Räte batten jedoch 
anderes zu tun und begnügten sich mit einem Brief an den Amtmann 
Ros* v. Wers (10. Februar 1594), er solle dem Vogt das Verzeichnis 
und das Brüchtendrittel geben Das half natürlich nichts. 

Nun war aber der „edle und ehrenfeste“ Rost v. Wers ein pas¬ 
sionierter Hexenbrenner und batte für seine Tätigkeit auf diesem Gebiete 
in den Jahren 1596 und 1597 die Mitwirkung des „ wirtlichen Vogts 
von Hengebach“ dringend nötig (s. unten). So wurde er denn damals 
in der Brüchtenfrage formell gefälliger. Die Brüchten seien zwar ver¬ 
hört, aber noch kein Heller davon erhoben, antwortete er am 12. De¬ 
zember 1596 auf die Beschwerden der Nidegger Beamten 70 ). Und als 
der Schultheiss Axer auf dem nächsten Herrengeding (13 Januar 1597) 
wieder in üblicher Weise massiv wurde n ), beschwichtigte Rost den 
Vogt: erst letzthin habe der Koadjutor befohlen, „den dritten pfenningk, 
so einem wisslicben Vogt von Heimbach zustündt“, bis zur Begleichung 
der sonstigen Streitpunkte gerichtlich zu deponieren 72 ). 

Sobald er aber „des wisslichen Vogtes“ nicht mehr bedurfte, bürte 
die diplomatische Rücksichtnahme auf. Scheintz bat „indesineuter“ um 
den dritten Pfennig oder wenigstens um das Verzeichnis, So wieder 
auf dem Geding vom 12. Januar 1598. Vergebens. Er tröstete sich 
mit dem Versprechen vom vorigen Jahre; aber da kam Rost mit dem 
Landschreiber, begann das Brüchten verhör und Hess „stracks die bürger 
zur Zahlung der brüchten de vigore zwingen“ 73 ). Ja, er forderte am 
19. sogar den jülichschen Amtmann von Nideggen auf, drei in seinem 
Amt wohnende Personen pünktlich zur Brüchtenzahlung nach Zülpich 
zn senden, da man gerade angefangen habe, die fälligen Brüchteu des 
Erzbischofs ab/.ufiihren 7 ’). Die Nidegger Beamten batten zwar niemals 
etwas Reales von den Brüchten gesehen, so dass sie am 16. Juni 1597 
den Räten geschrieben hatten, sie wüssten nicht, ob der Herzog „der brüchten 
der ort zu Zulpli je in possessione gewesen“; man solle im Kanzleiarchiv 

**) Ib. 21 (1594 Febr. 8). 

*•) Ib. 23. Die Räte schreiben aus Hambach, wo sie zum Landtag 
eingetroffen waren: s. über diesen Tag Stieve a. a. O. 79. 83. 

T ") Ih. 29 (Not.-Instr.). 

71 ) Ih. 36. 

7i ) Ih. 53v. 

”) Ih. 122 f. Einige Brüchten hatte Scheintz erfahren, darunter Dionis 
Schneider 300 Golde., wofür ihm 5 Morgen guten Landes und ein Baum¬ 
garten abgeschätzt wurden; Kour. Unckell u. a. je 10 Goldg. usw. 

74 ) Ih. 115; Zettel mit den 3 Namen llöv Kop. 
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einmal uachforsehen. Aber das Ansinnen Rosts lehnte Kono v. Bins¬ 
feld doch sofort ab mit der Begründung, dass zum Brüchtenverhör der 
Vogt „pillig gezogen und davon nit ausgeschlossen werden sollt“ 75 ). 

Zum Abschied zeigte Jülich noch einmal eine Energie, die bei 
konsequenter Anwendung im ganzen Streit jedenfalls einen andern Aus¬ 
gang herbeigeführt hätte. Als der Amtmann Johann v Binsfeld — 
Konos Sohn und Nachfolger — am 6. Juni 1601 in Hoven 76 ) ver¬ 
nahm, dass zu Zülpich eben ein Brüchtenverhör ohne Vogt im Gauge 
sei, begab er sich mit Scheintz sofort dahin, legte protokollarisch Ver¬ 
wahrung ein und scheuchte dadurch die Brüchtenmeister auseinander. 
Au den Amtmaun von Nideggen und den Zülpicher Vogt erging der 
Befehl, den dritten Pfennig nochmals zu fordern und bei dessen Weige- 
tung — wie es schon ein Menschenalter vorher angekündigt worden — 
unverzüglich alle Brüchthaften im ausserstädtisehen Vogteigebiet und 
sonst im Amt Nideggen „mit dem leib anzuhalden“ 77 ) Den im Jülich- 
schen Ansässigen wurde verboten, nach Zülpich Brüchten zu zahlen. 
Rost v. Wers sah sich zu einem demütigen Entschuldigungsschreiben 
an die Räte genötigt. Darin log er beträchtlich 78 ), und seinen Ärger 
bekundete er beim nächsten Zusammentreffen mit dem Vogt 79 ); aber 
vorerst war er machtlos. Er musste auch einen Jülicher Untertan 
freigeben, den er in Eisen hatte legen lassen, weil derselbe auf den 
herzoglichen Befehl hin das über ihn verhängte Strafgeld nicht gezahlt 
hatte 80 ). Weiteres verlautet über die Sache nicht mehr. 

Der Brüchtenstreit nimmt in den Akten dieser hundert Jahre den 
ausgedehntesten Raum ein. Das Ergebnis ist, dass Jülich von den 
Brüchten nichts bekommen hat, als höchstens die Verzeichnisse. Diese 
boten den Herzogen, soweit sie sich überhaupt noch dafür interessierten, 

”) Ih. 115v—116. Den weitern Verlauf melden die Akten nicht. 

,0 ) Er war dort zufolge „der anbevolhener Commission, die Fürstl. 
Gulische Zülpisehc landdechanei anberuerend“. 1b. 124. 

”) Ib. 131 (26. Juni 1601). Konz. Gleichzeitiges Schreiben an den 
Koadjutor ib. 130 f. Konz. 

7S ) So schrieb er, nie habe er des Herzogs uralter Gerechtigkeit und 
Weistum im geringsten Eintrag getan oder befohlen, dass solches geschehen 
solle, auch mit + Kono v. Binsfeld und anderen dienern kein sonderliche 
disputationes gehabt. Das gerade Gegenteil war richtig. Ib. 134—136 
(12. August 1601). Vorhergehendes Schreiben der Räte an Itost ib. 132 
(26. Juni). 

7 ») Ib. 140. 

•") Ib. 137-141. 
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den gleichen Genuss wie einem depossedierten Fürsten die Karte seines 
ehemaligen Territoriums. Zutreflend schrieb im 18. Jahrhundert der 
Jülicher Geheimrat Zerres nach Durchsicht der Akten; „Wan man 
Gulicher seithen sein voriges gerecbtsam defendirn wollen, [hat] man 
Churcollnischer seithen auf eine conferenz ahngedragen und damit die 
sache eingeschläfert“. 

Das Vogtgeding ward schon längst nicht mehr, wie es § 3 
des Weistums vorschrieb, von dem wisslichen Vogt abgehalten, sondern 
von dem kurkölniscben Amtmann oder Scbultbeissen 81 ). Der Vogt 
hatte nur mehr das Recht „mit beizusitzen“ 8 *). Gegen die Verdrängung 
aus seinem alten Rechte der Leitung wehrte sich Jülich gar nicht mehr. 
Es wehrte sich nur gegen seinen völligen Ausschluss von den Vogtgedin¬ 
gen und gegen die A b Schaffung derselben. Anfang Mai 1570 berichtete 
der Vogt Johann Salm, dass der Scbultheiss Euskirchen nach Belieben 
unterlasse, die Herrengedinge mit Glockenscball anzukünden, wodurch 
das Geding in Vergess gebracht und abgetan werde 83 ). Beim Verhör 
im Vettweisser Fronhof wurde der Scbultheiss vom Amtmann Binsfeld 
gemahnt, die Gedinge wie seit alters „mit dem klockenschlag abkundigen 
und halten zu lassen.“ Wie wenig das fruchtete, erfuhr Binsfeld rasch. 
Mach Weisung der Räte 8 *) begab er sich mit dem Nidegger Landvogt 
zum Dingtage im Januar 1571 nach Zülpich. Aber der Scbultheiss 
hatte sich „abheimisch gemacht“, ihres Erachtens mit Absicht, um ihre 
Gegenwart beim Geding zu verhindern. So konnte dasselbe nicht ge¬ 
halten werden. Nach ihrer Abreise aber kam der Schultheiss prompt 
zurück und liess „unverwartz plötzlich und in der eil in unserm abwesen 
das geding halten, ohne dass Johann Salm, als selbst mit solcher eil 
verschnellert, uns bei guter zeit einge anzeig thun können“ 85 ). Die Räte 
mahnten den Schultheissen, „dass ir das vogtgedinge binfurter auf den 
gewonlich tagen thuet halten und I. F. G. diener dabei zu erscheinen 

8I ) Schon in der Beglaubigung des Weistums durch die Zülpicher 
Schöffen 1375 ist der Amtmann an die Stelle des Vogts gesetzt. Vgl. die 
unten S. 310 ff. folgende Weistiimer-Untersuchung. 

8a ) Auch Heinrich Rosts Chronik (39a 98v) schreibt: „Auf diesen drei 
herrengedingen pfleget der jülicher Vogt persönlich zu erscheinen und bey 
die scheffen in die bank nieder zu sitzen, doch sonder gebot und verbot,“ 
1593 nennt der Erzb. ihn geradezu: „schweigender Vogt“ (39b 17). 

•*) Pal. 260 (Pr. 8. Mai 1570). 

8 ‘) 1b. 262v. S. Anm. 141. 

»•'•) Ib. 267. 
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□it verhindert“ 86 ). Ob er sich daran gekehrt hat, erscheint fraglich; 
deun Salm meldet in seinen Entschnldigungsberichten Ende 1578 nur 
den Empfang der 32 Schillinge „van dem herrngedinge, wilchs drei 

mal im jar feil ich“, sagt aber nichts von der wirklichen Abhaltung 

der Gedinge 87 ). Hubert Scheintz erhob jedenfalls 1591 die gleichen 
Klagen wie Salm und Binsfeld 20 Jahre vorher. Am 6. Mai und 1. Juli 
wollte er den Vogtgedingen „altem brauch nach beiwohnen“; aber „es 
ist kein glock geleutet, kein geding gehalten, viel wieniger sich jemand 

von den [kurkölnischen] beambteu vermerken oder sehen lassen.“ Die 

Beseitigung der Gedinge gelang in diesem Jahrhundert noch nicht; aber 
schliesslich führte, wie wir sehen werden, das System Kurkölns doch 
zum Siege. 

Auch die Dinggebühr von 32 Schillingen suchte der Schult- 
heiss zurückzuhalten. „Jetzt tut der schoultis zu Zulphe noch an dero 
übriger gerechtigkeit der 32 schillink, so dem vorigen vugten jeder 
zeit, auch mir selbs eines theils sonder weigern aus dem herrngedinge . . 
worden, abbrechen“, schrieb Salm in dem erwähnten Bericht vom An¬ 
fang Mai 1570. Im Vettweisser Verhör bestritt Euskirchen das, und 
nach Salms Angabe Ende 1578 scheint die Gebühr ihm fortan entrichtet 
worden zu sein. Dafür erhob sich unter seinem Nachfolger schon beim 
ersten Vogtgeding (6. Juli 1579) Streit über den Wert des Schillings, 
den der Schultbeiss in geringerem Münzfass auszahlen wollte. Der 
Streit zog sich noch mehrere Jahre hin; seinen Ausgang teilen die 
Akten nicht mit. 

Um so lebhafter hallen dieselben wider von Klagen wegen „Tur- 
bierung“ der mit dem Jus gladii verbundenen Rechte. Schon 1526 
batte der Amtmann Ilersel die jülicher Schwertgerechtigkeit durch einen 
bösen Streich lächerlich gemacht. Er schrieb nach Nideggen, man solle 
den Galgen für einen Dieb herrichten 88 ). Als der Vogt das getan 
hatte und nun mit den Honscbaften erschien, um „des diffs zu ge- 
sinnen“, da liess Ilersel denselben laufen, was dem Herzog „gross smahe 
und Verachtung“ eintrug, wie die Jülicher auf dem Zülpicher Tage 
(1526) klagten 89 ). Auf dem Neusser Tage (1529) beschwerten sich die 

M ) Ib. 267V». 

® 7 ) Man kann freilich auch annehmen, dass er in seinen Beschwerden 
über den Schultheiss (Pal. 279 f.) den Ausfall der Gedinge erwähnt haben 
würde. 

® 8 ) S. Kap. II S. 155. 

*») Pal. 12. 14. 

Westd. Zeitscbr. t. Oescb. u. Kunst. XXVIII, Il/III 19 
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Vertreter Jülichs, dass die kölnischen Amtleute die Gefangenen ohne 
des Herzogs Wissen widerrechtlich entliessen; die Kölner „schriftliche 
Antwort“ entgegnet nichts darauf 90 ). Dem Vogt Salm hatte die Re¬ 
gierung eingeschärft, „peinliche fragen und bekentnis mit anzuhören“, 
weil sie vor Vollstreckung der Todesurteile über den Gang des Prozesses 
informiert sein wollte. „Darob ich am schoultiss Zulpg — es war 
wieder Hubert Euskirchen — mit höchstem fleis angehalten, ist mir 
ganz von ime abgeslagen und jeder zeit geweigert worden,“ schreibt 
der Vogt (Dezember 1578). 

Besonders heftig wurde der Streit darüber in den Hexenprozessen 
der Jahre 1596 und 1597 9t ). Philipp Rost v. Wers hatte im Juli 
1696 wieder zwei Hexeu gefangen und wünschte leidenschaftlich ihre 
baldige Verbrennung. In seinem Fanatismus verlangte er vom Erz¬ 
bischof Umgehung des normalen Rechtsverfahrens, erhielt aber von 
diesem den scharfen Befehl, die Verhafteten sofort vor das ordentliche 
Gericht zu stellen und das vollführen zu lassen, „was sich desfalls ver- 
mug der rechten und kayserlich haltzgerichtsordnung aigen und gepueren 
wurdt, auch dem alten herpringen — davon du in geringsten nit ab¬ 
zusetzen ! — gemess ist“ a2 ). Fünf Tage später wurde ihm auf seine 
Mitteilung, dass die Hexen gestanden hätten, nochmals befohlen, „die¬ 
selben vor recht ohn fernem aufzug zu stellen, furter sie altem brauch 
nach, und anderer gestalt nit, justitizieren zu lassen“ 93 ). Jülich weigerte 
sich, die Hexen zur Hinrichtung anznnehmen; es verlangte vorher Bei¬ 
wohnung der Tortur 94 ) und Übergabe der sämtlichen Prozessakten, 
damit man „zuvoren reiflich erwegen möchte und nit also ex abrupto 
über leib und leben, welchs hochbeschwerlich, urtheilen dürfe“ 95 ). Von 
besonderem Interesse ist unter seinen Gründen die Schilderung des llon- 
schaftsgerichts auf der Kempenerheide: „Es ist zwär ze wäre: 
fürwahr] ein beschwerlicher handel, dass zehen oder zwelff hausmemier, 
ungelärte laien, auf einer blosser beiden, under dem blauwen himmel 
sich nidersetzen, ex abrupto über leib und bluet urthailen sollen, da 

#u ) 8, 115. 

*'_) Aus dem kulturgcsehichtlilih interessanten Inhalt der Akten folgt 
hier nur das direkt zum vorliegenden Thema Gehörige. (Auch Kap. II A. 28. 
89 ist 159(5—97 zu lesen; ferner ib. S. 151 Z. 4 v. u. und A. 17: 1968 statt 
1386, und S. 355 Z. 2 v. u.: Jülicher st. Zülpicher.) 

") 39b 81: 1596 Xov. 16. 

»») Ib. 32: 1596 Xov. 21. 

® 4 t Präzedenzfall dafür ib. 

MS ) Ib. 28: Xov. 21 (Xot.-Instr.) 
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sie doch von dem umbstehenden, andringenden landtraan nit sovil 
raums noch platzen haben kunnen, dass sie sich eines worts in gehaim 
besprechen oder underredden muckten“ 96 ). Rost v. Wers und der 
Koadjutor Ferdinand bestritten die Jülicher Ansprache: in Kriminal- 
fällen habe der Herzog kein anderes Recht, als dass seinen Beamten 
die Missetäter nebst ihren Bekenntnissen durch die kölnischen Beamten 
überliefert würden, um „furter die exekution der gebuer ins werk zu 
richten und vollenziehen zu lassen“, schrieb Ferdinand 07 ). Monatelang 
dauerte der Streit. Insbesondere setzte Rost v. Wers, der Ende Mai 
und Anfang Juni drei neue Opfer erbeutet hatte, alles in Erregung, um 
2 u seinem Ziele zu gelangen 98 ). Er siegte: am (>. Juni wiesen die 
Düsseldorfer Räte den Nidegger Amtmann und den Vogt von Zülpich 
an, die Gefangenen für diesmal in der von Köln verlangten Form an¬ 
zunehmen, jedoch mit notariellem Protest, dass solches den herzoglichen 
Rechten keinen Abbruch tue "). So wurden denn die drei noch lebenden 

»•) Ib. 72: 1597 Juni lß. 

l ' 7 ) Ferdinand an Herzog Johann Wilhelm ib. 64—65 (^Or): 1597 Juni 7. 
Die Räte hatten damals, ohne dass Ford, es wusste, bereits nachgegeben. 

**) Zwei seiner Opfer hatte ihm zu seinem grössten Arger der Tod 
entzogen. Die eine hatte sich aus einem hohen Fenster am Burgturin lierab- 
gestürzt, um zu fliehen und dabei „ihr leben jemmerlich geendet“ (ib. 43)- 
Die andere, Ploentgen [Apollonia] aus Bessenich, war vor Schrecken ge¬ 
storben, als mit der Folterung begonnen werden sollte (3. Juni). Rost v. Wers 
schrieb sofort, drohend wie ein Rachegeist, an Binsfeld: die Schuld an solchen 
listigen Teufelsanschlägen, solle „denjenigen, welche in mora justitiae sein, vor 
gott und der weit auf- und zugeleget werden“. Es habe der Hexe nämlich „der 
teuffel den halss hynden irn genycks zerbrochen“, was er durch eine effekt¬ 
voll-anschauliche Detailschilderung und „durch darzue beroefene drei ver- 
scheidene chyrurgos“ erhärtete. Er stehe „nit unpillig in der Vorsorgen“, dass 
auch die anderen Hexen durch „dergleichen list des teuffels ... zum verderben 
entlieh gebracht werden“ — ihn treffe in diesem höchst wahrscheinlichen 
Falle keine Verantwortung: er wolle „desfalls entschuldigt sein und pleiben“ 
(4. Juni; ib. 60). Dies direkte Eingreifen des Teufels brachte denn auch 
alles aus Rand und Band. Schaltheiss und Schöffen des Zülpicher Hoch¬ 
gerichts bestürmten Binsfeld am gleichen Tage (ib. 62—63), und Binsfeld 
schickte unverzüglich die beiden Schreiben an die Räte (5. Juni; ib. 59). 
Deren Weisung vom 6. Juni (s. o.) war wohl schon infolge Berichts des 
Nidegger Vogts (4. Juni; ib. 47) erlassen worden, denn sie nimmt im Ein¬ 
gang darauf Bezug. 

ll *) lb. 57. Konz. Bei bedenklichen Vorkomnissen oder Widerruf der 
Bekenntnisse sollten Amtmann und V'ogt die Hexen „von dannen in unsere 
hafft gen Nidcggen“ liefern lassen. Sonst war es bräuchlich, wenn „der 
ubcltheter seine vorige bekantnuss widerrif, wird er uf Keinpener heide in 

19* 
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Unglücklichen am 28. Juni, morgens 11 Uhr, vor der Zülpicher Hacht 
dem Vogt Scheintz übergeben, nachdem der Protest mit ausgiebiger 
Förmlichkeit, Rede und Gegenrede, angebracht war. Auf der Kempner- 
heide, wo man um 2 Uhr ankam, wiederholte sich die Formalität. Hier 
war das Honschaftsgericht mit dem Amtmann Binsfeld versammelt. 
Der Nidegger Landvogt verlangt die Urgichten; Amtmann, Schultheiss, 
Gerichtsschreiber und Schöffen von Zülpich verweigern das als „nit 
preuchlich“ : erst müssteu die Missetätigen vor die Richtbank gestellt, 
„allsdau inen die urgichten durch den Zülpicher gerichtschreiber 
vorgelesen, der missthediger bekennen oder leugknen darauf angehört 
und demnegat die urgichten ins gericht ubergeben werden.“ Erneuter 
Protest vor Notar und zwei Zeugen; dann handeln die Kölnischen, wie 
sie gesagt, und entfernen sich. Hierauf liest Scheintz den vielgequält eu 
Opfern die umfangreichen Urgichten 10 °) nochmals vor, und jede der 
Unglücklichen sagt auf die Fragen des jülichscheu Anwalts nochmals 
Ja zu jedem der unsinnschäumenden Punkte der Bekenntnisse. Damit 
war dem Formalismus endlich genügt: das Urteil (Feuertod) ward durch 
den jülichschen Scharfrichter „auss bewelh des vogtens obgemelt alspaldt 
auf Kempener beiden exequiert“ 101 ). — 

Von allen Gefangenenverhören ward Scheintz stets ferngebalten: 
dagegen half keine Schlauheit uud keine Beschwerde I01 ). Derselbe 
Vogt führt Klage über Unregelmässigkeiten bei der Schöffen wähl: 
Die kölnischen Beamten ernannten Schöffen ohne ordnungsmässiges 
Wahlverfahren, „damit man nit eigentlich und offeubarlich sehen und 
hören künne, ob auch die einsetzungk und beeidungk ordentlich be- 
schehe“ los ). Der alte Schöffeneid 104 ) lautete auch auf den wisslichen 
Vogt, uud schon auf dem Zülpicher Tage 1526 interpellierten die 
jülichschen Gesandten die kölnischeu darüber, erhielten aber beruhigende 
Antwort 105 ). Salm meldete 1578: „Den alden beschriebenen scheffen- 

ein schuer gefuert und abermals zu peinlicher frag gestellt“ (Erk. 1553; 
Pal. 183). So sagten auch die Kölner: 39b 25. 

10 °) Sie füllen in den Akten 21 Folioseiten: mit den zugehörigen 
Zeugenaussagen 34 Seiten. 

,0 ‘) Der ganze Bericht 39b 83 — 112. 

,0i ) Vgl. den von Scheintz ausführlich erzählten Spitzbubenfall 39a 
GOv—61. 

* 03 ) 39b 13v. — >"‘) Kap. II Arnn. 48. 

,os ) „In dem scheffeneidt ist eyn wisslich vaigt mit in benant ind 
dem gelicb eym bischoff van Collen vereidt der erffvagdien hälften“: Kölner 
Antwort 39b 1 v; Pal. I3v. 
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eidt, wilcher schier verloschen, haben ich niet mit geringer moie wider 
in ubung bracht, also da nu hinfort neuwer scheffen angenhomen werden, 
keine andere als dise aide form ihnen furlesen wirt“ * 06 ). Am 9. Juli 
1580 schrieb jedoch Rudolf v. Aich: diesen Eid, dass der neugewählte 
Schöffe „E. Fürstl. Gn. trew und holt sein woll, hat er [der Schultheiss 
Hub. Euskirchen] verdunkelt bleiben laissen und in abwesen E. F. G. 
diener die scheffen nach seinem gefallen schweren laissen“ 107 ). 

In einem zweiten Bericht vom selben Tage schildert er die Ver¬ 
wahrlosung der Palen zr e cht e: „Nun aber haben E. F. G. vor mir 
gewesene diener alsolche [Palenz-] gedinger durch nachlessigkeit viel- 
mahlen treiben laisen . also dass schier E. F. G. hoicheit desfals 
halb verwüstet worden“ 108 ). In der Tat spricht sein Vorgänger 
Salm in dem Rechtfertigungsschreiben Ende 1578 nie von der Abhaltung 
der Palenzgedinge, sondern nur von der Erhebung des Zinses. Als der 
neue Vogt die Gedinge wieder einrichtete, stiess er auf grosse Schwierig¬ 
keiten. Laut Protokoll vom 10 Januar 1581 waren damals nur vier 
Schöffen anwesend. Acht Personen wurden als dauernd ungehorsam 
festgestellt; der Palenzschöffe Johann Leuflfgen war in zwei Jahren nur 
ein einziges Mal erschienen 109 ), hatte also fast immer gefehlt. Die 
Bestrafung der Säumigen half nichts; denn sie weigerten sich zu zahlen, 
indem sie „auf den cölnischen ambtmann Wilhelmen Spiessen sich ver- 
troesten, derogestalt als ob derselb sich in all E. F. G. hoich- und ge- 
rechtigkeit — damitten er doch dieser ort niet zu schaffen — under¬ 
nemen soll, und was E. F. G. zostendig, dass er solchs nach sich 
schlagen woll“. Unter diesen Umständen liess der Vogt sich 
wenigstens seinen Fleiss in der richtigen Abhaltung der Gedinge durch 
die vorhandenen Schöffen bezeugen, „dweil augenscheinlich am tag, das 

,un ) Pal. 279v. 

107 ) 39a 17. Unberechtigt ist der im gleichen Bericht gegen den 
Scliultheissen erhobene Vorwurf der Weistumsfälschung. Die Be¬ 
schuldigung stützte sich darauf, dass beim Geding vom 6. Juli 1579 das 
Weistum nicht, wie früher, aus einem Büchelchen, sondern „aus einem 
langen, von pergament geschnidenen rolgen“ verlesen wurde, iu dem es 
hiess, „das die vogtey dem churfursten zostendig“, was im Büchelchen 
nicht gestanden hatte (ib. 29). Die Sache liegt jedoch einfach: das Büchelchen 
hatte das Weistum in seiner ältesten Fassung enthalten, ohne den § 18 (der 
die betr. Bestimmung über die Vogtei hinzufügt), das Röllchen dagegen in 
seiner erweiterten, aber schon vor 1375 festgelegten Form. S. darüber die 
Wcistürner-Untersuchung ain Schlüsse unten S. 318—321. 

108 ) 39a 22—23. — •••) 1b. 47—48. 
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seiner F. G. nit allein dieses gerichts, sondern auch wegen nitbaltang 
des vogtgedings mirklicher abbruch geschieht“ ll °). Das Weitere über 
die Zustände der Paleuz folgt unten, 

G&dz anders lagen die Dinge in Burgbann und Beifang. 

Dafür geben zunächst die Akten über die unaufhörlichen Grenz¬ 
streitigkeiten bei Nemmenich, Liuzenich und Lövenich 111 ) einen Beleg. 
Friedrich v. Eltz, Herr zu Drimborn, hatte in Nemmenich au- 
schlagen lassen, dass bestimmte Ländereien dort dingpflichtig seien und 
gerichtlich vererbt werden müssten 111 ). Nemmenich lag im Burgbann. 
Deshalb schrieben am 18. Mai 1562 113 ) Schöffen und Rat von Zülpich 
an Eltz, das Land werde auf dem Zülpicher Yogtgedmg vor einem 
wisslichen Vogt von Hembach aus- und eingegeben (Weist. § 5). Die 
kurkölnische Regierung schloss sich dem an mit der Aufforderung, das 
so zu lassen ,u ). Die Schöffen vou Nemmenich richteten nun gegen 
die von Zülpich eine interessante Darstellung des faktischen Zustandes 115 ). 
„Obwol die Zulper auf ire weissthumb bawen, so seind sie doch dem¬ 
selben nach weit in keinem gebrauch.“ Ihrem Weistum nach würde 
allerdings nicht nur dem Haus Drimborn, sondern auch dem Herzog 
„uberauss vil darumb her und ander mehr an hocheit und gerechtigkeit 
abgezogen werden“. Aber „wiewol sie weisen bis zu Nommenich ins 
dorf an die lindt, so haben sie doch bis anher mit irem aussgehen 
demselben nach sich weit nit gehalten, vil weniger daselbst . . sonder 
die von Nommenich alle zeit dabei mit dem umbgangk [Grenzbegang] 
und gebrauch ohn widersagen gelassen; wie sie dan auch weisen bis zu 
Sintzig [Sinzenich] an das schloss, dergleichen bis bey Bolem, da sie 
alles weit und breit keinen gebrauch haben.“ Tatsächliche Belege 
erhärteten das Gesagte. 

Auf Jülicher Boden blieb das Weistum stets ohne Wirkung. Am 
15. Juli 1587 hatte der Zülpicher Schultheiss bei dem jülichschen 

uo ) Für den Fleiss des Vogtes zeugt auch die Erneuerung des Paleuz¬ 
zingels im Beisein sämtlicher Schöffen der Palenz am 26. April 1580; ib. 50 — 54, 

in ) Dieselben füllen fast den ganzen Bd. 41. Dazu die Carta tigurativa 
(ursprünglich ib. Nr. 6 fol. 17; jetzt Düsseid. Archiv, Karten III 9). 

ll2 ) 41, 70v f.; vgl. 72v: „Ich hob von E. F. G. ein dinkbank bey 
Zulph gelegen, Nommenich genaudt, zu lein, da ich weiter kein gerechtig¬ 
keit, dan scholthiss und scherten zu setzen und zu entsetzen; sunst haben 
E. F. G. alle hoich oberkaidt gewalt.“ (Fr. v. Eltz an Herzog). 

1,a ) Ib. 70v—71v. Kopie. 

,M ) Ib. 71v—72 (1502 Juni 28). — ,1S ) Ib. 74-76. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Zur Geschichte der rheinischen Pfalzgrafschaft. 


289 


Dorfe Rövenich, „nit weit von Zulph und nahe bey dem Mergenforst, 
und also zwischen den „limiten des im weissthumb angedeuten beifanks“ 
einen gewissen Degenhart Rottheubt gefangen genommen und nach Zülpich 
geführt. Er musste ihn aber auf Befehl des Herzogs dem Nidegger 
Landvogt „wider auf selbig ort und platz bei Rövenich, da er den¬ 
selben gefangen, widerliefern “, worauf er zu Nideggen „justifizirt und 
executiert ist worden“ 116 ). 

In einem Erbschaftsprozess zu Oberelvenich — im Beifang — 
hatten Schaltheiss und Schöffen von Zülpich an die zu Oberelvenich 
eine Penal-Inhibition ergehen lassen, was ja mit dem Weistum in Ein¬ 
klang stand. Der Herzog Johann Wilhelm erhob jedoch (11. Juli 1594) 
scharfen Einspruch, weil das Dorf Jülichsch war, und erliess eine strenge 
Strafandrohung wider alle, die in die Jülicher Jurisdiktion eingreifen 
würden. Philipp v. Hompesch zu Schloss Boiheim erhielt den Befehl, 
„ernstlich und bei Vermeidung einer namhaften peen“ vorzusehen, dass 
„der angemassten inhibition mit uichten folg geleistet werde.“ Dieser 
verbot den Parteien bei schwerer Strafe, vor Schultheiss und Schöffen 
in Zülpich zu erscheinen oder zu prozessieren, und schrieb auch „sehr 
stark“ an die letzteren. Zugleich begaben sich auf Weisung des Her¬ 
zogs Vogt und Gerichtschreiber von Nideggen nach Zülpich, und der 
von ihnen dort energisch vertretene Grundsatz: Jülichsche Untertanen 
dürfen „mit keinen auswendigen rechten beschwert und an keine frembde 
gerichter gezogen werden,“ siegte: Schultheiss und Schöffen gaben den 
Prozess auf 117 ). 

Zu einer eingehenden Auseinandersetzung über das Weistum kam 
es auf dem Herrengeding vom 13. Januar 1597. Der Schultheiss 
Axer liess dort eine ausführliche Protestation verlesen 118 ), wie „die 
gulische benachparte ambtleut und sunsten understanden, angedeuttem 
weissthumb ein abbruch zu thun : verschiedene dorfer, so wohl guilisch 
gelegen, gleichwol zu Zülpich laut gedeuts weisstbumbs dinkrurig sein, 
au andere orter, ir urthel zu holen, hinweisen.“ Ferner, wie sie „das¬ 
jenige, was von undenklichen jahren das weissthumb beschlossen und 
noch auf diese stondt an diesem hohen gericht vererbt wird . ., nach 
sich ins Entzener gericht . . unfritsamb verziehen.“ Oberelvenich 
und andere Streitfälle dienten als Argument. 

Das gab den Jülichern Anlass, das ganze Weistum einer Kritik 

"*) 39b 70. — U! ) Belegstücke ib. 75—82. 

II# ) Ib. 37—38; Kopie, die Scheintz mit grosser Mühe am 15. erhielt. 
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zu unterziehen 119 ). Nicht „allgemach von wegen der gulischen benach¬ 
barten ambtleuten understanden“, sondern landkundige Wahrheit sei, dass 
die in § 4 (Burgbann) „ernente dorpfer gulischer landfurstlicher hoher 
oberkeit undengehorig, nirgents anders dinghruerig oder gerichtsbar 
gewesen als unter Irer F, G. laudgerichter“, die einzeln aufgezählt 
werden. Dass diese Dörfer „zu Zulph solten gerichtsbar sein, solches 
wurdt da (§ 5) wol geschrieben, aber kann kein possession davon be¬ 
wert noch beibracht“ werden, wohl aber von seiten des Herzogs. In 
den Beifangsgrenzen (§ 6, 7) werden die Zölpicher keinen einzigen 
Fall beibringen können, dass sie „da des angriffs, fangens und spannens, 
buessens und strafens in atrocioribus et capitalibns oder auch levioribus 
delictis je in possessione actuali et reali gewesen oder noch sein“. „Dass 
aber zwischen diesen termiuis, soviel derselben in gulischer hocheit ge¬ 
legen“, der Herzog „je und alleweg“ diese Rechte ausgeübt, „davon 
kunnen viel verscheidene actus auf allen nothfall beibracht werden“. 
Ebenso wird § 8 (Lieferung aller Missetäter im Beifang in die Zülpicher 
Hacht) zurückgewiesen: „dieses ist der churfurst noch die statt Zulpge 
nie in possessione gewesen, contrarium aber dieserseiths exerciert worden 
und noch geuebt wurdt“ 12 °). Mit § 9 (alle Beifangsbewohner sollen 
ihr Urteil in Zülpich holen) wollen die Kölner des Herzogs „under- 
thonen von dem ordentlichen landtgericht ab ans gericht Zulpge brengen, 
da doch ein jeder gulischer underthan an dem landtgericht, darunder 
er gesessen oder seine gueter ligend hat, vor sowol als seithero auf- 
gerichter landsordnung, urthail und recht gesucht und genommen“ m ). 

Wie wir sahen, entsprach die Praxis diesen Darlegungen. 


”*) Ib. (iß —82: zunächst eine spezielle Widerlegung der Axerschen 
Beschwerden bez. des Weistums, dann (69—74) Gesamtkritik desselben. 
Diese setzt bei 5; 8 ein; § 1 und 2 (Burgfrieden) batte für Jülich weniger 
Interesse. 75 — 82 folgen Belegstücke. — Das den jül. Beamten vorliegende 
Exemplar des Weistums hatte eine andere Paragraphierung als der Tille¬ 
sche Druck: es zählt § 7 (Tille) zu $6, also = Lacomblet. Bei dem Fehlen 
sonstiger Vergleichsziffern lässt sich jedoch nicht entscheiden, ob die Ein- 
teilung überall der bei Lac. entsprach. 

1S0 ) Vgl. dazu die Weistümer-Untersuchung. 

'- 1 ) Aus der Fortsetzung der Kritik ist noch Folgendes von Interesse. 
§ 10 (Feuerungsrecht des Erzb. in vier jülichschen Forsten): Kein Mensch 
sei so alt, der jemals eine Ausübung dieses Rechtes gesehen habe. „Solt 
auch noch ein seltzam ansehens machen, wan jemaudts in eines andern 
herrn hocheit, in nachbar-erbbuschen under solchem praetext des weiss- 
thumbs etwas understehen wurdt.“ § 11. 12 (Bannmeile): das Geleitsrecht 
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In den Schrecken des Truchsessischen Krieges erhielt Zülpich noch 
einmal eine Jülichsche Besatzung, und zwar auf Grund der alten Vogtei- 
gerechtsame. Als im Juni 1587 Geldrisches und Wachtendouksches 
Kriegsvolk „sich in den nächst [Zülpich] umbliegenden huschen und 
fruchten versteckt“ hielt und einen Angriff auf die Stadt befürchten 
liess, schrieb Thomas Axer im Namen von Bürgermeister, Schöffen und 
Rat an den Amtmann von Düren und Nörvenich, Erbschenk Johann 
v. Vlatten, wes sie sich im Notfall von ihm getrösten dürften? '**) 
Andern Tags kam der Bürgermeister selbst zu dem Erbschenk nach 
Froitzheim und bat ihn um Hilfe 123 ]. Während noch die Verhand¬ 
lungen darüber schwebten 124 ), nahm der gefürchtete Kriegsoberst Martin 
Schenk v. Nideggen in der Nacht des 22. Dezember Bonn ein, und in 
Voraussicht des unmittelbar drohenden „vielen jamers, Verderbens und 
Schadens“ hielten nun Bürgermeister und Rat bei dem jülichschen 
Marscball Bertram v. Nesselrode dringend und inständig an, „inen mit 
notigen schütz und schirm vorzustehen und ihnen etlich kreicbsvolk in 
besatzung zuzuscbicken. “ Nach einigem Bedenken legte darauf Nessel¬ 
rode 100 Soldaten in die Stadt Iav ), deren Schlüssel jedoch die Bürger 
behielten m ). 

Das Besatzungsrecht ward ausdrücklich daraus abgeleitet, dass 
„ Ihre F. G. alsolche erbvogtei von der Churf. Pfalz zu leben tragen" 12 ‘). 

des Erzb. wird bestritten; Belegfall aus dem vergangenen Jahre. Dagegen 
wird das Marktgeleit, von dem ^ 12 ausschliesslich handelt, gar nicht er¬ 
wähnt. § 13 (Grut) und § 14 (Geleit in der Bannmeile; fehlt bei Grimm) 
werden übergangen; die Entgegnung auf g 15 ist schon Kap. II A. 99 mit¬ 
geteilt. $$ 1(1 bleibt unerörtert, weil für Jülich belanglos. § 17: Wofern 
-interessentes [Jülich] dazu berufen, wurdt der beschaidt (die Weisung der 
Rechte von Vogt und Erzbischof | zweifelsohne wol anders gefallen sein.“ 
§ 18 [Zuweisung der Vogtei an den Erzb. ] ist „diesem vermeinten weiss- 
thuinb an verschiedenen orten und dem alten herbringen durchaus zuwider.“ 
Auch f. 69 wird bereits betont, dass diese Bestimmung dem sonstigen Inhalt 
des Weistums widerspricht. 

***) 40 (Akten, die in die Stadt Zülpich hineinverlegte Jülichsche Be¬ 
satzung betr.) f. 1: 1587 Juni 1(5. Vgl. auch f. 3: Brief Vlattens an Vize¬ 
kanzler v. Hardenrath. Juni 17. 

***) Vlatten an Hardenrath ib. 4: Juni 18; Scheintz an Hz. Wilhelm 
ib. 6: Juni 18. 

m ) Hz. Wilhelm an Marschall Nesselrod ib. 10; Juni 19 (Konzept). 

,M ) Nesselrod an Hz. ib. 17. 22 : Dez. 30. 31. Vgl. dess. Bericht 
ib. 11: Dez. 24. 

,!Ä ) Ib. 64. 

117 ) Vertragsentwurf des Hz. ib. 16. 
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Aber Herzog Wilhelm IV. dachte nicht daran, mit der Besetzung den 
Besitz der Stadt erlangen zu wollen. Bestrebungen, wie sie einst sein 
Namensvorgärfger Graf Wilhelm IV. gehegt, lagen ihm völlig fern. 
Gleich am 19. Juni, bei der ersten Erwägung der Sache, verwahrt er 
sich sorgsam: dass dadurch „dem churfurst zu Coln an S. L. hoche 
und gerechtigkeit nichts benommen, sondern Vorbehalten“ werde 1 * 8 ). 
Auch in den erfolgreichen Verhandlungen mit Schenk zum Schutz der 
Stadt ist nur die Rede von ihrer Beschirmung während des Krieges, 
nach dessen Ausgang der Herzog sie dem Erzstift „wieder inruemen und 
uberliebern solle 1 * 9 ). In gleich friedlichem Sinne legte er auch dem 
Erzbischof Ernst die Gründe seines Handelns dar, „der freund- 
und vatterlicher Zuversicht, E. L. werde dasselbig auch also in dem 
besten verstehen und die besatzung auf dem haus zu Zulpg, so E. L. 
erzstift zu gutem und sonst allem unlieil soviel möglich vorzubawen 
beschehen, sich nit zuwider sein lassen u ,so ). Ebenso schrieb er dem 
Domkapitel. Und wie er sich bei Scheuk als Fürsprecher für die Stadt 
Bonn und das Kassiusstift auf deren Bitten verwandt hatte 131 ), so bot 
er sich auf Schenks Anregung auch dem Erzbischof als Friedensver¬ 
mittler „zu guetlicher hinlagung dieses verderblichen, beschwerlichen 
kriegs“ au. Kurz: uicht nur die zahlreichen, in der Angelegenheit 
geschriebenen Briefe, sondern auch die Handlungen des Herzogs be¬ 
zeugen, dass er sein Vogteirecht — von dessen Inhalt man übrigens 
bei der Jülicher Regierung nichts Bestimmtes mehr wusste 13 *) —, 
wirklich nur in wohlmeinender Absicht, znm Schutz der Stadt, aus¬ 
üben wollte. 

'-*) Konz. Mand. il>. 10. Wenn Schenks Truppen die Stadt ein¬ 
nähmen, solle Nesselrode eiligst sorgen, die Feinde auszuweisen und die 
Stadt in seine |des Ilz.| Hand zu bringen, ebenso die Ziilpicher fragen, „ob 
sie auch der unsern, als des erbvogten und schirmherrn zu ihrer beschiitzung 
und handhab . . bei sich einzulassen und zu gestatten . . gemeint“; dazwischen 
steht obige Verwahrung. 

1S ») Ib. 20v. 

"°) 1b. 35—36. So auch in einem Nachtrag: „Insonderheit, dass es 
nit in meinung, E. L. und das erzstift im geringsten zu prejudizieren oder 
daraus ein sonderlich vurtheil zu schepfen, furgenommen.“ (Schriftl. Ant¬ 
wort an riiil. Bost als erzb. Gesandten in dieser Sache; ih. 37.) 

131 ) 1h. 25—28 Bittschriften der Stadt Bonn und des Kapitels; 30: 
Fürsprache des II/.s. für Bonn, 31 dosgl. für Dechant und Kapitel St. Cassii, 
1588 Jan. 7. 

,3i ) ltechtsgutachten Hardenraths 1588 Marz 9; ib. 52 Brouillon, 
53 — 57 Reinschrift. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Zur Geschichte der rheinischen Pfalzgrafschaft. 293 

Die Besetzung war auf Bitten von Bürgermeister und Rat ge¬ 
schehen. Der erzbischöfliche Schultheiss dagegen, der wohl Hülfe im 
Notfall, aber keine Einlagerung gewünscht, hielt das Schloss mit einigen 
kurfürstlichen Soldaten in seiner Gewalt 133 ). Nun kam die Wendung 
der Dinge: Alexander v. Parma sandte dem Erzbischof Ernst eine 
starke Truppenhilfe unter dem Kommando des Prinzen v. Chimay, Karl 
v. Croy. Dieser forderte (5. März 1588) die Entfernung der jülich- 
schen Besatzung 134 ). Marschall Nesselrode drängte seitdem unablässig 
anf deren Zurücknahme ,35 ). Der Prinz gab zwar bald seine Forderung 
auf 130 ); um so mehr aber bestürmteu die Zülpicher, geängstigt durch 
Rost v. Wers und den Kammerrat Paul Stoer, den Marschall, die 
Soldaten abzurufeu. Ein Zeichen der herrschenden Aufregung ist, dass 
aus den Tagen vom 5. bis 31. März nicht weniger als 21 Schriftstücke 
in der Sache vorliegen. Das Ende der Episode war die Zurückziehung 
der Besatzung 137 ). 


In der oben geschilderten Entwicklung bis 1609, bis zum Erlöschen 
des Herzoghauses Jülich-Kleve-Berg, treten zwei Punkte hervor: auf 
Jülicher Boden besitzt der Erzbischof kein einziges der Rechte, welche 
das Weistum ihm zuspricht; in Zülpich dagegen wird Jülich auf der 
ganzen Linie immer mehr zurückgedrängt. Das erstere ist nur der 
Fortbestand des ursprünglichen Zustandes 138 ); für den zweiten Punkt 
seien in Folgendem noch die Gründe angegeben. 

Kurköln besass in Zülpich schon von selbst ein mächtiges Über¬ 
gewicht dadurch, dass es die Herrschaft iunehatte und durch seine Be¬ 

amten unmittelbar ausübte. So waren die Interessen der Bewohner — 

133 ) 1b. 17. 64. 

134 ) Ib. 42. Croy wünschte Zülpich für sich als Quartier; s. Fr. Küch, 

Die Lande Jülich und Berg während der Belagerung v. Bonn 1588. Zschr. 

d. Berg. Geschichtsvereins XXX 219. Ilardenrath schlug in seinem Reclits- 
bedenken v. 9. März (s. A. 132) vor, wenn der Prinz die Besatzung fort 
haben wolle, ihm nicht zu widerstehen, sondern mit guter Protestation den 
Ort zu räumen. 

,,s ) Zuerst März 5; ib. 39. 

13# ) März 16 (Fait ä Duyts): ib. 67, Or. mit S. u. eigenh. Unterschrift; 
68 Kopie. 

,S7 ) Das letzte Schriftstück (Kurf. Firnst an Hz.: Kredenz für Rost) 
ist vom 21. Juni (ib. 80); Instr. für Rost, die versprochene „ab Schaffung 
obgerurter Soldaten“ kategorisch zu fordern, ib. 81. 

I38 ) S. die unten folgende Weistümer-Abhandlung. 
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auch der Palenz — durch die tausend Beziehungen des täglichen Lebens 
auf sie angewiesen. Wir hören denn auch nur ein einziges Mal in 
dieser ganzen Zeit, dass „etliche, so I. F. G. [dem Herzog] treu und 
hold sein“, den Vogt durch einige Mitteilungen über Eingriße des 
Schultheissen unterstützten, und sic wagten das nur „vertrauweter weiss“ 
und „heimlich“ 139 ). 

Die Jülichschea Vögte kamen nur hin und wieder zu Geding 
und Gericht in die Stadt und hatten dort keinen Einfluss 140 ). Und 
wenn ausnahmsweise ein Vogt, wie Johann Salm, in Zülpich sesshaft war, 
so erschien das eher als ein Hindernis für die Ausübung seines Amtes 141 ). 
Denn er war dadurch den Schikanen der kölnischen Beamten direkt 
und dauernd ausgesetzt. Selbst die absolute Ruhe, deren Salm sich 
jahrelang befleissigte, schützte ihn nicht davor 142 ), der Vogt war schon 
au sich dem Amtmanu und Schultheiss ein Dorn ira Auge. Kurköln 
beherrschte in Zülpich die Situation und benützte das zu tunlichster 
Verdrängung der jülichschen Konkurrenz. 

Deu grössten Vorschub leistete ihm dabei die jülichsche Regierung 
durch ihre Gleichgültigkeit und Nachlässigkeit in dieser Sache, die für 
sie kein Interesse hatte. Wenn die Vögte sich um Auskunft nach 
Düsseldorf wandten, so kam fast ausnahmslos das Echo zurück: „Soll 
der vogt sich fleissig erkundigen, auch, was er in erfarung bringt, 
umbstendlich uberschreiben.“ Die Vögte suchten dann bei aller Welt 
Nachrichten zusammen, und die Räte vergassen sie wieder 143 ). 

Von der Nachlässigkeit der Räte haben wir schon genugsam 
Proben mitgeteilt. Sie erklärt es auch, dass Kurköln auf Beschwerden 
jahrelang ungestört die Antwort schuldig blieb oder einfach ganz schwieg. 

,3# ) 39b 13v. 

14 °) Der Zinsmeister der Palenz kommt nicht in Betracht; er ist im 
öffentlichen Leben bedeutungslos. 

m ) So wurde am 10. Mai 1370 der Nidogger Landvogt angewiesen, 
neben Job. Salm die Herrengedinge besitzen zu helfen und der Benach¬ 
teiligung der herz, liechte zu wehren, „ob vielleicht bcmelter I. F. G. Vogt 
Job. Salm, dweil er binnen Zulpge sceshaft, solichs für seine pqrson allein 
nit tliuen kondte oder wolte“. (’edula der Räte an den Landvogt; Pal. 262. 

,4a ) Vgl. Anm. 48. 1578 (Pal. 280) hatte er eine weitere Probe von 

der gehässigen Grobheit des Schultheissen zu verzeichnen. 

143 ) Für die Geschichte hat die Unkenntnis der Räte das Gute gehabt, 
dass dadurch eine ganze Anzahl von Mitteilungen der Vögte über die Kechts- 
zustände in Z. — teils systematische, teils gelegentliche — veranlasst wuide. 
Auch das Original - Manuskript der Zülpicher Stadtchronik des Schöffen 
Heinrich Rost ist uns auf diese Weise erhalten geblieben. 
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Auch die beständige Suche nach den Weistümern ist charakteristisch. 
Auf den Rand der Rechtsaufzeichnung vom 19. Mai 1553 ,44 ) schrieben 
die Räte ausser anderen, von ihrer Unkenntnis zeugenden Bemerkungen 
auch: „No. will der vogt mit vleiss daran sein, das er copei des 
weissthumbs bekommen mog“. Dass sie selbst das Weistum in der 
Kanzlei besassen, wussten sie gar nicht. Nachdem sich der Nidegger 
Landvogt 1545 vergeblich um eine Abscluift bei den Zülpicher Schöffen 
bemüht hatte 145 ), glückte es 1553 endlich, eine solche nach Düsseldorf 
zu liefern, wo sie stolz als „Aigen weissdurnb und bekentnuss dero 
van Zulpge“ registriert wurde 146 ). Salm übergab am 4. September 1568 
nochmals ein Exemplar 147 ), Scheintz am 19. Mai 1584 ein weiteres 148 ) 
— und als dann Hardenrath im März 1588 für sein Gutachten drin¬ 
gend des Weistums bedurft hätte, war es wiederum völlig verschollen; 
nur einen Lehnsbrief vermochte er aufzutreiben. Mit dem Palenz- 
weistum ging es nicht besser. Die Räte hatten davon eine Pergament¬ 
ausfertigung und mehrere neuere Abschriften im Archiv. Trotzdem Hessen 
sie den Vogt Salm in Zülpich von einem zum andern laufen, bis er endlich 
von den Erben des verstorbenen Vogts eine Abschrift erhielt und ihnen 
einsandte. Scheintz klagte noch anderthalb Jahre nach seinem Amts¬ 
antritt. dass er von seinem Vorgänger noch immer das Weistum nicht 
erhalten könne, obwohl er desselben zur Abhaltung der Gedinge sehr 
benötige. Diesmal erinnerten sich zwar merkwürdigerweise die Räte 
an die Existenz des Weistums in der Kanzlei; sie schrieben an den 
Rand des Berichtes: „Sol dem Vogt das weissthumb, wie es alhie in 
der canzlei vorhanden, mitgetheilt werden*'. Dabei blieb es jedoch; 
trotz wiederholten Bittens erhielt der Vogt das versprochene Exemplar 
niemals ,49 ). 

144 ) Pal. 185 — 187. Die Grundlage bildet offenbar die „Erkundigung 
hinnen Zulp“ (ib. 183 -184). 

U5 ) S. die Schilderung seiner Mühen Pal. 181. 

“•) Ib. 190v—193. 

•”) Ib. 213-216; vgl. 211. 

I4 *) „Extract aus dem Kleinen beschlossenen Buch aller Puncte, die 
Statt Zulfgh belangendt“; enthält ausserdem das Palenz- und Merslnirdener 
W’eistum und die sonst für Jülich wissenswerten Stücke dieses Buches. Pal. 284 ff. 

149 ) Die Vögte halfen sich deshalb mit anderwärts beschafften Exem¬ 
plaren. So hatte Rudolf v. Aich wohl von den Hocbgerichtsscböffen (cf. 39a 
29v) das Exemplar, welches er am 26. April 1580 (ib. 50 — 54) verifizieren 
Hess. [Seine Klage vom 9. Juli 1580, dass Salm ihm das Weistum nicht 
ausliefern wolle, richtet sich also nur gegen dessen trotzige Renitenz.] 
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Von der Palenz wussten die Räte überhaupt nichts mehr. Am 
17. November 1582 schrieb Scbeintz: Obwohl nach der fürstlichen 
I’olizeiordnung keine Juden gestattet seien, habe doch jemand einen 
oder zwen juden mit weih und hindern in eine bekausung, in m. gn. F. 
und herrn Pallastgericht gehörend, gesetzt“• Die Räte hielten darauf¬ 
hin die Palenz für einen Palast in Zülpich und bemerkten am Rande: 
„Zu fragen, wer itzt das pallast bewone et quo titulo“ 150 ). 

Die 5 Viertel Weingarten, welche der Palenzbote zum Entgelt 
für seinen Dienst inneliaben sollte, fand Rudolf v. Aich in langjähriger 
Benützung eines Zülpichers namens Hermann Schomecher, der weder 
Bote war noch überhaupt zur Palenz gehörte. Dafür klagte dann beim 
Geding vom 21. April 1580 der wirkliche Bote, Arnoldus Organista, 
dass er — laut vorgezeigter Ernennungsurkunde des Landvogts Bür¬ 
venich vom 19. November 1558 1M ) — schon seit 22 Jahren „der 
dienst treuwelich abgewartet, aber alsolche guter, daraufen das boten- 
ampt gelegen, nehe gebruehen noch inkriegen können“, und bat den 
Vogt, ihm dazu zu verhelfen. Dieser berichtete eingehend nach Düssel¬ 
dorf 15 *), wo man sich, wie gewöhnlich, nicht darum kümmerte. Hubert 
Scheintz trug am 17. November 1582 die Sache nochmals vor, da 
Schomecher sich bereits „erbgerechtigkeit anmassen thut“, und die Räte 
notierten am Rande: „Soll zu disem der bericht aufgesucht werden“ ,6S ). 
Diese auffallende Gedächtniskraft trug jedoch wiederum keine Früchte: 
der Vogt blieb ohne Antwort. Und als er am 1. Januar 1584 die 
Klagen des Organisten in neuer Auflage übersandte, waren die Räte 
schon längst zu ihrer normalen Geschäftsbehandlung zurückgekehrt: sie 
hatten die ganze Geschichte völlig vergessen 1M ). Zwölf Jahre später 
jammerte der Organist noch immer, dass er des Erbes nit gemessen 

Scheintz hatte nach anfänglichen Bedenken (Pal. 283) ebenfalls von den 
Schöffen seine Kopie bezogen: s. vorige Anm. und 39a 62. 

1M >) 3‘Ja 61. 

1M ) II). 32; Datum ib. 62. Die Angabe Pal. 283 (1. Januar 1584), 
dass Arnoldus „an die 19 jahr liero nichts vom selben bodenampt bekommen“, 
ist also zu niedrig; 39a 22 ist die Zahl richtig angegeben. 

,w ) 39a. 17v. 22. 32. 

*“) Ib. 61. 

tM ) Sie schrieben an den Rand: „Sol der vogt von demjenigen, welcher 
die lenderci einhat, und sonst andern, so davon Wissens haben, mit was titel 
der einbaber daran kommen, wie lange und welcher gestalt er dieselbige 
gebraucht . ., soviel möglich erkundigen und allen bericht hieber schriftlich 
zu erkennen geben.“ Pal. 283. 
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könne, und Schomecher sagte dem Vogt „allemähl trutzig: wer ihm 
etwas wollte, der mochte ihn mit recht besprechen“ 155 ). Wenn der 
Organist Arnoldus das goldene Jubiläum seines Gratisbotendienstes nicht 
hat feiern können, so waren die Düsseldorfer Räte daran sicher unschuldig. 

Die Gleichgiltigkeit der Regierung wirkte um so schädlicher, als 
zwischen den einzelnen Vögten jeder amtliche Konnex fehlte. Die Akten 
wurden von ihnen einfach als Privateigentum behandelt; wer starb, 
hinterliess sie seiner Familie; wer bei Lebzeiten aus dem Amte schied, 
nahm alle Amtsakten mit. Die Erben des 1568 verstorbenen Vogts 
Thewis Ross weigerten dessen Nachfolger die Auslieferung; erst sollte 
„vor den geleisteten dienst ires vaters und verwandten sei. gebührende 
belohnung inen gegeben werden“. Die Regierung liess durch Salm die 
Erben zur Mitteilung der Papiere ermuntern und ihnen die Regelung 
der Lohnfrage Zusagen. Da es aber bei dem blossen Versprechen blieb, 
so konnte Salm auch im Jahre nachher (6. Juli 1569) bloss melden, 
dass die Akten weiter zurückbehalten würden 156 ); nur das [Palenz-] 
Weistum habe er auf langes Bitten erhalten, und ohne Eingreifen des 
Herzogs werde er auch nichts weiter bekommen. Salm selbst aber 
wollte nach seinem unfreiwilligen Abschied nicht einmal das Weistum 
herausgeben, weshalb sein Nachfolger die Beschlagnahme seiner Dürener 
Erbgüter dem Herzog empfahl 157 ). Und gegen diesen Nachfolger, 
Rudolf v. Aich, stellten Ende 1583 Vogt [Scheintz] und Palenzschoffen 
den Antrag, ihm das Weistum mit Gewalt abzunehmen, weil man es 
mit Bitten noch anderthalb Jahre nach seinem Abgang nicht hatte er¬ 
halten können lä8 ). Der Mangel an Tradition war deshalb besonders 
nachteilig, weil es in den Streitigkeiten so viel auf Präzedenzfälle und 
„uralten Brauch“ ankam. Dazu gingen Salm und Rudolf v. Aich nach 
ihrer Entfernung aus dem Vogtamt in den Dienst der Gegenpartei 
über 159 ), und von dem ersteren vermuteten die Jülicher, dass er seine 
Erfahrungen im Interesse Kurkölns gegen sie verwerte 160 ). 

1S5 ) 39a 62. Der Organist war auch sonst ein geplagter Mann. So 
wird nach dem Briichtenzettel von 1573 (38c 113) Theis Slosmecher zu 
2 Thlrn. gebrüchtet, weil er „Arnoldum Organisten einen klickstein und 
sonst mehr bcschulden“. 

1M ) Teils von den gen. Erben, teils von dem Sohne des Landvogts 
Bürvenich. Pal. 211. 248. 

'”) 39a 17v. — 15s ) Pal. 283. Pr. 1. Januar 1584. 

159 ) Salm ist Hochgerichtsschöffe: 39li 29, 66, Rudolf v. Aich Proku¬ 
rator des hohen Gerichts: Pal. 283. 

I6 °) 39h 66(1597). Salm war damals einer der ältesten Ziilpicher SchoffeD. 
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So wirkten die Angriffe der kurköiniscben Beamten, die Nach¬ 
lässigkeit der Räte und die Zerfahrenheit im Vogtamte zur Schädigung 
der pfalzgrätiichen Rechte zusammen. Wie wir sahen, fehlte es auch 
in dieser Periode nicht an Widerstand auf jülichscher Seite; aber dem¬ 
selben mangelte Ausdauer und Konsequenz, sehr oft auch die Sach¬ 
kenntnis. Zur Sicherung der alten Gerechtsame reichte er deshalb 
nicht aus; aber er verhinderte wenigstens deren völligen Untergang. 

2. Pfälzische Zei t. 

Anfang und Ende der niederrheinischen Pfalzgrafengüter schliessen 
sich zusammen. Im jülich-klevischen Erbfolgestreit kamen Jülich und 
Berg an Wolfgang Wilhelm von Pfalz-Neuburg, nach dessen Tode an 
seinen Sohn Philipp Wilhelm. Dieser liess sich am 7. Juli 1663 noch 
einmal die alten Lehen übertragen ir, ‘) gegen eine Rekognition von 
70000 Gulden — die er am 6. November 1667 auszahlte 16 *) — und 
die Pflicht, auf Erfordern 100 Reiter zu stellen. Es war die letzte 
Belehnung. 1685 ward Philipp Wilhelm selber Kurfürst der Pfalz 
und damit Herr der Lehen. 

Dass von den niederrheinischen Gütern einst die Wacht der Pfalz¬ 
grafschaft ihren Au-gang genommen hatte, war längst vergessen. Kein 
inneres Interesse verband die Pfalzgrafen mehr mit den alten Gütern 
und Rechten. In ihrem persönlichen Besitz gehen sic nur noch rascher 
dem gänzlichen Verfall entgegen. 

Nach dem Tode des Vogtes Scheintz (f vor 27. März 1627) 
kamen seine Akten ordnungsgemäss an seinen Nachfolger Anton Dick 
dem später der Nidegger Gerichtschreiber Peter Hospelt beigeordnet 
wurde, mit der Weisung, wegen der eingetretenen ,,unvermogenheit‘ > 
des alten Vogtes die Geschäfte allein zu führen. Hospelt bat den 
Herzog am 4. April 1628 mit Rücksicht auf den bevorstehenden Ge- 

l ®‘) Wolfgang Wilhelm hat sich die Lehen offenbar nicht übertragen lassen 
Der Lehnbrief für Philipp Wilhelm (Jülich-B. 4342) knüpft direkt an den 
Tod des letzten Jüliclier Herzogs, Johann Wilhelm, an. — Das von Lac. IV 
505 A. 1 erwähnte Fehlen der halben Grafschaft Wied in dem Lehnsbrief 
von 1663 wird schon in einer Dorsualnotiz der Or.-Urk. angemerkt. Es 
liegt nur ein Schreibverschen vor. Der Schreiber ist von „Item die halb 
Graveschafft van Wede“ in die folg. Zeile ahgesprungen, wo „Item die Grave¬ 
schafft van Neuwenaar“ dicht unter dem vorigen stand. 

1#l ) Final-Quittung Heidelberg 6. Nov. 1667 (Staatsarch. Düsseldorf). 
Danach war am 16. April und 18. Mai 1663 über die Zahlungstermine ein 
bes. Vergleich abgeschlossen worden. 
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dingtag um Erlass der nötigen Bestimmungen, ,,damit bei widerwertigen 
Zufälligkeiten nichts verabsäumt werde*" 63 ). Diese Sorge war sehr be¬ 
gründet; denn wenige Tage vorher, am 26. März, hatten Schultheiss 
und Schöffen wieder einseitig ein Brüehtenverhör vorgenomraen und das 
Vogtsdrittel behalten ,<u ). 

Aber aller Eifer Hospelts vermochte den Zusammenbruch der 
Vogteirechte nicht aufznhalten. 

Am 18. August 1629 schickte er dem Schultheiss eine Requisition 
,,zur anstellung des herrengedings“ l65 ) — ohne Erfolg. Wolfgang 
Wilhelm verfügte unterm 27. Juli 1631, dass bei weiterer Unterlassung 
der schon seit längerer Zeit 1G6 ) ausgefallenen Herrengedinge notarieller 
Protest eingelegt werden solle. Hospelt erhielt dies Schreiben erst am 
13. September, hatte aber schon von sich aus am 29. August den 
Schultheissen schriftlich an die Abhaltung des Gedings am 1. September 
ermahnt. Dies fand jedoch wieder nicht statt. Für den nächsten 
Termin, Montag nach Dreikönigen 1632, wiederholte er schriftlich und 
mündlich die Mahnung und stellte sich am Dingtage (12. Januar) in 
Zülpich ein. Aber das Geding „ist abermals nicht publicirt, [noch] 

weiniger gehalten worden“. Als er dann den vorgeschriebenen Protest 

% 

anbringen wollte, war der Schultheiss nicht zu Haus, sondern zu einer 
Hochzeit gegangen. So konnte ihm erst am folgenden Tage der Protest 
verlesen werden. Der Schultheiss Werner Groiss bedauerte sehr, „dass 
die ordinari herrengedinge nicht gehalten würden, welches ihme doch 
inhibirt“, und versprach, die Beschwerde dem Erzbischof zuzusenden 16 ‘). 
Der Erfolg war, dass die weiteren Gedinge ebenfalls nicht gehalten 
wurden. Wolfgang Wilhelm bestimmte darauf am 6. April 1632, dass 
der Vogt bei nochmaliger Unterlassung des Gedings „semel pro semper“ 
vor Notar und Zeugen Einspruch erheben solle 1C8 ). Die Gelegenheit 
dazu fand sich schon beim nächstfolgenden Termin f26. April), wo 
wiederum kein Geding stattfand. Der notarielle Protest wurde am 
20. Mai erhoben 169 ), und damit war semel pro semper der Einspruch 

>«) 39b 143. 

,#4 ) Not.-Instr. ib. 153. 

, «») Ib. 

1Bg ) „eine zeit hero“ ; „Alsvil jetzt und verwichene terminen geschah“: 
Not.-Instr. ib. 147; vgl. 145. 

,g7 ) Ib. 147. 

,flS ) Ib. 152 Konz. 

18g ) 39b 153 (Not.-Instr.). Infolge des steten Ausfalls der Gedinge 
wurden sogar die richtigen, alten Termine vergessen. Der Bestirnmungstag 
Westd. Zeitschr. f. Gescb. n. Kunst. XXVIII, If/III. 20 
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und zugleich — das Vogtgeding erledigt. Es verschwindet nebst den 
Brachten. 

Ihm folgte das Jus gladii. Der Amtmann Johann v. Binsfeld 
übersandte am 3. Februar 1628 dem Herzog-Pfalzgrafen ein Schreiben 
des Zülpicher Vogts: wie die kölnischen Beamten der jülichschen 
„Schwertgerechtigkeit zu entziehen unlengst unterstanden“ 17 °). Das 
Schreiben des Vogts ist nicht mehr vorhanden 171 ); wie die Dinge aber 
lagen, zeigen die weiteren Berichte. Als man 1629 jülicherseits einige 
Kondemnirte ,,unden die inquisition vorgestellt“, nahm man kölnischer- 
seits daraus Veranlassung, die Hinrichtung auf erzstiftischem Boden 
vollziehen zu lassen. Ebenso meldete am 19. Oktober 1639 der 
Nidegger Gerichtschreiber Johann Seheift' dem Herzog, Pfalzgraf Wolf¬ 
gang ‘Wilhelm: jüngst sei ein Übeltäter „von Zülpich nacher Lechenich 
gefuhret und daselbst justifizirt“ worden, während doch nach der herzog¬ 
lichen Jurisdiktionsbefugnis „dergl. condemnirte personen Ew. Debit, 
geliebert und in consueto loco jnstitiae uf der Schievelsheiden (!) justifizirt 
werden müssen“ 172 ). „Die Delinquentes seint aber bis dabin heimblich 
auf Lechenich ad justificandum geführt worden“, schreibt 1 7 06 Bertram 
Brennenthal dem Kurfürsten von der Pfalz 173 ). Was in den Hexen¬ 
prozessen Rost v. W T ers nur versteckt anzudrohen, aber nicht auszuführen 
gewagt, war einige Jahrzehnte später bereits gewohnheitsmässige Tat¬ 
sache geworden. W r ie das Jahr des Brennentbalschen Berichtes (1706) 
zeigt, blieb aber wenigstens die Kenntnis des Jus gladii länger 
lebendig als die Erinnerung an die Vogtei. Man hielt dies Jus gladii 

des dritten Dings war nicht, wie in diesem Not.-Instr. und weiterhin an¬ 
genommen wird, Joh.-Enthauptung, sondern Job. d. Täufer: s. Jül. Erk. 
1653, Pal. 185; ferner 1579: H9a 29 = 39h 118 [so auch Kap. II A. 22 
statt 153]; 1591: 39h 13. Die Richtigkeit ergibt sich auch daraus, dass 
der Vogt am Montag nach Joh. d. Täufer 1591 sich „altem brauch nach* 1 
zum Geding begab: siehe Bericht desselben vom 2. Juli 1591 (39b 13). Erst 
1632 Januar 15 und Mai 20 tritt die Bezeichnung Joh.-Enthauptung auf. Ira 
folgenden Jahrhundert verschwindet auch der Namensanklang ain den alten 
Tag: 1745 heisst der Termin des dritten Palenzgedings — diese fanden 
immer am Tag nach den Vogtgedingen statt — Dienstag nach Bartholomäus 
(42, 32-33). 

no ) Ib. 142. Der Brief des Vogts lag in Kopie bei. 

1TI ) Es fehlte schon dem alten Registrator. 

m ) 39a 121. Noch verständnisloser schreibt am 23. Mai 1733 der 
Düsseldorfer Geheimrat Zerres: Schelt'elsheide (ib. 154); danach ebenso der 
Geheimrat Sibenius am 29. Juli 1752 (ib. 157v). 

” s ) Ib. 134. 
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jedoch für ein selbständiges Recht; den Zusammenhang mit der Vogtei 
kannte niemand mehr; denn die Vogt ei war gänzlich vergessen. 

Übrig blieb von den alten Pfalzgrafenrechten nur noch die Palenz. 
Auch hier griffen die kurkölnischen Beamten jetzt ein. Zu den wenigen 
Gerechtsamen der Palenz gehörte vor allem die selbständige Wahl der 
Palenzschöffen ohne Einmischung Kurkölns 174 ). Im Jahre 16 8 5 175 ) 
wurde nun für einen erledigten Schöffenstuhl ein gewisser Dietrich 
Blatzheim von den Palenzschöffen vorgeschlagen und vom Vogt acceptiert. 
Als der Vogt ihn aber laut Vorschrift auf den Herzog vereidigen wollte, 
weigerte sich Blatzheim dessen „mit höchst schimpflichen Worten“, 
„wollte sich trotz mehrmaligen erinnerns dazu nachgerats nit bequämen“ 
und sogar, obwohl er Palenzbewohner war, „vor dem geding sträflich 
nit erscheinen“, trotz gütlichen Zuredens des ältesten Schöffen. Unter 
solchen Umständen konnte der Mann natürlich nicht Schöffe werden 
und die Neuwahl fiel auf Peter Hondt, der dann auch vereidigt wurde 176 ). 
Das ganze Verfahren von Schöffen und Vogt war völlig ordnungsgemäss 
und einwandfrei. Der kurkölnische Schultheiss aber, bei dem sich 
Blatzheim beschwert hatte, befahl den Schöffen, ihn bei Vermeidung 
von 50 Goldgulden Strafe in das Schöffenarat einzusetzen und Hondt 
zu entlassen 177 ). Vergebens protestierte der Vogt dagegen, dass der 
kölnische „scholt heiss sich einer cognition über anordnung der scheffen- 
stelle bei hochf. Erlaucht Pfalz-Neuburg undisputirlich gebührender 
Ballender gericht oder lehengricht amnassen wolle“, welches den Schultheiss 
mit nichten als Oberrichter erkenne 17 *) —: es kamen in flotter Folge 
drei Dekrete des Zülpicher Stadtgerichts, die den Palenzschöffen 20 Gold¬ 
gulden Strafe nebst den Kosten zudiktierten 179 ). Der Vogt Leonard 
Lambertz sandte das gesamte Material dem Pfalzgrafen 180 ) und wies 
auf die prinzipielle Bedeutung des Falles bin: das kurkölnische Vorgehen 
bezwecke nichts anderes „als diese Ibro gericht ihnen underwurfig zu 
machen und sogar auctoritatem supremani sich darüber zu erwerben“. 
Der Pfalzgraf antwortete nicht; dagegen setzte das Stadtgericht in einem 
ueuen Dekret 161 ) die Kosten auf 31 Goldg. 16 Alb. fest, zahlbar mit 

Siehe die Bestimmungen Kap, 11 S, 165. 

l7J ) 39l> 157 (16K6 Mai 15): vor Jahresfrist. 

II). 156: 1686 Okt. 2; Bericht mit 6 Beilagen. 

,7T ) Ib. 157. Kopie. 

• 7 ») Ih. 157v—158: 1686 Mai 22. Kop. 

17 ‘) Ih. 159v. Kop. 

*••) Ih. 156—162. Lambertz’ Brief (1686 Okt. 2) bildet f. 136 u. 162. 

■ 81 ) Ih. 164: Okt. 9. 

20 * 
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den 20 Goldg. in den nächsten vierzehn Tagen bei Strafe der Zwangs- 
eintreibung. Lambertz schrieb darauf an den Kurprinzen 18? ), gleich¬ 
falls ohne Antwort zu erhalten, und drei Monate später nochmals, 
besonders eindringlich 183 ). Damit brechen die Akten ab 184 ), so dass 
wir über den Ausgang der Sache nichts erfahren. 

Der fiskalische Inspektor Bertram Brennenthal berichtete am 
14. September 1706 dem Kurfürsten Johann Wilhelm über die Zülpicher 
Verhältnisse 185 ). Wir sahen schon früher (Kap. II S. 161), dass er 
ohne Antwort blieb und deshalb am 14. Januar 1707 speziell wegen 
der Übertünchung der alten pfalzgräflichen Hoheitszeichen in der Marien¬ 
kirche abermals schrieb. Er musste aber noch drei weitere Berichte 
folgen lassen, (21. u. 30. August 1711 und 20. September 1712 18ß ) 
bis plötzlich der letzte, dem ein Lehnbriefauszug beilag, wirkte: der 
Kurfürst befahl am 27. September dem Kanzler, Vizekanzler und den 
Geheimen Räten, sofort seines etwaigen „gereclitsambs eigentliche be- 
schaffenheit gründtlich zu untersuchen, und was dem befinden nach 
herinfalls zu verfügen sein möge, furdersambst zu berichten“ 187 ). Offen¬ 
bar bat gerade das Erstaunen über den Inhalt des Lehnbriefs die 
Antwort hervorgerufen. Hatte sich aber der Kurfürst sechs Jahre Zeit 
genommen, so eilte es seinen Räten noch viel weniger. Als Johann 
Wilhelm — der letzte Pfalzgraf, der am Niederrhein residierte — 1716 
starb, war sein Befehl noch nicht ausgeführt, und er wurde auch über¬ 
haupt nicht ausgeführt. Denn nicht infolge dieses Mandats, sondern 
anlässlich einer neuen Grenzstreitigkeit wurden 1722 „alle argumenta 
pro et contra . . . aus denen weitläufigen acten hervorgesucht“: „durch 
verschiedene darzu adhibirte referenten“ Hess der Geheimrat Pfeilsticker 
die einschlägigen Urkunden registrieren 188 ), und man kann sich vor¬ 
stellen, dass ihn dies Bild der Vergangenheit ungemein überraschte. 
Es ist unbegreiHich, schrieb er in dem Begleitbrief an den Kurfürsten 
(5. November 17 2 2 189 ), dass man pfälzischerseits die Zülpicher Gerecht¬ 
same „mehristen mit gewalt hat vertringen lassen und die fast [= sehr] spo- 

I8ä ) Ib. 163 [Okt. 17). 

l “) Ib. 166: Pr. 1687 Jan. 4. 

'**) Bd. 39b endet hier. 

18S ) 39a 134 f. 136 f. 

I8 *) Daten ib. 140; der Lehnsbrief-Auszug 141. 

ia7 ) Mandat in dorso des gen. Berichts. 

,88 ) Ib. 147—153: Urkk. bis ins 15. Jahrhundert, Lehnsbriefe bis 1663; 
dazu eine Anzahl Akten. 

,B ») Ib. 145. 
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liative verubte ingriff bisanherzu nachsehen und zugeben können“. Auch 
der Geheimrat Zerres sprach in einer langen Schlussbemerkung das 
gleiche Erstaunen aus: ,,Und wundert mich nit wenig, dass man in 
letzter zeit zu dem archiv seinen recurs zu nehmen underlassen“ 19 °). 
Indes — mit blossen Klagen war nichts getan, und dank der Saum¬ 
seligkeit der pfälzischen Regierung wurde der Verlust im weitern Ver¬ 
lauf des 18. Jahrhunderts vollständig, wie namentlich die Berichte und 
Briefe des 42. Bandes ergeben. 

Sie zeichnen folgendes Schlussbild. 

Von der Vogtei ist gar nichts mehr übrig. Nicht einmal eine 
Erinnerung an ihre früheren Rechte ist geblieben. Wie erklärt es sich 
nun aber, dass sich trotzdem auch fernerhin im 18. Jahrhundert „Vögte“ 
finden? Die Antwort auf diese Frage lautet: man verstand unter der 
„Vogtei“ etwas ganz anderes als sie gewesen war: man hielt sie für 
gleichbedeutend mit der Palenz, Die Abhaltung der Palenz- 
gedinge, die Erhebung des Palenzzinses und der Besitz des Boten- 
Bauragartens [des früheren Weingartens]: das war nach pfälzischer 
Ansicht der einzige Inhalt der Vogteirechte. Der Vogt selbst nennt 
sich „Vogt des Churpfalzischen Hofsgedings [Palenz] binnen Zulpig 191 ): 
eine andere Beziehung als zur Palenz kennt er nicht. Auch die Ter¬ 
mine des Palenzgedings werden nicht mehr, wie früher als die „Tage 
nach den Herrengedingen“ bezeichnet, sondern als „Dienstage nach 
Bartholomäus 192 ), Theophoria und trium regum“ 19S ), also ohne den 
alten Zusammenhang mit den Vogtgedingen, weil man die letzteren eben 
ganz vergessen hatte. Das Zülpicher Schöffenweistum besassen die Vögte 
nicht mehr; sie wussten überhaupt nichts mehr von dessen Existenz 
und darum natürlich auch nichts von den darin enthaltenen Vogtei¬ 
rechten. Die ganze Vogtei war spurlos verschwunden. 

Somit beschränkte sich die Tätigkeit des Vogts auf die Palenz. 
Hier waren die geringen Rechte des Pfalzgrafen zwar theoretisch noch 
bekannt, aber tatsächlich fast ganz illusorisch. 

I9 °) II). 153v—155 (Düsseldorf, 23, März 1723). Er teilt darin auch 
noch Weiteres aus dem Archiv reit, z. B. „dass die churcollnische die herren- 
gedingen, wobey der gulischer schultes mitsitze, unterlassen“. Da Zerres 
in den Akten so viel von einem Schultheiss bei den Herrengedingen las, so 
hielt er diesen für einen jülichsehen: man wusste in Düsseldorf von dem 
Sachverhalt eben gar nichts mehr. 

*»>) 42, 7v. 

1M ) Siehe Anna. 169. 

■* 3 ) 42, 2-3, 32—33. 
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Beim Palenzgeding vom 30. August 1729 warteten der Vogt 
Job. Leonard Frens und die Schotten (auch deren waren nur zwei 
gekommen) vergebens auf die Zinsleute. Keiner erschien, und keiner 
entrichtete den Fahrzins. Die unberechtigten Inhaber des Boten-Baum- 
gartens liess man zitieren; es kam aber nur einer, Johann Blom, welcher 
erklärte: es liege ihm nichts daran, wie es mit den fünf Vierteln her¬ 
gehe; er wolle nicht aufwarten und Dingbote sein. Die Schütten be¬ 
schlossen, den Baumgarten „jemandt anders auszupachten“ und dafür 
den Dingbotendienst versehen zu lassen 19J ). Aber elf Jahre später 
war noch alles wie vorher. Zu dem Palenzgeding vom 12. Januar 1740 
wurden die Inhaber des Baumgartens durch den kurkölnischen (!) Boten 
geladen. Man wollte sie in Güte bestimmen, den Baumgarten zur 
Verfügung zu stellen, da sie keinen Dienst täten. Diesmal kamen drei 
von ihnen, aber keiner „erklärte sich positive“. Johann Blom. der nicht 
erschienen war, sagte nachher dem Bürgermeister Ilamecher, „dass er 
sein anteil erbs lieber quitiren als hott sein wolle“; er hatte also trotz 
seiner wegwerfenden Bemerkung vom 30. August 1729 seither das 
Botengrundstück ruhig weiter mitbenützen können. — Drei Schöffen 
wurden beauftragt, die erforderlichen Massnahmen zu treffen m ). 

Es besserte sich jedoch auch in der Folge nichts. Als nach 
Frens’ Tode 196 ) sein Nachfolger F. W. Bewer „pflichtgemäss alles in 
gute Ordnung zu bringen getrachtet“, vermisste er Weistum, Gerichts¬ 
siegel und alle Protokolle der Palenz. Mit vieler Mühe erhielt er 
endlich ein Packet Protokolle aus Frens’ Nachlass, nicht aber Weistum 
und Schöffensiegel 197 ). So wollten jetzt erst recht „die zinsschuldner 
bei ermangelung des weistums ... die fahrzinsen nit erlegen und bei 
den ungebotenen dreyen dingen nit erscheinen“. Da auch den Schöffen 
das ihnen zustehende Gehalt ,98 ) nicht verabfolgt wurde, so waren sie 

m ) Protokoll ib. 3; Beilage B zu f. 2—3. 

***) Protokoll ib. 4. Diesmal waren 5 Palenzschoften erschienen. 

1 * 8 ) -f- zwischen 12. Januar 1740 und 18. April 1741: ib. 4 und 3 (Beilage A). 

m ) Bericht vom 3. Januar 1742 (ib. 2—3). Irrig schreibt der Vogt 
noch das vergangene Jahr: 1741; sein erstes Belegstück (2a) datiert aber 
vom 18. April 1741. 

,M ) Aus dem Fehlen des Weistums erklärt sich die irrige Amgabe 
Bewers, das Gehalt stehe ihnen nach dem Weistum zu: dies enthält davon 
nichts. Auch war der Schultheiss nicht, wie Bewer annimmt, durch das Weis¬ 
tum zur Exekution der Verordnungen des I’alenzgerichts auf Requisition des 
Gerichts verpflichtet; diese Assistenzptticht beschränkte sich vielmehr auf 
die Zwangseintreibung der Palenzzinsen und der Fünfschillingsbusse. 
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nicht geneigt, die „manutenirung des gerichts“ und der anderen pfalz- 
gräflichen Gerechtsame „auf ihre kosten zu suchen“; und der unter 
Frens gefasste Gerichtsbeschluss gegen die Usurpation des Boten-Baum- 
gartens blieb wirkungslos, weil der Schultheiss seine Assistenz zur 
Ausführung des Beschlusses verweigerte 190 ). Deshalb möge der Kurfürst 
der Pfalz vor allem dem Zülpicher Schultheiss seine Assistenzpflicht 
durch die kurkölnische Regierung einschärfen lassen, bat Bewer in 
seinem ersten Bericht (3. Januar 1742), Der Geheimrat Sibenius in 
Düsseldorf, zu dessen Ressort die Sache gehörte 20 °), verstand aber gar 
nicht, was gemeint war, und meldete der Kölner Regierung, ihre Be¬ 
amten wollten das „zur beitreibung der fabrzinsen hergebrachte vogt- 
geding“ nicht abhalten lassen 201 ). Kurköln forderte Schultheiss, Bürger¬ 
meister und Rat von Zülpich zum Bericht auf, der auch erstattet wurde 202 ), 
antwortete aber nicht. Der Vogt erneuerte am 4. Januar 1743 und 
am 5. August 1745 seine Klagen in dringender Weise 803 ), und die 
Düsseldorfer Räte teilten diesmal der kurkölnischen Regierung wenigstens 
den Beschwerdepunkt richtig mit 204 ). Dabei blieb es dann. 

Noch einmal, am 29. November 1745, mühte sich Bewer frucht¬ 
los in der Sache ab, als er aus anderm Anlass (s. unten) mit einer 
Darstellung der pfalzgräflichen Rechte in Zülpich beauftragt wurde. 
Dieser Bericht 203 ) vervollständigt das Bild der Schlusszustände durch 
bezeichnende Einzelheiten: 1) Weil „die zinsleute die gerechtigkeit der 
zolfreiheit, wie von alters allezeit bräuchlioh gewesen sein solle 206 ), 
prätendiren, die zolner aber selbige nit geniessen lassen wollen, so seind 
dieselbe auch unwillig, bei den hofsgedingern zu erscheinen und die 
zinsen zu erlegen, also dass kaum ein und ander albus mir gegeben 
wird“. 2) Es ist ferner kein Bote zu haben; der Boten - Bongert soll 
sogar zum Teil von den unberechtigten Inhabern veräussert sein, 

*•*) S. vor. Anm. Der Schultheiss hatte also Recht, wenn er „sich 
blosserdings excusiret“; er müsse darüber erst berichten und könne ohne 
Befehl des Erzbischofs die verlangte Assistenz nicht leisten (f. 2. 7v. 33). 

I0 °) Er war Vizekanzler und Hoheits-Referendarius. 

- 01 ) 42, 5 (1742 Jan. 11). 

*° J ) Vgl. ib. 7. 

*°*) Ib. 

toi ) Sie hielten diesen in ihrer Unkenntnis für ein Novum aus Bewers 
letztem Bericht: „und inmittels der stattscbultheiss . . . die executions- 
assistenz zu leisten weigert“. Ib. 9 (Konzept). 

JOi ) Ib. 32-33. 

,w ) Sie war es wirklich: 39a 134 und 136. 
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und bei der Renitenz des Schultheissen kann unmöglich contra morosos 
executive verfahren werden. 3) Die 2 Malter 4 l /a Viertel Weizen, 
welche die Schöffen als ihr Gehalt genossen haben, werden jetzt „an- 
derwerts zu E. Churf. Dchlt. kellnerei eingenommen, wessent* 
wegen die scheffen auch sehr unvergnügt und den genoss desselben 
wider untertänigst verlangen.“ 

Es ist der letzte Bericht über die Palenz, der uns vorliegt. Das 
war also das Ende: die Gedinge konnten nicht mehr gehalten werden, 
da die Zinsleute „verächtlich und bestendig nit erscheinen“; „die 
wenigen fahrzinsen werden nit erlegt“; ein Bote ist nicht mehr zu 
haben, der zu seiner Entlohnung bestimmte Baumgarten ist dauernd in 
fremdem Besitz. Die Pfalz selbst zerschnitt das letzte Band der 
Zusammengehörigkeit: die Zollfreibeit der Palenzbewohner im Jülicbschen, 
und förderte die Auflösung des Schöffenkollegiums, indem sie die seit 
Jahrhunderten herkömmlichen Gehälter zurückliielt und anderwärts 
verbrauchte. 


Die Geschichte der pfalzgräflichen Gerechtsame in Zülpich würde 
hier enden, wenn nicht plötzlich die längst vergessene Vogtei im Mann¬ 
heimer Archiv wieder entdeckt worden wäre. Kurfürst Karl Theodor 
von der Pfalz schrieb den jülich-bergischen Geheimräten v. Reiner und 
Sibenius zu Düsseldorf am 11. November 1745: „Indem sich in hiesig 
unserem archiv documenta vorfinden, wornach die vogtey und zubehörde 
des churcöllnischen, mitten in unserem herzogthum Gülich gelegenen 
stättleins Zulch oder Zülpich hiebevor ein churpfältzisck lehen und 
dessen dominium utile den bertzogen von Gülich zuständig gewesen und 
wir dahero gdgst. wollen, dass ihr in dasig unserem archiv genau 
nachsehen, mithin uns, was sich darinnen dieserthalb vorfindet, mit 
ehistera pfliclitmässig anzeigen, anbey verständigen sollet, ob, wann und 
aus was für gelegenheit sothane, gegenwärtig in abgang gerathene 
Yogtey entkommen? ob solches cum consensu domini directi geschehen? 
auch was es dermahlen damit für eine bewandnuss habe?“ 207 ). 

Der ehemalige Hofkammerrat Leuning hatte dem Kurfürsten von 
den verlorenen, aber „jure postliminii zu recuperiren wohl sein mögen¬ 
den“ Gerechtsamen Mitteilung gemacht. Er hoffte, dadurch eine Unter¬ 
stützung in seiner pekuniär schwer bedrängten Lage zu erhalten. 

Den beiden Geheimräten fehlte jedoch zu der aufgetragenen 

m ) 42 f. 10—11 (Mannheim). Or. mit S. und eigenh. Unterschrift. 
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archivalischen Nachforschung jegliche Lust. Sie antworteten zwar am 
16. November, dass sie „sofort ... in archivio und hoheit-registrature 
embsichst nachzusuchen“ begonnen, „auch bereits eine und ander . . . 
nachrichten aufgefunden“ hätten 208 ); — in Wirklichkeit aber wälzten 
sie die Arbeit auf den Zfllpicher Vogt ab, der ja einen so erfreulichen 
Eifer in diesen Dingen bekundet hatte. Um ihn noch besonders kräftig 
anzuspornen, stellten sie ihm die Sache so dar, als ob infolge seiner 
Berichte* 09 ) der Kurfürst ihm — und nicht den Räten — befohlen 
hätte, „dass er sofort und ohngesaumbt“ über die Zülpicher „hohe 
gerechtsame und derselben dermalige bewandtnus . . einen urabstend- 
lichen bericht bei Vermeidung höchster ungnad zu erstatten“ habe 210 ). 
Wie man sieht, erwähnen die Räte gar nicht einmal das, worauf es 
eigentlich ankam: die Vogtei; so fremd war ihnen das Ganze. Hätte 
der Vogt (Bewer), wie seine beiden Auftraggeber, das Düsseldorfer 
Archiv zur Verfügung gehabt, so würde er zweiifellos die alten Rechte 
auch ermittelt haben. Aber er besass nur einige ganz unzureichende 
Nachrichten 211 ), und so weiss er denn in seinem Bericht 212 ) nur von 
Palenzrechten. Mitten zwischen Palenzmitteilnngen schreibt er: „das 
gerechtsam“ solle „in jure gladii der criminalsachen versiren 213 ), wessent- 
wegen im Palentzischen district das gefängnis annoch vorhanden. Wie 
und welcher gestalt dabei zu verfahren, ist mir unwissig“; alles müsse 
sich bei der Hoheits-Registratur befinden, weil dem Vernehmen nach 
„hierüber schwerer process gewesen sein solle“. Auch dies dunkle jus 
gladii bezog Bewer auf die 1‘alenz; denn er fährt unmittelbar fort: 

* 08 ) Ib. 12. Konz. Um ihre Arbeitslust herauszustreicheD, baten sie 
zugleich „zu desto besserer assequirung“ der kurf. Intentionen, ihnen zur 
Sicherung ihrer Nachsucbung „eine abschrift von letztem lehnbrif . . ggst. 
communiciren zu lassen“. 

209) Di e d er Kurfürst natürlich nie zu Gesicht bekommen batte. 

2I °) Ib. 13. Konz. 

2n ) Eine alte Kopie des Palenzweistums, die erw. Gerichtsprotokolle 
und das „sehr veränderte, einigertheils verschlissene conzept" eines Frens- 
schen Berichtes, aus dem sich „keine genügsame information“ ergab. 42, 32. 

9,s ) Ib. 32—33. ür. Nideggen 29. Nov. 1745. 

213 ) „Soweit ich .. aus dem alten, in vielen Sachen theils unlesbaren, 
theils dunkele» extract weisthumbs und sunsten vernommen“ — bemerkt B. 
über seine Quelle für diese Annahme. Das „weisthumb“ war offenbar das 
der Palenz (denn aus dem Schöffenweistum teilt er gar nichts mit, wohl aber 
einiges, wenn auch nicht genau, aus dem Palenzweistum). Die unklare Er¬ 
innerung an das jus gladii stammt also aus sonstigen Nachrichten („und sunsten“)« 
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„Ferner gehören zu geraeltem Palentzischen hofgeding verschiedene 
in- und auswendige häuser und güter ..." 

Am 24. Dezember sandte der Kurfürst den Raten zwei Lehns¬ 
brief-Kopien und einen jülicbschen Lehnsrevers 2U ) mit der Aufforderung, 
nunmehr „die Operation zu beschleunigen und haidtmöglichst anhero 
gelangen zu lassen“. Da aber der Vogt kein ausreichendes Material 
hatte senden können und sogar zweimal in seinem Bericht auf das 
Archiv verwiesen hatte, so antworteten die lläte dem Kurfürsten keine 
Silbe. Leuning bat nach neunmonatlichem Warten flehentlich um Er¬ 
ledigung der Sache* 15 ). Der Kurfürst begleitete die sofortige Über¬ 
sendung der Bittschrift an Reiner und Sibenius mit der dringenden 
Mahnung: sie sollten die ihnen „obliegende Verrichtung ohnanssetzlich 
beschleunigen und euch diesfalls nicht ferner ermahnen lassen; alss 
habt ihr deine die gehorsambste folge zu leisten“ 216 ). Nach 2J Jahren 
hatte er jedoch noch immer keine Antwort. Der alte Vizekanzler 
Heinrich Peter v. Reiner war inzwischen gestorben, und der Kurfürst 
ordnete am 23. Dezember 1748 den jüngeren Reiner, der Lehendirektor 
und Archivar war, dem Sibenins bei, indem er zugleich erklärte, dass 
er „über der Sachen liegenheit längst inner monatsfrist einen gründ¬ 
lichen unterricht ohnfehlbar gewärtigen wolle“ al7 ), Auf diesen gründ¬ 
lichen Unterricht wartete er ungefähr zwei Jahre. Dann mahnte er 
die beiden Geheimräte nochmals ohne Erfolg (b. Oktober 1750). Nach 
weiteren dreiviertel Jahren, am 22. Juni 1751, befahl er ihnen: „Ihr 
solent mit der obhabenden Verrichtung in zeit von acht tagen einkehren 
und euch dessen weiters nicht anmahnen lassen“ s18 ). Da die Räte 
unerschüttert weiter schwiegen, so setzte er ihnen am 16. November 
nochmals eine achttägige Frist und legte eine neue Bittschrift Leunings 
bei 219 ). Er hatte aber damit ebensowenig Glück wie mit drei ferneren 
Mandaten, obwohl in dem letzten derselben (10. Mai 1752) dem ge¬ 
samten jülich-bergischen Geheimrats - Kollegium angekündigt wurde: 
wenn „innen 8 tagen die schuldigste einfolg nicht werde geleistet 
werden, solle disen der nachtrucksame effectus ohnfehlbar nachfolgen“ s *°). 

*“) auf ihre Bitte vom 16. Nov.; s. Anm. 208, Die Lehnsbriefe waren 
von 1(563 und 1392 (! statt 1394). 1b. 42, 34. 

,ls ) Ib. 37 f. Einlage zu 36 (1746 August 6). 

,,Ä ) Ib. 36. Or. (Aug. 12'. 

2l7 ) Ib. 16. Or. 

J ' 8 ) lb. 18. Or. 

m ) lb. 20. Or. Einlage: Leunings Bittschrift f. 21. — l *°) Ib. 26. 
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Der effectus kam diesmal auch. Als Leuning einen letzten verzweif¬ 
lungsvollen Klagebrief „mit underthänigst fussfälliger, nothtringender 
bitt ... bei dermaligem, gott weiss, äussersten nothstandt“ an den 
Kurfürsten richtete 2Z1 ), erliess dieser d. d. Schwetzingen, 5. Juli 1752 
an die jülich-bergische Hofkammer den kurzen Befehl, „bis auf weitere 
ggste. Verordnung unserem gülich- und bergischen geheimen raths 
dicasterio, ausschliesslich jedoch deren oftizianten, keine besoldungs- 
quartalien verabfolgen zu lassen“ 22 *). Unter dem gleichen Datum erteilte 
er den Räten einen kräftigen Kommentar dazu, in dem er ihnen „die 
in befolgung unserer ggster. Verordnungen eueres orths biss anhero 
immer wahrgenommene unleidentliche Saumseligkeit“ zu Gemüt führte, 
„mit der Warnung“, fortan die ihnen „auferlegte Verrichtungen der- 
gestalten verkleinernd! nicht ausser pflichtschuldigster obacht zu 
belassen“ 22S ). 

Und was der siebenjährige Krieg des Kurfürsten gegen die 
Trägheit seiner Geheimräte nicht vermocht hatte, das bewirkte rasch 
diese Gehaltssperre. Am 22. Juli hatte Sibenius das Schreiben zu¬ 
gestellt bekommen; am 29. sandte er einen ausführlichen Entschul- 
dignngsbrief ab 224 ). Dieser Bericht verschönert das jülich-bergische 
Regierungsidyll noch erheblich. Als Hauptgrund m ) der Verzögerung 
führt Sibenius an, „wie weitschichtig diese sach sich ahnlasset, dahe 
alle in dem nebenschluss (sub n. 4) specificierte und von mir dero 
archivario ahn hand gebende nachrichten ex archivio vor allem auf¬ 
gesucht und darauf iuxta seriem annorum derwegen hat hergenohmen 
werden müssfen 226 ]“. Die in dem Beischluss „spezifizierten Nachrichten“ 
aber waren nichts weiter als das wörtlich kopierte Urkunden¬ 
verzeichnis von 1722 227 ) (s. oben S. 302). „Nicht zu geschweigen“, 
fährt er fort, „dass fünftens bei denen alten, kniehohen actis bei derer 
mehrmalige durchgehung gleich wahrgenommen, dass man zwar gulischer 
seiths zu Zülpich einen vogten . . . gehabt . . .“ Diese und alle daun 
weiter in seinem Bericht folgenden „Wahrnehmungen“ hatte Sibenius 
aber nicht aus einer „mehrmaligen durchgehung der alten, kniehohen 

- 2I ) Ib. 25. Beilage zu 24. 

"*) Ib. 29. Kop. 
ss ») Ib. 24. Or. 

Ml ) 39a 157-158. Konz. 

225 „Hauptsächlich und viertens aber —“ 

2i ' 1 ) en durchstrichen. 

i2T ) 39a 147-153; vgl. A. 188 
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acten“ gewonnen, sondern er hat sie aus den, jenem Urkundenverzeichnis 
am 23. März 1723 von Zerres angefügten Schlussbemerkungen ab¬ 
geschrieben 228 ) und gab sie nun frischweg als Frucht seines eigenen 
Fleisses aus. 

Auch seinem Kollegen v. Reiner schickte Sibenius das Urkunden¬ 
verzeichnis, „damit E. Wohlg. solche nachsehen und darausser einen 
dienenden auszug zu machen beliebens tragen möchten. Ich werde 
inzwischen ein dergleiches aus denen alten, kniehohen acten verfertigen, 
um demnegst durch beider zusammentragung dem werk sein gesiebt 
zu geben“ 229 ). 

Der Kurfürst hob nach dem Entschuldigungsbrief vom 29. Juli 
die Gehaltssperre auf (8. August) in Erwartung eines baldigen aus¬ 
führlichen Berichts, ,,in welchem statu“ der Sachverhalt „wegen besagter 
eigentlich gelegen sei“ * 30 ). Ob Sibenius dieser Erwartung entsprochen 
und „dem werk sein gesicht gegeben“ habe, ist nicht bekannt und 
nach allem Voraufgegangenen höchst unwahrscheinlich. Es kam aber 
auch nicht viel mehr darauf an; denn wenige Jahrzehnte später gaben 
die Zeitereignisse dem Werk ein ganz neues Gesicht: die französische 
Revolution beseitigte mit einem Schlage die kurkölnische Herrschaft und 
die Rechte der Pfalzgrafen in Zülpich. 

Nur ein Denkmal aus der fernverschollenen Zeit der lothringischen 
Pfalzgralschaft ragte in Zülpich noch ins 19. Jahrhundert hinein: die 
pfalzgräfliche Hofeskirche von St. Marien. Als ihr Zusammensturz die 
Bewohner der einst so heiss umstrittenen Stadt erschreckte, wusste 
niemand mehr, dass damit die letzte, ehrwürdige Erinnerung aus einer 
grossen Vergangenheit dahingegangen war: das letzte Wahrzeichen der 
rheinischen Pfalzgrafschaft in diesem Teile ihrer ursprünglichen Heimat. 


Die sieben Weistümer von Zülpich und Mersburden. 

Im Anschluss an die Geschichte der kurkölnischen und pfalz¬ 
gräflichen Rechte in Zülpich will die folgende Untersuchung die Ent¬ 
stehungszeit der darin verwendeten Weistümer feststellen und weitere 
Beiträge zu ihrer Beurteilung geben. 

■ ia ) Zerres’ Schlussbemerkungen stehen, wie Anm. 190 angegeben, 39a 
153v—155. Auch schon die Wendung „iuxta seriem annorum . im vorher¬ 
gehenden Satz hat Sibenius daraus entnommen. 

-'*•) 2. August; 39a 159 f.; 42, 40. Urkk.-Verzeichnis ih. 41—49. 

s *°) 39a 161. Or. 
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Erhalten sind uns über Zülpich und Mersbnrden 7 Weistümer: 

1) Das Zülpicher SchöffenWeistum. 

Gedruckt: Lacomblet, Archiv I (1882) S. 245 — 254; Grimm, Weis¬ 
tümer II (1840) S. 707—711 (Fassung von 1375); Merlo, Bonner Jahrbücher 
44 45 (1868) S. 177—181, enthält $ 1 —18 ,3 ‘); Tille, Annalen des hist. Ver¬ 
eins für den Niederrhein 73 (1902) S. 15—22 (Fassung von 1375). Unge¬ 
druckte Abschriften (in dem für meine Arbeit benützten Material): Pal. 
77—78: $ 1—17; 190v—193v: § 1 — 17 und Zusatz-^, s. unten A. 257; 
213 — 216v, gleichen Inhalts; 285—289 (Fassung von 1375) aus dem Kleinen 
beschlossenen Buch der Stadt Zülpich. Teilabschriften: Pal. 15v—16: § 1 — 3; 
39a 1: $ 1-3; 39b 3: § 1-3; Pal. 27—30: $ 6—10. Ib. I67v—168 (aus 
dem Schöffenbuch): § 6—10; 311 — 312: § 6—10. 

2) Das Weistum von Mersburden. 

Gedruckt: Grimm II 715—717; Merlo 181—184: Hess, Die Urkunden 
des Pfarrarchivs von St. Severin in Köln (1901) 298 — 301. Un ged ruckt: 
Pal. 294—296 aus dem Beschlossenen Buch. 

3) Das Weistum zu Zülpich und Geich. 

Gedruckt: Grimm II 711—715. 

4) Das Weistum des Zülpicher Marktrechts. 

Gedruckt: Merlo 184—188, danach bei Grimm VI (1869) 680—684; 
ein Teil auch Grimm II 718—719. Ungedruckt: Pal. 300v—301 aus dem 
Beschlossenen Buch 37: Teilabschrift = Merlo, Anfang bis S. 185 nach Ab¬ 
satz 2 (,. . Colne richten*); Pal. 300: kurzer Auszug daraus. 

5) Ilonschaftsweisung vom 26. August 1395. 

Ungedruckt. Staatsarchiv Düsseldorf, Jülich-Berg Urk. 1292. Or.-Pgt. 

6) Das Weistum der Palenz, 1404. 

Ungedruckt. I: Pal. 290—293 aus dem Beschlossenen Buch 25; 
165—167v, aus dem Schöffenbuch (28) durch Schultheiss und Schöffen des 
Zülpicher Hochgerichts am 1. Februar 1505 gegebene Kopie, notariell kol¬ 
lationiert im Mai 1525; Pal. 308 —311 wörtliche Abschrift derselben, ein¬ 
schliesslich der Beglaubigung von 1525. — 39a 50— 54, ausgefertigt am 
26. April 1580. — II: Pal. 202 (Pgt.) fehlt ein Satz, der am Ende des Blattes 
aus dem Schöffenbuch nachgetragen ist; derselbe Satz fehlt Pal. 197—200 
(nachgetragen 201) und 38 : 82— 84* Si ). — Teilabschrift: Pal. 23v—27. 

7) Ilonschaftsweisung vom 5. Januar 1407. 

Gedruckt: Lacomblet, Archiv VII (1869) 60—62. 

Zwei andere Weistümer, deren Existenz bezeugt ist, sind verloren 

gegangen: 1) eine Ilonschaftsweisung von 1368 (Gegenstück zu Nr. 3); 

% 

* 3 ‘) Paragraphenzählung nach dem Tille’schen Abdruck aus dem früher 
(Kap. II A. 13) angegebenen Grunde. 

2 * 2 ) Die Kap. II S. 159 in den Text aufgenornmene Form ,ind‘ steht in 
sämtlichen Niederschriften, ausser Pal, 202, ist also noch fester begründet, 
als ich beim Druck des ersten Teils, wo ich das archivalische Material 
nicht zur Hand hatte, annahm. 
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vgl. Lacomblet, Urkundenbuch III S. 581; 2) künde ind getzuych 
der scheffene ind bürgere van Zulpghe 1395 (Gegenstück zu Nr. 5): 
Inhalt in der Urk. Jülich-Berg 1304 (Staatsarchiv Düsseldorf). 


Die beiden datierten Honschaftsweisungen (Nr. 5 und 7) wurden 
bereits im Zusammenhang ihrer Entstehung erörtert; von einzelnen Punkten 
des Inhalts wird nachher noch die Rede sein. 

Wie diese zwei Weistümer im Streit der Jahre 1395 und 1407 
von Jülich zur Stütze seiner Ansprüche eingeholt wurden, so Nr. 3 im 
Jahre 1368 von Kurköln. Wir konnten das Weistum mit Sicherheit 
datieren. Bei der ersten Rechtsausführung Kunos von Falkenstein vom 
8. Oktober 1368 lag es noch nicht vor; in der zweitem vom 22. Oktober 
benützt er es wörtlich. Zwischen diesen beiden Tagen hat also die 
Erkundung stattgefunden. Das Weistum fällt somit in die beiden 
mittleren Oktoberwochen 1368 (8.— 21. Oktober). 

Undatiert ist auch das Mersbnrdener Weistum (Nr. 2). Die 
obere Zeitgrenze ergibt sich leicht. Nach dem Weistum liegt die 
Mersburdener Kirche bereits in der Stadt Zülpich, wohin sie 1285 
verlegt ward. Nach dieser Zeit ist also das Weistum entstanden. 
Und zwar nicht unmittelbar nachher: denn das alte Dorf Mersburden 
ist schon ganz verschwunden; seine einstigen Hofstätten sind Ackerland 
und Weingärten geworden; der Stadelhof ist verfallen. 

Nun geben ferner die vorliegenden Drucke die ursprüngliche Fas¬ 
sung des Weistums nicht vollständig wieder. Ursprünglich folgte (Pal. 
a. a. 0.) gegen Schluss 233 ) noch ein Abschnitt über das Erbrecht des 
überlebenden Ehegatten, und neben diesem Passus steht Pal. 296 am 
Rande vermerkt: Dit punct liatt unse gste. here van Coline affgedain 
ao. 1437, also dat dit punct nit me syn en sali. Das Jahr 1437 
ist demnach die unterste Zeitgrenze. 

Etwas näher führen einige Namen in dem Weistum. Es nennt 
im Mersburdener Ilofbe/.irk das Gut Theis von Arsdorfs [Arzdorf]: ein 
solcher ist in Zülpich 1386 m ) und 1395 (als Schöffe 230 ) bezeugt; 
das Gut Herrn Reinarts von Bonn, der 1407 als verstorben bezeichnet 

* 3 *) Hinter Mcrlo S. 184 Z. 4, Grimm 717 nach Z. 17, Hess 301 nach 
Z. 10. Auch der bei Griinm dann noch folgende Schlussabsatz, welcher bei 
Merlo und Hess fehlt, gehört zuin Original-Weistum. 

iai ) März 1: Kölner Mitt. IX S. 42. 

2S5 ) Mürz 1: Pal. 285 aus dem Besohl. Buch ;Tille, Kl. Archive I 234 Nr.22. 
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wird 886 ); ein Gut Herrn Christians von Dürffental, der zuletzt 1368 
vorkommt 237 ), und ein Gut Herrn Johanns von dem Vorste; dieser ist 
1345 —1398 nachweisbar 288 ) und uns ja auch im Streit von 1368 
begegnet. Es erwähnt ferner als früheren Eigentümer von Weingärten 
zu Hoven Wilhelm Heepe 239 ), der wohl identisch ist mit Wilhelm von 
Aue, deine man spricht Hepe, in Zülpich: 1367 240 ) und 13 7 5 241 ), 
und führt bei der Grenzbeschreibung einen Weingarten Kyrstgens von 
Marcken an: ein Zülpicher dieses Namens erscheint urkundlich am 
23. Januar 1427 242 ). Allerdings könnten die genannten Besitzerund 
Vorbesitzer bei der Abfassung des Weistums bereits verstorben gewesen 
sein und die Güter nur ihren Namen noch eine Zeitlang festgehalten 
haben. Nichts im Weistum begründet jedoch eine solche Annahme 248 ); 
im Gegenteil, direkt widerspricht ihr, dass wiederholt Besitzveränderungen 

iM ) Lac. IV 48: ebenso 1409: Urk. Jülich-Berg 1565. Ein Zweifel an der 
Identität ist ausgeschlossen; denn 1407 und 1409 war gerade das obige Gut 
streitig. 

2,T ) Vgl. Kap. IV A. 50. Ein älterer Christian von Dürffental wird 
1307 als verstorben genannt: Kessel, Antiquitates Mon. 8. Martini S. 285 
Nr. 13. Da dies allem Anschein nach der Vater des uns bekannten Cbr. 
v. I). ist, so wäre es möglich, wenn auch nicht wahrscheinlich, dass das Gnt 
von ihm den Namen weitergeführt hätte. Das würde die Anfangsziffer ent¬ 
sprechend Zurückschiehen; die Schlussziffer bleibt auf alle Fälle 1368; denn 
ein späterer Chr, v. D. kommt nicht vor; vgl. auch die Stammtafeln bei 
Zaun, Gesch. der Pfarrei Lövenich, nach S. 151. 

J3S ) Lac., Kölner Mitt., Ennens Quellen, u. a. 

* 3 *) In der Kopie Pal. 295 (Beschl. Buch) steht deutlich: die Wilhelm 
Heepen wairen (Merlo: Wilhelm Hup; fehlt bei Grimm). Die sonst ver¬ 
ständnislos angefertigte Kopie im Pfarrarchiv von St. Severin (Abdruck bei 
Hess) hat also hier die richtige Form. 

* 40 ) Tille, Kl. Archive I 236 Nr. 10. 

* 41 ) Id. Annalen 73 S. 21. 

*'*) Kölner Mitt. XVIII S. 95; vgl. Anm. 246. In derselben Urk. von 
1427 erscheint Job. Busschoff als Erbvikar der Marienkirche zu Zülpich; 
ebenso 1444 Febr. 5 (Urk. 11701; verz. Mitt. XIX S. 59), in letzterer zu¬ 
gleich als Dekan des Zülpicher Kapitels. Sollten nicht auch in dem Kap. II 
S. 167 f. erwähnten Regest von 1436 die völlig unbekannten .Erbritter der 
Marienkirche 1 verlesen sein für Erbvikar? Die Zeitangabe 1436 passt sehr 
gut dazu. Dadurch würde die Zuverlässigkeit des Regests noch fraglicher. 

2iS ) Der Zusatz: „so we dat [guet] hat“ bezeichnet keineswegs den 
Besitzer als verstorben; er drückt vielmehr aus, dass nicht der Eigentümer 
seihst, sondern der jeweilige Inhaber des Gutes zum Erscheinen an den drei 
Hofgedingen verpflichtet ist. Vgl. analog über die SchatzpHicht: S. v. Below, 
Geschichte der direkten Staatssteuern in Jülich und Berg S. 34 f. 
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angemerkt werden 244 ), und dass Johann von dem Vorste persönlich 
als dingpflichtig bezeichnet wird. Wir sind deshalb sicher berechtigt, 
auch die übrigen als tatsächliche Besitzer zur Zeit der Entstehung des 
"Weistums anzusehen und das letztere — da die Mehrzahl der Besitzer 
im 15. Jahrhundert nicht mehr vorkommt — in die zweite Hälfte des 
14. Jahrhunderts zu setzen. 

Dies ergibt sich auch auf andere Weise. Mersburden ward nicht 
vor 1367 Streitgegenstand. Bis zur Verpfändung von 1299 hatte Jülich 
dort niemals Ansprüche erhoben. Die Rechtslage war bis dahin noch 
gut bekannt; denn das Dorf war erst 1246 mit der Hostadenschen 
Erbschaft an Kurköln gekommen. Erst nach der Auslösung von 1367, 
als sich diese Kenntnis infolge der langdauernden Verpfändung — die 
auch Mersburden mit umfasste — verwirrt hatte, glaubte Jülich auch 
hier Vogteirechte zu haben. Mitte Oktober 1368 wurden von Kurköln 
die ersten zeitlich feststehenden Erkundigungen bei den Mersburdener 
Schöffen eingezogen (Grimm II 713). Es wurde ferner vor dem 17. April 
1375 dem alten Zülpicher Schöffenweistum ein Nachtrag angefügt, in 
welchem (5$ 19 u. 20) „die scheffen van Merssburden, uns herren vrien 
hoeffs van Colne ind des greven van Hoifsteden, dat nu unsse herre 
van Colne zo mail is“, den Hauptbestand des Hofbezirks und den kur¬ 
kölnischen Besitz desselben weisen. Das geschieht in wenigen Zeilen; 
denn der Zweck war, wie $ 20 klar angibt, allein, das kölnische 
Besitzrecht gegenüber den Ansprüchen Jülichs zu bezeugen. Trotz 
dieser summarischen Fassung aber zeigt der Wortlaut doch unverkenn¬ 
bare Ähnlichkeit mit dem Mersburdener Weistum: 

§ 19: Nu sprechent die scheffen van Merssburden ... [s. oben], dat 
in den selven hoff gehorich sin Bessenich ind Sievernich, alle die mit namen, 
die in die douffe zo Mersburden van Sievernich gehoercnde sint, ind Wylre 
up der even mit all sime zobehoeren. Mersburden: Vort sprechent die 
scheffen . . alle die von Bessenich, vort alle die von Severnich, die zu St. 
Merten in die douff gehörig sind [sind dingpHichtig] . . . Vort sprechen wir, 
allet dat erve und guit zu Bessenich, zu Dover, zu Wylre ind zu Severnich, 
dat unserem gn. heren zugehörig is, dat sali man für den scheffen van Mers¬ 
burden uis und ingaen.“ 

,44 ) Z. B. Grimm: „der frauwen guit van Soenich“, wofür Merlo und 
Hess sowie Pal. 295 „Theis guit van Arsdorff“ haben. Es kann sich dabei 
nur um das gleiche Gut handeln, da die Aufzählung sonst genau überein¬ 
stimmt. Auch die Wendung: „die Keyen waren, die Noydels waren, die 
Wilhelm Hupz [Heepen] waren“, bezeichnet, wie schon Merlo bemerkt, die 
früheren Eigentümer. 
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§ 20: Vort wysen wir vurscbr. scheffen van Merssburden, dat wir nie- 
manne egeine heirlicheit enbekennen an diesme vurg. gude van Mersburden, 
dan unsme herre van Colne ind deme greven van Hoifstede, dat unse herre 
van Colne nu zomail is.“ Mersburden: Die Schöffen von Mersburden 
weisen: an den Gedingen „sali man herzellen uns gn. herren recht van Colne 
und des greven van Hochsteden, dat nu uns herre van Colne zumail ist.“ 

Da die Zusatzparagraphen des Schöffenweisturas nicht für den 
praktischen Gebrauch beim Mersburdener Hofgericht dienen sollten, 
sondern nur den obigen Zweck hatten, so fehlen darin natürlich die 
Details des Mersburdener Weistums. Aber was jener Nachtrag für 
seinen Zweck bringt, legt bei aller Kürze in seinen wörtlichen Anklängen 
einen Zusammenhang beider nahe. Fassen wir zusammen, dass die 
Namen das Weistum von Mersburden in die zweite Hälfte des 14. Jahr¬ 
hunderts setzen, dass die Verhältnisse ebenfalls in die Zeit bald 
nach der Auslösung hinweisen, dass der vor dem 17. April 1375 ent¬ 
standene Zusatz des Schöffenweistums im Wortlaut anklingt, so kommen 
wir zu dem Schluss, dass das Mersburdener Weistum damals vorlag; 
dass es entstanden ist, als Mersburden Streitgegenstand wurde und 
auch Kurköln selber nach der langen Pfandzeit sich über die dortigen 
Verhältnisse orientieren wollte. Wir werden es deshalb in das Jahr 
1367 oder 1368 setzen. Dazu kommt noch, dass diejenige Abschrift 
des Zülpicher Schöffenweistums, welche das Protokollbuch des Mers¬ 
burdener Schöffengerichts einleitete (Merlo 177—181), die §§ 19 und 
20 fortlässt. Warum? Der Nachtrag umfasste, wie wir sehen werden, 
auch den § 18 mit: diesen lässt die genannte Abschrift jedoch nicht aus. 
Weshalb aber die beiden folgenden Paragraphen ? Der Grund ist leicht 
erkennbar. Unmittelbar nachher (Merlo 181 —184) folgte im Protokoll¬ 
buch das Mersburdener Weistum in extenso: weil es nun keinen Sinn 
hatte, das ganze Weistum und ausserdem noch ein paar daraus exzer¬ 
pierte Sätze zu bringen, wurden diese fortgelassen; die Ausschaltung 
kennzeichnet die beiden Paragraphen als Auszug aus dem Weistum 245 ). 
Auch die Klage zu Eingang: „ind da wruickt man, dat der stadelhoff 


24S ) Bestätigend tritt hinzu, dass diese Abschrift die einzige ist, welche 
gerade diese beiden Paragraphen auslässt. Das Gerichtsbucb, aus dem Merlo 
sie abdruckt, beginnt zwar erst im 17. Jahrhundert; dass jedoch die Fassung 
der einleitenden Weistümer alt ist, gebt u. a. daraus hervor, dass dem Mers¬ 
burdener Weistum der Grenzbegang von 1547 als Anhang beigefügt ist, 
ebenso dem Marktrecbt eine Bestimmung über den Weinzapf, die schon 1436 
geändert wurde. Diese einleitenden Stücke sind wohl aus einem vorher¬ 
gehenden Gerichtsbuch übernommen, 

Westd. Zeitschr. t. Gescb. u. Kunst. XXVIII, Il/tlt. 21 
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ungebawet ist, ind dat ist des hoffs unraet“, passt auf die Zeit gleich 
nach der Auslösung: in der Pfandzeit, wo Jülich mit den alten 
Gerichten willkürlich verfuhr, war der Stadelhof verfallen. — Nur eins 
könnte gegen die Ansetzung auf 1367/68 sprechen: die späte Erwäh¬ 
nung (1427) des auch im Weistum vorkommenden Kyrstgens von Marcken. 
Aber — die Identität beider vorausgesetzt 846 ) — es liegt doch keine 
Unmöglichkeit darin, dass jemand in jungen Jahren einen Weingarten 
besitzt und dann im Greisenalter ein Haus zu Erbleihe gibt. Ist doch 
ein anderer Zülpicher, Tilman von Gaue, damals 50 Jahre lang Schöffe 
gewesen. 

Das Jahr 1404, in welchem das Palenzweistum (Nr. 6) dem 
Erzbischof ausgefertigt wird, ist zugleich das Jahr seiner Entstehung. 
Weiter reicht das Weistum nicht zurück. Den Beweis erbringt es selbst. 
Von den 7 PalenzschOffen, welche 1404 das Weistum ausstellen, kommt 
die Mehrzahl auch im Text desselben vor: 1) Wilhelm von Loishem: 
,,dat die palentze angeit an Wilhelms huyse van Loishem, dat wylne 
wais Johan Schardmuylen“ [dasselbe Haus wird noch zweimal genannt]; 
2) Johann an dem Walle: „bis hinder Teil Vonken schüre, die nu is 
Johans an deme Walle“; 3) Gobel Remplin: „entuschen deme huyse 
ind deme nederlaiss, dat nu Gobel Remplin 247 ) is, ind wais wylne 

des alden Croesemengers ... ind Goebel Remplin huyss gehoirt up 

die palentze zo sent Marien“. Wie man sieht, werden die drei Schöffen 
ganz ausdrücklich als gegenwärtige Besitzer (,,nu*‘) bezeichnet und 
den Vorbesitzern entgegencestellt. Noch ein vierter der 7 Palenzsehöffen 
erscheint im Weistum selbst: „vort hait Teilgin van Gauwe dry morgen 
lantz gehoerende up die palentze“. Dieser Schöffe ist aus einer ganzen 
Anzahl von Urkunden als gleichzeitig nachweisbar 248 ), noch mehr Gobel 
Remplin, und ebenso lassen sich noch weitere Namen — darunter der 
des Zinsmeisters Konrad Kuyk — belegen; indes genügt das Gesagte 

***) Sie ist nämlich nicht ganz sicher. Es findet sich 1402 Juli 23 

ein gleichnamiger Zülpicher Burggraf Cristiain von Marken (Kölner Mitt. 
XXVIII S. 28 Nr. 1023); ob die drei Namen die nämliche Person bezeichnen, 
lässt sich nicht entscheiden. (Marken = Dorf Merken bei Diiren.) 

,47 ) I’al. 202: Remplen: 292 (= Besold. Buch) Remplin. Die beiden 
Formen kommen durcheinander vor, dazu noch Rempelt; bei weitem die ge¬ 
wöhnlichste ist jedoch Remplin. 

2 *®) Und zwar als Schöffe von Zülpich, Palenz und Mershurden. Ebenso 
andere Schöffen. Die Bestimmung des Krzb. Dietrich 1436 (Ann. 62, 205): 
„ind sali ouch kein unser scheffen zo Zulpge seheffen zo Mershurden sijn“, 
schuf also ein Novum. 
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zum Nachweis, dass das Weistum 1404 entstanden ist. Die Folgen, 
welche Zeit und Umstände der Entstehung für den Inhalt nach sich 
zogen, haben wir schon kennen gelernt. 

Während bei den bisher besprochenen 5 Weistümern die Zeit 
der Entstellung und der uns vorliegenden Aufzeichnung zusammenfällt, 
liegen diese beiden Zeitpunkte bei dem Weistum des Marktrechts 
(Nr. 4) weit auseinander. 

Das Zülpicher Schöffenweistum enthält schon in seinem ursprüng¬ 
lichen Teile, der (s. unten) in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
gegeben wurde, einen Auszug des Marktrechts in wörtlicher Überein¬ 
stimmung (vgl. Weistum § 12 mit Marktrecht bei Merlo 185 Abs. 2). 
Dass das Weistum nur diesen Teil aufgenommen hat, ist selbstverständ¬ 
lich: es will die Rechte des Erzbischofs und des Vogts gegenseitig 
abgrenzen: „Dit is dat reicht unser herren van Colne zo Zulpge ind 
des wisslichen vaidtz van Hembach 11 . Deshalb gibt es natürlich nur 
den Teil des Marktrechts, der sich auf den Vogt mitbezieht, und das 
ist nur bei diesem Abschnitt der Fall 249 ). 

Die uns heute vorliegende Redaktion ist jedoch späteren Ur¬ 
sprungs. Zülpich wird darin stets Stadt genannt, was es bei der Auf¬ 
zeichnung des ursprünglichen Schöffenweistums noch nicht war. Die 
heutige Fassung des Marktrechts gehört also der Zeit nach 1255 
an. Da ferner die Verleihungsurkunde des Martinsmarktes 1439 2ä0 ) 

M *) Es bleibt dahei völlig gleich, ob das Schöffenweistum den Text 
aus dem Marktrecht übernommen hat oder umgekehrt: der betr. Abschnitt 
des Marktrechts lag auf alle Fälle 1240 bereits vor. Offenbar ist jedoch 
das Weistum der entlehnende Teil gewesen. Es scheidet nämlich aus dem 
Marktrechts-Abschniit einen Satz aus: Merlo 185 Z. 9 ,,ind“ bis Z. 12 „miss- 
dede“ obwohl derselbe für den Markt sehr wichtig ist. Der Grund der Aus¬ 
scheidung ist klar; die Stelle betrifft den Vogt nicht mit. Wir haben es 
demnach in § 12 des Weistums mit einem Auszug aus dem Marktrecht zu 
tun, der des Vogts Rechte herausschält. 

* M ) Abgdr. v. Tille, W T estd. Zschr. XVII, Korrespondenz!)]. Nr. 94; 
vgl. auch Tille, Ann, 73, 7. Dagegen lässt sich die Bestimmung über den 
Weinzapf (Merlo 189) nicht zur Datierung des Marktrechts verwerten, denn 
sie bildet keinen Teil desselben, sondern ist gesondert davon. — Übrigens 
bestätigt das Marktprivileg von 1439 das Kap. II Anm. 118 über den Michaels- 
Jahrmarkt Gesagte. Der neue Markt soll stattfinden „des neisten sundages 
vur seut Mertijns dage under unsen wimpel, as der mart up sent Michels 
dagh dairselffs pleget zu syn.-‘ Auch bei dem Martinsmarkte beginnt die 
Marktfreiheit am Tage vor dem eigentlichen Markttage und dauert bis 
Sonnenuntergang des Nacbtages. 

21 * 
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unser Marktrecht voraussetzt, so fällt dasselbe vor dieses Jahr. Es 
enthält nur 3 Personennamen, von denen einer auch sonst vorkommt: 
Peter Remplin. Die angesehene Schöffenfamilie Remplin wird von allen 
Zülpicher Familien am meisten in Urkunden erwähnt, aber nicht vor 
1338, und in der langen Reihe ihrer Mitglieder finde ich den Vornamen 
Peter nur einmal: 1395 (März l) unter den Schöffen, welche das 
Beschlossene Buch anlegten. — In demselben Jahre, am 26. August, 
gaben die Honsehaften die Erklärung ab, dass der Michaelsjahrmarkt 
unter dem Banner Jülichs stattfinden müsse, und dass diesem auch 
das Geleit in der Bannmeile gehöre. Beide Punkte aber fanden wir 
bereits in der alten Fassung des Marktrechts als erzbischöfliche 
Rechte bezeichnet. Wie schon gesagt, verfolgte Jülich die Sache nicht 
weiter, und es kam zu keinem Streit über Markt und Marktgeleit 2M ). 
Wohl aber ging die Honschaftsweisung mit dem übrigen Material in 
die Hände auch der kurkölnischen Schiedsrichter, die sie in ihrer Ent¬ 
scheidung vom 3. Oktober ausdrücklich anführen 258 ). Wenn sie die¬ 
selbe auch ablehnten — weil die Befragung der Honsehaften nicht im 
Auftrag der Schiedsleute geschehen sei — so liegt es doch nahe, dass 
die Bestreitung der Honsehaften auch hier kurkölnischerseits eine neue 
Feststellung der erzbischöflichen Rechte veranlasste. Dazu passt auch 
das Vorkommen der Familie Remplin 253 ). Diese Umstände weisen tür 
die Abfassung der neuen Redaktion des Marktrechts auf den Schluss 
des 14. Jahrhunderts hin; auf alle Fälle ist sie wie das Mersburdener 
Weistum und die Erweiterung des Schöffenweistums nach der Auslösung 
Zülpichs anzusetzen und in den Kreis der damals erfolgenden Rechts¬ 
erkundungen einzubeziehen. 

Wir kommen nun zu dem interessantesten und meistumstrittenen 
der Weistümer: dem Zülpicher Schöffen weistum (Nr. 1). Zunächst 
gilt es auch hier die Entstehungszeit zu ermitteln. 

Sehen wir uns zuerst die äussere Form des Weistums an. Es 
beginnt; ,,Dit is dat reicht unser herren van Colne zo Zulpge ind des 
wisslichen vaidtz van Hembach. 1. Zo deme irsten sprechent die 

* 81 ) Auch der Streit über das Küln-Bergheimer Geleit hatte darauf 
keinen Bezug; denn diese Strasse berührte die Bannmeile nicht. 

SS1 ) Jül.-Berg 1304. 

,M ) Will man (aus dem oben angegebenen Grunde) speziell auf den 
Vornamen Peter Nachdruck legen, so würde dies die Ansetzung nach 1. März 
1395 rücken: an diesem Tage lebt Peter Remplin noch; in der Marktrechts¬ 
überschrift aber heisst es: für wilne Peter Remplin hauss. 
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scheffen van Zulpge, van Geich ind van Vussenich, dat der burchvrede 
angeit . . (folgt Aufzahlung der beiderseitigen Rechte § 1—16). 
§17 lautet: ,,Alle diese vurschreven dink die wijsen wir scheffen 
van Zulpge ind van Geich vur reicht also, as unsse vurvaren dat an 
uns braicht hant, it inwidderwijse eman mit eime meinen reichte“. 
Wie man sieht, bildet § 17 ebenso deutlich den Abschluss wie § 1 die 
Einleitung; beide schliessen sich im Ausdruck eng zusammen* 5 " 4 ). 

Noch mehr. Die §§ 1 —16 geben in wohlgeordneter Folge eine 
rein generelle Darstellung der Rechte von Erzbischof und Vogt, die 
§ 17 abschliesst. Dann aber ändert sich in § 18 plötzlich der Ton. 
Statt der bisherigen theoretischen Aufzeichnung folgt die Erzählung 
eines Einzelfalles. Der Erzbischof ist an das Schöffengericht gekommen 
und hat seine und des Stifts besiegelte Briefe vorgelegt, wonach die 
Vogtei sein und des Erzstifts Eigen sei. Auf seine Frage, ob sie ihn 
daraufhin für den Besitzer hielten, antworteten die Schöffen: „ja, sie 
Melden in darvur . . . as inbinnen den neisten vier steinen umb Zulpge“. 

Welche ,,Briefe“ hier gemeint sind, ist völlig zweifellos: der 
Richarda-Verzicht von 1279, und nur dieser, überweist die Vogtei dem 
Erzbischof und Erzstift. Zum Überfluss kommt noch der Wortlaut hin¬ 
zu: 1279: „et extra ipsum oppidum infra terminum, qui distinguitur 
per quattuor lapides propinquiores“ = § 18: ,,as inbinnen den neisten 
vier steinen umb Zulpge“. Das ist um so bemerkenswerter, als beide 
Stellen das gleiche Versehen enthalten: es sind nämlich nicht vier, 
sondern nur drei Steine, welche (§ 4) das Vogteigebiet umgrenzen 255 ). 

§ 18 ist somit unbedingt nach 1279 entstanden. Er steht for¬ 
mell ausserhalb des eigentlichen Weistums und inhaltlich im Widerspruch 

* w ) Dass § 17 die Schöffen von Füssenich nicht besonders nennt, ist 
ohne Bedeutung: selbst in § lö, der doch ausschliesslich von den Sonder¬ 
rechten Geichs und Füssenichs handelt, sprechen bloss die „scheffen van 
Zulpge ind van Geich vur reicht“. Die Füssenicher Schöffen sind eng an 
die von Geich angegliedert; die letzteren nehmen eine hervorragende Stellung 
im Schöffenkollegium ein: Weist. § 7; Merlo 189, Absatz 3: Botenkur (in 
erweiterter Form Pal. 297 = Beschl. Buch 38); Pal. 298: Schöffenwahl. 

I58 ) Die Entstehung des Irrtums erklärt sich leicht: in § 4 ist ein 
Stein doppelt genannt, beim Anfang und Schluss der Grenzbeschreibung. 
Dies wurde 1279 nicht bemerkt. — Ilgen (Ann. 74, 16) identifiziert richtig 
das 1279 „durch die 4 nächstgelegenen Steine kenntlich gemachte Gebiet“ 
mit den im Weistum „genau angegebenen Grenzen“ des Burgbannes, ohne 
die Zahl der Steine zu nennen; er hat also das Versehen der Urkunde nicht. 
Danach ist Kap. II Anm. 17: ,Grenzen‘ st. ,4 Grenzsteinen* zu setzen. 
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zu ihm. Denn das Weistum nennt stets Hengebach als selbständigen 
Vogt gegenüber dem Erzbischof: Überschrift, § 3, 5, 7, 12. Gerade 
zur Abgrenzung ihrer beiderseitigen Hechte ist es ja gegeben. Der 
Paragraph kennzeichnet sich also nach Form und Inhalt als Nachtrag 
zu dem ursprünglichen Weistum. 

Schon darum lässt sich für die beiden nachfolgenden §§ 19 und 
20 das Gleiche annehmen. Aber auch unabhängig davon kommen wir 
zu demselben Ergebnis. Es treten hier plötzlich die Schöffen von 
Mersburden auf, von denen bis dahin im Weistum nie die Rede war. 
Wir sahen bereits, dass die beiden Paragraphen die Benützung des 
Mersburdener Weistums nahelegen. Noch unverkennbarer ir-t ihre Ähn¬ 
lichkeit mit den Zeugenaussagen von Mitte Oktober 1368 (Nr. 2). 
Die Schöffen erklären da, „dat sij an der vadijen 85e ) van Mersburden 
nieman anders erkennen noch gekant enhaven, dan einen busschof van 
Colne ind einen greven van Hostaden“ = § 20: „dat wir niemanne 
egeine heirlicheit enbekennen an diesme vurgenanten gude van Mers¬ 
burden, dan unsme herren van Colne ind deme greven van Hoifstede“. 
Der Anlass, die beiden Paragraphen dem Weistum hinzuzufügen, trat 
erst im Streit nach der Auslösung Zülpichs ein, und wie der Wortlaut 
zeigt, sind sie im direkten Anschluss an die Aussagen von Mitte Ok¬ 
tober 1368 entstanden. 

§ 18—20 sind also unzweifelhaft ein Nachtrag zu dem ur¬ 
sprünglichen Weistum, welches ganz deutlich mit § 17 abschliesst. Sie 
sind nach 1279 und vor dem 17. April 1375 entstanden; denn an 
die ; em Tage werden sie durch die Zülpicher Schöffen mit dem übrigen 
Weistum beglaubigt. Für § 19 und 20 (Mersburden) ergab sich 1368 
als Entstehungsjahr, und für § 18 (Vogtei) gilt das Gleiche. Hier 
liegt allerdings zwischen 1279 und 1368 noch ein Streit, bei dem auch 
von der Vogtei die Rede ist: derjenige von 1289—91. Aber es ist 
zu bedenken, dass während dieses Streites Walram von Jülich 
Zülpich in Besitz hielt und der Erzbischof deshalb nicht in der 
Lage war, vor den dortigen Schöffen einen Anhang zu dem Weistum 
durcbzu-etzen und dafür nach Zülpich zu kommen. Alsdann beginnt 
die Pfandzeit, und der nächste Streit um die Vogtei war gleichzeitig 
mit dem um Mersburden. Es entspricht ja auch ganz dem Eifer Kunos 
von Falkenstein in diesem Kampf, da^s er aus dem gesammelten Beweis- 

aja ) Der Ausdruck steht bloss mit Bezug auf die Behauptung Jülichs; 
im Scböffenweistum (siebe oben gleich nachher) wurde er sofort in ,gude 
van Mersburden* geändert; auch das Mersburdener Weistum kennt keinen Vogt. 
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material die Kernpunkte dem Schöffenweistum anfügte * 57 ). — In den 
Niederschriften Pal. 77—78, 190v—193v und 213—216v fehlen die 
drei Zusatzparagraphen völlig 258 ). 

Wann ist aber das alte Weistum (§ 1—17) entstanden? 

Vor 1279 sicher; sonst würde die aus dem Richarda-Verzicht 
hervorgegangene Abänderung der Vogtei (§ 18) im Weistum selbst stehen 
und nicht einen Gegensatz zu ihm bilden 259 ). Wir finden in der Tat 
schon vor 1279 das Weistum bezeugt. In dem Neusser Ausgleich vom 
9. September 1251 26 °) heisst es: Erzbischof und Erzstift behalten ihre 
Güter zu Zülpich in tali iure, wie unter den beiden vorigen Erzbischöfen, 
et secundum sentenciam scabinorum eiusdem loci; ebenso be¬ 
hält der Graf von Jülich seine dortigen Güter wie unter seinen Vor- 

M7 ) Die Schöffenbeglaubigung v. 1375 ist gar kein Grund, die Ent¬ 
stehung des Nachtrags dahin zu verlegen. Irgend ein bemerkenswertes Er¬ 
eignis im Streit fällt nicht in dieses Jahr, und die Beglaubigung hat auch 
das Weistum nicht abschliessend fixiert. Von den oben genannten 8 Nieder¬ 
schriften haben nur 3 das Weistum iu der Abgrenzung von 1375; alle übrigen 
kümmern sich nicht darum. Die vom Erzbischof dem Herzog v. Jülich ein¬ 
gesandte Kopie (Pal. 77/78) schliesst glatt mit § 17. Lac. hat § 1—20, dann 
aber noch einen grossen weiteren Abschnitt. Die Kopie bei Merlo lässt aus 
dem angegebenen Grunde § 19 und 20 aus und fügt gleichfalls einen Ab¬ 
schnitt an: „Dit is der stadt zu Zulpge rechte freyheit und herkommen.“ 
Pal. 190v—193v und 213—216v bringen § 1 — 17, dann den gleichen Zusatz 
wie Merlo, aber ausdrücklich als integrierenden Teil des Weistums: ,.Vort 
wisent die scheffen von Zulpghe und von Geich, dat disscr stat rechte also 
gelegen is . . .“ Wie auch dieser Sachverhalt zeigt, liegt kein Grund zu der 
Annahme vor, es sei der Nachtrag 1375 entstanden und das Ganze dann 
gleich durch die Schöffenbeglaubigung versiegelt worden. 

258 ) Lacomblet (Archiv I 245 A. 1) erkennt § 19 und 20 als Zusatz; 
in eine Prüfung von § 18 tritt er nicht ein. (Da § 19, wie gezeigt, erst der 
2. Hälfte des 14. Jh. angehört, so lässt sich daraus Lacomblets Ansetzung 
des Weistums in die Zeit Konrads von Hostaden natürlich nicht begründen, 
wie Lac. dies will.) Tille (Ann. 73, 3) schliesst das alte Weistum eben¬ 
falls nach § 18, weil die Mersburdener Kopie § 19 und 20 nicht enthält und 
„bei einem solchen Weistum ein beliebiges Weglassen eines Abschnittes ge¬ 
radezu ausgeschlossen ist.“ Diese Ansicht beruht also auf der irrigen 
Voraussetzung, dass alle übrigen Kopien des Weistums die §§ 18—20 ent¬ 
hielten, und fällt mit der oben nachgewiesenen Unrichtigkeit dieser Annahme. 
Zudem sahen wir vorhin den Grund, weshalb die Mersburdener Abschrift 
die beiden Paragraphen fortlässt. 

*•*) Auch die offensichtlich aus dem Missverständnis von § 4 des Weis¬ 
tums hervorgegangene unrichtige Zählung der Grenzsteine in der Urk. von 
1279 (s. Anm. 255) zeigt, dass das alte Weistum damals vorlag. 

*••) Lac. UB. II 376. 
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gängern, „et uterque eorum tarn archiepiscopus quam comes Juliacensis 
eisdem iuribus sit contentus“. Es wird also eine Weisung der 
Zülpicher Schöffen als bestimmend für die Rechte des Erzbischofs 
angeführt; die von den Schiedsrichtern beigegebene deutsche Fassung 
übersetzt dies: „inde alse dir scheffen deilit“. — Der Schiedsspruch 
vom 1. Februar 1255 261 ) sagt: „comitem [Juliacensem] debere esse 
contentum de biis, que per sententiam scabinorum fuerint ibi¬ 
dem iudicata“: „dat der greve soele content sijn des, dat die scheffene 
alda wysent ind urdelent“ (Übersetzung im Schiedsspruch vom 3. Okt. 
1395; Jülich-Berg 1304). Auch des Grafen Rechte werden also 
durch die Weisung der Zülpicher Schöffen bestimmt 262 ). Wir folgerten 
früher (Kap. III S. 184) schon aus anderen Gründen, dass den Schieds¬ 
richtern von 1255 das Schöffenweistum Vorgelegen habe. Das bestätigt 
sich hier durch den Wortlaut, zumal das Weistum auch sonst durch 
ähnliche Wendungen bezeichnet wird. So z. B. am 19. September 1395 
(Jülich-Berg 1299): der Erzbischof erkenne Jülich kein Recht zu als 
„dan die scheffene allda wysent“; ferner am 3. Oktober 1395 (a. a. 0.) 
vorbehaltlich „eyme wislichen vaichde van Hengbach da an syns rechtz, 
as yme die scheffene van Zulpge dat wysent“. Für 1251 trifft das 
Nämliche zu. 

Abschliessend kommt noch ein weiterer Punkt hinzu: die stete 
Benennung des Vogts als „wisslicher Vogt von Hembach“. Allezeit 
hatte Jülich die Vogtei; eine Ausnahme bildet nur die Regierung 
Everhards von Hengebach. Sein Tod wird allgemein um 1240 an¬ 
genommen; urkundlich kommt er zuletzt 1234 vor (Lac. II 194); im 
Juli 1237 erscheint seine Gemahlin Lisa ohne ihn als Zeugin (ib, 217); 
aller Wahrscheinlichkeit nach war er damals gestorben 263 ). Mit seinem 
Tode erbte Wilhelm IV. von Jülich die Herrschaft Hengebach und 
erhielt auch die Zülpicher Vogtei. Und bald darauf beginnt auch der 
Kampf um Zülpich. 1240 belagerte Konrad v. Hostaden die Stadt, 
die Wilhelm IV. also vorher genommen hatte. Seit 1219 schon 

»*) Ib. 410. 

2 * 2 ) Lac. II S. 221 Anm. 1 fasst den Sinn der Stelle spezieller auf: 
„Der Graf hat nur Gerichtsgefälle in Zülpich.“ Das würde den §§ 3 und 5 
des Weistums entsprechen und somit den obigen Beweis nur verstärken. 
Jedoch glaube ich, dass die Stelle allgemeiner, auf das Weistum über¬ 
haupt, zu beziehen ist, wie auch die Übersetzung von 1395 zeigt. 

2 ® 3 ) Nach freundlicher Mitteilung des Herrn Dr. Knipping ist er auch 
in dem für die erzb. Regesten gesammelten Material weiter nicht mehr 
nachweisbar. 
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regierte Wilhelm; er hatte schon mit Konrads Vorgänger Heinrich 
y. Molenark in Fehde gelegen; aber von einem Streit um Zülpich ist 
niemals die Rede, obwohl er die Palenz bereits vorher besass. Nach¬ 
dem er aber die Vogtei erhalten hatte, beginnt dieser Kampf, und sein 
Ziel war, wie wir sahen, die Vogtei zur Herrschaft zu gestalten. Der 
ursächliche Zusammenhang ist klar, und ebenso klar liegt hier der erste 
und zwingende Anlass vor, der den Erzbischof bewog, seine und des 
Vogts Rechte durch die Zülpicher Schöffen weisen zu lassen: „Dit is 
dat reicht unser herren van Colne zo Zulpge ind des wisslichen vaidtz 
van Hembach. u So begreift es sich nun auch, dass die Schöffen immer 
von einem Vogt von Hembach sprechen: weil Hengebach bis dahin die 
Vogtei innehatte, und dass die Mersburdener Schöffen im Weistum noch 
nicht Vorkommen: Mersburden wird erst 1246 kurkölnisch. Das ur¬ 
sprüngliche Weistum, welches 1251 und 1255 vorlag, ist demnach um 
1240, beim Übergang der Vogtei von Hengebach an Jülich und beim 
ersten Kampf um Zülpich entstanden, als Wilhelm IV. von Jülich nach 
dem Tode Everhards von Hengebach die Vogtei bekommen hatte 264 ). 

Auch der Inhalt dieses alten Weistums erfordert noch einige 
Worte. 

Wie wir sahen, wurde schon in den ältesten pfalzgräHichen Lehns¬ 
briefen die Zülpicher Vogt ei mit dem Hochgericht verliehen; 
advocatia in Tulpeto cum iurisdictione superiori et suis attinentiis. Der 
Vogt hält denn auch die drei Vogtgedinge in Zülpich selbst, ab und 
zwar in dem eigentlichen, ursprünglichen Vogteibezirk der Stadt, im 
erzbischöflichen Stadtteile: „bey dem schloiss unter der groissen linden.“ 
Die Hochgerichtsbarkeit aber übt er nicht in der Stadt aus, auch 
nicht im ausserstädtischen Vogteigebiet, sondern entfernt davon im 
Jülichschen: auf dem Schivelberg und der Kempenerheide 265 ). Auch 

*« 4 ) w e g en der Stelle von 1251: „in tali iure tenebunt, in quo fuerunt 
sub archiepiscopis . . Engilberto et Henrico“ noch weiter zurückzugehen bis 
auf Engelbert I., verbietet schon der Umstand, dass Jülich damals die 
Vogtei batte. Wie bereits bemerkt, steben in der Urkunde die beiden nächsten 
Vorgänge Konrads v. Hochstaden bloss parallel den progenitores comitis. 
Die Stelle besagt nur, dass der alte Rechtszustand fortbestehen solle, und 
dass auch die sentencia scabinorum altes Recht weise. — Kap. II S. 172 
Z. 20 ist zu ändern: „seit mehr als einem halben Menschenalter die Vogtei 
innegehabt“. 

***) Es schwankt sogar zwischen beiden: bald wird der Schivelberg, 
bald die Kempenerheide als alleinige Hochgerichtsstätte für Zülpich genannt 
und gebraucht. Schon die Lösung Zülpichs von auswärtiger Gerichtsfolge 
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die Hacbt des Hochgerichts steht nicht im ursprünglichen Vogteibezirk 
der Stadt, sondern auf pfalzgrättichem Grund and Boden: in der Palenz, 
mit welcher der Vogt als solcher nichts zu tun hatte. 

Nun sahen wir ferner, dass der Pfalzgraf ausser der Zülpicher 
Vogtei auch einen grossen Hocbgerichtshann im weitern Umkreis besass; 
14 der dazu gehörenden Honscbaften hatten ihre Malstätte auf dem 
Scliivelberg, 9 anf der Kempenerheide. Auch Zülpich zählte zu diesen 
23 Ilonschaften, und zwar bildete es 2 Honschaften, von denen die eine 
zum Schivelberg. die andere zur Kempenerheide gehörte. Jetzt sehen 
wir klar den Grund, weshalb für Zülpich das Hochgericht nicht im 
Vogteigebiet, sondern auf den beiden alten Malstätten gehalten wurde 266 ). 
Aber es ergibt sich auch noch ein weiteres: Der Pfalzgraf war 
schon Hochrichter auf dem Schivelberg und der Kempener¬ 
heide, ehe er Vogt von Zülpich wurde; der Hochgerichtsbann 
gehörte früher zu der Pfalzgrafschaft als die Vogtei. Für unsere 
Gesamtuntersuchung folgt daraus das Ergebnis, dass die beiden unter 
Königsbann urteilenden Gerichte auf dem Schivelberg und der Kempener¬ 
heide zum alten Bestand der Pfalzgrafschaft gehören, obwohl 
sie erst 1394 in den Lehnsbriefen erscheinen. Sie waren schon mit 
ihr verbunden, bevor die Vogtei dazu kam. 

Auch das Bestehen der Hacbt auf pfalzgräflichem Boden, 
in der Palenz, erklärt sich nunmehr. Es war nicht die Hacbt 
für das Vogteigebiet, sondern für die beiden Honschaftsgericlite. Die 
Spur davon ist noch deutlich sichtbar im § 8 des Weistums: alle 
missetätigen Leute im Bei fang „ensal man nirgen anders lieveren 
dan zo Zulpge in die haglit“ 267 ). Unter dem Beifang versteht das 

1279 nennt nur den Schivelberg mit Namen. Dass die darauf folgenden 
Worte „immo de onere scquele“ die andere Gerichtsstätte meinen, ist, wie 
schon gesagt, nicht ausgeschlossen, aber auch nicht wahrscheinlich: bei 
einem so wichtigen Akt würde sie doch wohl direkt genannt werden. Des¬ 
halb ist das gleiche Verhältnis wohl schon vor 1279 anzunchmen. Die Hon¬ 
schaftsweisung vom 2fi. Aug. 1395 weist beide Zülpicher Honscbaften dem 
Schivelberg zu (Jiil.-B. 1292; danach ib. 1294 [1395 Sept. 5] und Pal. 65 
[1403 Sept. 27]). Die Jül. Erkundigung von 1553 (Pal. 183) nennt bloss 
die Kempenerheide; 1569 Juli 6 wird für Zülpich der Schivelberg genannt; 
1597 ist die Kempenerheide Richtstätte. 

*•'*) So begreift sich auch das Schwanken zwischen den beiden Ge¬ 
richtsstätten: als die lokale Teilung Zülpichs in 2 Honscbaften sich ver¬ 
wischte, wurde das Gericht bald auf der einen, bald auf der andern Mal¬ 
stätte gehalten. 

1<7 ) Als das Zülpicher Schöffengericht Hochgericht geworden war und 
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Weistum eben das Gebiet der beiden Honschaftsgerichte. Zwar deckt, 
wie schon früher bemerkt, der Honschaftsbezirk nicht den Beifang, 
sondern geht mit 3 Honschaften darüber hinaus; dennoch aber hat 
Lacomblet mit der Gleichsetzung beider in dem Sinne recht, dass das 
Weistum zweifellos das Honschaftsgebiet meint. Dies beweist die 
genau übereinstimmende Teilung der Gerichtsbezirke Schivelberg und 
Kempenerheide im Weistum einerseits und in den Honschaftsaufzählungen 
anderseits. Das Weistum gibt als Scheidelinie bis Zülpich die Römer¬ 
strasse an; dann biegt die Linie nach Werten ab; und ganz die gleiche 
Grenze mit der gleichen Abbiegung 268 ) ergibt sich, wenn man in den 
Honschaftsverzeichnissen die geographische Lage der zum Schivelberg 
und der zur Kempenerheide gehörenden Honschaften feststellt. Da die 
beiden Gerichte älter sind als die Vogtei und somit vollends älter als 
das Weistum, so ist es klar, dass das letztere hier nachgebildet 
hat: sein Beifang ist nichts als eine ungenaue Umschreibung des Hon¬ 
schaftsgebietes. 

Hinsichtlich der für Kurköln gewiesenen Rechte verfährt das 
Weistum stark usurpatorisch. § 7 befasst sich mit den beiden 
alten Honschaftsgerichten auf dem Schivelberg und der Kempenerheide. 
Diese beiden Hochgerichte waren rein pfalzgräflich und hatten mit der 
Vogtei nichts zu tun. Auch im Weistum erkennen wir das noch ganz 
klar; denn es weist hier dem ,,Vogt“ die Gerichtsgefälle ganz zu, 
nicht bloss das Vogtsdrittel, obwohl ein Teil des Gerichtsgebietes (im 
Burgbann) zur Vogt ei gehörte, und obwohl für diesen Teil bei 
nicht hochgerichtlichen Streitigkeiten auch bloss ein Drittel der Gefälle 
gegeben wird (§ 5). Trotzdem stellt das Weistum die beiden Hoch¬ 
gerichte als kurkölnische hin: der „Vogt“ darf nur zum Gericht er¬ 
den übrigen kurkölniscken Honschaften der Enklave sich diesem ange¬ 
schlossen hatten, verlor die Hackt ihre alte Bedeutung. Die naturgemässe 
Folge war, dass Jülich neue Gefängnisse auf seinem Gebiet für die beiden 
alten Honschaftsgerichte herstellte, zumal die Zülpicher Hacht seit 1285 von 
den Stadtmauern umschlossen war. So kam es, dass der Erzbischof sich 
1403 auf Grund des Weistums, welches den früheren Zustand widerspiegelt, 
über die Nichteinlieferung der im Beifang (d. h. im Honschaftsgebiet) Ge¬ 
fangenen in die Zülpicher Hacht beschwerte, und dass anderseits die Hon¬ 
schaften 1407 den nach 1279 (Lösung von auswärtiger Gerichtsfolge) einge¬ 
tretenen Zustand als altes Recht wiesen (Kap. V). — Die kurkölnische Hacht 
zu Zülpich war in der Burg. 

2M ) Diese folgt, wie es scheint, dem auch in v. Veiths Karte der 
Römerstrasse Köln-Rheims (Bonner Jahrb. 75) eingezeichneten Feldweg gen 
Wollersheim. 
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scheinen, wenn ihn der erzbischöfliche Schultheiss dazu auffordert; an 
den letzteren werden durch die kurkölnischen Schöffen von Zülpich und 
Geich die Hochgerichtsklagen gebracht, und der Schultheiss entbietet 
auch die Hunnen zum Gericht. In Wirklichkeit hatte natürlich der 
erzbischöfliche Schultheiss über die Gerichte des Pfalzgrafen keinerlei 
Machtbefugnis; ebensowenig hatte er den Hunnen zu gebieten; die 
Honschaften im Beifang waren sämtlich jülichsche Gemeinden. Faktisch 
hat Kurköln auch niemals die angegebenen Rechte ausgeübt. Ich habe 
im Verlaufe meiner Arbeit alles zusammengestellt, was sich an Nach¬ 
richten darüber findet; überall zeigt sich, dass die Ansprüche Kurkölns 
stets nur Theorie blieben. 

In § 8 fügt das Weistum der schon erwähnten Bestimmung, dass 
alle im Beifang gefangenen missetätigen Leute in die Zülpicher Hacht 
einzuliefern seien, hinzu: „die sal unss herren boede van Collen be- 
waren.“ Die „missdedich lüde, die inbinnen diesme bivancge miss- 
doent“, waren aber gefangen gesetzt zur Aburteilung an pfalzgräflichen 
Gerichten, und die Hacht stand auf pfalzgräflichem Boden, der damals 
— und noch bis 1285 — vor den Mauern Zülpichs lag. Auch hier¬ 
bei hatte also Kurköln kein Recht. Wie man sieht, ist der Zusatz 
aus der Fiktion hervorgegangen, die beiden Hochgerichte seien kur¬ 
kölnisch. 

Dass sich solche Ansprüche bilden konnten, wird verständlich 
durch die verwickelten Rechtsverhältnisse in Zülpich. Mit der Vogtei 
war das Hochgericht verbunden. Nun war aber derselbe Mann Vogt 
von Zülpich und Hochrichter auf dem Schivelberg und der Kempener- 
heide. Zu diesen Hochgerichten gehörte auch das Vogteigebiet 468 ). So. 
kam es, dass man die beiden Gerichte als Hochgerichte der Vogtei 
ansah und sie, gleich der Vogtei selber, vom Erzbischof herleitete und 
ihm zusprach. Im Weistum hat sich das schon zu sehr bestimmten 
und detaillierten Formen ausgestaltet. Die Entwicklung ging aber 
konsequent noch weiter: Kuno v. Falkenstein erklärte 1368 eben wegen 
dieser Hocbgerichtsbarkeit den gesamten Bei fang für erzstiftisches 
Eigentum: „willich byvange doch zubehoirt dem gestichte 
van Colne ind des gestichts gerichte ind heerlicheide.“ 

Die Prätension des Weistums, dass die beiden Gerichte kurkölnisch 

_ i 

M# ) Das Bild der Verwicklung vervollständigt sich noch durch die im 
Kap. II dargelegten Besonderheiten. — Zu welcher Verwirrung man auf 
pfalzgräflicher Seite über die eigenartigen Hochgerichtsverhältinsse schon 
im 14. Jahrh. gelangt war, zeigen die Lehnsbriefe seit 1394. Vgl. Kap. V A.86 
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seien, ergibt auch den Grund, weshalb es mit ihrem Gebiet einen seiner 
vier Rechtskreise um Zülpich abgrenzt: den Beifang. 

Der Burgbann umfasste laut dem Frieden von 1279 das 
Vogteigebiet und hatte in der kurkölnischen Enklave deshalb seinen 
natürlichen Abschluss. Wir sahen aber, dass das Weistum die Grenzen 
mehrfach weit über diesen Umfang hinaus ins Jülichscbe dehnte. Da 
man hier doch eine genauere Kenntnis voraussetzen sollte, so liegt es 
nahe, dabei an usurpatorische Erweiterung zu denken. Indes hat das 
Erzstift, soviel wir wissen, niemals weitere Ansprüche auf die über¬ 
greifenden Teile erhoben, und wir haben es deshalb auch hier wohl 
nur mit einer — dann allerdings sehr flüchtigen — Skizzierung zu 
tun 270 ). Rechte hat Kurköln in dem jülichsclien Teile des Burgbanns 
so wenig ausgeübt wie in dem des Beifangs. 

Den innersten seiner vier Rechtskreise, den Burgfrieden, legt 
das Weistum auch um das jülichsche Dorf Hoven und identifiziert es 
rechtlich ganz mit Zülpich. Der Grund war vielleicht, dass Kurköln 
das Dorf für sich beanspruchte 271 ). Ferner eximiert das Weistum den 
Burgfrieden von den beiden Hochgerichten, obwohl Hoven niemals aus 
der Gerichtsfolge gelöst wurde und Zülpich erst im Pingsheimer Frieden 
von 1279. Gerade diese letztere Lösung, die ein Menschenalter nach 
der Entstehung des Weistums erfolgte, zeigt, dass dies hier wieder 
usurpiert. Denn wenn die Exemption schon vor 1279 zu Recht 
bestanden hätte, so wäre die Lösung überflüssig gewesen. Da Jülich 
bei der Revision des Pingsheimer Friedens 1291 die Befreiung Zülpichs 
von der Gerichtsfolge bestehen liess 27 *), so kann man annehmen, dass 
die Zttlpicher schon vorher ausgeblieben waren. Aber das war eigen¬ 
mächtig geschehen 273 ) und ändert nichts an dem Charakter der Weis¬ 
tumsbestimmung: sie weist als Recht, was kein Recht ist. 

Aus dem Gesagten folgt, dass das Weistum das Vertrauen nicht 

* 70 ) Heldmann (Der Kölngau S. 72) ist der Ansicht, „dass die Zülpicher 
Bannmeile nur ausnahmsweise und niemals weit über die alte Gaugrenze 
hinausgeführt zu haben scheint“. Das würde auch für den vierten Rechts¬ 
kreis des Weistums eine mechanische Abgrenzung bedeuten. Bestimmtes 
darüber lässt sich jedoch erst sagen, wenn eine nähere Untersuchung über 
den Zülpiggau vorliegt, die ich mit II. wünsche. 

,7 ‘) 1368 Aug. 24 (38a f. 1) tritt der Erzb. von den Ansprüchen auf 
„dat dorp zu Hoven“ zurück. Wann diese Ansprüche zuerst erhoben wurden, 
vermag ich freilich nicht festzustellen. 

,,J ) Vgl. Kap. III S. 193. 

,7S ) Begründung s. Kap. II 154 f. 
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verdient, welches ihm bisher ohne weiteres geschenkt wurde. Es ist 
eine Tendenzschrift, aus dem Streit Kurkölns mit Jülich hervorgegangen, 
und steht nicht höher als die spateren einseitigen Schiedssprüche, in 
denen jeder Teil den Interessen seines Auftraggebers dient. Partei¬ 
schriften sind auch die beiden Honschaftsweisungen und das Weistum 
zu Zülpich und Geich. Diese Kennzeichnung soll keineswegs den In¬ 
halt der Weistümer von vornherein als unglaubwürdig hinstellen. Viel¬ 
mehr konnten wir aus ihnen eine ganze Reihe ursprünglicher und 
richtiger Nachrichten entnehmen. Auch bei dem Zülpicher Schöffen¬ 
weistum ist das der Fall. So nennt es — um nur ein Beispiel zu 
wiederholen — in seinem ursprünglichen Teile ganz richtig den Vogt 
als Dinger (§ 3), während in der späteren Beglaubigung von 1375 
schon der kurkölnische Amtmann an seine Stelle getreten ist. Die 
Charakterisierung als Parteischrift besagt bloss, dass ihr Zweck die 
Unterstützung der einen streitenden Fartei war, und dass bei ihrer 
Verwertung dieser Zweck stets im Auge zu behalten ist. Wenn wir 
z. B. hinter den beiden Honschaftsweisungen (Nr. 5 und 7) nicht nur 
den jülichschen Amtmann, sondern auch eine Reihe anderer jülichscher 
Ritter und Beamten finden, so ist es sicher sehr angebracht, die ein¬ 
zelnen Aussagen genau zu besehen und sie mit anderm Material zu 
prüfen. Dasselbe gilt, wenn der Erzbischof seine Schöffen und Bürger 
in Zülpich und Umgebung über die Berechtigung seiner strittigen 
Ansprüche gegen Jülich befragen lässt. Erst unter Anlegung des Mass¬ 
stabes, den das sonstige Material an dio Hand gibt, lässt sich der 
objektive Tatbestand ermitteln oder auf ein non liquet erkennen. 

Von den drei übrigen Weistümern fanden wir nur das Mers- 
bnrdener im Einklang mit der geschichtlichen Entwicklung und den 
tatsächlichen Verhältnissen zur Zeit seiner Entstehung. Das Markt¬ 
recht gibt die tatsächlichen Verhältnisse richtig wieder, nicht aber die 
ursprünglichen Zustände; diese vermochten wir nur durch eine eingehende 
Untersuchung zu erschliessen. Das Palenzweistum erwies sich 1) als 
unvollständig, indem es, für den Erzbischof gegeben, vor allem dessen 
Beziehungen zur Palenz berücksichtigt, und 2) als unrichtig selbst für 
den damaligen wirklichen Rechtszustand, indem es den „wisslichen Vogt 
von Hembach“ an die Stelle des eigentlichen Besitzers, des Pfalzgrafen 
setzt und ausserdem noch seine Rechte aus der Vogtei ableitet. Die 
ursprünglichen Zustände vollends liess es gar nicht mehr erkennen. — 
Bei allen Weistümern ohne Ausnahme war die Feststellung ihrer Ent¬ 
stehungszeit unerlässliche Vorbedingung für ihre Beurteilung und 
Benutzung. 
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Jülich fasste einmal zu Ende des 16. Jahrhunderts (1597 Ja¬ 
nuar 18) den praktischen Wert der Weistümer in die Worte: ,,So 
wiste sich auch jederman, der weisstburaben geschaffen hait, zu be¬ 
richten, wievill dieselbe gelten, und was darauf zu halten; dan ein 
weissthumb ohn possession were nichts, possession ohne weissthumb 
were etwas, aber weissthumb nnd possession were vill und kunt desfals 
und in recht gültig sein.“ Vom Standpunkt der wissenschaftlichen 
Verwertung der Weistümer lässt sich sagen: Ein Weistum ohne Kennt¬ 
nis der Zeit und Ursache seiner Entstehung hat sehr wenig Wert, mit 
dieser Kenntnis mehr; aber erst wenn es mit dem sonstigen Material 
geprüft, Probe hält, ist es „vill und kann desfals und in recht gültig sein.“ 

-- 

Recensionen. 

Urkundenbuch der Abtei Heisterbach. Bearbeitet von Dr. Fer¬ 
dinand Schmitz. (Urkundenbücher der geistlichen Stiftungen 
des Niederrheins. Herausgegeben vom Düsseid. Geschichtsver. II.) 
Bonn, P. Hanstein, 1908. 885 S. M, 29. — Angezeigt von Dr. 
Wilhelm Kisky in Köln. 

Bei der Betrachtung eines derartigen Urkundenbuches einer grossen 
geistlichen Korporation drängt sich uns zunächst die Frage auf, ob die 
Herausgabe solcher institutionellen Urkundenbücher überhaupt nützlich und 
empfehlenswert ist, und ob die Dienste, die der Wissenschaft damit geleistet 
werden, die entstandenen Aufwendungen an Zeit und Geld lohnen. 

Bekanntlich stand die Frage, ob institutionelle oder territoriale Ur¬ 
kundenbücher, vor einiger Zeit im Mittelpunkt lebhafter Diskussion. Von 
den Gegnern der ersteren wurde vor allem betont, dass die grosse Masse 
des vorhandenen Materials die Herausgabe von vollständigen Urkunden¬ 
büchern für die einzelnen Körperschaften unmöglich mache und dass die 
Beschränkung, wie sie im territorialen Urkundenbuch gewohnheitsmässig 
statthabe, notwendig sei. Zugegeben wurde allerdings auch von dieser Seite, 
dass für grössere Städte, Klöster oder Stifter besondere Urkundenbücher 
wünschenswert seien. 

Wie berechtigt, ja notwendig diese aber sind, emptinden wir hier 
am Niederrhein, wo wir ein vortreffliches, territoriales Urkundenbuch von 
Lacomblet besitzen, immer wieder, wenn uns der Hauptmangel dieses Werkes, 
eben seine grosse Unvollständigkeit, entgegentritt. 

Konnte Lacomblet die ältesten Urkunden noch einigermassen voll¬ 
ständig zum Abdruck bringen, so sah er sich doch bald genötigt, bei der 
erdrückenden Masse des Materials die Mehrzahl der Urkunden ausser Be¬ 
tracht za lassen. Erbeschränkte sich auf die ihn am meisten interessierenden 
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Urkunden. So gibt er uns denn eine willkürliche Auswahl so ziemlich aus 
allen im Düsseldorfer Staatsarchiv vereinigten Archiven, so dass wir von 
allen Körperschaften zwar die ältesten und wichtigsten Urkunden, von keiner 
einzigen aber ein vollkommenes Bild bekommen. 

Diese Lücke will der Düsseldorfer Geschichtsverein ausfiillen. In der 
Erkenntnis, dass gerade die Archive der geistlichen Stiftungen eine Fülle 
des wertvollsten Materials bieten, hat er den Plan gefasst, dieses in eigenen 
Urkundenbüchern herauszugeben. Als weitestes Gebiet ist dabei der Umfang 
der alten Erzdiözese Köln ins Auge gefasst, doch werden zunächst nur die 
Urkunden der Stifter und Klöster im Herzogtum Berg in Angriff genommen 1 ). 

Das Unternehmen ist lebhaft zu begrüssen und dem "Verein gebührt 
aller Dank dafür. 

Als erstes Urkundenbuch legte er vor das des Stiftes Kaiserswerth, 
bearbeitet von II. Kelleter (1905), als zweites nun das der Abtei Heisterbach 
in der Bearbeitung von Ferd. Schmitz. 

Der stattliche Band umfasst 885 Seiten, von denen 70 auf die Ein¬ 
leitung entfallen — glücklicherweise sind diese nicht besonders paginiert. 

In der Einleitung gibt Schmitz eine gedrängte Übersicht über die 
Geschichte der Abtei, ein Verzeichnis der Äbte, der Patronate und der der 
Abtei unterstellten Klöster, sowie eine kurze Darstellung der Klosterwirt¬ 
schaft mit einem Verzeichnis der Gutshöfe des Klosters, und eine Übersicht 
über die benutzte gedruckte Literatur. 

Das eigentliche Urkundenbuch beginnt mit einem Überblick über die 
Quellen, bringt dann einen Auszug aus dem Memorienbuch der Abtei und 
795 Urkunden, die teils im Wortlaut, teils in Regesten gegeben werden. 
Den Schluss bildet ein ausführliches Namen- und Sachregister, in das, wie 
sofort lohend hervorgehoben werden soll, die Einleitung mit verarbeitet ist. 

Ein Blick auf die Quellen des Herausgebers lehrt uns, dass wir ein 
wirkliches Urkunden- und Aktenbuch der Abtei bekommen. Alle Quellen 
sind verwertet, ohne einseitige Bevorzugung bestimmter Gruppen, so z. B. 
auch wirtschaftliche, wie Lagerbücher etc. Das ist nur zu billigen, wird 
doch dadurch die Zerrissenheit vermieden, die bei einer institutioneilen Ur- 
kunden-Publikation besonders unangenehm empfunden wird*). 

Die älteste Zeit und die Vorgeschichte des Klosters wird durch die 
Urkunden nur wenig erhellt. Wir erfahren nur, dass um die Mitte des 
12. Jahrhunderts auf dem Stromberge (Petersberge) ein Augustinerkonvent 
(ordo canonicus secundum b. Augustini regulam) mit einem prepositus an 
der Spitze bestand, der sich Verdienste um den Landbau erwarb, auch schon 

*) Vgl. die Denkschrift des Vereins über die Herausgabe von Urkunden- 
biiehern der geistlichen Stiftungen des Niederrheins, o. 0. u. J. Sie enthält 
auch ein Verzeichnis der in Betracht kommenden Stiftungen nach der Reihen¬ 
folge ihrer Entstehung, im ganzen 19. An erster Stelle steht Kaiserswerth, 
Heisterbach an sechster. 

*) 8. Heldmann in den Jahrbüchern für Nationalökonomie 83 (1904) 
p. 548 ff. bei Besprechung von Hilligers Ausgabe der Urbare von St. Pantaleon. 
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ein Lehen in Heisterbach erhielt (nr. 1—6). Über die Einführung der 
Zisterzienser ist keine Urkunde erhalten. Wir wissen jedoch aus dem Be¬ 
richt des Caesarius von Heisterbacb, dass Erzbischof Philipp von Köln aus 
dem Zisterzienserkloster Himmerode Mönche zur Besiedelung der von den 
Augustinern verlassenen Höhen erbat, und dass bereits am 17. März 1189 
zwölf Mönche unter Führung des Abtes Hermann dort einzogen 3 ). Papst 
Coelestin bestätigt im Jahre 1193 (nr. 8) dem Kloster „in monte s. Petri“, 
das wie fast alle Zisterzienserklöster der hl. Maria geweiht war, die 
Zisterzienserregel, ferner seinen bereits nicht unbeträchtlichen Besitz an 
Ackerland, Weinbergen, Wäldern usw. und gibt ihm eine Reihe von wichtigen 
Privilegien, so das der Befreiung von Zehntabgaben und von der bischöflichen 
Gerichtsbarkeit, das Recht der freien Abtswahl und der freien Aufnahme 
von Mitgliedern u. a. Das Kloster erfreute sich also schon sehr früh des 
besonderen päpstlichen Wohlwollens, wie denn überhaupt die Päpste die 
Niederlassungen der Zisterzienser allenthalben begünstigten. Unser Urkunden¬ 
buch ist besonders reich au päpstlichen Privilegien. Von der Höhe des 
Petersberges siedelten die Mönche bald in das Tal über, und in einer Ur¬ 
kunde von 1199 (nr. 14) wird das Kloster zuerst als „in valle sancti Petri 
in Stromberch“ gelegen bezeichnet, lin Jahre 1200 spricht der Kölner Erz¬ 
bischof von der „novella plantatio monasterii, quod vocatur vallis s. Petri“, 
die „pullulare recenter cepisset in loco, ubi quondam villa sederat cognomento 
Heisterbacb“ (nr. 15). Von nun an bleibt ständiger Name „monasterium 
vallis s. Petri“. 1215 urkundet zum ersten Male der Abt (nr. 34). Rasch 
stieg die junge Gründung zu hoher Blüte empor; reiche Schenkungen be¬ 
sonders von Seiten des hohen Adels, mehrten ihren Besitz. Bereits im 
Jahre 1202 konnte der Grundstein zu einer grossartigen Kirche gelegt wer¬ 
den, deren Chorruine noch heute steht. Um dieselbe Zeit lebte der be¬ 
rühmteste Insasse des Klosters, Caesarius, dessen Schriften schon zu seinen 
Lebzeiten viel gelesen wurden und deren Bedeutung für die verschiedensten 
Gebiete der Wissenschaft heute noch nicht erschöpft ist. Schmitz stellt in 
dankenswerter Weise die Literatur über Caesarius zusammen (S. 6). Nach¬ 
trägen möchte ich hier ein Werkchen, das er übersehen hat: Alb. M. Koe- 
niger, Die Beicht nach Caesarius von Heisterbach 4 ). 

Caesarius hat den Namen der Abtei recht eigentlich bekannt gemacht. 
Unter dem bedeutenden Abte Heinrich (1208 bis ca. 1240), der den Bau der 
Abteikirche hauptsächlich förderte, und der auch als Kreuzprediger bekannt 
ist, tritt die Abtei auch in die grosse Politik ein, insofern sie treu zum 
Erzbischof von Köln und damit zur weltischen Sache in Deutschland über¬ 
haupt stand, wofür sie von Königen und Kaisern privilegiert wurde (nr. 72, 
74, 76 usw). Unaufhörlich vergrösserte sich der Besitz des Klosters, beson¬ 
ders seitdem es zum Wallfahrtsort erhoben worden war (nr. 81—83). Um 
die Mitte des 13. Jahrhunderts sehen wir die Abtei in ihrer höchsten Blüte. 
Dann aber erging es ihr, wie so vielen andern Klöstern. Mit dem Schwinden 
der alten Zucht und Strenge sank auch das Ansehen nach aussen und der 

*) 8. Knipping, Regesten der Kölner Erzbischöfe II nr. 1333. 

4 ) München 1906. 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, II/11I. 22 
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Wohlstand. Dieser hob sich jedoch noch einmal wieder unter strengen 
und tatkräftigen Äbten, und im 15. Jahrhundert erkennen wir wieder eine 
bemerkenswerte Blüte der Abtei. Doch dann kamen die Wirren des 16. Jahr¬ 
hunderts, der Truchsessische Krieg und der dreissigjährige Krieg und schlugen 
ihr unheilbare Wunden; mehrmals wurde sie ausgeraubt und niedergebrannt. 
Von da an ging es innerlich und äusserlich unaufhaltsam bergab, bis 1803, 
welches Jahr das unrühmliche Ende bezeichnet. 

Schmitz schildert die Geschichte der Abtei recht anschaulich, wie er 
auch schon früher eine gewandte Darstellung ihrer Geschichte gegeben hat s ). 

Besondere Beachtung verdient die Wirtschaftsgeschichte der 
Abtei. Die Zisterzienser waren ja eine kirchliche Genossenschaft mit aus¬ 
geprägt wirtschaftlichen Zielen. Der Unterhalt eines jeden Klosters sollte 
nur aus Ackerbau und Viehzucht gewonnen werden. Heisterbach war bei 
seiner Gründung nicht mit grossem Besitz ausgestattet worden; es hat aus 
verhältnismässig kleinen Anfängen durch umsichtige Bodenwirtschaft seinen 
Besitz erweitert und die Schenkungen durch Ankäufe vermehrt und verbessert. 
Mit dem Ackerbau verbanden die Mönche die PHege des Obst-, Gemüse- und 
Weinbaues. Unsere Abtei war durch ihre Lage geradezu auf den Weinbau 
angewiesen ; und wie die Zisterzienser der Abtei Eberbach im Rbeingau die 
eigentlichen Begründer der Rebenkultur waren, so waren es die von Ileister- 
bach in ihrer Gegend. Schon Caesarius berichtet von dem ausgedehnten 
Weinhandel des Klosters. 

Seit dem 14. Jahrhundert gab die Abtei auf dem Lande das System 
des Eigenbaues auf und alles in Pacht. Die meisten von Schmitz mitgeteilten 
Urkunden seit dieser Zeit betreffen Pachtverträge, und Schmitz mag wohl 
Recht haben mit der Behauptung, dass am Ende des 18. Jahrhunderts kaum 
eine Parzelle in den umliegenden Gemarkungen lag, die sich nicht in irgend 
einem Verhältnis der Abhängigkeit von Heisterbach befand. 

Zu bedauern ist es, dass Schmitz uns in der Einleitung nicht auch 
etwas über die inneren Verhältnisse des Klosters, die Organisation und 
Zusammensetzung des Konventes usw. mitteilt. Viel erfahren wir darüber 
ja nicht aus den Urkunden, und wenn wir nicht die Statuten und die Be¬ 
stimmungen der Generalkapitel des Zisterzienserordens, sowie die eingehenden 
Nachrichten des Caesarius hätten, wäre unsere Kenntnis über das innere 
Leben der einzelnen Klöster gering. Trotzdem hätte sich aber manches 
aus den Urkunden herausholen lassen. 

Schmitz verzeichnet im Register unter „Heisterbach“ Abte, Prioren. 
Subprioren und Mönche. Eine Zusammenstellung der übrigen in Heisterbach 
vorkommenden Ämter wäre erwünscht gewesen. So finden wir das Amt des 
Thesaurars (nr. 279), des Kellners (nr. 11,261 u. öft.) des bursarius (nr. 248) 
usw. Vor allem aber batten im Register die Mönche von den Konversen, 
den Laienbrüdern, getrennt werden müssen. Die Konversen waren ein sehr 
wichtiger Bestandteil der Zisterzienserklöster, lag ihnen doch die Hand¬ 
arbeit ob, vornehmlich die Bebauung der einzelnen Höfe (vgl. z. B. nr. 208). 

b ) ln den Beiträgen zur Geschichte des Niederrheins XIV, 90—137, 
und XVI, 134 - 209. 
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Mönche durften ursprünglich nicht auf den Höfen (Grangien) weilen, konnten 
aber zur Strafe dorthin geschickt werden (nr. 278). Der endgültigen Auf¬ 
nahme eines Konversen ins Kloster ging eine längere Prüfungszcit im Laien¬ 
kleide voraus. Auch ein solcher noch nicht eingekleideter Bruder begegnet 
uns (nr. 207). Was an Gewerbe- und Handwerkerarbeit im Kloster geleistet 
wurde, geschah durch die Konversen. Von den Mönchen unterschieden sie 
sieb auch äusserlich in tonsura et habitu (nr. 278). Die familiäres 
(nr. 109) waren Laien, welche dem Kloster dienten, nicht streng an die 
Klosterregel gebunden waren, aber doch manche Privilegien mit genossen. 
Zur „familia“ gehörten einerseits die Lohndiener (mercennarii, servientes 
nr. 32, 109), andererseits aber auch solche Leute, die sich aus freien Stücken 
dem Kloster anschlossen, ihm ihr Eigentum übergaben und so an der reli¬ 
giösen Gemeinschaft zu ihrem Seelenheile teilnchmen wollten. Sie bildeten 
eine Art Tertiarier des Ordens*). Sie sind mit den Wohltätern des Klosters 
in nr. 109 gemeint; vgl. auch nr. 212, wo ein Schöffe von Königswinter als 
familiaris in Heisterbach bezeichnet wird. 

Uber die Zahl der Mönche haben wir nur eine urkundliche Nach¬ 
richt. 1357 wird bestimmt, dass von nun an nicht mehr als 39 Mönche und 
15 Konversen im Kloster sein dürfen, und zwar aus Rücksicht auf die be¬ 
schränkten Mittel der Abtei (nr. 367). Daraus geht hervor, dass diese 
Zahlen früher grösser waren. Zum Vergleich sei auf die Grösse des Kon¬ 
ventes im Zisterzienserkloster Kamp am Niederrhein hingewiesen, über die 
uns eine interessante chronikalische Notiz vorliegt. Hier waren „72 monachi 
literati, presbiteri videlicet dyaconi, subdyaconi et clerici et unus abbas et 
cum hoc 72 conversi, cum eorum familiaribus et servitoribus; postea non 
remanserunt nisi 36 monachi et pauci conversi“ 7 ). Die reduzierte Zahl 
kommt also der von Heisterbach nahe. 

Anforderungen an den Geburtsstand wurden in Heisterbach nicht 
gestellt. Wir finden Adelige und Bürgerliche unter den Mönchen wie unter 
den Konversen. Es entspricht die8 dem allgemeinen Brauch bei den Zister¬ 
ziensern, sehr im Gegensatz zu manchen Benediktinerabteien. 

Die strenge Regel der Zisterzienser forderte gänzliche Abschliessung 
vom weiblichen Geschlecht. Erst beim Niedergange des Ordens trat hierin 
eine Änderung ein. Frauen war das Betreten der Wirtschaftshöfe, sogar 
der Besuch der Abteikirche streng untersagt. Dass letzteres jedoch nicht 
immer durchz.uführen war, lehrt uns ein interessantes Privileg des General- 
abtes von Citeaux für Helsterbach (nr. 238). Hier wird geschildert, wie am 
Kirchweihtage viele Frauen, vor allem „nobiles et potentes“ sich den Zutritt 
mit Gewalt verschafften, um die Ablässe zu gewinnen, und notgedrungen 
wird nun die Zulassung von Frauen in die Klosterkirche unter gewissen 
Bedingungen gestattet (vgl. nr. 242, 262). 

Die Ordensregel gestattete den Zisterziensern zum Lebensunterhalt 

•) Vgl. auch Franz Winter, Die Zisterzienser des nordöstlichen Deutsch¬ 
lands I (Gotha, 1868) p. 100 ff. 

7 ) Chronicon monasterii Campensis ed. Herrn, lveussen in den nieder- 
rhein Annalen 20 (1869) p. 300, 301. 

22 * 
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nur das Allernotwendigste. Fleischgenuss war gänzlich untersagt (vgl. nr. 49). 
Auch hierin traten jedoch später Milderungen ein, besonders durch Annahme 
von besonderen Stiftungen für die Mahlzeiten, durch die sogen. Pitanzien. Was 
wir darunter zu verstehen haben, lehrt eine Stelle der oben erwähnten 
Chronik des Klosters Kamp (a. a. 0. p. 276). Hier stiftet die Gräfin Aleidis 
von Kleve „multa bona, precipue certos annuos redditus, ut inde conventus 
habeat pitancias in pane triticeo, vino et piscibus“ und zwar an bestimmten 
Tagen im Jahr. Ähnliche Stiftungen haben wir auch für Heisterbach: die 
erste von 1272 (nr. 164); ferner nr. 221, 235, 254. Sie wurden sowohl für 
den ganzen Konvent wie für einzelne Mitglieder bestimmt (nr. 261). Die 
Pitanzien arteten schliesslich aus und trugen viel zum Verfall der alten 
Zucht bei. 

Über seine Quellen gibt Schmitz S. 71—82 eine ausführliche Über¬ 
sicht. Es kommen vor allem in Betracht die Reste des Heisterbacher Archivs, 
die sich jetzt im Staatsarchiv zu Düsseldorf befinden uud über die eingehend 
gehandelt wird. Ausserdem hat der Herausgeber noch verschiedene andere 
öffentliche und Privat-Archive benutzt. Freilich will er — wie er selbst 
bescheiden und vorsichtig im Vorwort sagt — sich nicht vermessen, für 
seinen Band Vollständigkeit zu beanspruchen. „Den weitreichenden Bezieh¬ 
ungen der Abtei bis zu ihren fernsten Ausläufern nachzugehen, konnte kaum 
unsere Aufgabe sein, und irgendwo musste eine Grenze gezogen werden“. 
Diesen Standpunkt wird jeder Einsichtige teilen. 

Wir hätten nur gewünscht, der Herausgeber hätte die übrigen Bestände 
des Düsseldorfer Staatsarchivs eingehender durchgesehen; für die Bezieh¬ 
ungen der Abtei zu den anderen geistlichen Stiftungen am Niederrliein ist 
das doch notwendig, und Schmitz hätte mit leichter Mühe ausser den S. 74 
b—1 genannten noch eine Reihe anderer mitteilenswerter Stücke gefunden. 
Zum Beweise füge ich einige, die ich mir gelegentlich in Düsseldorf notiert 
habe, unten ein*). 

Was zunächst das Verzeichnis der Äbte angeht, deren Schmitz 
im ganzen 41 zählt, so habe ich folgendes zu bemerken. Die Quellen — 
chronikalische fehlen uns hei Heisterbach ja ausser Cacsarius völlig — sind 
zu unvollständig, um überall die genaue Regierangszeit festzusetzen. — nr. 2 
Gerardus +1209 (nicht 1208) vgl. Urkunde nr. 24. — nr. 7, Ekbert begegnet 
noch 1277 April 5 (Or. Schweinheim). — 1301 Aug. 14 begegnet ein Abt 
Konrad, der bei Schm, fehlt (Or. Herchen). — nr. 11, Johann I. wird noch 
1316 genannt, in der Heisterbacher Ausfertigung von Urk. 233. — nr. 15, 
Theodericus II. wird schon 1327 März 16 erwähnt (Or. Kunibert). — nr. 26, 
Peter urkundet bereits 1511 Aug. 20 (Or. Joh. u. Cordula). 

Der Gutshof Benghoven (S. 42) liegt zweifellos an der Ahr; heute 
Bcngon, Kreis Ahrweiler. 

Ich komme zu den Urkunden selbst. Im Vorwort teilt Schmitz 
seinen Editionsplan mit. Bis zum Jahre 1325 werden die Urkunden fast 

a ) Ich bemerke, dass alle von mir nach dem Or. oder nach einer 
Kopie zitierten Urkunden sich in den jedesmal angegebenen Abteilungen des 
Düsseldorfer Staatsarchivs befinden. 
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ausnahmslos im Wortlaut gegeben, von da an überwiegt das Regest. Er 
rechtfertigt es auch, dass die ältesten Heisterbacher Urkunden, die sich be¬ 
reits bei Lacomblet linden, von ihm wieder abgedrnckt werden. Seinen 
Gründen ist durchaus beizupflichten. Die grosse Masse der Stücke ist neu 
und ungedruckt. Wo das Original erreichbar war, wurde dieses dem Druck 
zugrunde gelegt; sonst jedesmal die beste Kopie. Den Urkunden gehen 
Regesten voran. Leider ist die Zeilenzählung am Rande — nach dem Muster 
der Diplomata der M.G.H. — unterblieben. 

Grosse Sorgfalt wurde auf die Beschreibung der Siegel verwandt. 

Im einzelnen möchte ich folgendes bemerken: S. 103 letzte Z. v. u. 1. 
eiusque st. eiusdem. — nr. 11 die Gegenurkunde (ego frater vierardus abbas 
montis s. Petri in Stromberch usw.) ist erhalten und befindet sich Stift 
Vilich neue nr. 9, wie Knipping II nr. 1559 auch angibt. Der Mönch heisst 
Marcmannus st. Marmannus. — nr. 20 Anfang 1. dies hominum .... ob- 
literarentur. — nr. 24 ist im Or. erhalten (Gereon nr. 11). -- nr. 39 ist 
nach besserer Vorlage gedruckt von Knipping in den niederrhein. Annalen 
75 S. 119 nr. 9. Da 1219 in Köln das Jahr mit Weihnachten begonnen 
wurde, so muss das eingeklammerte Datum lauten 1219 III. kal. Martii. — 
nr. 104 S. 193 Z. 15 v. u. lies: quatinus consideratione habita . . . prout 
secundum deum etc. Diese Urkunde ist nicht, wie Schmitz angibt, bei Lac. 
II S. 167 nr. 321 gedruckt. Vielmehr findet sich dort der Befehl des päpstlichen 
Legaten an den Abt von Heisterbach: „quatinus ipsam ecclesiam (seil, de 
Pare dei in Blankenberg), in vestram recipientes filiam ordini vestro incor- 
poretis eandem; et tu abbas personaliter accedens ad lucum, priorissam et 
conventum eiusdem ecclesie tui ordinis instituas etc. — dat. Nussie II kal. 
Decembris a. 1247 (= 1247 Nov. 30).“ Diese Urkunde ging also der Mit¬ 
teilung an den Konvent von Blankenberg (Schmitz nr. 104) voraus. — nr. 106 
findet sich im Or. Zissendorf nr. 2. — nr. 130 S. 216 v. u. 1. Briseke . . . 
super Renum. Die Urkunde ist gedr. von Kortli aus dem über privilegiorum 
des Domstifts im Ergänznngsheft der Westd. Zs. III. S. 225; Regest ebenda 
S. 156 nr. 186. — nr. 138 ist zu datieren 1256 Aug. 20—24 und vor nr. 137 
zu setzen. Vgl. jetzt dazu Knippings Regesten der Kölner Erzbischöfe III 
nr. 1812—1917. — nr. 142 ist falsch datiert, 1. 1258 März 15. — nr. 152 
ebenfalls. Das Or.-Datum lautet 1263 des gudensdages na sente Mattysdage 
des apostelen. Da seit ca. 1221 in Köln das Jahr mit Ostern begonnen 
wurde, so ist aufzulösen 1264 Febr. 26. Die Urkunde ist gedr. bei Günther, 
Cod. dipl. II S. 320. — nr. 156 ist falsch datiert 1. 1266 Febr. 15. — nr. 174 
1. Cristine dicte de Santwege st. Lantwege. — nr. 178 ist falsch datiert, 1. 
1280 März 1. — nr. 180 ebenso, 1. 1280 März 15. — nr. 186a. Zusatz: 
1287 Mai 1 vermacht der Domchorbischof Winricus der Abtei H. seine Güter 
„in villa Rockindorf et Bunsrode“, gedr. Lacomblets Archiv II, S. 133. 
Or. Domstift nr. 475 — nr. 191 ist falsch datiert. Das Or. hat 1294 domin. 
Letare. In Betracht kommt Trierer Stil d. h. das Jahr wird mit Annuntiatio 
begonnen. Lätare fiel 1294 auf den 28. März; das Datum ist also aufzulösen 
1294 März 28. Schmitz nimmt Osterrechnung an, löst aber auch danach 
falsch auf. — nr. 195 ist falsch datiert, 1. 1301 März 4. — nr. 201 S. 274 
Z. 10 v. u. 1. impetitionem. — nr. 202a Zusatz: 1303 Xov. 21. Abtissin und 
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Konvent von Hereben verkaufen an das Kloster Zissendorf 4 Morgen Wald, 
„ex undortbens curia iuxta Kasselte (sic.)“, die vom Abt von Heisterbach 
„ratione curie de Heysterbach“ lehnrührig sind und bitten den Abt um Ge¬ 
nehmigung (Or. Zissendorf). — nr. 210a Zusatz: 1306 Dez. 22. Die Abtei muss 
von ihrem Hof gen. Neuenhof (nova curia) in der „villa dicte ecclesie de 
Bürge“ Zehnten zahlen an den Abt von Deutz und nachdem das Patronatsrecht 
dieser Kirche an den Grafen Wilhelm von Berg übergegangen ist, an diesen 
(Kop. Deutz Rep. u. Hdschr. 1 fol. 48). — nr. 211 ist falsch datiert, 1. 1307 
Febr. 13. — nr. 212a Zusatz: Abt Joh. von Heisterbach Siegelzeuge in einer 
Urkunde, in welcher Gerh. u. Sofia de Hachenberg, Eheleute, dem Kloster 
Zissendorf Güter schenken, die, falls sie ihrer Bestimmung entfremdet würden, 
der Abtei Heisterbach zufallen sollten. 1308 (1307) Jan. 6—13 (Or. Zissen¬ 
dorf nr. 8). — nr. 214 ist falsch datiert, 1. 1309 März 7. — nr. 222a Zusatz: 
der Abt von Heisterbach Siegelzeuge für Kloster Zissendorf. 1312 Jan. 
(Or. Zissendorf nr. 9). — nr. 233. Das Regest ist insofern falsch, als es 
sich auf die Heisterbacher Ausfertigung der Urkunde bezieht. Diese (nos, 
frater Joh. dict. abbas ... in Heysterbach etc.) ist erhalten und befindet 
sich Stift Vilich nr. 39. Schmitz druckt aber die Ausfertigung von Vilich, 
die sich naturgemäss im Heisterbacher Archiv befindet. — S. 310 Z. 1 v. u. 
1. gewerf st. guwerf. — nr. 237. thesaurarius (ecclesie s. Gereonis Colon.) 
ist doch wohl nicht mit Rentmeister zu übersetzen. — nr. 238 S. 316 Z. 8 
v. o. 1. anno preterito st. petente; Z. 19 v. o. 1. ad vos gerimus st. habueriinus. 

— nr. 239 am Schlüsse 1. presentibus est appensum. — nr. 244 u. 245 1. in 
den Kanzleinotizen Theodericus de Reis st. „de Ecio (?)“, übrigens ein Name, 
der auf päpstlichen Urkunden jener Zeit häufig begegnet, vgl. z. B. Sauer¬ 
land I nr. 522. — nr 247. In der Zeugenreihe werden Lambertus de Zeris 
u. Joh. de Reymbach als clerici curie Leodiens., Heinr. de Orsoge als clericus 
curie Colon, bezeichnet. — nr. 265 enthält mehrere Druckfehler. Die Mein¬ 
felder sind übrigens eine bekannte adelige Familie in der Erzdiözese I rier. 

— nr. 269a Zusatz: 1325 März 9, der Abt von II. Siegelzeuge in einer 
Urkunde für Kl. Ilerchen. (Or. Herchen). — nr. 287. cubiculum bedeutet 
nicht Schlafstube, sondern Verkaufsstätte, Verkaufsbude, gadem. — nr. 293. 
Bei Regesten von Papsturkunden muss der Eingang der Arenga angegeben 
werden, nach dem die Urkunde zitiert wird. Hier: Solet annuere sedes 
apostolica. — nr. 307 enthalt mehrere Druckfehler, u. a. Z. 18 v. u. 1. apud 
vos (st. nos) obtinent. — nr. 315a Zusatz: 1345 Juli 4. R. Cono de Wipper- 
vürde und seine Gattin Bela befreien die Güter der Abtei Heisterbach bei 
Niederdollendorf, die von ihrem Hof in Keldenich abhängig sind, von aller 
Hofeshörigkeit (Or. Siegburg nr. 257). — nr. 365 u. 367 enthalten mehrere 
Druckfehler, so u. a. S. 426 Z. 20 v. u. 1. sic, Z. 17 v. u. ]. contigerit, Z. 6 v. 
u. 1. lihere. — nr. 411 Henricus de Westerholt stammte nicht aus Mont¬ 
pellier, sondern studierte dort; er war auch nicht Kanoniker an St. Marien¬ 
graden, sondern an St. Maria im Kapitol. 1410 ist er tot. Vgl. Keussen, 
Matrikel, I. Rektorat nr. 9; Annalen 59 S. 36 usw. Schmitz vermengt die 
Angaben über ihn mit solchen über lleinr. Grymhart de Rekelinchusen alias 
de Westerholt, der Kölner Domherr war und 1419 starb. Über diesen s. 
Keussen, Matr. II. Rekt. nr. 8. — nr. 429. Der Druck bei Schmitz weist 
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auch gegenüber dem angeführten bei Harless mehrere Fehler auf: S. 470 
Z. 2 v. o. 1. dat heuft der vurss. scheffene, Z. 16 1. uyssgedain, Z. 20 1. be- 
vraget st. verdraget, Z. 28 1. eygen gut st. gilt. — Zu nr. 432. Das Wickrather 
Gut des Abtes von Ileisterbach wird auch erwähnt beim Verkauf eines Hauses 
in Bonn, das jenem Gut Grundzins zahlen musste 1394 oT. Karthäuser in 
Köln. — nr. 439a Zusatz: 1400 Sept. 15 Abt Rutger von H. u. a. entscheiden 
einen Streit zwischen Abtissin des Kl. Sion in Köln und der Gemeinde Wes¬ 
seling (Or. Kl. Sion). — nr. 481a u. 484a Zusatz: 1432 März 29 u. 1435 Mai 11 
Entscheidungen des Kölner Offizials gegen die Abtei H,, die dem Stifte Vilich 
Zinsen schuldete. 2 Orr. Vilich nr. 99 u. 101. — nr. 538 1. Croy st. Cron. 
Propst von St. Cassius war 1479 der Kölner Domherr Jak. Graf von Croy, 
der später Bischof von Cambray wurde. — nr. 545a Zusatz: 1488 Febr. 1 
Abt Wilh. von H. als Visitator des Kl. Mariabenden genannt (Kop. Machabäer 
in Köln, Rep. u. Hdschr. nr. 1 p. 44). — nr. 584a Zusatz: 1530. Abt und Kon¬ 
vent von II. verkaufen ihren Weinberg in Schuren, Pfarrei Unkel, an die 
Karmeliter in Köln (Or. Karmeliter in Köln). — nr. 627. Die Gegenurkunde 
von H. ist erhalten d. d. 1571 Okt. 17 (Or. Herchen nr. 42). — nr. 627a. 
1571 Mai 7, der Kölner Offizial entscheidet einen Streit zwischen Abtei H. 
und den Karthäusern in Köln zugunsten der ersteren (Or. Karthäuser in 
Köln.) — nr. 654a Zusatz: Der Abt von H. assistiert als Visitator bei der 
Wahl einer Abtissin im Kl. Zissendorf. 1612 Aug. (Or. Zissendorf.) — nr. 788 
Eine bessere Abschrift dieser Urkunde befindet sich im Kop. B 62a (Aposteln) 
saec. XVT nr. 76. Hier lautet der Schlussteil: solvent autem isti et eorum 
successores census denariorum, duo Godefridi qui habent tilias Bethe solvunt 
tres solidos et II. denarios; Sybodo XII den., Arnoldus nauta XXXII den., 
Embrico nauta IV den. quadrante minus, Heribertus usw. wie bei Schmitz. — 
nr. 790 ist falsch datiert. Das Datum des Or. lautet: anno 1261 mense 
Martio. Da Erzbischof Konrad, der die Urkunde mit siegelt, am 18. Sept. 1261 
starb, so kann die Urkunde unmöglich ins Jahr 1262 gesetzt werden. Wir 
haben hier vielmehr ein besonders schönes Beispiel dafür, dass im Zister¬ 
zienserorden das Jahr mit dem 25. März (Annuntiationsstil) begonnen wurde. 
Die Urkunde ist demnach zu datieren 1261 März 25—31. — Aus diesem 
Grunde sind nr. 64 und nr. 85 von Schmitz richtig datiert, ebenso nr. 787, 
was das Jahr angeht, das Tagesdatum muss dagegen März 31 lauten. 

Das ausführliche Namenregister ist, soweit ich sehe, durchaus zu¬ 
verlässig und vollständig. Dietkirchen und Schwarzrheindorf müssen als 
Kanonissenstifter, nicht als Klöster bezeichnet werden. Bei manchen Ort¬ 
schaften wären nähere Angaben über die Lage erwünscht gewesen. 

Das Sachregister ist ebenfalls umfassend, was umsomehr anzuerkenneu 
ist, als die Sachregister in derartigen Publikationen öfters sehr stiefmütter¬ 
lich behandelt werden. Schmitz hat grosse Sorgfalt darauf verwendet, um 
alles Wichtige namhaft zu machen. Mit Hülfe des Sachregisters finden wir 
z. B. eine Reihe interessanter Rechtsglossen, wie: tria tempora, que dicuntur 
wizlichedinc (besser ist wohl zu lesen wizziggcding) (nr. 108); curmedia sive 
vorbure (nr. 20, 31, 41 u. ö.) servitium, quod vulgo vorhure nuncupatur 
(nr. 40); potestas, que vulgariter gewelde dicitur (nr. 126); feoda, que di¬ 
cuntur liantlein (nr. 127); exactio, que teutonice geschor vocatur (nr. 225) 
und viele andere. 
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Zum Schlüsse möchte ich nicht versäumen, dem Herausgeber für sein 
trotz aller Ausstellungen durchaus verdienstliches und brauchbares Werk 
den verdienten Dank abzustatten. Ein solches umfassendes Urkundenbuch 
ist immer eine entsagungsvolle Arbeit, die aller Anerkennung wert ist, selbst 
wenn man hier und da grössere Sorgfalt im Einzelnen wünschen muss. Dem 
Verfasser gebührt unsere Anerkennung aber besonders, wenn wir bedenken, 
dass er die Arbeit neben seinen Berufspflichten und an einem kleinen Orte 
sitzend, fernab von Archiv und Bibliothek und Fachgenossen machen musste. 

R. Häpke, Brügges Entwicklung zum mittelalterlichen 
Weltmarkt. (Abhandlungen zur Verkehrs- und Seegeschichte im 
Aufträge des Hansischen Geschichtsvereins herausgegeben von D. 
Schäfer, Bd. I. Berlin, K. Kurtius 1908. 296 S. und 1 Tafel. 
M. 9). — Angezeigt von Privatdozent Dr. B. Kuske in Köln. 

Der handelsgeschichtlichen und überhaupt der wirtschaftsgeschicht¬ 
lichen Forschung Btchen zur Enthüllung ihrer Tatsachen zwei verschiedene 
Wege offen. Man kann eine bestimmte wirtschaftliche Erscheinung aufgreifen 
und zum Gegenstand der Untersuchung machen, etwa einen Handelszweig 
oder ein dem Handelsrecht oder der Handelsverfassung angehörendes Institut. 
Man kann seine Beschallenheit zu einem bestimmten Zeitpunkte oder auch 
seine Entwicklung und Veränderung in Zeiträumen darstellen. Auf diese 
Weise wird man besondere Klarheit über die Geschichte der verschiedenen 
Formen des kommerziellen Lebens gewinnen und darnach leichter das allen 
Handelsgebieten Gemeinsame und Verwandte, aber auch das Verschiedene 
erkennen. Man wird so zu einer vergleichenden Handelsgeschichte kommen. 
Diese Art der Forschung wird meist von den Vertretern der Wissenschaften 
bevorzugt, in denen Begriffe und Gesetze untersucht und gewonnen werden. 
Es sind in diesem Falle Nationalökonomen und Juristen, von Historikern 
aber nur die, welche jenen geistesverwandt sind. 

Auf der andern Seite kann man mehr von wirtschaftsgeographischem 
Gesichtspunkte aus an handelsgeschichtliche Tatsachen herantreten, den 
Handel bestimmter Gebiete darzustellen suchen, seinen Gesamtcharakter 
und seine Ausdehnung schildern. Dieses Verfahren, das gewissermassen auf 
dem Nationalitätsprinzip beruht, ist zumeist bei Historikern beliebt, und tat¬ 
sächlich sind die grösseren Werke dieser Art in den letzten Jahrzehnten 
aus deren Händen hervorgegangen. Das Verdienst in diesen Leistungen 
besteht weniger darin, dass sie uns die innere Organisation und die Form 
des kommerziellen Lebens kennen lehren, als eben vielmehr seine räumliche 
Entfaltung. Das kommt uns besonders dann klar zum Bewusstsein, wenn 
wir einmal versuchen z. B. die Geschichte des Welthandels nicht nach 
Nationen oder dergleichen, sondern nach Handelszweigen, also nach den 
einzelnen Waren gegliedert darzustellen, und wenn wir diesen Teilen dann 
andere coordiniereu wollen, denen wir die Begriffe des Handelsrechtes und 
der Handelspolitik zu Grunde legen. Dann zeigt sich, dass uns gerade die 
umfassenden, handelsgeographischen sog. „standard-works“ wenig Stoff für 
die Durchführung unserer Absicht liefern, während die Verfasser dieser 
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Werke umgekehrt immer Hilfe bei denen finden werden, die sich an die 
Formen gehalten haben. 

Es ist von allen handelshistorischen Untersuchungen, die auf geo¬ 
graphischer Grundlage beruhen, zu fordern, dass sie auf die Bedürfnisse 
der anderen „Richtung“ Rücksicht nehmen und dass sie diese Interessenten 
zugleich mitbefriedigen. Sie dürfen nicht nur dem antworten, der da fragt: 
Wie ist der Gesamthandel einer Stadt oder eines Landes früher gewesen? 
Welche äusseren Wandlungen hat er zeitlich erfahren? Wie hat er sich 
zu seinem jetzigen Umfange entwickelt? sondern auch dem, der z. B. wissen 
will: wie die einzelnen Zweige organisiert waren, wie sich die Rechtsinstitute 
gestalteten oder welche geschäftlichen Methoden zur Anwendung kamen. 
Erst dann, wenn beides von einer Darstellung zugleich geleistet wird, ist 
— rein theoretisch betrachtet — ihrem Verfasser volle wissenschaftliche 
Umsicht und eine ganze Leistung nachzurühmen. 

Ein solches Urteil wird man zum grossen Teile uneingeschränkt über 
die hier vorliegende Untersuchung Rudolf Haepke’s fällen können, deren 
wesentlichste Resultate ich im Folgenden skizzieren und erörtern möchte. 

Charakteristisch für die kommerzielle Haltung der Stadt Brügge ist 
vor allem, dass sie wenig eigene wirtschaftliche Initiative aus sich heraus ent¬ 
faltet hat. Sie tritt in der Tuchindustrie von Flandern gegenüber anderen 
Plätzen zurück, und ihre Messen werden erst grösser und überholen die anderen, 
als sie im 14. Jahrhundert immer mehr das Ziel der Fremden wird. Der 
Brügger Bürger geht zunächst wenig auf die Märkte des benachbarten Landes. 
Die Flandrer und die Bewohner der Maasstädte kommen vielmehr in seine Stadt, 
um dort ihre Güter abzusetzen und daneben von ihm einzukaufen und seine 
Waren auszuführen. Nur in England ist sein Eigenhandel bedeutender ge¬ 
wesen und nahm dort im gesamten flandrischen Handel seit dem Anfang des 
13. Jahrhunderts die erste Stelle ein. Die Brügger Kaufleute sind damals 
die Führer der flandrischen Hanse in London geworden. Dieser Verband 
war also der Träger des wichtigsten Eigenhandels der Stadt. Daher waren 
seine Mitglieder ihre angesehensten Kaufleute, und daraus erklärt es II., 
dass man nur diese zu den Schöffenstühlen in der Stadt zuliess. Aber selbst 
der englische Handel Brügge’s war nicht von Dauer. Er ging zum Teil ein 
unter dem Einfluss der politischen Kämpfe gegen England während der 
zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts, dann infolge der „Verkennung des 
plebejischen Prinzips“ in Brügge, wo man keinen Angehörigen niederer 
Volksschichten zur Hanse zuliess und so das Absterben der Oberschicht 
verursachte, und mehr noch durch das Erstarken der deutschen und italie¬ 
nischen Handelsbetätigung in der gleichen Zeit. Köln verschliesst den 
Flanderem schon seit der Mitte des 12. Jahrhunderts den oberhalb seiner 
Mauern fliessenden Strom, und im Osten werden sie von den Hansestädten 
zurückgeworfen. Brügge tritt damit in die Zeit seiner Handelspassivität 
ein, in der es aber nun seine höchste wirtschaftliche Blüte entwickeln sollte. 

Im Jahre 1313 errichtet König Eduard II. den Brügger Stapel für 
englische Wolle, und im Laufe des 13. Jahrhunderts schon rucken nach und 
nach die Deutschen bis zur Ostseeküste hin in die Reihen der fremden 
Kaufleute in Brügge ein. Bis 1253 herrschen unter ihnen die Kölner und 
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die aus den Gebieten zwischen Rhein und Elbe vor. Ihnen gesellen sich 
Hamburg und Lübeck und darnach die übrigen Ostländer hinzu, die schliess¬ 
lich über jene das Übergewicht gewinnen. Ihre Massengüter — Pelze, 
"Wachs, Eisen, Heringe, Holz und Getreide — waren für den Briigger Markt 
von grösserer Bedeutung als der Kölner Wein, die bergischen und west¬ 
fälischen Eisen- und Leinenfabrikate, das Bier von Bremen, das Harzer 
Kupfer, das die Lüneburger vertrieben, und als die Waren von Niedersachsen 
und von der Elbe. H. vermag bei der Schilderung dieser Handelsbeziehungen 
keine böhmischen Kaufleute in Brügge nachzuweisen. Der Umstand, dass 
solche nach rheinischen Quellen des 14. Jahrhunderts auf den Strassen 
zwischen Köln und Brabant angegriffen werden, lässt jedoch ihr Auftreten 
am Swin vermuten. Die oberdeutschen Kaufleute sind dort aber bedeutend 
seltener als die aus Norddeutschland, die unter Hamburgs und Lübecks 
Führung im Jahre 1253 in Brügge das Privileg erhalten, das die Grundlage 
ihrer späteren starken Handelsstellung dort bildete. 

Die direkten Verbindungen Flanderns mit Skandinavien und Däne¬ 
mark sind natürlich weniger ausgedehnt gewesen als die mit Frankreich. 
Dort sind die Flandrer auf den Champagnermessen Mitglieder der nord¬ 
französischen Hanse, eines Bundes von 17 Städten, der den Tuchhandel 
regelte. Der Süden Frankreichs nimmt im Eigenhandel Flanderns lange 
Zeit die zweite Stelle ein. 

Seit den ersten Jahrzehnten des 13. Jahrhunderts verkehren Spanier 
und Portugiesen häutiger in Flandern. Ihnen folgen nach 1250 die Italiener, 
die ja um diese Zeit auch in die übrigen Gebiete Nordwesteuropas Vor¬ 
dringen. Sie kommen zunächst als Bankiers und Gläubiger der öffentlichen 
Gewalten und beteiligen sich danach stark am Warenhandel, worin sie in 
Brügge besonders seit dem Anfang des 14. Jahrhunderts sogar neben den 
Deutschen an erster Stelle stehen und zwar namentlich im Wollgeschäft. 
Ihr Verkehr mit den Niederlanden wurde seit dieser Zeit durch die Auf¬ 
nahme der Galeerenfahrten in festere Formen gebracht. H. stellt ihren 
Beginn wie andere Forscher für Genua auf 1315 und für Venedig auf 1317 fest. 
Im vorigen Hefte dieser Zeitschrift habe ich übrigens ermitteln können, dass 
im 15. Jahrhundert an den Verschiffungen nach Brügge und London von 
Venedig und Sizilien aus auch deutsche Kaufleute (Kölner) teilnahmen, die 
in Brügge, wie auch im Süden ihre Niederlassungen batten. 

Der Verfasser schildert dann in knappen Abschnitten die innere Lage 
der Stadt, ihre Erweiterung in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts, 
ihr Finanzwesen, ihr Verhältnis zum Landesherrn und zu den Inhabern 
wichtiger Gerechtigkeiten in ihrem Bereiche. (Die Bevölkerung schätit er 
für 1292 auf 50000 Köpfe.) 

Die Oberschicht der Bürgerschaft wird von den Notabein gebildet, 
die ihr Vermögen im Handel erwerben und darnach in hervorragendem 
Masse im Grund und Boden der Umgegend fixieren, ein Verfahren, das z. B. 
auch bei den Kölner Geschlechtern und ihren Nachfolgern an der Spitze 
der Ilandelswelt sehr beliebt war und durch welches das platte Land am 
ganzen Mittel- und Niederrhein der Stadt zins- und pachthörig wurde. H. 
kann sich bei der Untersuchung dieser interessanten Erscheinung für sein 
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Gebiet und im Rahmen seiner Arbeit leider nur auf kurze allgemeine Fest¬ 
stellungen beschränken. 

An die Notabein schliessen sieb nach unten die Poorter an, unter 
denen sich Brauer und Tücher wieder einer gehobenen Stellung erfreuen, 
wiewohl die letztgenannten im Vergleich zu ihren Berufsgenossen in anderen 
flandrischen Orten in Brügge sozial tiefer stehen. Sie sind Verleger gegen¬ 
über den Webern und handeln im grossen. Der Kleinhandel gehört den 
Gewandschneidern zu, die aber im Gegensatz zu denen in norddeutschen 
Städten das Tuch nicht auswärts im grossen kaufen, sondern in Brügge 
selbst von Notabein oder Tüchern. Sie selbst scheiden sich wieder in Aus¬ 
schneider von fremden und von einheimischen Tuchen. 

An die Poorter reihen sich die Vertreter der übrigen Gewerbe an, 
unter denen die wirtschaftlich unselbständigen Weber am zahlreichsten sind. 
Im übrigen geben die gewerblichen Zustände in Brügge im 14. Jahrhundert 
ein ähnliches Bild, wie cs uns v. Loesch für Köln zeichnet, nur dass hier 
im grossen und ganzen die gewerbliche Blüte etwas später einzusetzen 
scheint. Beiden Städten sind ein entwickeltes Gerber-, Kürschner- und 
Zinngiesserhandwcrk gemeinsam. Das Bestehen eines bedeutenderen Metall- 
und besonders Eisengew erbes vermag der Verfasser jedoch für Brügge nicht 
nachzuweisen. Er beschränkt sich hierfür nur auf Andeutungen. Ebenso 
ist es mit Seiden- und Baumwollindustrie, die man an einem Platze ver¬ 
muten könnte, der in grossem Umfange mit ihren Rohstoffen bandelt. Da¬ 
gegen macht der Verfasser dort nicht unbeträchtliche Seifensiederei und 
-ausfahr namhaft, ein Gewerbe, in dem z. B. Köln erst im 16. Jahrhundert 
aktiv wird. 

In Brügge treten ebenfalls wie in Köln die Schiffer als selbständiger 
Berufszweig mehr zurück, obwohl es in jener Stadt im Mittelalter immerhin 
schon eine Schifferinnung gab. Aber die meisten, dem Handel der Grossstadt 
dienenden Frachtschiffer sitzen hier wie dort mehr in den kleineren am 
Wasser gelegenen Orten der Nachbarschaft. 

Die Darstellungen II.s über die Makler lassen nicht erkennen, wie weit 
in diesem Berufe bereits Differenzierung nach den verschiedenen Waren¬ 
gattungen eingetreten ist. Die Briigger Unterkäufer sind, wie es scheint, 
soweit sie selbständig waren, weniger obrigkeitlich abhängig gewesen als 
die in andern Städten. Dagegen gibt cs neben ihnen Makler, die im pri¬ 
vaten Dienst der Wirte angestellt sind. 

Wieweit iin Weinhandelsgeschäft, an der Pflege der Weinkeller und 
am Weinzapf namentlich Rheinländer beteiligt waren, sagt uns der Verfasser 
leider nicht. Im 15. Jahrhundert sind besonders Kölner mehrfach in den 
genannten Funktionen in den flandrischen und brabantischen Städten nach¬ 
weisbar. Dass sie dort in dieser Weise schon früher tätig waren, wird nur 
aus den „rheinischen“ Schröder» Ilaepke’s in Brügge wahrscheinlich. 

Sehr interessant sind die klaren Erörterungen des Verfassers über 
die Natur der verschiedenen Brügger Stapel. Er unterscheidet hier mit 
Recht die freiwilligen von den obligatorischen. Jene sind im Mittelalter 
natürliche, vom Kaufmann selbstgeschaffene Einrichtungen, unter denen man 
die Bevorzugung eines bestimmten Ortes für den Abschluss von Waren- 
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handelsgeschäften zu verstehen hat. Zu ihnen treten in Brügge die beiden 
Zwangsstapcl: der bereits erwähnte Wollstapel, den der englische König für 
seine Untertanen, und der Stapel, den die Hanse später für ihre Mitglieder 
verordnete. Beide taten das so gut wie ohne Zutun der einheimischen flan¬ 
drischen öffentlichen Gewalten. Daneben aber setzte Brügge im wirtschaftlichen 
Kampfe gegen seine benachbarten Konkurrentinnen Damme, Aardenberg und 
Sluis nach und nach den Swinstapel für sich durch und zwar für Tuch und 
für spanische und deutsche Waren, die den Swin ansegelten. Ausgeschlossen 
blieben Schiffsbau- und Ausrüstungsmaterial, konservierte Fische, Salz, Ge¬ 
treide, Wein und Asche. Im Jahre 1323 wurde der Stadt ein in dieser 
Richtung formuliertes Stapelrecht erteilt. 

In einem letzten (15.) Kapitel beschäftigt sich H. mit dem Handel in 
Brügge selbst, mit den ihm dienenden öffentlichen Einrichtungen, den konzes- 
siefbierten gräflichen und städtischen — meist vl&mischen — Wechslern und 
den teilweise auch italienischen Pfandleihern. 

Der Handel befasst sich in ausgedehntem Masse mit industriellen 
Rohstoffen, mit Lebensmitteln und Baustoffen, die alle zum Teil aus weit 
entlegenen Gebieten dem flandrischen Konsum zugeführt werden müssen, 
der sich nicht mehr aus seiner Nachbarschaft zu befriedigen vermag. Aus 
entgegengesetzten Gebieten Europas münden in Brügge völlig gleichartige 
Waren ein, die dann nicht weiter über die Stadt hinaus gehen: zugleich 
schwedisches und spanisches Eisen, Honig und Wachs aus Frankreich und 
Spanien, Norddeutschland und Osteuropa. Manche Handelszweige werden 
vorwiegend nur von Kaufleuten bestimmter Herkunft betrieben: Wolle 
kaufen besonders die Italiener und die Händler aus dem Maasgebiet. Geld¬ 
geschäfte sucht fast nur der Italiener. Der Handel mit Getreide und Roh¬ 
produkten liegt in den Händen der Deutschen und Spanier. Alle diese 
Güter übernehmen sonst meist nur die Flandrer in Brügge. Dagegen aber 
tauschen die Fremden mit einander aus: Pelze, Fabrikate, Früchte und Ge¬ 
würze des Südens und französische und rheinische Weine. Der Verf. erwähnt 
merkwürdiger Weise nicht Südweine, Baumwolle und Seide. 

Das Gästcrecht ist in Brügge gestaltet wie in anderen Städten. Aber 
den Nachweis, den Walter Stein bereits für Neudair.mc lieferte, dass nämlich 
dort Gast mit Gast handeln durfte, vermag Haepke auf seine Stadt zu er¬ 
weitern, wo dieses Recht im Jahre 1282 für die Engländer, 1309 für die 
Deutschen formell anerkannt wird. 

Die einheimischen Kaufleute trennen ßich zum Teil scharf in Gross¬ 
und Kleinhändler. Letztere werden ausdrücklich von der flandrischen Hanse 
ausgeschlossen, und scharf ist die Scheidung auch im Tuchhandel. Die Ver¬ 
einigung beider Betriebsformen findet aber im Weinhandel statt. 

Auf die innere Organisation der einzelnen kaufmännischen Unter¬ 
nehmungen und auf den Geschäftsbetrieb in den einzelnen Handelszweigen 
geht der Verfasser nicht ein, mit einer Ausnahme für den Wollhandel in 
Exkurs 111. 

In zwei anderen Exkursen nimmt er kritisch Stellung zu den bisher 
herrschenden Meinungen über die angebliche Gründung des Briigger Marktes 
und die Einführung der Weberei durch Balduin III. und über den vermeint- 
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liehen Befehl Heinrichs 111. von England (von 1223) an die Baillifs von Bristol 
wegen der Behandlungen der Brügger. Ausserdem muss ich den Abdruck 
einer Liste über die Yperner Messbriefe von 1251—91, die dem Yerf. von 
Des Marez dazu zur Verfügung gestellt wurde, namentlich auch im Interesse 
der nichttiandrischen Forschung dankbar begrüssen. 

Man sieht: die Arbeit Rudolf Haepke’s ist reich an interessanten und 
wichtigen Ergebnissen. Sie vereinigt in grossen Zügen vieles bisher bekannte 
mit zahlreichen neuen Tatsachen zum Gesamtbilde der Ilandelgescbichte 
einer der bedeutendsten mittelalterlichen Städte. Ihr Wert wird noch da¬ 
durch gesteigert, dass sie sich nicht allein auf Handelsgeschichtliches im 
engeren Sinne beschränkt, sondern dass sie das darbietet im Rahmen der 
politischen, Yerfassungs- und Wirtschaftsgeschichte der Stadt und Flanderns 
überhaupt. Und das geschieht vor allem auch in sehr klarer und zugleich 
formvollendeter Weise. Das neue grosse verdienstvolle Unternehmen des 
Hansischen Geschichtsvereins hat mit diesem ersten Werke einen guten, viel¬ 
versprechenden Anfang genommen. 

Landtagsakten von Jülich-Berg 1400—1610, herausgegeben von 
Georg von Below. Zweiter Band 1563 — 1589. Mit einem Sach¬ 
register zu Bd. I u. II. (Publikationen d. Gesellsch. f. Ithein. 

Geschichtskunde XI.) Düsseldorf, L. Voss u. Cie., 1907, XYI u. 

1018 SS. 8°. Mk. 24. — Angezeigt von Archivrat Dr. Otto R. 

Redlich in Düsseldorf. 

Auch in diesem zweiten, äusserlich bedeutend umfangreicheren Band 
hat v. B., der musterhaften Anordnung seiner Edition des ersten Bandes 
entsprechend, das gesamte Material bei strengem Festhalten an der chrono¬ 
logischen Folge in Gruppen zusammengefasst, deren Überschriften eine 
schnelle Orientierung ermöglichen. Wie dort ist auch hier jeder Gruppe 
ein Überblick über die wesentlichsten Stadien der Verhandlungen voraus¬ 
geschickt, der zwar nicht der Absicht dienen soll, eine volle Ausschöpfung 
des Inhalts zu geben, aber doch vollauf genügt, um auf alle die Fragen hin¬ 
zuweisen, die gewissermassen die Kristallisationspunkte der Verhandlungen 
bilden, und um die Stellung der Regierung wie der Stände zu diesen Fragen 
zu kennzeichnen. 

Auf solche Art gelingt es dem Herausgeber, in einfacher aber eben 
darum mustergiltiger Weise den Leser mit dem grossen Stoffe vertraut zu 
machen, den er ihm hier in meisterhafter Auswahl und in sorgfältigster Vor¬ 
bereitung und Durchdringung vorlegt. 

Ein Blick auf die Überschriften der zehn Abschnitte, in welche 
die Edition der Verhandlungen der Jahre 1563—1589 zerlegt ist, zeigt, dass 
wir hier nicht so fest umschlossene und von einander verschiedene Gruppen 
vor uns haben, wie im ersten Bande. Die Art des Stoffs bringt es mit sich, 
dass gewisse Verhandlungsgegenstände in vielen Gruppen wiederkehren und 
dass hier jener reiche Wechsel im Inhalt fehlt, der den Reiz des ersten 
Bandes ausmachte. Es liegt eine gewisse Atmosphäre von Alter und Müdig¬ 
keit über dem Inhalt dieses zweiten Bandes, ein Abbild des körperlichen 
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und geistigen Zustandes des unglücklichen Landesherrn von Jülich-Berg, 
dessen Anfänge so vielverheissend für seine Lande waren. Freilich auch ein 
treuer Spiegel der deutschen Verhältnisse jener Zeit überhaupt, auf denen der 
dumpfe Druck der Reaktion, man möchte sagen der spanische Geist, lastete. 
Allerdings fehlt es auch hier nicht ganz an einem Streben nach Wahrung 
und Anerkennung persönlicher Freiheit und an einem Widerstand gegen 
Gewissenszwang. Aber von jener heldenhaften Abschüttelung unwürdiger 
Ketten, wie sie gerade in diesen Jahren die benachbarten Niederlande er¬ 
lebten, suchen wir hier vergebens einen Widerhall. Es sind eigentlich nur 
zwei Gegenstände, welche den Hauptinhalt dieses Bandes bilden: Abwehr 
der fremden Soldatesca und Erledigung der ständischen Beschwerden. Zu 
einer befriedigenden Lösung ist es in beiden Fragen nicht gekommen. 

Für diese trübe Periode jülich-bergischer Geschichte war bisher im 
wesentlichen nur die Haltung der Regierung bekannt, deren Beurteilung 
auch durch die vorliegende Publikation keine wesentliche Änderung erfährt, 
wohl aber erweitert und vertieft wird. Man könnte sie etwa folgendennassen 
charakterisieren: nach aussen hin schwächliche Abhängigkeit von Spanien 
und den einseitig katholischen Fürsten des Reichs, Vorspiegelung einer 
Neutralität, die doch nur die Maske einer dem niederländischen Freiheits¬ 
ideal feindlichen Gesinnung war und ebenso im kölnischen Krieg die Partei¬ 
nahme für die bairischen Interessen nicht verbergen konnte, Unfähigkeit, die 
fremden Truppen zur Achtung des neutralen Gebiets zu zwingen; im Innern 
Mangel eines einheitlichen Willens, Nachsicht gegen Übergriffe und Anmas- 
sung der Beamten, leichtsinnige Verschwendung in der Hofhaltung, Wort¬ 
brüchigkeit in Sachen der Religionsfreiheit. 

Über die Tätigkeit und Haltung der jülich-bergischen Stände in dieser 
Periode war bisher nur wenig bekannt. Die Edition zeigt, dasß es auch 
ihnen an der Fähigkeit gebrach, ihre Absichten zu verwirklichen oder die 
Regierung zu einer kraftvolleren Politik fortzureissen. An der Isolierung 
des Landes trugen sie nicht weniger Schuld, als die Stände von Cleve-Mark. 
Die Neutralität wurde auch von ihnen empfohlen, freilich nur eine streng 
durchgeführte. In dieser Beziehung lassen sie es nicht an einer heftigen 
und häutig wiederholten Kritik der Regierung fehlen, die durch Parteinahme 
für Spanien die Niederländer verletze und zu Übergriffen reize. Aber sie 
vermochten nicht, sich von der Regierung die nötigen Garantieen zu ver¬ 
schaffen, dass solche Parteilichkeiten aufhörten. Sie zeigten sich, das muss 
man anerkennen, im ganzen willfährig, die von der Regierung geforderten 
Steuern zu bewilligen, sodass in dieser Zeit eigentlich keine einzige Steuer¬ 
vorlage hier zu Fall gebracht wird, während in Cleve-Mark z. B. die im 
Jahre 1574 geforderte Heiratssteuer abgelehnt wurde. Freilich kam es grade 
durch die Steuerliewilligung zu einem Konflikt innerhalb der Stände, der im 
Jahre 1587 zu einer Klage der jülichschen Städte gegen die Ritterschaft am 
Reichskammergericht führte, da diese zwar mit der Bewilligung der Steuern 
bei der Hand war, aber die eignen Taschen zuhielt. 

Mit ihrem Vorschlag einer regelmässigen Wiederkehr der Landtage 
(alle zwei oder drei Jahre), um einer Häufung der Beschwerden und Geschäfte 
vorzubeugen und eine Minderung der auf dem kleinen Mann ruhenden Lasten 
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herbeizuführen, fanden die Stände bei der Regierung keine Gegenliebe. 
Andrerseits verhielten sie sich aber auch gegenüber dem wiederholten Antrag 
der Regierung, einen ständigen Ausschuss mit umfassenden Vollmachten zu 
bilden, ablehnend. Dies geschah im Jahre 1584. Aber auch 24 Jahre später 
halten die Stände an dieser Auffassung fest, als die Regierung es als über¬ 
flüssig hinstellte, einen Landtag zur Steuerbewilligung zu berufen. Besonders 
die Städte waren es, die von der prinzipiellen Notwendigkeit, die ganze 
Landschaft zu berufen, nicht abgehen wollten. 

Von derartigen, verfassungsgeschichtlich bemerkenswerten Vorgängen 
können wir jedoch absehen, da sie hier sekundäre Bedeutung haben. Von 
grösserem politischen Interesse ist das durch den Druck der äusseren Ver¬ 
hältnisse herbeigeführte gemeinsame Vorgehen der Stände von Jülich- 
Berg und Cleve-Mark. Drei Abschnitte der Publikation sind diesen Verhand¬ 
lungen gewidmet, die sich durch die Jahre 1586 und 1587 hinziehen und in 
der Düsseldorfer Union vom 2. Dezember 1587 ihren Abschluss erreichen. 
Auf einer Konferenz der Räte der vier Länder im März 1580 war der Ge¬ 
danke einer gegenseitigen Unterstützung der Lande gemäss der Union von 
1496 zuerst erwogen worden. Der Vorschlag ging von jülicbscher Seite aus, 
fand aber nicht den Beifall der elevischen Räte. Durch ein Schreiben der 
bergischen Ritterschaft an die märkische (vom 5. April 1580) wurde der 
Gedanke weiter verfolgt, freilich ebenfalls ohne praktisches Ergebnis. Im 
Oktober 1583 sind es wieder Mitglieder der bergischen Ritterschaft, die eine 
gemeinsame Aktion anregen. Doch erst durch den bergischen Landtag zu 
Opladen im Mai 1586 wurde der Stein ins Rollen gebracht. Hier bildete 
der Gedanke, dass das einzelne Territorium für sich allein dem Unheil nicht 
abzuhelfen vermöge, bereits den Mittelpunkt der Verhandlungen. Eine ge¬ 
meinsame Versammlung der Ausschüsse aller Landtage wurde hier ins Auge 
gefasst, um über Massnahmen der Verteidigung zu beschlossen, auch wurde 
bereits ein Ausschuss bestellt. Jetzt gingen auch die übrigen Landtage in 
gleicher Weise vor und es kam im Frühjahr 1587 zur ersten gemeinsamen 
Versammlung der Ausschüsse der vier Länder zu Essen, über die bereits 
durch v. Haeften einiges Nähere bekannt geworden ist. So z. B. hatte er 
schon auf die überraschende Tatsache hingewiesen, dass die jülich-bergischen 
Deputierten auf diesem Essener Tag eine schärfere Kritik an der Politik 
der Regierung Vornahmen, als die von Cleve-Mark. Aber erst durch die im 
Kap. VIII der vorliegenden Edition niedergelegte Wiedergabe der Verhand¬ 
lungen erhalten wir ein zuverlässiges Bild dieses Ausschusstags, wenn auch 
die Verhandlungen nicht vollständig überliefert sind. Es zeigt sich, dass es 
den Deputierten von Jülich-Berg gelungen ist, ihre Vorschläge über Durch¬ 
führung strikter Neutralität und gegenseitige Hilfeleistung durchzusetzen 
Freilich blieb schliesslich doch das Meiste auf dem Papier stehen. So hat 
die Essener Versammlung nur die Bedeutung, spätere Massnahmen vorbereitet 
zu haben. Erst einer lebhaften Agitation der märkischen und bergischen 
Stände gelang es, die widerstrebende Regierung zur Berufung eines neuen 
Ausschusstages zu veranlassen. Er tagte in Düsseldorf vom 8. November 1587 
an und endete mit der allseitigen Annahme einer Landesvereinigung, 
nachdem der von den Ausschüssen vorgelegte Entwurf in mannigfacher Weise 
von der Regierung modifiziert worden war. 
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Was half es aber, dass sich hier der Herzog zur strikten Beobachtung 
der Neutralität verpflichtete, wenn der Jungherzog sich rühmte, mit Parma 
in „guter Korrespondenz“ zu stehen? Auch mit der bereits in Essen be¬ 
schlossenen und in Düsseldorf urkundlich zugesicherten Gesandtschaft an den 
Kaiser und etliche Reichsstände hatte es noch gute Wege. Ebenso zeigten 
sich die Städte, auf denen allerdings die Lasten der Landesdefension zum 
grössten Teile ruhten, allmählich immer mehr abgeneigt, für die Beibehaltung 
des Kriegsvolks noch weitere Opfer zu bringen, da sie von dem Nutzen dieser 
angeworbenen Truppen nicht überzeugt waren. Somit ist das praktische Er¬ 
gebnis der Union nicht allzu hoch einzuschätzen. 

Von besonderem Interesse sind diese Essener und Düsseldorfer Ver¬ 
handlungen für die Beurteilung der konfessionellen Verhältnisse. 
Sie zeigen, dass damals die Stände von Cleve-Mark mit der herzoglichen 
Kirchenpolitik weit zufriedener waren, als die Vertreter von Jülich-Berg. 
Während jene diese ganze Frage für ein Nolimetangere hielten und offenbar 
fürchteten, es könne höchstens nachteilig für die Bewahrung des Religions¬ 
friedens werden, wenn man an diese Dinge rühre, ergingen sich die jiilich- 
bergischen Deputierten in heftigen Klagen über die Verletzung der Religions¬ 
freiheit, wie sie schon vorher auf manchem Landtag der Regierung vor¬ 
getragen worden waren. Tatsächlich erreichten sie damit jetzt ebenso wenig, 
wie früher. Da Kellers Publikation die jülich-bergischen Verhältnisse erst 
von 1585 an eingehender berücksichtigt, erhalten wir aus dem vorliegenden 
Band grade für die vorhergehenden Jahre sehr bemerkenswerte Äusserungen 
zu dieser Frage. Seit die streng katholische Richtung mehr und mehr Boden 
am Hof des Herzogs Wilhelm gewann, mehrten sich die Beschwerden über 
Nichtachtung des Religionsfriedens. Besonders eingehend beschäftigte sich 
damit der Grevenbroiclier Landtag vom Jahre 1577. Hier sind es sowohl 
Mitglieder der Jülichschen Ritterschaft wie die Ritterschaft und Städte von 
Berg, welche nachdrücklich eine Änderung der von den Beamten beliebten 
systematischen Bedrückung der Evangelischen verlangten. Aber während 
dies bei den Jülichern eine Beschwerde unter anderen ist, stellen die ber- 
gischen Stände diese Frage an die Spitze ihrer Beschwerden in einer aus¬ 
führlichen (bereits von Lacomblet im Archiv veröffentlichten) Denkschrift. 
Dass sie nichts als schöne Worte damit erreichten, geht hervor aus den 
Verhandlungen des Düsseldorfer Landtags vom November 1579. Hier wurde 
von jülichscher wie von bergischer Seite festgestellt, dass keine Besserung, 
sondern eher eine Verschlimmerung eingetreten sei, und zwar durch Ein¬ 
führung des Katechismus des Canisius. Gleiche Klagen wiederholten sich 
auf dem Landtag im Dezember 1583. Und als von den Ausschüssen im 
Jahre 1587 die Regierung nochmals an ihre Versprechungen und Verpflich¬ 
tungen erinnert wurde, da klang ihre Antwort nervös und gereizt. 

Ebenso wie diese Klagen über Verletzung der Religionsfreiheit bieten 
auch alle die zahllosen anderen Beschwerden, welche von den Ständen 
in diesen Landtagssessionen von 1563 an der Regierung vorgelegt werden, 
für die Beleuchtung der inneren Zustände der Territorien ein sehr reich¬ 
haltiges Material. Aus diesem Grunde hat ihnen v. B., der die letzten Jahr¬ 
zehnte Wilhelms V. als die klassische Zeit der ständischen Beschwerden 
bezeichnet, einen erheblichen Raum im vorliegenden Bande zugewiesen. 
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Schon aus dem ersten Band der Landtagsakten kennen wir eine Reihe 
ständischer Beschwerden, deren Inhalt zum Teil im zweiten wiederkehrt. 
Forderungen, die schon im Jahr 1544 erhoben wurden, traten zwanzig Jahre 
später wieder auf und wurden in den siebziger Jahren bis zum Überdruss 
wiederholt In der Hauptsache überwiegen dabei die Beschwerden der 
Ritterschaft; in mannigfacher Weise glaubte sie sich in ihren Vorrechten 
verletzt. Es handelte sich darin z. B. um die Besetzung der hoben Ämter 
mit Adligen, den Schatz der Rittergüter gegen Pfändung, die Dienstfreiheit 
der Pächter des Adels, das Vorrecht des Adels auf Jagd und Fischerei, die 
Zollfreiheit der Ritterschaft, die adlige Steueraufsicht, die Aufnahme in die 
vom Adel gestitteten Klöster und um die Regelung des Lehnwesens. Mit 
den Städten gemeinsam führte die Ritterschaft Klage über allerlei Misstände 
in der Verwaltung und im Gerichtswesen, über die Nichtbeachtung des Ein- 
gebornenrechts und die Verletzung der Religionsfreiheit. 

Lebhaftes Interesse erwecken neben den letzteren die Beschwerden 
über die Mängel im Gerichtswesen. Die Lässigkeit der Gerichtsbeamten, 
ihre Geldgier und Parteilichkeit wird wiederholt von den Ständen gerügt. 
Sie verlangen, dass die Prokuratoren deutsch und verständlich reden, dass 
Richter und Schöffen nicht ausbleiben und das ungerechte und unbarmherzige 
Verfahren gegen die Untertanen am Gericht aufhöre, die man wie Sklaven 
behandle. Immer wieder wird von jülichscher Seite die Etablierung eines 
Hofgerichts in Jülich verlangt. Bei dem Hinweis der Regierung auf die hohen 
Kosten machen die Stände bezeichnenderweise den Vorschlag, die Räte am 
Hofgericht mit Pfründen zu versehen; demgegenüber erklären die Hofräte, 
dies sei für den Herzog als katholischen Fürsten unannehmbar. 

Den reichen Inhalt aller dieser Beschwerden hier zu berühren, ist 
natürlich ganz unmöglich. Es sollte nur angedeutet werden, dass v. B. ge¬ 
rade im Hinblick auf die Fülle des in diesen Beschwerden enthaltenen 
Materials mit Recht den Grundsatz aufgestellt hat, „dass eine Edition von 
Landtagsakten nicht bloss den Zwecken der allgemeinen Verfassungsgeschichte 
dienen darf, sondern zugleich die Bedürfnisse der Territorial- und teilweise 
der Lokalgeschichte im Auge haben muss“. Hinsichtlich der Art ihrer 
Edition, die natürlich bei dem grossen Umfang derartiger Schriftsätze keine 
wörtliche sein kann, hat v. B. hervorgehoben, dass ein Hinweis nach Art 
der Archivinventare dem Zweck nicht entsprechen würde; es müsse also 
Vollständigkeit in der Aufzählung der Beschwerdepunkte bei klarer Fassung 
des einzelnen Artikels erreicht werden. Nur scheint mir dabei die Möglich¬ 
keit vorzuliegen, durch Zusammenfassung einzelner zeitlich nur wenig getrennter 
Aktenstücke, durch Nebeneinanderstellen von Vorlage und Beantwortung, 
Replik und Duplik oder durch Ineinanderarbeiten dieser einzelnen Äusse¬ 
rungen grössere Kürze und vor allem erhöhte Übersichtlichkeit zu erzielen. 
Vielleicht wird es sich im Hinblick auf den Umfang des vom dritten Band 
zu bewältigenden Stoffs doch empfehlen, nicht ganz so konservativ mit dem 
Text zu verfahren. Denn warum sollte man hierbei nicht etwas souveräner 
mit den Aktenstücken umgehen dürfen, wenn es gilt, das Verständnis zu 
erleichtern oder mindestens die eng zusammen gehörigen Stücke auch als 
solche wirken zu lassen. 

Westd. Zeitschr. f. Geseb. u. Kunst. XXVIII, IF/HI. 23 
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Mit Rücksicht auf den grossen Umfang des Stoffs hat v. B. in diesem 
Band die Aktenstücke über auswärtige Politik erheblich eingeschränkt 
im Vergleich zum ersten Bande. Aber in dankenswerter Weise hat er es doch 
nicht unterlassen, die herzoglichen Instruktionen für Reichstage und Reichs¬ 
deputationstage nach wie vor ausführlich zu bringen. Man darf sich wohl 
bei einem so gewiegten Kenner der gesamten jülicli-bergiscben Verhältnisse 
darauf verlassen, dass alles für die Interpretation der ständischen Akten 
Notwendige hier vorgelegt oder mindestens angedeutet worden ist. Wenn 
wir irgendwelches nähere Eingehen auf den Gesundheitszustand des Herzogs 
Wilhelm, eine Erwähnung des Todes des Thronfolgers Carl Friedrich, einen 
Hinweis auf die pomphafte Vermählung des Jungherzogs Johann Wilhelm 
hier vermissen, so liegt das doch wohl eben daran, dass auch die Stände zu 
allen diesen wichtigen Ereignissen auffallender Weise keine Stellung 
genommen haben. 

Es ist ausserordentlich dankbar zu begrüssen, dass diesem Band ausser 
einem Personen- und Ortsregister auch ein gut disponiertes Sachregister zu 
beiden Bänden beigegeben worden ist. Der Verfasser dieser beiden Register 
Dr. G. Croon hat sich dieser schwierigen und verantwortungsvollen Aufgabe 
mit grösster Sorgfalt und voller Sachkenntnis gewidmet und darf für sich 
keinen geringen Anteil an dem Dank in Anspruch nehmen, den wir dem 
grossen Werke schulden. Ein reiches Mass entsagungsvoller Arbeit, bewun¬ 
dernswerter Ausdauer, reifer Editionskunst ist in den beiden Bänden, denen 
v. B. einen erheblichen Teil seiner Kraft gewidmet hat, beschlossen. Im 
Hinblick auf die grosse Förderung, welche dieser Publikation die Forschung 
auf dem Gebiet westdeutscher Geschichte verdankt, möchte man wünschen, 
dass die Fortführung der Edition, welche jüngeren Händen anvertraut ist, 
von dem gleichen Geiste aufopfernden Gelehrtentleisses getragen werden und 
alle Schwierigkeiten, die besonders in der Bewältigung des umfangreichen 
Materials liegen, siegreich überwinden möge. 

Karl Beckmann, Heinrich Lindenborn, der kölnische Dio¬ 
genes. Sein Leben und seine Werke. Beiträge zur Literatur¬ 
geschichte und Kulturgeschichte des Rheinlandes, herausgegeben 
von Joseph Götzen, I, Bonn, Hanstein, 1908; XII, 288 S. — 
Angezeigt von Privatdozent Dr. J. Ilashagen in Bonn. 

Die wissenschaftliche Erforschung der rheinischen Geschichte des acht¬ 
zehnten Jahrhunderts steht noch durchaus in den Anfängen. Fast auf keinem 
Gebiete ist liier schon etwas Grösseres geleistet worden. Besonders ver¬ 
nachlässigt hat man die Literaturgeschichte, obwohl gerade sie für die all¬ 
gemeine Kulturgeschichte des Jahrhunderts die grösste Bedeutung hat. Ehe 
sich irgendwie allgemeinere Behauptungen aufstellen lassen, ist es unerläss¬ 
lich, das weite Feld vermittelst der Einzelforschung, die in älteren Perioden 
der rheinischen Geschichte so Glänzendes geleistet hat, in Anbau zu nehmen. 
Indem Beckmanns Arbeit in dieser Richtung energisch vorgeht, ist sie mit 
aufrichtiger Freude zu begrüssen. Sie bringt eine sehr dankenswerte Erwei¬ 
terung unserer Kenntnisse auf den verschiedensten Gebieten. 
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Mit vieler Sorgfalt hat sich der Verfasser zunächst bemüht, die Lebens¬ 
daten des stadtkölnischen Satirikers Heinrich Lindenborn (1706—1750) fest¬ 
zustellen. Die verschiedensten Einflüsse haben auf seine äussere und innere 
Entwicklung gewirkt. Gebildet auf dem Kölner Jesuitengymnasium und 
später auf der Universität, ist Lindenborn doch keineswegs ein Normalprodukt 
dieser eng umgrenzten Bildungsanstalten geworden. Er hat sich vielmehr 
mit grösserem oder geringerem Erfolge in andern Berufen versucht und ist 
in deren Ausübung über die ursprünglichen Grundlagen seiner Erziehung 
vielfach selbständig hinausgewachsen: als Jurist, als weltlicher und geistlicher 
Dichter und vor allem als Journalist. Von 1738—1742 ist er als Redakteur 
des Culner Welt- und Staats-Bothen tätig gewesen und hat sich dabei redlich 
bemüht, seine Zeitung über ein blosses Nachrichtenblatt hinaus zu entwickeln 
und sie mit einer wirklichen Tendenz auszustatten. Auch seiner ganzen 
Lebensweise nach stellt er schon den fortgeschrittenen Typus eines freien 
Berufsschriftstellers dar. Und nicht nur in der Stadt Köln hat er gelebt, 
sondern auch zu den Fürstenhöfen in Düsseldorf und Bonn in nahen Bezieh¬ 
ungen gestanden. 

Der Kreis der für Lindenborn wichtigen Bildungselemente ist vom 
Verfasser umsichtig erforscht und festgestellt worden. Lindenborn bewegt 
sich durchaus nicht nur in ausgefahrenen Geleisen, wenn man ihm auch nicht 
ein 'fast enzyklopädisches Wissen’ zuschreiben darf. Auch entlegenere Li¬ 
teratur wird von ihm herangezogen. Das bemerkt man fast gleichmässig bei 
seinen Studien auf theologischem und philosophischem Gebiete. In der antiken 
Literatur werden zwar, dem Standpunkte des älteren Humanismus entspre¬ 
chend, die Griechen fast ganz vernachlässigt. Aber die Auswahl aus den 
Lateinern und vor allem aus den Neulateinern ist recht umfassend. Und 
auch italienische, spanische und französische Quellen (Boccalini, Metastasio, 
Gherardi, Quevedo, Cyrano de Bcrgerac u. a.) haben vielfältig eingewirkt. 
Leben und Bildungsgeschichte des Mannes sind in gleicher Weise von fort¬ 
schrittlichen Regungen erfüllt. 

Deshalb hatte ich u. a. im Hinblick auf Lindenborn schon früher 1 ) 
den Satz aufgestellt: Man wird die Behauptung, dass das städtische Geistes¬ 
leben in den letzten Jahren der Reichszeit den Eindruck hoffnungsloser 
Sterilität mache, einschränken müssen’. Eine derartige Andeutung lag vor 
allem deshalb nahe, weil sich bei näherem Studium eine Reihe aufklärerischer 
Einflüsse in der von den selbst wesentlich aufklärerisch gerichteten Reise¬ 
beschreibungen als bigott gebrandinarkten Stadt nachweisen Hessen. Neuerdings 
hat sich G. von Below*) gegen diese Bemerkung mit folgenden Worten gewandt: 
Es ist begreiflich, dass, je mehr die Forschung ins einzelne geht, neben den 
schon bekannten unerfreulichen auch erfreuliche Dinge entdeckt werden. 
Daher die 'Rettungen’, die heute überall versucht werden. Aber es kommt 

•) Annalen des historischen Vereins für den Niederrhein 85 (1908) 
S. 181. Hier ist S. 1G7 noch das irrige Geburtsdatum 1712 angenommen 
worden. S. 171 ist Bourell statt Bronzell zu lesen. 

*) Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 7 (1899) 
S. 343 Anm. 2. 
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nun doch auch wiederum darauf an, die vielen Einzelresultate, die die For¬ 
schung feststellt, in das richtige Verhältnis zu einander zu bringen’, v. Below 
hat also aus jenem Satze offenbar den Eindruck gewonnen, als wenn er eine 
der beliebten 'Rettungen’ anbabnen, d. h. doch wohl eine schönfärberische 
Beurteilung von geistigen Zuständen, die in Wirklichkeit wesentlich doch 
nur Tadel verdienten, versuchen wollte. Die Kategorie der 'Rettung’ ist 
aber kaum angebracht. Denn es handelt sich in unserm Falle nicht um eine 
solche Rettung, sondern um den Nachweis von Tatsachen, d. h. von ganz 
unleugbaren aufklärerischen Einflüssen, die ihrerseits wieder mit Notwendig¬ 
keit eine Einschränkung jenes ausnahmslos abfälligen Urteils 3 ) herbeiführen. 

Beckmanns Arbeit wirkt nun durchaus in derselben Richtung. Soll 
man ihren geistesgeschichtlichen Ertrag mit einem Worte angeben, so wird man 
sagen, dass sie den Einfluss der Aufklärung in der Reichsstadt Köln an einem 
bedeutsamen Beispiele bündig und anschaulich nacbgewiesen hat 4 ). 

Gerade bei Lindenborn, der freilich am geistigen Himmel der Stadt 
Köln nur wie ein Meteor erscheint, kann von Sterilität keine Rede sein. 
Zwar sind Lindenborns religiöse Anschauungen in der Hauptsache noch 
traditionell katholisch. Aber doch keineswegs ausschliesslich. Im Gegensätze 
zu Ennen 6 ) hat Beckmann einzelne Ausnahmen treffend hervorgehoben. Seine 
Ausführungen darüber lassen sich aber noch ergänzen oder wenigstens in 
der Richtung auf die Aufklärung bestimmter formulieren. Lindenborns Welt- 
und Lebensanschauung ist vor allem deshalb nicht mehr einfach traditionell¬ 
katholisch, weil sie gelegentlich aufklärerische Gedanken einlässt 

Wenn Lindenborn Descartes und Voltaire ablehnt, so liegt darin noch 
kein Gegenbeweis. Denn Descartes ist in Deutschland auch von entschiedenen 
Aufklärern abgelehnt worden, und zwar wegen seines angeblichen Materialis¬ 
mus. Die Urteile über Voltaire aber sind so beschaffen, dass man billig 
zweifeln darf, ob Lindenborn von ihm mehr als den Namen gekannt hat. 
Ausserdem aber haben wir positiv bei ihm Einflüsse der aufklärerischen 
Psychologie, Ethik, Bibelbetrachtung, vielleicht auch der Metaphysik zu ver¬ 
zeichnen*). Es ist kein Zweifel, dass die 'Vernunft’ bei Lindenborn schon 
eine ähnliche Rolle spielt, wie in der allgemeinen Aufklärung. Lindenborns 
Pessimismus erklärt sich gewiss zunächst aus seinen schweren persönlichen 
Erfahrungen. Aber er zeigt sich doch auch häutiger, vielleicht gerade in 
Reaktion gegen Leibniz, als eine Nebenwirkung spezifisch aufklärerischer 
Kritik 7 )- Lindenborns Sympathie für die Freimaurer, seine Reform des 


*) W. Wenck, Deutschland vor 100 Jahren I (1887) S, 239 Anm. 93. 
Vgl. Beckmann S. 253 f. 

*) Vgl. [0. Zaretzky] in der Kölnischen Zeitung 1908, 1303, Dez. 11. 
Mit liecht ist hier auch die Angabe Ennens (Zeitbilder S. 39, auch hei Beck¬ 
mann S. 137) bestritten worden, dass in der ersfen Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts in Köln nur etwa 200 Schriften gedruckt worden seien. 

B ) Zeitbilder S. 48. 

*) Annalen S. 167 f. 

7 ) Vgl. meinen Beleg in der Zeitschrift des Aachener Geschichts¬ 
vereins 29 (1907) S. 55. Daneben wären die Einflüsse des christlichen Pes- 
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Kirchenliedes ('Tochter Sion’ 1741), der allgemeine Gegensatz gegen die 
Jesuiten, sind weitere von Beckmann genau gewürdigte Beweise für das 
Eindringen neuer Anschauungen, die von der Vergangenheit abführen, viel¬ 
fach zwar in den Anfängen stecken bleiben, vielfach aber auch ihrer Zeit 
weit vorauseilen und zu Schlüssen kommen, die dann erst viel später im 
Zeitalter der französischen Herrschaft mit grösserer Energie und grosserem 
Erfolge gezogen worden sind. — 

Lindenborns literarisches Porträt ist am deutlichsten erkennbar in dem 
von ihm seit 1740 redigierten Cüllnischen Diogenes, einer satirischen Wochen¬ 
schrift, die vom Verfasser mit Recht in den Mittelpunkt seiner Darstellung 
gerückt worden ist. In einer sehr ausführlichen, von Breiten und Wieder¬ 
holungen nicht ganz freien Darstellung erörtert der Verfasser Inhalt und Form 
von Lindenborns Satire. Beide Teile stehen insofern in Gegensatz zu ein¬ 
ander, als der erste, der die Hauptgegenstände der Satire behandelt, mehr 
nur referierend und disponierend verfährt, während in den Abschnitten 
über die Form auf den Nachweis von Vorbildern und Abhängigkeitsverhält¬ 
nissen das Hauptgewicht gelegt wird. Diese verschiedene Behandlung ent¬ 
spricht allgemeinen Gepflogenheiten der literarhistorischen Forschung. Aber 
es wird dadurch leicht der Eindruck erweckt, als wenn der Inhalt der Satire 
im Gegensätze zur Form im wesentlichen originell, d. h. von allgemeineren 
Strömungen nur schwach beeinflusst gewesen sei. 

Die 'Motivenforschung’ hat sich aber natürlich, wenn sie einen Einblick 
in grössere geistesgeschichtliche Zusammenhänge gewähren will, auch auf 
den Inhalt zu erstrecken. Die Möglichkeit besteht durchaus, dass auch der 
Inhalt der Satire in einer teilweise über die Person des einzelnen Satirikers 
hinaus weisenden Tradition stehe. In welcher Richtung die Forschung hier 
vielleicht noch weiter geführt werden kann, soll im folgenden angedeutet 
werden. Ein vollständiges Referat über den bunten Inhalt der Satire erübrigt 
sich dagegen um so eher, als der Verfasser für eine übersichtliche Grup¬ 
pierung schon alles nötige getan bat. Es wären vielmehr nur die 'Lehren’ 
herauszugreifen, bei denen eine Untersuchung nach den Vorbildern für ihren 
Inhalt vielleicht noch einigen Ertrag verspricht. Dazu gehören Lindenborns 
kritische Äusserungen über das weibliche Geschlecht, über den Staat und 
über die Kirche. 

Eine unglückliche Ehe mag den Satiriker vor allem zu der so beson¬ 
ders abfälligen Beurteilung des Weibes veranlasst haben, nicht minder der 
'Mangel tieferer Einsicht in das Seelenleben des Weibes’. Seine Weiber¬ 
feindschaft lässt sich somit zweifellos individuell motivieren. Es fragt sich 
nur, ob diese Motivierung ausreicht, und ob Lindenborn in dieser Hinsicht 
nicht noch andere Anregungen erhalten hat. Der Satiriker stellt den Satz 
auf, dass das Weib der Sünde näher stehe, mehr zum Bösen neige, als der 
Mann. Er ist geneigt, dem Weibe eine grössere Sündhaftigkeit, eine gene¬ 
relle moralische und vielleicht auch religiöse Minderwertigkeit zuzuschreiben. 
Er entwirft in bezug auf das weibliche Geschlecht einen förmlichen Laster- 

simismus zu beachten. Vgl. auch F. X Münch in den Annalen 87 (1909) 
S. 100 f. 
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katalog. Wenn darin Fehler, wie Eitelkeit und Klatschsucht erscheinen, so 
wird man für unsere Frage nicht viel daraus schliessen können. Denn sie 
sind beim Weibe zu allen Zeiten so oft beleuchtet worden, dass sie ein zeit¬ 
loses Ausschn gewinnen. Aber schon der Vorwurf des Hochmuts ist anders 
zu beurteilen. Und im Mittelpunkte der ganzen Frauensatire steht eine 
Eigenschaft, die vielleicht auf eine Quelle hinfuhren kann, nämlich die Sinn¬ 
lichkeit, die Mannssucht, nach dem Rezepte: 'Ich liebe von Profession das 
ganze Mans - Geschlecht insgemein und einen jeden in besonder’. Wenn 
Lindenborn 'das buhlende Weib’ so häutig und so brutal geisselt, wenn er 
ihm 'Liebestorheiten und Ehesünden viel schärfer anrechnet als dem Manne, 
der mehr als ein bemitleidenswertes Opfer der Ränke des Weibes erscheint’, 
so wird er dabei eigene individuelle Erfahrungen verwerten. Aber eine weiter¬ 
gehende Vermutung lässt sich doch nicht ganz abweisen: dass diese Urteile 
und besonders auch der niedrige Ton, in dem er sie vorträgt, von der schroff 
asketischen Literatur beeinflusst sind, die einem Jesuitenschüler schwerlich 
fremd geblieben sein kann. Man darf den Einfluss der altererbten asketischen 
Weiberfeindschaft auf Lindenborn deshalb vermuten, weil er mit asketischen 
Kreisen, wenn auch oft genug kritisch, lange in Berührung gestanden hat. 
Dass er selbst nichts weniger ist, als ein Asket, braucht nicht verhindert 
zu haben, dass die alten weiberfeindlichen Anschauungen seiner Erzieher, 
wo sie mit seinen Lebenserfahrungen zusammenstimmen, von ihm wieder 
aufgenommen werden. 

Dass Lindenborn eingehende theologische Studien gemacht hat, wird 
S. 40 f. und sonst nachgewiesen; es hätte also S. 13 nicht nur als eine Ver¬ 
mutung geüussert werden sollen. 

Weit schwieriger ist es. in dem historisch interessantseten Teile des 
Diogenes, nämlich in der politischen Satire, Strömungen nachzuweisen, die 
über das Individuum des Satirikers hinausgehen. Schwierig vor allein des¬ 
halb, weil die allgemeine Geschichte der politischen Satire für das acht¬ 
zehnte Jahrhundert noch nicht genügend erforscht ist. Uber die Monarcho- 
machen des sechzehnten Jahrhunderts besitzen wir eine Reihe schätzbarer 
Arbeiten. Auch von den Monarchomachen des achtzehnten Jahrhunderts, 
die in gleicher Weise in den Kreisen der Aufklärung, wie in denen des Sturmes 
und Dranges zu suchen sind, ist schon mancherlei bekannt geworden. Was 
fehlt, ist eine zusammenfassende Darstellung, die es ermöglichte, die typischen 
von den individuellen Zügen zu sondern. 

Gewisse allgemeine Richtungen dieser Staatskritik sind uns jedoch 
trotz der Lückenhaftigkeit unseres Wissens immerhin bekannt, und es steht 
nichts im Wege, über Lindenborns politische Satire nicht nur zu referieren, 
sondern sie auch einmal vor diesen allgemeineren Hintergrund zu stellen. 

Da ist es von besonderer Bedeutung, dass gerade das bezeichnende 
Merkmal der politischen Satire Lindenborns nicht auf ihn beschränkt ist, 
sondern in allen wichtigeren parallelen Kritiken dieses schreibseligen Jahr¬ 
hunderts zu tage tritt. Lindenborns politische Satire ist in erster Linie 
Fürstensatire. Der Fürst ist für ihn durchaus der Mittelpunkt, der eigent¬ 
lich angriffsbedürftige Mittelpunkt der feindlichen Stellung. Direkt oder 
indirekt lässt sich die ganze politische Satire auf die Fürstensatire zurück- 
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fuhren. Das hätte in dem betreffenden Abschnitte bei Beckmann deutlicher 
gesagt werden müssen. Es empfiehlt sich deshalb z. B. nicht, die Äusse- 
ungen über Beamten und Heer vorweg zu betrachten, wenn ihre Voraus¬ 
setzung, die Fürstensatire, noch nicht besprochen worden ist. Im Gegensätze 
zu Beckmann, der in der Beamtensatire noch keine rein politische Satire 
erblickt, erhält diese erst ihre richtige Beleuchtung, wenn man beachtet, dass 
die Beamten vor allem als Organe des Fürsten angegriffen werden. Ähnlich 
ist es mit den Soldaten. Die Agitation gegen den Krieg steht in Zusammen¬ 
hang mit der allgemeinen Abneigung gegen kriegerische Monarchen, von 
der während des ganzen achtzehnten Jahrhunderts so merkwürdige Zeugnisse 
erhalten sind. Beckmann sagt: 'Lindenborn ist ein Feind des absoluten 
Fürstentums, des automatischen Feudalstaates.’ Das ist gewiss richtig. Aber 
der erste Teil des Satzes überragt den zweiten an Bedeutung so sehr, dass 
man beide Teile nicht koordinieren möchte. — Wenn man erst den ent¬ 
scheidenden allgemeinen Ausgangspunkt der Satire in der Fürstensatire 
gefunden hat, dann wird man sich auch bemühen, bei den Einzelheiten die¬ 
jenigen Züge hervorzuheben, die im Bereiche der Fürstensatire als typisch 
zu gelten haben. Dahin gehört z. B. der Kampf gegen die Eroberer, 
gegen die Bauernbedrückung und die Jagdpassion, aber auch die Aufstellung 
'guter Fürstentypen, wie etwa des Titus. Auch die Polemik gegen Maclna- 
velli, bei der eine Untersuchung der Quelle nicht umgangen werden kann, 
erscheint während des achtzehnten Jahrhunderts in diesen Zusammenhängen 
mit einer gewissen Regelmässigkeit. Diese und ähnliche typische Wen¬ 
dungen 8 ) wären dann von denen zu sondern, die mehr zeitgeschichtlich, 
d. h. vor allem durch die Zustände am kurkölnischen Hofe angeregt worden 
sind. Eine abschliessende derartige Sonderung ist freilich hei dem gegen¬ 
wärtigen Stand der allgemeinen Forschung noch nicht möglich. — Auch bei 
Lindenborns Staatslehre wird man endlich geistlichen Einfluss als Möglichkeit 
im Auge behalten müssen. Die Verwertung der bekannten Danielstellen 
wird nicht nur durch die mehr formale Vorliebe für orientalische Deko¬ 
rationen veranlasst worden sein, sondern auch durch ihre traditionelle Ver¬ 
wendung in der staatstheoretischen Literatur. Beckmann zitiert Dante. Es 
handelt sich aber um eine allgemeinere Erscheinung. 

Auch in dem Kapitel über die Kirchensatire tritt der für die Zeit 
und besonders für die Aufklärung charakteristische Zug, nämlich der Gegen¬ 
satz gegen den Ordensklerus, in der Darstellung nicht deutlich genug hervor. 
Es wäre nötig gewesen, wenn man schon genauer über diese natürlich wieder 
auch inhaltlich in einer längeren Tradition stehenden Teile referieren will, 
Welt- und Ordensklerus zu sondern. — Interessant ist die satirische Verwen¬ 
dung von Priestern als Hofnarren •). Der Kampf gegen den Absolutismus 
und gegen die Kirche wird hier also einmal verbunden, was wieder in ähn¬ 
lichen Darlegungen häufiger begegnet. 

Auch die bestimmte Tendenz der Lindenbornschen Fürsten- und 
Kirchensatire zeigt also Berührung mit allgemeinen aus der Geschichte der 

8 ) Dazu gehört auch der Eintritt des Monarchomachen Lindenborn 
in den Hofdienst! — ®) Diogenes II 815. 
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Aufklärung bekannten Erscheinungen Hält man das aber mit den vorhin 
erwähnten weiteren aufklärerischen Zügen zusammen, so wird man die 
Charakteristik des Mannes als eines Aufklärers genügend gerechtfertigt 
haben“). Beckmanns eigene dankenswerte Nachweise geben dafür einen 
festen Rahmen. Man versteht deshalb nicht recht, warum Lindenborn bei 
Beckmann gelegentlich nur als'Vorläufer’ der Aufklärung erscheint, als ein 
Mann, der der deutschen [!] Aufklärung vorgearbeitet’, für sie 'den Boden 
geschaffen’ habe. Auch J. Götzen sagt über Lindenborn: 'Kein Aufklärer 
im späteren Sinne des Wortes ... in gewisser Weise ein früher Vorbote 
des Rationalismus ■*).’ Eine derartige Einordnung ist schon chronologisch 
bedenklich. So rückständig ist das Rheinland denn doch nicht, daBS man 
noch um die Mitte des Jahrhunderts nur von einem 'Vorläufer’ der Aufklärung 
reden könnte. Die Chronologie der gesamten Aufklärungsbewegung hätte 
bei Beurteilung Lindenborns eben nicht ausser betracht bleiben dürfen. 

Vielmehr ist die Aufklärung bei Lindenborn schon in manchem Zuge 
trotz der bei ihm zahlreich vorhandenen Gegenströmungen voll entwickelt. 
Ihre Quellen bei Lindenborn sind uns freilich nahezu sämtlich unbekannt. 
Auf die immerhin merkwürdige Erscheinung hätte hingewiesen werden müssen, 
dass wir bei Lindenborn jene aufklärerischen Züge schon in gewisser ganz 
bestimmter Ausbildung antreffen, ohne dass wir in der Lage wären, diesen 
ganz entscheidenden Punkt seines geistigen Wesens irgendwie durch einen 
Quellenzusammenhang aufzuhellen. Das von Beckmann vorgelegte Parallelen- 
material hat mit dieser Frage nichts zu tun; denn es erstreckt sich, wie 
bemerkt, auf den Inhalt der Satire fast gar nicht. 

Nicht minder hätte die auffallende Tatsache einer ausdrücklichen 
Hervorhebung bedurft, dass der französische Einfluss, aus dem man sonst 
wohl die erwähnten aufklärerischen Züge teilweise erklären könnte, bei Linden¬ 
born ausserordentlich gering ist. Lindenborn ist, trotz ausgesprochen inter¬ 
nationaler Bildung, doch ein merkwürdiges Beispiel dafür, dass man zu seiner 
Zeit am Rheine etwa an den Neulateinern noch mehr Geschmack findet, als 
an den Franzosen. Auch im Hinblick auf Lindenborn wird man einmal 
wieder vor Überschätzung des französischen Einflusses am Rhein warnen 
müssen. Die Vermutung liegt ja sehr nahe, dass Lindenborn, indem er an 
den bestehenden Verhältnissen eine einschneidende, zumeist aufklärerische 
Kritik übt, bei den Franzosen in die Schule gegangen ist, die später am 
Rheine in mancher Beziehung den praktischen Kommentar zum Diogenes 
liefern. Aber aus Beckmanns Studien folgt, dass diese Vermutung unbegründet 
ist. Bei der allgemeinen Wichtigkeit der Frage hätte es sich jedoch em¬ 
pfohlen, zu dem Urteile Lindenborns über Frankreich zusammenhängend 
Stellung zu nehmen “). 

l0 ) Dasselbe gilt von Lindenborns Stellung zur bildenden Kunst. 

“) Es ist kein Zufall, dass sich Lindenborn bei den Epigonen der 
Aufklärung in Bonn am Ende des Jahrhunderts so grosser Beliebtheit erfreut. 

“) Literarische Beilage der Kölnischen Volkszeitung 50 (1909) S. 161. 

,s ) Vgl. S. 64. 66 f. 70. 122 f. 144. 162. 166. 186 etc. Das Register 
ist hier und gelegentlich an anderen Stellen nicht ganz vollständig. 
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Das ist um so notwendiger, d. h. Lindenborns Verhältnis zu Frank¬ 
reich müsste um so eher nach allen Seiten hin zusammenfassend behandelt 
werden, als Lindenborn einer besonderen Art von 'Patriotismus’ huldigt. 
Beckmann sagt darüber zusammenfassend: Das Erfreulichste an Lindenborns 
politischer Satire ist, dass sie stets getragen wird von einer grossen Vater¬ 
landsliebe, die sich über die engen Grenzen eines Kleinstaates hinaus auf 
ein grosses deutsches Reich richtete.’ Beckmann spricht von einer ‘national¬ 
deutschen’ oder einer 'echt deutschen’, 'echt vaterländischen Gesinnung’; er 
nennt Lindenborns Denken auch wohl 'echt deutsch im weitesten Sinne’. 
Abgesehen von der Übertreibung, die das 'stets’ des ersten Satzes enthält, 
leiden diese Bemerkungen unter zu grosser Allgemeinheit. Es handelt sich 
doch nicht um 'ein grosses deutsches Reich’, sondern um das Reich, nämlich 
das alte Reich. Und für dies kann man doch nicht sagen: 'die Reichsidee 
war ein leerer Begriff'. Lindenborns Patriotismus ist doch wohl der be¬ 
kannte Reichspatriotismus 14 ), der sich am Rheine schon während des sieb¬ 
zehnten Jahrhunderts kräftig entwickelt und der sich namentlich in der 
Reichsstadt Köln noch am Vorabend der Revolution nachweisen lässt ,a ). 
Lindenborns Reichspatriotismus hat nicht nur eine ‘antialamodische’ Wurzel, 
sondern man darf ihn vielleicht mit der öffentlichen Meinung in der Stadt 
Köln zusammenbringen und ihm insofern eine spezifischere Note geben, 
als bei Beckmann. Auch die Personifikation der Germania ist reichspatrio¬ 
tischen Kreisen geläufig. Eine späte Erinnerung daran begegnet noch in 
der Reichskritik des jungen Goerres'*). Auch die trefflich nachgewiesene 
Abhängigkeit Lindenborns von Oberdeutschland gehört zu den Elementen 
des reichspatriotischen Gedankenkreises. Beckmann arbeitet in dem Ab¬ 
schnitte über den Patriotismus zu sehr mit Kategorien des neunzehnten 
Jahrhunderts ,T ). 

Der Nachweis traditioneller Elemente in dem Inhalte von Linden¬ 
borns Satire '•) oder wenigstens ihre Einordnung in allgemeinere Zusammen¬ 
hänge beeinflusst nicht nur die Charakteristik der individuellen Züge, sondern 
er ist auch eine Vorbedingung für die Antwort auf die Frage: wie weit 
entspricht diese Satire den wirklichen Verhältnissen? Beckmann bemerkt: 
'Was die politische Satire Lindenborns für die Beurteilung der Verhältnisse 
seiner Zeit so wertvoll macht, ist ihre Wahrheit. Seine Schilderungen sind 

,4 ) W. Wenck, I (1887) S. 117 ff. Daher u. a. auch der scharfe An¬ 
griff Lindenborns gegen Luther und vielleicht auch der Gegensatz gegen 
Preussen (Beckmann S. 20. 106). 

,l ) In meiner Arbeit über das Rheinland und die französische Herr¬ 
schaft (1908) S. 85 ff. habe ich einiges zusammengestellt. 

*•) Ebd. S. 425 f. Der Schatten des Arminins wird Diogenes 1 598 f. 

zitiert. 

,J ) 'Es wäre irrig, wollte man aus der scharfen politischen Kritik 
Lindenborns auf eine vaterlandslose Gesinnung [!]... scliliessen.’ 

ll ) Dass sogar die Schilderung der eigenen Entwicklung traditionell 
beeinflusst sein kann, zeigt Beckmann selbst mit dem Nachweis, dass eine 
von Lindenborns Eheanekdoteu auf ein Motiv aus Boccaccio zurückgeht. 
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keineswegs nur Phantasiebilder, sondern stets finden wir die Fäden, die zu 
den wirklichen Zuständen . . . hinleiten.’ Dies Urteil enthält viel Richtiges. 
Für den Bonner Hof gibt Beckmann selbst glaubhafte Belege, wenn auch der 
stadtkölnische Demokrat Leonhard Ennen nur mit Vorbehalt als Zeuge 
genannt werden kann. Und doch ist die Frage damit noch nicht beant¬ 
wortet; denn unter den Mächten, die einen Satiriker von der zeitgeschicht¬ 
lichen Wirklichkeit abftihren, befindet sich doch nicht nur die 'Phantasie’, 
überhaupt nicht nur 'das Temperament des Satirikers’, sondern auch die 
Tradition und die Einwirkung allgemein verbreiteter Vorstellungen. Wenn 
man diese Mächte, namentlich hei der politischen Satire, berücksichtigt **), 
dann wird man nicht mehr so apodiktisch von der 'Wahrheit’ dieser Satire 
sprechen oder gar behaupten, dass 'die politische Satire . . . das Wahrste 
seiner Satire’ gewesen sei. Es ist freilich in der sog. Kulturgeschichte 
seit langem üblich, Spiegelbilder, wie sie ein Satiriker bietet, als primäre 
Quellen zu behandeln. Es ist aber klar, und der Verfasser selbst liefert 
bei Lindenborn manch Argument dafür, dass sie diese Ehre nicht verdienen. 
Sie haben bei Schilderung der wirklichen Verhältnisse immer nur eine sub¬ 
sidiäre Bedeutung. Bei einer Darstellung der wirklichen Kultur des Bonner 
Hofes oder gar des Absolutismus überhaupt wird man dem Diogenes erst 
dann das Wort erteilen, wenn man die primären Quellen, und das sind 
natürlich die Akten des Absolutismus selbst, zum Sprechen gebracht hat. 

Dass andererseits der Einfluss der wirklichen Verhältnisse auf Linden¬ 
borns Satire durchaus kein zwingender ist, hat der Verfasser selbst *•) an einem 
Beispiele gezeigt: dieser in der Stadt Köln für ein stadtkölnisches Publikum 
schreibende Satiriker, der sonst mit hohem Mute 11 ) und ganz im Gegen¬ 
sätze etwa zu ltabener auch dem mächtigsten Feinde eutgegentritt, sagt von 
den bekannten politischen Missständen in der Stadt Köln, abgesehen von 
harmlosen Angriffen auf die Ratsherren, fast gar nichts. Das Motiv dafür 
ist doch wohl nicht nur die Abneigung gegen Aufnahme von Stadtklatsch; 
sondern die Furcht vor der Zensur und dem Boykott wird ihm den Mund 
verschlossen haben. Bei dieser Sachlage kann man aber für die politischen 
Zustände in der Stadt aus dem Diogenes wenig schliessen. Es ist deshalb 
immer noch eine Übertreibung, eine Überschätzung des objektiven Quellen¬ 
wertes, wenn man sagt, Lindenborn biete 'ein Kulturbild Deutschlands [!], 
vor allem der Rhcinlande, um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, ge¬ 
sehen mit dem Blick des Satirikers’, oder wenn man ihm 'einen erstaunlich 
liefen Einblick’ 'in das politische Triebwerk’ auch der Reichsstadt zuschreibt. 

Man wird in Lindenborns Verzicht auf stadtkölnische politische Satire 
auch wohl einen Grund dafür erblicken dürfen, dass er so schnell vergessen 
worden ist aa ). Ferner darf man darauf hinweisen, dass das grössere Publi¬ 
kum für die fortgeschrittenen Ideen Lindenborns noch nicht reif’ gewesen 
ist. Vielleicht hat es aber auch, und dann würde es seinerseits fortschritt¬ 
licher sein, als Lindenborn, an der wesentlich barocken, mehr in das sieb- 


»•) S. oben S. 352f. — 10 ) Vgl. Annalen S. 170. — *•) Vgl. S. 26. 
32. 121. 255. - *») Annalen S. 171. 
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zehnte Jahrhundert zurückweisenden Form dieser Satire keinen rechten 
Geschmack mehr gefunden. 

Auf die Analyse dieser Form hat der Verfasser grosse Sorgfalt ver¬ 
wendet. In verschiedenen Richtungen sind die literarischen Abhängigkeits¬ 
verhältnisse umsichtig und durchaus überzeugend aufgedeckt worden **). 
Vor allem ist es dem Verfasser sehr gut gelungen, die Figur Lindenborns 
in die allgemeine Entwicklungsgeschichte der damaligen katholischen Literatur 
einzuordnen, wobei ein Doppeltes bezeichnend ist: die restlose Ablehnung 
der Kultur und Literatur des nord- und mitteldeutschen Protestantismus 
und die ausgesprochene Hinneigung zum katholischen Süddeutschland und 
in zweiter Linie auch zu romanischen Ländern. Besonders wertvoll ist der 
Nachweis, dass auch Lindenborns Sprache von Oberdeutschland aufs stärkste 
beeinflusst ist 14 ). Desgleichen ist Lindenborns Vorliebe für das Volkstüm¬ 
liche, die ihn auch zu reichlicher Verwendung des Dialektes veranlasst hat, 
von Oberdeutschland aus mit angeregt worden. Dass der Kölner seinem 
Stamme und seiner Mundart nach dem Niederdeutschen näher steht, als 
dem Oberdeutschen, hat dies für die rheinischen Zustände höchst bezeich¬ 
nende und lange nachwirkende Abhängigkeitsverhältnis in keiner Weise ge¬ 
stört. Wir lernen damit ein charakteristisches Merkmal des rheinischen 
Geisteslebens des achtzehnten Jahrhunderts kennen und erhalten darüber 
hinaus bei dem Verfasser auch sonst manch schätzenswerten Beitrag zur 
Beleuchtung des niederrheinischen und besonders des stadtkölnischen Milieus. 

Beckmann bemerkt S. 216: Bei der organischen Verschiedenheit 
der Kultur- und Literaturgrundlagen des protestantischen und katholischen 
Deutschland im achtzehnten Jahrhundert dürfte ein Vergleich fruchtlos und 
eine Feststellung von Fortschritt oder Rückständigkeit gegen einander 
miissig sein.’ Wenn man nun aber in das Wort 'Fortschritt’ gar kein Wert¬ 
urteil legt, sondern nur eine entwicklangsgeschichtlicbe Feststellung, so ist 
nicht einzusehen, warum man nicht doch eine Rangordnung einführen sollte 2i ). 

Auch für die ästhetische Würdigung Lindenborns, auf die hier nur 
noch im allgemeinen verwiesen werden kann, hat der Verfasser eine be¬ 
achtenswerte Grundlage gelegt. Überhaupt brauchen die Hauptzüge in dem 
von ihm entworfenen Charakterhilde des merkwürdigen Mannes durchaus 
nicht geändert zu werden. Man kann nur wünschen, dass der von dieser guten 
Monographie mit sichtbarem Erfolge besclirittene Weg weiter ausgebaut wird, 
damit wir allmählich einem ferneren, so erstrebenswerten Ziele, nämlich 
einer Darstellung der Geschichte der rheinischen Aufklärung näher rücken. 
Die geistige Vorgeschichte nicht nur der französischen Zeit, sondern des 
ganzen neunzehnten Jahrhunderts würde dadurch für das Rheinland auf 
eine neue wissenschaftliche Grundlage gestellt werden. Und auch die all¬ 
gemeine Geschichte würde aus diesen Studien einen reichen Gewinn ziehen. 

ss ) An möglichen Ergänzungen nenne ich z. B. die weitere Verfolgung 
des Diogenesmotives durch die Weltliteratur. Übrigens wird man Kyniker 
und nicht Zyniker schreiben müssen, wie man sich auch zur. etymologischen 
Frage stellt. 

a4 ) Sollte nicht auch die Schreibung Naid’ st. 'Neid'so zu erklären sein? 

«) Vgl. S. 256 f. 
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M. jusselin, Privilegs Inedit du pape 
Jean X pour le monastere de Sainte- 
Uraule de Cologne (Le Moyen Age 
XXI, 1908, S. 320—322) veröffentlicht 
nach einer Abschrift des 10. Jahr¬ 
hunderts (Paris, Nationalbibliothek, 
Ms. lat. 9285) das an Erzbischof Wik- 
frid (924—953) gerichtete Privileg 
eines Papstes Johann für St. Ursula 
in Köln, das bereits, was ihm ent¬ 
gangen ist, Löwenfeld, Epistolae ponti- 
ficum Romanorum ineditae, 1885, S. 37, 
n. 66 mitgeteilt hat (vgl. Jaffd-Löwen- 
feld, Regesta n. 3594), eines der äl¬ 
testen päpstlichen Schutzprivilegien 
für deutsche Klöster, zugleich auch 
von Bedeutung für die ältere Ge¬ 
schichte von St. Ursula. Hat Löwen¬ 
feld es in den Regesten dahingestellt 
sein lassen, ob Johann X. (914—928) 
oder XI. (931 - 936) in dem Aussteller 
zu erkennen ist, so entscheidet sich 
Jusselin nicht ohne Wahrscheinlichkeit 
für Johann X., wenn auch das von 
ihm vorgeschlagene Jahr 926 um so 
unsicherer ist, als es auf der An¬ 
nahme beruht, Wikfrid sei erst 925 
auf Erzbischof Hermann I. gefolgt. 
Jusselin bemerkt mit Recht, dass der 
Wortlaut der Urkunde bei der Ab¬ 
schrift offenbar nicht unversehrt ge- j 
blieben ist. W. L. 

Alpertus Mettensis. Als fünften 
Ergänzungsband der prächtigenNach- 
bildungen von Handschriften, die 
unter der Leitung von S. de Vries 
im Verlage von A. W. Sijthoff in 
Leiden erscheinen, hat C. Pijnacker 
Hordijk 1908 die sechs jetzt in Han¬ 
nover aufbewahrten Blätter aus dem 
Besitz des Sigebert von Gembloux 
in Lichtdruck herausgegeben und ein¬ 
geleitet, die uns die Schriften des 
Alpert von Metz (MG. SS. IV, 696 
—723) erhalten haben, die für die 
Geschichte des Niederrheins um die 
Wende des ersten Jahrtausends so 
wichtigen zwei Bücher 'de diversitate 
temporunT und das kleinere Stück 
zur Metzer Geschichte, wie der Heraus¬ 
geber darlegt, nicht etwa einst eine 
vollständige Fortsetzung des Paulus 
Diaconus, sondern nur eine Geschichte 
der letzten Jahre des Metzer Bischofs 


Mitteilungen. 

Theoderich I. von 978 bis zu seinem 
Tode 984; allein die einleitenden 
Sätze scheinen verloren, während es 
andererseits zweifelhaft ist, ob die 
wenigen Angaben über die Nach¬ 
folger Adalbero II. (984—1005) und 
Theoderich II. (1006—47) noch von 
Alpert herstammen. S. IV—X wieder¬ 
holt Hordijk das von Dümmler ver¬ 
öffentlichte Stück über Jüdische Pro- 
selyten, das er als ein Exzerpt aus 
Alpert erweist, während Traube (Wat¬ 
tenbach, Geschichtsquellen I T , 419 
Anm. 4) im Gegensatz zu Dümmler 
(eb. I* 375 Anm. 2) darin eine Quelle 
Alperts erkennen wollte. Neben dessen 
Lebensgeschichte und Beiträgen zu 
seiner Charakteristik berührt die Ein¬ 
leitung auch die Geschichte einiger 
Geschlechter, die im frühen Mittel- 
alter im Bistum Utrecht eine bedeu¬ 
tende Stellung eingenommen haben 
und von deren Ende u. a. Alpert be¬ 
richtet. W. L. 

Annales Xantenses. Eine für 
die Geschichte Westdeutschlands in 
der späteren Karolingerzeit wichtige 
Quelle, die von Pertz 1827 in London 
aufgefundenen und MG. SS. II217—235 
herausgegebenen sogenannten Xan- 
tener Annalen macht B. von Simson 
bequemer zugänglich durch eine neue 
Ausgabe in der handlichen Reihe der 
'Scriptores rerum Germanicarum’: 
Annales Xantenses et Annales 
Vedastini, recognovit B. de Simson, 
Hannover (Hahn) 1909. Die hand¬ 
schriftliche Grundlage ist unverändert 
geblieben und beschränkt sich auf 
den aus Egmoud stammenden Lon¬ 
doner Kodex; dagegen bietet der 
neue Herausgeber weit reichere Er¬ 
läuterungen als sein Vorgänger, wie 
auch die Beziehungen zu anderen 
Quellen im ersten Teil genauer ge¬ 
kennzeichnet werden konnten, zumal 
die verwandten Annales Maximiniani 
Pertz noch unbekannt waren. Den 
eingebürgerten Namen Annales Xan¬ 
tenses hat Simson mit Recht beibe¬ 
halten, mag er auch wenig begründet 
sein und die grössere Wahrscheinlich¬ 
keit für Köln als Heimat der Quelle 
sprechen; sicher ist freilich nur das 
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besondere Interesse des Verfassers für 
die Sprengel von Köln und Munster, 
eine genauere Bestimmung der Hei¬ 
mat bleibt blosse Vermutung. — Der 
zweite Teil des Bändchens enthält 
die Annalen von St. Vaast, die weniger 
für die Rheinische Geschichte in Be¬ 
tracht kommen, so wichtig sie für die 
Geschichte besonders des Westfrän¬ 
kischen Reiches in der Zeit der Nor¬ 
mannennot auch sind ; anders als bei 
den Xantener Jahrbüchern stand hier 
Simson reicheres Handschriftenmate¬ 
rial zu Gebote als den früheren Heraus¬ 
gebern. W. L. 

Macco, Herrn. Friedr., Aachener Wap¬ 
pen und Genealogien. Ein Beitrag 
zur Wappenkunde und Genealogie 
Aachener, Limburgiscber und Jü- 
licher Familien. 2 Bde. Aachen 
1907/09. 

Die Aachener Genealogie und Wap¬ 
penkunde ist in dem bekannten Werk 
von A. Fahne über die Kölnischen, 
Jülichschen und Bergiscben Geschlech¬ 
ter kaum berücksichtigt worden. Das 
weitschichtige Werk von Frhrn. von 
Fürth hat nur für wenige Patrizier- 
familien der alten Reichsstadt Material 
geliefert. Diesen Mangel hat Macco 
nun gründlich beseitigt. Von den 4 
Bänden seiner Beiträge zur Geschichte 
und Genealogie rheinischer Adels¬ 
familien behandelt namentlich der 
zweite Aachener Familien; den be¬ 
kannten Familien Peltzer und Pastor 
sind Bd. 3 und 4 gewidmet. Ein be¬ 
sonderes Werk, das demnächst er¬ 
scheinen soll, soll die Aachener 
Schöffengescblechter behandeln. Das 
jetzt vorliegende grosse zweibändige 
Werk unterrichtet über die anderen 
Aachener Familien, soweit sie Wappen 
geführt haben. Die zeitliche Grenze 
für die Aufnahme der Familien zieht 
der Hrsg, mit dem Aufhören der Selbst¬ 
ständigkeit Aachens gegen Ende des 

18. Jhdts., jedoch hat er bei den auf¬ 
genommenen Familien nach Möglich¬ 
keit die Stammbäume auch durch das 

19. Jhdt. hindurch fortgeführt. In 
weitestem Masse ist die Illustration 
zur Anwendung gelangt. Auf 109 
Tafeln mit je 9 Wappen und in zahl¬ 
reichen Textbildern sind weit über 
1000 Wappen abgebildet, die Herr 
Kunstmaler Lorenz Rheude sauber 


gezeichnet hat. Wünschenswert wäre 
die Beigabe eines Schlüssels gewesen, 
mit dessen Hülfe man unbekannte 
Wappen einer bestimmten Familie 
zuweisen könnte. Der Text, dem die 
Tafeln an, der passenden Stelle ein¬ 
gefügt sind, ist alphabetisch angeord¬ 
net; daneben sind zahlreiche andere 
Namen, die im Texte erwähnt werden, 
durch besondere Register erschlossen, 
ohne dass Vollständigkeit erstrebt zu 
sein scheint. Bisweilen hätte die An¬ 
ordnung nicht buchstabengetreu der 
heutigen Orthographie oder der will¬ 
kürlichen Schreibung den Vorlagen 
folgen sollen. So sind die Gimrnenich 
und Gymnich auseinandergerissen, ob¬ 
wohl sie durch das Zackenkreuz im 
Wappen als eine einheitliche Familie 
erwiesen werden. Die Wyswylre wären 
zu Weisweiler zu stellen gewesen. Die 
Kölner Bürgermeisterfamilie v. Aich 
| gehört nicht in einWerküber Aachener 
Familien; unmöglich kann übrigens der 
1399 amtierende Bürgermeister 1483 
einen Kauf getätigt haben. Auf die 
Quellen- und Literatur-Angaben hätte 
grössere Sorgfalt verwandt werden 
müssen; sie sind mehrfach ungenau 
und irreführend, z. B. ist I 290 als 
Quelle nur Hartzheim genannt; ge¬ 
meint ist dessen Bibliotheca Colonien- 
sis. Die einzelnen Schreinsbücher des 
Kölner Archivs nennt M. stets SchreiD, 
während man unter diesem den Schrank 
versteht, in dem die Bücher eines 
Bezirks auf bewahrt wurden; bei Zi¬ 
taten aus dieser von ihm viel benutzten 
Quelle sind mir gelegentlich unzweifel¬ 
hafte Irrtümer aufgestossen. Was 
heisst: I 117 an einen Hof auf S. Mar¬ 
tin in Köln angeschreint? Ebenda 
wird das Raitzenhaus am Rhein (muss 
heissen in der Rheingasse) genannt; 

) gleich daraufheisstesrichtig: am Malz- 
I büchel. Auch hinsichtlich der sprach¬ 
lichen Seite hätte der Hrsg, gut getan, 
sich mit einem Sachverständigen in 
Verbindung zu setzen ; es wären dann 
manche Unrichtigkeiten vermieden 
worden. I 287 bombasein ist baum¬ 
wollen, nicht leinen ; ebenda ist Miet¬ 
brauer gleich Metbrauer. I 255 lersen 
sind — dem latein. ocrea entsprechend 
— der ursprünglichen Bedeutung nach 
Beinschienen, nicht hohe Lederstiefel. 
I 204 ist statt ulbich ulloich zu lesen; 
das Haus war mit einem Zwiebel- und 
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Oelsamen- (wohl Raps-) Zins belastet. 
Des öfteren bedient sich M. des un¬ 
schönen Fremdworts relevierte, statt 
entlastete zu gebrauchen. 

Mit diesen Ausstellungen soll der 
Wert der mühevollen Arbeit Maccos 
nicht verringert werden; bei einem 
so umfangreichen Material lassen sich 
Unebenheiten und Fehler im einzelnen 
nicht vermeiden. Aus einer Quelle, 
die neuerdings nicht nur zu genea¬ 
logischen Zwecken stark benutzt wird, 
den Reichskammergerichts • Prozess - 
akten des Wetzlarer Staatsarchivs, 
hat Macco ein reiches Material ent¬ 
nommen; sie sind wohl neben den 
Kirchenbüchern seine ilauptquelle für 
das grosse Nachschlagewerk gewesen. 

Ich möchte zum Schlüsse noch her¬ 
vorheben, dass das Werk eine reiche 
Fundgrube für die Aachener Refor- 
mationsgescbichte bildet und fiir die 
Aachener Emigrantenfamilien, die an 
zahlreichen Urten nah und fern Handel 
und Industrie begründet und gefördert 
haben. Schon hat Rud. Arth. Peltzer 
in seiner verdienstlichen Geschichte 
der Messingindustrie (Zeitschrift des 
Aachener Geschichts\ereins, 1908, 
23b ff.) reichen Nutzen aus dem Macco- 
schen Werke ziehen können. 

Köln. Herrn. Kcussen. 

Jung, Rud. Das Frankfurter Stadt¬ 
archiv, seine Bestände und seine 
Geschichte. (Veröffentlichungen d. 
Histor. Komm, der Stadt Frankfurt 
a. M. 1). Frankfurt a. M. 1909. 

Die erste Aullage dieses Huches 
erschien i. J. 1896. Da seitdem die 
Bestände des dem Verf. unterstellten 
reichen Archivs eine grosse Vermeh¬ 
rung durch neuen Zuwachs erfahren 
haben, und weil in der Ordnung und 
Verzeichnung der älteren Bestände 
recht wesentliche Aendernngen ein¬ 
getreten sind, so hat die Historische 
Kommission der Stadt Frankfurt a. M. 
diese Neubearbeitung an die Spitze 
ihrer Veröffentlichungen gestellt. Die 
Bestände des Stadtarchivs gliedern 
sich nach folgenden Gesichtspunkten : 

I. Entstehung, Recht und Verfassung, 

II. Rat und Senat, Schöffen und Be¬ 
amte, III. Bürgerliche Vertretungen, 
IV. Geheime Deputationen, V. Aus¬ 
wärtige Politik, VI, Finanzverwaltung, 
VII. Verwaltung des städtisch. Grund¬ 


besitzes, VIII. Bauwesen, IX. öffent¬ 
liche Sicherheit und Wohlfahrt, X. Mi¬ 
litärwesen, XI. Verkehr, Handel, Ge¬ 
werbe, XII. Kirchen und Schulwesen, 
XIII. Stiftungs- und Armenwesen, XIV. 
Gerichtswesen, XV. Dörfer, Mark¬ 
genossenschaften, Höfe um die Stadt, 
XVI. Teile der Bevölkerung, XVII. 
Oeffentliche Veranstaltungen und Lust¬ 
barkeiten, XVIII. Geschichtl. Hand¬ 
schriften, XIX. Einverleibte oder hin¬ 
terlegte Archive und Archivalien nicht¬ 
städtischen Ursprungs, XX. Siegel- 
i Sammlung, XXI. Zeitungs-Sammlung, 
Die beiden letzten Abteilungen XX 
und XXI sind neu gebildet worden. 
Die zahlreichen Gruppen, in welche 
jede Abteilung zerfällt, sind vielfach 
erheblich gegenüber dem Bestände von 
1896 geändert. Dass der Inhalt stark 
zugenommen hat, ist auch aus dem 
äusseren Umstande ersichtlich, dass 
die Seitenzahl dieses Abschnitts von 
166 auf 232 gestiegen ist, wobei noch 
die Vergrösserung des Formats zu 
berücksichtigen ist. 

Dem älteren Inventar war eine mit 
dem J. 1813 abschliessende Geschichte 
des Archivs beigefügt; sie ist in dem 
vorliegenden Bande bis zum J. 1863 
geführt worden, zu welchem Zeit¬ 
punkte das Historische Archiv von 
der laufenden Registratur getrennt 
wurde; die neueste Geschichte wird 
nur in den Hauptzügen geschildert. 
Den Abschluss und eine Vervollstän¬ 
digung des Inventars bildet ein Hin¬ 
weis auf das in anderweitem Besitz, 
z. T. von Privatpersonen befindliche 
Material zur Frankfurter Geschichte. 

n. 

Ein niederrheinischer Fürstenspiegel 
aus dem fünfzehnten Jahrhundert. 

Aus einer früher dem Trierer Be¬ 
nediktinerkloster St. Matthias ge¬ 
hörenden, jetzt im Besitze der Trierer 
Stadtbibliothek befindlichen Hand¬ 
schrift veröffentlicht G. Kentenich im 
Neuen Archiv der Gesellschaft für 
ältere deutsche Geschichtskunde 34 
(1909) S. 003—020 einen aus den 
vierziger Jahren des fünfzehnten 
Jahrhunderts stammenden anonymen 
Fiirstenspiegel, der dem Bischöfe Ru¬ 
dolf von Utrecht gewidmet ist. Zu¬ 
gleich spricht Kentenich dieVermutung 
aus, dass der bekannte Clever Chronist 
Gert von der Schuren der Verfasser 
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sei. Vor allem in den Worten des 
Eingangs 'ad perpetuam memoriam 
tarn praesentium quam etiam futuro- 
rum’ sieht der Herausgeber einen 
kanzleimässigen Einschlag 1 , woraus 
man auf einen Sekretär als Verfasser 
schliessen dürfe. Dafür käme aber in 
dieser Zeit nur G. v. d. Sch. in betracht. 

Diese Hypothese ist aber von W. 
Levison ebd. S. 771—774 widerlegt 
worden. Levison weist nach, dass 
der kanzleimässige Einschlag’ im Vor- j 
worte gar nicht das geistige Eigentum 
des Verfassers ist, sondern der ähn¬ 
liche Themata behandelnden Mär¬ 
kischen Chronik des Levold von Nort- 
liof entstammt. Darüber hinaus aber 
wird ferner noch gezeigt, dass Levold 
nicht nur in diesem einen Satze die 
(Quelle des Anonymus gewesen ist, 
sondern überhaupt für den grössten 
Teil seiner für den Utrechter Bischof 
bestimmten Lehren. Mit Recht hebt 
Levison hervor, dass angesichts der • 
Abhängigkeit von Levold die Frage 1 
nach der Verfasserschaft nur beant¬ 
wortet werden könne, wenn man die 
von dieser Quelle unabhängigen Stellen 
auf ihren Charakter untersucht. Eben 
diese Stellen machen nach Levison i 
einen Geistlichen als Verfasser durch¬ 
aus wahrscheinlich. Jedenfalls kann 
man aus ihnen für die Autorschaft 
Gerds, der zwar die niederen Weihen 
empfangen hat, keinerlei Argument 
entnehmen. Insbesondere die neu hin¬ 
zugefügten patristischen Zitate und 
die Zitate aus dem h Bernhard u. a. 
liegen durchaus nicht am Wege. 

Ausserdem erregt Kentenichs Be¬ 
hauptung, dass der Anonymus 'das 
Idealbild eines deutschen Fürsten der 
ersten Hälfte des fünfzehnten Jahr¬ 
hunderts’ zeichne, gewisse Bedenken. 
Seine Arbeit hat doch nicht einen so 
allgemeinen Charakter. Ihre an einen 
geistlichen Fürsten gerichtete Dedi- 
kation ist mehr, als eine Äusserlich- 
keit. Das 'Idealbild' ist das eines 
geistlichen Fürsten, wie sich aus der 
Vorrede und aus den Einzelausfüh¬ 
rungen zur Genüge ergibt. 


Jahresbericht über die Herausgabe der 
Monumenta Germaniae historica. 

Die Zentraldirektion der Manu - j 
menia Germaniae historica vereinigte I 
sich zu ihrer fünfunddreissigsten or- | 
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Um seine Vermutung zu stützen, 
hat Kentenich auch darauf hinge¬ 
wiesen, dass Gert einmal den Aegidius 
Colonna tde regimine principum) zi¬ 
tiere, dass sodann dieser Aegidius 
als Haupttugend des 'Fürsten' die 
Gerechtigkeit hinstelle, und dass end¬ 
lich der Anonymus ihm darin folge. 
Auch dieses Argument ist wohl hin¬ 
fällig; denn die Gerechtigkeit als 
'Haupttugend’ ist so sehr Gemeingut 
mittelalterlicher Fiirstenlehre, dass 
man aus der Tatsache, dass zwei 
Quellen sie fordern, ein Abhängig¬ 
keitsverhältnis nicht erscbliessen kann. 

Man darf bei dieser Gelegenheit 
einmal wieder betonen, dass man 
über ein Dokument, wie das jetzt 
von Kentenich publizierte, erst ur¬ 
teilen kann, wenn man seine Stellung 
in der Tradition mittelalterlicher 
Fürstenlehre festgelegt hat. Die 
Aussonderung des traditionellen Ge¬ 
dankenmaterials ist — und das gilt 
natürlich auch für Levold — die not¬ 
wendige Vorbedingung für eine wissen¬ 
schaftliche Charakteristik. Diese Vor¬ 
bedingung ist aber deshalb nur schwer 
zu erreichen, weil die Fäden keines¬ 
wegs etwa nur bis zu Thomas, sondern 
weiter zurück bis zur Patristik ver¬ 
folgt «erden müssen, Die patristisch- 
antike (spez. stoische) Grundlage 
mittelalterlicher Staatsanschauung ist 
aber noch keineswegs genügend er¬ 
forscht. Erst wenn das traditionelle 
Material sicher ausgesondert ist, kami 
man dazu übergehen, die zeitgeschicht¬ 
lichen Wurzeln aufzudecken. Der 
Anonymus bezw. Levold unterscheiden 
in diesem Sinne selbst zwischen den 
literarischen Quellen und den an den 
Höfen gemachten Erfahrungen. Es 
ist natürlich kein Zufall, dass ein 
grosser Teil der Mabnworte unserer 
Quellen an die Beamten gerichtet sind. 
Vielleicht geben diese Bemerkungen 
Veranlassung zu einer erneuten Unter¬ 
suchung des Problems, die sich natür¬ 
lich auf Levold und den Anonymus 
in gleicher Weise erstrecken müsste. 

Hashagcn. 


dentlichen Plenarversammlung in Ber¬ 
lin am 15., 16. und 17. April d. Js- 
Im Laufe des Berichtsjahres 1908/ 
1909 erschienen: 

In der Abteilung Script or es: 


Original from 

PR1NCETON UN1VERSI7Y 



362 


Anzeigen und Mitteilungen. 


Alberti de Bezanis abbatis S. Lau- 
rentii Cremonensis Cronica ed. 0. 
Holder-Egger (Scriptores rerum 
Germanicarum in usum scholarum 
separatim editi). 

In der Abteilung Leges : 

Concilia. Toini II pars II ed. A. 
Werminghoff. 

Constitutiones et acta publica. Tomi 
IV partis II fasciculus prior ed. J. 
Schwalm. 

Vom Neuen Archiv der Gesellschaft 
für ältere deutsche Geschichtskunde-. 

Bd. XXXIII, Heft 3 und Bd. XXXIV, 
Heft 1 und 2. 

Im Druck befinden sieb sieben Quart¬ 
bände, sechs Oktavbände. 

Die Drucklegung des fünften Ban¬ 
des des Scriptores rerum Merovingi- 
carum, dessen Abschluss für 1910 
bestimmt zu erwarten ist, wurde vom 
32. bis zum 63. Bogen gefördert. Neu 
bearbeitet hat Hr. Archivrat Krusch, 
unter Heranziehung von 62 Hand¬ 
schriften die Lebensbeschreibungen 
des heiligen Amandus, deren älteste 
nicht dein Baudemund, einem Zeit¬ 
genossen des Apostels der Franken, 
zuzuschreiben ist, sondern der zweiten 
Hälfte des 8. Jahrhunderts angehürt 
und am Sitze des Diözesanbischofs in 
Noyon entstanden sein wird. Hr. Privat¬ 
dozent I)r. Levison in Bonn be¬ 
arbeitete neben seiner Beteiligung an 
der Herstellung des fünften Bandes 
als die letzte der ihm überwiesenen 
Merowingerquellen die Jlistoria Warn- 
hat des Julian von Toledo. 

Das auf der im vorjährigen Berichte 
erwähnten Studienreise gesammelte 
Material für den Liber Pontificalis 
ergänzte er bei der systematischen 
Durcharbeitung aus einer Pariser 
Handschrift. 

Für die Hauptserie der Scriptores 
ist die Arbeit an den Annalen des 
Tholomeus von Lucca mit einer unter 
der Presse befindlichen Untersuchung 
(Neues Archiv XXXIV, Heft 3) über 
die verlorenen Gesta Florentinorum 
und ihre zahlreichen Ableitungen fort¬ 
geführt. Der Abteilungsleiter Herr 
Geheimrat Holder-Egger war mit 
der Ausarbeitung der Vorrede zu seiner 
Ausgabe der Chronik des Minoriten 
Salimbene de Adam beschäftigt. Eine 
Wiederholung dieser Ausgabe in der 


Sammlung der Scriptores rerum Ger¬ 
manicarum bleibt Vorbehalten. 

In derselben Sammlung werden der 
im Berichtsjahre erschienenen, von 
Hrn. Holder-Egger bearbeiteten 
Cronica des Albertus de Bezanis in 
einigen Wochen folgen die Annales 
Xantenses et Vedastini in der Ausgabe 
des Hrn. von Simson und die von 
Hrn. Dr. Schmeidler besorgte neue 
Auflage der Chronik des Helmold 1 ). 
Als Appendices werden mit der Sla¬ 
wenchronik erscheinen die bisher in 
den Monumenta Germaniae nicht vor¬ 
liegenden Versus de vita Vicelini und 
die Epistola Sidonis, des Propstes von 
Neumünster; der hochwürdige Hr. Dr. 
Florian Watzl, Bibliothekar des 
Stiftes Heiligenkreuz, hatte die Güte, 
eine Handschrift dieser Epistola von 
Neukloster zu Wiener Neustadt nach 
Berlin senden zu lassen, die auch bis¬ 
her noch ganz unbekannte Auszüge 
aus Helmolds Werk enthält. Das 
Manuskript seiner neuen Ausgabe der 
Chronik des Bischofs Otto von Freising 
hat Hr. Dr. Hofmeister schon im 
vorigen Jahre abgeschlossen; der Be¬ 
ginn des Druckes ■ musste ausgesetzt 
werden, weil zuvor noch die bisher 
unbenutzte, im Besitz Sr, Durchlaucht 
des Fürsten Ferdinand Zdenko 
von Lobkowitz, Herzogs zu Raud- 
nitz. befindliche Handschrift einzu¬ 
sehen war. Hr. Hofmeister hat auch 
für unsere Ausgabe der Constitutio¬ 
nes einiges Material gesammelt. Bei 
den durch Hrn. Landesarchivdirektor 
Dr. Bretholz in Brünn wiederaufge¬ 
nommenen Arbeiten für Cosmas von 
Prag ergab sich für die bisher als 
„konfus und wertlos“ betrachtete Chro¬ 
nologie dieser Quelle ein unerwarteter 
Grad von Glaubwürdigkeit, wie in zwei 
demnächst im Neuen Archiv zu ver¬ 
öffentlichenden Aufsätzen des näheren 
nachgewiesen werden wird. Für die von 
Hrn. Prof. Dr. Uhlirzin Graz über¬ 
nommene Bearbeitung der Annales 
Austritte ist noch eine Bereisung der 
ober- und niederösterreichischen und 
vielleicht auch der steirischen Klöster 
sowie die Heranziehung der in Biblio¬ 
theken, zumal in München und Klagen- 
furt, zerstreuten Handschriften erfor¬ 
derlich. Von dem Liber certarum 


') Inzwischen erschienen. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Anzeigen und Mitteilungen. 


363 


historiarum des Abtes Johann von Vic- i 
tring hat Hr. Dr. Fedor Schneider 
in Rom jetzt 20 Bogen zum Druck 
befördert. Eine Ausgabe des Johannes 
Porta de Annoniaco mit dem Bericht 
über die Krönung Karls IV. und zahl¬ 
reichen Aktenstücken stellt Hr. Prof. 
Zeumer in Aussicht; die erforder- j 
lieh gewordene dritte Auflage des j 
Wipo und in weiterer Folge eine Aus¬ 
gabe des Frutolf-Ekkehard wird Ilr. 
Prof. B ress lau besorgen. 

Von der Einleitung des Hm. Prof. 
See in filier in Wien zur Oesterreich- 
ischen Chronik von den H5 Herrschaften 
sind bis jetzt 15 Bogen abgesetzt. Für 
die Serie der Deutschen Chroniken 
hat weiter Ilr. Dr. Gebhardt in Er¬ 
langen den Text der Kreuzfahrt des 
Landgrafen Lud trig III. von Thüringen 
nunmehr druckfertig hergestellt. Die 
Arbeiten für die Sammlung der His¬ 
torischen Lieder in deutscher Sprache 
aus der Zeit bis 1500 sind in der 
Weise gefördert worden, dass im Be¬ 
reiche der historisch-politischen Lyrik 
des 13. Jahrhunderts Hr. Oberlehrer 
Dr. Pinnow in Frankfurt a. M. der 
noch durch Hm. Dr. Heinr. Meyer 
bewirkten Herstellung der Texte his¬ 
torische Erörterungen und Erklärun¬ 
gen, vor allem auch genauere Daten¬ 
bestimmungen, an die Seite stellte, 
und dass Ilr. Dr. Hermann Michel 
in Berlin die historischen Volkslieder 
der Mark Brandenburg und die auf die 
Soester Fehde bezüglichen Stücke 
eingehender Prüfung unterzog. Den 
Text der Dichtungen Suchenwirts hofft 
Hr. I)r. Loebner in Göttingen bin¬ 
nen Jahresfrist abschliessend aufstellen 
zu können. 

Für die Abteilung Leges, soweit sie 
durch Ilm. Geheimrat Brunner ge¬ 
leitet wird, hat Hr. Privatdozent Dr. 
Claudius Freiherr von Schwerin 
in München bei einem Besuch in Lon¬ 
don sich eine photographische Re¬ 
produktion der dem Britischen Museum 
gehörigen Handschrift der Lex Saxo- 
num (Spangenbergianus) verschafft; | 
seine Bemühungen, für die Lex Ang- 
lorum et Werinorum in England Ma¬ 
terial aufzufinden, blieben bisher ohne 
Erfolg. Im Neuen Archiv erschien 
die zweite Studie des Hrn. Prof, 
von Schwind in Wien über die Lex 
Iiaiuwariorum. Ebendort veröffent¬ 


lichte Hr. Geh. Justizrat Prof. Seckel 
in Berlin eine neue Untersuchung zu 
Benedictas Levita. Im März ds. Js. 
ging Ilr. Seckel nach Paris, um die 
Benedictushandschriften der Biblio- 
theque Nationale einzusehen. Bei der 
Schlussrevision des Textes der älteren 
fränkischen Placita haben sich dem 
Herausgeber, Hrn. Prof. Tan gl, iin 
Berichtsjahr noch einige weitere Auf¬ 
gaben gestellt, die einen abermaligen 
Aufschub des Drucks angezeigt er¬ 
scheinen liessen, nunmehr aber gelöst 
sind. 

Der Leitung des I Im. Prof. Zeumer 
unterstanden in der Abteilung I^eges 
wie bisher die Arbeiten für die Lex 
Salica, die Concilia, die Constitutiunes, 
die Tractatus de iure imperii saec. 
XIII et XIV. selecti und die Hof- 
und Dien st rechte des 11. bis 13. Jahr¬ 
hunderts. Hr. Dr. Krammer hat bei 
der Konstituierung des Textes der 
Lex Salica vor allem die Frage vor 
Augen behalten, ob man über den 
Archetypus der neustrisehen A-Redak- 
tion (früher III) hinaus zum Urtexte 
gelangen könne; insofern nun die 
älteste, um die Mitte oder gar in den 
Anfang des fl. Jahrhunderts zu setzende 
Form der nächstjüngeren (austrasi- 
schen) B-Redaktion (früher I), bereits 
eine der jüngeren Formen von A be¬ 
nutzt hat, wird geurteilt werden dürfen, 
dass, wenn es auch nicht möglich ist, 
zum Urtext selber zu gelangen, doch 
ein Text erreichbar wird, der aus der 
Zeit Chlodovechs oder aus der seiner 
Söhne stammt. Die von Hrn. Prof. 
Werminghoff Ende 1908 veröffent¬ 
lichte Schlusshälfte des zweiten Bandes 
der Concilia führt bis 843; die ihm 
beigegebenen Concordantiae editionum 
wurden durch Hrn. Dr Richard 
Salomon zusammengestellt. 

Dem im Jahre 1906 erschienenen 
ersten Teile des vierten Bandes der 
Constitutione» et acta imperii hat Hr. 
Dr. Schwalm in Hamburg den 
zweiten Teil folgen lassen, in welchem 
der Ausgang der Regierung Hein¬ 
richs VII. erreicht wird; ein Schluss¬ 
faszikel mit Namensregister, Wort- 
und Sachregister wird gesondert zur 
Ausgabe gelangen. Ein von Hrn, Re¬ 
ferendar F. Salomon hergestelltes 
chronologisches Verzeichnis aller in 
den vier ersten Bänden der Constitu- 


Wcstd. Zeitachr. f. Gesch. u. Kunst XXVIII, II/III. 
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tiones enthaltenen Stücke liegt druck¬ 
fertig vor. Inzwischen hat Hr. Dr. 
Schwalm mit der Drucklegung des 
fünften Bandes (1313 ff.) begonnen 
und sie bis zum 25. Bogen geführt. 
Auch der von dem Hm. Abteilungs¬ 
leiter in Verbindung mit Dr. R. Sa- 
lomon vorbereitete Band VIII, der 
die Anfänge Karls IV. bis 1350 be¬ 
gleiten wird, konnte bereits in Druck 
gegeben und im Berichtsjahre bis 
zum 13. Bogen hergestellt werden. 

Nachdem für die Ausgabe der 
Schriften des Marsiiius von Padua 
bereits früher Hr. Prof. Dr. Otto in 
Hadamar gewonnen war, haben sich 
der Sammlung der Tractatus de iure 
imperii suec. XIII. et XIV. sclecti weiter 
freundlichst zur Verfügung gestellt 
Hr. Dr. Franz Wilhelm in Wien 
für den Tractatus de praerogatira 
imperii, die Notitia und den Pavo des 
Jordanien von Osnabrück, \l r. Geheim¬ 
rat Prof. Dr. Grauert in München 
für die Monarchin des Dante und die 
Schriften des Konrads von M egenberg 
und vielleicht des Augustinus Tri- 
umphus. Für eine Ausgabe des Lu- 
polt von Bebenburg liegt in der In¬ 
auguraldissertation des Hm. Dr. FI. 
Meyer eine beachtenswerte Vorarbeit 
vor. Zunächst aber hat Hr. I)r. 
Kramm er in den Fontes iuris Ger- 
manici antiqui mit dem Drucke seiner 
Ausgabe der Determinaiio compendiosa 
de iunsdictione imperii begonnen, die 
er für Tholomeus von Lucca in An¬ 
spruch nimmt und ungefähr zum Jahre 
1280 ansetzt. Bei einem Besuche in 
Paris fand Hr. K ramm er zwei noch 
unbekannte Traktate des Tholomeus, 
deren einer zusammen mit der Deter- 
minatio veröffentlicht werden wird. 
Ueber vorbereitende Schritte für die 
Bearbeitung der Hof- und Dienstrechte 
des 11. bis 13. Jahrhunderts bat Hr. 
Dr. Ferdinand Bilger in Heidel¬ 
berg dem Abteilungsleiter einen ersten 
Bericht erstattet. 

Im Interesse der Abteilung Diplo- 
mata Knrolinorum unternahm Hr. Prof. 
T a n g 1 im August und September v. J. 
eine Reise nach Italien und Frankreich, 
die sich in jeder Richtung als sehr 
ertragreich erwies. Unter den Er¬ 
gebnissen für die Nachprüfung ab¬ 
schriftlicher Ueberlieferungen steht 
obenan die im Kapitelarchiv zu Verona 


gelungene Wiederauffindung einer Ab¬ 
schriftengruppe, nach der von anderer 
Seite bisher vergeblich gesucht worden 
war. Ueber alle Erwartungen ergiebig 
war eine Nachprüfung der tironischen 
Noten in den wenigen für unsre Zwecke 
noch nicht untersuchten Originalen; 
über das einzelne wird demnächst im 
Archiv für Urkundenforschung eine 
bereits gedruckte Abhandlung unter¬ 
richten. Das Kemptener Chartular 
mit Nachzeichnung tironischer Noten 
konnte hier in Berlin untersucht wer¬ 
den. Eine Nachlese auf dem Felde 
der Schriftvergleichung hatte in erster 
Linie bei den reichen Beständen des 
Pariser Nationalarchivs einzusetzen. 
Im Zusammenhang dieser Arbeiten 
verfasste der Herr Abteilungsleiter 
Tang! eine Abhandlung (in den »Bei¬ 
trägen zur brandenburgischen und 
preussischen Geschichte“) über die 
Urkunden Ottos I. für Brandenburg 
und Havelberg als Vorbilder für die 
gefälschten Urkunden der sächsischen 
Bistümer, und Hr. Dr. Müller eine 
Untersuchung über die Urkunden- und 
Legendenfälschungen im St. Medardus- 
Kloster zu Soissons (Neues Archiv 
XXXIV, Heft 3); entsprechende Ar¬ 
beiten von Hrn. T a n g 1 für Osnabrück 
(im Archiv für UrkundenforschunglI,2) 
und von Hrn. Müller für Ilildes- 
heim und Le Mans werden sich an- 
schliessen. 

Der vierte Band der Diplomata 
regum et impcratomm Germaniae ist 
bis auf das unter der Presse befind¬ 
liche Register der Eigennamen vol¬ 
lendet. Zu den in dem Bande ver¬ 
einigten Diplomen Konrads IT. hat 
der Leiter der Abteilung Diplomata 
saec. XI., Hr. Prof. Harry Bresslau- 
im Neuen Archiv XXXIV fünf Exkurse 
veröffentlicht, denen Hr. Dr. Wibel 
einen sechsten über die Reinhards 
brunner Urkundengruppe folgen lassen 
wird. Aus dem Verband dieser Ab¬ 
teilung ist der Mitarbeiter Hr. Dr. 
Hessel am 1. Juli 1908 ausgeschie¬ 
den, uni sich im Aufträge der Kom¬ 
mission zur Herausgabe elsässischer 
Gescbicht8quellen der Bearbeitung der 
Register der Bischöfe von Strassburg 
zu widmen. Die Drucklegung der 
Urkunden Heinrichs III., für dessen 
Regierungszeit das Material nahezu 
i vollständig gesammelt ist, werden die 
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HH. Bresslau und Wibel vorbe¬ 
reiten. 

In der Abteilung Diplomata saee. 
XII traten nach Erledigung derjeni¬ 
gen Gruppen, deren Originale im Aus¬ 
leiheverkehr nach Wien übersandt 
werden konnten, die Archivreisen in 
den Vordergrund. Dabei werden 
grundsätzlich überall sämtliche Grup¬ 
pen, die mit Ur- oder Abschriften 
Lothars III. oder Konrads III. beginnen 
und, wo entlegene oder schwerer zu¬ 
gängliche Archive besucht werden, 
auch die erst mit Friedrich I. ein¬ 
setzenden Gruppen in Angriff genom¬ 
men und für das ganze 12. Jahrhun¬ 
dert erledigt. Der Abteilungsleiter 
Hr. von Ottenthal verglich im April 
1908 zu Hildesheim und Güttingen die 
für die Richenberger Diplome wich¬ 
tigen Bischofs- und Klosterurkunden, 
bearbeitete im Herzoglich Braun¬ 
schweigischen Lande8bauptarcbiv zu 
Wolfenbüttel die Provenienzen Clus, 
St. Maria in Braunschweig und Wal¬ 
kenried und prüfte in Berlin das Di¬ 
plom Lothars für Clarholz. Im Oktober 
erledigte er in den Staatsarchiven zu 
Antwerpen, Brüssel, Gent, Lüttich, 
Maastricht, Namur, Mons, im Stadt¬ 
archiv zu Antwerpen, auf der König]. 
Bibliothek zu Brüssel und auf den 
Seminarbibliotheken zu Lüttich und 
Namur die Gruppen: St. Maria und 
St. Michel zu Antwerpen; Crespin, 
Floreffe, St. Ghislain, St. Jakob, St. 
Johann, St. Laurenz zu Lüttich; St. 
Servatius zu Maastricht; Meersen, 
Nivelles, Rolandswörth, Segeberg, 
Stablo, Waulsort. Hr. Dr. Hirsch 
dehnte seine oberitalienische Reise bis 
Mitte Juli aus und liess von Mitte 
September bisMitteOktober eine zweite 
nach Ascoli, Rom und Monte Cassino 
folgen. 

Die Leitung der Abteilung Epistolae 
hat auf Ersuchen der Zentraldirektion 
Hr. Prof. Tan gl abermals übernom¬ 
men, da es sich Hm. Prof. W e r m i n g- 
hoff als unmöglich ergab, von seinem 
jetzigen Wohnsitze Königsberg aus die 
neuen in den Arbeitsplan dieser Abtei¬ 
lung aufgenommenen Aufgaben vorzu¬ 
bereiten und zu überwachen; doch wird 
Hr. Werminghoff die Drucklegung 
der von Ilm. Dr. Pereis jetzt bis 
zum 15. Bogen fortgeführten Edition 
der Briefe des Papstes Nicolaus I. 


Digitized by Google 


| bis zum völligen Abschlüsse leiten. 
Der neu eingetretene ständige Mit¬ 
arbeiter dieser Abteilung, Hr. Privat¬ 
dozent Dr. Caspar, hat das Register 
Johanns VIII. in Angriff genommen 
und die Repertorisierung von Einzel- 
briefen im Anschluss an die bis 911 
reichende Uebersicht von Gundlach 
(Neues Archiv XII) fortgesetzt. Für 
die Bearbeitung der Briefe llincmars 
von Reims ist Hr. Privatdozent Dr. 
Hellmann in München gewonnen 
worden. Hr. Realgymnasialdirektor 
Dr. Henze in Südende bei Berlin 
hat den Text des Briefes Kaiser Lud¬ 
wigs II. an den byzantinischen Kaiser 
Basilius mit Hilfe einer photogra¬ 
phischen Aufnahme des Codex her- 
! gestellt und auch die Einleitung be¬ 
reits verfasst; in einer in llbergs 
Jahrbüchern für das klassische Alter¬ 
tum demnächst erscheinenden Abhand¬ 
lung wird die Frage der Verfasser¬ 
schaft des Bibliothekars Anastasius 
erörtert werden. 

Zu den in der Abteilung Antiguitates 
durch die HH. Prof. Eh wald in Gotha, 
Prof. Strecker in Berlin und Biblio¬ 
thekar Privatdozent Werner in Zü¬ 
rich fortgeführten Arbeiten ist ins¬ 
besondere zu erwähnen, dass Hr. 
Strecker im Jahresbericht 1909 des 
Luisengymna8ium8 auf Grund zahl¬ 
reicher Handschriften den Rhythmus 
' de Asia et de universi mundi rota neu 
herausgegeben hat, der bisher als 
„fränkische Kosmographie des 7. Jahr¬ 
hunderts“ nur in der unvollkommenen 
Ausgabe vonPertz aus den Abhand¬ 
lungen der Berliner Akademie von 1845 
vorlag. Nach Abschluss des zweiten 
Halbbandes der Poetae Carolini IV 
beabsichtigt Hr. Strecker, die darin 
enthaltenen Rhythmi in unserer Samm¬ 
lung von Schulausgaben zu wieder¬ 
holen. Die Vorbereitungen für die 
Edition der Necrologia aus der Diözese 
| Passau, der Erzdiözese Wien und den 
Diözesen Linz und St. Pölten sind so 
erfreulich vorgeschritten, dass jeder 
der beiden Herausgeber, der Erz- 
bischüfl Bibliothekar Hr. Dr. Fast- 
linger in München und der Hr. Pfarrer 
Dr. Adalbert Fuchs 0. S. B. in 
Brunnkirchen, den von ihm übernom¬ 
menen Band in absehbarer Zeit druck¬ 
fertig vorlegen kann. 

Den hohen Reichsbehörden gilt 
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unser Dank diesmal in um so vollerem 
Masse, als uns durch die Fürsorge 
des Herrn Staatssekretärs des Innern 
sowohl eine abermalige Erhöhung un¬ 
serer Dotation wie eine Vermehrung 
unserer wissenschaftlichen Hilfsmittel 
zuteil geworden ist; mit dem 1. April 
d. J. ist die Zentrahlirektion in den 
Besitz der Bibliothek unseres ehe¬ 
maligen Mitgliedes, des am 20. Mai 
1907 verstorbenen Professors an der 
Universität München Dr. Ludwig 
Traube, eingetreten. Die Sammlung 
kennzeichnet sich als eine planvoll 
angelegte Arbeitsbibliothek für be¬ 
stimmt umgrenzte Gebiete: griechische 
und besonders römische Literatur, 
lateinische Literatur des Mittelalters, 
allgemeine Geschichte und Kultur¬ 
geschichte des Mittelalters, bei beson¬ 
derer Betonung der Ueberlieferungs- 
geschichte, Paläographie und Hand- 
schriftenkunde; der damit verbundene 
paläographische Apparat von Einzel¬ 
photographien umfasst etwa 3500 
Blätter. Eine Vereinigung von Freun¬ 
den und Verehrern Ludwig Trauhes 
batte diese von ihr erworbene Biblio¬ 
thek, in dem Wunsche, ihre durch 
den Plan der Anlage vorgezeichnete 
Fortsetzung und Ergänzung für alle 
Zukunft gewährleistet und die Samm¬ 
lung ungetrennt in den Dienst der 
historisch - philologischen Studien ge¬ 
stellt zu sehen, dem Deutschen Reiche 
hochsinnig als Geschenk angeboten, 
unter Bedingungen, auf welche Iteichs- 
verwaltung und Reichstag bereitwillig 
eingegangen sind. Indem die Samm¬ 
lung der Zentraldirektion der Monu- 
menta Germaniae als dem Organ über¬ 
wiesen wurde, welches einen wesent¬ 
lichen Teil des Gebiets der Traube- 
sehen Forschungen auszuhauen stif- 
tungsmässig berufen ist. wurde für die 
Zwecke der „Traube-Bibliothek“ 
durch den Reichshaushaltsetat für 1909 
eine dauernde Vermehrung der den 
Monumenta Germaniae von Reichs 
wegen gewährten Unterstützung um 
jährlich 5000 Mark vorgesehen. Die 
Bibliothek hat in dem Reichsdienst¬ 
gebäude Luisenstrasse 33 34 in un¬ 
mittelbarer Nachbarschaft unserer 
Arbeitsräume Aufnahme gefunden. Sie 
wird über den Kreis der Mitglieder 
und Mitarbeiter der Zentraldirektion 
hinaus auch anderen Gelehrten zu¬ 


gänglich sein, deren Studien dem 
weiten Gebiet der Traubeschen For¬ 
schungen angehören; dahingehende 
Anträge wird der von der Zentraldi¬ 
rektion bestellte Bibliothekausschuss, 
bestehend aus dem Vorsitzenden und 
den HH. Geheimrat Prof. Ilolder- 
Egger und Prof. Tan gl, entgegen¬ 
nehmen. 

Historische Kommission für Hessen 
und Waldeck. 

Zwölfter Jahresbericht. 

Die zwölfte Jahresversammlung der 
Historischen Kommission für Hessen 
und Waldeck hat am 19. Juni zu 
Marburg stattgefunden. 

Im Verlauf des Berichtsjahres wur¬ 
den ausgegeben: 

Regesten der Landgrafen von 
Hessen. Erste Lieferung: 1247— 
1308. Bearbeitet von Otto Grote- 
fe n d. 

Chroniken von Hessen und 
Waldeck. Erster Band: Die Chro¬ 
niken des Wigand Gerstenberg von 
Frankenbcrg. Bearbeitet von Her¬ 
mann D i e m a r. 

Den Stiftern und Patronen der 
Kommission ging ferner je ein Exem¬ 
plar der im Auftrag des Vereins für 
hessische Geschichte und Landeskunde 
in Kassel unter Leitung des Herrn 
General Eisentraut bearbeiteten 
sechs Grundkarten zu. 

Fuldaer Urkundenbuch. Herr 
Dr. Stengel hat sich hauptsächlich 
der Vergleichung und Kommentierung 
des von ihm im Vorjahre gesammelten 
Materials gewidmet und hofft jetzt 
die nötige Zeit für die endgiltige 
Durcharbeitung deT grossen Fäl¬ 
schungsfragen zu gewinnen. Für die 
Zwecke der palaeographischen Ver¬ 
gleichung hat er photographische 
Schriftproben von sämtlichen auf den 
älteren Fuldaer Urkunden begegnen¬ 
den Fuldaer Schreiberhänden vor¬ 
läufig bis zum Jahre 840 hergestellt. 
Herr Professor Tan gl in Berlin hat 
auf die Bearbeitung der Papstur¬ 
kunden, die er von früher her sieh 
Vorbehalten, um anderer Arbeiten 
willen verzichtet. 

Chroniken von Hessen und 
Waldeck. Nachdem die Chroniken 
von Gerstenberg erschienen, sollen 
auch die übrigen hessischen Chroniken 
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in Angriff genommen werden, sobald 
ein geeigneter Bearbeiter gewonnen 
sein wird. — Herr Dr. Jürges in 
Wiesbaden hat die Einlieferung des 
Manuskripts der Klüppelschen Chro¬ 
nik für die allernächste Zeit in Aus¬ 
sicht gestellt, und ebenso gedenkt 
Herr Dr. Dersch in Münster die 
Bearbeitung der Flechtdorfer Chronik 
in kurzer Frist abzuschliessen. 

Landgrafenregesten. DieFort- 
fiihrung der Arbeit hat Herr Archivar 
Dr. Grotefend zufolge seiner Ver¬ 
setzung nach Stettin aufgeben müssen. 
Dafür hat sich Herr Archivar Dr. 
Rosenfeld in Marburg dazu bereit 
erklärt. 

Urkundenbuch der wetterauer 
Reichsstädte. Herr Dr. Wiese 
hat die Archive in Büdingen und Lieh 
erledigt und sodann den Druck des 
ersten Bandes des Wetzlarer Ur¬ 
kundenbuches begonnen. — Herr 
Dreher in Friedberg hat die Auf¬ 
arbeitung des von Dr. Foltz für den 
2. Band des Friedberger Urkunden¬ 
buchs gesammelten Materials fortge¬ 
setzt und daneben die Sichtung der 
städtischen Archivalien vorgenommen. 
Sie ergab eine über Erwarten er¬ 
giebige Ausbeute. 

M ünzwerk. Herr Konservator 
Dr. Buchenau bat unter den An¬ 
forderungen seiner neuen Stellung 
am Münzkabinet in München der Be¬ 
schreibung der hessischen Münzen nur 
wenig Zeit widmen können. 

Quellen zur Geschichte des 
geistigen und kirchlichen Le¬ 
bens. Herr Professer Dr. Köhler 
hat die Durcharbeitung des im Mar- 
burger Staatsarchiv vorhandenen Ma¬ 
terials im wesentlichen vollendet, muss 
aber zufolge seiner Berufung nach 
Zürich leider darauf verzichten, die 
Arbeit in der bisherigen Weise fort¬ 
zuführen. Er gedenkt jedoch eine 
sachlich zusammengehörige Gruppe, 
die Kirchenvisitationsakten, heraus¬ 
zugeben. Herr Archivrat Dr. Kücli 
hat sich bereit erklärt, ihn hierbei 
wie bisher zu unterstützen und ins¬ 
besondere die Feststellung des in 
verschiedenen auswärtigen Archiven 
(Kassel, Eschwege, Kaufungen) etwa 
vorhandenen Materials zu übernehmen. 

Quellen zur Geschichte der 
Landschaft an der Werra. Herr 


Dr. Huyskens hat den Druck der 
Regesten der Werraklöster fortge- 
führt und hofft ihn im kommenden 
Geschäftsjahre abschliessen zu können. 

Sturios Jahrbücher derNeu- 
stadt Hanau. Herr Oberlehrer 
Becker hat die für Ergänzung und 
Erläuterung des Textes in Betracht 
kommenden Archivalien nahezu auf¬ 
gearbeitet und gedenkt im kommen¬ 
den Jahre den Text fertigstellen zu 
können. 

Hessische Behörden Organi¬ 
sation. Herr Stadtarchivar Dr. 
Gundlach in Kiel war auch im ver¬ 
gangenen Jahre durch Berufspflichten 
und Arbeiten zur Kieler Stadtge¬ 
schichte stark in Anspruch genommen. 
Indessen hofft er die darstellende 
Einleitung nunmehr nach Kräften 
fördern zu können. 

Beiträge zur Vorgeschichte 
der Reformation in Hessen und 
Waldeck. Herr Dr. Dersch in 
Münster hat im vergangenen Jahre 
die Archive in Dresden, Weimar und 
Meiningen besucht und namentlich 
am letzteren Orte wertvolles Material 
gefunden. Er hat sein Thema im 
Verlauf der Arbeit wesentlich weiter 
gefasst, als es ursprünglich beabsich¬ 
tigt gewesen war, und will die landes¬ 
herrliche Kirchenpolitik, die kirch¬ 
lichen Abgaben und das kirchliche 
Lehen des ausgehenden Mittelalters 
eingehender behandeln. Einige Stifts¬ 
und Klosterarchive sind noch aufzu¬ 
suchen und durchzusehen. 

Lchnsstaat. Herr Dr. Knetsch 
hat die Arbeit rüBtig gefördert, sie 
jedoch wegen eines Augenleidens 
einige Monate unterbrechen müssen. 

Klosterlexikon. Hr. Dr. Dersch 
in Münster hat gelegentlich seiner 
Vorarbeiten für die Vorgeschichte der 
Reformation umfassende Sammlungen 
angelegt für die Herstellung eines 
Verzeichnisses sämtlicher Kollegiat- 
stifter, Klöster und Ordensnieder¬ 
lassungen, auch Beginen und Termi- 
neien, mit Angaben über Gründung, 
Ordenszugehörigkeit, Patrone, Diö¬ 
zesen usw., sowie über Quellen und 
Literatur. Auf den Antrag des Prof, 
von der Ropp beschloss der Vor¬ 
stand, Herrn Dr. Dersch mit der 
Bearbeitung eines hessisch - wald- 
eckischen Klosterlexikons zu betrauen 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



368 


Anzeigen und Mitteilungen. 


und in die geographischen Grenzen 
des Unternehmens die jetzige gross- 
herzogliche Provinz Oberhessen ein¬ 
zubeziehen. In den Ausschuss für 
diese wie für folgende Publikation 
wurden die Herren Brackmann, 
Die hl und von der Ropp delegiert. 

Klosterarchive. Denn zugleich 
mit dem vorstehenden Anträge wurde 
weiter beschlossen, die Bestände der I 
Klosterarchive aufzunehmen und die 


! Regesten der landschaftlich zusam¬ 
mengehörigen Klöster nach Analogie 
der Regesten der Werraklöster band- 
i weise zusammenzustellen. Hr. Archiv¬ 
assistent Dr. Schultze übernahm 
die Bearbeitung der Regesten der 
Stifter und Klöster in der Stadt Kassel 
und deren näheren Umgegend und 
hat zunächst das Archiv des Klosters 
Ahnaberg in Angriff genommen. 
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Die Entstehung und Entwicklung 
der Landeshoheit des Abtes von Prüm. 

Von Dr. Hans Wohltmann in Leipzig. 

(Mit einer Karte.) 

Das Kloster S. Salvatoris zu Prüm in der Eifel wurde im Jahre 
721 von der Edelfrau Bcrtrada und ihrem Sohne Chairibert gegründet 1 ). 
Des letzteren Tochter wurde die Gemahlin Pippins des Kleinen. Da¬ 
durch kam das Kloster in engste Beziehungen zum Hause der Karo¬ 
linger; das war entscheidend für sein Schicksal. Pippin fundierte 762 
das Kloster von neuem *). Er schenkte ihm reichen Grunabesitz und 
ordnete an, dass die Abtei mit allen ihren Gütern, auch den zukünftig 
erworbenen, 'in potestate et defensione’ des Königs und seiner Nach¬ 
folger stehen solle. Gleichzeitig erhielten die Mönche das Recht, sich 
den Abt aus ihrer Mitte frei wählen zu dürfen, doch mit Vorbehalt 
der königlichen Bestätigung. Durch diese Verfügung wurde die un¬ 
mittelbare Stellung der Abtei zum König garantiert und die spätere 
reichsfürstliche Stellung angebahnt. Der Abt war königlicher Beamter, 
seine Abtei galt als abbatia regalis, Reichsabtei. Schon bei der Teilung 
von 870 wird sie mit ihrem Gebiet neben Grafschaften u. a. aufgeführt 3 ). 

Bei dem immer mehr durchdringenden Lehnswesen erscheint uns 
der Abt bald darauf als unmittelbarer Vasall seines königlichen Seniors 4 ). 

’) Hierzu vgl. Wd. Zs. (= Westdeutsche Zeitschrift für Geschichte und 
Kunst) XX, S. 253ff. Hermann Forst, Die territoriale Entwicklung des 
Fürstentums Prüm. 

a ) Mrh. UB. I (= Urkundenbuch zur Geschichte der mittelrheinischen 
Territorien, herausg. v. Beyer, Eltester u. Goerz 1—III 1860f.) S. 19 n. 16. 
Dazu vgl. Lamprecht, Deutsches Wirtschaftslehen II S. 742 n. 3. 884 wird 
die freie Abtwahl noch einmal bestätigt: Mrh. UB. I S. 128. 

s ) Vgl. Jul. Ficker, Vom Reichsfürstenstande S. 320 ff. und S. 353. 

4 ) Vgl. unten S. 372. 

Westd. Zeitschr. f. Oescb. u. Kunst. XXVIII. IV 25 
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Zu ihm traten in den folgenden Jahrhunderten weltliche Grosse wiederum 
in ein Lehnsverhältnis, materieller Vorteile halber. So nennt uns 1222 
Caesarius 0 ) 31 Grafen und Edelherren und vor allem den Herzog von 
Limburg als Vasallen. Der letztere zählte zu den weltlichen Reichs¬ 
fürsten. Das beweist, dass nach damaliger Auffassung, wie sie vor 
allem die Spiegler vertreten 6 ), der Abt zu den geistlichen Reichsfürsten 
gerechnet wurde. König Albrecht redet ihn 1299 an als 'venerabilem 
Heinricurn abbatem ecclesiae Prumiensis, principem nostrum dilectum’ 7 ). 
Infolgedessen be>ass der Abt auch die Reiehsstandschaft, und zwar bis 
zum Ende des alten Reichs. 

Diese mehr zufällig zusaminengetragenen Tatsachen mögen über 
die Stellung des Abtes zu König und Reich genügen. Ihre Entwick¬ 
lung könnte überhaupt auch nur in grösserem Zusammenhänge mit der 
anderer Reichsfürsten behandelt werden. 

Tn karolingischer Zeit stand die Abtei in voller Blüte. Einen 
gewaltigen Grossgrundbesitz, wie er kaum wieder begegnet in der da¬ 
maligen Zeit, nannte sie ihr Eigen. Er befähigte sie, in den karo¬ 
lingischen Erbkriegen eine wichtige Rolle zu spielen. Wenn auch nicht 
in dem bisherigen Umfange, so wuchs doch im zehnten und elften 
Jahrhundert der Reichtum der Abtei, und man kann noch von einer 
für die Abtei glücklichen Zeit reden. Aber dann ging es allmählich 
bergab. Eine Ursache war der fortdauernde Kampf mit den Vögten, 
eine andere vor allem das zersetzende Lehnswesen. Den Grund aber, 
aus dem diese Faktoren grade bei Prüm so zerstörend wirkten, gibt 
uns Exabt Caesarius an, wenn er in wehmütigem Rückblick auf die 
stolze Vergangenheit 1222 ausruft : 'Religio peperit divitias. divicie 
religionem destruxerunt, qua destructa simul et divitie perierunt , 8 ). Die 
Folgen des nicht recht verwendeten Reichtums waren Wohlleben, Lotter¬ 
leben, Schwäche. 

Ende des dreizehnten Jahrhunderts trat eine gewisse Klärung in 
den früheren Wirren ein, und wir finden die Abtei, wenn auch be¬ 
schränkt in ihrem Besitzstände, so doch auf der Höhe ihres staatlichen 
Daseins. 

4 ) Mrh. UB. I, S. 200: comitcs et nobiles viri. Die Ministerialen 
zählen natürlich nicht dazu. Sie werden gesondert angeführt. 

B ) Sachsenspiegcd, Ldr. I, 3, § 2. Homeyer, Berlin 1861, S. 157; 
Schwabcnspiegel, Ldr. 5; 2, 142, v. Lassberg, Tübingen 1840. 

7 ) Günther, Codex dipl. rheno-mos. II, S. 537 ao 1299. 

®) Mrh. UB. I, S. 155 n. 6. — Im Übrigen vgl. zu der äusseren Ge¬ 
schichte Prüms Forst, Wd. Zs. XX, S. 253 ff. 
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Im vierzehnten Jahrhundert begann das Streben des Erzbischofs 
von Trier, die Abtei seinem Territorium einzuverleiben. Wie er jede 
Gelegenheit benutzte, sich in prümsche Verhältnisse einzumischen, wie 
er vom Kaiser und Papst die Erlaubnis zur Inkorporation erhielt, wie 
der Abt sie hintertrieb, wie er ihre Widerrufung durchzusetzen 
wusste, alles das möge man bei Forst nacblesen. Wir müssen uns 
daraus nur soviel merken, dass der Abt im späten Mittelalter selten 
freie Hand hatte, dass ihm Trier fast immer den Fuss auf die Kehle 
gesetzt hatte. Dann werden wir leichter verstehen, warum damals der 
Abt in so manchem Gebiet seine Landeshoheit nicht zu bewahren 
vermochte. 

Da Trier nicht auf einmal in seinem Streben zum Ziele kommen 
konnte, erwarb es erst die Rechte der beiden wichtigsten prümischen 
Vögte und suchte, gestützt auf diese, besonders im sechzehnten Jahr¬ 
hundert seine Rechte zu erweitern; 1576 konnte es dann die In¬ 
korporation vollziehen. Die Beschränkungen nun, die vorher Trier in 
den Rechten des Abtes durchgesetzt hatte, glauben wir mit gutem 
Recht übergehen zu dürfen. Die Spaltung war ja nur zeitweilig; 1576 
waren alle Gerechtsame wieder vereinigt in der Hand des [Erz- 
bischof-]Abtes. 


I. Teil. 

Der Aufbau des Territoriums. 

Kap. I. Das Verhältnis der Abtei zur Grafschaft. 

§ 1. Allgemeines. 

In der karolingischen Zeit war die Abtei Prüm eine Grossgrund¬ 
herrschaft mit sehr reichem Besitz, ln buntester Streulage verteilte 
er sich über ein weites Gebiet rechts und links des Rheines, bis über 
die Maas, vom Gestade der Nordsee bis zur Mündung des Neckars 
und zu der mittleren Mosel. Ja, wie Inselchen im Ozean lagen selbst 
im Tal der Rhöne und in der fernen Bretagne ein paar abteilicbe 
Güter. Wollte man den Besitz nach den Grafschaften ordnen, so wäre 
deren eine grosse Zahl anzuführen. 

Die Güter erscheinen spärlich durch die Gaue versät, doch kann 
man bei einem Blick auf die Lamprechtsche Karte von der prümselien 
Grundherrsckaft 9 ) die Beobachtung machen, dass an einzelnen Stellen 

*) Lamprecht, Deutsches Wirtschaftsleben (D. Wlb.) Karte 10. 

25* 
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die Körner gleichsam dichter gefallen sind, dass sich hier der Besitz 
enger gruppiert. Besonders ist das naturgemäss ringsum die Mauern 
des Klosters der Fall. Vor ihnen entstand durch die Schenkung des 
Bannforstes von 816 10 ) sogar ein geschlossenes Gebiet von massigem 
Umfange. 

Von dieser Grossgrundherrschaft nahm die Abtei ihren Ausgang. 
Sie wurde im Laufe der Zeit mit den verschiedensten Privilegien aus¬ 
gestattet, mit Zoll, Markt, Münze u. a. Will man aber verstehen, wie 
sie sich ein fürstliches Territorium erwerben konnte, so müssen wir 
zu erforschen suchen, wie es geschah, dass sie von den Organen des 
Reiches, also den Grafen, frei wurde. 

Deren Befugnisse betrafen zunächst das Heerwesen. Auf diesem 
Gebiet lässt sich zuerst die Emanzipation der Abtei wahrnehmen. Schon 
seit Anfang der Lehnszeit fand das Aufgebot der Senioren neben den 
Grafen statt"). So erscheint schon 880 ,2 ) der Abt als unmittelbarer 
Vasall des Königs, zu direktem Dienst für diesen seinen Lehnsherrn 
werden 'scararii’ bestimmt. Wenn das Aufgebot des Landsturms gegen 
die Normannen 13 ) eigentlich wohl nicht hierher gehört — es kam infolge 
der plötzlichen Überfalles des Klosters, also unter ungewöhnlichen Ver¬ 
hältnissen, zustande —, so doch um so sicherer, dass 980 u ) in der 
Reichsheeresmatrikel der Abt zu einem bestimmten Kontingent veran¬ 
schlagt ist, das er selbst führt. 

Nicht so früh und einfach wie auf militärischem Gebiete klärte 
sich das Verhältnis der Abtei zu der richterlichen Befugnis des Grafen. 
Dieses Verhältnis wurde ja durch die Immunität, die Prüm alsbald 
verliehen bekommen hatte, geregelt. Aber die Urkunden darüber sagen 
meist negativ aus, und über die positiven Folgen herrscht eine zwie¬ 
spältige Meinung. 

Die Vertreter der Abtei in allen weltlichen Dingen und so auch 
gegenüber dem Grafen waren die Vögte. Man kann daher die Frage auch 
so stellen: wie verhielt sich ihre richterliche Befugnis zu der des Grafen? 

■«) Mrh. UB. I S. 57. 

") Schröder, D, Rg. (= Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte von 
Dr. R. Schröder. 5. AuH. 1907) S. 161. 

,l ) Mrh. UB. I S. 122; Goerz, Mrh. Reg. (= Mittelrbein. Regesten, 
bearbeitet von A. Goerz, 4 Teile. 1876 — 1886) I S. 205, ao 880. 

1S ) Forst, Wd. Zs. XX S. 257, wo Näheres angegeben ist. 

,4 ) .Taffe, Bibliotheca V Mon. Bamh. S. 472: Abbas Prumiensis XL 
(sc. loricatos) ducat. — Trier nur 70; das gibt eine Vorstellung von der 
Grösse Prüms. - Vgl. Goerz, Mrh. Keg. II S. 595. Wd. Zs. XX S. 260. 
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Kürzlich hat man die Frage zu lösen versucht, indem man von 
dem Standpunkt ansging, man könne auf die Kompetenzgleichheit der 
Vögte mit den Grafen sehliessen, sobald auch sie gräflichen Standes 
seien, und sobald ihr Vogtamt erblich und ein Lehen geworden wäre 15 ). 

§ 2. Das Verhältnis der prümschen Vögte unter einander, 

ihr Amt und ihr Stand. 

Bei der grossen Ausdehnung der abteilichen Güter erscheint es 
uns als selbstverständlich, dass die Abtei nicht einen, sondern mehrere 
Vögte haben musste. Das entspricht auch den Tatsachen. Einige der 
gleich zu erwähnenden Urkunden führen in den Zeugenlisten oder auch 
im Text verschiedene Vögte nebeneinander an. Im Privileg von 920 16 ) 
heisst es ferner: 

... 'et ut abbas suos advocatos habeat licentiam statuendi 
sine regis praesentia in cuiuseunque coinitis mallum voluerit’ . . 

Also der Abt darf seine Vögte ernennen, ohne dass der König 
zugegen zu sein braucht, für welches Grafen Gericht er wolle; diese 
Verfügung enthält den Grundsatz des fränkischen Hechts, nach dem 
jede Person dem Gerichte desjenigen Gaues untertänig ist, in dem sie 
Grundeigentum besitzt: „Es war aber erforderlich, dass der Vogt mit 
dem Stifte, das er vertrat, ein und denselben Gerichtsstand hatte. 
Hieraus folgt weiter, dass ein Stift, welches in mehreren Grafschaften 
begütert war, in jeder derselben einen Vogt haben musste 17 ).“ Natür¬ 
lich kann ein und derselbe Vogt die Abtei in zwei Gauen vertreten, 
wenn er nur in jedem Grundeigen besitzt. 

Alle Vögte waren koordiniert, unterstanden nicht einem allge¬ 
meinen Stiftsvogte. „Der Unterschied von Ober- und Untervügten ist 
der karolingischen Zeit unbekannt 18 ).“ Eine Obervogtei über das 
Kloster übte bei Prüm allein der König aus 19 ). Waitz meint, dass 

1S ) ileilmann, Klostcrvogtei = (Die Klostervogtei im rechtsrheinischen 
Teile der Diözese Konstanz, bis zur Mitte des dreizehnten Jahrhunderts, von 
Dr. Alfons Heilmann. Köln 1908j S. 24 u. 29 usw. 

'*) Mrh. UB. I S. 225 f. 

* 7 ) von Wickede: Die Vogtei in den Stiftern des frank. Reichs. 1886. 
S. 24, 25. Vgl. Sohm, Die fränkische Reichs-und Gerichtsverfassung, S. 307. 
Waitz, D. Vg. (= Deutsche Verfassungsgeschichte von G. Waitz, Bd. 1—6 
in 2., 7-8 in 1. Autl.) IV S. 465 u. 470: D. Vg. VII S. 332: „Grössere 
Stifter hatten regelmässig mehrere Vögte“. Auch von Wickede S. 26. 

'*) von Wickede, S. 28; Waitz, I). Vg. VII S. 332 ff. 

'*) Vgl. die Einleitung S. 369. 
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sich in den folgenden Jahrhunderten einer der Vögte zu einem Ober¬ 
vogte oder „Erzvogte“ entwickelt hätte Bei Prüm ist das nie ein¬ 
getreten. Vergl. die Übersicht über die Vogteien unten S. 412 f. 

Wir haben diese Mehrheit von Vögten und ihre Stellung zu 
einander deshalb besonders hervorgehoben, weil sich diese Zustände in 
den späteren Verhältnissen bis an das Ende des alten Reiches wider¬ 
spiegeln. 

Aus der angeführten Urkunde interessiert uns noch eine andere 
Aussage: Der Abt ernennt 920 noch seine Vögte. Da die Urkunde 
nicht der Abklatsch einer älteren ist, darf man ihr trauen und folgern, 
dass am Ende der karolingischen Zeit von einer Erblichkeit des. 
Vogtamtes nicht die Rede sein kann. 

Leider erfahren wir nun sonst herzlich wenig über die prüinschen 
Vögte. Es Hiessen uns wold zahlreiche, aber für unsere Zwecke doch 
recht unergiebige Quellen. Anfangs finden wir oft nur den dürren 
Titel 'advocatus’ erwähnt. Seit der zweiten Hälfte des neunten Jahr¬ 
hunderts werden uns wenigstens einige Namen 40 ) überliefert. Von 
ihnen lässt sich natürlich nicht genau auf ihre Träger schliessen. Es 
waren wohl freie oder adelige Grundbesitzer aus den einzelnen Gauen 41 ). 
Aber dass sie als Grafen auftraten, geschweige denn den Titel führten, 
wird nirgends auch nur angedeutet. 

Weiter; da die Namen der Vögte in gleichen Bezirken sich nie 
wiederholen, so könnte man den, bei der Art der Überlieferung nur 
unsicheren, Schluss ziehen, dass das Vogtamt bis zur zweiten Hälfte 
des zehnten Jahrhunderts noch nicht erblich geworden war. Dieser 
Schluss erhält eine sichere Stütze durch die Urkunde von 920, die 
wir vorhin erwähnten. In diesem Ergebnis stimmen wir mit andern 
Forschern überein, die es mit Recht als allgemein gültig erachten 4 *), 
und kommen dadurch in Gegensatz zu Heilmann 48 ). der schon seit 

ao ) Kngilgarius 861 — 884 (Mrh, UB. I S. 101); Bernardus 948 (a.a.O. 
S. 248); Fulbertus 948 (S. 249); Tietfriedus 948 (S. 249); Artmannus, Fol- 
bertus (= 948), Geroldus 964 (S. 277), Apernus, Wulbertus 971 (S. 291—292). 
— Soweit der Wirkungskreis zu überschauen ist, wiederholt sich der Name 
nie bei verschiedenen Trägern. 

**) Vgl. S. 373 über Einordnung in Grafschaft,dazuScbröder,D.Rg.S.209. 

**) Waitz, D. Vg. VII S. 3431'. nimmt an, dass nicht vor 950 feudalisiert 
wird. Auch Pischek, Vogtgerichtsb. (= Die Vogtgerichtsbarkeit süddeutscher 
Klöster in ihrer sachlichen Abgrenzung während des früheren Mittelalters. 
1 »iss. Tübingen 1907) S. 41. 

21 ) Heilmann, Klostervogtei S. 24: Vögte von Reichenau. Aber wie 
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Ende des neunten Jahrhunderts Erblichkeit des Amtes und gräflichen 
Stand der Vögte annehmen zu können glaubt. Bei uns fehlen sicher 
noch diese Eigenschaften, und wir können daher auch nicht aus ihnen 
auf gleiche, liochrichterliche Kompetenz der Vögte mit den 
Grafen schliessen, wie das Heiliüann tut. 

Mit dem allgemeinen Rückgänge der Kultur und so auch des 
Urkundenwesens in Deutschland ist es zu erklären, dass in der nächsten 
Zeit, im 10. und 11. Jahrhundert, für uns die Quellen so gut wie 
versiegen. 

Erst gegen 1100 beginnen sie wieder Stoff zu spenden. Und 
jetzt lässt sich zum ersten Male etwas Positives über die Persönlich¬ 
keit der Vögte nachweisen. 1089 finden wir Tider, Grafen von 
Katzenelnbogen, im Besitz der prümschen Vogtei im Einrichgau * 4 ); 
1101 erscheint ein comes Bertolfus als prümscher Vogt* 0 ); 1110 und 
1115 ist Theoderich, Graf von Are, Vogt von Münstereifel; ein ge¬ 
wisser Rudolfus ist sein Untervogt 26 ). 

Erfreulich aber ist es, dass von dem Gebiet in unmittelbarer 
Nachbarschaft des Klosters, auf dem sich zum Teil das spätere Fürsten¬ 
tum bildete, Sicheres auf uns überkommen ist. Hier tritt 1103 Ber¬ 
told von Ham als Vogt auf 27 ). Er ist, wie die schon erwähnten Vögte, 
auch hochadligen Stammes, was uns seine Verwandtschaft mit dem 
Geschlecht derer von Asch beweist, die auch den Grafentitel führen 28 ). 
Aus dem Inhalt des Vogtrechtes von 1 103 29 ) geht klar hervor, dass 
er einen ausgedehnten Vogteibezirk verwaltete. Da sein Gebiet später 
einen Teil der Vogtei der Grafen von Vianden bildet 30 ), liegt es nahe 
zu vermuten, dass er sein Amt von diesen 1103 zu Lehen trug. Aber 
ein Untervogt ist er keineswegs, wie ihn Eltester bezeichnet S1 ). Sein 
Stand und auch die Urkunde von 1103 sagen uns das Gegenteil. Über 
ihn als advocatus’ wird Beschwerde geführt, weil er Untervögte ein¬ 
gesetzt hat. 

in der Regel, wird auch hier die erste Zeit des Geschlechts von unzuverläs¬ 
siger Sage umwoben sein. Siehe ferner a. a. 0. 8. 29 unten. 

2 ‘) Mrh. ÜB. II S. LIX. 

**) Mrh. UB. I S. 460. 

M ) a. a. 0. S. 478 unten. 

* 7 ) Vgl. den Schiedsspruch, auch wohl das Vogtrecht genannt, von 1103, 
Mrh. ÜB. I S. 463 ff. 

*") Mrh. UB. II S. LXXII. 

*•) Vgl. n. 27. 

3# > Vgl. unten S. 376 n. 32, S. 403. — sl ) Mrh. UB. II S. CLXXXV. 
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Bald nach 1103 haben dann die Grafen von Yianden die Yogtei 
als ihr Lehen wieder eingezogen. Schon 1 132 32 ) sind sie in dem 
Gebiet prümsche Vögte wieder und bleiben es in den nächsten Jahr¬ 
hunderten. 

Diese Tatsachen lehren uns, dass im Vergleich zu der ersten 
Hälfte des zehnten Jahrhunderts folgende Veränderungen vor sich ge¬ 
gangen sind: Erstens, die Vögte sind jetzt gräflichen Standes; zweitens, 
Untervögte sind mittätig (vgl. Münstereifel); drittens, die Vogtei ist. 
erblich geworden und damit ist ihre Feudalisierung eingetreten. Die 
Vögte stehen sogar in dem engen Verhältnis des 'homo ligius’ 33 ) zur Abtei. 

Diese Wandlung in Stand und Amt ist ein sicheres Symptom, 
dass nun auch die Kompetenz der des Grafen gleich geworden ist. 
Wie geschah das? 

§ 3. Die richterliche Kompetenz der Abtei im Verhältnis 

zur Grafschaft. 

Wie schon bemerkt, geben die Immunitätsurkunden keine un¬ 
zweideutige Auskunft über die Gerichtsbefugnis der Abtei. Als selbst¬ 
verständlich gilt jedoch, dass einmal die Niedergerichtsbarkeit infolge 
der fränkischen Immunität an das gefreite Kloster überging und der 
abteiliche Vogt hier an die Stelle des staatlichen Beamten, des Cente- 
nars. trat. Weiter unterliegt es keinem Zweifel und ist es uns bezeugt, 
dass der Abtei gleichzeitig über Unfreie 34 ) eine sachlich unbeschränkte 
Gericlitsgewalt auch zustand, ausgeübt durch den Vogt. Aber nicht 
über Freie. Die späteren Zeugnisse und Verhältnisse beweisen jedoch, 
dass die hohe Gerichtsbarkeit über sie auch vom Kloster erworben ist, 

**) Mrb. UR. I S. 532. Einmal dieser Wechsel in der Vogtei und 
dann, dass die von llamsche Vogtei nur einen Teil des prümschen Gebietes im 
Bidgau umfasste, spricht dafür, dass eben die Herren von Ham die Vogtei 
von den Grafen von Vianden, den Vögten im Bidgau, zu Lehen trugen. Vgl. 
Barsch: Schannat, KiH. i 11. (= Eidia illustrata oder geographica und historica. 
Beschreibung der Eitel von Johann Friedrich Schannat, übersetzt von Georg 
Barsch. Dritter Teil: Die Städte und Ortschaften der Eifel. 2 Bände in je 
2 Abt. 1852) 3. Teil 1 Bd. 2 S. 445. Nie waren die von Vianden Vögte der 
ganzen Abtei, wie Forst (Erläut. IV [= Erläuterungen zum Geschieht. Atlas 
der Rheinprovinz. 4 Bd.: Das Fürstentum Prüm.] S. 20) meint. 

M ) Mrh. UB. I S. 551 ao 1148. Der Graf von Vianden wird Lehnsmann 
des Erzbischofs von Trier, bleibt aber homo ligius des Abtes. Auch Mrh. 
UB. I S. 611. 

* 4 ) Mrh. UB. I S. 34 (no 29) ao 775: S. 94 ao 855; S. 93 (no 88) 
ao 855. 
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und zwar infolge der Immunität 35 ) erworben sein muss. Diese ver¬ 
leiht der Abtei ursprünglich durchaus nicht eine solche Kompetenz, 
man vergleiche nur als Beispiel den Wortlaut der letzten Immunitäts¬ 
urkunde 36 ). Die hochrichterliche Kompetenz über Freie muss also da, 
wo sie überhaupt eintritt, das Ergebnis einer Entwicklung sein, die 
seit spät- oder nachkarolingischer Zeit eingesetzt haben kann. Wann 
die Abtei zum Ziele gelangte und auch über ihre freien Hintersassen 
'in causis maioribus’ richtete, ist nicht genau zu ersehen. 

Den Zeitpunkt zu wissen, ist natüilich wichtig. Mit dem Ab¬ 
schluss dieser Entwicklung «allein war Prüm noch nicht frei von der 
Grafschaft. Das werden wir gleich erkennen. Der Erwerb der Iloch- 
gerichtsbarkeit vollzog sich aber mit einem andern Prozess, der der 
Abtei die Befreiung von der Grafschaft brachte. Dieser Prozess ist 
der wichtigere. Wir stellen daher zunächst Erwägungen an, wann und 
wodurch die hohe Immunität grundsätzlich von der Grafschaft frei wurde 
und selbst als ein unmniittelbares Glied der Gerichtsverfassung des 
Reiches gelten konnte. 

920 war das noch nicht der Fall. Wir lasen in der Urkunde aus 
diesem Jahre, dass de: Abt seine Vögte einsetzen durfte, für welches 
Grafen Gericht 37 ) es auch sei. Diese Verfügung entsprang, w r ie wir sahen 
(S. 373), einem fränkischen Rechtsgrundsatz; sie beweist zur Genüge, 
dass noch Beziehungen zu der Grafschaft bestanden. Wie umfangreich 
sie damals noch waren, oh noch freie Hintersassen vor das Grafen¬ 
gericht gehörten, wissen wir nicht. Mindestens aber sind Beziehungen 
uns darin bezeugt, dass das Kloster seine Verraögensprozesse vor dem 
Gauding zu führen hatte. Diese Tatsache beweist aber ohne weiteres, 
dass, solange sie in Geltung blieb, das Immunitätsgebiet der Grafschaft 
nicht nur ein-, sondern noch untergeordnet war. Es galt in ihr als 
ein einheitlicher Verniögenskomplex, wie das Land eines freien Mannes, 
— jedoch mit dem Unterschiede, dass ja das Klostergut für den Grafen 
in seiner Amtseigenschaft die durch die Immunität aufgerichtete 
Warnungstafel: Eintritt verboten! an seinen Grenzen trug. Der Freie 
vertrat seine vermögensrechtlichen Sachen selbst, der Rechtsvertreter 
der Abtei vor dem ordentlichen Ding war natürlich der Vogt. Koch 

**) Vgl. S. 388 f. 

3# i Mrh. UB. I S. 225 (no 162) ao 920. 

3; ) Wollte man deuten, auf welches Grafen Gericht, — ich halte das 
für unmöglich —, so würde man dadurch die Unterordnung des Vogtes und 
der Abtei unter den Grafen erst recht betonen. 
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bis in die zweite Hälfte des zehnten Jahrhunderts finden sich in Prüm 
Beweise 88 ) für eine derartige Kompetenz des Grafen über das Kloster; 
solange bestand also sicher die Einordnung des prümschen Gebietes in 
die Gauverfassung. Diese Einordnung verschwand. 

Aber dazu musste das alte persönliche Prinzip in der Gerichts¬ 
barkeit erst durchbrochen und das territoriale massgebend zu werden 
beginnen. 

Das nächste Kapitel wird uns zeigen, wie das letztere sich in 
der Bildung der sogenannten Bannbezirke durchsetzte. 

Vor deren Entstehen, solange die Gerichtsbarkeit der Abtei an 
die Grenzen ihres Besitzes, ihres in Streulage versprengten Grund¬ 
eigens gebunden war, musste die Abtei stets den Charakter eines nur 
privilegierten, bevorzugten Grundbesitzers dem ordentlichen Gericht 
gegenüber tragen und musste ihm abgesehen von dem Inhalt des Pri¬ 
vilegs, das selbst Blutgerichtsbarkeit enthalten konnte, in gleicher Weise 
unterstellt sein, wie ein freier Bauer mit Grundeigen im Gau. Das 
war z. B., wie wir sahen, in externen vermögensrechtlichen Sachen 
der Fall. 

Aber dieser Charakter hörte auf in dem Augenblicke, wo die 
klösterliche Gerichtsbarkeit die Grenzen des klösterlichen Grundes und 
Bodens überschritt, den Rahmen der alten Immunität sprengend sich 
von ihm loslöste und sich über fremdes Eigen ausdehnte. Von da 

M ) Abgesehen von früheren (ao 778 Mrh. UB. I S. 37 = Goerz, Reg. 
S. 91; ao 855. Mrh. ÜB. I S. 73 = Goerz, Reg. S. 171): Mrh. UB. IS. 115 
ao 868: An Prüm wird ein Gut verschenkt: . . . , Ansbalde abbate presente 
ac Megengaudo comite pagensi proceribusque ac scabinis pageDsihus . . . 
also vor dem ordentlichen Gau ding. Wer gegen den Vertrag ver- 
stösst, zahlt 100 U Gold und 50 g Silber fisco cogente. Die letzte 
Bestimmung, die sich natürlich auch auf die Abtei bezieht, kehrt oft wieder 
in diesen Verträgen. S. 242 ao 943; S. 249 ao. 948; S. 291—292 ao 971. 
Auch die von Seeliger Grundherrschaft (= Die soziale und politische Be¬ 
deutung der Grundherrschaft im früheren Mittelalter. Untersuchungen über 
llofrecht, Immunität und Landlcihen von Gerhard Seeliger. Des XXII. Bd. 
d. Ahhdl. der phil.-hist. Klasse der Kgl. Sachs. Ges. der Wiss. Nr. 1, 1903), 
S. 157 schon angeführte Stelle: UB. I S. 277 ao 964: Si . . ., legalibus 
sentenciis subiaceat et quod repetit, non evindicet, sed insuper X auri libras 
coactus exsolvat. . . Der Gau graf, Herzog Godefried ist dabei anwesend. 
Ohne allen Zweifel also ein gräfliches Ding. Dass „legalibus“ . . . auf ein 
solches hinweist, nimmt auch I’ischek an (Vogtgerichtsharkeit S. 30), aber 
nur für die Zeit bis 950. Den Umständen nach brauchen wir 964 auch nicht 
daran zu zweifeln. — Vgl. auch Pischek, a.a. 0. S. 25. 
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an kann nicht mehr von einem nur privilegierten Grundeigen die Rede 
sein; denn dadurch erwarb die Abtei einen oder mehrere geschlossene 
Herrschaftskreise 39 ), in denen sich ihre richterliche Kompetenz in 
keinem Punkte von dem eines Grafen zu unterscheiden brauchte. Erst 
durch die Gewinnung eines solchen geschlossenen Rechtskreises hatte 
das Kloster ein Gebiet erworben, das als ein unmittelbares Glied der 
Gerichtsverfassung des Reiches gelten musste, und das die Grundlage 
für ein fürstliches Territorium bilden konnte. Doch das führt uns 
schon in spätere Zeiten. 

Wir können uns über das Verhältnis zur Grafschaft also kurz 
dahin zusammenfassen: 

Bis hinein in die zweite Hälfte des zehnten Jahrhunderts er¬ 
scheint die prümsche Immunität noch durchaus den Grafschaften ein¬ 
geordnet. Dass freie Hintersassen noch in 'causis majoribus’ vor ein 
Gauding zu stellen sind, hören wir nie; vielleicht war in diesem Punkte 
damals auch schon eine Befreiung erreicht. Aber damit war die Los¬ 
lösung von dem gräflichen Gericht nicht vollendet. Sicher war dieses 
in externen vermögensrechtlichen Sachen für die Abtei, deren Besitz 
als eine einheitliche Vermögensmasse im Gau galt, noch zuständig. Der 
Vogt hatte sie hier zu vertreten. Innerhalb der Immunität richtete er 
naturgemäss über derartige Fälle. Es handelte sich hier ja nur um 
Prozesse wegen Land, das dem Kloster gehörte, also dem öffentlichen 
Gericht gegenüber nicht mehr als freies Eigen der wenn auch freien 
Hintersassen erschien, sondern als freies Eigen des Klosters. Indem 
sich allmählich die abteiliche Gerichtsbarkeit über fremdes Grundeigen 
ausdehnt und so die Bannbezirke entstehen, die sich nach aussen hin 
mehr und mehr fest abgrenzen und aus denen die Abtei jede Gewalt 
des Grafen (oder anderer Herren) verdrängt, wird es möglich, dass 
die hohe Immunität neben die Grafschaft tritt. 

Damit haben wir nur einen allgemeinen Zeitpunkt angegeben, 
wann die Emanzipation vollzogen sein kann. Dürfen wir das Auf¬ 
hören von Nachrichten über Beziehungen zur Grafschaft als einen An- 

9 

haltspunkt betrachten, so würden wir in das letzte Viertel 40 ) des 

**) Nicht um alle Güter bildeten sich abteiliche Gerichtsbezirke. Viele 
Hufen gerieten — als Ausgleich — unter fremde Gerichtsherrschaften. Vgl. 
das nächste Kapitel. 

*°) Letzte Nachricht 971; vgl. n. 38. — Erwähnt mag hier werden, 
dass 993 (Mrh. UB. II S. XXIII) zuletzt ein Graf des Bidgaues, in dem 
Prüm lag. bezeugt ist. Er muss also mit der Zeit verschwunden sein. 
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zehnten Jahrhunderts kommen. Mit dieser Annahme würden ausser¬ 
dem viele Nachrichten aus andern Gebenden übereinstimmen: die 
ottonischen Privilegien und Urkunden 41 ), nach denen der Rechtszug 
von den Imniunitätsgerichten direkt an den König zu geschehen hat 
und nicht mehr wie früher erst an das Gauding. 

Den ersten positiven Beweis für die nur vom König abhängige, 
uneingeschränkte richterliche Kompetenz der Abtei haben wir in dem 
Vogtrecht von I 103 42 ). Das nächste Kapitel soll uns zeigen, wie in 
der Wirklichkeit die Bildung der Bannbezirke vor sich ging. 

Kap. II. Die Bildung der Bannbezirke. 

Anfänglich bezog sich die Immunität auf alle Besitzungen des 
Privilegierten. Wo er Gut hatte, war es auch immun. Abgesehen 
von vereinzelten geschlossenen Besitzungen Prüms lagen die meisten 
recht versprengt und bunt umher, wie das aus dem Urbar klar er¬ 
sichtlich ist. Da trat sofort ein Bedürfnis nach Arrondierung ein. 
Schenkungen, Kauf- und Tausch Verträge 'ad utriusque compendium’ 
zeugen uns davon 43 ). Weiter entfernte Hufen wurden freigegeben und 
neue benachbarte dafür erworben. Dadurch wurde wohl im kleinen 
hier und da Abrundung erzielt, aber grundsätzlich wurde der Streu¬ 
besitz nicht aufgehoben. 

Wir sollten also, wenn das stimmt, erwarten, dass auch in der 
Folgezeit die Gerichtsbarkeit des Immunitätsherren Heckenweis gegolten 
hätte, überall da, wo er Land hatte. Und als er seine richterlichen 
Befugnisse bis zu denen eines Grafen gesteigert hatte — wenn das 
überhaupt möglich gewesen wäre 44 ) —, müssten wir auch allgemein 
von grundherrlichen Grafschaften reden können. Von solchen hat man 
auch gesprochen 40 ). 

Das heisst aber, die alte Gauverfassung ist gesprengt und an ihre Stelle sind 
einzelne Gerichtsherrschaften getreten, die natürlich unter königlichem Banne 
auch dingten. Von dem Moment an, wo der Gaugraf verschwand, kann m. 
E. von einer grundsätzlichen Einordnung des Abteigebietes und von 
einer richterlichen Kompetenzbeschränkung des Vogtes nicht mehr die Rede 
sein. Dann wäre die Abtei wohl nie ein reichsunmittelbares Fürstentum geworden. 

*') Vgl. Secliger, Grundherrschaft, S. 101. 

**) Mrh. UB. I S. 463 ff. 

43 ) Vgl. z. B. Mrh. UB. I S. 73 . . pro communi compendio . quod 
iacet in medio rerum s. in. . . (Goerz, Reg. I S. 171 1 ao 855. 

**) Vgl. S. 378. 

* s ) Im Spezialfall kann inan auch noch davon reden, z. B. bei einem Forst. 
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Aber wenn wir bei Prüm die Verhältnisse des späteren Mittel¬ 
alters ins Auge fassen, so finden wir überall geschlossene Gerichtsbezirke 
vor, und von ihnen bezeugen verschiedene Stellen es uns klar und 
eindeutig, dass sie fremdes Grundeigen mit umspannen. Ausserdem 
können wir feststellen, dass grosse Mengen abteilichen Gebietes über¬ 
haupt nicht in prümschen, sondern in fremden Herrschaftskreisen liegen, 
dass der Abt auf diesem Gut nur geringe oder gar keine Gerichtsbar¬ 
keit ausübt. 

Das lehrt uns, dass die Entwicklung doch einen andern "Weg 
gegangen sein muss, als der war, der ihr von der altern Rechtslage 
vorgezeichnet wurde; dass ein territorialer Ausgleich, eine örtliche Ab¬ 
grenzung der Gerichtsrechte unabhängig vom Grundeigen stattgefunden 
hat. Diesen Ausgleich könnte man sich auf einmal, durch königliche 
Verfügung, vollzogen denken. Bei vielen Herrschaftsgebieten ist das 
auch so geschehen. Urkunden beweisen es. Aber solche Urkunden 
wurden erst erlassen, als schon der Ausgleich eingetreten war, allein 
infolge der einst verliehenen Immunität, die durch diese Entwicklung 
eine ganz andere rechtliche Bedeutung gewann, als ihr ursprünglich 
innewohnte. Die königlichen Urkunden, die sog. Ottonischen Privi¬ 
legien, bestätigten daher oft nur eine schon vollzogene Tatsache; 
handelte es sich etwa um ein neugegründetes Bistum oder Kloster, so 
schufen sie analog jener Entwicklung unmittelbar neue Gerichtsbezirke. 

Jener Ausgleich erscheint wohl erklärlich, wenn wir einerseits 
bedenken, dass die Immunitätslierren eine eigene Gerichtsbarkeit aus¬ 
bildeten und sie immer mehr steigerten. Von Anfang an durchlöcherte 
diese, da sie rechtlich infolge der Streulage des Gutes nicht in ge¬ 
schlossenen Kreisen galt, die Gerichtsbarkeit der staatlichen Beamten. 
Das musste für die praktische Ausübung der Gerichtsbarkeit sofort als 
unbequem empfunden werden. Je mehr die Immunitätsgerichtsbarkeit 
sich erweiterte, desto grösser wurde der Gegensatz zum gräflichen Ge¬ 
biet, desto hinderlicher die Streulage für beide Parteien. 

Dazu wurde der territoriale Ausgleich auf der andern Seite 
durch die Entwicklung der Gaudinge herausgefordert und begünstigt. 
Bei der Schwäche des Königtums — die 'missi dominici’ verschwanden, 
die durch sie erreichte Centralisierung im Gerichtswesen hörte auf — 
und mit dem um sich greifenden Lebnswesen begannen die königlichen 
Beamten, in erster Linie die Grafen, ihr Amt mehr und mehr als ein 
privates Recht, ihren Amtsbezirk als einen Herrschaftskreis zu be¬ 
trachten, in denen sie weitere Rechte, besonders finanzielle, erwarben 
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oder auf Grund ihrer Gerichtsbarkeit in Anspruch nahmen. Das 'offi¬ 
cium’ wurde 'beneficium’, an Stelle der Ernennung durch den König trat 
die Bannleihe, die der König nicht versagen konnte. Ihren Ausdruck 
findet diese lehensrechtliche Auffassung z. B. auch darin, dass der 
König 898 die Ländereien und Besitzungen des Erzbischofs von Trier 
zu einer Grafschaft machte, die dieser nun zu Lehen trug 46 ). 

Die Folge dieser Entwicklung für das Verhältnis von Immunität 
und Grafschaft war natürlich eine weitere Abhebung zwischen beiden. 
Erstens war das Klosterland frei von der Gerichtsbarkeit des Grafen, 
zum andern wurde es nicht von seinen finanziellen Ansprüchen be¬ 
troffen, drittens konnte infolge der lehensrechtlichen Auffassung der 
Gerichtsrechte ein Gau geteilt und die Teile an verschiedene Söhne 
vererbt werden. Das musste lockernd auf die alte Gaueinteilung 
wirken und das Aufkommen und die Bildung neuer Gerichtskreise be¬ 
günstigen. 

Je grösser der Gegensatz, desto unbequemer musste die Streu¬ 
lage werden, desto grösser das Streben nach einer örtlichen Abgrenzung 
der Gerichtsbarkeit, unabhängig von den Grenzen des Grundeigens, 
desto vollkommener musste der Ausgleich selbst sein. Er lag in aller 
Interesse, der Grafen und Immunitätsherren, der letzteren natürlich 
auch untereinander. 

Der Ausgleich fing denn auch in der Tat schon früh an, sich 
zu vollziehen, viel früher, als bis die Gegensätze so weit, wie oben ge¬ 
schildert, auswachsen konnten. 

Bereits das Prümer Urbar von 893 führt uns Bezirke vor, die 
potestates’, in denen die prümsche Gewalt über die Grenzen des eigenen 
Grundes und Bodens hinausgreift. Sie finden sich an zwei Stellen. 

Die erste lautet 47 ): 

Absi homines ex nostra familia, qui infra potestatem nostram 
sunt sine mansis, solvit unus quisque annuatim friscingam I, verveci- 
nam, pro hostilicio denarios V, corvadam 1 per denarios IV, facit 

46 ) Rudolph, Trierer Landeshoheit (= Die Entwicklung der Landes¬ 
hoheit in Kurtrier bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts. Von Dr. F. Rudolph. 
Trierisches Archiv. Herausg. von Dr. Kentenich u. a. Ergänzungsheft V. 
Trier 1905) Seite 4. Es handelt sich um Streuland. (Nicht zu verwechseln 
mit den Ottonischen Privilegien!) 

17 ) Mrb. UB. I S. 170 oben. Vgl. dazu Seeliger, Grundherrscbaft 117 
n. 2 und Hist. Vjs. (— Hist. Vierteljahrsschrift. Herausg. v. Dr. Gerhard 
Seeliger) X (1907) S. 315 f. 
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araturam iornalem dimidium, omni ebdomada diem I. Si foris potestate 
nostra sunt, solvit unusquisque denarios XV. 

Die Leistungen beweisen, dass die 'homines’ wirtschaftlich selb¬ 
ständig sind, ein Gut haben müssen; da sie nun von Prüm keine 
Hufen haben (absi . . sine mansis) aber doch 'infra potestatem’ wohnen, 
muss die 'potestas’ auch fremdes Land umfassen. 

Die Fortsetzung: „Homines extranei, qui infra nostra potestate 
resident, solvit unusquique de avena modium I . . . u lehrt, dass auch 
fremden Herren gehörige Leute in der 'potestas’ ansässig sein können, 
während eigene Hörige unter fremder Herren Gewalt geraten. So 
findet, unzweideutig bezeugt, hier ein Ausgleich zu gunsten der terri¬ 
torialen Machtabgrenzung statt. 

Die Überschrift: „De hominibus, qui attinent curie“ deutet schon 
an, woran sich diese Bezirke naturgemäss bei ihrer Bildung anschliessen: 
noch mehr weisen die Leistungen, besonders der 'absi homines . . infra 
potestatem’, auf den Fronhof hin. Deutlich wird mit dem Wohnen, 
mit der Lage eines Gutes innerhalb der 'potestates’ eine besondere Be¬ 
lastung begründet. Und derselbe Grund wird auch allein in der Stelle 
des Urbars vorliegen, wo auf ihrem Grundeigen sitzende Frauen als 
zu Leistungen verpflichtet angeführt werden 48 ): 

. . Ferainae de ipsius villae, quae a nobis non habent, ibi resi¬ 
dentes in propiolo (egen), solvunt . . . 

Zweifellos steht die Ausdehnung der 'potestas’ über fremdes Grund¬ 
eigen fest. Welches Recht aber diesen Bezirk gebildet hat, und auf 
Grund welchen Rechtes die Abgaben erhoben werden konnten, können 
wir aus diesem Material nicht mit Sicherheit erweisen. In grösserem 
Zusammenhänge behandelt Seeliger diese Bezirke, er bringt sie mit der 
Immunität in Verbindung und stellt sie mit den Bannbezirken in 
eine Entwicklungsreihe 40 ). 

Ob der Anstoss zur Bildung durch die Immunität gegeben wurde, 
sei dahin gestellt —, für uns besteht kein Zweifel, dass jedenfalls der 
Rechtsinhalt der abteilichen Immunität damals in diesen Bezirken 

«) Mrh. UB. I S. 157. XXIV des Urbars. Vgl. Seeliger a. a. 0. 

**) Grundherrschaft S. 118 . . Vgl. Seignobos, Le regime ftfodal . . . 
S. 12: La pötd . . (potestas). Le nom designe un canton soumis k un meine 
seigneur ecclösiastique, coinme la cbütellenie Pest ä un meine seigneur lai- 
que . . L’origine de cette autoritö est l’immunitö . . . Aus dieser Dar¬ 
stellung ist aber nicht zu entnehmen, ob auch fremdes Gut innerhalb der 
potestas ist, wie das ja aus unserer Stelle hervorgeht. 
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palt 50 ). Waren schon, bevor die Immunität den territorialen Ausgleich 
bewirkte, kraft anderen Rechtes gebildete Herrscliaftskreise da, so ist 
es nur selbstverständlich, dass dann die Immunität sich zuerst an solche 
anlehnte und von ihnen aus sich weiter entwickelte. 

Seeliger charakterisiert die 'potestas’ an anderer Stelle als eine 
territorialisierte c mithio’ 50R ). Übt ein Immunitätsherr die 'mithio\ so wirkt 
sie nach aussen hin wie seine Immunität selbst, d. h. sie wird mit 
derselben verschmelzen. I.amprecht 51 ) würde nach der in seinem Wirt¬ 
schaftsleben ausgesprochenen Ansicht die Grundherrlichkeit als das 
primäre Recht hier ansehen. Aber dass die Immunität in diesen Be¬ 
zirken palt, nimmt auch er an. 

Wenn uns im Vogtreckt 1103°*) ein Ausdruck wie 'extra po- 
testatem’ begegnet, so liegt es nahe, ihn in obigem Sinne zu deuten; 
Bemerkungen wie . . . interius vel exterius . . extra vel infra occi- 
sus . . zeigen wohl auf geschlossene Gebiete hin, sagen uns aber nichts 
darüber, ob sie das herrschaftliche Grundeigentum überschritten. 

Erst durch Caesarius erhalten wir wieder zwei wertvolle Belege: 

Mansos s. Petri in beneficio tenet dux de Limburhc a domino 
et nobilis vir de Arlo advocatus tenet ipsos ab eo, et sciendum est. 
quod et mansi s. Petri et Paulini faciunt nobis corvadas et alia iura 
minuta, quia liabent cummunionem in pascuis, aquis ac terminis 
nostris 53 ). 

Wir vermögen diese Worte nicht anders zu deuten, als dass die 
Hufen von St. Peter und Paulin zu Trier der Abtei deshalb verpflichtet 
sind, weil sie Gemeinschaft an der prümschen Allmende und an den 

8# ) Das bezweifelt kein Forscher. Vgl. auch Waitz, D. Vg. 7 S. 305: 
Ebenso wird (potestas) Gewalt gebraucht, aber vorzugsweise auch auf kleinere 
Gebiete, wie sie wohl unter einem Richter stehen mochten, namentlich in 
Lothringen, bezogen. 

t# ») Histor. Vierteljs. X 1907, S. 315 ff. 

S1 ) Vgl. S. 424 n. 176. 

Äi ) Mrb. UB. I S. 463 ff. liier auch potestas bei Ausübung der Ge¬ 
richtsbarkeit. 

5 ‘) Mrb. Uß. I S. 158 no 5. Es bandelt sieb um den Hofbezirk 
Schweich. N’achrichten von fremdem Besitz in Schweich haben wir auch, 
und zwar grade von einem Besitz St. Peters. Mrh. UB. II S. 464. Güter¬ 
verzeichnis von St. Maximin, Anfang des 13. Jahrhunderts (also aus derselben 
Zeit): Hec sunt iura, quae pertinent ad transitnm Moselle apud Sueiche. 
Domini de s. Petro dant apud ... — P'erncr Mrh. UB. II S. 319. 1212: 
St. Thomas an der Kyll hat Besitzungen in Schweich: bona quae habent in 
Sueicha. Sie werden ihm von Trier als Eigen bestätigt. Auch a.a.O. S. 461. 
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prümschen Grenzen haben, d. h. dass sie innerhalb der Grenzen des 
betreffenden prütuschen Bannbezirkes liegen 54 ). 

Die zweite Glosse des Caesarius bringt uns zugleich die ersehnte 
sichere Kunde von einem gerichtlichen Rechte, das der Abt über die 
Grenzen seines Grundeigens hinaus handhabt: 

Sciendum est, quod quandocunque . . . placitum tenet Blaslo cuin 
hominibus ecclesiae et istius Yiciniae . . . , 55 ). 

Hier werden den von der Abtei persönlich oder dinglich Ab¬ 
hängigen — und das waren mindestens alle auf dem herrschaftlichen 
Grundeigentum, also in den ursprünglichen Immunitätsgrenzen, sitzenden 
Leute — 'homines istius viciniae’ gegenübergestellt. Unter ihnen haben 
wir offenbar die Leute zu verstehen, die mit den Klosterhintersassen 
zusammen in einer Ortschaft oder sonst irgendwie benachbart wohnen; 
zusammen mit der abteilichen 'familia’ gehören sie vor das abteiliche 
Hochgericht Bassel, denn als solches wird sich uns das 'placitum Blaslo’ 
später enthüllen. Während wir für die frühere Zeit, sobald der Abt 
Hochgerichtsbarkeit übt, nur annehmen müssten, dass er sie inner¬ 
halb eines Bannbezirkes wahrnimmt, haben wir durch diese Stelle aus¬ 
drücklich das Vorhandensein eines Hochgerichtsbannbezirkes 56 ) bezeugt. 

Die Kette unserer Belege für das Hinausgreifen der Gerichtsbar¬ 
keit über das Grundeigen wird endlich geschlossen durch die Nach¬ 
richten aus dem Ende des dreizehnten Jahrhunderts. Wir erfahren, 
dass der Abt innerhalb der Ilofbezirke die Gerichtsbarkeit, hohe und 
niedere, unbegrenzt in seiner Hand hat, und dann, dass ihm innerhalb 
dieser Gerichtsbezirke 1298 die Lehnsherrlichkeit über alles noch freie 
Grundeigen von nun an zugesprochen wird. Unsere Schilderung der 

M ) Das zeigt auch ein Vergleich mit einem ähnlichen Zitat bei Rörig, 
Landeshoheit des Trier. Erzbischofs S. 29, wo ganz deutlich termini statt 
hannus gesagt wird. 

ss ) Mrb. ÜB. I S. 147 n. 1. 

M ) Vgl. Seeliger, Grundherrschaft S. 113 f. ur.d 129 f. u. a. St., wo er 
diese Entwicklung nachweist. Schröder, D. Rg. S. 579 stimmt zu und er¬ 
klärt infolgedessen den alten Ausdruck „grundherrliche Grafschaften“ für 
falsch. Rietschel, M. d. J. f. ö. Gf. XXVII S. 411 gleichfalls zustimmend: 
er spricht von „erweiterter Immunität“. Wir hätten es also mit erweiterter 
hoher Immunität zu tun. — Der Name ist angebracht, weil er die Sache 
genau trifft. Wir werden noch sehen, dass die Immunität allein für diese 
Bildung grundlegend ist, nicht ein anderes Recht; auch die Verleihung 
eines Bannbezirkes kommt nicht in Frage. — Pischek, Vogtgerichtsbarkeit 
S. 44 redet von Hochgerichtsbannbezirken. 

West«!. Zeitsehr. f. Gescb. u. Kunst. XXVIII, IV 26 
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Entstehung der Bann - Grundlierrlichkeit bringt dafür die näheren 
Angaben ö7 ). 

Damit haben wir die Tatsächlichkeit der Bildung der Bannbezirke 
bewiesen 58 ). Es fragt sich nun, wie sie im einzelnen vor sich ging. 

Es ist natürlich, dass sie am ersten und erfolgreichsten da ein¬ 
setzte, wo besonders dicht und zahlreich abteiliche Güter sich aus¬ 
dehnten. Das lehrt uns auch ein Blick auf Lamprechts Karte von 
dem prümscken Grundbesitz, sobald wir uns nur auf ihr die Hoch¬ 
gerichtsbezirke oder Yogteien, die wir S. 412 f. kennen lernen werden, ein¬ 
getragen denken. 

Von dem einzelnen Fronhof ging dabei die Entwicklung aus. 
Um ihn als Mittelpunkt dehnt sich der Bannbezirk aus. Wir erinnern 
hier an das, was uns durch die Quelle von der 'potestas’ S. 383 gesagt 
wurde. Noch zwei weitere Zeugen dafür seien hier angeführt: die 
Identität des Vorortes im Bann mit dem alten Fronhof und die Ent¬ 
wicklung des Meiers zum Schultheissen. 1103 ist der 'villicus’ noch 
überwiegend Fronhofsvorsteher, Hofrichter ist vor allem der Vogt (S. 395); 
1280 ist nach unserem Ergebnis von S. 397 f. die richterliche Tätigkeit 
des Vogtes ganz ausgeschaltet, der Abt hat die uneingeschränkte Ge¬ 
richtsbarkeit im Hof und lässt sie durch die sculteti sive villici"* aus¬ 
üben, soweit eben das Hofgericht kompetent ist. 

Infolge dieser Art der Entstehung ist es zu erklären, dass bei 
uns der Bannbezirk in der Regel Hofbezirk oder einfach Hof genannt 
wird. Aber andere Bezeichnungen weisen doch auch auf seine wahre 
Natnr hin. 

Die ältesten Nachrichten reden meist von Vogteien 59 ) — abge¬ 
sehen von der 'potestas’ —; sie verstehen nur selten unter Vogtei den 
ganzen Bezirk eines Vogtes. „Vogdie“ kehrt auch oft im späteren 
Mittelalter wieder. 

Die Weistümer und andere Quellen seit Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts handeln von dem „banne und bezirk des hofes N.“, von 

") Vgl. S. 417 ff. 

“) Wenn man einwirft, vor der Gerichtsbarkeit hätten andere Rechte 
diese Bezirke gebildet, so ist zu sagen, dass uns kein solches Recht bezeugt 
ist, als nur die Gerichtsbarkeit. Es kämen sonst auch nur wirtschaftliche 
Rechte in Frage. Dass auch sie ausgeschlossen sind, werden wir S. 424 f. 
erkennen. 

59 ) Vgl. Mrh. UB. I S. 163 n. A. Comes de Luzenleburhc multas et 
amplas advocatias tenet de ecclesia. a. a. 0.165 n. 1: Advocatiam huius curie 
et advocatiam de Fyraa . . . 167 n. A., 181 n. 3. 
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dem „bofsban“, noch deutlicher von dem „gerichte“ 60 ) oder von dem 
„gerichte und hofe“; lateinisch spricht man auch vom „districtus“. 
Mit dem letzten Wort identisch, tritt in andern Gegenden „zwing und 
ban“ auf. In Prüm erinnert daran, dass dem Abt (oder seinem Rechts¬ 
nachfolger) „man und ban“ 61 ) gewiesen wird. 

Die Art der Begrenzung eines Bannbezirkes wird gut veran¬ 
schaulicht, wenn die Schöffen ein Recht weisen, „binnen den marken 
und paelen“. 

Eine Beschreibung dieser 'marken und paelen’ findet sich in fast 

jedem Weistum. Forst hat eine Anzahl in den Beilagen zu den Er¬ 

läuterungen IV publiziert; was aber noch wichtiger ist, er hat die 
Grenzen festgelegt und kartographisch dargestellt. So haben wir ein 
genaues Bild von der Ausdehnung und Grösse eines solchen Bann¬ 
bezirkes. Er umfasst in Prüm nicht, wie das z. B. in dem Gebiet, 

das Rörig behandelt hat, der Fall ist, nur ein Dorf 62 ), sondern ge¬ 

wöhnlich deren mehrere, Dorf natürlich als eine Wirtschafts- oder 
Siedlungseinbeit betrachtet. — Einmal, im prümseben Hof Seffern, 
finden wir, dass zu seinem ursprünglichen Bezirk noch der des alten 
Fronhofes Wawern geschlagen ist 68 ). So zählen wir hier 10 Dörfer; 
im Bleialfer Banne liegen 16; in dem Bann von Olzheim ist der 
Vorort das einzige Dorf, hier hat aber vorher eine Absplitterung 
stattgefunden ß4 ). 

Woran bei diesem Ausgleichsprozess die örtliche Ausdehnung der 
Gerichtsbarkeit im Einzelfalle anknüpfte, ist nicht mehr festzustellen 65 ). 
Jedes Material darüber fehlt. Die mannigfachsten Momente können 

**) Hof = Gericht z . B. zweimal im Diplomat. Prumiense n. 39 ao 1453. 
Staatsarchiv Coblenz (= Ungedruckte Urkunden aus dem Staatsarcb. Coblenz» 
vor allem das Diplomatarium Prumiense). Die Belege für die andern Aus¬ 
drucke führe ich nicht an. Sie finden sieb in allen prümschen Weistüniern, 
die hier alle noch zitiert werden. 

*') „man und ban“ ist identisch mit „zwing und bann“, nämlich das 
uralte mannum et baDnum. mannire et bannire. Grimm, Deutsche Rechtsalter¬ 
tümer. 4. Aufl. 1 S. 68. 

**) Rörig, Landeshoheit des Trierer Erzbischofs, S. 17 ff. Rörigs Bann¬ 
bezirke gründen sich auch nicht immer auf Immunität, sondern haben oft 
patrimonialherrscbaftlichen Ursprung. Mit Recht weist Rietschel darauf hin; 
Vierteljs. f. Sozial- u. Wirtschaftsgesch. 1907 V. S. 335 ff. 

Forst, Erläut. IV S. 51. 

•*) a. a. O. S. 36 f. 

**) Abgesehen von einem — vielleicht — möglichen Anschluss an 
Schutzkreise. 

26 * 
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da mitgespielt haben: topographische, wirtschaftliche, kirchliche; oft 
wird es eine reine Machtfrage gewesen sein. 

Wir sahen, viele Höfe, wir können jetzt sagen, Bannbezirke 
gruppierten sich zu einem Hochgericht. Es schloss sich gern an den 
Oberhof an. Ein Hochgericht tagte in Bassel beim Oberhof Rommers¬ 
heim, andere tagten bei den Oberhöfen Bleialf, Linnich, Schweich- 
Mehring. St. Goar, Seffern. 

Die eigenartige Lage der Dingstätte Bassel veranlasst die Frage, 
ob dieser Hochgerichtsbezirk wirklich als ein infolge der Immunität 
entstandener Bannbezirk aufzufassen ist, oder ob etwa eine Schenkung 
des ganzen Gaues durch den König vorliegt. Diese Stätte liegt näm¬ 
lich mitten im Carosgau, dazu in einem Walde, der sich nach den 
Weistümern eben ausserhalb der Hofgrenzen erhebt 66 ). Das lässt Bassel 
leicht als eine alte Gaudingstätte ansprechen und könnte daher zur 
Annahme einer unmittelbaren Grafschaftsverleihung führen. Aber von 
der letzteren kann keine Rede sein. Ein Blick auf die Karte zeigt 
uns, dass nicht der ganze Gau hei Prüm ist, sondern grosse, tief ein¬ 
schneidende Stücke von ihm in andern Händen sind, und dass die 
Begrenzung, die ganz unregelmässig Dörfer und Weiler zerteilend ver¬ 
läuft, an den meisten in Frage kommenden Stellen nicht die alte ist 67 ). 
Ein Stück des Gaues, Fleringen, gehört seit alters zu einer andern 
Immunitätsherrschaft. Deutlich erkennen wir die Auflösung des alten 
Gaues und die Bildung eines neuen Verfassungsgliedes. Es 
kann nur das Produkt des durch die Immunität veranlassten territo¬ 
rialen Ausgleichs sein. Das beweist die Entstehung des noch zu be¬ 
sprechenden Vogteibezirkes von 1103, der Höfe umfasst, die ausser im 
Carosuntergau auch in andern Teilen des Bidgaues liegen, die alle in 
gleichen Rechtsverhältnissen sich befinden und geschlossene Bannbezirke 
bilden. Es sei ferner aufmerksam darauf gemacht, dass im Jahre 1056 
Prüm sich eine alte Immunitätsurkunde von Kaiser Heinrich erneuern 
lässt 68 !, dass 1103 beim Streit mit dem Vogt die Abtei sich auf Ur¬ 
kunden aus der Zeit Pippins und seiner Nachfolger beruft 69 ), die nur die 
Immunität betreffen können, dass endlich auch Caesarius 1222 nicht 

"*) Forst, IV Beil. II S. 83. Bei der Beschreibung des Rommersheimer 
Hofbannes: . . . bis diesseit Basel. Vgl. die Karte. 

* T ) Vgl. Forst, Erläut. IV Karte 2, auf der Dorfgrenzen eingetragen 
sind. Im übrigen vgl. unsere Karte. 

fl ») Mrh. UB. I S. 407 (n. 349). 

••) Mrh. UB. I S. 463 ff. 
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anders weiss, als dass durch die Immunität alle diese prümseben 
Rechte begründet seien 70 ). Wir begegnen ferner in verschiedenen 
Gauen solchen Hochgerichtsbezirken. Wir führen noch mit Schünecken 
elf Vogteien an. Und grade diese Menge derselben, die klein und 
gross an räumlicher Ausdehnung sind, die nahe und fern zum Kloster 
liegen, ist für uns der zwingendste Beweis, dass wir alle diese Bezirke 
auf eine Entwicklung, die infolge der Immunität eintrat, zurückzuführen 
haben. Diesen Inhalt der Immunität, der sich mit der Zeit heraus¬ 
gebildet hatte, bringen auch nur die Ottonischen Privilegien zum Aus¬ 
druck, die nicht bei Prüm, wohl aber bei vielen anderen geistlichen 
Herrschaften vorliegen. Sie geben oft dem tatsächlich schon Bestehen¬ 
den gleichsam nur eine gesetzliche Anerkennung. Natürlich ist da¬ 
mit nicht ausgeschlossen, dass der territoriale Ausgleich sich in der 
Folgezeit hier und da noch weiter vollzog. Im dreizehnten Jahrhun¬ 
dert erhielten diese Bezirke dann durch die Gesetze zu gunsten der 
Landeshoheit 7t ) und später durch die Erklärung der Grundherrlich¬ 
keit 72 ) einen festeren Abschluss. — W’ie bei allen anderen Hochgerichts¬ 
bezirken werden wir also auch bei dem von Bassel an eine Entwicklung 
aus der Immunität glauben, die, gestützt auf den gewaltigen Grund¬ 
besitz, allmählich die grössten Teile des Gaues aufsog und so auch 
seine Dingstätte. Eine solche musste ja hoch liegen wegen des Galgens, 
an dem die Toten ein Opfer des Sturmgottes Wodan werden sollten. 
Es ist zwar eine heidnische Vorstellung, aber wir wissen, dass sie 
lange nach wirkte und das Verlangen nach einer hohen Galgenstätte 
erhielt. Und zu einer solchen passte eben Bassel vorzüglich. Gern 
knüpfte man wohl an diesen althergebrachten Gerichtsort an, gab er 
doch dem Gericht, auch sicher eine besonders legitime Weibe. 

Nun bleibt uns noch übrig, nach dem Schicksal all der Güter zu 
fragen, die doch die Abtei noch ausser den von einem späteren Bannbezirk 
umschlungenen besass. W r ir müssen hier betonen, dass, wie die prüm- 
schen Bannbezirke sieb über fremder Leute Grundeigen ausdehnten, 
so auch prümsches Land unter anderer Herren Gerichtsbarkeit geriet. 
Das ist ja gerade der Ausgleich, der die Entstehung der Bannbezirke 
charakterisiert. Am leichtesten gingen da die vereinzelt und ganz zer¬ 
streut liegenden Güter verloren. Aber auch von grossen Besitzungen der 

7# ) Mrh. UB. I S. 154 n. B. 

7I ) Mon. Germ. hist. LL. Sect. IV Bd. II (189(5) S. 89 tf. ao 1220, 
z. B. § 2. 

”) Vgl. S. 417 f. 
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Abtei erfahren wir nie etwas wieder. So von den bei Mannheim. 
Metz, Mainz, von den in Friesland gelegenen. Infolge der grossen 
Entfernung vom Kloster, die in der Zeit des Mittelalters ein sehr 
bedeutsamer Faktor war, wurden sie wohl entfremdet. Oder auch die 
Könige griffen ein, als sie noch Macht und Recht dazu besassen, und 
verliehen anderen Herren Rechte Ober prümsche Güter; diese Herren 
aber benutzten ihre Rechte als Ausgangspunkt zum Erwerb neuer und 
grösserer Gerechtsame. Z. B. werden 973 auch die Besitzungen der Abtei 
Pr Qm in einem Teil des Bidgaus mitgeforstet und Trier zugewiesen 7S ). 
Forst (Erläuterungen IV S. 64) vermutet, dass dadurch die Grund¬ 
lage zur trieri8chen Landeshoheit über diese Güter gelegt sei. Non 
liquet. Oder im J. 1256 vergleichen sich Erzbischof und Abt über Kill¬ 
burg 74 ): 

Inferia iudicia de suis hominibus eidern abbati liberaliter relin- 
quimus, iurisdietione superiori nobis integraliter reservata. Dieser 
Rechtszustand war hier schon länger so. 

So beobachten wir, dass schon früh die gerichtlichen Rechte der 
Abtei auf ihrem Grundeigen verschieden waren. Bei vielem Gut blieb 
ihr die Gerichtsbarkeit nicht allein, sondern diese griff über auf die 
Hufen fremder Herren: in den prümschen Bannbezirken. Dafür ge¬ 
rieten andere Ländereien unter das Gericht fremder Herren, bald ganz, 
bald teilweise bis auf die Niedergerichtsbarkeit. 

Kap. III. Das Verhältnis der Abtei Prüm zu ihren Vögten. 

Das schon mehrmals erwähnte Vogtrecht von 1103 führt uns in 
ein neues Stadium der Ent wicklung der Landeshoheit des Abtes hinein, 
in den Kampf der Abtei mit einem neuen gefährlichen Widersacher, 
der ihr in dem Vogte entstanden war. Noch eben vorher war er der 
Verbündete gegen den Grafen gewesen, lag es doch auch in seinem 
Interesse, dessen richterliche Befugnis in abteilichen Rechtsfällen ganz 
auszuschalten. Mit der vollendeten Loslösung vom Grafen war der 
Vogt als Richter unbeschränkt geworden und stand an Kompetenz dem 
Grafen gleich. Kein Wunder, dass auch er anfing, sich in seinem 
Vogteigebiet Rechte anzumassen und Zins und Dienste zu verlangen, 
wie sie jener in seinem Amts-, nunmehr Herrschaftsbezirk forderte. 

Als nun der Vogt sich gleichsam als den Gerichtsherrn zu be- 

7S ) Mrh. ÜB. I S. 294 (n. 238) ao 973. 

74 ) a. a. 0. III S. 978 ao 1256. 
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trachten begann und unabhängig vom Abt in der Ausübung der Ge¬ 
richtsbarkeit, ja in seiner Herrschaft verfuhr, — man lese nur in der 
Einleitung des Vogtrechtes die Klage des Abtes über die Übergriffe 
auf richterlichem und finanziellem Gebiet —, da begann für Prüm ein 
Kampf, den es um sein Dasein, um seine Selbständigkeit zu kämpfen 
batte. Er dauerte durch das ganze Mittelalter. Durch seinen Ausgang 
wurde entschieden, ob Abt oder Vogt Landesherr in altem Immunitäts¬ 
gebiet wurde. Für die Entwicklung der Landeshoheit ist dieses Kapitel 
daher von grösster Bedeutung. 

Wir sahen, dass die Abtei viele Vögte haben musste. Es würde 
uns nun zu weit führen, wenn wir das Verhältnis zu jeder einzelnen 
Vogtei genau untersuchen wollten, wir müssen nns auf eine beschränken. 
Die Wahl ist leicht. Keine Vogtei ist so wichtig nnd entscheidend 
für das Schicksal der Abtei, keine uns durch Nachrichten so klar be¬ 
leuchtet, wie die über das Gebiet rings um das Kloster, die später mit 
dem Schlosse Schönecken verbunden war. Über sie handelt auch das 
Vogtrecht. Sie allein mag uns daher als Beispiel der Entwicklung 

dienen und im folgenden ansführlicher behandelt werden. Die andern 

uns bekannten Vogteien werden wir dann kurz anführen und mit ihr 
vergleichen. 

Den Verlauf des Kampfes gliedern wir so, dass wir zuerst die 
Zurückdrängung des Vogtes auf richterlichem, dann finanziellem Gebiet 
betrachten und darauf kennen lernen, was der Abt an Land dafür 

preisgibt. Der vierte Paragraph soll die Organisation des Vogtei¬ 

gebietes vorführen, und am Schluss folgt ein Blick auf die andern Vogteien. 

§ 1. Die Verdrängung des Vogtes aus seiner Stellung als 

Richter. 

Als erste Quelle kommt hier das Vogtrecht von 1103 für uns 
in Betracht. Es bedeutet schon einen bedeutenden Schritt in der 
Einschränkung der Befugnisse des Vogtes und in der Zurückweisung 
seiner Übergriffe. Es ist ein Schiedsspruch, den Kaiser Heinrich IV. 
auf Bitten des Abtes endlich fällen Hess 75 ). 

Fast gleichen Inhalts mit dieser Quelle ist eine Fälschung aus 
derselben Zeit. Sie kann in manchen Punkten auch zur Anfhellung 
der Verhältnisse dienen 76 ). 

7S ) Mrh. UB. I S. 463 ff. ao 1103; Stumpf 2961 (Die Reichskanzler, 
vornehmlich des X., XI. und XII. Jahrhunderts. 1865). 

’*) Mrh. UB. I S. 43 ao 800. Als Fälschung ist die Urkunde schon 
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Beide Urkunden bezeugen uns zunächst deutlich die hochrichter¬ 
liche Kompetenz des Vogtes. 

Im Vogtrecht heisst es, dass der König ihn mit dem Bann, na¬ 
türlich dem lilutbann, ausgestattet habe, der ihm volle Gewalt gab zu 
richten an Königs Statt, auch über Leib und Leben. 

Und dieselbe Befugnis lässt sich ableiten aus einer Bestimmung, 
die die Fälschung ausführlicher bringt. Er darf niemanden 

... in sua advocatia verberare aut tondere, nisi in homicidio 
aut in furto aut in latrocinio aut pugna culpabilis extitit. Nec liceat 
ei duellum componere interius vel exterius sine abbatis aut eius fide- 
licum presentia . . . 

Der Vogt ist also Ilochrichter. Auf die scharfe Begrenzung 
seiner Befugnisse bei der Execution — siehe die letzten Worte: sine 
presentia — gehen wir hier noch nicht ein; wir wollen erst seinen 
richterlichen Machtbereich genau abgrenzen. 

Dessen quantitative Ausdehnung ist dadurch festgelegt, dass er 
„tria sola placita“ im Laufe eines Jahres innerhalb seiner Vogtei ab¬ 
halten darf. Wie sie zu verstehen sind, werden wir bei der Organisation 
des Vogteigebietes erkennen. 

Den sachlichen Umfang erfahren wir aus dem Vogtrecht, indem 
es fortfährt: 

Super officiales, ministros et beneficia servientium et omnia iura 
et curtilia abbatis nullam prorsus constituendi destituendive potestatem 
habeat, nisi aliqua rebellio ibi fiat 77 ). 

früh erkannt. Von Goerz, Reg. I S. 216 wird sie auf 887 datiert und als ein 
späteres Machwerk bezeichnet, dem das Protokoll einer Urkunde Karls des 
Dicken zu Grunde gelegt wurde. Vgl. Sickel, Urkunden der Karol. II S. 432. 
— Waitz, I). Vg. 4 S. 399 n. 4. — Die Urkunden der Karolinger, von Muhl- 
hacber (D. K.) n. 261. — Stumpf 2961. — Die Fälschung stimmt inhaltlich 
und an einigen Stellen wörtlich mit dem Vogtrecht überein; sie ist nur viel 
kürzer. Müblbacher nimmt die Urkunde von 1103 als Vorlage an, deren 
Bestimmungen auch auf die drei in der Fälschung genannten Orte hätten 
übertragen werden sollen. Beweise dafür fehlen. Es spräche daher nichts 
gegen die andere Möglichkeit, dass die Fälschung bei der Herstellung des 
Vogtrechts schon Vorgelegen habe. Vor 1103 berief sich nämlich die Abtei 
auf eine königliche Festsetzung der vogteilichen Rechte, die von den Vögten 
aber als gefälscht bezeichnet wurde (siehe Einleitung zum Vogtrecht). — Doch 
ist das für uns nebensächlich. Für nns ist die Hauptsache, dass die Fäl¬ 
schung, wenn nicht eben vor 1103, doch bald danach entstanden ist, und 
dass sie uns in Einzelheiten als Ergänzung dienen kann. 

”) Vgl. die Fälschung: . . . nec potestatem habeat, placitum tenere 
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Das will sagen*. Die Beamten, Diener (nicht Ministerialen), Lehns¬ 
güter, alle Rechtsverhältnisse und Fronhofsangelegenheiten unterstehen 
nicht vogteilichem Gericht und vogteilicher Gewalt. Abgesehen von 
den persönlich Eximierten, gegen die der Vogt nur bei Aufruhr Vor¬ 
gehen darf 78 ), ist ihm die ganze Zivilgerichtsbarkeit entzogen und ver¬ 
bleibt ihm nur noch strafrechtliche Kompetenz, die aber die Hoch¬ 
gerichtsbarkeit überschreitet. Auf diese Befugnis deutet auch hin, dass 
man „pro culpa aliqua“ vor dem Vogtgericht büssen kann. Mit den 
letzten Bestimmungen ist aber nicht gesagt, dass dem Vogt allein nun 
die ganze Strafgerichtsbarkeit zukomme. Eine Schranke ist ihm wie¬ 
derum durch „tria sola placita“ gesetzt. Wir können also sagen: 

Der Vogt durfte drei Dinge iin «Jahr in der Vogtei „in locis 
statutis“ abhalten, auf denen er nur über strafrechtliche Sachen zu 
urteilen befugt war. Die Hocbgerichtsbarkeit hatte er wegen des Bannes 
allein; der Aht konnte ihn ja rufen, wenn er dazu seiner weiter bedurfte. 

In karolingischer Zeit war der Vogt in allen ihm jetzt nicht unter¬ 
stehenden Fällen sicher kompetent. Er war ja allein abteilicher 
Richter 79 ); er grade batte die abteilichen Rechte und Ansprüche zu 
vertreten und zu schützen Der Zweck dieser Bestimmung, dass jetzt 
Rechte und Besitzungen der Abtei und Leute, die diese verwalten, 
einem Vogteigericht nicht unterworfen sind, ist ersichtlich. Sie ent¬ 
springt ganz offenbar der Absicht, Bestand und Herrschaft des Klosters 
vor vogteilichen Übergriffen möglichst zu sichern. Dieses Streben, das 
sich in vielen Bestimmungen verrät, ist charakteristisch für die ver¬ 
änderte Stellung des Vogtes: Früher Beistand, Rechtsvertreter, Beamter 
des Klosters, der vom Abt zu wählen ist, jetzt Inhaber privater, wohl¬ 
erworbener Rechte in klösterlichem Gebiet, die er auf Kosten des 
Klosters zu erweitern sucht; früher Interesseneinheit, jetzt Kon¬ 
kurrenz. 

vel quiequam constituere super oflkiales vcl mansa seil omnia iura abbatis. 
— Alle im Text zitierten Stellen stammen aus dem Vogtrecht, wenn nicht 
eine besondere Quellenangabe dabeisteht. 

»•) Vgl. Waitz D. Vg 7 S. 360 n. 3. 

79 ) Schon früh scheinen auch Vorsteher von Fronhofen (die villici) 
eine gewisse Gerichtsbarkeit ausgeübt zu haben. Aber das ist zweifelhaft. 
Vgl. Waitz, I). Vg. IV S. 467. Die Regel ist, dass ursprünglich der Vogt 
für die ganze Gerichtsbarkeit, soweit sie das Kloster besass, Richter war. 
Vgl. auch Pischek, Vogtgerichtsb. S. 40. Als des Vogtes Kompetenz sich 
dann nach oben erweiterte, mag von unten der villicus wohl schon früh mit 
eingerückt sein. 
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Sie tritt auch in der Ausübung der Gerichtsbarkeit zu Tage. 
So auf dem Vogt-Dinge selbst. Hier hat der Vogt zwar den Vorsitz, 
zumal wenn es Hochgericht ist, aber er entscheidet nicht über die Busse: 

. . . ubi quidquid vadimoniorum constituitnr dispositis ad ar- 
bitrium 80 ) abbatis sive procuratoris ipsius, vadimoniis duae partes 
abbati, tertia advocato persolvatur. 

Das kommt also dem Abt oder seinem Vertreter, dem 'procurator’, 
zu. Die Bestimmung zeigt die Stellung des Abtes: er ist der Gerickts- 
herr. Später tritt sie uns in seinem Begnadigungsrecht wieder ent¬ 
gegen. Die Verurteilung geschieht auf dem Vogtding natürlich wie 
immer „sociorum suorum iudicio“. 

Uns interessiert von dem eben Gesagten vor allem auch die 
Anwesenheit des Procurators. Nur in seiner Gegenwart darf überhaupt 
der Vogt das Gericht abhalten, eine Exekution vollziehen, einen Zwei¬ 
kampf stattfinden lassen. Ist ein Unfreier oder Zensuale 'extra potes- 
tatem’ des Klosters geflohen, so hat ihn der Abt oder sein Vertreter 
zusammen mit einem abteilichen Beamten wieder einzufangen. Der 
Vertreter des Abtes hat hier überall nur eigenmächtigem Vorgehen 
des Vogtes zu wehren. Ein solches sucht man zu verhindern, wenn 
man ihm verbietet, ohne Urteilsspruch eine Exekution vorzunehmen, 
oder aber den Gerichtsuntersassen es untersagt, sich „pro aliqua culpa u 
unmittelbar an den Vogt zu wenden, sondern verlangt, nur das zu¬ 
ständige Gericht, an dem der Abt oder sein Vertreter zugegen ist, 
aufzusuchen. 

Eine direkte Konkurrenz zwischen Vogt und abteilichem Beamten 
findet sich in folgendem Fall 81 ). Ist jemand aus der familia „intus 
vel foris“ erschlagen, und verschafft sich der Abt das Wergeld durch 
seinen Beamten, der seine Sache vor dem fremden Gericht vertritt, an 
das hier in erster Linie zu denken ist, so erhält der Vogt nichts da¬ 
von. Vertritt er dagegen die Klage und bringt er das Wergeld ein. 
so kommt ihm das übliche Drittel zu. 

Überall sehen wir den Vogt, sei er nun Richter, Strafvollstrecker 
oder Rechtsvertreter, im Verein mit abteilichen Beamten seine Funk¬ 
tionen ausüben. Soweit nicht direkt eine Konkurrenz vorliegt, bedeutet 

• # ) „arbitriunr* verlangt diese Deutung. 

**) Auf ihn wies schon Seeliger, Grundherrschaft S. 163 hin: ,,aach 
Verbrechen schwerer Art innerhalb der Immunität konnten ohne Hinzutun 
des Vogtes gesühnt werden“. 
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das stets doch mindestens eine Einengung seines Machtbereichs, der 
durch den Schiedsspruch von 1103, auf kaiserlichen Befehl gefällt, so 
wie so schon recht begrenzt war. 

Noch aber hat der Vogt als Richter in der Abtei das Über¬ 
gewicht, und mit Nachdruck muss die Notwendigkeit der Teilnahme 
abteilicher Vertreter betont werden. Zu bestimmten Beamten sind sie 
noch nicht herausgebildet; wenn wir unsern Blick aber etwas voraus 
in die Zukunft schweifen lassen, so erkennen wir leicht in ihnen die 
Vorläufer der späteren Beamten des Fürstentums: Oberschultheiss oder 
Amtmann, Schultheiss, Fronbote, je nach Art der Befugnis. 

Für ein Jahrhundert schweigt die Überlieferung. Erst Caesarius 
gibt uns 1222 in seinen Anmerkungen zum Prümer Urbar wieder 
wertvolle Auskunft. Aus seinen Worten ist zu entnehmen, dass ein 
neuer Vertrag mit den Vögten — jetzt den Grafen von Vianden — 
geschlossen ist, wahrscheinlich bei der Gelegenheit, als ein Graf 82 ) von 
Vianden prümscher Abt wurde. 

Exabt Caesarius bemerkt nun: 

Sciendum est, quod quandocunque . . . 8S ) placitum tenet Blaslo 
cum hominibus ecclesie et istius viciniae. quidqnid ibi vadimoniot um 
sive satisfactionum constituitur, dominus abbas mediam partem, . . . 
quod si ibi sententia terminari non poterit et in curiam nostram de 
Rumersheim translata fuerit, duae partes satisfactionum erunt domini 
abbatis, terciam vero more solito com es habebit. 

Das Subjekt hinter quandocunque ist im Urbar ausradiert, offen¬ 
bar später aus dem Grunde, weil es da nicht mehr zu der Rechtslage 
passte. Es kann 1222 nur der 'coraes’ sein, der Graf von Vianden. 
Als Gerichtsstätte ist Blaslo angegeben. Wir wissen nun, dass hier, 
im Basseier Walde, das Hochgericht tagte 84 ). Diesem Gericht ist also, 
wie aus obiger Stelle folgt, im abteilichen Oberhof Rommersheim eine 
höhere Instanz erwachsen, an die Sachsen vom Hochgericht, wenn die 
Schöffen mit ihrer Weisheit nicht auskommen, verwiesen werden können. 
Nach der Bussgeldverteilung, die unsere Quelle mitteilt, hat der Abt 
im Rommersheimer Gericht mehr Einfluss als der Vogt. Unsere spätere 
Betrachtung 85 ) wird zeigen, dass wir hier den Anfang des abteilich- 

BS ) 1185—1212 war Gerhard, Graf von V., prümscher Vogt; vgl. Forst, 
Erläut. IV. S. 70. 

8J ) Hier eine Rasur im Original aus dem Coblenzer Staatsarchiv. Mrh. 
UB. I S. 147 n, 1 wird das übersehen, 

94 ) Vgl. S. 439 ff. — 8S ) Vgl. S. 438. 
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landesherrlichen Obergerichtes vor uns haben, auf dem der Vogt 
nichts zu sagen hatte. Vor diesem Oberbofgericht wurde auch über 
die Beamten, die ja nach dem Schiedsspruch von 1103 vogtfrei waren, 
geurteilt. Wenn nun an diesen Oberhof Sachen vom Hochgericht, auf 
dem der Vogt noch praesidierte, verwiesen werden können, so ist hier 
entschieden ein Fortschritt der Gerichtsbarkeit des Abtes zu konstatieren. 

Ob ausser dem Hochgericht der Vogt 1222 noch Einfluss auf 
prümseben Gerichten hatte, — wir denken hier an die Hofdinge — 
— ist uns nicht überliefert. Vielleicht waren die letzteren ihm schon 
entzogen, denn die Abfindung, die der Vogt diesmal erhalten hatte, 
war besonders gross. 

Durch eine Preisgabe von Gebiet musste die Abtei ihren Fort¬ 
schritt erkaufen 86 ); er war vielleicht schon vorbereitet durch die 
Konkurrenz, die ihr infolge der Beschränkung des Vogtes auf drei 
Dinge im Jahr möglich war. Au-serdem hatte die Abtei zu dem 
politisch sehr klugen Mittel gegriffen, dass sie aus dem Hause Vianden 
einen Abt gewählt hatte. Dadurch war sie in eine günstige Position 
geraten und konnte sich leicht Zugeständnisse machen lassen. 

Mit dem Jahre 1222 sind w'ir in die Periode des 13. Jahrhunderts 
eingetreten, in der die Entwicklung zur Landeshoheit durch die kaiser¬ 
lichen Gesetze von 1220 und 1232 die entscheidendste Förderung 
erfuhr. Der König gab jede Gewalt „in“ den Fürstentümern preis 
und behielt sie nur „über“ die Fürstentümer. Auch die Bannleibe 
schwand, durch die seine oberste Gerichtshoheit und -gewalt zum Aus¬ 
druck gekommen war. Schon Ende des 12. Jahrhunderts fing sie an 
aufzuhören, wie die Forschungen ergeben haben 87 ), und Mitte des 
13. Jahrhunderts ist keine Spur mehr von ihr vorhanden. Besonders 
der geistliche Fürst musste dadurch Vorteil haben, weil er nun selbst¬ 
ständig, ohne den Vogt, den er früher wegen des Blutbannes rechtlich 
nicht hatte entbehren können, einen Fall, der an Hals und Haupt ging, 
erledigen konnte 88 ). Der königliche Charakter der Hochgerichte war 

M ) Vgl. S. 402 ff. 

* 7 ) O. v. Zallinger: Über den Künigsbann. M. d. J. f. «. Gf. (= Mit¬ 
teilungen d. Instituts für österr. Geschichtsforschung. Redigiert von Oswald 
Redlich) X 1889 S. 241. — Dass der Abt von Prüm schon 1190 (s. Mrb. 
UB. II S. 151) den Bann selbst ansübte, schliesst Lamprecht, D. Wlb. 1 S. 1134 
n. 1 doch gar zu kühn. Es ist nach der oben dargelegten Sachlage aus¬ 
geschlossen. 

**) Bonifaz VIII. hebt das Verbot der Teilnahme der geistlichen Fürsten 
am Blutgericht auch auf; s. Schröder, D. Rg. S. 586 und n. 162. 
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damit abgelegt. Im Namen des Landesherrn wurde nunmehr der Bann 
gesprochen, er handhabte hinfort kraft eigenen Rechts die Gerichts¬ 
gewalt. Ende des Jahrhunderts begegnen wir so einem partikularen, 
territorialen Bewusstsein. Den Schwabenspiegel durchzieht es. Bei 
Prüm gibt es nun auch ein „land“, ein Prumia, man redet von Hufen 
„binnen dem lande“. 

Wir fragen nun, wie stellte sich der Vogt zu dieser Entwicklung 
der Dinge? Drei Wege gab es für ihn. Die beiden ersten nahmen 
von dem eigentümlichen Charakter seiner Stellung als der eines könig¬ 
lichen und zugleich abteilichen Beamten ihren Ausgang — wenn sein Amt 
auch Lehen war. Blieb er Hochrichter, so musste er entweder selbst 
zum Gerichtsherrn emporsteigen — das war nach der vorgeschrittenen 
Emanzipation der Abtei von seiner Gerichtsbarkeit, bei ihrer Macht 
und fürstlichen Würde unmöglich —, oder aber er musste als prüm¬ 
scher und nicht mehr zugleich königlicher Beamter im Namen des 
Abtes von nun an Recht sprechen — das zu tun, trauen wir den 
stolzen Grafen von Vianden. die selbst ein Territorium besassen, auch 
nicht recht zu. 

Sie schlugen den dritten Weg ein und gaben die richterlichen 
Funktionen, die ihnen noch geblieben waren, ganz preis, natürlich ohne 
dass sie dabei zu kurz kamen. 1264 89 ) überliessen sie die Vogtei 
einer Nebenlinie, den späteren Grafen von Schönecken. Ob sie schon 
der Abtei gegenüber auf jeden Vorsitz im Gericht verzichteten, wissen 
wir nicht. Mit den von Schunecken geriet jedenfalls die Abtei iu 
erbitterten Streit, in dem sogar der Papst gegen Schönecken einschritt 90 ). 
Es kam ein Vertrag 91 ) zustande, und nach ihm ist nicht mehr der 
Vogt Hochrichter, sondern der Abt oder sein Oberschultheiss, auf den 
wir schon aufmerksam machten: 

. . . Quod quando placitum de Basselo fuerit tractandum . . . ., 
abbas Prumiensis . . . , diem ad hoc faciendum assignabit et ipsum 
placitum per eundem dominum ab bat ein vel per alium, quem ad 
hoc deputandum duxerit, assidente domino de Schonecke advocato 
. . . placitabitur. 

Genau dasselbe gilt erst recht auf dem Gebiet der Nieder¬ 
gerichtsbarkeit : 

••) Vgl. Barsch, Schannat, EiHia illustrata III 2. Abt. 1 S. 873. 

*“) Cobl. St.-A. Dipl. Prumiense no 67, 1273. Goerz, Reg. IV. S. 6 no 27. 

•*) Lamprecht, D. Wlb. III S 80 ao 1280; Jakob Grimm. Wst. (= 
Wuistümer) II S. 512. 
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.... Item placita atinalia et cottidiana in singulis curtibus 
abbatiae Prumiensis . . . sculteti sive villici ipsius abbatis placita- 
bunt. 9i ). 

Der Streit hob aber immer wieder von neuem an, und trotz 
aller Verträge 93 ) hatte die Abtei erst Ruhe, als sie 1291 94 ) einen 
Grafen von Schönecken zum Abt machte. Er musste vor seiner Wahl 
den Inhalt des Landesweistums 9fi ) anerkennen. In ihm wie den andern 
Verträgen werden die obigen Bestimmungen nur bestätigt. 

Die Stellung des Vogtes auf dem Gericht wurde nun eine ganz 
andere. Vom Basseier Dinge hiess es oben: assidente .. advocato; 
also teil nahm der Vogt noch am Gericht. Aber er ist ihm jetzt zu 
Schutz und Schirm verpflichtet; er „soll sitzen nieden alm zur lincken 
handt bey den grundtherrn mit gewapneter band und ein schwerdt 
haben in seiner hand a . . . #6 ), und er soll einscbreiten gegen Unrecht. 
Störung und Gewalttat; wenn es not tut, muss er auch bei der Fest¬ 
nahme eines Verbrechers helfen, und wenn der ganzen Abtei Gefahr 
droht, muss er ihr mit aller Macht zur Seite stehen. So erscheint 
der Vogt in allen folgenden Jahrhunderten als ein „Schirmvogt“, der 
auf dem Gerichte „Stillschweigen, leis hören und bald verstehen soll“ 
und die Schöffen nicht zu „mahnen“ hat. 

Er ist hier also zu einer völligen Einflusslosigkeit zurückgedrängt, 
und man kann es verstehen, dass er fortan nicht mehr selbst kam, 
sondern einen Vertreter sandte, der auf dem Dinge seine Schutzgewalt 
ausübte. Dieser Stellvertreter aber wird sogar vom Abt in sein Amt 
mit eingeführt und vereidigt 97 ). Noch lieber blieb der Vogt wohl 
ganz fern. Da musste er nun im J. 1291 98 ) seine Verpflichtung an- 

#a ) Auch 1280 a. a. 0. 

•*) 1286 fer. V. post Reminiscere, unklar gehalten, St.-A. Cobleuz; 
dann (vielleicht bei der Wahl) 1291, Lamprecht, D. Wlb. 111 S. 96. 

M ) Forst, Erläut. IV S. 72. 

M ) Grimm, Wst. II S. 518 ao 1298. Aus diesem Jahre stammt die 
Aufzeichnung und Weisung, was natürlich nicht hindert, dass es dem Inhalte 
nach schon 1291 anerkannt wurde. Die Einleitung des Weistums hebt das 
hervor. 

•*) Grimm, Wst. II S. 534 Wallersheim; Wetteldorf ebenda; Gonden¬ 
brett S. 542; Budesheim S. 544; Niederprüm, Wst. VI S. 581 ao 1450 usw. 
Dem Inhalte nach bringen alle diese Weistümer dieselbe Nachricht, wenn 
sie auch in den Worten abweichen. 

• 7 ) 1280 § 11 a. a. 0. 

98 ) 1291 a. a. 0. Alsus dat wir sculdich sin zu komene ane alreleie ent- 
scultnisse zu dem gedinge zu Bassel als uns der apt des einen dach bescheit. 
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erkennen, mindestens am Hochgericht teilzunehmen. Nichts ist so 
charakteristisch für den Wandel der Zeiten. 

§ 2. Die Einschränkung der finanziellen Rechte des Vogtes. 

Es wird uns verständlich erscheinen, wenn ihre Entwicklung der 
Abnahme der gerichtlichen Befugnisse ziemlich parallel verläuft. 

Welche materiellen Ansprüche die Vögte in fränkischer Zeit auf 
Grund ihrer Stellung machen konnten, wissen wir für unser Gebiet 
nicht. Wir sind auf die Forschungen anderer angewiesen. Sie haben 
ergeben"), dass der Vogt in karolingischer Zeit keinen Anteil hatte 
an den Einkommen des Stifts, also auch nicht an den Gerichtsgefällen, 
sondern dass er wohl ein Beneficinm zum Lohne erhielt. Die 'causae 
maiores’ gegenüber freien Hintersassen gehörten damals ja sicher vor das 
Grafengericht, und der Graf erhielt bei ihnen sein regelmässiges Drittel. 

1103 fanden wir nun die Vögte mit gleicher Befugnis ausge¬ 
stattet, wie sie ein Graf besass. Und dem entsprechend waren auch 
ihre finanziellen Ansprüche. Ihnen wird jetzt ein Drittel aller Gerichts¬ 
gefälle zugewiesen. Wenn es uns auch erst 1103 bekannt ist, so ist 
doch klar, dass dies sich mit der zunehmenden Jurisdictionsbefugnis 
des Vogtes herausgebildet hat, und dass es allgemein von dem Zeit¬ 
punkt an gilt, wo der Vogt an Kompetenz mit dem Grafen auf eine 
Stufe rückte und unter Königsbann dingte. 

Wie der Graf aber — wir schilderten es schon — seinen Amts- 
zum Herrschaftsbezirk umgestaltete, in dem er auf Grundlage seiner 
Gerichtsbarkeit weitere Rechte erwarb und weitere Ansprüche an Zins 
und Dienst seiner Gerichtsuntersassen stellte, so schlug der Vogt ganz 
dieselbe Bahn ein. Abgesehen von der Ausübung der eigenmächtigsten 
Gerichtsbarkeit klagt I0 °) der Abt über die masslosen Servitien, Beden, 
Eingriffe in das Eigentum der abteilichen Untersassen, ferner über die 
unbegrenzt beanspruchten Hospitien oder Nachtseiden, sowohl in abtei¬ 
lichen Höfen wie in den einzelnen Häusern der Familia, und über die 
Einsetzung der „exactores“, „subadvocati“ und „venatores“, die auch 
noch neben dem Vogt und seinen Söhnen willkürliche Abgaben, 'quasi 
debitum’, eintreiben, ln verschiedenen Punkten: Servitium, Bede, Nacht¬ 
seide, Jagdrecht [„venatores“] finden wir die Parallele bei den Grafen. 

*•) Waitz, D. Vg. 4 S. 471; Schröder, D. Rg. S. 210; von Wickede, 
Die Vogtei in den Stiftern des fränkischen Reichs S. 28. 

,0# ) Vgl. die Einleitung vor allem im Vogtrecht; Mrh. HB. I S. 463 ff. 
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Es war die höchste Zeit, hier dem Vogt Einhalt zu gebieten. 
So werden 1103 seine tinanziellen Rechte auch genau fixiert. Negativ 
wird festgesetzt, was ihm von all den gemachten Ansprüchen nicht 
gebührt; als zu Recht ihm zukommend wird anerkannt: 

1. das erwähnte Drittel aller Gerichtsgefälle, 

2. die Erhebung von Beden (peticiones faeere), 

3. das Herbergsrecht in den Höfen, aber natürlich nur unter 
ganz bestimmten Voraussetzungen, 

4. das genau bestimmte Servitium aus jedem Hofe, wenn er dort 
Gericht hält, 

5. Die Verpflichtung eines jeden aus der Familia, einen Tag 
im .Jahr für ihn zu arbeiten, aber nur in Ham oder Prüm 
(Niederprüm). 

Zu Punkt Eins besteht schon eine Einschränkung: Handelt es 
sich um Totschlag eines Mitgliedes der abteilichen 'familia’ und wird 
die Sache vor dem auswärtigen Gericht, das hier vor allem in Frage 
kommt, von einem Vertreter des Abtes, nicht aber von dem Vogt ge¬ 
führt, so erhält letzterer auch nichts von dem Wergeid. Die grössten 
Schranken aber sind ihm dadurch gesetzt., dass er alle fünf Gerecht¬ 
same nur persönlich, nicht für einen Untervogt oder dergleichen bean¬ 
spruchen kann. 

Natürlich trug der Vogt auch wie in fränkischer Zeit Gut zu 
Lehen, was aus der Dienstverpflichtung der 'familia’ zu Niederprüm 
erhellt 10J ). Vieles Gut aber hatte er sich widerrechtlich angeeignet. 
In dem Vertrage von 1103 wird er aufgefordert, es zurückzugeben 

oder zu ersetzen. Ob er es getan hat, ist eine andere Frage. 

Mit der Abnahme der gerichtlichen Befugnis des Vogtes, die wir 
1222 feststellten, ist ein finanzieller Rückgang verbunden, der besonders 
gross und bedeutungsvoll erscheint. Nach einem neuen Vertrage stehen 
dem Vogt nur noch das Drittel aller Bussen und das Serviz zu ,os ). 

1<M ) Prüm ist sicher gleich Niederprüm. Unter Prüm versteht man das 
Kloster mit der unmittelbaren Umgehung, dem Städtchen, ein vogtfreies 
Gebiet; Niederprüm aber ist der Vorort und daher Name des zugehörigen 
Hofes. Ich nehme nun abteiliches Lehnsgut hier an, weil Niederprüm im 

Bannforst von 816 liegt (s. Forst IV Karte 1 und Wd. Zs. XX S. 256), in 

dem der Abt allein Grundherr war. Vgl. auch unsere Karte. 

,0 *) Mrh. UB. I S. 159 n. 2 ... et nihil ibidem preter servitium, 
quod voyt dinest appellatur et terciam partem placitoruui sive satis- 
factionum debito modo secundum privilegia ecclesie deberet pereipere. Vgl. 
auch S. 195 n. B. 
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Nur vor dem Hochgericht zu Bassel erhält er, wenn hier das Urteil 
gefunden wird, die halbe Summe der Bussen; wird der Fall an das 
abteiliche Obergericht verwiesen, so bleibt es bei dem Drittel lo3 ). 
Trotz dieser vereinzelten und nicht bedeutsamen Erhöhung auf die 
Hälfte bedeutet die Sachlage von 1222 doch einen grossen Rückgang. 
Das wichtige Bedenrecht, das früher so sehr missbrauchte Herbergs¬ 
recht fehlen ihm jetzt, und auch von einer Dienstverpflichtung der 
Tamilia’ findet sicli keine Spur mehr. Wodurch er sich schadlos 
hielt und sein Zurückweichen erklärlich wird, das wird uns die Be¬ 
trachtung des Vogteigebietes lehren. 

Infolge der entscheidungsvollen Auseinandersetzung im letzten 
Drittel des dreizehnten Jahrhunderts verblieb dem Vogt nur die Schirm¬ 
vogtei. In den damaligen Verträgen 104 ) wird nun auch des Serviz 
nicht mehr Erwähnung getan; nur später tauchen in Weistümern 
Leistungen auf, die daran erinnern. Nimmt der Vogt am Gericht teil, 
so soll sein Ross gefüttert werden 105 ). Er zog ja nicht mehr wie 
einst mit grossem Gefolge wie ein Graf zum Ding, sondern ein Ver¬ 
treter kam, prunklos und allein, um für Schutz und Frieden auf dem 
Gericht zu sorgen. Für diese Beschirmung erhält er einen Eier- oder 
einen Hühnerzins, den er aus jedem Ilaus, wo Rauch aufgeht, erheben 
darf. Manche, nicht alle, Weistümer sprechen ihm dann noch eine 
Haferabgabe zu 106 ). 

Nach wie vor aber gebührt ihm das Drittel sämtlicher Bussen 107 ), 
die in den Höfen der Abtei fällig werden, aller Gerichtsstrafen und der¬ 
jenigen Bussen, die z. B. ein Förster oder Fischer wegen Übertretung des 
abteilichen Forst- oder Flussbannes verhängt los ). Selbst bei einem 

• ol ) Mrh. ÜB. I S. 147 n. 1. 

10< ) Grimm, Wst. II S. 512 ao 1279; mit richtiger Datierung Lamprecht, 
D. Wlb. III S. 79, ao 1280; ferner a. a. 0. S. 96, ao 1291 und Grimm, 
Wst. II S. 515 ff. ao 1298. 

Io4 ) Grimm, Wst. II S. 533, Niederprüm. 

,0 ' 1 ) Niederprüm a.a.O.S.534. Auch Ilaferabgabc: Gondenbrett a.a. 0. 
S. 539. „Umh dass der vogt ein solches tun solle (die Abtei schirmen), 
davor soll er aus jederm hauss, . . eins jedem jars haben ein fautsester 
even und ein vauthoen. — Dass in Birresborn (a. a. 0. S. 527) noch mehr 
Abgaben aufgezählt werden, erklärt sich daraus, dass der Vogt dort eine 
Burg batte und Grundbesitz; sie müssen also als Ausnahme gelten. 

*•») 1280. Lamprecht, D. Wlb. III S. 80; 1298, Grimm, Wst. II S.515 f. 

10 ») 1298 a. a. 0. 

Westd. Zeitscbr. f. Gesch. u. Kunst. XXVTII. IV. 27 
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Todesfall ohne Erben kann er ein Drittel des mobilen Nachlasses be¬ 
anspruchen 109 ). 

Diese finanzielle Einnahme, die der Vogt also behält, mildert 
die Grösse des Verzichtes auf seine richterliche Befugnis. 

Noch verständlicher, abgesehen von den schon berührten Mo¬ 
menten, wird uns dieser Verzicht werden, wenn wir nun die Entwicklung 
des Vogteigebietes betrachten. 

§ 3. Das Gebiet der Vogtei und seine Verkleinerung zu 

gunsten der Vögte 110 ). 

In karolingischer Zeit war infolge des bekannten Rechtsgrund¬ 
satzes das Substrat einer Vogtei mit dem Grundeigentum des gefreiten 
Klosters innerhalb der Grenzen eines Gaues identisch. Mit der Be¬ 
freiung von der Grafschaft und der privatrechtlichen Auffassung auch 
des Vogtamtes hörte das auf — wir sehen hier natürlich ab von der 
Bildung der Bannbezirke, über die wir gehandelt haben. 

Die Grafen von Vianden waren prümsche Vögte über alles Gut 
im Bidgau. Sie gaben dann einen Teil ihres Vogteigebietes an die 
Herren von Ham zu Lehen 111 ). Dieser Teil ist uns seiner Ausdehnung 
nach genau bekannt: Die Einheiten der wirtschaftlichen und im An¬ 
schluss daran auch gerichtlichen Verwaltung waren die Fronhöfe: aus 
21 solchen Höfen wird nun 1103 dem Herrn von Ham das Serviz 
zugesprochen; es ist selbstverständlich, dass sie den Kreis seiner Vogtei 
ausmachten. 

Es sind die Höfe: xMettendorf, Rommersheim. Niederprüm, Gonden¬ 
brett, Birresborn, Wallersheim. Seffern. Mehring, Schweich, Olzheim, 
Schwirzheim, Büdesheim, Mürlenbach, Densborn, Hermespand. Lanch, 
Mötsch, Huttingen, Nanzenheim, Badenheim, Etteldorf 112 ). Da die 
Mehrzahl dieser Höfe sich um das Kloster herum gruppierte, im alten 
Carosgau, dem Untergau des grossen Bidgaues, musste die von Harnst he 
Vogtei für Prüm von besonderer Bedeutung sein. 

Ihre Entstehung und Absplitterung von der Bidgauvogtei hat denn 

10 *) 1280 Lamprecht, D. Wlb. III S. 80 § 5. Das scheint aber einge¬ 
schränkt zu sein; 1298 bekommt der Vogt nur Vs des mobilen Nachlasses 
seiner im prümschen Banne wohnenden Eigenleute, wenn sie ohne Leibes¬ 
erben sterben. 

n0 ) Dazu vgl. VVaitz, L). Vg. 7, S. 348 mit Anm. 4. 

nl ) Sieh S. 376. 

“*) Mrh. UB. I S. 463 ff. ao 1103. 
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auch einen tieferen Grund, der sich nach Analogie der weiteren Ent¬ 
wicklung aufdecken lässt: 

In dem Schiedsspruch sehen wir in dieser Teilvogtei den Vogt 
schon sehr weit zurückgedrängt in seinem Machtbereich. Die Schieds¬ 
richter erklären, nur eine schon bestehende Rechtslage gewiesen zu 
haben. Mögen sie vielleicht auch zugunsten des Abtes etwas davon 
abgewichen sein — im grossen und ganzen wird ihre Aussage stimmen. 
Denn es ist gänzlich ausgeschlossen, dass die Rechtslage mit allen ihren 
Bestimmungen über die Beschränkung der Macht des Vogtes 1103 neu 
geschaffen wurde. Sie ist älteren Datums und geht sicherlich auf eine 
Vereinbarung zwischen dem Grafen von Vianden als Vogt und dem Abt 
als Immunitätsherrn zurück. Die Rechte des Vogtes waren ursprüng¬ 
lich in seinem ganzen Amtsbezirk gleich gross, soweit die Herrschafts¬ 
rechte des Abtes gleich gross waren. Als der Vogt anfing, seine Rechte 
auf Kosten des Imtnunitätsherrn zu erweitern und seinen Amtsbezirk 
zum Herrschaftsbezirk zu machen wie der Graf, und als der Abt, um 
Herr im Haus zu bleiben,, das zu verhindern suchte, gab es naturgemäss 
ConHikte auf Contiikte. Sie endigten mit dem Compromiss, dass der 
Abt in einem Teil, natürlich in dem für ihn am wichtigsten, vom 
Vogt Rechte zugestanden bekam, dafür in dem andern Teil seines 
Gebietes eigne Rechte an den Vogt preisgab. Das wiederholt sich bis 
zum Ende des 13. Jahrhunderts, und das Ende des Prozesses ist, dass 
jeder, Abt wie Vogt, sich ein Territorium erworben hat. 

Einen grossen Schritt in dieser Entwicklung sehen wir 1103 
getan: eben den Teil der Vogtei, in dem der Abt im Vordringen 
war, hatte der Graf von Vianden an den Herrn von Ham zu Lehen 
gegeben. 

Um 1132 hat der Graf dieses Lehen wieder eingezogen 118 ); er 
vereinigte also die ganze bidganische Vogtei wieder in seiner Hand, 
— wenn er nicht einen andern Teil sonstwie vergabt hatte, von dem 
wir nichts wissen. Ihre besondere Stellung behielt aber die alte 
Teilvogtei. Infolge der Verträge, die gegen 1200 geschlossen wurden, 
hob sie sich weiter scharf ab von dem übrigen Gebiet. Caesarius 
sagt, der Graf trage eine Anzahl Höfe von Prüm zn Lehen, die zu¬ 
sammen so gross seien wie ein Drittel der ganzen Abtei 114 ). Viele 

,13 ) Vgl. S. 376 n. 32. 

,u ) Mrh. Uß. I S. 159 n. 2 gibt er eine Aufzählung der Höfe; weiter 
a.a.O. S. 158 n. 11 und S. 174 n, 1. 

27* 
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Hufe zählt er auf. Einige von den einundzwanzig sind auch darunter “■*); 
die grosse Mehrzahl derselben aber ist noch bei Prüm. Es sind alle 
die Höfe rings um das Kloster, die den Hochgerichtsbezirk Bassel 
bilden, und der Hof Seifern, ferner die beiden alten schon von Pippin 
geschenkten Höfe an der Mosel: Mehring und Schweich 116 ). In diesem 
Gebiet hatte sich also der Abt nicht nur stärker behauptet, sondern, 
wie wir sahen (Seite 391 f.), seine Rechte erweitert. 

Dafür hatte er aber in dem an den Vogt zu Lehen gegebenen 
Lande auf alle wichtigeren Rechte verzichtet n7 ). Dieses ganze Gebiet 
wurde der Abtei mit der Zeit völlig entfremdet. Ihre Lehnsherrlich- 
keit wurde illusorisch, als der Graf von Vianden auf seine letzten 
richterlichen Befugnisse verzichtete. Wie schon einmal vor 1103, 
trat der Graf selbst Ende des dreizehnten Jahrhunderts von der Vogtei 
in den prümschen Höfen zurück, behielt aber sein abteiliches Lehns¬ 
land. Durch diesen Rücktritt geriet er in lockere Beziehungen zum 
Abt. Da er auch Lehnsmann von Trier und Luxemburg war 118 ), sind 
diese später die Erben der einst prümschen Rechte und Ilöfe geworden. 
Der Preis der Abtei für ihre richterlichen und finanziellen Fortschritte 
war also recht gross. Er wurde noch etwas grösser. 

Die Grafen von Vianden überliessen nämlich die Vogtei ihren 
Verwandten, den Grafen von Schönecken, mit einem kleinen Teil des 
Lehnsgutes. Das letztere nahmen die neuen Vögte 1270 von Luxem¬ 
burg zu Lehen, wenn auch formell noch vorbehaltlich der prümschen 
Lehnshoheit 119 ). Weiter aber wussten sie im Streit mit der Abtei 
noch Teile der Höfe Wetteldorf und Lauch an sich zu bringen 120 ). 
1384 kam die Vogtei mit dem Lehnsgebiet an Trier 181 ). Und Trier, 
das ja alle prümschen Höfe anschaute wie ein Fuchs die Hühner, ge- 

1,B ) Mettendorf. Badenheim. Vielleicht damals auch schon Nanzen- 
heim und Hattingen, sonst später. Über das Schicksal dieser Höfe bringt 
Forst, Wd. Zs. XXIII Angaben. 

“•) Vgl. S. 441 n. 2ö0. 

11J ) Nur gewisse grundherrschaftliche Rechte besass die Abtei noch 
später in einigen dieser Höfe. Vgl. Forst a. a. 0., der hier alle Höfe mit 
kurzen Nachrichten über sie zusammenstellt. (S. 194 ff.) 

"*) Vgl. S. 376 n. 33. 

"*) Goerz, Reg. III 8. 579 ao 1270. 

no) Wetteldorf, s. S. 121 f., Lauch: Forst, Erlüut. IV S. 43. 

**M 1370 starben die Schönecker aus, die Vogtei kam mit den Rechten 
an Luxemburg, das sie 1384 an Trier verkaufte, s. Forst, S. 9, a.a. 0. und 
Wd. Zs. S. 272; Barsch, Schannat Eiflia illustr. II 1 S. 373 f. 
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langte bald zur vollen Landeshoheit in jenem alten prümschen Gebiet“*). 
Der Abtei war es damit für immer verloren. 

§ 4. Die Organisation der Gerichtsbarkeit des Vogtes. 

In dem Vogtrecht von 1103 können wir zwei verschiedene Dinge 
unterscheiden, die der Vogt abzuhalten befugt ist: 

Nullus servientium abbatis pro culpa aliqua in domum advocati 
vel usquam pro gratia sua acquirenda sive ratione reddenda veniat, 
sive rationem reddat nisi in presentia abbatis in placito publico; 

sed neqne mansionarius aliquis nisi in curte, ad quem 
pertinet. 

Also die 'servientes* oder Scharleute haben vor dem 'placitum 
publicum’ in Strafsachen ihren Gerichtsstand, die gewöhnlichen Hinter¬ 
sassen vor dem Hofgericht. Ein wohl verständlicher Gegensatz, da 
jeder „sociorum suorum iudicio“ zu richten war. Überall in deutschen 
Landen galt damals dieser Grundsatz; überall unterstanden daher auch 
die serviente’ oder Scharleute, die 1222 von Caesarius als Ministe¬ 
rialen bezeichnet werden 123 j, einem Sondergericht. 

Nun darf aber der Vogt „tria sola placita“ im Jahr 'in locis 
statutis’ abhalten. Jene beiden Dingarten müssen also in dieser Drei¬ 
zahl mit einbegriffen sein. 

Wir erfahren auch den Termin der drei Vogtdinge: 

Ad tria placita, que prediximus, unum servitium, que post 
pasca debetur, ab abbate accipiat; duo, que familia sibi debet, 
taliter exibeat: unusquisque de familia obolum I in Epiphania domini, 
alium in festo s. Johannis baptiste ad servitium advocati persolvat. 

Um Ostern, Epiphanias und Johannis finden ohne jeden Zweifel 
die Vogtdinge statt. Alle Termine fallen in die erste Hälfte des 
Jahres; höchst sonderbar und unnatürlich, wenn alle drei Gerichte 
gleichartig wären — die Menschen verfehlen sich in der ersten Hälfte 
des Jahres u. E. genau so viel wie in der zweiten —, höchst einleuchtend 
aber, wenn wir eine Verschiedenheit annehmen und Epiphanias und 
Johannis als halbjährige Termine zusammen- und dem Ostertermin 
gegenüberstellen lx4 ). 

1,s j Im Vertrage von 1541. Vgl. S. 455. 

,23 ) Mrh. UB. I S. 147 n. 1. 

124 ) Die „tria placita“ der Vögte entsprechen in der Regel genau den 
bekannten „tria placita“ der Grafen. Bei uns liegt nur äusserlicb eine Ana¬ 
logie vor: allein in der Dreizahl. An Kompetenz sind unsere drei Vogtdinge 
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Nun dürfen ja in der Tat die drei Vogtgerichte nicht gleichartig 
sein. Sie scheiden sich, wie wir im Anfang sahen, in 'placitum pub¬ 
licum’ und Hofgericht. Es fragt sich jetzt also nur noch, wie wir 
diese auf die Termine zu verteilen haben. Aus einleuchtenden Gründen 
würden wir ohne weiteres den Ostertermin mit dem 'placitum publicum 
und die beiden andern Termine mit dem Hofgericht verbinden. Und 

t 

dass wir damit den rechten Weg einschlagen, lehrt der in der ange¬ 
führten Belegstelle weiter ausgeführte Gegensatz: zu Ostern leistet der 
Abt das Serviz, zu Epiphanias hat es die Tamilia’ zu leisten. Dass 
die 'scararii’ frei sind von der Servizleistung. ist bei ihrer bevorzugten 
Stellung ganz gewiss nicht auffällig. 

Nur eine Bestätigung unserer Deutung lesen wir aus folgender 
Nachricht heraus: 

Placitum cum servientibus, id est scararis s. Salvatoris, semper 
post natale s. Remigii VIII. die in Merniche placitabit; eadem 
die ex parte abbatis iam dictum servitium integrum, si venerit, 
accipiat. 

Hier haben wir ein Scharleuteding, ein 'placitum publicum’, vor 
uns. Die bestimmte Festsetzung des Tages ergibt, dass es nur ein¬ 
mal im Jahr stattfand, das stimmt mit unserem Resultat überein. 
Zweitens leistet, genau wie wir vorhin feststellten, auch hier der Abt 
das Serviz; durch „iam dictum“ wird sogar noch ausdrücklich auf die 
oben citierte Stelle, wo er es Ostern zu liefern hatte, Bezug genommen. 

Nur der Termin ist hier ein anderer 125 ). Wir nehmen daher 
für Mehring eine Ausnahmezeit an und halten diese für die Ursache, 
dass das Gericht überhaupt besonders erwähnt wird. Nur ein anderer 
Grund für die Erwähnung könnte noch in Betracht kommen, wenn 
man nämlich dies Mehringer Gericht für das 'placitum publicum’ der 
Abtei Prüm überhaupt erklärt — natürlich innerhalb der Vogtei des 
Herrn von Ham. Wer diesen Weg einschlägt, muss die Angabe der 
'tria so la placita’ für falsch erklären, muss für das Ostergericht eine 
andere Deutung suchen, muss die Übereinstimmung der beiden Eigen- 

nicht unter einander, daher auch nicht alle drei den grätlichen DiDgen gleich. 
Unsere Deutung weicht von der üblichen ab. Wir glauben aber, dass sie 
bei den Prüm er Verhältnissen z.utrifft. Jede andere Deutung begegnet 
Widersprüchen schon im Vogtrecht selbst, erst recht aber in den späteren 
Nachrichten. 

,,s ) Der St. Remigiustag fällt auf den 1. Oktober. Vgl. Grotefend, 
Zeitrechnung des deutschen Mittelalters und der Neuzeit I S. 164 oder II, 2 
S. 1(50 
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schäften, dass der Abt das Serviz leistet and dass der Vogt das Gericht 
nur einmal im Jahr abzubalten berechtigt ist, als zufällig erklären. 
Das wird nicht gut möglich sein. Ganz schwer aber dürfte es für 
ihn werden, es uns verständlich zu machen, warum denn grade Mehring 
zum Dinghof erkoren wurde? 

Mehring liegt an der Mosel und gehört hier zusammen mit dem 
Hof Schweich unter die Vogtei des Herrn von Ham. Die beiden Höfe 
sind mindestens einen Tagemarsch von Prüm und den vielen hier um 
das Kloster liegenden Höfen derselben Vogtei entfernt. (Vergl. Karte.) 
Wäre nun Mehring die einzige Gerichtsstätte für das 'placitum publi¬ 
cum’ in der Vogtei, so müsste also der Abt mit den Scharleuten aus 
den neunzehn andern Höfen eine Reise nach Mehring antreten und 
dort Gericht halten lassen. Das erklären wir für unmöglich. Das 
Natürliche und Vernünftige wäre dann doch, die zwei allein und ab¬ 
seits liegenden Höfe kämen zu den neunzehn. 

Dazu kommt endlich, dass diese nicht haltbare Annahme in der 
Überlieferung der vorhergehenden und der nachfolgenden Zeit nicht 
einen Stützpunkt findet. Bleiben wir dagegen bei unserer Ansicht, 
so lässt sich die spätere Sachlage einigermassen gut daraus entwickeln. 

Es steht fest, das Gericht der 'servientes’ tagt in Mehring au 
einem Ausnahmetermin. Also gibt es neben diesem ‘placitum’ noch 
andere derartige in der Abtei. Das führt uns unmittelbar zu den 
Dingstätten, an denen der Vogt zu Gericht sitzt. 

Die Urkunde drückt sich an der betreffenden Stelle sehr all¬ 
gemein aus: tria sola placita in „locis statutis“ ; mit Absicht. 

Für die Gerichte der 'mansionarii’ ist der Ort ohne weiteres ge¬ 
geben: „neque mansionarius aliquis nisi in curte, ad quem pertinet“. 
Hier ist also jeder Fronhof auch Dinghof. Dafür sprechen noch 
mehrere Stellen in dem Vogtrecht, die anzuführen wir uns wohl sparen 
können. 

Bei den ‘servientes’ kommen wir zu einem andern Ergebnis. Von 
ihnen gab es sicherlich nicht so viele in einem Hof, dass in jedem ein 
Gericht für sie möglich gewesen wäre. Andrerseits mussten wir bereits 
folgern, dass es neben Mehring noch andere Dingstätten für sie gab. 
Daraus folgt, dass bei ihnen eine Mehrzahl von Höfen zu einem Gerichts¬ 
hof gehörte. Leider können wir 1103 die Stätten, an denen 'placita 
publica’ tagten, nicht ermitteln, abgesehen von Mehring. 

Von der Organisation der vogteilichen Gerichtsbarkeit haben wir 
bis jetzt folgendes Bild bekommen: 
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Einmal zerlegt sich der Yogteibezirk in kleinere Gerichtskreise, 
deren Mittelpunkt jedesmal ein Fronhof ist. Der Vogt ist berechtigt, 
in ihnen jedes halbe Jahr einmal, zu Epiphanias und Johannis, zu 
Gericht zu sitzen; nur über strafrechtliche Dinge der 'mansionarii’ 
wird geurteilt; die'mansionarii’ stellen das Servitium. Darüber legt sich 
dann ein Netz mit grösseren Maschen. Jede umfasst mehrere Höfe: der 
Vogt darf hier einmal im Jahr, — mit Ausnahme von Mehring — 
zu Ostern, richten; dieses Gericht heisst 'placitum publicum’, vor ihm 
haben die 'scararii’ in Strafsachen ihren Gerichtsstand; der Abt hat das 
Servitium zu liefern. 

Nach unserer Auslegung ist also die Dreizahl der Gerichte des 
Vogtes (tria sola placita) von zeitlichem und finanziellem Gesichtspunkte 
aus fixiert. Grade das tat not, wie aus der Klage des Abtes über 
willkürliches Abhalten der Gerichte und über die inasslosen Serviz- 
ansprüche des Vogtes hervorgeht. 

Schon 1103 übte der Abt in manchen Fallen, wie wir sahen, 
eine konkurrierende Gerichtsbarkeit aus. Hinfort wurde ihm diese erst 
recht möglich infolge der festen Terminsetzung. 

Nur zweimal im Jahr war der Vogt im Hof zu richten berechtigt. 
Es war aber doch sicher unmöglich, alle Fälle auf ein halbes Jahr bis 
zur Erledigung zu verschieben. Nun konnte ja zwar der Vogt gerufen 
werden, um Gericht abzuhalten t26 ). Aber davon wurde begreiflicher 
Weise selten Gebrauch gemacht; wohl nur. wenn er wegen des Blut¬ 
bannes oder aus einem andern triftigen Grunde nicht zu entbehren 
war. Von selbst kommen durfte er über die zwei Termine hinaus 
nicht. So war der Abt in der Lage, viele Strafsachen vor sein Gericht 
zu ziehen, dem der 'villicus’ im Hof präsidierte. Es ist 1103 auch 
gar nicht gesagt, dass der Vogt die ganze Strafgerichtsbarkeit bean¬ 
spruchen dürfe, sondern man kann nur schliessen, dass er auf seinen 
zwei Dingen nur Strafsachen, nicht andere Fälle, zu richten hat. Auf 
jeden Fall gelang es dem Abt, den Vogt von dem Vorsitze der Hof¬ 
gerichte zu verdrängen. Wir haben das ja bereits erörtert. Spätestens 
seit der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts präsidierte allein der 
Schultheiss. der sich aus dem 'villicus’ entwickelt hatte, den Hofdingen. 
Ihre Kompetenz ist aber, abgesehen von der Erweiterung durch die 

li8 ) Die Fälschung sagt auch: quodsi advocatus ab abbate supra ista 
tria placita ob aliquam auditionem, ipse abbas ei de suo serviat. Si vero 
advocatus a familia, inde servitium accipiat. Mrb. UB. I S. 43. 
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Zivilgerichtsbarkeit, die jetzt natürlich auf ein und demselben Gerichte 
mit erledigt werden konnte, fast, ja wahrscheinlich ganz, dieselbe geblieben 
wie 1103. Alle Strafsachen werden vor den Hofgerichten erledigt, nur 
in Fällen, wo das Urteil auf Tod lauten würde, muss Verweisung an das 
Hochgericht stattfinden 127 ). Ob das 1103 erforderlich war, erfahren wir 
nicht, es ist aber nach den gleich folgenden Erörterungen zu veimuten. 

Das zweite Gericht des Vogtes war das 'placitum publicum’. 
Eigentlich ein recht sonderbarer Name für ein blosses Sondergericht 
der Scharleute. Der Name weist, in jener Zeit gebraucht, ganz ent¬ 
schieden auf ein Hochgericht hin. Wir nehmen denn auch an, da^s 
diesem 'placitum publicum’ das uns später bezeugte Hochgericht entspricht, 
und begründen weiter unsere Ansicht. 

Heide Gerichte haben gemein, dass sie sich aus mehreren Höfen 
znsammensetzen. Nun haben wir Anlass, das Hochgericht Bassel, das 
die Höfe des alten Carosgaues umfasste, auf alte Einrichtung zurück¬ 
zuführen li8 ). Es existierte sicher seit der Zeit, wo die Abtei im Besitz 
der Hochgerichtsbarkeit war. also schon 1103. An ein Vogtgericht 
müssen wir selbstverständlich anknüpfen, und da kann nur das 'placitum 
publicum’ in Frage kommen. Dazu kommt, dass uns Caesarius direkt 
darauf führt, das Basseier Hochgericht mit den Scharleuten in Ver¬ 
bindung zu bringen. In ein und derselben Anmerkung im Urbar redet 
er erst von den 'scararii’, um sich dann plötzlich über das Hochgericht 
im Basseier Walde auszulassen li(9 ). Seine Worte darüber schwebten 
zusammenhanglos in der Luft und wären hier ganz sinnlos angebracht, 
wenn man nicht annimmt, dass er, von den 'scararii’ redend, durch eine 
naheliegende Ideenverbindung darauf gekommen sei, grade hier und 
überhaupt das Hochgericht zu erwähnen. Ferner: 1103 haben wir 
um Mehring den Bezirk eines 'placitum publicum’, später im Mittelalter 
bilden Mehring-Schweich einen Hochgerichtsbezirk 180 ), auch das kann 
unsere Ansicht nur bestätigen. 

Statt eine nicht begreifliche Neubildung des Hochgerichts anzu¬ 
nehmen, die seit 1103 vor sich gegangen sein müsste, werden wir 
vielmehr ohne den leisesten Zweifel das 'placitum publicum’ in der aus- 


l,7 j Vgl. S. 440 f. 

,M ) Vgl. S. 411. 

,2# ) Mrb. UH. 1 S. 147 n. 1: scararios modo ministeriales appellamus 
. . . und dann: Sciendum est, quod quandocunque (sc. com es) placitum 
tenet Hlaslo cum hominibus . . . 

130 ) Vgl. S. 444 und 457. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



410 


H. Wohltmann 


geführten Weise ansprechen und mit dem späteren Hochgericht in eine 
Entwicklungsreihe stellen. 

In der Kompetenz ist dann eine Wandlung vor sich gegangen 
insofern, als im späteren Mittelalter die Ministerialen strafrechtlich 
nicht mehr vor das Hochgericht gehörten. Wo sie damals in Straf¬ 
sachen ihren Gerichtsstand hatten, wird uns nicht erzählt, es bleiht 
uns aber nur die Möglichkeit anzunehmen ,31 ), vor dem abteilichen 
Oberhof Rommersheim. An ihn hat also das Hochgericht einen Teil 
seiner Kompetenz verloren. Ein ähnlicher Prozess hat sich in anderen 
Territorien abgespielt. Da das spätere prümsche Hochgericht nur noch 
über die Exekution hei todeswürdigen Verbrechen zu erkennen hat 13 *), 
ist fast die ganze Strafgerichtsbarkeit über die Ministerialen an das 
Obergericht gekommen, und es trifft also auch bei Prüm zu, wenn 
Schröder sagt lss ), der Oberhof habe für die eximierten Stände das 
ordentliche Gericht gebildet. Wenn er aber erklärt, er sei die Fort¬ 
setzung eines alten Hochgerichts und entstanden infolge der im 13. Jahr¬ 
hundert stattfindenden Umwandlung 154 ) in der Gerichtsverfassung, so 
ist das bei unserm Hochgericht durchaus nicht der Fall. Das Hoch¬ 
gericht Bassel, das hier allein in Frage gekommen wäre, blieb. Den 
Oberhof aber lernten wir schon 1222 kennen; er reicht mit seiner 
Entstehung mindestens in den Anfang des zwölften Jahrhunderts 
zurück 185 ). Er ist die Folge der mit den Vogtgeriehten konkurrieren¬ 
den, emporstrebenden, landesherrlichen Gerichtsbarkeit des Abtes. Diese 
Konkurrenz ging so weit, dass sie die ganze Strafgerichtsbarkeit über 
die Ministerialen an sich zog bis an die Grenze, wo der Vogt wegen 
seines Blutbannes nicht zu entbehren war. So ist es zu erklären, dass 
dem Hochgericht schliesslich nur jene Kompetenz blieb, das Exekutions¬ 
urteil zu fällen. Am Ende des dreizehnten und in den folgenden Jahr¬ 
hunderten haben wir also das Bild: das Hofgericht ist für die bauer- 

'»•) S. 437. 

«»*) Vgl. S. 440 f. 

us ) Schröder, D. Rg. S. 617; hier auch n. 71. 

m ) Schröder, a. a. 0. S. 615. Von dieser Umwandlung in der Gerichts¬ 
verfassung in der Weise, dass die karolingische Scheidung der Gerichte nach 
Sachen einer solchen nach Personen wich, findet sich bei unserer Abtei im 
13. Jahrhundert keine Spur. Dieses karolingische Prinzip war 1103 doch 
schon durchbrochen, indem damals das Hochgericht auch nebenbei ein 
Standesgericht war. 

*«) Vgl. S. 438. 
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liehen Bannbewohner, das Obergericht für die Adligen zuständig; über 
beiden steht, wenn auf Tod erkannt ist, das Hochgericht. 

Über die Besetzung der Schüffenstühle des Hochgerichts mit 'sca- 
rarii’ ist noch zu sagen, dass sie uns nicht auffällig erscheint. Die 
Forschung hat ergeben, dass die gräHichen Dinge damals meist mit 
Edelen als Urteilfindern besetzt waren 136 ). Ihnen entsprechen in der 
Immunität die 'scararii’, die hier den ersten sozialen Stand bilden. Als 
der Oberhof für sie zuständig wurde, haben sie sich in der Tat 1 ® 7 ) vom 
Hochgericht zurückgezogen. Denn unter den Hochgerichtsschöffen, die 
später am Hochgericht teilnehmen, taucht kauin einer mit adligem 
Namen auf 138 ). 

Als Dingstätte wurde uns Mehring angegeben, und Bassel haben 
wir inzwischen ermittelt. Hier sind offenbar schon seit alten Zeiten Dinge 
abgehalten worden. Wegen seiner Lage mitten im Carosgau, vielleicht 
sogar ausserhalb, sonst hart an der Grenze des prümschen Bannes von 
Rommersheim, deuten wir Bassel als alte Gaudingstätte; Prüm hat sie 
aber schon früh übernommen. Es geboren nämlich nur solche Höfe 
vor Bassel, die im alten Carosgau liegen. Man muss also schon in 
einer Zeit, in der das Bewusstsein von diesem Gau noch lebte, dieses 
Hochgericht mit seinem Bezirk geschaffen 139 ) haben. Als dritter Ding¬ 
ort für ein 'placitum publicum’ in dieser Yogtei kommt Seffern in 
Betracht. 1298 betonen die Schöffen, dass nur ein Hochgericht, Bassel, 
in der Vogtei Schönecken sein solle. Man sollte hier in Seffern also 
keines vermuten. Aber jener Spruch ist nicht, wie wir sehen werden, 
ausgeführt worden 140 ). Noch 1571 wird uns hier ein Hochgericht 
zweimal bezeugt. Seffern ist grade der Teil U1 ), der ganz ausserhalb 
des Carosgaues fällt. Die Höfe rings herum waren verloren gegangen, 

,3 *) Schröder, 1). Rg. S. 573. 

,37 ) a. a. 0. S. 615 führt Schröder aus, dass die Adligen sich vom Hoch¬ 
gericht zurückgezogen hätten. 

,38 ) In einigen Weistümern finden sich Scbüffennamen, die man so 
deuten könnte: Notarielles Instrument über die Abhörung verschiedener 
Zeugen über die Rechte des Abtes (1451 Februar 11. Staatsarchiv Coblenz) 
Schöffen zu Niederprüm: Clais van Wynzfeld, Wyricb van Niederprume, 
Schöffe von Wetteldorf: Johann von mastern. Wst. Mötsch (1418 Mai 10. 

. Staatsarchiv Coblenz) Thilman von Walmullen, Thilman und Thys van 
Hattingen. — Wir glauben, dass hier allein der Wohnort gemeint ist. 

»•) Vgl. S. 388 f. 

uo ) Vgl. S. 441 f. über das Sefferner Hochgericht. 

,41 ) Abgesehen von den beiden Höfen an der Mosel. Vgl. Karte. 
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so dass der Sefferner Bezirk zusammenschmolz. Daher wollte man den 
Rest nun zu Bassel schlagen. Übrigens gibt uns das Weistum von 1298 
selbst ein allerdings schwaches Anzeichen für ein altes Hochgericht in 
Setfern; dieser Hof wird in ihm einmal allein neben zwei Hochgerichts¬ 
orten besonders hervorgehoben ,42 ). 

Am Schlüsse dieses Abschnittes ist noch der Stellung des Ortes 
Prüm zu gedenken. In ihm lag das Kloster und hatte der Abt seine 
„Residenz“, wie Caesarius sagt 143 ). Er bezeichnet den Ort als 'oppi- 
dum, ab omni violencia advocati exemptunü, und erklärt weiter, die 
Vögte dürften dort keine Abgaben erheben und keine zwingende Gewalt 
ansüben. Wir haben hier also ein sogenanntes vogtfreies Gebiet vor 
uns Seine Entstehung und seinen Charakter näher zu betrachten, 
würde uns hier zu weit führen. 

§ 5. Weitere Vogteien Prüms. 

Alle Quellen, die bis jetzt für die Auseinandersetzung zwischen 
Abtei und Vogtei verwertet wurden, bezogen sich nur auf Prüms 
Verhältnis zu der von der alten Bidgauvogtei abgesplitterten Teilvogtei 
des Herrn von Ilam und seiner Nachfolger. Aber wir sahen im Anfang 
unserer Abhandlung, dass die Abtei, da ihr Grundbesitz sich über viele 
Gaue zerstreute, auch viele Vögte haben musste. Nicht alle sind sie 
uns bekannt geworden; nur folgende Vogteien lassen sich mit ihrem 
Schicksal noch mehr oder weniger gut feststellen: 

1. Der Bezirk der Herren von Schönberg; er grenzt an den der 
Grafen von Schönecken und umfasst, als wir von ihm erfahren. 3 Höfe: 
Winterspelt, Sellerich und den Oberhof Bleialf, wo das Hochgericht 
tagt. Es ist das Gebiet des alten Bannforstes, das nicht mit dem Caros- 
gan zusammenfällt. 

Vgl. Grimm, Wst. 11 S. 529 ff. (Bleialf ao 1581 —1601) und 
Mrh. UB. IS. 154 n. A. ao 1222. 

Der Herr von Schönberg trägt auch Gut zu Lehen. Der Abt 
wird in dieser Vogtei Landesherr, daher wird später ausführlich darüber 
zu handeln sein. 

2. Die Vogtei um den Oberhof Linnich mit Güsten und anderen 
Höfen, westlich von Köln. Lacomblet, Urkundenbucli für die Geschichte 
iles Niederrheins 111 Nr. 680 und vergleiche dazu Diplom. Prumiense 
190 (Staatsarch. Coblenz); 1368 verkaufen Abt und Konvent von Prüm 

><-’) Vgl. S. 417 n. 146. 

l * s ) Mrh. l*B. I S. 195 n. B. 
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dem Arnold von Randerath . . . alsulche heirschaft. eigendom ind guyde 
. . . datz ze wissen unsen vroynhof zu Lvnchge, so wie die gelegen 
ist, mit alle syme zubelioeren . . verzegen . . . up alsulche hui de 
und m&nschaf, as die beirre von It. uns gedain hatte von der vadyen 
wegen van Lynche . . . usgescheiden in desem vertzichnisse die vadye 
von Güsten mit irme Zubehören. Wie aus der im Diplomatarium 
stehenden Urkunde hervorgeht, bleiben dem Abt in Linnich nur ge¬ 
wisse mit der Kirche verbundene Rechte; in Güsten behält er die 
Hochgerichtsbarkeit und wird er Landesherr. Wir kommen später 
wieder auf diese Vogtei zurück. 

3. Die Vogtei von Awans, Fymay, Feppin, Kevin ist 1222 bei 
den Grafen von Namur. Mrh. Urk.-K. IS. 165 n. 1. — Nach der 
Fälschung (Mrh. Urk.-B. I S. 43 ao 800; S. 391 n. 76 dieser Abhand¬ 
lung) lagen hier die Verhältnisse genau so, wie in der Vogtei des Herrn 
von Ham, Prüm besass auch hier Hochgerichtsbarkeit. 

In dem Bezirk von Awans, der unmittelbar bei Lüttich liegt, 
wird dann der dortige Bischof Vogt (vgl. Wd. Zs. XXIII S. 207); in 
den drei andern Höfen scheint der Graf von Hennegau hoheitliche 
Rechte zu haben, vgl. Goerz, Reg. IV S. 669 n. 3010. Die Abtei 
behauptet hier Landeshoheit, hat sich daher wohl die Ilochgerichtshar- 
keit in allen vier Bezirken gewahrt. Diese gehen dann an Frankreich 
verloren; 1778 verzichtet der Abt auf seine Landeshoheit, behält sich 
aber Nutzungsrechte vor. Vgl. Forst, Wd. Zs. XXIII S. 224. Wenn 
Forst, Erläut. IV S. 5 erklärt, Prüm sei hier nur Grundherr gewesen, 
so ist das ein Irrtum. 

4. Mrh. Urk.-B. I S. 163 n. A.: Comes de Luzenleburhc. multas 
et amplas advocatias tenet de ecclesia. Sein Gebiet umfasst die 
prümseken Höfe bei Luxemburg und auch die Gruppe westlich von 
Prüm: Malbonpre. Holler u. a. Er wird in seinem Vogteigebiet, weiter 
aber anch in dem schon S. 404 erwähnten Viandenschen Lehnsgebiet 
Landesherr. Aus der Persönlichkeit des Grafen darf man auf Iloch- 
gerichtsbarkeit. die Prüm hier einst besass, schliessen. Vgl. Wd. Zs. 
XXIII S. 199 ff. n. 11, 19—23, 33, 45—4 7, 53, 54 und unter r Man¬ 
derscheid“. 

Einige Rechte, vor allem grundherrschaftliche, behielt die Abtei 
in manchen dieser Höfe. 

5. Mrh. Urk.-B. I 167 n. A.: ln Villance ist Vogt: nobilis \ir 
de Cunlic. 1222. Der Hof gerät, wir wissen nicht wie, unter luxem¬ 
burgische Landeshoheit. Siehe unter 4 n. 4 5. 
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6. Mrb. Urk.-B. IS. 186 n 4. Advocatia s. Goaris cum suis 
appendiciis . . . ist, da die alten Vögte ausstarben. zwischen 1185—1212 
an die Grafen von Katzenelnbogen gekommen. Der Abt blieb hier im 
Besitz der Hochgerichtsbarkeit und war Landesherr. Vgl. Grimm, 
Wst. IV S. 736, 1884 Januar 27: 

. . . Des wisten und deilten die scheffen daselbes, daz evn abt 
von Prume eyn here und eyn richtere zu s. Gavere were über hals 
und houbet und daz er die scheffen daselbes zu machen bette und auch 
zu entsetzen die missededigen . . . 

ln demselben Weistum überlässt der Abt seine Rechte an Trier, 
aber auf Wiederkauf. 1420 geht das ganze Herrschaftsgebiet an die 
alten Vögte, die Grafen von Katzenelnbogen, über; s. Wd. 7s. XXIII 
S. 220. 

7. Mrb. Urk.-B. I S. 181 n. 3: 

. . . super otnnia bona nostra, cpiae habemus in episcopatu Tra- 
jectensi [also Utrecht] tenet (sc. comes Clevensis) advoeatias, excepta 
Frisia. 

Der Stand des Vogtes lässt sicher darauf schliessen, dass die 
Abtei hier Hochgerichtsbarkeit hatte. Alle Höfe gehen der Abtei ver¬ 
loren. Vgl. Wd. Zs. XXI11 S. 218. 

8. 1115 ist, wie wir schon S. 375 sahen, Theodorich, comes de 
Ara, summus advocatus in Münstereifel und ein Rudolfus dort Unter¬ 
vogt. 1197 verleiht der Graf von Hochstaden als maior advocatus 
dem Orte einen erhöhten Frieden. Mrb. Urk.-B. II S. 213. Jene 
Verleihung zeigt den Vogt im Besitz der Hochgerichtsbarkeit. 

Die Vogtei umfasste aber ein viel grösseres Gebiet. Vgl. Wd. 
Zs. XXIII S. 209 n. 55, 56, 62, 65, 70. 94, 96. 1246 kommt 
Hochstaden und damit auch die Vogtei an Köln. 1247 verzichtet der 
Abt auf alle Rechte und Güter, die der Vogt von ihm zu Lehen hatte, 
zu gunsten Kölns. Mrb. Urk.-B. III S. 677 n. 907. Köln gewinnt 
die Landeshoheit, der Abt bat aber in einigen Orten, abgesehen von 
grundherrschaftlichem Besitz, noch lange Zeit Rechte an Nieder- und 
auch Hochgerichtsbarkeit. Vgl. unten S. 4 28, 432, 447. 

9. Der Graf von Jülich ist 1222 Vogt von Wissersheim. Kerpen 
und anderrn nicht näher bekannten Gebiet, natürlich Hochgerichtsvogt. 
Vgl. Mrh. Urk.-B. 1 S. 187 n. 2. 

Viele prümsclie Höfe finden wir später unter der jülichschen 
Landeshoheit, siehe Wd. Zs. XXI11 S. 209 ff., n. 55, 57, 58, 75, 76, 
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83, 86, 95, und Tondorf n. 55 kam mit Hochstaden an Köln, das den 
Hof an Jülich zu Lehen gab. 

10. Der Graf von Leiningen trägt die Vogtei von Albisheim zu 
Lehen. Mrk. Urk-B. 1 S. 198 n. 2. 1222. Dieser Hof bildet ein 

Beispiel der bunten Verteilung prümscher Rechte. Den Fronhof mit 
den dazu gehörigen Leuten hat Werner von Boianden als Lehen; einige 
Grundstücke hat das Kloster Rodenkirchen, dem auch das Patronats¬ 
recht der Kirche übertragen wird. Den Zehnten hat wieder der Graf 
von Leiningen, der ihn als Afterlehen an die Grafen von Sponheim 
vergabt, die die Hälfte 1291 an das Kloster Otterberg verkaufen. 
Wd. Zs. XXII1 S. 221. 

Bei der Mehrzahl der angeführten Vogteien können wir es aus 
direkten Nachrichten beweisen, dass sie Hochgerichtsbarkeit betreffen; 
bei den andern müssen wir es aus dem Stande der Vögte und den 
späteren Rechtsverhältnissen folgern; allein bei der Vogtei Villance 
könnten wir im Zweifel sein. 

Alle diese Vogteien, von denen wir etwas Näheres wissen, er¬ 
streckten sich über geschlossene Gerichtsbezirke. Soweit wir nur sie 
in Betracht ziehen, findet der Satz Seeligers: Die meisten Vögte der 
späteren Jahrhunderte sind Niedervögte, die nicht die Rechte des ehe¬ 
maligen Grafenamtes besassen U4 ), bei der Abtei Prüm keinen Beleg. 
Die Vögte waren hier seit Ende des zehnten Jahrhunderts Hochricliter. 
den Grafen gleich; es gelang aber der Abtei, ihnen ihre richterliche 
Kompetenz in langsamem Ringen zu entwinden. In der zweiten Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts war dieser Prozess vollendet: die 
Vögte werden zu Schirmvögten. Dadurch erscheint eine ursprüngliche, 
in den letzten Jahrhunderten sehr von ihnen vernachlässigte Seite ihres 
Amtes, die Schutzpflicht, allein in den Vordergrund gerückt und allein 
weiter fortgesetzt. 

Doch bevor es soweit kam, war es vielen gelungen, einen Teil 
ihres Vogteigebietes, als Abfindung gleichsam, zu Lehen zu erhalten, 
sich hier alle richterlichen Funktionen zu bewahren und sie dann 
schliesslich als I^mdesherr zu verwalten (Vianden, 2, 8, wahrscheinlich 
6 und 1); einige emanzipierten sich sogar mit ihrer ganzen Vogtei vom 

“*) Seeliger, Grundberrschaft S. 162. Er trifft zu, sobald wir Land 
und Leute der Abtei ausserhalb der Banne ins Auge fassen. Uber sie hatte 
Prüm nicht mehr als Niedergerichtsbarkeit (s. S. 390), die anfangs doch auch 
der Vogt wahrzunehmen hatte. In dem Sinne kann man wohl von Nieder- 
vogteien reden. 
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Abt (4, 5, 7, 9, 10). Allein die Vogtei n. 3 scheint ungeschmälert 
dem Abt bis in den Anfang der Neuzeit verblieben zu sein. 

Abgesehen von diesen Verlusten, die durch Abfindung an die Vögte 
entstanden, hatte überhaupt die Absplitterung von der Abtei immer 
mehr zugenommen. Manches Recht wurde gewaltsam entfremdet, an¬ 
dere musste das Kloster bei der eingerissenen finanziellen Not an Herren 
weiterhin vergaben, die sie oft in vierte oder fünfte Hand geraten 
liessen. Ein Beispiel nur der bunten Verteilung führten wir Seite 415 
unter 10 an. Dasselbe lesen wir aus den Anmerkungen des Caesarius 
zum Urbar heraus oder aus der noch nicht vollständigen Zusammen¬ 
stellung abteilicher Höfe durch Forst (Wd. Zs. XXIII S. 194 ff.). Ein 
Überblick lehrt hier, dass bei den Rechten grundherrschaftlicher Art 
oder bei den an Kirchen und ähnlichem die Abtei meist ihre Lehns¬ 
hoheit sich erhielt, während die Gerichtsrechte, wenn sie einmal ver¬ 
liehen oder durch Usurpation in fremde Hand gekommen waren, zu 
gänzlicher Trennung von der Abtei führten. Näher haben wir nicht 
auf diese zersplitterten und verliehenen Rechte einzugehen. 

Nur diejenigen Höfe, die die Abtei bei der Auseinandersetzung mit 
den Vögten sich unmittelbar gerettet batte, hoben sich scharf ab. ln ihnen 
war der Abt, wenn wir die Verhältnisse der Vogtei Schönecken ver¬ 
allgemeinern, allein Herr der Gerichtsbarkeit geworden, und aus ihnen 
werden wir uns das „I,and J , oder das Fürstentum „Prumia“, von dem 
Ende des dreizehnten Jahrhunderts geredet wird, zusammengesetzt 
denken 145 ). Über alle Höfe binnen dem Lande wird 1298 ein Weis¬ 
tum gewiesen, das wir deshalb Landesweistum nennen. Es erklärt, 
dass alle Höfe dem Oberhof Rommersheim unterstehen, und dass der 
Abt in allen die geschlossene Grundlierrlichkeit besitzen solle. Durch 
diese beiden Aussagen erhalten wir also genaue Anhaltspunkte für die 
Zusammensetzung des Fürstentums von 1298. Zu ihnen kommen als 
sichere Ergänzungen die Nachrichten aus späterer Zeit, die uns un¬ 
mittelbar die Landeshoheit des Abtes verbürgen. 

Mit diesem Lande von 1298 wollen wir uns hinfort beschäftigen. 
Wir wollen den Rechten, die der Abt in seinen Höfen geniesst, nach¬ 
gehen, ihre Verbreitung und nebenbei auch ihr Wesen untersuchen. 
Es leuchtet ein, dass nur solche Rechte, die geschlossen in einem Hofe 
gelten, von uns zu berücksichtigen sind. 

Wir beginnen mit der Banngrundherrliclikeit. 

us ) Lamprecht, D. Wlb. III S. 80 1280 und Grimm, Wst. II 8. 515 fi. 
ao 1298. 
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II. Teil. 

Die Landeshoheit des Abtes. 

Kap. IV. Die Banngrundherrlichkeit. 

Zu Rommersheim in dem höchsten prümschen Gerichtshöfe, der 
für alle Höfe, in welcher Vogtei sie auch liegen, zuständig ist, ent¬ 
scheiden 1298 die „scheffen edel und unedel“ aus der ganzen Abtei 
über die Höfe, „binnen dem lande“, 

„dat nieman ensall eigen guit hain in der apteien von Prurne, 
it sey in dem hove von Rumerschem, noch zu Prume, noch in dem 
lioiff von Alffe, in dem hoiff von Seffern und in andern hoeven, die 
entbinnent der abtheien gelegen seynt. 

Och hat der scheffen gewist, off' jemant guit ligen bette in der 
apteien von Prume, dat nit anger noch zins engeve, noch vroindage, 
dat sali man von eim abt und seyme gotzhaus zu lehen halden“ I46 ). 

Damit setzen die Schöffen fest, dass niemand in den Höfen der 
Abtei freies Grundeigen haben soll, dass vielmehr alles Gut vom Abt 
zu Lehen zu tragen ist. 

Die Höfe erscheinen an dieser Stelle als räumlich geschlossene 
Herrschaftskreise, die alter nicht durch einen geschlossenen grundherr¬ 
schaftlichen Besitz gebildet sind, sondern durch andere Rechte, die 
über das abteiliche Grundeigen hinausgreifen, und infolge deren sich 
jetzt ein neues, geschlossenes Recht entwickelt hat. Welches die Rechte 
waren, durch die diese Bezirke entstanden, hat uns das Kapitel über 
die Bannbezirke gezeigt. Und wenn wir 1280, 1291 und auch 1298 
hören l47 ), dass der Abt in den Höfen die unbegrenzte Gerichtsbarkeit 
hat, und nun sehen, dass die Höfe räumlich geschlossen sind, aber 
dabei freies Grundeigen umspannen, so können wir sogar unsern Schüffen- 
spruch als einen neuen Beweis für die Richtigkeit unserer früheren 
Erörterungen verwenden. 

Wir können also sagen: Ende des dreizehnten Jahrhunderts wird 
dem Abt von Prüm in den Bannbezirken das Eigentum am gesamten 

,4a ) Grimm, Wst. II S. 515 ff. Auf die Kompetenz des Obergericbts 
kommen wir S. 435 f. zu sprechen. 

Warum grade diese drei Höfe genannt werden, erklärt sieb aus ihrer 
Stellung als Oberhöfe. s. S. 411. Prüm wird angeführt, weil es als Resi¬ 
denz des Abtes eine besondere Rolle spielt. 

,47 ) Vgl. S. 397 f. 

Westd. Zeitsclir. f. Cesch. u. Kunst. XXVIII, IV. 9$ 
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Grund und Boden zugesproeben. Die Weistümer der folgenden Jahr¬ 
hunderte nennen daher den Abt allgemein den Lelms- und Grundherrn 
des Hofbezirkes 148 ); sein Recht wird die Grundherrlichkeit genannt. 
Diesen Namen wollen auch wir für das neue Recht übernehmen, aber 
um seine Entstehung und seinen Charakter mitanzudeuten, werden wir 
das Wort Rann- davor setzen. ln einem Weistum haben wir die 
Bezeichnung: Banngrundherr 149 ) vorgefunden, dann hat sich der Name 
auch schon in der Literatur Eingang verschafft 150 ), ausserdem aber 
vermeiden wir eine Verwechslung mit der Grundherrlichkeit, die Larnp- 
recht behandelt hat 151 ). 

Mit der Zeitannahme, dass die Entstehung der Banngrundherr¬ 
lichkeit in das Ende des dreizehnten Jahrhunderts fällt, stehen einmal 
die Nachrichten, die wir dem Urbar für 1222 entnehmen, in bestem 
Einklang. Caesarius kennt dieses Recht noch nicht. Abgesehen von 
seinen Bemerkungen, die positiv fremdes Grundeigen im Bann beweisen, 
könnte man bei der Sorgfalt, mit der er verfährt, auch erwarten, dass 
er in irgend einer seiner Anmerkungen darauf zu sprechen gekommen 
wäre. Keine Spur davon. So führt er z. B. in Birresborn 152 ) getreu 
der Sachlage von 893 auch 1222 nur die fünf prümischen Hufen an. 
Seit 1298 ist der Abt Eigentümer des ganzen Bezirkes. 

Dieselbe Zeitangabe finden wir ferner bei andern Nachrichten, 
die aus der gleichen Gegend stammen und uns denselben Inhalt melden. 
Zum Teil hat sie Rörig verwendet und aus ihnen seine „Banngrund¬ 
herrlichkeit" nachgewiesen. Sein frühester Beleg stammt aus dem Jahre 
1325, ist also etwas jünger als der unsrigo 153 ). Auch unter dem 

148 ) In diesen späteren Weistümern, die ja oft in ihrer Fassung auf 
ältere Zeiten zurückgehen, zeigt der Wortlaut deutlich, dass die Gerichts¬ 
bezirke den Rahmen für die Ausdehnung der Grundherrlichkeit abgegeben 
haben ; z. B. Weist. Kessling, Grimm II S. 638—641: . . . das auch niemantz 
darbinnen der Vogteyen zu Kesslinghen, der sey edell oder unedell, des 
niemandz ee.htz eigenthurns habe, er habs dain zu leben vom goitzhaus 
Prume . . . 

u# ) Grimm, Wst. II. S. 65 Grundbannherr. 

'*•) Rörig, Trierer Landeshoheit S. 18 ff. 

m ) Lamprecbt, D. Wlb. z. B. S. 994 ff. Lamprecht versteht unter 
Grundherrlichkeit die Gewalt, die ein Grundherr als solcher zu erwerben 
vermag. Sie kann in den einzelnen Fällen nach Inhalt und Umfang sehr 
verschieden sein. 

,M ) Mrh. UB. I S. 149 IX. Abschnitt. 

,M ) Rörig, Trierer Landeshoheit S. 18 ff. Das erste Beispiel lautet; 
nullus in mundo, quicunque sit, potest habere aliqua bona mansualia in dicta 
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Material, das Lamprecht' 54 ) zusammengetragen hat, und das wir so 
deuten, finden sich keine früheren Nachrichten. Sieveking stellt die 
Grundherrlichkeit in Erpel und Unkel erst für das Ende des vierzehnten 
Jahrhunderts fest 155 ). 

Wir sind demnach berechtigt anzunehmen, dass wir es mit einer 
allgemeinen Erscheinung zu tun haben, die uns seit Ende des drei¬ 
zehnten Jahrhunderts entgegentritt 156 ). 

Wenn wir nun fragen, worin dieses neue Recht der Banngrund¬ 
herrlichkeit sich änsserte, so müssen wir uns vor allem aus den Weis- 
tümern der folgenden Jahrhunderte, die alle es dem Abte weisen, Aus¬ 
kunft holen. Es ist selbstverständlich, dass wir es dabei nur mit den 
Folgen zu tun haben, die sich für einen Besitzer von bis dahin freiem 
Lande ergeben; die Lasten des alten grundherrschaftlichen Gutes gehen 
uns hier nichts an. 

Alles Land, auch das freie, ist vom Abt zu Lehen zu tragen, 
heisst es. Diese Lehnsherrlichkeit des Abtes tritt natürlich am deut¬ 
lichsten zu Tage, wenn das Gut seinen Besitzer wechselt. Stirbt der 
alte Lehnsinhaber, so darf der Erbe nicht eher Niessbranch von dem 
Gute nehmen, als bis er es wiederum vom Abt zu Lehen empfangen 
und ihm dabei gehuldigt hat. Grade die Huldigung betonte die vorhin 
von uns angeführte Stelle aus Lamprechts Material. 

Bei bäuerlichem Besitz geschieht diese Güterübertragung vor 
dem Schultheissen in Gegenwart von Schöffen 157 ). Er zieht zuerst die 

villa et eius banno seu coufinio, nisi recipiat ea a domino terrae et sibi 
praestet iuramentum tidelitatis aut eins otficiato suo nomine. 

184 ) Dieses Rürigsche Beispiel hat schon Lamprecht früher benutzt. 
D. Wlb. I 2 S. 1010 n. 9; vgl. S. 1010 ff. und S. 1010 n. 10, 1011 n. 9. 
Lamprecht folgert daraus eine Markhörigkeit, die wir ablehnen müssen. 

,as ) Heinrich Sieveking: Die rheinischen Gemeinden Erpel und Unkel 
und ihre Entwicklung im 14. und 15. Jahrhundert, S. 21, 22, auch 25 (freie 
Güter in U.). Aber er begründet nicht richtig. Dem Kapitel wird 1388 
nicht das geschlossene Eigentumsrecht gewiesen auf Grund seiner Hoheit 
in den Weinbergen, sondern umgekehrt wird letztere grade durch die Grund¬ 
herrlichkeit begründet, erscheint also als das secundäre Recht. Die Rechts¬ 
grundlage für die Grundherrlichkeit ist auch hier die Gerichtsbarkeit, die 
das Kapitel geschlossen besitzt. Ihr standen die grundherrschaftlichen Rechte 
nur zur Seite. 

1M ) Forsts Bemerkung, jener Spruch von 1298 sei nur in Bezug auf 
bestimmte einzelne Güter des Herrn von Schönecken getan, ist irrig. Vgl. 
Forst, Erläut. IV S. 20. 

,s? ) Birresborn, Grimm, Wst. II S. 525 f. (1570?): . . . wiederum zu 

28* 
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Kurmut ein, dann belehnt er den Erben. Die Grösse der Kurumt 
verrät noch die verschiedene rechtliche Stellung des Gutes: die einst 
freien und die andern Lehngüter sind mit einem „runden Fuss“, die 
Hofgüter mit einem „geschlipten Fuss“ kurmodig 158 ). Besitzt das 
Lehnsgut keinen runden Fuss, so zahlt der Erbe 17 „rader albus“, 
meldet ein Weistum 159 ). Abgesehen von ganz vereinzelten Abwei¬ 
chungen 160 ), die in der Stellung des Gutes zum Abt begründet sind, 
gilt das allgemein. Meist wird hinzugefügt, dass die Abgabe nicht in 
wörtlichem Sinne (d. b. kein Pferd oder Rind) erhoben werden solle, 
sondern durch Geld abzulösen sei, und ausdrücklich dabei betont, dass 
die Kurmut dann je nach dem Wert des betreffenden Gutes eingesebätzt 
werden müsse 161 ). Diese Verfügung ist natürlich die jüngere, und sie 
hat ohne weiteres zur Folge, dass bei der Leistung der Kurmut der 
rechtliche Unterschied in der Stellung der Güter zurücktritt hinter dem 
ihrer Grösse und ihres materiellen Wertes. 

Die Belehnung des Erben erscheint uns so als ein Akt der Zivil¬ 
gerichtsbarkeit, der an die Güteruraschreibung im modernen Rechtsleben 
erinnert; die Kurmut aber gewinnt den Charakter einer allgemein im 
Territorium erhobenen gesetzmässigen Abgabe an den Abt, und zwar 
speziell den einer Nachlasssteuer. In älterer fleit ist die Kurmut eine 
rein grundherrschaftliche Belastung, also rein privatrechtlicher Natur. 
Wir sehen hier einen Zustand der alten Grundherrschaft auf das ganze 
Territorium übertragen; als Rechtsgrund dafür dient die Lehnsherrlich¬ 
keit des Abtes, also wiederum ein privatrechtliches Verhältnis. Das 
charakterisiert deutlich die damalige Auffassung vom Staat. 

Genau denselben zivilgerichtlichen Charakter trägt ein Besitz Wechsel, 
der durch Schenkung oder Kauf vor sich geht. Sind die beiden Parteien 

lehen von den bobsrichtern ... So alle Weistüiner die fortan zitiert werden. 
Zusammengestellt sind sie S. 428 n. 199. 

Nach Leistung der Kurmut muss sie natürlich der Abt wieder beiebnen. 

158 ) So Büdesheim, Grimm, Wst. II S. 544 ff'., Birresborn, Grimm, Wst. 
II S. 525 ff (um 1570 zuletzt aufgeschrieben). 

** 9 ) Schweich, Wst. II S. 310 ao 1517. 

, "°) z. B. in Güsten, Zs. d. Aach. Geschichtsver. I 1879 S. 94—110. 
Hier leisten einige Güter keine Kurmut, weil sie noch mehr abhängig sind. 

m ) Birresborn a. a. 0. S. 525 ff. z. B. Mag das Gut auch noch so klein 
sein, der Schein einer Abgabe muss doch gewahrt werden. Wst. Walmers¬ 
heim, Wetteldorf, a. a. 0. S. 535 f. 

Gondenbrett S. 543 . . . dass ein Kurmicdt geboten würde, soll der 
scherten dieselbige nach pilligkeit sehetzen und die den gehöffnern zu loesen 
geben. . . . 
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sich über den Handel einig, so können sie ihn nur erst vor den Hof¬ 
richtern rechtsgültig abschliessen ,62 ). Anerkennt hier der Käufer die bis¬ 
herige Belastung des Gutes, so wird er belehnt, so muss ihn sogar der 
Abt belehnen 163 ). Kauft sich ein Fremder, der bisher dem Bannbezirke 
noch nicht angehörte, hier an, so wird ihm „bann und fried“ geboten, 
was wohl bedeutet, dass er Recht und Frieden im Hof zu wahren ver¬ 
pflichtet wird 164 ). 

Endlich gehört in diesen Zusammenhang das Verbot einer Teilung 
des Gutes ohne abteiliche Genehmigung, d. h. ohne Gegenwart der 
Hofrichter 165 ). 

Weiteren Folgen, die sich für den bäuerlichen Besitz aus der 
Banngrundherrlichkeit ergeben hätten, sind wir nicht auf die Spur 
gekommen, aus Mangel an Material oder weil sie nicht vorhanden 
waren. Rörig stellt die Durchführung einer allgemeinen Zinspflicht 
der Bannuntersassen fest 166 ). Wir hören zwar oft auch von Schäden, 
Zinsen und dergl., wissen aber nicht, ob sie sieb auf die Grundlierr- 
lichkeit, gründen. Wir erkennen nur, dass die Leistungen eines jeden 
Gutes im Hofe in den Schötfenbüchern, Hofrodeln und ähnlichem ver¬ 
zeichnet waren Der Sehultheiss trieb sie ein und war dem Abt gegen¬ 
über zu der Ablieferung einer festen Summe, von der er vorher für 
sich und die Schöffen eine Vergütung abgezogen hatte, verpflichtet. 
Das bedeutet also, nicht das einzelne Gut, sondern der ganze Hof galt 
unmittelbar dem Abt als Besteuerungseinheit l67 ). 

***) . . . und aber, wan man des khauffs eins ist, soll man vor dem 
hofscholtessen und scheffen erscheinen, allda den kauf vermelden und dan 
eins dem andern mit inund und balm übertragen. Grimm, Wst. II S. 543 
(Gondenbrett), S. 533 (Niederprüm), S. 537 (Wetteldorf, desgl. Walmersheim). 

,ÄS ) Verkauft, ein nur dinglich Gebundener sein Gut, so ist er natür¬ 
lich frei. Mehring, Wst. II S. 316. Vgl. v. Below, Hist. Zs. 58 S. 198. 

,M ) z. B Gondenbrett a. a. O. S. 541. 

l * s ) 1298: . . . dat nieman eins abts leben splyssen noch deilen 
ensall. . . . 

,M ) Rörig, Trierer Landeshoheit S. 21. 

Das Uauchhuhn, das dem Abt zu liefern ist (vgl. Grimm II S. 543 
Gondenbrett), gilt als Schutzabgabe. Aus demselben Grunde erhält es auch 
der Vogt. Vgl. darüber Maurer, Einleitg. (= Einleitung zur Geschichte der 
Mark-, Hof- usf. Verfassung und der öffentlichen Gewalt. 1854) S. 292 § 314; 
v. Below, Hist. Zs. 58 S. 212. 

*® 7 ) Genau stellen im Dauner Weistum die Schoflen die Leistungen 
des einzelnen fest, sie werden addiert. Es ergibt 28 Sch., davon kommen 
3 an Sehultheiss und Schöffen; es bleiben 25 Schill., und diese Summe ist 


Digitized by Google 


Original fronn 

PRINCETON UNIVERSiTY 



422 


H. Wohltmann 


Es ist klar, dass bei dem adeligen Gut die Hanngrundherr¬ 
lichkeit sich in anderen Formen äusserte als bei bäuerlichem Besitz. 
Ein adliger Bannbewohner konnte natürlich nicht vom Sch ult heissen 
belehnt werden, er unterstand dem abteilichen Lehnsgericht. Nun hatte 
er aber auf seinen Besitzungen Eigenleute und Hintersassen wohnen, 
über die er eine gewisse Zwischengewalt besass, die leicht zu einer 
patrimonialen Herrschaft innerhalb des Hofbezirkes anwachsen konnte. 
Wir werden später sehen, dass das bisweilen auch eingetreten ist. 
1298 und auch später beobachten wir aber das erfolgreiche Streben 
der Abtei nach direktem Einfluss auf die Leute, die als fremder Herren 
Mannen und Hintersassen im Banne wohnten. Solche sollen ihr Gut 
gleichzeitig auch vom Abt zu Lehen halten, dessen Gerichte sie unter¬ 
stehen 168 ). Das bedeutet also, dass der adlige Lehnsherr nicht allein 
vom Abt mit seinem ganzen Lehnsgut als einer einheitlichen Vermögens¬ 
masse belehnt wird 169 ), sondern im Hof jeder seiner Hintersassen 
seinen Besitz vom Schultheissen wiederum empfangen muss. Stirbt ein 
Hintersasse des Vogtes ohne Erben oder verlässt er sein Gut, so kommen 
dem Abt zwei Drittel des mobilen Nachlasses zu, seinem Herrn ein 
Drittel 170 ). Das Gut liegt solange in „vroin“ Gewalt, das heisst in 

man dein Abt zu liefern verpflichtet. Wst. Daun, Staatsarch. Cobl. ao 1563. 
— Auch Wst. Sellerich, Grimm II S. 546. Die Niederprümer haben im 
Sellerirher Bann Kulturland; sie müssen dafür an den Hof S. eine Abgabe 
zahlen, weil dieser Hof zu einer bestimmten Summe an den Abt verpflichtet 
ist. — Übrigens ist diese Ordnung die natürlich gegebene. Vgl. Lamprecht, 
D. Wlb. I 790 und Rurig, Trierer Landeshoheit S. 73. 

'"•) 1298 heisst es: ... dat der vaitman vadie winnen sal, da von 
sali he dienen eyme apte und dem vade as verre als dat recht ist. Grimm 
II S. 515 ff. Vgl. insbesondere unten n, 170. Hier handelt es sich speziell 
um vadie oder’vaitguit’ (a. a. 0. S. 520, vierte Zeile von unten), also um Lehns¬ 
gut, das der Vogt (hier der Schönecker) von Prüm zu Lehen trägt. Ein 
vaitman’, also wohl Eigenmann des Vogtes, darf nur solches im Bann er¬ 
werben. Siedelt ihn der Vogt auf solchem prümseben Lehnsgut an, so wird 
der Mann natürlich auch sein Hintersasse. 

,n *) Das ist doch wohl aiizunehmen, und nicht, dass diejenigen seiner 
prümsc.hen Lehnsgüter, die im priimschen Bannbezirke liegen, bei der Be¬ 
lehnung durch den Abt nicht mit einbegriffen werden. 

uo ) 1298. Grimm, Wst. II S. 515 ff. Wenn ein „vaidtrnann“, weiff 
oder man, räumig wird oder stirbt ohne Leibeserben, in welche hoeve dat 
das geschehe, dae sali ein hoifschultheiss und der geschworen bode und der 
meier nit hant schlain an der leude gut; des sali sein eins nbts von Primae 
zweydeill und eins vaidtz von Schonecken ein deill. Darna sali die vadie 
liegen in vroingewalt und in des hofschulteissen handt . . . also lange bis 
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der Gewalt des Abtes, bis ein neuer Hintersasse das Land übernehmen 
will und vom Schultheiss belehnt worden ist. Der Abt ist also im 
Besitz des Heimfallreehtes in seinem Territorium 171 ). 

Mit diesem Streben, jede Zwischengewalt im Keime zu ersticken 
und sich jeden Einfluss auf alle Banninsassen zu wahren, hängt es 
weiter zusammen, dass ein Lehnsmann eines Abtes, wenn er Gut von 
einem andern Lehnsmann um einen Zins empfängt, dadurch nicht in 
eine Ausnahmestellung zum Abt gerät 172 ). 

Also: alle Grundbesitzer im Banne sind des Abtes Lehnsleute, 
alles Land ist von ihm lehnrührig 173 ). Natürlich wird es durch die 
Bestimmung, dass niemand Grundeigen im Banne haben soll als nur 
der Abt, ausgeschlossen, dass sich die Allmende in fremder Hand 
befindet. Aber jener Schöffenspruch richtet sich doch in der Form, 
wie er gegeben wird, in erster Linie an den verteilten Grundbesitz. 
Die Allmendehoheit wird im Anfang desselben Weistums von 1298 
dem Abt als ein schon hergebrachtes Recht gewiesen 174 ). Der Abt 
scheint sie also schon früher besessen zu haben. Zu der Annahme 
könnten auch die vielen Nachrichten von abteilichem Allmendeeigentum 
verleiten, die wir besonders 1222 175 ) erhalten. Trotzdem dürfen wir es 
nicht als eine sichere Tatsache hinstellen, dass der Abt schon länger 
als seit 1298 im Besitz der Allmende des Bannbezirkes sei. Denn 

ein ander genoissich man . . . entfeyt dat mit siner lmlden, . . . und sali dae 
von dyenen eyme apte v. Pr. also als dat hoiffrecht und gewohnheit ist. 

”') Natürlich war in der alten Grundherrschaft der Abt auch Erbe 
vou solchem Gut, vgl. Mrh. UB. I S. 176 n. 1 ao 1222. Ausserhalb des Hof¬ 
rechtes bcsass aber früher das Reich dieses Recht. Vgl. Waitz, I). Vg. 8, 
S. 247, 250 f., Schröder, I). Rg. S. 541. 

,7 *) 1298 a. a. 0. S. 520 ... off einieh lienmann eins abts empfinge guit 
wieder einen lienberichen man umb einen zinss, dae sali und mach ein abt 
mit dem man brechen und buessen, gleich andern seinen mannen . . . dat 
egein lienberich man eime apte seine lienlende aiffzien in sali. „ . . 

m ) Die Hoheit des Abtes geht sogar soweit, dass alle ledigen Knechte 
und Mägde ihm gehören, so lange sie noch kein Gut empfangen haben. 
1298 a.a.O. 

,U J Grimm, VVst. II S. 516 bringt die gewohnte Formel: man, ban, 
wasser, weide, nutz ind vlutz . . . 1298 dient die Allmendehoheit auch schon 
als Begründung: Wenn Heerschall, so sollen alle diejenigen folgen, die in 
der Abtei . . . sitzen, „die wasser und weide nutzent und bulde gedain 
haint eim abt von Pr.“ — Die Begründung kehrt noch einmal wieder. 

m ) Mrh. UB. I 158 n. 1 . . . quia de silva et pascuis non possunt 
carere, oder S. 158 n. 5 . . . quia hahent communionem in aquis, pascuis et 
tenninis nostris .. . usw. 
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wir haben ja gesehen, dass der letztere nicht mit einem Dorf allein, mit 
einer Wirtschaftseinheit zusaminenzufallen braucht, dass in der Regel 
mehrere Ortschaften mit eigner Allmende im Bann umfasst werden. 
Es ist daher wohl denkbar, dass sich jene früheren Nachrichten von 
abteilicher Allmende nur auf eine solche Gemeinde beziehen, während 
es damals noch andere im Banne gab, die sich das Eigentum an Wald 
und Wiese gewahrt hatten. 1298 hört das sicher auf. Von da an 
geniesst der Abt die Allmendehoheit im ganzen Bann; für die frühere 
Zeit können wir das nur für möglich halten. Die Frage ist auch 
nebensächlich. 

Von Bedeutung ist es dagegen festzustellen: ist die Allmende¬ 
hoheit, in deren Besitz der Abt also schon lange gewesen sein kann, 
die Quelle, das primäre Recht der Bannherrschaft, oder aber ist sie 
erst nachträglich im Bann erworben worden? Der erste Fall, der 
übrigens mit Lamprechts grundherrlicher Theorie zusammenfällt 176 ), 
wäre nur denkbar, wenn der Bannbezirk aus einer oder mehreren 
wirtschaftlichen Einheiten bestände. Das ist aber, man kann fast 
sagen, in der Regel nicht so. Die Niederprümer haben Allmende¬ 
nutzung in einem bestimmten Teil des Seilricher Hofbannes, die Dens- 
borner im Bann von Setfern, die Laucher in dem von Rommersheim ,77 ). 
Die Bewohner von Oos treiben zusammen mit gerolsteinschen Orten ihr 
Vieh auf eine Weide 178 ). Vier Ilofbezirke (Olzheim, Hermespand, 
Rommersheim und Weinsheim) haben eine gemeinsame Allmende, die 
alle vier Banne durchschneidet 179 ). Auch die Einwohner von Prüm 
weiden in fremden Ilöfen 180 ). Heilenbach hat eine Allmende ausser¬ 
halb des Bannes und überhaupt des Fürstentums 181 ). Sieht man auf 
die Karte oder liest man die Grenzbeschreibung, so findet man, dass 
ein Teil von Lasel (zwei Häuser) im prümsehen Bann von Wetteldorf 

17# ) Vgl. dazu Lamprecht, D. Wlb. I 2 S. 991 ff. S. 1043: „im allge¬ 
meinen dürfen wir daher annehmen, dass die Immunität schon sofort bei der 
Verleihung oder wenigstens sehr bald nach derselben nicht im Fronhofs¬ 
bezirk, sondern vielmehr in der grundlierrlichen Mark als gewöhnlichem 
Substrat wirksam würde.“ 

,77 ) Die Niederprümer im Sellricber Bann: Forst, Erläut. IV S. 25 
und 27; für Densborn: Grimm, Wst. II S. 566; und für Lauch: Forst, 
Erläut. IV S. 41 und 43 und Beilage V. 

17e ) Wd. Zs. XXIII S. 197; Forst, Erläut. IV S. 60 und 125. 

,79 ) Forst, a. a.O. Beilage VII. 

i8°) Porst, a. a. O. S. 29 und Beilage XVII. 

>•') Grimm, Wst. III S. 837 (1550). 
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liegt 18 *). Es ist selbstverständlich, dass die Einwohner des Dorfes 
eine gemeinsame Allmende unabhängig von den Banngrenzen hatten. 
Mit der Waldnutzung steht es nicht anders. Die Densborner holen 
ihr Holz aus dem Killwalde im Banne von Setfern und weiden in ihm 
auch ihre Schweine 18S ). 

Die Beispiele genügen. Mag im Einzelfalle infolge Veränderung 
des Bedarfs der Nutzungsbereich sich später geändert haben, das all¬ 
gemein anzunehmen ist unmöglich. Unsere erste Frage ist also zu 
verneinen und die zweite zu bejahen: die Allmendehoheit ist erst nach¬ 
träglich im Bannbezirk, nachdem dessen Grenzen schon geschatfen waren, 
vom Abt erworben worden. Was sich uns früher ergab, wird be¬ 
stätigt: nur durch die Gerichtsbarkeit, die Prüm infolge der Immunität 
besass, können die Bannbezirke gebildet worden sein. 

Im 15. und 16. Jahrhundert ist dann aber oft bei den Insassen 
eines Bannbezirkes, die über die Grenzen ihres Bannes hinaus noch 
Wald oder Weide nutzten, das Streben bemerkbar, dieses Nutzungsgebiet 
mit in ihre Banngrenzen einzubeziehen, letztere also zu erweitern 184 ). 
Diese Grenzregulierung nach dem Allmende-Nutzungsbereich Hessen sich 
die Bewohner oder Herren der Bänne, deren Gebiet dadurch beschnitten 
und verkleinert wurde, nicht gefallen. Es kam zu Streitigkeiten. 
Meist wurden die gerichtlichen Grenzen behauptet; es siegten also die 
hergebrachten Rechtszustände 185 ). 

Aus dem Eigentumsrechte an Wasser und Weide erwuchsen dem 
Abt weitere Gerechtsame. Was er an Leistungen der Banninsassen 
dafür zu erwarten batte, lässt sich nicht mehr feststellen 18ß ). Aber 
die Befugnis, Kirchen, Kapellen und Mühlen im Bann zu bauen, wo 
es auch sei, nur nicht im Hofraum und Garten eines Gehöfers, ferner 

***) Forst, Erläut. IV S. 49 und Fabricius, Erläut. 11 S. 162 (Feuerbuch). 

* M ) Grimm, Wst. II S. 566 (534), 

,8 ') Das stellt auch Rürig in dem benachbarten Trierer Gebiet fest. 
Trierer Landeshoheit S. 26 f. 

18 ‘) Forst, Erläut. IV S. 43 und S. 25 u. 27. 

,8Ä ) Manches wird mit der Allmendenutzung begründet; so die Hul¬ 
digung, die Lehnsherrlichkeit, der Heerbann (Grimm, Wst. II S. 515 ff. 1298), 
aber da ist Vorsicht geboten. Wir sehen in späterer Zeit, dass z. B. der 
Heerbann dem Abt fehlt, wo er Allmendeboheit besitzt. (II S. 638 — 641 
ao 1556). 

Die Leistungen auswärtiger Allmendenutzer gehen uns natürlich hier 
nichts an. 
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das Wasser nach seinem Gutdünken zu leiten, hängt sicherlich mit 
seinem Allmendeobereigentum zusammen ,87 ). 

Auf Grund desselben stand dem Abt auch das Recht zu, Gebot 
und Verbot über die Nutzung zu erlassen’ 88 ). Wie weit er von ihm 
Gebrauch machte und Einfluss auf die wirtschaftliche Ordnung der 
Gemeinden ausübte, das ist nicht einheitlich zu beantworten. Oft hatte 
der Schultheiss die Anordnungen zu treffen. Aber in vielen Höfen 
scheint der Abt doch genossenschaftliche Beamten geduldet zu haben. 
Heilenbach, das ausserhalb des Bannes eine Allmende hatte, hatte einen 
Zender 189 ). Dann begegnen wir Geschworenen von Pluscheid 19 °), einem 
Meier von Kopp I91 ), ferner einem Meier von Birresborn, Gondenbrett, 
Hermespand, Mürlenbach, Niederprüm, Rommersheim, Wilwerath, Olz¬ 
heim, Seffern, Wallersheim, Wetteldorf ,9S ). Alle diese Meier sind 
Gemeindebeamten, die nur wirtschaftliche Funktionen wahr'nahmen, mit 
der Gerichtsbarkeit aber nichts zu schaffen hatten 19a ). 

Wir mussten folgern: nicht grundherrliche Gewalt, nicht Allmende¬ 
obereigentum und aus ihm abgeleitete liechte waren für die Entstehung 
der Bannbezirke die massgebenden Faktoren, sondern die Bannbezirke 
sind das Produkt des territorialen Ausgleichs, der in der Gerichtsbar¬ 
keit infolge ihrer Durchlöcherung durch die Immunität eintreten musste, 
ln diesen Bezirken wurde dann vom Abt später die Grundherrlichkeit 
in Anspruch genommen. Da Prüm überall in den Bannbezirken die 
unbegrenzte hohe und niedere Gerichtsbarkeit besass 194 ), so können 

■* 7 ) Grimm, Wst. II S. 515 ff. ao 1298. Hier für die ganze Abtei aus¬ 
gesprochen und in Einzelweistümern später wiederholt. 

,8 ®) Ihm wird als Grundherr Gebot und Verbot gewiesen; er wird auch 
ein oberster „einfartsman“ genannt. Vgl. z. B. Wst. II S. 539 (Gondenbrett), 
S. 525 ff. (Birresborn). — Oft aber ist „Gebot und Verbot* in den Weis- 
tümern schlechthin gleich Bann = oder zwingende Gewalt. 

*■•) Grimm, Wst. III S. 837 (ao 1550). 

l *°) Notarielles Instrument über die Abhörung verschiedener Zeugen 
hinsichtlich der Rechte des Abtes von Prüm und des Jungherrn Ruprecht 
von Virneburg in dem Gericht zu Olzheim, etc. . . . 1451 Februar 11, Staats¬ 
archiv Coblenz. 

*•*) Ebenda. 

,#i ) Barsch, Schannat: Eiffia illustrata II 1 S, 329. 

1#s ) So auch Barsch, a. a. 0. 

m ) Ein Bannbezirk, in dem Prüm nur Niedergerichtsbarkeit besass, ist 
uns nicht vorgekommen. Vgl. S. 429 ff. u. 439 ff. Vielleicht ist es auch nicht 
Zufall, dass 1298 nur Hochgerichtshöfe als Beispiele hervorgehoben 
werden bei der Proklamiernng der Banngrundherrlichkeit. Vgl. S. 417. 
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wir die Banngrundherrlichkeit nicht auf ein bestimmtes Hecht, etwa 
wie Rörig auf die Niedergerichtsbarkeit 195 ), zurückführen. Wir können 
sie nur allgemein mit der Immunität in Zusammenhang bringen und 
etwa sagen: Sie ist ein Recht, das der Abt aus seiner letzten Endes 
auf der Immunität ruhenden Landesherrschaft ableitet. Landesberr- 
scbaft ist ja bei uns gleich Bannherrschaft. Trat später eine Zer¬ 
splitterung der abteilichen Rechte ein, so ist es verständlich, dass dann 
meist die Grundherrlichkeit, die doch immerhin nur eine niedrige Ge¬ 
walt bedeutet, mit der Niedergerichtsbarkeit verbunden wurde 196 ). 

Wir wollen noch betonen, dass wir nicht glauben, die Grund¬ 
herrlichkeit wäre 1298 auf einmal neu in Anspruch genommen worden. 
Manche ihrer Seiten werden schon länger im Besitz des Abtes gewesen 
sein. Schon 893 hörten wir von einer Belastung fremden Grundeigens in 
der 'potestas’, wir haben Nachrichten von dem Mühlenbann des Abtes 197 ], 
wir sahen, dass die Allmendehoheit möglicherweise auch früher erworben 
wurde. Diese Entwicklung erhielt dann 1298 ihren Abschluss, indem 
nun dem Abt das räumlich geschlossene Eigentumsrecht an allem Grund 
und Boden zugesprochen wurde. Wie im deutschen Reich alle Dynasten 
ihre Rechte unmittelbar oder mittelbar vom König zu Lehen trugen, 
so war in der Abtei Prüm keiner, der nicht wiederum alles, was er 
besass, auf abteiliche Lehnshoheit zurückführte, wenn er nicht in noch 
engerem Verhältnis zum Abt stand. Für den Ausbau der Landes¬ 
hoheit im Fürstentum bedeutete daher jener Schöffenspruch von 1298 
einen grossen Fortschritt. 

Indem wir nachwiesen, dass nicht die Grundherrlichkeit und aus 
ihr abgeleitete Rechte, Allmendehoheit usw\, die Bannbezirke bildeten, 
sondern erst nachträglich in ihnen entstanden, haben wir die Möglich¬ 
keit schon ausgeschlossen, dass die Grundherrlichkeit die Grundlage 
für die Ausdehnung der Landeshoheit abgegeben habe. Auch die Bann¬ 
grundherrlichkeit, die der Abt 1298 erhielt, blieb für die weitere 
Entwicklung der Landeshoheit ganz ohne EinHuss. 

Der Abt soll sie, so heisst es, in allen Höfen binnen dem Lande 
geniessen. Zu diesem Lande von 1298 haben wir zu rechnen die 
Höfe der Vogteien Schönecken und Schönberg; ferner St. Goar. Güsten, 

1## ) Rörig, Trierer Landeshoheit S. 17 ff. Hier leitet der Bannberr 
seine Niedergerichtsbarkeit nicht immer von der Immunität ab. Vgl. n. 62. 

,M ) Vgl. Seite 428. 

m ) Mrb. UB. II S. 44 ff. ao 1171 (sehr deutlich); auch Lamprecht, 
I). Wlb. III S. 79 § 8 ao 1280. 
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Awans, Loncin, Kevin, P’eppin, Fumay. Diese Höfe waren noch un¬ 
mittelbar in der Hand des Abtes, unterstanden dem Obergericht und 
wurden daher von seinem Spruch betroffen I98 j. Fast überall wird 
dieser Schluss durch Nachrichten bestätigt, die wir in den einzelnen 
Höfen von der Banngrundherrlicbkeit haben 199 ). Aber aucli in Mötsch, 
ferner in Wichterich und Kesseling war der Abt Banngrundherr 200 ); 
auch sie müssen wir daher zu dem Lande rechnen. 

Nun geraten im Verlauf des späteren Mittelalters grosse Teile 
dieser Gebiete unter fremde Landeshoheit. So einverleibt Trier die 
Höfe Mehring und Schweich, die Grundherrlichkeit aber lässt es dem 
Abt; sie ist verbunden mit einer gütlichen Gerichtsbarkeit, die Strafen 
bis zu 6 Albus setzen darf 201 ). Wichterich und Hessling gehen au 
Köln verloren; wieder bleibt der Abt Grundherr, und sein Beamter 
darf geringe Bussen verhängen 202 ), Das beweist, dass die Banngrund- 
herrlichkeit für die Landeshoheit vollkommen entbehrlich ist. 

Kap. 5. Die Niedergerichtsbarkeit. 

Unter Niedergeriehtsbarkeit wollen wir den ganzen Umfang der 
Rechtsprechung und Rechtspflege verstanden wissen, mit Ausnahme allein 
der Blutgerichtsbarkeit, wie sie auf dem Hochgericht zum Austrag 
kommt. Wir haben es in diesem Kapitel daher mit dem Hofgericht 

i9») Vg| ,jj e Übersicht S. 412 ff. und die beiden nächsten Kapitel. 

*® 8 ) Vogtei Schönecken: Gondenbrett, Grimm, Wst. II S. 539 f.; 
Wallersheim II S. 535; Wetteldorf ebda und VI S. 582 (1450); Rommersheim 
VI S. 579 (1450), III S. 830 (1550), II S. 515 (1298), Niederprüm II S. 533 
(1570) und VI S. 581 (1450); Büdesheim II S. 544; Birresborn II S. 524 
(1570); Prüm III S. 832; Seffern III S. 836 (1549); II S. 549 (1537); Mür¬ 
lenbach, Forst, Erlaut, IV Beil. X; Olzheim II S. 594 ff.; Schwirzheim, Wst. 
Staat8arch. Coblenz (1576). Wichtig auch: Mehring, Grimm II S. 315(1548); 
Schweich II S. 308. — Vogtei Schön!» erg: Bleialf, Grimm II S. 515 ff. 
(1298) S. 529 (1581?); Sellerich II S. 546 (1553); Daun, 0. Wst. 1563 im 
Staatsarchiv Coblenz. Vogtei Güsten: Zs. d. Aach. Geschirhtsv. 1879 I 
S. 96 f. — St. Goar: Grimm S. 736 (1384). Nur von Awans bis Fumay fehlen 
einzelne Nachrichten. 

2ü0 ) Wst. Mötsch von 1418. Staatsarchiv Coblenz. Aus der alten Hoch- 
stadenschen Vogtei: Kesseling, Grimm II S. 638 ff. (1395) (1556), Wichterich 
S. 725 (1413). 

a ° l ) Wd. Zs. XXIII S. 202 S 10—24. 

*"-) Grimm, Wst. S. 725 (1413) und II S. 638—641. Dazu Wd. Zs. 
XXIII S. 211 und 216. Irn Lauf der Zeit gehen dem Abt in diesen Höfen 
alle Rechte verloren. 
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und seiner Berufungsinstanz, dem Obergericht, zu tun, und wir müssen 
kurz auf die polizeiliche Gewalt, die eng mit der Gerichtsbarkeit ver¬ 
bunden ist, eingehen. 

§ 1. Das Hofgericht. 

Am Schluss des Abschnittes, der der Verdrängung des Vogtes 
aus seiner Stellung als Richter gewidmet war. belegten wir es mit 
unzweideutigen Urkunden, dass spätestens seit Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts von einer richterlichen Tätigkeit des Vogtes in den Höfen 
jedenfalls der Vogtei Schönecken nicht mehr die Rede sein kann 203 ). 
Hofrichter ist jetzt allein der Schultheiss des Abtes. Er hat den 
Vorsitz im Gericht; höchstens kann ihn der abteiliche Amtmann oder 
Oberschultheiss oder gar der Abt selbst übernehmen, so heisst es in 
den Verträgen. Auch die Urteilfinder, die sieben Schötfen, werden 
vom Abt eingesetzt. Bedarf man eines neuen Schöffen, nachdem der 
alte gestorben oder abgesetzt ist, so schlagen die sechs andern einen 
neuen vor. Passt er dem Abt, so ernennt und vereidigt er ihn. Auch 
der Hofbote oder Büttel hat sein Amt von Abtes Gnaden 204 ). 

Damit hat in der Tat der Landesherr die Gerichtsbarkeit, die 
in den Höfen ausgeübt wird, unbeschränkt in seiner Hand. 

Zwei Arten von Dingen sind uns im Hof bekannt: Das „Jalir- 
geding“. das Weistumsding ist, sieb also mit den Rechtsverhältnissen 
des Hofes zum Abt befasst 20ä ). und die „tätlichen Dinge“, auf denen 
man nur richtet. 

Wie oft das Hofgericht tagt — so nennen wir das für uns allein 
wichtige „tägliche“ Ding im Gegensatz zum Weistumsding — erfahren 
wir selten; es kann uns auch gleichgültig sein. Allein von Olzheim 
wird es berichtet: „. . . . dry vaitgedinge und eyn icklich hat XIV 
•lag achtergedinge . . .“ 20C ). Die Untersuchung von Grosch lehrt, dass 
darin grösste Mannigfaltigkeit herrschte 207 ). 

sos ) Die schon mehrfach angeführten Verträge von 1280 und 1201 
kommen hier in Betracht. Vgl. S. 397 f. dieser Arbeit u. Lamprecht, D. Will. 111 
S. 80 u. 97. Vor allem aber gibt über alles Auskunft das Landesweistum 
von 1298. Grimm, Wst. II S. 515 ff. 

* # ‘) So a.a.O.: 1280, 1291, 1298 und in allen späteren Weistümern, 
z. B. Gondenbrett, Grimm II S. 539 f. u. a. 

sos ) 1298 ... dat eins abtz oberster scholtis sal gebieden ein jairgedmg 
in icklicheme hove, ... und sal boeren alle dat recht, dat man eyrae abt 
wyst . . . 

*°®) Grimm, Wst. II S. 595 f. 

-* 07 ) Grosch, Das spätmittelalterliche Niedergericht S. 82. 
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Vor allem wichtig ist es, dass wir festzustellen suchen, wie weit 
die Kompetenz der Hofgerichte reicht. 

Lesen wir nun im Weistum von 1298: „Item auch sullen sey 
von worden ind von werken die vaidtleude clagen eyme hoiff- 
scholtissen, ind von allen sacbenn, dat claigh mach brengen, ind nit 
eyme vaide noch seyrae underdanen . . so erscheint uns das Hof- 
gericbt zunächst sachlich in seiner Kompetenz nicht beschränkt zu 
sein. Alle Klagen sind bei ihm anhängig zu machen; stellt sich 
heraus, dass der Fall den Beklagten den Kopf kosten wird, so muss 
er an das Hochgericht zu Bassel verwiesen werden. Das sei hier aus 
dem nächsten Kapitel vorausgenommen * 08 ). 

Also sachlich ist das Hofgericht in Zivil- wie Kriminalsachen 
unbeschränkt bis auf die Blutgerichtsbarkeit allein. Die Untersuchung 
des Obergerichts und des Hochgerichts wird das bestätigen. 

Auch die persönliche Kompetenz scheint innerhalb des Bannbe¬ 
zirks nicht eingeengt zu sein. Denn wenn nicht einmal von allen 
Insassen des Bannbezirkes. die fremden Herren gehören, die Leute des 
vornehmen, mächtigen, stets feindlichen Vogts eine Exemption gemessen, 
auch nicht in den kleinsten Fragen 209 ), dann ist es erst recht nicht 
von anderer Herren Eigenleuten zu vermuten. — Mit der Zeit haben 
sich allerdings einige Ausnahmen gebildet, über die später zu sprechen 
sein wird. 

Unsere letzte Beweisstellen entnahmen wir dem Landesweistum. 
Ihr Inhalt gilt also nicht allein für die Höfe der Vogtei Schönecken, 
sondern für die ganze Abtei. Für die Vogteien Schönberg und Güsten 
beweisen auch die Weistümer, einmal, dass der Abt die Schultheissen 
ernennt, und zweitens, dass die Hofgerichte die eben festgestellte Kom¬ 
petenz haben 210 ). Ihre Aussagen stimmen genau mit denen der Weis¬ 
tümer aus der Vogtei Schönecken überein und beweisen daher die 
Einheitlichkeit der Verhältnisse, wie sie in der Tat in der Abtei 
herrschen. 

*°») Vgl. S. 439 ff. 

20 *) Vgl. 1298, Grimm Wst. II S. 520: ..., dat der vaitmann vadie 
winnen sali, da von sali he dienen eime apte und dem vade as verre als dat 
recht ist. Were aber Sache, dat hie ander guit wunne, dat nit vadie enwere, 
da sali hie sein umb den wandell ind die buesse. 

2, °) Im besonderen vgl. Wst. Seffern, Grimm III S. 836. Wetteidorf 
II S. 539, ebda Walmersheim, Rommersheim, Grimm III S. 830 (ao 1450), 
diese Beispiele für Schönecken; für Schönberg vgl. das oben gleich zitierte 
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So sagen die Schöffen von Sellerich in der Vogtei Schönberg: 

Welcher den andern mit recht ansprechen wolt im hoff Selrich, 
zum ersten soll derselbig den hofschultheissen derohalben ansprechen; 
so der schultheiss dem nicht recht wolt thun, soll er u. gn. h. ambt- 
mann darnach ahnsuchen; in dem der ambtmann ihme auch nicht 
helffen wlirdt und ehe er weiter ansuech, soll er zuvorn u. gn. herrn 
anruffen; wannehr ihre gnaden auch nit zu seinem recht verhülffe, als 
darnach derselbig von i. gn. erlaubnis bitten, recht zu suchen, wolle 
er gedenke ime geholfen möge werden * u ). 

Die genannten Beamten stehen natürlich für die Gerichte, denen 
sie praesidieren. Aus diesen Worten ergibt sich auch, dass das Hof¬ 
gericht in allen Rechtssachen die erste Instanz ist. Nach ihm kommt 
das Gericht des Amtmanns, das Obergericht. 

Dieses Ergebnis dehnen wir aus auf die Höfe der Yogteien 
Schönecken, Schönberg und Güsten. Welche einzelnen Höfe 212 ) zu 
ihnen gehören, erörtern wir besser in dem nächsten Kapitel. 

Aber ebenfalls für Awans und Loncin, also die Vogtei des 
Bischofs von Lüttich, gilt es. Auch für diese Höfe ist nämlich das 
Rommersheimer Obergericht die höhere Instanz. Sie werden daher 
vom Landesweistum mit betroffen. Noch 1548 zieht das Ober¬ 
gericht die dortigen Schöffen, die also prümsche Beamte sein müssen, 
vor sein Forum ; und als sie nicht gehorchen wollen, bittet der Abt 
den Vogt um seinen Beistand zur Vollstreckung der Strafen 213 ). Dieser 
hat demnach dieselbe Stellung wie die Vögte in den andern Höfen 
der Abtei. 

Auch die Höfe ltevin, Feppin und Furnay gehören damals zur 
Abtei. In Feuerbacb werden sie 1684 zu ihr gezählt, und erst 1778 
verzichtet hier Prüm auf die Landeshoheit 2U ). 1222 bilden sie das 

Wst. Sellerich, für Güsten vgl. Wst. Güsten, Zs. d. Aach. Gs. (= Zeitschrift 
des Aachener GeselliclitsVereins) 1879 Bd. 1 S. 96 ft., zitiert unten S. 436. 

*") Wst. Sellerich, Grimm II S. 546 (ao 1553). 

*'*) Vgl. auch die oben n. 199 zitierten Weistiimer. 

Wichtig ist es, dasselbe von Mehring und Schweich zu hören, da die 
Höfe später entfremdet werden. Wst. Schweich, Grimm II S. 306: Item es 
. . . ., dass ein jeder parthei sein missel erstlich ahn den hoff Schweich an¬ 
bringen solle, und da der missel daselbst entscheiden und eine partbey . . . 
sich dabei nicht wolt begnügen lassen, solle alssdan eine oder die ander p. 
solchen missel ohn mittel ahn den oberhoff zu Romescheidt bringen .... 

s,a ) Wd. Zs. XM11 S. 207. 

*>«) Fahricius, Erläut. 11 S 153 und II S. 603 ff.; Wd. Zs. XXIII S. 224 ff. 
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Vogteigebiet des Grafen von Narnür. Auch auf sie bezieht sich also 
die Aussage des Weistums von 1298. Da nach der Fälschung um 
1100 die Rechtslage gleich der in der Vogtei des Herrn von Ham 
ist, kann sie sich auch ähnlich entwickelt haben. 

Die Verbreitung der Grundlierrlichkeit lehrt uns, dass wir von 
der Vogtei Hochstaden noch Hessling und Wichtericb 1298 zur Abtei 
zu rechnen haben. Aber über diese Höfe erfahren wir allein etwas 
aus den späteren Weistümern. Sie lassen den alten Rechtszustand 
nur noch durchschiramern. Von Hessling haben wir zwei Weistümer. 
Das erste ist dem Erzbischof von Köln (dem Rechtsnachfolger des 
Vogtes) gewiesen * 15 ). Nach ihm verbleibt Prüm die Gerichtsbarkeit 
unter fünf Mark. Denn es heisst: .... wan eine wedde feit von 
fünf marken an dem gerichte, weine dat gebuere? das weisten sie mym 
herrn von Cöln die zwey tlieil ind dem vagt den dritten theil. 

Bei geringeren Strafen kann nur der prümsche Schultheiss in 
Frage kommen, der auch bei der Weisung zugegen ist, über die prüm- 
schen Rechte aber nicht aussagen lässt. 

lin zweiten Weistum liegt die Sache anders. Es wird dem Abt von 
Prüm gewiesen und lässt die alte Rechtsverteilung genau durchblicken 816 ). 

Die Herren von Kreutzberg sind Erbvögte zu Hessling, „die 
wilche vogtey sey zu leben halden und entpfangen sollen von eynem 
abt zu Prum . . .“ Ihre Vogtei besteht in der Verwaltung der ganzen 
Niedergerichtsbarkeit und Banngewalt. Der ursprüngliche Eigentümer 
derselben ist also Prüm. 

In Wichterich ist der Abt der Gerichtsherr an ). Ein Erbvogt, 
der hier ein „nabur“ ist, hat die Gerichtsbarkeit bis zur kleinen Wette; 
aber „wat wette fallent over die vitnf Schilling, da sali iuins hern 
genaidt. van Prum aff hain zwein pennonge und mins herrn genaidt 
van Coln ein pennongh“. 

Von einer Unterordnung dieser Höfe unter das abteiliche Ober¬ 
gericht hören wir nicht mehr. 

Zum Schluss müssen wir des letzten Hofes, der Prüm in der 
Viandenschen Vogtei ausser der Vogtei Schönecken verblieb, gedenken. In 
Mötsch 21H ) hält 1418 „Dederich von Gunnersbach, zu der zyt scholtisse“, 
das Gericht ab „von wegen unsers gnedigen Herrn von Prume.“ Ihrem 

•*'•') Grimm II S. 637 ao 139f>. 

*’*) Grimm, Wst. II S. 639; ao 1556 erneuert. 

s,, j a. a. 0. S. 725; ao 1413. 

*'•) Wst. Mötsch 1418, 10. Mai. Staatsarchiv Coblenz. 
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Fürsten und seinem Gotteshaus weisen die Schöffen die „boesse . . zwa 
deilln“ und dem Vogt „die dritteil.“ Nachfolger des Grafen von 
Vianden in der Vogtei ist hier der Graf von Blankenheim. 

In St. Goar 219 ) endlich war der Abt ungeschmälert im Besitz 
der Gerichtsbarkeit. „Des wisten . . die scheffen daselbes. daz eyn 
abt von Prume eyn herre und eyn ricliter zu St. G. were über hals 
und houbet, und daz er die scheffen daselbes zu machen hatte und 
auch zu entsetzen die missededigen“ und . . . „daz eyn abt v. Pr. oder 
sin scholteize zu St. G. in synen wegen alle gebot daselbes zu St. Goar 
zu dun betten und dun sulden.“ 

Aus unsern Darlegungen folgt, dass in allen Höfen, von denen 
wir erweisen können, dass sie 1298 zu dem Lande Prüm gehören 
müssen, der Abt noch im Besitz der ganzen Hofgeriehtsbarkeit ist. 
Nur von Feppin, Rovin, Fumay müssen wir es als wahrscheinlich hin¬ 
stellen und für Hessling und Wichterich konstatieren, dass der Abt 
sie ganz besessen, aber dann zu Lehen vergabt hat. Auf Exemptionen 
kommen wir später. 

4; 2. Die Polizeigewalt im Hofbezirk. 

Abgesehen von dem Besitz der Gerichtsbarkeit, wie sie vor dem 
Dinge des Bannbezirkes zum Austrage kommt, verfügt der Abt auch 
über die Gewalt für polizeiliche und Verwaltungs-Massregeln. In St. 
Goar, hiess es, habe nur der Abt oder der Schultheiss ein Gebot zu 
erlassen. Der Schultheiss ist gleichsam der Stellvertreter, der erste 
Beamte des Abtes. 

Ihm zur Seite stehen aber dabei die Schöffen — wir verweisen 
nur auf unsere Erörterungen bei der Erhebung der Kurmut. Weiter 
aber sind der Fronbote oder Büttel und der Baumeister, je nach dem 
„wie der liove gewonheit steit“, ferner Fischer und Förster die Voll¬ 
strecker seiner Anordnungen oder doch ihm untergebene Beamte 220 ). 

Viele Funktionen des Schultheissen hängen natürlich eng mit 
seiner richterlichen Stellung zusammen. Seine Pflicht ist es, alle Bussen 
im Hof selbst einzutreiben oder doch den Fronboten damit zu beauf¬ 
tragen. Dasselbe gilt bei den Pfändungen. Ferner bat er alle Klagen 

a,9 l Grimm, Wst. IV 8 . 736, Januar 1384; oder Günther, Cod. diplom. 
rheno-mosell. III n. 599. 

a, °) Hierzu vgl. vor allem das Landesweistum 1298. Grimm II S. 515 ff. 
Über die gleich angeführten Funktionen des Schultheissen gibt fast jedes 
Weistum Auskunft. 

Westd. Zeitschr. f. Geseh. u. Kunst. XXVIII, IV. 29 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSiTY 



434 


H. Wohltmann 


entgegen zu nehmen. Zeigt sich binnen den „marken und pfaelen“ 
ein Unmensch, so hat er ihn mit Hilfe der Hanninsassen zu ergreifen 
und wohlverwahrt auf eins der abteilichen Schlosser: Mürlenbach, Schön¬ 
ecken, Prüm, als Gefangenen einzusperren, Der Schultheiss lässt die 
Gerichtstage ansagen. Wenn die Sturmglocken läuten und von Feindes¬ 
oder Feuersnot künden, wenn überhaupt das Fand in Gefahr ist. dann 
muss er die Gehöfer entbieten und an ihrer Spitze ausrücken. 

Weiter liegen ihm oder den Unterbeamten Schutz und Verwal¬ 
tung der abteilichen Regalien 221 ) ob. Betritt ein Durchreisender den 
Bann, so hat er ihm so lange Schutz und sicheres Geleit zu gewähren, 
bis er wieder aus seinen Grenzen hinaustritt 222 ). Genau so hat ein 
Auswärtiger, der im Hof eine Pfändung vornehmen lassen will, An¬ 
spruch darauf, dass der Schultheiss für seine Sicherheit sorgt, solange 
er in den Hofgrenzen weilt 423 ). 

Meist auch wacht der Schultheiss über Gericht, Mass und Münze; 
nur einmal, in Bleialf, begegnet uns dafür ein besonderer Beamter, 
der Baumeister 224 ). Auch er wird aber vom Abt ernannt, in dessen 
Gewalt diese Regalien sich immer befinden. 

Die wichtige Rolle, die der Schultheiss bei der Verwaltung der 
Banngrnndherrlichkeit spielt, haben wir bereits berührt. Vor ihm ge¬ 
schieht ja die Güterübertragung bei Erbschaft oder Kauf. Will ein 
Fremder sich ansiedeln, so überweist der Schultheiss ihm fünfzehn 
Morgen und verpflichtet ihn auf die Obrigkeit 24 -'). 

Der Abt ist im Besitz des Fluss- und Fischbannes. Für seine 
Wahrung sind beeidigte Fischer angestellt. Sie sind befugt, den, der 
des Abtes Hoheit verletzt, zu pfänden und mit kleiner Busse zu strafen. 
Diese haben sie bei dem Scliultlieissen abzuliefern 24f ’). 

• u ) Wie schon bemerkt, behandeln wir die Regalien nur cursorisch, weil 
sie selbstverständlich nur für den Ausbau, nicht für den Aufbau der Landes¬ 
hoheit von Bedeutung sein können. 

***) In Verbindung damit steht das Zollrecht, das der Abt in der 
ganzen Abtei hat, vgl. Grimm III S. 832 (vor 1550) Wst. l’rüm. 

2S3 ) Wst. Birresborn, a. a. O. II S. 528 (zwischen 1540 u. 1576). 

*-*) Münze: Wst. Prüm a. a. Ü. Schon 861 ein mercatum et moneta. 
Mrh. I1B. I S. 100. Zu Mass und Gewicht vgl. Schultheiss: Birresborn a. a. 0. 
II S. 529. Büdesheim II S. 544. — Baumeister: Sellerich: Maassen, ponder, 
gewicht und seyben weisen sie zu Alft' . .so hat v. g. h. einen haumeister 
daselbst daraufzu setzen. IIS. 546. — In Wichterich II, S. 725, hat es der Erbvogt. 

-’ 1S ) z. B. Gondenbrett, Grirnm, Wst. II S. 541. 

2,fl ) Vgl. 1298 a.a. 0. S. 515 ff. Prüm III S. 832 f. Niederprüm S. 838. 
Wetteldorf II S. 537. Birresborn II S. 527. Sellerich II S. 546. 
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Und endlich: wie der Kisch im Wasser, so unterstehen das Wild 
in Wald und Feld und der Vogel in der Luft abteilicher Hoheit. Zu 
sorgen, dass dieser Wildbann nicht verletzt, dass weiter auch der abtei- 
liche Forstbann nicht geschädigt wird, dafür sind die Förster da 287 ). 

So sehen wir, wie die ganze Bann- oder obrigkeitliche Gewalt 
in allen ihren Zweigen auf den Abt zurückgeht. Das Angeführte gilt 
in allen Höfen der Abtei, soweit sie im einzelnen dafür in Frage 
kommen. Dass wir z. B. einen Fischer und den abteilichen Flussbann 
nicht in einem Banne anzunehmen haben, wo Bach und Fluss fehlen, 
leuchtet ein. 

§ 3. Das Obergericht. 

Die Kompetenz des Obergerichtes erstreckt sich über die ganze 
Abtei Prüm. Das beste Zeugnis seines Charahieis und seiner Befug¬ 
nisse liefert es uns seihst durch das Landesweistum von 12 9 8 22f> ). In 
ihm heisst es: 

dat alle hoeve sollen ir recht niemen und ir 
oyrdell hoylen zu Romerschem ind anderswa nirgen. noch ensullen 
die lmessen noch die uikhunde hoer noch nydere setzen wan der hoff 
yoii Romerschem weyset vur recht; . . 

Im Laufe der Bestimmungen wird dann über „alle hoeve“ weiter 
verfügt und zum Schlüsse noch besonders über den Geltungskreis des 
Weistums gesagt: 

„Dit gedincknisse besass mit den schetfenen edel . . die in 
der aptien gesessen und in den hoeven binnen dem lande, da 
die scheffen diese vur gut urdell ussgaven ind vor voll wiesen eyme 
abt von Prnme ind seime gotzliauss. u 

Einige schon angeführte 889 ) und die noch hier folgenden Stellen 
lauten genau so eindeutig. Es kann daher kein Zweifel laut werden, 
dass wir hier 1298 in der Tat einen Gerichtshof vor uns haben, der 
für das ganze Land kompetent ist. 

Alle Höfe sollen hier ihr Recht nehmen, heisst es oben. Damit 
ist die eine Seite der Befugnis des Obergerichtes angedeutet. Es ent- 

m ) Vgl- n. 22(3. Vgl. auch Forst, Erläut. IV Beil. IV ao 1541. 

In Bleialf hat sich innerhalb des Hofbannes ein davon abweichender 
Wildbann gebildet. Vgl. Wst. Bleialt II S. 529 f. Dass der Abt oft nur 
den Bann auf Hoch- und Schwarzwild hat, ist nebensächlich. Auch gehen 
wir nicht auf die Vorrechte ein, die Trier später gewinnt. 

* 28 ) Grimm, Wst. II S. 516 ff. 

SM ) Vgl. n. 210 und n. 212. 

29 * 
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scheidet, über das Recht, wie es in den Höfen gelten soll. Es gibt 
Gesetze und erlässt Verordnungen für die ganze Abtei. Wir sahen, 
wie der Oberhof dem Abt die Banngrundberrlichkeit zuweist. Neben 
den neuen Rechten werden alle alten, die der Abt schon besass, im 
Landesweistum wiederholt. Tn dem vorhin zuerst angeführten Spruche 
nehmen wir wahr, dass alle Höfe die Bussen zu setzen haben, die zu 
Rommersheim für bestimmte Fälle festgesetzt sind, dass sie die Gebühren 
für Urkunden so hoch zu rechnen haben, wie es vom Oberhof vor¬ 
geschrieben ist. 

In allen Höfen stellt das Landesweistum die Rechtsverhältnisse 
als beinahe einheitlich hin. Wenn man dazu z. B. das Güstener Weis¬ 
tum 230 ) heranzieht: 

„Item in allen anderen sachen (— neben der Gerichtsbarkeit —) 
sollen die scheffen vurg. wysen als vom alders herkommen ist und 
sich vort zu richten han und lialden als in anderen Frumischen 
hoeven und geeichten recht und gewöhnlich ist. im besonder in dem 
oeverhoeve zu Rumescheim dat noch gehalden wird“; 

wenn man weiss, dass die tatsächliche Lage dem nicht wider¬ 
spricht, so haben wir liier also den günstigen Fall, dass schon 1298 
ein 'ius territorii’ angefangen hat sich herauszubilden. Natürlich besteben 
damals noch Abweichungen, einmal wird auch hinzugefügt: „wie der 
hoeve gewonheit steit u * 31 ). mit gutem Recht; denn es handelt sich um 
Verwaltung von Regalien, die in allen Höfen nicht gleich sein können. 

Dass trotz des verheissungsvollen Anfanges die prümschen Rechte 
nicht in allen Höfen gleich bleiben, dass viele verloren gehen, wird 
uns an anderiu Orte beschäftigen. 

Über die gerichtliche Stellung des Oberhofes lassen wir hier die 
Schöffen von Güsten wieder reden: 

„Item ein oirdell, des die scheffen von Güsten niedt wyssich 
enn seindt, dat sollenn sei zu Rumerschein hoelenn und dar zu lieufft 
varen und nirgent anderswae“ (1431) oder 1548: „dass alle raitz- und 
haubtferde (Hoffahrten), auch appel 1 ierungen ahn das gericht zu 
R. nach den alten vertrügen beschehen sollen“ . . . 

Unsere Erörterung über das Hofgericht ergab dasselbe: sind die 
Schöffen des Hofgerichtes mit ihrer Weisheit zu Ende, so haben sie 
beim Obergericht um das Urteil nachzusuchen; zweitens: glaubt einer 

2S0 ) Zs. d. Aacb. Gv. 1879 Bd. I S. 96 ff. Wst. von 1431. 

»•) 1298. 
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vor dem Hofgericht sein Recht nicht gefunden zu haben, so appelliert 
er nach Rommersheim. 

Neben der Eigenschaft als höheren und Berufsinstanz haben wir 
noch weitere Seiten zu betonen. Das Obergericht ist befugt, über die 
PHichtversäumnis abteüicher Beamten zu urteilen: Beweis: es schreitet 
in einer Appellationssacbe gegen die Schoflen von Awans mit Strafen 
ein 232 ). 

Obwohl ein Beispiel fehlt, glauben wir doch, das Obergericbt 
als kompetent für Strafsachen des Adels betrachten zu müssen. Ein 
anderes Gericht dafür würde fehlen. Darauf weist ferner die Analogie 
der in andern Fürstentümern herrschenden Verhältnisse hin 233 ). Auch 
Lamprecht 234 ) ist wohl dieser Meinung. 

Weiter kann, allerdings nur nach der Nachricht von 1222, eine 
Verweisung vom Hochgericht hierher statifinden. 

Endlich aber soll der Oberhof über die Rommersheiiner Bann¬ 
insassen zu urteilen befugt sein, wie Lamprecht meint 235 ). Einen Punkt, 
der dafür spräche, wissen wir aber nicht anzuführen. Dagegen aber 
ist einzuwenden, dass an der Spitze des Rommerslieimer Bannes ein 
Schultheiss steht, der natürlich dem Hofgericht präsidiert 2 ™), während 
den Vorsitz im Obergericbt der Amtmann oder Oberschultheiss bat. 
Auch erscheint es uns nicht wahrscheinlich, dass die Schöffen eines 
Hofes eine so weit gehende Kompetenz ausüben könnten, wie sie das 
Obergei icht bat. 

Damit berühren wir schon die Zusammensetzung dieses höchsten 
prümschen Gerichtshofes. Zunächst hilft uns wieder das Landesweistum : 

„Dit gedincknisse besass mit den scheffenen edell und unedel 1 
zu Rumerscbem in dem vroinhofe her Tilman von Cronenburgk, ritter, 
overste scholtiss des abts von Prume; hie over ind hie ahn seind 
gewest die edell liern und man des gotzhaus von Prume mit nhamen 

«*) Vgl. S. 431 f. 

"») Vgl. Schröder, I>. Rg. S. 617. 

234 J Lamprecht, I). Wlb. 1 S. 1040. Das Obergericht urteilt: [1...2 
über die Schöffen und] 3. über einzelne Leute dieses privi legierten 
Gerichtsstandes. 

* 35 ) Lamprecht, 1). Wlb. I S. 1040. 

23n ) Grimm, Wst. III S. 830f. ao 1550 heisst es ausdrücklich: „Item, 
wann ein hoiffner etwas zu clagen bat, so soll er by den hoiffs schultessen 
gane und ime clagen; kan er ime nit helffen“, so hat er sich an den Ober- 
schultheissen zu wenden. Also hier dieselbe Scheidung zwischen beiden wie 
in andern Höfen. 
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ein greve von Vianden . . (sieben adlige Herre; werden genannt) . . 

und ander Heilbar man, die in der aptien gesessen . . . 

Den Vorsitz führt der Oberscbultlieiss. der adligen Standes ist: 
die Schöffen werden geschieden in Edelschöffen und nicht adlige 
Schöffen; den Umstand bilden Grafen, Edelherren und andere Lehns¬ 
leute des Abtes aus allen Höfen des Landes. 

Übersieht man diese Art der Zusammensetzung des Obergerichtes, 
so tritt in ihm 1298 ganz offenbar ein Einfluss von Landständen zu Tage. 

Wir halten es für selbstverständlich, dass nicht bei jeder Tagung 
der Umstand so zahlreich und das Richterkollegium so gross war. 
Denn man muss doch bedenken, dass die Aufstellung des Landesweis- 
tums von 1298 ein Akt war, der wirklich das ganze Land anging, 
während man das von allen Rechtssachen, die das Obergericht zu er¬ 
ledigen hatte, nicht wird behaupten wollen. Zudem wird uns eine solche 
Vermutung nahe gelegt, wenn diese Sitzung von 1298 mit „volrae 
geriechte“ bezeichnet wird* 37 ). Die Krage, wie gewöhnlich die Richter¬ 
stühle besetzt waren, müssen wir leider offen lassen. 

Zur Entstehung des Oberhofes sei mitgeteilt, dass er uns 1222 
zuerst bezeugt ist. Damals hat schon der Vogt bei ihm keinen oder 
geringen Einfluss. Dieser Umstand und die Tatsache, dass, wie wir 
eben hörten, das Obergericht über abteiliche Beamten zu Gericht sitzt, 
erinnern uns daran, dass diese schon 1103 vogtfrei waren; vielleicht 
können wir also die Entstellungszeit des Oberhofes in jene Zeiten 
zurückdatieren. Dass er sich aus der Konkurrenz abteilicher Gerichts¬ 
barkeit gegen die des Vogtes entwickelte, brauchen wir nicht mehr zu 
betonen. Gestärkt musste er in seiner Befugnis werden, als dann seit 
dem Anfang des dreizehnten Jahrhunderts der Abt die Gerichtshoheit 
kraft eigner Machtvollkommenheit übte, und sich damit ein einheit¬ 
liches Recht in der Abtei auszubilden begann. 

Im Obergericht findet der Rechtsschutz, den der Abt seinen 
Untertanen schuldig ist. einen Ausdruck. Weiter stellt von ihm die 
Zuflucht an den Abt selbst offen. Ist auch er nicht imstande, Recht 
zu verschaffen, so soll er seinen Vogt zu sich nehmen „und dem man 
zu recht lielffen umb den willen, dass niemand ohnrecht geschehe“ * 38 ). 
Unbedingter Rechtsschutz gilt als Aufgabe des Landesherrn. 

-* T ) So sehr bezeichnend in einer andern Handschritt zu lesen: vgl. 
Grimui, Wst. 11 8, 510. 

* 38 ) Wst. Wetteldorf, Grimm II S. 539, ähnlich Sellerich (II S. 546), 
Seffern, 111 S. 836; Rommersheim a. a. O. III S. 830. 
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Kap. VI. Die Hochgerichtsbarkeit. 

§ 1. Die Hocligerichtsbarkeit in der Vogtei Schönecken. 

Hier ist das Hochgericht von Bassel das wichtigste. Von ihm 
wird sogar 121)8 beschlossen, 

„dat ghein hoegericht in sal sein binnen der abthien von Prume 
ind der vogdien von Schonecken, von halse und von hoiffde, dan Bassel“ 239 ). 

Sehen wir zunächst ab von der hier angegebenen räumlichen 
Kompetenz und beschäftigen wir uns mit der sachlichen! 

Ganz allgemein wird immer gesagt, dass es Hochgericht ist, ein 
Gericht ist, das über Hals und Haupt entscheidet. Wird ein „misse¬ 
tätiger“ 240 ) oder ein „onman“ im Bann gefangen, oder jemand, der 
Leib und Leben vermacht hat, so ist er vor Bassel zu stellen. Aber 
die einzelnen todeswürdigen Verbrechen werden in dieser Zeit 241 ) nir¬ 
gends aufgezählt, auch nicht in andern Vogteien. 

Das Verfahren gegen einen solchen Verbrecher gibt uns in seinem 
Verlaufe die beste Auskunft über Bassels hochrichterliche Stellung. 

Sobald ein Unmensch im Banne gesehen wird, hat ihn der Schult- 
heiss im Namen des Abtes „anzutasten“. Damit er seiner habhaft 
wird und „dass er im starck genueg, von wegendes grundtherrn“ 24 *), 
soll er den Hof boten und genügend viel Leute aus dem Bann mit sich 
nehmen. Er hat dann den Verbrecher auf eins der Schlösser Prüm, 
Mürlenbach, Schönecken hinter Schloss und Riegel zu setzen. Eine 
Haft von sechs Wochen und drei Tagen, von der ein Drittel auf Schön¬ 
ecken als der Burg des Vogtes zuzubringen ist, kann der Verbrecher 
als Frist beanspruchen, nach dem Hofrecht, . . . „und dass auss dieser 
Ursachen, ob sich der ellendt mensch dazwischen verantworten khundt, 
dass er sich nit zu beklagen, dass er übereilet worden sey“. 

Daraus folgt, dass während dieser Frist das gerichtliche Verfahren 
gegen ihn eröffnet wird, dass ein Gericht stattfindet, in dem der Ver- 

”*) Grimm, Wat. II S. 516 und dort n. 1 und n. 6. 

* 40 ) 0. v. Zallinger, Das Verfahren gegen die landschädlichen Leute in 
Süddeutschland, S. 187 n. 2, erklärt die 'missetätigen' als Gewobnheits-, Be¬ 
rufsverbrecher. Diese Art der Verbrecher kommt auch bei uns in Frage, doch 
umfasst der Begriff hier wohl alle Verbrecher, die Leib und Leben vermachten, 

i4 ‘) In der Fälschung um 1100 werden angeführt: homicidium, furtum, 
latrocinium, pugna culpabilis. 

,4J ) Dieses Zitat stammt aus dem Wst. Wallersheim, Grimm II S. 534 ff. 
Ebda finden sich die gleich folgenden. — Genau so drücken sich das Wst. 
Wetteldorf, a. a. 0. u. a. aus. 
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haftete sich eventuell entlasten kann, sei es durch Sühnung* 43 ), oder 
indem er sich als unschuldig erweist. Die Fortsetzung erhärtet das 
und sagt uns gleichzeitig, wer das Verfahren einleitet : 

„Und mittler weil soll der grundherr ihnen (sc. Schultheiss . . .) 
versorgen lassen, ob erss leben vermacht habe oder nicht, binnen ermelten 
sechs wochen und drey taghen“. 

Durch den Schultheissen findet also das Vorverfahren statt, in 
dem entschieden wird, oh der Mann des Todes schuldig sei. Wird die 
Schuldfrage bejaht, oder wie das Weistum folgerecht weiter erklärt: 
„Hat er dann das leben vermacht, und so s. gnaden ihn durch 
erkenntnis will rechtfertigen lassen“ 244 )— d h. verurteilen und nicht 
begnadigen oder eine Sühnung eintreten lassen —, „so gehöret er vor 
Bassel, da dass hoechgerieht der XIV hoitt stehet“. 

Hier im Walde Bassel auf der Galgenstätte muss dann also nur 
noch über das todeswllrdige Verbrechen, nachdem das Vorverfahren 
ein solches erwiesen und faktisch dadurch schon auf Tod erkannt hat. 
die letzte Entscheidung getroffen und das rechtskräftige Urteil gefällt 
werden. — Ob der Fall, wenn die Hochgerichtsschöffen sich seiner doch 
noch nicht für wissig, d. h. also die Entscheidung der Hofrichter über 
Schuld oder Unschuld für falsch halten, an den abteilichen Oberhof in 
Rommersheim verwiesen werden kann, bleibt für das spätere Mittelalter 
fraglich 245 ). — Ist auf dem Hochgericht das Todesurteil gefällt, so 
wird es alsbald am Galgen vollzogen. 

Wie im einzelnen ein solches Exekutionshochgericht verläuft, 
dafür gibt uns das Eurener llundelgeding, das ja in derselben Gegend 
stattfindet, ein anschauliches Beispiel 246 ). 

Die zuletzt zitierte Stelle gibt uns bereits Aufschluss über die 
Zusammensetzung des Schöff'enkollegiunis. Vierzehn Höfe gehören vor 
den Basseier Malberg, heisst es zwar allgemein, aber eine Stelle aus 
dem Schiedsspruch über den Hof Densborn 247 ), die gleich zu besprechen- 

14s ) Vgl. Pischek, Vogtgerichtsbarkeit S. 65: „Hochgerichtliche Fälle 
konnten in den klösterlichen Ortsgerichten durch sühnegerichtliche Verfahren 
erledigt werden“. So war es früher zur Zeit der Vögte, und das oben ge¬ 
schilderte Verfahren zeigt, dass das auch im späteren Mittelalter noch galt. 

* 44 ) Grimm, Wst. III S. 833, wo weitere Einzelheiten sich finden. 

S4 *) Nur die Nachricht von 1222 (Mrh. UB. I 147 n. 1), -keine spätere 
kündet davon. 

2 **] Vgl. Trier. Archiv X S. 85 und im übrigen Zallinger, a. a. O. S. 179 f. 

w ) Vgl. u. 258. Schultheiss, Schöffen und Boten sollen wie alters 
gesetzt und vereidet werden, damit dem Gotteshaus Prüm an dem Hoch- 
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den Verhältnisse des Bleialfer Hochgerichts 248 ), berechtigen uns zu der 
Ansicht, dass sich aus den Schöffen dieser vierzehn Höfe das Richter¬ 
kollegium zusammensetzt, während die andern Bauern, überhaupt die 
Gehöfer, den Umstand bilden. Den Vorsitz hat der Oberschultheiss 
oder Amtmann des Abtes; das wird 1298 ausdrücklich betont. Er 
bannt das Gericht im Namen des Abtes. 

Ein Vertreter des Vogtes nimmt wohl auch am Gericht teil, aber 
er hat nur einzugreifen, wenn der Dingfriede gestört wird. 

Ende des sechzehnten Jahrhunderts tritt eine Vereinfachung im 
hochgerichtlichen Verfahren ein. Ist wegen offenbarer Missetat kein 
weiterer Beweis nötig, so kann die Haft verkürzt werden. Zum Gericht 
treten die Schöffen des Hofes, in dem der Missetäter ergriffen wurde, 
mit den Schöffen des Oberhofes zusammen. Sind vierzehn Schöffen 
beisammen, so können sie urteilen 249 ). Wir würden zu weit abschweifen, 
wenn wir näher darauf eingehen wollten. 

Nach dem Beschluss der Schöffen von 1298 müsste die räum¬ 
liche Kompetenz von Bassel mit der Ausdehnung der Vogtei 
Schönecken identisch sein. Aber wir wissen, dass die Höfe „uf der 
Mosel“, Mehring und Schweich 250 ), ihr altes Hochgericht behalten 
haben. Wir werden das gleich zu besprechen haben. Und auch hei 
den Höfen um Prüm scheint die alte Ordnung geblieben zu sein. Hier 
ist der grosse Rann Setfern der einzige, der ausserhalb des alten Caros- 
gaues liegt. Grade in Seffern soll nun nach einer zuverlässigen Ur¬ 
kunde 1571 ein Hochgericht bestehen. Das wird ausdrücklich gesagt 251 ). 
Ausserdem aber werden in derselben Urkunde die Untertanen aus der 
Vogtei Schönecken geteilt in die von Seffern und die der vierzehn 

gericbt kein Nachteil entstehen möge; und im Wst. II S. 566: Wenn 
der Abt „vor Bassel über bluet zu richten liait, und er den gemainen zu 
Denssbur gebietet“ . . . 

248 ) Vgl. S. 445. Vergleiche auch den Wortlaut folgender Stellen: 
. . . bis dass die XIV hoff vor Bassel zusammenkhommen . . . (Wetteldorf, 
Wallersheim, Grimm II S. 535). 

* 49 ) Vertrag zwischen Abt Christoph und Erzbischof Jakob vom 10. No¬ 
vember 1571; vgl. Forst, Erläut. IV S. 12 no 12, und Vertrag von 1574 
a. a. 0. S. 16 n. 8. 

iiu ) 1291, Lamprecht, D. Wlb. III S. 97; an allen hoven der abdie von 
Prume und der voigdie von Schonecken, so umb Prume, so uf der Mosel. 

aM ) Forst, a. a. 0. S. 13 ... „nach Ablauf dieser Frist werden sie vor 
eines der Hochgerichte: Baselt, Seffern oder Blei-Alf (Vogtei Schönberg) 
gestellt“. 
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Höfe 1132 ), das heisst, in die des Hochgerichtsbezirkes Seffern und die 
des Hocligerichtsbezirkes Bassel, denn Bassel ist eben der Ort, „dae 
dass hoechgericht der X1Y hoiff stehet“; das erfahren wir aus einer 
schon angeführten Weistumstelle. Nichts spricht dagegen, in Seffern 
ein Hochgericht an/.unebmen, als der Beschluss der Schöffen von 1298, 
Aber vorn Beschluss ist es oft weit bis zur Durchführung, das lehren 
uns noch die Verhältnisse der Höfe an der Mosel; der zuverlässigen 
Nachricht von dem Bestehen eines Hochgerichtes, das wir für die ältere 
Zeit nur vermutungsweise hätten ansetzen können, müssen wir mehr 
Glauben schenken. 

Also von Mehring, Schweich, Seffern ist abzusehen; die übrigen 
Höfe der Vogtei Schönecken können vor Bassel gehören. Es müssen 
vierzehn Höfe sein, ohne den Flecken Prüm. Er ist 1571 ausgenom¬ 
men- 33 ). Dass er nicht mitrechnet, erklärt sich aus seiner alten vogt¬ 
freien Stellung, infolge deren er immer eine eigenartige Verfassung 
behält. 

Forst hat nun das Gebiet des späteren Fürstentums festgestellt, 
soweit es sich um Prüm erstreckt. Zählt man die Höfe dieses Gebietes 
und sieht ab von dem genau bekannten Vogteigebiet des Schönbergers 25 *), 
das sich liier neben der Vogtei Schönecken erstreckt, und von dem 
Hofe Seffern, so kommen wir auf die Zahl — dreizehn. Es sind die 
Höfe: Bommersheim, Niederprüm, Gondenbrett, Olzheim, Schwirzheim, 
Büdesheim, Wallersheim, Birresborn. Mürlenbach. Wetteldorf, Ilers- 
dorf, Hermespand, Oberlauch. Dass diese Höfe zur Vogtei Schönecken 
gehörten, unterliegt keinem Zweifel. Sie werden später von der Kellerei 
Schönecken verwaltet 265 ). Ausserdem bildeten sie fast alle einen Teil 
des alten von Hamsclien Vogteigebietes 236 ). Und endjich bezeugen uns 
Nachrichten von einzelnen dieser Höfe ihre Zugehörigkeit zum Basseier 
Hochgericht oder zu der Vogtei von Schönecken 857 ). 

***) Forst, a.a. 0. S. 11 ... und zwar soll diese Huldigung ... zuerst 
von den Bürgern zu Prüm, dann von den 14 Höfen samt denen im Hof 
Seffern zu Schönecken, dagegen von den Untertanen des Hofes (Blei)-Alf 
zu Schönberg . . . geleistet werden. 

•“) Vgl. n. 252 und S. 412. 

'***) Vgl. die Karte und S. 445 über die Schönbergsche Vogtei. 

*“) Vgl. Fabricius, Erläut. II S. 152, Feuerbuch. 

SM ) Vgl. S. 402. 

- ,|T ) Vgl. die vielen Nachrichten bei Forst, Erläut. IV., insbesondere 
für die Höfe Rommersheim bis Wetteldorf, die n. 199 von uns zitierten Weistümer. 

Zu Hersdorf: Diplomat. Prum. n. 42, 16. Aug. 1291: Es handelt sich 
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Wo bleibt der vierzehnte Hof? Es ist sicher, dass wir für ihn 
den alten prümschen Hof Densborn einzusetzen haben. Er war zu 
Lehen gegeben worden. Als sein Inhaber, der Herr von Rollingen, 
sich ganz von der Abtei emanzipieren will, da entscheiden 1531 die 
Schiedsrichter 258 ), dass Schultheiss, Schöffen und Boten wie seit alters 
gesetzt . . . und vereidet werden sollen, damit dein Gotteshaus Prüm 
an dem Hochgericht kein Nachteil entstehen möge. Das Weistum des 
Ortes drückt es dann klar aus, dass nur Bassel als Hochgericht in 
Frage kommt* 59 ): „Zum dritten, wanne und welche zeit der vurg. her 
apt vor Bassel über bluet zu richten hat. und er den gemeinen zu 
Denssbur gehütet, moissen dahin folgen mit holtz, stroe, stille und 
galgen; dafür so haben sie iren langhalm uff der aptie (=-Seelgut) und 
doitbolz im Killer walde zu soichen“. Dass 9ie nur für die Allmende¬ 
nutzung ihr Stroh dort abzuladen und den Galgen zu hauen hätten, 
dann aber ohne am Gericht teilzunehmen mit dem Gefühl erfüllter 
PHieht heimkehren könnten, wird keiner angesichts der beiden Stellen 
behaupten wollen. Ferner erkennen wir auch, dass Densborn zur Vogtei 
Schönecken gehörte 260 ). 1531 sagt der Herr von Rollingen, er trage 
die Burg zu Densborn von Schönecken zu Lehen. Damit stimmen die 
Aussagen des Weistums, dass er z. B. einen Verbrecher vierzehn und 
einen Tag zu bewahren hat. darauf aber in die abteiliche Burg Mür¬ 
lenbach abzuliefern. Der Graf von Schönecken hat ihm eben die Burg 
mit seinen Rechten als Voirt im Hofe übergeben. Der Hof geht dann 
doch bald der Abtei verloren. 

Wir können also feststellen, dass in der Tat vierzehn Höfe vor 
Bassel hochgerichtspHichtig sind. 

So ist es noch in der Mitte des sechszehnten Jahrhunderts, und 
so war es sicher schon seit langen Zeiten. Wenn wir Bassel wegen 
seiner Lage als den Malberg des alten Carosgaues deuteten, so werden 
wir jetzt darin bestärkt, nachdem wir seinen Bezirk kennen gelernt 
haben. Alle vierzehn Höfe gehören seit alters zu Prüm und liegen 

um Güter hei Hersdorf und der Vogt verspricht, dass er sich dort nichts 
aneignen will „nec ratione advocatiae vel protectionis“ ... — Auf Olzheim 
werden wir noch zurückkommen. 

JM ) Schiedsspruch zwischen Abt Wilhelm von Prüm und Johann, Herrn 
zu Rollingen, betreff, das Schloss und Dorf Densborn. Donnerstag 7. Septbr. 
1531. Copie; Staatsarchiv Coblenz. 

“•) Grimm, Wst. II S. 566 ao 1534. 

lB0 ) 1103 gehörte es zur Vogtei von Ham, von der Schönecken der 
Erbe ist. 
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ira Carosgau. Auch Densborn; denn dafür spricht auch seine kirch¬ 
liche Zugehörigkeit zu Mürlenbach. Dass hier der behandelte karo¬ 
lingische Rechtsgrundsatz erfüllt worden ist. und die Vogtei und damit 
ihr Hochgerichtsbezirk Hassel sich an die alte Gauverfassung angelehnt 
haben, das beweist der Umstand, dass alle die Höfe, die zusammen im 
Carosgau und dem Hannforst liegen, nicht zu dem Hochgericht des 
letzteren, das nur drei Höfe umfasste, geschlagen sind, sondern eben 
nacli Hassel gehören. Und als man 1298 ein Stück an diesen alten 
Hochgerichtsbezirk anschweissen will, misslingt das, und das Hoch¬ 
gericht bestellt weiter in seiner überlieferten Zusammensetzung. Die 
vierzehn Höfe sind mit der Zeit ein fester Begriff geworden. So be¬ 
gegnen sie uns in Weistüinern, so auch in der Urkunde von 1571 * 61 ). 

Über das Hochgericht Setfern ist wenig zu sagen. Zu ihm gehört 
der grosse Bannbezirk gleichen Namens, der aus zwei llofbezirken 
zusammengeschmiedet ist. Die andern prümschen Höfe, die sich früher 
liier ausgebreitet haben, sind schon vor 1298 verloren gegangen 262 ), und 
aus dem Grunde schien es wohl ratsam, Setfern nun aucli Bassel zu 
unterstellen. Weiteres wissen wir nicht von diesem Hochgericht; es 
genügt ja auch zu erfahren, dass der Abt in seinem Besitze ist und 
der Graf von Schönecken liier die Vogtei ausübt* 63 ). 

Wir sagten schon, dass ein zweiter Teil der Vogtei Schönecken 
aus Höfen an der Mosel gebildet wurde. Ihre Vororte heissen Mehring 
und Schweich. Nach dem Spruch von 1298 sollten sie dem Bassler 
Hochgericht unterstellt sein; aber der Spruch wurde nicht verwirklicht. 
Allein schon die weite Entfernung von Bassel stand dem hinderlich im 
Wege. Wie wir schon 1103 ein Hochgericht um Melring vermuten 
konnten, so bestand es sicher in den Jahrhunderten nach 1298 fort 264 ). 

12 8 0, 129 1 265 ), also eben vor dem Landesweistum, werden in 
bezug auf diese Hofe abteiliche Beamte erwähnt, die sonst, abgesehen 

- ,ai ) Als dann unter trierschem Regiment das Gerichtswesen und so 
auch dieses Hochgericht umgestaltet wird, überliefert sich der Begriff noch 
weiter, verliert aber seinen Inhalt und wird daher falsch verstanden. Vgl. 
das Feuerbuch von 1684, Kabricius, Erläut. II S. 152, das auch Forst in die 
Irre führt. Erläut. IV S. 11 n. 2. 

*•*) Vgl. S. 403 f. und die Karte. 

***) Abgesehen von der späteren Sachlage vgl. die Urkunde von 1571, 
Forst. Erläut. IV S. 11 fl', u. Grimm, Wst. III S. 837 (ao 1549) und Wst. II 
S. 548. 

***) Vgl. S. 409 und S. 457. 

** 5 ) Lampreeht, I). Wlb. III S. 80 und 97. 1280 auch: ubiramptlude ... 
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von dem möglichen Vorsitz im Hofgerichte, sicher dem Hochdinge 
präsidierten: Oberschultheiss, suporiores ofticiati. Und auch bald da¬ 
rauf, 1343 * 6,: ) erscheint „J. E., amptmannn des apts von Prume“ zu 
Schweich, neben dem Schultheissen. Es sind keine Beweise, aber doch 
deutliche Anzeichen, dass der Abt damals noch die Hochgerichtsbarkeit, 
die er seit alters besass, durch eigene Beamte austlben liess. Dann 
setzt aber bald die Loslösung von der Abtei ein. Darüber später. 

2. Das Hochgericht in der Vogtei Schönberg. 

Die Vogtei Schönberg erstreckt sich über den Teil des alten 
Dannforstes von 816, der nicht in den Carosgau hineinragt. Sie wird 
in drei Höfe zerlegt: Winterspelt. Sellerich und Bleialf als Oberhof. 
Schon 1222 lässt sich ans einer Glosse des Caesarius diese Anordnung 
erkennen 2 ® 7 ). Später entsteht durch eine patrimoniale Herrschaft ein 
vierter Hof, die Daunsche Meierei, die vom Abt zurückerworben wird 
und dem Alfer Hochgericht auch untersteht 268 ), die aber keinen Sitz 
im iiichterkollegium erhält. Der Hof ist daher hier nicht weiter zu 
berücksichtigen. 

Im Anschluss an den Oberhof Bleialf hat sich das Hochgericht 
gebildet. Es tagt auf dem Bleialfer Berge* 89 ), seine Urteilfinder sind 
„XXI scheffen, 7 von Al ff, 7 von Winterspelt und 7 von Selrich“. 

Dem Vogt ist hier das Recht geblieben, die Schöffen um das Urteil 
über den Missetätigen zu mahnen. Unter abteilieher Hoheit findet das 
Gericht statt. Entweder der Abt selbst oder sein Oberschultheiss nimmt 
daran teil. Jederzeit kann auf ihm der Abt den Verbrecher begna¬ 
digen und losgeben, wie er auch alle Bussen zu setzen hat. 

Das Verfahren verläuft ähnlich wie im Basseier Bezirk. Der Abt 
hat den Antast. Soll nach «1er Frist von sechs Wochen und drei Tagen 
verweist werden, d. h. ist der Verbrecher der todeswürdigen Tat für 
schuldig befunden (natürlich in einem Vorverfahren), und wird das 
Vergehen nicht sülinegerichtlich im Hofgericht gebüsst, so bringt ihn 
ein abteilieher „Befehlshaber“ aus der Burg in den Stock von Bleialf; 

™) a. a.O. S. 188. 

***) Mrh. UB. I S. 163 n. D : . . . apud curtem Alve, sciendum cst in 
Wynterspelt et in Selrich. 

’" 8 ) Paun8ches Weistum, Staatsarch. Coblenz: . . . dahe ein Missthätiger 
in ihren Hoft betrete .... so soll er uf dem Alfterberg geriebt werden. 

*••) Vgl. Wst. Bleialf, Grimm II S. 529 f. zu allen folg. Stellen. Auch 
Daunsches Weistum. 
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die „rechtzwerscliaften“ haben ihn bei einer Übernachtung dort zu 
bewachen. Von hier aus wird er dann auf die Dingstätte geführt, wo 
über ihn erkannt wird. 

Anf alte Einrichtung geht wohl der eigenartige Zustand zurück, 
dass auf diesem Ding neben den Gehöfern noch „echt zwerscliaften 
auf echt benk“ den Um-„stand“ mitbilden. Man glaubt, sie als alte 
Centenen deuten zu können 27 °). Naher darauf einzngehen, lohnt sich 
nicht. Althergebracht ist es auch wohl, dass der „Baumeister“ tutet, 
wenn Ding gehalten werden soll; alle Gehöfer haben dann mit dreierlei 
Wehr zu erscheinen. 

Mit dem Vogte lebte die Abtei in einem weniger kampf- und 
streitbewegten Verhältnis; so scheint es jedenfalls, da wir keine Nach¬ 
richten von dem Gegenteil haben. Der Vogt war auch nur ein kleiner 
Machthaber. Auch er war ein Schirmvogt geworden 271 ). 

$ 3. Das Hochgericht der Vogtei Güsten. 

Die Vogtei Güsten besteht, wie wir es schon anführten, nur ans 
einem Bannbezirk, dem alten prflmschen Hofe Güsten 27s ). Er ist das 
Überbleibsel eines einst grösseren Vogteigebietes, das sich um den 
Oberhof Linnieh erstreckt hat. 13(18 wurde dieser mit allen Rechten 
an den Vogt verkauft. Sehr wahrscheinlich ist, dass der Vogt dabei 
anf alle seine Rechte in Güsten verzichtete 273 ). Den Schluss legt die 
Kaufurknnde nahe, zumal wenn man weiss, dass 1429 die Vogtei als 
Erblehen an .Johann von Loen. Herrn zu Heinsberg und Mitherrn zu 
Jülich, neu vergeben wird 274 ). 

Über die Hochgerichtsbarkeit des Abtes lassen sich die Schöffen 
1431 und 1548 in einem neuen, von 1431 sonst oft abweichenden, 
Weistum folgendermassen aus 275 ): 

„Item missdedige luide sollen von bheiden unsern lierrn ainpt- 
leuden angegriffen werden und soll doch unsers herrn schnltiss von 

270 ) Barsch, Schannat: EiH. illustrata II 1 S. 199. 

27) ) Vgl. Wst. Sellerich, Grimm II S. 546, wo ihm als Schirmvogt ein 
Rauchhuhn gewiesen wird. Er hatte aber daneben das Recht, wie wir sahen, 
die Schöffen auf dem Hochgericht zu malmen. 

2 ”) 865 an Prüm, vgl. Mrh. UB. I S. 98, 107, 183. 

47s ) Dipl. Pruin. n. 190 ao 1368: . . . woilden wir die vadie up- 
geven ind neit man dar van syn, so mach ind sal der Abt von Prume ... 
dar doin allen yren willen als mit andern . . . gueden ind lenen. 

a7 ‘) Zs. d. Aach. Gv. 1879 I. Bd. S. 96 ff. 

i7S ) Zs. d. Aach. Gv. I S. 96 ff. 
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Prnme den scherten darurab manen und wurdenn dann soliche luide 
zu deme dode verordelt, so soll eyns abts scholtiss sy einem vogt 
leveren. der al vort dair von richtenn sali unnd des urob gbeine Sachen 
laessenn, id en wir dann mit wyssen und gutem willenn unsers herrn 
von Prume. 

Item so soll des grontherrn unss herrn sclmltiss vonn Prume 
die geriehte altzeit mögen besitzenn und denn scheffenn maenen, dae 
bei eins vogts amtmann sitzen sali stillschweigende und niet rnaenen’ 1, .. . 

Der Abt ist auch hier Inhaber und Herr der Hochgerichtsbarkeit; 
der Vogt ist ein stillschweigender Vogt, ist wie der von Schönecken 
allein ein Schirmvogt i7H ), der Hilfe beim Antast zu leisten und die 
Exekution des zum Tode verurteilten zu vollziehen hat. Er darf diese 
nicht ohne Willen und Wissen des Abtes unterlassen, dem allein die 
Begnadigung zusteht. 

$ 4. Das Hochgericht in Kessling und Wichterich. 

Der Erzbischof von Köln ist hier Vogt geworden als der Erbe 
des Grafen von Hochstaden. 

In Wichterich ist der Abt noch der (Hoch-) Gerichtsherr. Wir 
stellten an anderm Orte schon fest, dass er zwei Drittel aller Bussen 
über fünf Schillinge erhält. Auch heisst es: „wurde inich minsche 
riclitlicli beklagt, den sali ein vaid angriffen und sali den schleissen 
in beider hern schloss; wurde sich der mensche verdedingen, hei off 
die sine, mit watt pennonge hei sich da verdedinget, da sali mins herrn 
gn. von Pr. aff hain tzwein pennonge und min liern gn. v. C. einen 
pennong“. Köln jedoch richtet im Hochgericht, aber es soll „so an 
dem richten, dat sich mins herrn genaidt van Prum dar aff bedanke.“ 

Die Schöffen bezeichnen Prüm und Köln als „nnsen beiden 
gnedigsten liern“ 277 ). 

Aus diesen Stellen leuchtet noch gut die alte Rechtslage zwischen 
Abt und Vogt hervor. Aber wir nehmen wahr, wie sie sich längst zu 
gunsten des Vogtes verschoben hat. 

Weniger zuverlässig uml klar ist uns die alte 27 **) gerichtsherrliche 

*”) a.a.O. 1431 . . . herumb ist der Vogt schuldig, dein Grontherrn 
Gewalt aft' zu doen, zum beschirmen und zum behalten bey seiner Herlich- 
keit zu G. 

*”) Grimm, Wst. II S. 725. 

'-‘ T8 ) Da er doch der Immunitäts* und daher auch der Gerichtsherr war. 
der Vogt aber nur sein Beamter. Von dieser alten Rechtslage ist immer 
auszugehen. 
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und hochrichterliclie Stellung des Abtes in Kessling bezeugt. Vor allem 
auf das zweite der beiden Weistümer, das 1556 erneuert worden ist, 
müssen wir uns stützen 279 ). Als Nachfolger des prümseben Vogtes ist 
Köln in den Besitz der Hochgerichtsbarkeit gelangt. Wann sie dem Abt 
entzogen worden ist, können wir nicht erfahren. Noch ein Anzeichen 
des Überganges aber ist es, wenn es einmal heisst: 

„ . . . aber den herzogh und auszugh derselben zu reissen sollen 
die underthanen yres gn. herrn von Pr. wegen eynen herrn zu Alden- 
ahre (— Vogt —) eyne bannmeil wegs folgen, und itzundt eynen hocli- 
werdigsten curf. zu K . . Die Folge wird auch im ersten Weistum 
Köln gewiesen; sie pflegte meist mit dem Hochgericht verbunden 
zu sein. 

Eigentümer und Lehnsherr der ganzen andern Gerichtsbarkeit, mit 
Einschluss auch des Antastes bei einem schweren Verbrecher, war ja 
noch der Abt. 

Nicht zu wiederholen brauchen wir es, dass der Abt in St. Goar 
in vollem Besitze der Gerichtsbarkeit ist, dass die Schöffen ihn als 
Herrn zu St. Goar bezeichnen und als einen Richter über Hals und 
Haupt * 80 ). 

Dass der Abt als Landesherr die Gerichtshoheit in Avans, Loncin. 
ferner in Revin, Feppin und Fumay besitzt, dass in den ersten Orten 
der Bischof von Lüttich, in den letztgenannten der Graf von Narnur 
Vogt war, wissen wir genau. Näheres über die Ausübung der Hoch¬ 
gerichtsbarkeit ist aber nicht zu ermitteln 281 ). 

Gerichtsherr war der Abt auch in Mötsch 282 ). Die Schöffen nennen 
ihn einen Fürsten und Lehenherrn und sprechen ihm zwei Drittel der 
Bussen zu, dem Vogt ein Drittel. Einzelheiten über die dortige Ge¬ 
richtsbarkeit sind uns auch nicht bekannt geworden. 

Von fast allen Bannbezirken, die wir zu dem Lande von 1298 
rechnen können, in (lenen der Abt Grundherrlichkeit erwirbt, konnten 
wir nachweisen, dass Prüm die Hochgerichtsbarkeit in ihnen besitzt; 
wo aus Mangel an Material ein unmittelbarer Nachweis unmöglich war, 
musste es als höchstwahrscheinlich gelten. Nur bei Kessling war schon 
der volle Verlust zu konstatieren, aber dass der Abt die Hochgerichts¬ 
barkeit hier einst besass, ist anzunehmen. 

"») a. a. 0. S. 636 (1395), S. 638 ff. (1556 erneuert). 

* 80 ) Grimm, Wst. IV S. 736 und vgl. S. 433. 

*•*) Vgl. S. 431. 

J8S ) Wst. Mötsch, 1418. Staatsarch. Coblenz u. oben S. 432. 
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Kap. VII. Der Verlust von prümschen Rechten und die Bedeutung 
der verlorenen Rechte fflr die Landeshoheit. 

Ende des dreizehnten Jahrhunderts ist der Abt in den Höfen 
„seines Landes“ Herr der vollen Gerichtsbarkeit. Zu ihr tritt 1298 
erweiternd das neue Recht der Banngrundherrlichkeit. Ausserdem 
kommen dem Abt alle Regalien zu. Aber es ist der Abtei nicht mög¬ 
lich, überall ihre Hoheit zu bewahren. Schon mehrmals berührten wir 
Verluste von Rechten. Diese Fülle wollen wir untersuchen und den 
Einfluss der verlorenen Rechte auf die Landeshoheit feststellen. 

Ausser Acht bleiben St. Goar, das mit allen Rechten verkauft 
wird (1420) 2 * 3 ), ferner Mötsch, weil wir keine Kunde über seinen 
Verlust haben, und endlich Feppin, Revin. Fumay. Sie werden von 
Ludwig XIV. eingesteckt. Erst 1778 verzichtet dann der Abt hier 
auf die Landeshoheit 1 * 4 ). Nur die niedere Gerichtsbarkeit behält Prüm 
zusammen mit dem Grafen von Bryas. 

Die übrigen Verluste wollen wir so ordnen, dass wir betrachten 

a. Emanzipationen ohne den Verlust der Landeshoheit. 

Hier kommen vor allem patrimoniale Gerichte in Betracht. Ad¬ 
lige Herren suchen das Gut, das sie vom Abt zu Lehen tragen, mit 
den darauf sitzenden Leuten dem unmittelbaren Machtbereich der ab- 
teilichen Beamten zu entziehen. 

Diesem Streben tritt ausser den bei der Banngrundherrliehkeit 
erwähnten Bestimmungen offenbar auch folgende Verfügung von 1298 
entgegen: 

. . „dat ein vait von Sch. noch seine burchlude ensullen noch 
en muegen kheine muntleude entfain, . . ., die dae gesessen seindt 
in den hoeven der aptien Prume, . . . , die sali ein abth und sein 
gotzhauss entfain umb wass off um kruyt, otf so wie sie sich mit 
ime verdragent. Ouch . . . ., dat alle lienberiche mannen, die da 
gesessen seindt in der aptien v. Pr., nocb neman ensullen noch enmogen 
keine muntleude entfain . . Ind wer es nich aitf indede, . ., so magli 

ein abth ain sein leben grytfen“. 

Kein Zweifel, dass wir diese Worte im obigen Sinne deuten 

dürfen, ohne weiter auf das Muntverhältnis einzugehen. Trotzdem 
setzen sicli einige Emanzipationen durch. 

1. Zerstreut in den Bannbezirken hat der Vogt Leute wohnen. 

2 ® s ) Wd. Zs. XXIII 8. 220. 

1M ) Fabricius, Erläut. II S. 603 ff. Wd. Zs. XX1I1 S. 224 ff. 

Westd. Zeitschr. f. Oestb. u. Kunst. XXVIII, IV 30 
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Sie unterstehen, so wird ja 1208 besonders betont, in allen Sachen 
dem abteiliehen Gericht. Nur in dem Falle, wo sie zugleich auf vog- 
teilichem Gut wohnen, — das natürlich prümsches Lehnsgut ist —, 
hat der Vogt das Pfändungsrecht ihnen gegenüber : „der apt ensall 
dieselbe lüde uf der voigdien nit stören noch penden“ 285 ). Das Recht 
haben im Mittelalter fast alle Herren. Es bedeutet keineswegs eine 
Einschränkung etwa der persönlichen Kompetenz des Hofgerichts, son¬ 
dern nur der abteilichen Hanngewalt. 1541 286 ), als Trier schon Vogt 
ist, finden wir die Verfügung dahin verändert, dass des Vogtes Amt¬ 
mann bei Prozessen um Vogteigüter allein das Verhör hat. 

2. Das Weistum von Sellerich enthält die Stelle: 

„Der vogt von Cronenburg hat die freyheit im hoff Selrich, 
wannehe seine schaffleuth vor gericht handelten im rechten, alsdan er 
macht hette, dieselbige von gericht abzunehmen und die zu vergleichen; 
so aber nit vergleichen kund, soll er sie wieder zurück in den hoff 
weisen“ * 07 ) 

Der Kronenburger hat also keine eigene richterliche Gew’alt über 
seine Leute, sondern nur das Recht zu schiedsrichterlicher, gütlicher 
Vermittlung zwischen ihnen 

3. Bunt herum im Bleialfer Bann liegen die Güter des Herrn 
von Daun, natürlich unter abteilicher Lehnshoheit. 1401 288 ) bringt 
die Abtei diese Güter durch Kauf wieder unmittelbar in ihren Besitz, 
fügt sie aber nicht wieder der Bleialfer Hofverfassung ein. macht viel¬ 
mehr einen neuen, eigenartigen Hof daraus. Seine ungewöhnlichen 
Rechtsverhältnisse sind nur erklärlich, wenn man sie auf eine Freiung, 
die schon unter Daunscher Herrschaft bestand, zurückführt. Sie um¬ 
fasst die ganze Niedergerichtsbarkeit. Der Hofmeier 289 ) hat zwar nur 
gütliche, vermittelnde Gerichtsbarkeit in Grundsachen und polizeiliche 
Gewalt, die weitere niedere Gerichtsbarkeit aber wird unter Vorsitz 
des abteilichen Oberschultheissen gehandhabt. 

*■■') Forst, Erläut. IV Beilage IV. 

***) Lamprecht, I). Wlb. III S. 97 1291 § 3. 

287 ) Wst. Sellerich, Grimm 11 S. 546 (ao 1553). 

iM ) Staatsarch. Coblenz, 5. Sept. 1461: Graf Wilhelm von Mander¬ 
scheid verkauft den Damischen Hof. 

J8B ) . . . soll er vor Meyer und gericht erstlich zu gütlicher Verhör 
kommen, in der güthe zu handeln, wohc aber nit gütlichkeit statthaben will, 

. . . dass alsdan der Meyer den Oberschultheissen zu Prümh besuche, welcher 
dan alsdau . . . als vor ein richter erscheinen soll . . . Daunsches Weistum 
1563, Staatsarchiv (Joblenz. 
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Der Daunsche Hof untersteht dem Bleialfer Hochgericht, ist im 
Schöffenkollegium aber nicht durch eigene Schöffen vertreten m ). Das 
beweist, dass er nicht aus dem Bleialfer Bann ausgeschieden ist. trotz 
seiner Niedergerichtsbarkeit. Diese darf daiier nicht als Charakteristicum 
des Bannbezirkes angesehen werden. 

Die Daunsche Meierei war nur zeitweise der prümschen Macht 
etwas entzogen. 

4. Genau so war es mit des Herrn von Brandenburg „fadye 
und meyerie zu Winterspelt, zu Selrich . . . und ander dortt'ern . . . 
mit allen yren herlicheiden, rechten ..." Die Abtei kauft sie um 
dieselbe Zeit (14f>4) zurück* 91 ). Wie weit die Rechte des Herrn von 
Brandenburg gingen, ist nicht mehr zu ermitteln. 

5. Grösseren sachlichen und räumlichen Umfang gewinnt die 
Patrimonialgerichtsbarkeit des Konventes. Anlässlich der Güterverteilung 
zwischen Abt und Konvent aus dem Jahre 1470, datiertauf 1361 m ), 
scheint diese Exemption entstanden zu sein; jedenfalls hören wir da 
zuerst von ihr. Dies Konventsgericht wird Kämmereigericht genannt; 
dem Namen entspricht die Kompetenz: Die Ortsvorsteher sollen eidlich 
verpflichtet werden, die Einkünfte (von den betreffenden Konventsgütern 
in ihren Orten) dem Konvente zu überliefern, Streitigkeiten sollen nicht 
vor den Hofgerichten, sondern nur „apud cainerae iustitiam, cuius praeses 
semper erit decanus ipsius conventus,“ zum Austrag kommen. Diesem 
Gerichte sollen auch die Inhaber der Güter unterstehen, ebenso alle 
Leute, welche vor und neben den Toren des Klosters wohnen und zum 
Wachtdienste verpflichtet sind. 

Der Konvent verlangt aber Vergrosserung seiner Kompetenz. 
1574 293 ) fordert er die Grundgerichtsbarkeit in dem Hofe Oberlauch 
und Einsetzung von eigenem Schultheiss und Schöffen. Das wird aber 
zurückgewiesen und bestimmt, dass er nur über seine Zinsgüter, die 
zwischen den Hofbezirken Rommersheim, Niederprüm. Gondenbrett und 
Hermespand liegen, zu erkennen haben soll, d. h. im sog. Kämmerei¬ 
bezirk. In einem Erlass von 1665 wird erklärt, dass das Konvents¬ 
gericht die Civil-, Grund- und niedere Gerichtsbarkeit über die dem 
Konvent gehörigen Leute und Güter besitzt, aber nicht in Kriminal- 

!#0 ) Vgl. S. 445 n. 268. 

2 ®’) Andreis, Herr zu Brandenburg verkauft die Vogtei und Meierei 
von Winterspelt usw. an den Abt Johann 1464. Staatsarchiv Cohlenz. 

s * 2 ) Staatsarchiv Cohlenz 1361, vgl. Forst, Wd. Zs. XX S. 282. 

2 * 3 ) Forst, Erläut. IV. S. 16 no 25. 
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Sachen zuständig ist 294 ). Selbst wenn wir das auch für unsere Periode 
annehmen, so hat damit doch keine volle Emanzipation vom Hofgericht 
stattgefunden 295 ). 

6. Um vollständig zu bleiben, wollen wir noch auf die autonomen 
Gerichte der Gemeinden innerhalb der Bannbezirke hinweisen. "Wir 
begegneten verschiedenen Gemeindebeamten. Sie streben, das ist deutlich 
zu beobachten, nach grösserer Selbständigkeit. Obwohl nicht geladen 29G ), 
uui die Hechte des Vogtes festzusetzen, erscheint 14 51 der Meier von 
Kopp trotzdem und lässt sich vernehmen. Kopp durchbricht auch 
schliesslich die Hofverfassung und rückt später neben den Hof 297 ). 
Auch die Geschworenen von Muscheid weisen 1451 mit Recht. Im 
allgemeinen wird die Gemeindeautouomie sich auf wirtschaftliche 
Fragen beschränkt haben. 

b. Verluste von Rechten und Landeshoheit. 

1. Das erste Beispiel nimmt eine Zwischenstellung zwischen der 
ersten Gruppe und dieser ein, weil die Landeshoheit nicht dauernd ver¬ 
loren ging. Es handelt sich um den Bannbezirk Olzheim. Ein Ober¬ 
hofweistum zeigt ihn noch ungeschmälert in abteilichem Besitz. Es 
ist aus dem Jahre 1451. Dann hat der Abt ihn in Notlage, weil er 
der Dienste bedurfte 298 ), an den Grafen von Blankenheim zu Lehen 
gegeben, schon vor 1518, denn aus dem Jahre haben wir ein Weis¬ 
tum 299 ). Der Graf wird Edel- und Obervogt genannt, er hat alle die 
Rechte, welche sonst der Abt oder dessen Beamte wahrnehmen. So 
hat er den Antast, aber unter Teilnahme des Vogtes von Scliönecken. 
Der Verbrecher wird auch ganz üblich ein Drittel der Haft auf Schön¬ 
ecken in Gewahrsam gehalten, die andern beiden Drittel aber nicht 
mehr auf abteiliehen Burgen, sondern auf denen des Grafen von Blan- 

*•') Cosmas Ivnauff, Defensio impcrialis liberae et exemptae abbatiae 
sanctissimi Salvatoris . . . S. R. I. principatus Prumiensis, 1718, S. 193, 211 f. 
Vgl. Forst IV S. 31. 

MS ) Das tritt später erst ein, weil den Hofgerichten ihre alte Com- 
petenz genommen wurde. 

Darna erscheyn der rneyer van Cop, want die van Copp zu maele 
nyet erboten waeren . . . 11. Febr. 1451, Staatsarchiv Coblenz. 

S,T ) Vgl. Forst, Erläut. IV S. 56, im 18. Jahrh. Vielleicht auch Oos 
so abgesplittert, ebd. S. 59. 

*“ 8 ) Item darum!) sali der vait von Blanckenheim v. gn. b. van Pr. 
denen VI wochen und III dagen . .. Grimm, Wst. II S. 595. 

(Irirntn 11 S. 594 ff. Die erste bezeugte Belehnung haben wir 1526. 
Vgl. Bärsrb, Schannat, Eifl. ill. II 1 S 315. 
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kenheim. Das beweist, dass der Graf an die Stelle des Abtes getreten 
ist. Deutlich erkennt man die Abtrennung von der Abtei und seinem 
Basseier Hochgericht, das hier in Frage kommt. Ist der des Todes 
Schuldige ein Hofgenosse, so kann er im Banne gerichtet werden, sonst 
wird er wohl vor ein gräfliches Gericht gestellt. Die Hoheit des Grafen 
geht soweit, dass er sogar Schutz und Schirm über die von Olzheim 
hat „geliche sinen andern luden“. 

Später ist der Hof wieder eingelöst und untersteht, wie vor der 
Verlehnung, dem Basseier Hochgericht, später seiner Fortsetzung, dem 
Amte Prüm 3C0 ). 

Bei den folgenden Fällen handelt es sich um dauernden Verlust 
der Landeshoheit. Sie sind also lehrreicher. 

2. Densborn. Über diesen Hof handelten wir schon S. 443 301 ). 
Der Herr von Rollingen trägt ihn zu Lehen. Er sucht aber die ab- 
teiliche Lehnshoheit gänzlich abzuschfttteln und bringt — natürlich 
gefälschte — Urkunden, dass er das Dorf von Trier zu Lehen habe 
und die Burg von Schönecken. Vergleichen wir diese Behauptung mit 
dem daraufhin gefällten Schiedsspruch und dem Weistum des Hofes, 
so erkennen wir die alte Rechtslage. Zunächst weist Abt Wilhelm von 
Manderscheid durch die Mannbücher nach, dass die Vorfahren des 
Herrn v. II. beides, Dorf und Schloss, von I’rüm zu Lehen hatten. 
Nach dem Weistum darf nun der Schlossherr einen „missthedigen“ im 
Dorf allein festnehmen. Er hat ihn vierzehn Tage und einen Tag zu 
bewahren, darauf aber in die abteiliche Burg Mürlenbach abzuliefern; 
er nimmt hierdurch im hochgerichtlichen Verfahren dieselbe Stellung ein, 

30u ) Auf Grund dieser Sachlage dürfen wir v. Below nicht unrecht 
geben, wenn er (Territorium und Stadt, S. 315 fl'.) Olzheim infolge der Aus¬ 
sagen des Weistums zum Territorium Blankenheim rechnet. Nun erklärt er 
eine Abgabe an den Grafen für landesherrlich, Lamprecht betrachtet sie als 
grundherrlich (da einst dem Abte zukommend). Da der Abt sowohl Landes¬ 
herr wie Grundherr ist, haben beide recht, jeder von seinem Standpunkt. 
Ungerechtfertigt sind jedenfalls von Belows Vorwürfe in dieser Deutung 
Lamprecht gegenüber; letzterer hat den Zusammenhang Olzheims mit Priim 
doch allein erkannt. Forst (Erläut. IV S. 38 und n. 4) sucht den Wider¬ 
spruch /.wischen beiden durch eine gänzlich irrige Fragestellung zu losen, 
wenn er von v. Below zur Stütze seiner Ansicht den Nachweis fordert, dass 
die betreffende Abgabe an den Grafen ursprünglich dem Vogt von Schün- 
ecken gebührt habe. Dieser Vogt ist nicht der Gerichtsherr. Ihm kommt 
nur das Drittel der Bussen zu. Forst übersieht, dass der Abt Grundherr, 
Gericbtsherr und Landesherr in einer Person war. 

301 ) Hier sieh auch die Quellenangabe. 
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die Schönecken in den andern Höfen hat. Vergleicht man damit die 
Behauptung, dass er seine Burg von Schönecken zu Leben trage, und 
bedenkt, dass der Hof der Vogtei Schönecken angehört, so ist wahr¬ 
scheinlich, dass in der Tat Schönecken die Burg gebaut und sie zu 
Lehen gegeben hat. Wie beim Schloss Schönecken selbst, so ist auch 
bei dieser Burg der Abt natürlich der Oberlehnsherr 30 *). Vom letzteren 
erhält dann der Herr v. R. das Recht, den Verbrecher „anzutasten“ 
und Schultheiss und Schöffen zu ernennen. Der Abt aber wahrt seine 
Hoheit, indem er diese Beamten vereidigt und die Hochgerichtsbarkeit 
sich vorbehält. Die Hofrichter haben, wie wir sahen, mit vor Bassel 
zu erscheinen. So ist die alte Rechtslage. Aber der Herr von Rollingen 
ignoriert sie weiter trotz des Schiedsspruches und des Weistums und 
emanzipiert sich ganz von der Abtei. Es gelingt ihm dies um so 
leichter, weil der Abt damals von seinem Erzfeinde, dem Trierer Erz¬ 
bischof, sehr bedrängt wird. Als dieser dann selbst 1576 Landesherr 
in Prüm wird und sich von seinen neuen Untertanen huldigen lässt, 
erscheinen zu seiner Verwunderung die Denshorner nicht sos ). ln Zu¬ 
kunft gilt der Hof als eine ritterliche Herrschaft unter luxemburgischer 
Hoheit 804 ). 

Der Keim des Verlustes dieses Hofes liegt in der Burggründung. 
Der Burgherr erwirbt sich dann die ganze Niedergerichtsbarkeit vom 
Abt, der Hof bleibt aber unter abteilicher Landeshoheit; sie besteht 
in der Hochgerichtsbarkeit und den damit verbundenen Rechten: Folge. 
Heerschau u. a. Wir erkennen daraus, dass die Niedergerichtsbarkeit 
nicht als Rechtsgrundlage der Landeshoheit angesehen wird. Als dann 
der Herr v. R. mit der Lehnshoheit auch alle andern abteilichen Rechte 
abschütteln will, da heben bei der Herstellung der wahren Rechtslage 
die Schiedsrichter unter anderem besonders hervor, dass der Abt die 
Denshorner Ilofrichter wie seit alters zu vereidigen habe, damit dem 
Gotteshaus Prüm an dem Hochger ich t kein Nachteil entstehen möge. 

3. Fast derselbe Vorgang wiederholt sich bei der Burg Schön¬ 
ecken selbst. Gegen den Willen des Abtes hat sie der Vogt im Wettel- 
dorfer Banne gebaut und sich über ihre Insassen wie über die Bewohner 
des ain Burgberge liegenden Dorfes die volle Gerichtsbarkeit gewaltsam 

301 ) Vgl. oben. — Allein schon wegen seiner Banngrundlierrlichkeit. 

3"») Wd. Zs. X S. 380. Forst, Erläut. IV S. 51 und 52. 

30 ‘) Das wird dadurch begründet, dass der Herr von Rollingen luxem¬ 
burgischer Erbmarschall war. Vgl. den Schiedsgerichtsspruch von 1531 und 
Dipl. Prurn. no 29, 1466. Staatsarchiv Coblenz. 
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angemasst, wie er es auch zugesteht. Der Abt klagt und die Schieds¬ 
richter einigen die Parteien dahin : 

„Si vero inter eosdem homines vel per ipsos aliqui casus emer- 
gerent, propter <iuos foret ad altam iustitiam recurrendum, illi 
casus tractabuntur et iustificabuntur ad dictum et sententias scabinorum 
curtis de Ruomersheim“ 305 ). 

Danach bleibt dem Vogt rechtlich in diesem Bezirk die Nieder¬ 
gerichtsbarkeit. Die Burg gilt als Lehen des Abtes, als ein Offen¬ 
haus 306 ). Die Wetteldorfer Schöffen sehliessen sie auch weiterhin dem 
Hofbanne ein 3o7 ). Aus dieser Sachlage erkennen wir wiederum, dass 
Niedergerichtsbarkeit rechtlich für die Landeshoheit entbehrlich gilt, 
und dass sie auch nicht das Charakteristicum unserer Bannbezirke bildet. 

Der Abt nimmt also die Hochgerichtsbarkeit hier weiter in An¬ 
spruch. Auch ein Zeichen seiner Hoheit ist es, wenn er die Bestim¬ 
mung durchsetzt, dass in Burg und Dorf das gleiche Recht gelten soll 308 ). 

Der Vogt strebt aber weiter nach Loslösung. Das Weistum des 
Schlosses und Tales Schönecken schreibt ihm zweihundert Jahre später 
wieder die eigene Ausübung der Blutgerichtsbarkeit zu 309 ). Dass sie 
ihm nicht seit langem gebührt, merkt man noch an der Unsicherheit, 
mit der die Uichtstätte gewiesen wird. Die Ilochgerichtsbarkeit dient 
dann als Rechtsgrund, dass 1541 das Schloss mit Bezirk statt von 
Prüm vom Reich zu Lehen genommen wird 310 ). Es war damit ganz 
der abteilichen Landeshoheit entzogen. 

4. Ganz entsprechend der Burg Schönecken im Wetteldorfer 
Banne liegt Schloss Schönberg in dem von Bleialf. Auch hier trägt 
der Inhaber, der Vogt von Schönberg, noch Gut von Prüm zu Lehen. 


* #i ) Lainprecht, D. Wlb. III S. 80 ao 1280. Hier sind natürlich die Hoch¬ 
gerichtsschöffen gemeint. Rommersheim erscheint öfter für Bassel, z. B. 
Henricus dominus de Sch., advocatus de Rumerschem. Dipl. Trum. n. 67, 
1273, Staatsarchiv Coblenz. 

8M ) Lamprecht, D. Wlb. III S. 80, 1280, § 7 und S. 97 ao 1291 § 5; 
ferner Wst. Wetteldorf in Grimm, Wst. II S. 539. 

* 0T ) Vgl. Forst, Erläut. IV Beilage XV. 

* CI ) Ita quod homines commorantes ... in eodem suburbio gaudeant 
eo iure, quo gaudent mansionarii seu castrenses castri de Sch. ... 1280 a. a. 0. 

*•*) Grimm, Wst. II S. 559 f., 16. Jahrh. 

3i°) Vgl. die Begründung bei Schloss Schönberg, das zusammen mit 
Schönecken vom Reich zu Lehen genommen wird, bei n. 316. 
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1222 311 ) wird allein der Hof (villa) Amelscheid, später, 1423 31 *), 
werden auch Güter zu Bleialf selbst und in der Ortschaft Brantscheid 
erwähnt und alle als die „Herrlichkeit“ von Schönberg zusammenge¬ 
fasst. Die besondere gerichtliche Stellung dieser Güter und des 
Schlosses besteht nur darin, dass von den sieben Bleialfer Schöffen 
drei von den Schönbergschen Leuten genommen sein sollen 313 ). Da¬ 
durch bleibt die Einheit des Hofes gewahrt, und dem vogteilichen Gut 
ist doch ein EinHuss gesichert. 

Das Schloss selbst gilt auch als abteiliches Offenhaus und „sal 
dat . . verblyven zu ewigen dagen der eptyen ind gotzhuyss zo Prume.“ 
Als die Burg aber um 1500 dem Markgrafen !von Baden, dem 
Gouverneur von Luxemburg, verpfändet wird, und dieser die vogtei¬ 
lichen Rechte dadurch erwirbt, hat er nichts Eiligeres zu tun, als bei 
der Burg ein Hochgericht zu errichten für die Burginsassen und für 
seine Hintersassen in Amelscheid 3U ). Dieses markgräfliche Hochge¬ 
richt dient nun 1541 Trier 315 ) als ausgesprochene Rechtsgrundlage 
dafür, die Burg samt der villa dem Abt abzuzwingen und als Reichs¬ 
lehen zu empfangen „wegen des markgräflichen hochgerichts, woe des 
nit fueglich abgestallt mögt werden“ 31e ). Also mit klaren Worten: 
Verlust der Landeshoheit, weil Verlust der Hochgerichtsbarkeit. Um 
dieser Usurpation von Seiten Triers entgegenzutreten, erklären später 
die Schöffen, dass „kein hochgericht binnen dem hof sein soll, dann 
allein auf Alfferberg“, und „nachdem das schloss Schönbergb binnen 
dem hofbann von Alff lige, so lige es auch binnen dem hochgericht 
von Alff“ 317 ). Das ändert natürlich nichts an dem Geschehenen; wer 
die Macht hat, hat das Recht. 

In den letzten drei Fällen ist es immer die Burg eines Vogtes, 
von der aus die Entfremdung einsetzt; in den nun folgenden Beispielen 
zeigt sich ein anderer historischer Faktor für sie wirksam; die isolierte 
entfernte Lage. 

3U ) Mrh. UB. I S. 154 n. A. 

311 ) Dipl. Prum. n. 136 ao 1423, Staatsarchiv Coblenz. 

3IS ) a. a. 0. „Vairt sulche Scheffenen sy in hovc zo Alve liaint, der da 
viere synt der eptyen und dry der hirlichkeit von Schönenberg“ ... 

3U ) Barsch.. Schannat: Eifl. ill. I. 1. S. 44. 

3I5 ) Trier war Nachfolger des Vogtes geworden, vgl. Forst, Erläut. 
IV S. 10 . 

3I *) Forst, Erläut. IV Beil. IV ao 1541. 

3,T ) a. a. 0. S. 114—116 u. Weistum Bleialf, Grimm II S. 529. 
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5. Mehring und Schweich. Wir haben früher gesehen, dass dort 
noch bis Mitte des vierzehnten Jahrhunderts sehr wahrscheinlich ein 
abteilicber Amtmann dem Hochgericht vorsitzt. Dann aber eignen es 
sich die Einwohner allmählich im Lauf der Zeit an, bis sie es im 15. 
Jahrhundert allein abhalten 318 ). 

Trier ist hier der Nachfolger Schöneckens in der Vogtei ge¬ 

worden 319 ). Es musste diese Höfe, die in seinem Gebiet lagen, wie 
Fremdkörper im Fleisch empfinden und natürlicherweise nach ihrem 
Besitz streben. Klug duldet es jene Entwicklung; denn so entsteht 
hier ein freies Hochgericht, ähnlich den Heimgereden, die Lamprecht 
in seinem Wirtschaftsleben behandelt 320 ); diese freien Hochgerichte 
aber hat schon 1354 Karl IV. an Trier überwiesen, soweit sie in 
dessen Diözese liegen 321 ). Damals ist nun das Mehring-Schweicher 
Hochgericht noch in der Hand des Abtes, kann also nicht einverleibt 
werden. Aber Trier wird nur auf die passende Gelegenheit gewartet 
haben. 

Sie bietet sich 14(57. Der Freigraf will die Einwohner der 

beiden Höfe vor sein Femgericht ziehen. Da kommt ihnen statt des 

Abtes schnell der Erzbischof zu Hülfe und nimmt sie gegen die Feme 

in Schutz, indem er sie als seine Untertanen bezeichnet und sich für 
sie auf das Privilegium de non evocando beruft 322 ). Offenbar nahmen 
die Gemeinden den Schutz an, und damit war ihre Freiheit und ihre 
Zugehörigkeit zu Prüm dahin. 1492 ergeht vom Kaiser der Befehl 
an Centner, Schöffen und Gemeinde der Pflege zu Schweich, dem Erz¬ 
bischof Johann H. zu Trier als ihrem Landesfürsten und Vogte ihr 
Hochgericht abzutreten und zu überlassen 323 ). Die Schirmvogtei war 
das einzige Recht, das Trier in diesen Höfen einst besass; wir sehen 
1467, dass es sich auf sie beruft und sie zu einem landesherrlichen 
Schutzrecht ausdehnt, und jetzt 1492, dass sie wiederum als Begrün¬ 
dung verwendet wird. Wiederum handelt es sich allein um das Hoch- 

3I «) Vgl. S. 458 n. 325. 

m ) 1370 starben die Schönecker aus, Herzog Wenzeslaus von Luxem¬ 
burg kaufte die Herrschaft den Erben ab, vererbte sie an seinen Neffen König 
Wenzel von Böhmen und dieser verkaufte sie 1384 an Kuno von Trier. Vgl. 
Forst, Erläut. IV S. 9. Wd. Zs. XX S. 272 und Barsch, Schannat: Eiti ill. 
II 1 S. 373—377. 

M# ) Lamprecht, D. Wlb. I S. 188 f. 

3 *') Ebenda. 

3M ) a. a. 0. S. 1321. 

3S3 ) Barsch, Schannat: Eifl. ill. III 2 S. 507. 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



458 


H. Wohitmann 


gericht, mit dessen Verlust auch Prüms Landeshoheit schwindet. Lasst 
sich denn der Abt die Beraubung gefallen? fragen wir. Ganz still¬ 
schweigend nicht. Aber er ist sehr in seiner Widerstandskraft gelähmt. 
Er selbst sitzt weitab in Prüm, wird von Geldnot geplagt und von allen 
Seiten von Gegnern bedrängt, die sich auf Kosten der Abtei bereichern 
wollen; die Mönche führen ein zügelloses Leben. Auf der andern Seite 
ist der Erzbischof von Trier mächtig, der Kaiser stellt sich dazu auf 
dessen Seite und gibt dessen Streben dadurch gleichsam eine rechtliche 
Begründung. Der Abt protestiert; das kommt besonders zum Ausdruck, 
als der Erzbischof von ihm verlangt, für die Höfe zu den Landessteuern 
beizutragen 3 * 4 ). 1541 ist der Verlust der Höfe endgültig entschieden. 
Durch einen Vertrag mit der Abtei wird die Landeshoheit des Erz¬ 
bischofs rechtlich fundiert und bestätigt 825 ). Die Abtei gibt alle Rechte 
preis. Nur die Grundherrlichkeit mit einer Gerichtsbarkeit, die Sachen 
bis zu zehn Albus erledigen darf, verbleibt ihr. Auch die Einwohner 
sind dem kaiserlichen Befehl nicht sofort gefolgt. Noch 1563 reden 
sie von dem freien, kaiserlichen, hinderfelligen Hof 826 ). 

6. In selten klarer und eindeutiger Weise sind uns die Rechts¬ 
verhältnisse in Güsten überliefert 327 ). Sie lassen keinen Augenblick 
zweifeln, dass der Abt die Landeshoheit besitzt. Nach dem Weistum 
von 1548 schwören auch Schultbeiss, der Statthalter des Vogtes, alle 
Schöffen und alle Einwohner „dem abt als Obrigkeit schuldige pflicht 
und hulde zu tun, wie er in papst und kaiser getan hat, und 
alles dass zu thun, dass getrowe Untertanen ihrem herren 
schuldig seindt.“ 

Und doch zeigt uns grade dieses Weistum den Beginn des Ab¬ 
bröckelungsprozesses von der Abtei. Die Schöffen weisen dem Abt alle 
Gerechtsame und erklären Rommersheim als die allein rechtmässige 
höhere und Berufs-Instanz, „sagen doch daneben, dass bey ihren ge¬ 
denken die raitz und hauptferdt (Hoffahrten) und appellirungen ahn 
das gericht zu Gulich beschehen seye, ob dass durch newe Verträge 
oder sonst fernheit des weges und Unkosten zu vermeiden be¬ 
schehen und nachgelassen, seye ihnen nit wissig“. 

«<) Wd. Zs. XXIII S. 202. 

32S ) Vertrag von 1541, s. Wd. Zs. XXIII S. 203: Item das hochgericbt 
zu Schweich und Mernicl), so hiebevor bey den inwonern daselbst gewest, 
soll by Trier pleiben und mit des reichs leben entpfangen werden. 

Iw ) Wst. Schweich, Grimm II S. 306. 

357 ) Vgl. S. 446 f. und Zs. d. Aach. Gv. Bd. I S. 96 ff. 1879. 
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Wieder lernen wir die weit von Prüm entfernte Lage, die für 
die Reisen nach dem höchsten Gerichtshof des Landes Zeitverlust und 
Unkosten mit sich bringt, als den historischen Faktor kennen, der die 
alte Rechtslage zu ungunsten Prüms umgestaltet. Wieder ist es ganz 
naturgemäss die Gerichtsbarkeit, bei der die Emanzipation einsetzt; 
aber dieses Mal geht nicht die Ilochgerichtsbarkeit oder die Nieder¬ 
gerichtsbarkeit, die im Hof zur Ausführung gelangt, dem Abt verloren, 
sondern die weitern landesherrlichen Rechtsschutz gewährende zweite 
Instanz wird ihm entzogen. Wir denken hierbei an Mehring—Schweich, 
wo auch der Rechtsschutz an Trier zuerst überging. Und wieder ist 
es ein Vogt, dessen landesherrliches Gericht, zumal es auch nahe liegt, 
zur Appellationsinstanz wird. 

Schritt für Schritt sehen wir den Vogt Roden gewinnen. Ur¬ 
sprünglich hat er nur die Schirmvogtei, mit der die Hälfte der Bussen 
und der Besitz einiger Güter verbunden ist. Schon 1456 wird die 
Vogtei verpfändet mit Leuten, Untersassen, Herrlichkeiten, mit Gericht 
hoch und nieder. Der Abt reagiert in gewohnter Weise mit einem 
Protest. Als trotzdem die Loslösung fortschreitet und nun auch das 
jülichsche Gericht mehr und mehr an Einfluss gewinnt, da vermag der 
Abt nur durch sein persönliches Erscheinen im Ilof 1548 die alten 
prümschen Rechte wieder in Geltung zu bringen. Die Schoflen sprechen 
sie ihm allein zu, und der ganze Hof mitsamt dem Vertreter des Vogtes 
huldigt ihm als seiner Obrigkeit. Aber auch das hilft nur eine Weile. 
1605 wird beiden Herren, Abt und Vogt Huldigung geleistet. Die 
Entfremdung vollzieht sich jetzt nur langsamer, da die starke Hand 
des Trierer Erzbischofs nunmehr die Rechte der Abtei verteidigt. 
1619 stellt sich Trier—Prüm ganz auf den Standpunkt des letzten 
Weistums und nimmt die Landeshoheit in Anspruch; 1678 behauptet 
es, der Vertreter des Vogtes sei nicht nur prümscher Untertan, sondern 
der Abtei auch durch Schöffenpflicht verbunden; 1723 finden wir 
Trier-Prüm im Prozess mit Jülich. Im Promemoria über ihn heisst 
es: „Mangels der Briefschaften und Beweisthumben ist also die Sach 
still liegen blieben, dem ohngeachtet hat der Hertzog von Gülich bis 
hie widerrechtlich das prädominium zu Güsten gespielet und lasset 
der Triersche Amtmann zu Güsten sich von dem Herzog überall ein- 
greiffen“ ... In der Tat betrachtet sich Jülich längst als Landesherrn. 
Schon 1708 wird Güsten in der jülichschen Steuer-Description als 
eigenes Amt angeführt. 
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7. Die Landeshoheit Prüms konnte in Awans und Loncin auch 
wegen der entfernten Lage nicht intensiv zur Geltung gebracht werden. 
Der Vogt ist es, der sie allmählich sich aneignet, also hat die Gerichts¬ 
barkeit für den Verlust eine Rolle gespielt. Trier—Prüm erhebt gegen 
die Usurpasion Protest. Noch 1746 wird darüber Prozess geführt 3 * 8 ). 

8. Wichterich und Kesseling. Hier werden dem Abt schon früh 
seine Rechte abwendig gemacht. In Wichterich ist er 1413 noch 
Grund- und Gerichtsherr. Das ist deutlich wahrzunehmen. Aber schon 
wird ihm Köln als gnädiger Herr nebengeordnet; schon hat Köln die 
hochrichterlichen Funktionen auszuüben, wenn auch noch nicht die volle 
Hoheit darüber. Ein zweites Weistum 3 * 9 ) spricht Köln schon Glocken¬ 
schlag und Gefolge zu, weiter Gebot und Verbot, Schutz und Schirm. 
Auch hier beginnt die Loslösung bei der Hochgerichtsbarkeit, die der 
Erzbischof zuerst erwirbt. 

Dasselbe ist über den Verlust Kesselings zu sagen. In dem ersten 
Weistum war Köln schon Inhaber aller Gewalt. Dem Abt bleiben in 
beiden Bezirken nur grundherrliche Rechte 33 °). 


Überblicken wir zum Schluss noch einmal kurz die Entstehung 
und Entwicklung der Landeshoheit des Abtes. 

In fränkischer Zeit ist die Abtei eine Grossgrundherrschaft, deren 
Ländereien sich über viele Gaue hin in Streulage ausdehnen. Sie werden 
allgemein durch die Immunität ausgezeichnet. In jedem Gau, wo Gut 
liegt, hat die Abtei auch ihren Vogt. Im Bunde mit den Vögten, und 
gestützt auf ihren Rpichtum und ihre vornehme Stellung, gelingt es 
ihr, sich auf der Rechtsgrundlage der Immunität von der Überord¬ 
nung der staatlichen Beamten zu befreien. Dies wird ihr vollkommen 
nur dadurch möglich, dass sich meist hei denjenigen ihrer Fronhöfe, um 
die sich eine besonders grosse Menge von Gütern gruppierte, die aus 
der Immunität entwickelte Gerichtsbarkeit über die Grenzen des abtei- 
lichen Grundeigens hinaus über fremder Herren Ländereien in geschlos¬ 
senen Rochtskreisen ausbreitet. Durch diese Einbeziehung fremden 
Grundeigens unter die Immunitätsgerichtsbarkeit verliert die Immunität 
ihren alten bis dahin nur privilegierenden Charakter. Es entstehen den 
Grafschaften völlig gleiche Gerichtskreise, die als selbständige Verfassungs¬ 
glieder des Reiches gelten müssen, ln diesen Bannbezirken werden 

3 **) Wd. Zs. XXIII S. 207. — 32# ) Grimm, Wst. II S. 727. 

* 30 ) a. a. 0. S. 637 und 639, vgl. früher S. 432 und S. 447 f. 
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erst brauchbare Unterlagen für die abteiliche Landeshoheit geschaffen. 
In dem Augenblicke, wo jene Erweiterung der Immunität beginnt, da 
setzt eigentlich die Bildung des Territoriums ein. 

Innerhalb dieser Bezirke gewinnt die Abtei die Gerichtsbarkeit 
auch auf fremdem Grundeigen. Zum Ausgleich dafür werden viele ihrer 
Hufen von den Gerichtskreisen anderer Herren. Grafen oder Immunitäts¬ 
herren, umspannt, sodass sie hier ihre gerichtlichen Rechte meist ganz 
preisgeben muss. 

Eine zweite Periode nach der Loslösung von der Grafschaft wird 
durch den Kampf mit den Vögten bezeichnet. An Kompetenz den 
Grafen gleich, wollen sie auch dieselben Rechte aus ihren richterlichen 
Funktionen folgern. Sie können um so erfolgreicher der Abtei 
Zugeständnisse abzwingen, da diese sich in finanzieller Notlage befindet. 
Der Kampf zwischen Abtei und Vogtei endigt mit dem Kompromiss, 
dass der Abt einen Teil seines Gebietes mit den wichtigsten darauf 
ruhenden Rechten an den Vogt preisgibt, wofür dieser auf seine gericht¬ 
lichen Rechte in dem der Abtei verbleibenden Bezirk seiner Vogtei 
verzichtet und ausser finanziellen Rechten nur eine Seite seines Wesens, 
die Schutzpflicht, auch auf dem Dinge, behält. Er übt diese aber 
nicht selbst als hochadliger Herr, sondern lässt sie durch einen Lehns¬ 
mann wahr nehmen. 

Ende des dreizehnten Jahrhunderts ist so der Abt alleiniger Herr 
in einer Zahl von Gerichtsbezirken, die das Land Prumia zusammen¬ 
setzen. Seine Herrschaft in diesen Bannbezirken wird noch weiter 
ausgebildet durch die Einführung der geschlossenen Grundherrlichkeit. 

In einer Summe von Rechten, nämlich der Banngrundherrlichkeit 
und der nach oben und unten unbegrenzten Gerichtsbarkeit, besteht 
also damals die Landeshoheit des Abtes. Die Regalien seien nebenbei 
erwähnt. 

Aber die Landeshoheit ist damit noch nicht zu einem ruhigen 
und fest gegründeten Abschluss gekommen. In einigen Fällen, nur 
hier und da, entsteht eine oft nur zeitweilige Niedergerichtsbarkeit, die 
patrimonialen Charakters ist. Die Landeshoheit bleibt darum beim Abt; 
jenes Recht ist also für sie entbehrlich. 

Weiterhin aber finden wir Fälle, wo die Landeshoheit verloren 
geht. Jedesmal ist es ein Vogt, der sie zu usurpieren versteht. Drei¬ 
mal stützt er sich, abgesehen von seiner Stellung als Vogt, auf eine 
Burg und erwirbt ein kleineres Gebiet; die andern Male ermöglicht 
ihm die weite Entfernung von Prüm die allmähliche Gewinnung ganzer 
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Bannbezirke; alle Male werden Hoebgerichtsrechte oder der landes¬ 
herrliche Rechtsschutz zuerst angeeignet, soweit nur die Nachrichten 
uns einen Einblick gewähren. Dreimal dient die Hocbgerichtsbarkeit 
als die bewusst ausgesprochene Rechtsgrundlage für seine Landes¬ 
hoheit. Die prümsche Macht war einfach nicht gross genug, der 
„Fliehkraft“, die durch die weite Entfernung und die Lage mitten 
zwischen dem Gebiet mächtiger Herren (die naturgemäss nach dem 
Besitz solchen Gebietes streben mussten) entstand, eine das Gleichgewicht 
haltende Anziehungskraft entgegen zu setzen. Einige Bezirke wie St. Goar 
verkauft der Abt auch aus diesem Grunde. Es wiederholt sich in 
diesem Loslösungsprozess ein territorialer Ausgleich, der nur in grösserra 
Masstabe als einst vor sich geht, der aber genau so wie der erste 
noch durch die Streulage der alten Grundherrschaft bedingt ist. Dieser 
Prozess reicht bis an das Ende des achtzehnten Jahrhunderts. Prüm, 
allein genommen, verliert nur. Nimmt man aber Trier—Prüm, so 
erkennt man, wie Trier für Mehring—Schweich, das es gewinnt, Güsten 
z. B. und viele andere Bezirke verliert. — In den seiner Landeshoheit 
entzogenen Gebieten bleibt die Abtei gewöhnlich im Besitz der Grund¬ 
herrlichkeit. 

Diese Entwicklung gibt Antwort auf alle strittigen Fragen. Sie 
lehrt uns: 

I. Die Landeshoheit enthält eine Summe von Rechten, aber die 
hohe Gerichtsbarkeit ist für sie das grundlegende und nn- 
entbehrliehe Recht. 

Bei Prüm wurzelt die Hochgerichtsbarkeit in der Immunität, ist 
also letzten Endes durch königliche Verleihung auf rechtlichem 
Wege erworben. Die aus der Immunität entwickelte Gerichtsbarkeit 
breitet sich örtlich zu den Bannbezirken aus. Für letztere ist speziell 
die llocbgericbtsbarkeit das charakteristische liecht (S. 451, 455). 
Aus solchen Hochgerichtsbannbezirken setzt sich das Land Prumia Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts zusammen. Im späten Mittelalter spielt 
die hohe Gerichtsbarkeit dieselbe entscheidende Rolle. Vermag ein 
Fürst sie sich anzueignen, so hat er damit die rechtliche Grundlage 
für seine Landeshoheit erworben; hierbei ist für den Übergang dieser 
Rechtsgrundlage an den fremden Machthaber meistens nicht der Weg 
des Rechtes, sondern die Usurpation bezeichnend. Jetzt ist auch der 
landesherrliche Rechtsschutz von Wichtigkeit geworden. 

Alle anderen Gerechtsame sind als Grundlage der Landeshoheit 
nicht zu betrachten; weder die Niedergerichtsbarkeit, noch die Regalien 
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usw. Auch nicht die Grundherrlichkeit, wie Lamprecht meint. Sie 
bildet nicht die Bannbezirke; sie verbleibt später dem Abt in Gebieten, 
wo er die Landeshoheit schon längst verloren hat. Von einer Steigerung 
der grundberrlicben Gewalt aus sich heraus zu einer halbstaatlichen 
oder gar staatlichen findet sich keine Spur. 

II. Es ist dabei selbstverständlich, dass die Vereinigung aller 
anderen Gerechtsame mit der Hochgerichtsbarkeit eine grosse Stärkung 
und Vollkommenheit der landesherrlichen Gewalt des Abtes bedeutet. 
Besitzt ein fremder Fürst eins dieser Rechte, so kann es ihm leicht 
zum Stützpunkt bei seinem »Streben nach mehr Rechten und schliesslich 
der Hochgerichtsbarkeit und damit der Landeshoheit selbst dienen. 

Diese anderen Rechte besitzen also besonders als Machtfaktoren 
grossen Wert. 

Alle Bildungsfaktoren vollständig aufzudecken und dabei abzu¬ 
wägen, wie sehr sie bei der Erwerbung der Landeshoheit tätig sind, 
ist unmöglich. Sie wechseln im Lauf der Jahrhunderte, ja in jedem 
Einzelfalle. In unserer Untersuchung konnten wir mehrfach auf solche 
ins Auge fallenden Machtzusammenhänge hinweisen. 

Nur die Gruudherrschaft verdient in diesem Zusammenhänge eine 
besondere Erwähnung. 

Der reiche Grundbesitz gibt allgemein dem Abt Bedeutung. Er 
wird durch ihn für den König ein wichtiger Vasall, dem es um so 
eher gelingt, weitere Privilegien und politische Rechte zu erhalten und 
damit zu immer grösserer, politischer Macht emporzusteigen. 

Die Grossgrundherrscbaft war überhaupt zuerst da. mit ihr wurde 
die Immunität (usw.) dann vermählt. So vermochte grade die Grund¬ 
herrschaft der Gestaltung des Territoriums manche ihrer Züge auf¬ 
zuprägen : 

1. Infolge ihrer Strenlage setzte sich das Land später aus ver¬ 
schiedenen getrennt liegenden Gebietsteilen zusammen. 

2. Diese Teile sind grade dort entstanden, wo Anlehnung an 
einen besonders dichten Grundbesitz möglich war. 

3. Es ist zuzugeben, dass der Reichtum an Grundbesitz über¬ 
haupt eine Bedeutung für die Menge solcher Gebietsteile hat. 

4. Die geographische Lage des Grundbesitzes bedingt die geo¬ 
graphische Lage späterer Gebietsteile. 

5. An das grundherrschaftliche Fronhofsystem schloss sich die 
Organisation des Territoriums an. Der Bannbezirk entstand um den 
Fronhof, das Hochgericht bei dem Oberhof. 
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6. Der alte Fronhofsvorsteher, der villicus, wird erster Beamter 
und Richter im Bann. 

7. Zustände der Grundherrschaft werden auf das Territorium 
übertragen. So wird die aus der Gebundenheit der alten Grundherr¬ 
schaft stammende Kurmut als Nachlasssteuer im Territorium eingeführt. 
Vielleicht auch das Heimfallsrecht. Doch kann man hier auch an einen 
Übergang vom Reich an den Partikularstaat denken. 

8. Infolge der unter 5 angeführten Anlehnung wird der Bann¬ 
bezirk, der die Verwaltungseinheit in Prüm bildet, als „Hof“ bezeichnet. 
Die Untertanen nennen den Abt Grund- und Lehnsherrn; dies wird 
aber vor allem erst veranlasst sein durch die Ende des dreizehnten 
Jahrhunderts erfolgte Erklärung der Banngrundherrlichkeit. Grade der 
Name „Grundherr“ hat dann dazu verleitet, die Ausdehnung der Grund¬ 
herrlichkeit mit der der Landeshoheit zu identifizieren. Man übersah 
einmal die erst späte Entstehung der Banngrundherrlichkeit und dann 
ihre Bedeutungslosigkeit für Landeshoheit, wie wir sie in der Rechts¬ 
verteilung des sechzehnten Jahrhunderts z. B. beobachteten. Der Name 
„Grundherr“ endlich hat oft zu einer falschen Auffassung der Rechts¬ 
stellung des Abtes verführt. 


»—<SS>—< 

Bemerkungen zu der Karte. 

Die Karte wurde mit Hilfe von Lamprcchts Karte zum prümschen 
Grundbesitz (Beilage zum Deutsch. Wirtschaftsleben) und Büttgers Diözesan- 
und Gaugrenzen 4 ) hergestellt. Ferner wurden die Karten von Forst in den 
Erläuterungen zum historischen Atlas der Rheinprovinz herangezogen. Dens¬ 
born glaubte icli wegen seiner kirchlichen Zugehörigkeit zu Mürlenbach 
(vgl. Forst, Erläut. IV S. 53, 54 und S. 78) zum Carosgau zählen zu dürfen. 
Dagegen spricht nichts, wohl aber passt trefflich dazu, dass es auch dem 
Hochgericht des Carosgaues, Bassel, mitunterstand. Sellerich haben wir aus 
diesem Gau ausgeschlossen, da es Caesarius ausdrücklich als im Ardennergau 
liegend angibt (vgl. Forst a. a. 0. S. 77). Es ist ein alter Unterhof von Blei¬ 
alf und im Bannforst entstanden. Weitere Abweichungen von den Karten 
bei Forst sind durch Angaben hei Böttger (I. Teil S. 115, S. 117 ff.) begründet. 


*) Diüzesan- und Gaugrenzen Norddeutschlands zwischen Oder, Main, 
.jenseits des Rheins, der Nord- und Ostsee, von Dr. II. Böttger 1875. 
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Die Entwicklung der älteren Kölner Verfassung 
und ihre topographische Grundlage. 

Von Hermann Keussen. 

(Mit einer Karte.) 

Die freie und Reichsstadt Köln, wie sie uns im späteren Mittel- 
alter entgegentritt, ist ein Organismus von verwickelter Struktur. In 
seinen kürzlich erschienenen Studien zur älteren Verfassungsgeschichte 
Kölns 1 ) hat Gerb. Seeliger festgestellt, dass die einheitliche Stadt Köln 
sich nicht gebildet hat als eigener Gerichtsbezirk aus alten Hoch- oder 
Niedergerichtsgebieten, vielmehr trotz der Verschiedenheit der Gerichts¬ 
bezirke; sie ist auch nicht aus alten Ortsgemeindebezirken hervor¬ 
gegangen, sondern sie ist topographisch, wirtschaftlich und rechtlich 
ein neues Gemeinwesen 2 ), Wenn ich nun auch in diesem Haupt¬ 
ergebnis mit Seeliger vollständig übereinstinmie, so weiche ich doch in 
der Auffassung von dem Verlauf, den die Kölner Verfassungsgeschichte 
genommen hat, von seinen Anschauungen erheblich ah. Nach meiner 
Auffassung ist die viel verschlungene und anscheinend mehrfach rätsel¬ 
hafte Verfassungsentwicklung Kölns bedingt und zu erklären durch die 
verschiedenen Erweiterungen, welche das Stadtbild im Laufe der 
Jahrhunderte erfahren hat. Durch diese Vergrösserung hat die alte 
Römerstadt nicht nur an Grundfläche um mehr als das vierfache zuge¬ 
nommen 3 ), sondern auch an Einwohnerzahl, an Reichtum und dadurch 
auch an wirtschaftlicher Macht der Bevölkerung namentlich vom 10. 
bis zum 12. Jahrhundert ein vollständig neues Ansehen gewonnen. 
Hand in Hand damit geht dann das Streben nach politischer Freiheit, 
und zwar in immer steigendem Masse, und hat die verschiedenen Ver¬ 
fassungsformen gezeitigt, deren späteres Neben- und Durcheinander der 
Forschung so viele Schwierigkeiten bereitet, wie sie andererseits die 
Forscher zu stets neuen Versuchen der Lösung angereizt hat. Bei 
langjähriger Beschäftigung mit der räumlichen Entwicklung Kölns hat 
sich in mir je länger desto mehr der Gedanke des äusseren und inneren 

') Abhandlungen der philol. histor. Klasse der Kgl. Sachs. Gesellschaft 
der Wissenschaften N. 111. Mit einem Plane von Köln. Leipzig 1909. 

») a. a. O. S. 102. 

*) Der Flächeninhalt innerhalb der Römermauern betragt 96,80, inner¬ 
halb der Umwallung von 1180 402 Hektar. 

VVestd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, IV. 31 
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Zusammenhangs zwischen dem allmählichen Aushau der Stadt und ihren 
Verfassungsformen herausgebildet. Die Stadt Köln stellt sich dar als 
ein Organismus, der Glied um Glied an den ursprünglichen Körper 
anfügt und infolge der starken Lebenskraft, die ihm die neuen Glieder 
zuführen, befähigt und bestrebt ist, diese sich anzupassen und auch 
innerlich zu assimilieren. Hinwiederum hat der Verfolg dieser Ent¬ 
wicklung aber auch dazu geführt, dass manche Einrichtungen eines 
früheren Zustandes sich überlebten und veralteten, aber trotzdem in¬ 
folge des Beharrungsvermögens innerhalb des neuen Rahmens, den das 
Stadtbild angenommen hatte, nicht ohne weiteres abgestossen werden 
konnten, vielmehr verknöcherten und störend wirkten und hierdurch 
das Verständnis des späteren Bildes erschwerten. Dieses Verständnis 
kann nur gewonnen werden durch die Erkenntnis der verschiedenen 
Erweiterungsprozesse, welche das Kölner Stadtbild im Laufe der Jahr¬ 
hunderte verschoben haben, und der Verfassungsänderungen, welche 
sich notwendig an diese Erweiterungen geknüpft haben 4 ). Es möge 
mir gestattet sein, diese Anschauung eingehend darzulegen und zu 
begründen. 

I. 

Die Altstadt und die Altgemeinde. 

Bis zur Ottonenzeit blieb das Gebiet der Stadt Köln unverändert 
in dem Raume, den die Römermauern umgaben. Oppermann hat ver¬ 
sucht, ein Bild von der Verfassung der Stadt in dieser ältesten Zeit 
zu entwerfen 5 ). In merowingiseher Zeit setzt er an drei Stellen der 
Altstadt Besiedelung voraus: im Südwesten die Domgemeinde an Stelle 
der heutigen Pfarre S. Peter, im Südosten den Burgus des Herzogs 
von Ripuarien, nördlich davon in der späteren Pfarre S. Laurenz 
jüdische und sonstige gewerbliche Bevölkerung. Karl der Grosse schuf 
eine fiskalische Organisation; er gliederte die im Pfalzdistrikt ansässige 
Königsmannschaft dem Grafengericht der Gemeinfreien ein. Auch kirch¬ 
lich wurde infolge der Doraverlegung iu die Nordwestecke der Stadt 
eine neue Organisation geschaffen. Dem neuen Dom waren die sub- 
urbanen Stiftskirchen angegliedert. Diese kirchliche Organisation löste 

4 ) Nur einen schwachen Anklang an den wirklichen Verlauf finde ich 
in dem Gedanken von Joachim (in dieser Zeitschrift 26, 103 4), in Köln sei 
das Nebeneinander von verschiedenen Ansiedlungen wahrscheinlich, deren 
Vereinigung durch eine Verschmelzung ihrer Organe denkbar sei. 

*) Soine Anschauungen sind zusammengefasst in dieser Zeitschrift 23 , 

326/7. 
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sich unter den Erzbischöfen Gunthar und Willibert auf. Nach der 
Normannenzerstörung vom Jahre 881 kehrten gesicherte Zustände erst 
zu Anfang des 10. Jahrhunderts zurück, als der Burgus an der Rhein¬ 
seite wiederhergestellt und das Rheinufer befestigt wurde. Oppermann 
selbst gesteht ein, dass sich dieser Verlauf der Entwicklung nur wahr¬ 
scheinlich machen lasse, da er vielfach auf die Kombination verstreuter 
und unsicherer Nachrichten angewiesen gewesen sei. Eine Auseinander¬ 
setzung mit seinen Anschauungen ist in der Tat nicht möglich, da für 
diese älteste Epoche der Kölner mittelalterlichen Entwicklung geschicht¬ 
liche Quellen so gut wie ganz fehlen. Es kann daher meine Aufgabe 
nicht sein, auf Oppermanns hypothetische Ausführungen einzugehen; 
ich kann vielmehr ihnen gegenüber nur die Folgerungen ziehen, welche 
sich mir aus der Erkenntnis der späteren topographischen Zustände 
für die Verhältnisse der früheren quellenlosen Zeit zu ergeben scheinen, 
ln ihren Hauptzügen habe ich diese Verhältnisse bereits vor längeren 
Jahren dargestellt 6 ). Ich möchte sie in diesem Zusammenhänge nur 
zusammenfassen, zum Teil auch erweitern und berichtigen. 

Eine ziemlich deutliche Scheidegrenze muss der Strassenzug der 
Hochstrasse schon seit Beginn der fränkischen Herrschaft gebildet haben. 
Östlich von ihm 7 ) lag zunächst, indem wir mit dem Norden beginnen, 
die königliche Pfalz. Wenn wir von dem Umfang des unter Erz¬ 
bischof Rainald von Dassel an ihre Stelle tretenden „Saales“ und seines 
Zubehörs ausgehen, so muss die alte Curia regalis ein weitläufiges An¬ 
wesen gebildet haben, zumal der östlich vom Domhofe liegende Baum¬ 
und Tiergarten, den wir später im Besitze des Erzbischofs finden, sich 
von der Trankgasse bis etwa zum Plückhof und Fleischhof (der heu¬ 
tigen Kammachergasse) hinzog. ln der nördlichen Hälfte des Gartens 
wurde erst unter Anno die Stiftskirche S. Maria ad Gradus gebaut, 
die daher auch in Paradiso hiess 8 ). Seitwärts vom Königspalaste war 
die Stätte des Hochgerichts, das sich durch diese Lage als eine könig¬ 
liche Einrichtung kennzeichnete. In der Nachbarschaft des Königshofes 

") In dieser Zeitschrift 20, 14—85. 

’) Von der Pfatfenporte ab durch Fettenbennen und Wallrafsplatz. 

s ) Dass S. Maria in Paradiso nicht die spätere Annexkirche des Domes 
S. Maria in Pasculo (im Pesch) sein kann, wie Kreuser, Kölner Dombriefe 
S. 372 und nach ihm Schäfer, Pfarrkirche und Stift S. 29 Anrn. annehmen, 
geht aus der Urkunde Lacomblet, U.-B. I 127 n. 198 deutlich hervor: Anno 
wird als Erbauerder Kirche genannt; es ist die Rede von fratres eiusdem loci. 

31* 
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in einem Ausschnitte des zugehörigen Gebietes erhob sich seit Erz¬ 
bischof Hildebolds Zeit die Hauptkirche der Stadt, der Dom. 

Südlich an den Bezirk der Königspfalz schloss sich an das Ge¬ 
biet der spateren Pfarre S. Laurenz. Die Laurenzpfarre war recht 
eigentlich die Kölner Ministerialenpfarre. In ihrem Mittelpunkte lag 
(bis 1263) der Hof des Vogtes, die Stesse, vielleicht schon in rö¬ 
mischer Zeit ein Punkt von militärischer Bedeutung 9 ), An der West¬ 
seite der Strasse Unter Goldschmied war das Anwesen des Kämmerers, 
weiter nördlich auf der gegenüberliegenden Seite auf dem Eck der 
Portalsgasse das Haus des Münzers. Am Hofe sind im 12. Jahr¬ 
hundert die Häuser eines Zöllners und eines Untervogtes nachzuweisen. 
In diesem Stadtteile lag rheinwärts längs der Römermauer das Juden¬ 
viertel, wahrscheinlich seit der Römerzeit an derselben Stelle. 

Die auf den späteren Markt führende Strasse Oben Marspforten, 
welche in ihrer Verlängerung, der Salzgasse, auf die römische Brücke 
zuführte, schied die Laurenzpfarre von der Pfarre S. Alban. Das 
Innere dieser Pfarre bildete eine anscheinend erst spät besiedelte Sand¬ 
grube am Fusse des Malzbüchels, den seit dem 12. Jahrhundert der 
Käme des Kapitols schmückte. Nur an den Randstrassen dieses Be¬ 
zirks lagen drei Höfe, von welchen der Hof Gürzenich gegenüber der 
Römermauer lag, während der Covoldshof 10 ) Oben Marspforten und 
der Burggrafenhof an der Hochstrasse gelegen waren; die beiden letz¬ 
teren waren Besitz des Burggrafen; der letztere Hof gehörte ausdrücklich 
zum Amte ll ). 

Wenn anders, wofür eine grosse Wahrscheinlichkeit streitet, die 
Marienkirche auf dem Malzbücliel eine Klostergründung 12 ) der Plek- 
trudis war, so haben wir in dieser Südostecke der Römerstadt das 
Eigentum und wahrscheinlich auch den Sitz der Ilausmeier zu suchen. 
An die Marienkirche lehnte sich die kleine Peter- und Paulspfarre an, 

®) wenn anders Stesse von statio abzulciten ist. — Ob freilich der 
Amtssitz des Vogtes stets an dieser Stelle gelegen hat, erscheint deshalb 
unsicher, weil bei S. Maria in Cap. ein Hof des Vogtes Almarus lag (zu 
Anfang des 12. Jahrh.). Erst seit 1139 war das Amt des Vogtes in dauern¬ 
dem Besitze des Geschlechts Eppendorf. Lau, Köln S. 15. 

10 ) Das spätere grosse Haus Kovelshoven. 

11 ) Lacomblet, U.-B. 2, 426 n. 727. 

1S ) Vgl. den Nachweis von Levison in dieser Zeitschrift 27, 505/7, 
dass S. Maria als Kloster nach der Weise von Rerniremont eingerichtet 
wurde, nicht von Anfang an Kanonissenstift gewesen ist. 
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zu deren hervorragendsten Gebäuden zu Anfang des 12. Jahrhunderts 
der Hof des Vogtes Almarus 13 ) am Marienplatz gehörte. 

In sämtlichen vier Teilen der östlichen Röraerstadt finden wir 
also als Kristallisationspunkte der späteren Pfarren die Paläste des 
Königs und des Ilausmeiers, sowie die Sitze der hohen öffentlichen 
Beamten. Bemerkenswert ist auch, dass sich in diesem Stadtteil, und 
zwar im Judenviertel, auch seit der Wende des 1 2. Jahrhunderts das 
Bürgerhaus als Sitz der bürgerlichen Zentralbehörden erhob u ). Offen¬ 
bar ist also die Ostseite der Stadt von der städtischen Obrigkeit be¬ 
ansprucht worden, die freilich den Juden ihre alte Wohnstätte beliess. 

Im Westen der Hochstrasse müssen wir daher den Sitz der bäuer¬ 
lichen Bevölkerung vermuten. Eine der Hauptstrassen dieses westlichen 
Stadtteils und der späteren Pfarre S. Kolumba, die Ehren- (spätere 
Breite-)Strasse, die schon früh über das Westtor, die Ehrenpforte, hinaus 
Bebauung aufwies, trennte nach Norden hin den höchst gelegenen Teil 
der Stadt, den Bezirk Berlich, ab, wahrscheinlich ein Stück der All¬ 
mende, deren Hauptteil, die spätere Pfarre S. Aposteln, dem bebauten 
Stadtteil westlich vorgelagert war, etwa von dem Strassenzuge Kleiner 
Griechenmarkt, Peterstrasse, Neumarkt (Ostseite) und Krebsgasse ab. 
Im Südwesten der Altstadt hat nach der allgemeinen Annahme, und 
zwar im Mittelpunkte der römischen Stadt die ursprüngliche Bischofs¬ 
kirche S. Peter 15 ) gelegen, bis zu Anfang des 9. Jahrhunderts eine 
königliche Schenkung 1 *) ihr den Platz des heutigen Domes in der 

,3 ) Das spätere Baus Vaitalmershoven; vgl. oben S. 408 Anm. 9. 

M ) Seeliger a. a. 0. S. 102 3 schliesst daraus, dass städtisches Leben 
sich zuerst in diesem östlichen dem Rheine zugewandten Gebiet der Römer¬ 
stadt entwickelt habe. M. Er. ist das Bürgerhaus auf neutralem Boden er¬ 
richtet worden, im Judenviertel, zugleich auf der Grenze zwischen Altstadt 
und Marktviertel, in welch letzterem wir die ersten Keime des städtischen 
Lehens zu vermuten haben. Die Ostseite der Altstadt war, wie ich oben 
gezeigt habe, der Sitz der Beamten. 

u ) Die von Schäfer,® Pfarrkirche und Stift 200, zuletzt noch Kano- 
nissenstifter 245 Anm. 11 und Oppermann in dieser Zeitschrift 25, 322 ange¬ 
nommene Marienkathedrale ist eine rein theoretische Konstruktion, die dazu 
mit der urkundlichen Überlieferung in Widerspruch steht; vgl. meine Ausfüh¬ 
rungen in dieser Zeitschrift 22, 59 ff. 

'*) Oppermann in dieser Zeitschrift 25, 323 Anm. 136 weist mit Recht 
darauf hin, dass diese Schenkung nicht durch das Testament Karls des Grossen 
begründet werden kann. Dass aber eine Schenkung des Königs dem neuen 
Dombau zu Grunde liegen muss, ist durch dessen Lage im Gebiet der könig¬ 
lichen Pfalz erwiesen. Es gehörte übrigens dazu noch der grosse Wein- 
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Nordostecke der Stadt anwies. Seit Bischof Willibert die neue Kirche 
in Benutzung nahm, trat an Stelle der alten Dom-Immunität das Frauen¬ 
stift S. Caecilia, ausser dem Dom und neben dem Marienkloster das 
einzige bis zur Ottonenzeit sicher nachweisbare kirchliche Institut der 
Altstadt 17 ). Die Kolumbakirche, in der spätem Zeit die Pfarrkirche 
der Nordweststadt, wird erst i. J. 980 als Kirche erwähnt 18 ). 

Dass die von einer gemeinsamen Mauer umschlossene Bevölkerung 
der Römerstadt sich kirchlich als Einheit fühlte, beweist die über das 
Mittelalter hinaus beibehaltene Prozession um die alten Mauern 19 ). 
Auf gemeinsame wirtschaftliche Interessen wenigstens der im Westen 
gesessenen fränkischen Bauern deutet die nicht unbeträchtliche 
Allmende innerhalb der Mauern hin, die für den an ihr interessierten 
Teil der Bevölkerung eine Landgemeindeverfassung voraussetzt. Die 
Frage, ob und wie der östlich der Hochstrasse gesessene Volksteil 20 ), 
der vielleicht in der Hauptsache militärischen, bezw. Beamten-Charakter 
getragen haben mag, der alten Landgemeinde eingegliedert gewesen ist, 
muss aus der Erörterung ausscheiden, weil wir keine Anhaltspunkte 
für ihre Beantwortung haben. Jedenfalls galt für die Bevölkerung 
Kölns dieselbe Gerichts- und dieselbe Gemeindeverfassung, wie nur 
irgendwo auf dem Lande* 1 ). Seeliger hat neuerdings bestritten, dass 
es eine alte Ortsgemeinde Köln gegeben habe 22 ), obwohl er selbst 23 ) 
betont, dass der Staat die Regelung der wirtschaftlichen Dinge be¬ 
sonderen kleineren Gemeinwesen überlassen habe, welche nicht die 
Stellung staatlicher Bezirke einnahmen, und dass ein kräftigeres Leben 
in den Ortsgenieinden der nachkarolingischen Zeit bei der zunehmenden 

garten jenseits der Stadtmauer, das sogen. Allod des Domkapitels zwischen 
Trankgasse, Marzellen- und Maximinenstrasse. 

17 ) Vielleicht ist die S. Elogius-Kapelle auch sehr alt, wie ich aus 
ihrem ursprünglichen Patron S. Salvator schliessen möchte. 

’*) Mus. Alft. 14, 85, wo die ecclesia s. Columbae als Lagebezeich¬ 
nung angewandt wird. Crombacb, Vita et martyrium s. Ursulae (1647), 782, 
der die Urkunde zuerst auszugsweise veröffentlicht hat, hat willkürlich in 
seinem Auszuge das ecclesia durch parochia ersetzt. 

1# ) Vgl. meine Ausführungen in dieser Zeitschrift 20, 37—39. 

20 ) in dem von Oppermann angenommenen Burgus des Herzogs von 
Ripuarien, seinem späteren Ottonischen Burgus. 

21 ) v. Below, Stadtgemeinde, Landgemeinde und Gilde, in Vierteljahr¬ 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 7, 418—421. 

**) Studien S. 61—74. 

*•) a. a. 0. S. 27. 
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Bedeutungslosigkeit des Staates anzunehmen sei, und obwohl er ge¬ 
legentlich zugibt 24 ), vielleicht gab es auch im Gebiet der Stadt Köln 
eine Landgemeinde vor der Stadtgemeinde. Wenn aber eine Allmende 
existiert hat — und auch Seeliger 25 ) gesteht dieser Annahme eine 
nicht geringe Wahrscheinlichkeit zu —, so muss man auch die Folge¬ 
rung ziehen, dass sie einer Gemeinde gehört hat und von ihr genutzt 
worden ist, und dass hierzu eine gewisse Organisation erforderlich war. 
Das von den Römermauern umschlossene Gebiet bildete 26 ) ein Gemein¬ 
wesen mit besonderen wirtschaftlichen und militärischen Aufgaben. Die 
letzteren waren durch die Verteidigung der Mauern bedingt. Das Mass 
der Selbständigkeit dieser Altgemeinde lässt sich beim Fehlen aller 
Nachrichten natürlich nicht angeben. 

Die gesamte Bevölkerung unterstand dem Könige als Landes¬ 
und Gerichtsherrn, dem sie die Grundsteuer zahlte 27 ). Dass dem 
Könige in karolingischer Zeit Grund und Boden als Eigentum gehört 
hätte 28 ), weil Köln eine Pfalzstadt gewesen sei, wodurch freilich auch 
der in der ganzen Stadt gezahlte Hofzins seine Erklärung fände, er¬ 
scheint mir wenigstens als unbewiesen; denn die Pfalz und ihr Gebiet 
bildeten nur einen deutlich gegen die übrigen Stadtteile abgegrenzten 
Bezirk. 

Um die Römerstadt, den Kern der späteren Stadt Köln, waren 
bis zum 9. Jahrhundert in dem weiteren Kreise des Suburbiums eine 

*«) a. a. 0. S. 105. 

*») a. a. S. S. 87. 

M ) so Seeliger a. a. 0. S. 86 mit dem Zusatze längst, d. h. längst 
vor 1100. 

* 7 ) Die Bedeutung des Hofzinses als Grundsteuer wird von Seeliger 
a. a. O. S. 75 nicht anerkannt. Aber ohne diese Annahme ist es schwer zu 
erklären, dass z. B. das ganze Judenviertel den Hofzins zu zahlen hatte, wo 
doch die grösste Wahrscheinlichkeit besteht, dass die Juden seit der Römer¬ 
zeit an derselben Stelle der Stadt gesessen haben. Auch die Bestätigung 
der Evergerschen Hofzinsschenkung an S. Martin durch den König (Quellen 
1, 17) verliert ihre Auffälligkeit, wenn der Hofzins als eine vom Könige dem 
Bischof überlassene Steuer erklärt wird. Wahrscheinlich werde ich an anderer 
Stelle den Kölner Hofzins im Zusammenhang behandeln. — Eine ähnliche 
Anschauung über den Baseler Martinszins vertritt Wackernagel, Geschichte 
der Stadt Basel I 59, indem er in ihm eine Abgabe der Bürger für den 
vom Bischof gewährten Schutz sieht. 

>a ) Diese Auffassung muss man aus Oppermanns Ausführungen in dieser 
Zeitschrift 25, 321 herauslesen. — Zur Kritik der Bodenregaltheorie vgl. 
neuerdings Schulte, Westphälische Mark S. 56. 
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grössere Zahl von Kirchen vorgelagert: im Süden die Severins- und 
die Pantaleonskirche, im Norden die Kirche der Jungfrauen (später 
S. Ursula), S. Andreas und S. Kunibert, nach Westen hin S. Gereon. 
In der Nähe der letzteren hatten sich friesische Händler (wie an anderen 
Orten der Karolingerzeit) niedergelassen. Ausserdem mag an der 
Römermauer bei der Allmende das Kirchlein S. Aposteln gestanden 
haben. Die kleine Kirche S. Maria in Nothhausen (später Lyskirchen) 
seitwärts von der Mündung des Duffesbaches in den Rhein und das 
Hospital S. Lupus ergänzen vielleicht das Stadtbild jener ältesten 
Zeit 29 ). Wie weit sich Ansiedlungen an die einzelnen Kirchen damals 
schon angeschlossen haben, wissen wir nicht. 

Schlimmer als die fränkische Eroberung im 5. Jahrhundert muss 
in der spätkarolingischen Zeit die Normannenverwüstung v. J. 881 das 
Stadtbild verändert haben. Dass die vorstädtische Severinskirche allein 
der Zerstörung entgangen sei, wird in glaubwürdiger Weise berichtet 30 ). 
Sonst muss der Umsturz des Bestehenden vollständig gewesen sein. 
Die Veränderung des römischen Strassennetzes und die Zerstörung der 
Konstantinischen Brücke dürfte auf diese Stürme zurückgehen; denn 
der Übergang Kölns unter die fränkische Herrschaft hatte sich ohne 
Widerstand vollzogen. Auch mehrfache Stadtbrände hatten zur Ver¬ 
änderung des Stadtbildes beigetragen 3I ) - 

Die Bevölkerung suchte sich in der zerstörten Stadt wieder ein- 
zurichten, so gut es ging, und erneuerte die Mauern, die sie vor neuen 
feindlichen Angriffen schützen konnten. Aber die Strassen besonders 
in dem Mittelpunkt der alten Stadt um S. Peter, die sich mit den 
römischen z. TI. nur mehr in der allgemeinen Richtung decken 32 ), 
scheinen seit dieser Zeit ihren Verlauf so genommen zu haben, wie ihn 
die willkürlich neu erbauten Höfe vorschrieben 33 ). 

'■*•) Sicher belegt sind S. Aposteln und S. Maria Lyskirchen erst im 
10. Jahrh., S. Lupus erst im 12. Jahrh. 

30 ) Surius, I)e probatis sanctorum vitis (Coloniae 1618), Oct. S. 362. 
Normanni nullo penitus conatu valebant eius (s.Severini) Oratorium intiamniare, 
cum tarnen nulla tune in circuitu ecclesia tlaumiis quiverit superesse: von 
Levison in den Bonner Jahrh. 118, 49 auf einheimische Überlieferung zurück- 
geführt. 

31 ) Vgl. die Ausführungen von Düntzer in Picks Monatsschrift 4, 265 6. 

ss ) Vgl. den Plan der Colonia Agrippinensis bei Klinkenberg, Das 

römische Köln zu S. 164. 

33 ) Vgl. i. a. Stiehl, Der Wohnbau des Mittelalters 8. 120. 
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II. 

Die Rhein Vorstadt und die Gilde. 

Die erste grössere Erweiterung des Stadtbildes erfolgte bald darauf 
wahrscheinlich in der ersten Hälfte des 10. Jahrhunderts, als das der 
Römerstadt vorgelagerte Überschwemmungsgebiet in den Schutz der 
Befestigung einbezogen wurde. An der Nordseite warf man, der Längs¬ 
richtung der Römermauer folgend, zur Seite des späteren erzbischöf¬ 
lichen Gartens einen Graben aus, nach dem die heutige Trankgasse 
damals den Namen Grabengasse erhielt. Da die nördliche Seitenmauer 
des Domes auf der Römermauer ruht 38 *), so wird der Graben wahr¬ 
scheinlich bis zur Pfaffenpforte geführt worden sein, um auch dem Dom 
Schutz zu gewahren. Jedenfalls zog er sich nicht von der Nordost¬ 
ecke der Römermauer 38b ) rheinwärts, da das westliche Haus neben 
der auf der'Westseite der Maximinenstrasse liegenden St. Lupuskirche 
in den Scbreinskarten noch als auf dem Walle gelegen bezeichnet wird 33 '). 
Ebenso spricht für diese Annahme die spätere einheitliche Benennung 
der ganzen Strasse bis zur Pfaffenpforte. Am Rhein wurde diese Um¬ 
wallung durch den Frankenturm geschützt. Auf der Südseite war ein 
natürlicher Schutz schon durch den Duffesbach gewährleistet, der der 
Römermauer entlang floss. Auch hier führte man vom Südostende der 
Römermauer aus Wall und Graben bis zum Rhein. Dadurch entstand 
der Filzengraben, durch den man den Rach in den Rhein leitete 34 ). 
An dieser Stelle gewährte Schutz der Saphirenturm ; ihn besass — 
ohne dass wir naclnveisen können, seit wann — zu Anfang des 12. Jahr¬ 
hunderts die Abtei S. Trond, der die Verteidigungspflicht oblag. Da¬ 
gegen ist der Frankenturm nicht nachweislich irn Privatbesitz gewesen. 
Die Kornpforte leitete am Malzbüchel den Verkehr in die Rheinvorstadt 
hinein, während an ihrer Westseite das Tor an der Königstrasse und 
die Marktpforte den Zugang von der Altstadt her vermittelten. An 
der Nordseite wird vor der Gründung von S. Maria ad Grades kein 
Verkehrsbedürfnis gewesen sein; ein Tor ist infolge dessen hier auch 
nicht nachzuweisen. Wo Filzengraben und Trankgasse auf den Rhein 
stiessen, führten Brücken über die Gräben. Gegen das königliche, 
später erzbischöfliche Immunitätsgebiet, das sich vom Dom bis zum 

S3a ) Klinkenberg, a. a. 0. S. 166. 

Mb ) am Pfeiler IV des Eisenbahnviaduktes: Klinkenberg a. a. O. 

33c ) Topogr. II 160b 5: 1163 8 domus in vallo iuxta s. Lupum. 

3 ‘) Die neue Befestigung bestand also nicht, wie Seeliger S. 32 an¬ 
nimmt, in einer Verlängerung der Römerinauer bis zum Rhein. 
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Rhein erstreckte, schloss die (Grosse) Neugasse, deren Entstehung mit 
der Besiedelung dieses Vorgebietes zusammenfallen wird, den Bezirk ab. 

In diesem Stadtteil, der durch seine Lage am Rhein den Handels¬ 
verkehr begünstigte, Hessen sich die Kaufleute nieder, deren Tätigkeit 
die alte Römerstadt ihre neue Blüte im späteren Mittelalter verdankte. 
Noch lässt sich ihre Herkunft ans den ursprünglichen Namen der 
Strassenteile ermitteln, welche den südlichen Teil des Marktes um¬ 
randen. Die heutige Wahl- richtiger Walengasse, die platea Galli- 
corum, bewahrt die Erinnerung an die welschen Kaufleute 34 *), deren Sitz 
sich noch um die Ecke der Gasse herum gegenüber der Kirche Klein 
S. Martin erstreckte. Hier lag ein Haus Dinant, und ein Thomas de 
Sareya sass noch in der Gasse im 13. Jahrhundert. An die Walen 
schlossen sich auf der Westseite des Ileumarkts nach Süden hin an 
die Brabanter, die Leute von Brüssel, deren gleichnamiges Haus im 
14. Jahrhundert eine Zeit lang Sitz der Kaufmannsgafl'el Eisenmarkt 
war. Die Südseite des Heumarkts nahmen die Flamländer oder 
Fläminge ein; das Haus Gent an der Südostecke des Heumarkts ver¬ 
dankt ihnen seinen Namen. Die heutige Strasse auf dem Himmelreich 
hiess ursprünglich Strass bürg er Gasse 35 ); Strassburger scheint in 
Köln die Bezeichnung für die Oberdeutschen schlechtweg gewesen zu 
sein. Das Haus eines Schwaben, des roten Ulrich, lag ein wenig weiter 
nördlich am Heumarkt. Von dessen Hause erstreckte sich rheinwärts 
in Gestalt einer Sackgasse der Sachsenhof, in dessen Gegend der 
Besitz eines Sachsen Elverich sich im 12. Jahrhundert nachweisen lässt. 
Gleich zu Anfang der Markmannsgasse (heutigen Friedrich-Wilhelm¬ 
strasse) lag das Haus Basel, der Wohnsitz von Baseler Kaufleuten. 
Auch ein Friese ist in dieser Zeit auf dem Ileumarkt nahe der Salz¬ 
gasse nachzuweisen, nach dem die Friesen-(heutige Tips-)Gasse ihren 
mittelalterlichen Namen erhielt 36 ). Ob sich in der Salz- und Lint- 
gasse, sowie in der Mühlengasse in älterer Zeit schon Kaufmanns¬ 
wohnstätten befunden haben, lässt sich nicht mit Bestimmtheit sagen, 


S4ä ) Auch das Stadtrecht von Soest im 12. Jhdt. (Keutgen, Urkunden 
S. 140) erwähnt dort ansässige friesische und welsche (Galli, verdeutscht 
Walen: Seihertz, Quellen zur Landes- und Rechtsgeschichte Westfalens III 
392 § 38) Kaufleute; vgl. dazu Schultze in der Histor. Ztschr. 101, 483. 

3S ) Die heutige Strassburger Gasse hiess ursprünglich Goldgasse. 

3a ) Die aus der Karolingerzeit stammende friesische Niederlassung im 
Gereonsviertel hatte noch im 12. Jahrhundert ihren nationalen Charakter 
nicht völlig eingebüsst. 


Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Entwicklung der älteren Kölner Verfassung etc. 


475 


da Aufzeichnungen des Brigidenschreins aus dem 12. Jahrhundert nicht 
erhalten sind. Für Salz- und Mühlengasse ist ein früher Anbau wahr¬ 
scheinlich, da beide schon in römischer Zeit den Zugang zum Rheine 
vermittelten, die Salzgasse auch eine gewisse Bedeutung gehabt haben 
muss, solange die römische Brücke bestand, zu der sie den Zugang 
vermittelte, während der Name der Mühlengasse schon verrät, dass sie 
zu den Rheinmühlen geführt haben muss, die im 12. Jahrhundert be¬ 
reits nicht mehr hier, sondern in der Gegend von Baven verankert waren. 

In den anderen Teilen der Stadt sind nationale Siedelungen, wie 
sie uns in der Rheinvorstadt als typisch begegnen, nur ganz vereinzelt 
zu finden. Abgesehen von den bereits erwähnten Juden und den Friesen 
deuten nur die beiden Walengassen bei S. Pantaleon (die heutige 
Waisenhausgasse und am alten Wallgraben von 1106 (die heutige Alte 
Wallgasse), sowie die Scbottengasse (die heutige Strasse Auf dem Ber- 
lich) auf nationale Sondersiedlungen im Kölner Stadtgebiete hin. Aber 
in allen drei Fällen handelt es sich augenscheinlich um fahrendes Volk, 
dem eine minderwertige Stadtgegend in der Nähe von Mauer und 
Graben angewiesen war, wie dies auch bei den Spielleuten der Fall 
war, die sich ebenfalls mit abgelegenen Gassen begnügen mussten. 

Ganz anders lag die Sache bei den Kaufleuten, denen man die 
für den Verkehr günstig gelegene Rheinvorstadt eingeräumt batte. Be¬ 
trachtet man die Namen, welche in der Gildeliste und in den gleich¬ 
zeitigen Bürgerlisten von S. Martin überliefert sind, so treten uns 
zahlreich die Herkunftsbezeichnungen, welche den oben gekennzeich¬ 
neten nationalen Wohnsitzen der Kaufleute in der Vorstadt entsprechen, 
vor Augen 37 ). Leider ist die übergrosse Mehrzahl der Vornamen ohne 
jede besondere Kennzeichnung, ein Umstand, der andererseits es wieder 
fast zur Gewissheit macht, dass die vereinzelt beigefügten Ortsnamen 

37 ) Angesichts dieser Übereinstimmung erscheint die Skepsis von Lau, 
Köln S. 227 Anm. 3 nicht berechtigt, dass in der Gildeliste viel zu wenig 
Personen mit ihren Herkunftsbezeichnungen aufgeführt seien, als dass sich 
daraus irgend etwas für die Gesamtzusammensetzung der Gilde erscbliessen 
Hesse; auch v. Below, Die Bedeutung der Gilden für die Entstehung der 
deutschen Stadtvertassung, in Hildebrands Jahrb. für Nationalökonomie und 
Statistik 58, 63 hatte sich dahin geäussert, dass wir über den Charakter der 
Gilde vielleicht nie ein Urteil gewinnen würden; es müsse daher auch un¬ 
entschieden bleiben, oh sie eine Kaufmannsgilde im eigentlichen Sinne sei, 
jetzt dagegen (nach dem Erscheinen von v. Loeschs Untersuchungen) er¬ 
kennt er in Köln eine echte Kaufmannsgilde mit den echten Zügen einer 
Gilde: Vierteljahrschrift für Social- und Wirtschaftsgeschichte 7, 437. 
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auch als Herkunftsbezeichnungen aufgefasst werden müssen, zumal Fa¬ 
miliennamen damals kaum schon vorkamen. Ausser einer Anzahl von 
Dörfern in der Nähe von Köln werden rheinabwärts die Orte Worringen, 
Neuss, Duisburg genannt, rheinaufwärts Bonn, Remagen, Andernach, 
Boppard, Bacharach, an der Mosel Trier, ferner Aachen und Jülich 
im Gebiete der heutigen Rheinprovinz. Auffallend zahlreich sind aber 
die Ortsnamen aus grösserer Entfernung, deren Träger als Kaufleute 
nach Köln gekommen sein müssen 38 ). Aus dem nördlichen Deutsch¬ 
land werden genannt die Städte Goslar, Göttingen, Hildesheim, Esch- 
wege, Osnabrück, Soest, Münster, z. T. mehrmals, ebenso wie die 
allgemeine Bezeichnung Westfale und Sachse. Mittel- und Süddeutsch¬ 
land (bzw. der Schweiz) gehören an Wetzlar, Mainz, Speier, Würzbnrg, 
Kempten (? Kemetham), Basel und Zürich; vereinzelt erscheint der 
Stammesname Bayer, öfter Schwabe, ln die deutschredenden Nieder¬ 
lande weisen Seeland (Sallant), Stavoren, Utrecht, Sittard, Mastricht, 
Tongern, Thienen, Löwen, Ypern, Herlo (? Heerlen), Vlaardingen und 
der mehrfach vorkommende Stammesname Fläming; in das wallonische, 
bzw. französische Sprachgebiet führen Benennungen wie der Wale und 
Frenchise, sowie die Ortsnamen Lüttich, Huy, Dinant, Yalenciennes. 
Verdun, auch wohl Turremuz; ebenso scheinen Vornamen wie Remigius 
und Aper auf romanischen Ursprung zu deuten. Vereinzelt stehen da 
ein Pole und mehrere Römer. 

Wie wir oben gesehen haben, sassen die Kaufleute, soweit sie 
aus entlegenen Gegenden gekommen waren, nach Landsmannschaften 
zusammen, hielten also nach dem Brauche des Mittelalters ihre natio¬ 
nale Sonderart aufrecht. Aber diese fremden Kaufleute verschiedenen 
Stammes hatten schwerwiegende gemeinsame Interessen, zu deren Pflege 
sie sich in der Form der Gilde vereinigten. Die Niederlassung der 
Kaufleute ist, wenn sie gleichzeitig mit der Stadterweiterung nach dem 
Rhein zu und der Befestigung der Rheinvorstadt erfolgte, in die erste 
Hälfte des 10. Jahrhunderts anzusetzen. Schon i. J. 980 muss ein 
guter Teil der Vorstadt besiedcdt gewesen sein, da der Hofzins von 
10 //, mit dein Erzbischof Everger die Martinskirche ausstattete, 
einen Ausbau des Stadtteils in erheblichem Umfang voraussetzt. Wir 
können nun nicht mit Oppermann 39 ) annehmen, dass sich die Kauf¬ 
leute von vornherein als Gilde in der lllieinvorstadt niederliessen, allein 

3S ) v. Loesch, Kölner Kaufmannsgilde S. 26 hebt hervor, dass ebenso 
auch die Juden aus entlegenen Gegenden zahlreichen Zuzug erhielten. 

**) in dieser Zeitschrift 25, 282. 
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schon aus dem Grunde nicht, weil sie sich aus sehr verschiedenartigen 
Volksteilen zusammensetzten. Zudem ist von einer Gründerleihe nicht 
die Rede; denn aus der später erfolgenden Hofzinsübertragung in einem 
grösseren Teil des Kaufmannsviertels von S. Martin darf man nicht 
darauf schliessen 40 ). Der Zusammenschluss der fremden Elemente zu 
einer Schwurvereinigung, zur Gilde, bot in jenen Zeiten die einzige 
Möglichkeit, sich rechtlich als Gemeinschaft mit gemeinsamen Interessen 
und Zielen zu betätigen, dem einzelnen Kaufmanne wie einer Mehrheit 
die Stütze zu geben, deren der Händler bedurfte sowohl bei den 
gefahrvollen Wanderungen zu Lande, wie bei den schwierigen Fahrten 
zur See 41 ), die zumal mit dem englischen Handel verknüpft waren. 
Auf dem Marktplatze selbst stand ja der Verkehr unter dem Königs¬ 
frieden. Gemeinsame Interessen hatten die bunt zusammengewürfelten 
Fremdlinge auch gegenüber dem Stadtherrn und gegenüber der bäuer¬ 
lichen und der Ministerialen-Bevölkerung in der Altstadt 42 ). So muss die 
Gilde entstanden sein aus dem Bedürfnis der Kaufmannschaft heraus 
ohne Mitwirkung fremder Einflüsse aus Motiven wirtschaftlicher, viel¬ 
leicht auch geselliger Art. Die Gilde war die Genossenschaft der in 
der Sondergemeinde S. Martin - * 8 ) wohnhaften Kaufleute ohne Be¬ 
schränkung auf eine bestimmte Spezialität; sie war eine allgemeine 
Kaufmannsgilde. Handwerker haben ihr wahrscheinlich gar nicht an¬ 
gehört, ebenso nicht gewisse Gruppen von Händlern. Sie war eine 
Monopolgilde als Zwangsverband des öffentlichen Rechts. Die Gilde¬ 
genossen brauchten nicht Rtirger zu sein; aber die Gilde umfasste auch 
keine auswärtigen Personen. Dafür wurden Gilde und Bürgerrecht 
anscheinend auch auf Zeit verliehen für länger, aber nicht dauernd 
in Köln weilende fremde Kaufleute. Es erscheint zweifelhaft, ob die 
im Besitze der Londoner Gildhalle befindliche Genossenschaft Kölner 

40 ) Vgl. hierzu die Ausführungen von Seeliger a. a. 0. S. 93 ff. 

“) Vgl. v. Loesch, Kölner Kaufmannsgilde S. 4. 

4a ) Die nachfolgenden Feststellungen über die Gilde gehen zurück auf 
die scharfsinnigen und verdienstlichen Untersuchungen von Loeschs in der 
öfters angeführten Schrift, insbesondere S. 3. 4. 5. 37. 40. 41. 43. 

43 ) Ich möchte hinzufügen: und der mit ihr ursprünglich vereinigten 
Gemeinde S. Brigida. — v. Loesch hat seine anfänglich (Kaufmannsgilde 
S. 44) ausgesprochene Anschauung, dass infolge der Identität von Barschaft 
und Gilderecht der Personenkreis der Gilde und der Sondergemeinde ur¬ 
sprünglich identisch gewesen sei, später (Hans. Geschichtsblätter 12 (1906), 
423 4 zurückgenominen und stellt jetzt fest: Gilde und Martinsgemeinde 
decken sich nicht. 
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Kaufleute mit der Kölner Gilde in Zusammenhang gebracht werden 
darf, ebenso ob die den Kölner Kaufleuten in England 44 ) und in 
Trier 45 ) verliehenen Privilegien nur für die Gildegenossen galten. 
Auf die geselligen Zwecke, welche die Kölner Gilde ebenso wie alle 
anderen Gilden verfolgt haben wird, scheint mir die bekannte Schil¬ 
derung des Lehens der Kölner Kaufleute zu Annos Zeit hinzuweisen, 
wonach diese nach Verkauf der Waren bei Wein und guter Kost über 
das Kriegswesen sich zu unterhalten pflegten 46 ). Welches die Organi¬ 
sation der Kölner Gilde gewesen ist, wissen wir nicht. Der bekannte 
'Praepositus negotiatorum’ der Vita s. Heriberti würde auf die Organi¬ 
sation ein Licht werfen, wenn nicht der Charakter der Quelle, welche 
diese Bezeichnung überliefert, eine sichere Verwertung des Ausdrucks 
verböte. Die Verhaftung, welche er nach dieser Quelle vornahm, 
brauchte er übrigens nicht in seiner Eigenschaft als Gildevorsteher 
vorgenommen zu haben, sodass das Argument v. Belows 4 "), wonach 
dieser eine ganz unerhörte Kompetenz besessen haben müsse, nicht 
stichhaltig ist. Denn die von v. Below vorgeschlagene Deutung von 
negotiatores als Bürger gibt auch keine glatte Lösung der Schwierigkeit. 

Unsere einzige sichere Kenntnis von der Gilde fallt in die Zeit 
ihres Verfalls. Indem v. Loesch festgestellt hat, dass die Gildeliste 
von dem Vorstande der Martinspfarre angelegt worden ist und dass dieser 
nebenbei eine Liste der nicht gildeangehörigen Eingesessenen der Pfarre 
führte, so ergibt sich aus diesem Tatbestand, dass die Zeit unserer 
Liste, die erste Hälfte des 12. Jahrhunderts, die Übergangszeit bildet, 
in welcher der ursprünglich ziemlich rein kaufmännische Charakter der 
Vorstadt schon etwas zurückgetreten war. Bald verschwindet die Gilde 
ganz. Als Gründe für die Auflösung nimmt man 48 ) an: den Wegfall 
der den Kaufmannsstand einigenden Momente; das Bedürfnis des ge¬ 
meinsamen Schutzes trat in den Zeiten einer geordneten Rechtspflege 
zurück. Auch liess sich das Monopolrecht gegenüber den Handwerkern 

**) Das Privileg von 1175 Juni (Quellen 1, 571 n. 86) spricht von den 
cives et mercatores et homines Col., das von 1157 (a. a. 0. 544 n. 68) 
allerdings nur von den homines et cives Col. 

4S ) Kraus, Christliche Inschriften der Rheinlande II 170/1 n. 351 das 
ain Trierer Dom eingemauerte Privileg der Kölner Kaufleute, wahrscheinlich 
aus dem 12. Jahrh. 

4 *) Mon. Germ. Scr. 5, 211: post venditas inerces inter vina et epulas 
de re militari disputare soluti. 

47 ) in Ilildebrands Jahrh. 58, G3 Anm. 3. 

4 ®) v. Loesch a. a. 0. S. 11. 
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nicht aufrechterhalten. Und schliesslich war die Gilde auch auf zu 
enge Verhältnisse zugeschnitten 49 ). Nicht ohne EinHuss wird auf die 
Änderung gewesen sein die Vereinigung der kleinen altstädtischen Pfarre 
S. Peter und Paul mit der Kaufmannsgemeinde S. Martin. 

III. 

Die Sondergemeinden und die Stadterweiterung v. J. 1106. 

Keinenfalls können wir bei der durch eine einheitliche Befestigung 
vereinigten Alt- und Rheinvorstadt ein gemeinsames kommunales Leben 
voraussetzen. Soweit gemeinsame Interessen — in militärischem Schutz 
und Gerichtswesen — vorhanden waren, unterstanden beide der Stadt- 
und Gerichtsherrschaft des Erzbischofs und §einer Beamten, Burggraf, 
Vogt und Schöffen. In der Römerstadt wird die alte agrarische In¬ 
teressengemeinschaft um die Jahrtausendwende ihr Ende erreicht haben. 
Es weisen verschiedene Umstände darauf hin, dass zugleich mit der 
Aufteilung der Allmende auch gewerbliches Leben in sie eindrang und 
der sich mehrenden Bevölkerung die Existenzmöglichkeit verschaffte, 
welche Viehzucht und Landbau immer nur einer geringen Minderzahl 
bieten können. Wenn Kölner Tuche und Schwerter schon im 11. Jahr¬ 
hunderteinen grossen Ruf besassen, so werden wir die Herstellung namentlich 
der ersteren in dem spezifischen Weberviertel der Altstadt, der S. Peters¬ 
pfarre, suchen müssen; vielleicht, dass auch im suburbanen Gebiet in 
der späteren Vorstadt Oversburg damals schon Weber sassen, welche 
der Weberstrasse ihren Namen gaben. Auch Kürschner gab es früh¬ 
zeitig im suburbanen Gebiet 50 ). Da um das Jahr 1000 Neumarkt und 
Griechenmarkt an die Stelle der Allmende traten, so weist auch diese 
Namengebung auf den Aufschwung hin, den in dieser Zeit die Rhein¬ 
vorstadt im Verlauf eines Jahrhunderts bereits genommen haben muss, 
und den man nun auch für die Märkte im Stadtteil S. Aposteln erwartete. 

Die Jahrtausendwende ist dieselbe Zeit, in der auch die kirch¬ 
liche Gliederung der Altstadt eingesetzt haben wird 51 ). Ich habe früher 

**) a. a. 0. S. 46. 

So ) Hoeniger, Schreinsurkunden I 44 n. 36 besondere Stände der Pelli- 
tices de Suburbio. 

**) Schäfer, Frühmittelalterliche Pfarrkirchen und Pfarreinteilung in 
der Rom. Quartalschrift 10 (1905). 40—43 sucht ein höheres Alter für die 
meisten Pfarrkirchen Kölns nachzuweisen, sodass nach seiner Ansicht die 
Bildung der Parochien in der Altstadt spätestens im 8. und 9. Jahrhundert 
begonnen und im 10. vollendet gewesen sein soll. Aber an den von ihm 
angeführten Stellen ist allenfalls von kirchlichen Gebäuden, nicht aber von 
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ausgeführt 54 ), in welcher Weise diese Einteilung sich vollzogen hat. 
Danach sind die Pfarren der Alt- und Rheinvorstadt, die wenigstens 
seit dem Anfänge des 12. Jahrhunderts auch als bürgerliche Sonder¬ 
gemeinden ein kommunales Leben entwickelten 53 ), durch eine Teilung 
der ursprünglich einheitlichen Stadt entstanden 54 ). Darüber, wie sich 
das Wesen der auf dem Boden der Altgemeinde Köln. bzw. der Rhein - 
Vorstadt erwachsenen Kleingemeinden im einzelnen gestaltete, vermögen 
wir wegen Mangels an Quellen nur "Vermutungen aufzustellen. Dem 
kirchlichen Ursprung entsprechend werden wir bei diesen Gemeinden 
zunächst Funktionen kirchlicher Art anzunehmen haben. Alle diese 
alten Kleingemeinden — mit Ausnahme der wahrscheinlich später ent¬ 
standenen S. Brigida und S. Aposteln — hatten ein mehr oder weniger 
ausgedehntes Pfarrwahlrecht und auch sonst gewichtige Rechte in der 
Regelung der äusseren kirchlichen Angelegenheiten. Wenn ein Rest 
niedriger Gerichtsbarkeit, die wir der Altgemeinde zuschreiben müssen, 
und die wir sie später jedenfalls in ihren Burgerichten ausüben sehen, 
den Kleingemeinden geblieben ist, so mag diese Gerichtsbarkeit unter 
dem Vorsitze der herrschaftlichen Richter — wie dies nachweislich 
später in den Anfängen des ‘Schreinswesens der Fall war — geübt 

eigentlichen Pfarrkirchen mit Pfarrechten und gesonderten Pfarrsprengeln 
die Rede. Dass S. Columba i. J. 980 als Kirche, nicht aber als Pfarrkirche 
erwähnt wird, s. o. S. 470 Anm. 18. Der jetzt im Wallraf-Richartz-Museum 
befindliche alte Taufstein von S. Columba, den Schäfer (Pfarrkirche und 
Stift S. 140 Anm. 2) nach Binterim und Mooren, Die Erzdiözese Köln *1, 
84 in das 9. oder 10. Jahrh. versetzt, gehört, wie mir Hugo Rahtgens mit¬ 
teilt, frühestens dem 11. Jahrhundert an.— Ebensowenig kann man S. Aposteln 
i. J. 980 als Pfarrkirche ansehen, zumal nicht abzusehen ist, wo die Pfarr- 
genossen gewohnt haben sollen, da doch die unzweifelhaft ältesten zugehörigen 
Strassen dieser Pfarre ursprünglich nach S. Columba eingepfarrt waren; vgl. 
dazu Seeliger, Studien S. 59. — Auch Schneider, Phil., Konrads v. Megenberg 
Traktat De liraitibus parochiarum civitatis Ratisbonensis, S. 64 5, wendet sich 
auf Grund der Regensburger Verhältnisse gegen Schäfers Aufstellungen und 
hält an der bisherigen Anschauung fest, dass erst gegen Ende des 10. oder 
iin 11. Jahrhundert die auf dem Lande längst übliche Pfarreinteilung auch in 
die Bischofsstädte Eingang fand, indem der Stadtbezirk in mehrere Pfarreien 
zerlegt und besonders in den Vorstädten eigene Pfarreien errichtet wurden. 

52 ) in dieser Zeitschrift 20, 73 tf. 

M ) Seeliger, Studien S. 105, gesteht zu, dass in ihnen manche dem 
ländlichen Gemeindewesen entnommene Züge wahrzunehmen sind. 

51 ) Gute Ausführungen über die Stellung von S. Aposteln und S. Martin 
hei Seeliger, Studien S. 58—60. 
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worden sein 55 ). Sieht man die kraftvollen Äusserungen der kirchlichen 
Selbstverwaltung, wie in den zahlreichen Pfarrwahlstreitigkeiten mit 
den mächtigen Prälaten, sogar mit dem Erzbischöfe 56 ) die Kirchspiels¬ 
leute durchweg zum Siege gelangten und zu Plebanen guten Teils 
Männer aus ihrer Mitte erwählten, wie sie ferner auch ihren Pfarrern 
gegenüber mit Eifer und Selbstbewusstsein ihre überkommenen Rechte 
zu wahren wussten, so begreift man, dass die Vorfahren derselben 
Männer, die nach der kirchlichen Seite hin ein so erhebliches Mass 
von Selbstbestimmung und Selbstverwaltung beanspruchten, aber auch 
besassen, nach der bürgerlichen Seite hin nicht einfach die Vertretung 
ihrer Interessen durch den Stadtherrn und seine Beamten als selbst¬ 
verständlich hinnahmen und ertrugen 57 ). 

Ein erstes Aufflackern des freiheitlichen politischen Sinnes der 
Kölner Bevölkerung ist der berühmte Aufstand des Jahres 1074 gegen 
Annos Gewaltherrschaft, der allerdings mit dem Siege einer schroffen 
Reaktion endete i>8 ). Dreissig Jahre später sehen wir aufs neue die 
Kölner Bevölkerung in tatkräftigem Widerstand gegen die Politik Erz¬ 
bischof Friedrichs I, der auf Seiten des Königs Heinrich V stand, 
während die Kölner dem alten Kaiser Heinrich IV die Treue wahrten. 
Man vertrieb den Erzbischof und zog auf Befehl des Kaisers eine neue 
Refestigungslinie 59 ) um die Stadt, welche deren erweitertem Interesse¬ 
kreise Rechnung trug. Durch diese Befestigung wurden die Vorstädte 
Oversburg und Niederich und die Aposteln-Immunität mit ihrer Nach¬ 
barschaft in das städtische Weichbild einbezogen. Die ersteren waren 
nicht wie die Altstadtpfarren gleichzeitig kirchliche Bezirke; ebenso 
wenig bildete das Erweiterungsgebiet im Westen eine kirchliche Ein¬ 
heit; vielmehr war das Gebiet nördlich von der Ehrenstrasse durch 
den neuen Wall von dem Gereonsbezirk abgetrennt worden. In Overs- 

5i ) Seeliger a. a. 0. S. 88 ist anderer Anschauung. 

5fl ) Eine ganze Zahl dieser Wahlstreitigkeiten wird in dem bekannten 
Rotulus von S. Maria in Cap. überliefert, insbesondere auch das energische 
Auftreten der Pfarrgenossen von S. Laurenz gegen Erzbischof Konrad von 
Hochstaden, der ihr Wahlrecht angetastet hatte (Rot. VIII n. 82). 

° 7 ) Auch in Florenz durchdrang sich das kirchliche und bürgerliche 
Element in dem Begriff der Vicinanz oder des Populus zu untrennbarer Ge¬ 
meinschaft: Davidsohn, Geschichte von Florenz I 326. 

**) Jene Zeit war also durchaus nicht die Zeit einer völligen Harmonie 
zwischen Stadtherr und Bürgerschaft, wie Seeliger, Studien S. 103 behauptet. 

••) Wall und Graben, aber keine Mauern, wie Seeliger a. a. 0. S. 32 
irrig annimmt. 

Westd. Zeitscbr. f. Gesch, u. Kunst. XXVIII, IV. 32 
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bürg and Niederich wurden nach dem Master der Altstadtpfarren 
kommunale Behörden entwickelt, während die zu den späteren Pfarren 
S. Aposteln und S. Christoph gehörenden kleineren Bezirke offenbar 
vorläufig der nächstgelegenen Altstadtpfarre S. Columba angegliedert 
worden sind 60 ). Oversburg und Niederich wurden auch, und zwar 
jedenfalls nach der Aussöhnung mit dem Stadtherrn, dem Erzbischof, 
Gerichtssprengel, die mit einer ausgedehnten Civilgerichtsbarkeit aus¬ 
gestattet waren 61 ). Mit Recht hat v. Below 6 *) sich daran gestossen, 
dass das Schöffenkollegium der Altstadt die Vorstädte ohne weiteres mit 
vertreten haben könne. Freilich hätte der Stadtherr den Altstadt- 
scliöffen die Wahrung seiner Gerichts- und Hoheitsrechte in den neuen 
Stadtteilen einfach übertragen können, so wie es offenbar in der alten 
Rheinvorstadt geschehen war. Indem er aber besondere Gerichte mit 
eigenen Schöffen in der nördlichen und südlichen Vorstadt bestellte, 
vielleicht auch eine bestehende ältere Organisation innerhalb der 
neuen 63 ) Grenzen bestätigte, wie mit grosser Wahrscheinlichkeit für 
Niederich anzunehmen ist, vielleicht auch in Oversburg 64 ), so gewinnt 
man den Eindruck, dass er das schon länger vorhandene Sonderleben 
dieser Bezirke achtete und erhielt 65 ). Das neue grössere Stadtbild, 
das durch die bürgerliche Befestigung v. J. 1106 geschaffen wurde, 
hatte grosse und wichtige gemeinsame Interessen, die nicht vom Stadt¬ 
herrn vertreten wurden, sich vielmehr guten Teiles gerade gegen ihn 
richteten. Die äussere und die Wirtschaftspolitik des Erzbischofs schlug 
oftmals eine andere Richtung ein, als sie den wohlhabenden Gewerbe 

80 ) Ich erschliesse das aus der ursprünglichen Regelung des Schreins¬ 
wesens in diesen Bezirken; für S. Aposteln insbesondere meine Ausführungen 
in dieser Zeitschrift 20, 27. 

M ) Vgl. die Ausführungen von Seeliger a. a. O. S. 45/6. 

**) Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 47 Anm. 139. 

* 3 ) Bei beiden Vorstädten hat die nach fortifikatorischen Gesichts¬ 
punkten gezogene Umwallungslinie ältere Gemeinschaften zerrissen, wie dies 
für die kirchlichen Gemeinden nachzuweisen ist. Die grosse Umwallung von 
1180 trennte nachweislich auch alte Gerichtsgemeinden. Die Grenzen der 
späteren Gerichts- und Sondergemeinden Oversburg und Niederich richteten 
sich nach dem Walle von 1106. 

•*) Seeliger a. a. 0. S. 42 Anm. teilt meine Meinung, dass durch die 
Schenkung Annos an S. Georg der Anfang der Bildung des Oversburger Ge¬ 
richts gegeben ist. 

• 5 ) Alte Hundertschaften sind die Gerichte von Oversburg und Niede¬ 
rich nicht gewesen: v. Loescb in der Vierteljabrschrift für Social- und 
Wirtschaftsgeschichte 4, 201. 
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und Handel treibenden Kreisen der städtischen Bevölkerung erwünscht 
war. Für den wachsenden Verkehr war eine freiere Ausgestaltung des 
Stadtrechts Bedürfnis. Die Notwendigkeit eines starken militärischen 
Schutzes hatten gerade noch die Ereignisse des .Jahres 1106 den Kölnern 
klar vor Augen gestellt. Da die einzelnen Gemeinden, welche das er¬ 
weiterte Köln v. J. 1106 bildeten, jede für sich zu schwach waren 
gegen den mächtigen Stadtberm, von dem man nicht erwarten konnte, 
dass er aus freien Stücken der aufstrebenden Bevölkerung autonome 
Rechte einräumen würde, so musste die Tendenz zum autonomen Zu¬ 
sammenschluss die Kölner Bevölkerung beseelen. Mit dem zunehmenden 
Wohlstand der Bürgerschaft erwachten die auf Selbstbestimmung und 
-Verwaltung gerichteten Bestrebungen aufs neue. So fand die grosse 
kommunale Bewegung des ausgehenden 11. und des beginnenden 
12. Jahrhunderts in Köln den Boden wohl vorbereitet für eine neue 
selbständige bürgerliche Gemeindevertretung, durch welche die Stadt¬ 
gemeinde Köln zur selbständigen Persönlichkeit neben der erzbischöf¬ 
lichen Herrschaft gemacht wurde 66 ). Den Ausgangspunkt dieser frei¬ 
heitlichen Bewegung sehe ich in der vielerörterten Coniuratio pro 
libertate. 

IV. 

Schöffen und Senatoren. 

Zunächst möchte ich hier auf die eigenartige Auslegung eingehen, 
die Oppermann 67 ) der Coniuratio gegeben hat. Er sieht in ihr eine 
Verbrüderung des von ihm angenommenen Senatorenkollegs mit den 
Schöffen. Dieses Senatorenkolleg sei erwachsen aus dem ursprünglichen 
Gildenausschuss, der erzbischöfliche Finanz- und Gerichtsbeamtenge¬ 
schlechter in seine Reihen aufgenommen hatte. Der Senatoren gab es 
nach Oppermann 25; Schöffen gab es 12 oder 13. Diese hätten 
12 Senatoren in ihren Verband aufgenommen. Seien der Schöffen nur 
12 gewesen, so sei noch eine halbamtliche dem Freiburger rector ent¬ 
sprechende Person, sei es aus der Gilde-, sei es aus der Gerichtsver¬ 
fassung, hinzugetreten. 

Um zu dieser Oppermann’schen Konstruktion eines die Geschicke 
Kölns leitenden Senatorenkollegs von 25 Mitgliedern Stellung nehmen 
zu können, ist es notwendig, die Bedeutung des in den Kölner Ur¬ 
kunden des 12. Jahrhunderts oft erwähnten Senatorentitels festzustellen. 

B0 ) Seeliger a. a. 0. S. 86. 

® 7 ) in dieser Zeitschrift 25, 301. 

32* 
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Dieser Titel kommt nur in der eng begrenzten Zeit 1135/42 —1178 
vor, und zwar niemals in erzbischöflichen Urkunden ° 8 ). Alle früheren 
Forscher 69 ) haben in diesem Titel nur eine andere, synonyme Bezeich¬ 
nung für die Schöffen gesehen, allenfalls wohl gemeint, dass die Be¬ 
nennung als Senatoren den Schöffen geeignet habe bei ihrer Tätigkeit 
als Kommunalbehörde, und in diesem Sinne von einem Schöffensenat 
gesprochen 70 ). Oppermann 71 ) selbst gibt nun zu, dass Senatoren und 
Schöffen tatsächlich im wesentlichen denselben Personenkreis bildeten; 
ebenso gesteht er, dass die Seabini als ein aus kaufmännischen Kreisen 
ergänztes Schüffenkolleg anzusehen sind 7 *). So ist es von vorn herein 
nicht ganz klar, wozu er in den Senatoren ein neues Verbindungsglied 
zwischen dem von ihm behaupteten Gildenausschuss der Rhein Vorstadt 
und den Ministerialen des Ottonischen Burgus benötigt. Allerdings 
sieht er in ihnen auch die Zeugen eines vom Burggrafen gehaltenen 
Mannengerichts, das er Burgbanngericht nennt 7S ). Aber auch dieses 
Burgbanngericht ist urkundlich nicht nachzuweisen und nur eine rein 
theoretische Konstruktion 74 ). 

Wie 9chon die oben angegebenen Jahreszahlen erweisen, werden 
frühestens 30 Jahre nach der Stadterweiterung von 1100 Senatoren in 
den Kölner Urkunden erwähnt. Auch bei Berücksichtigung der Lücken¬ 
haftigkeit unseres Ouellenmaterials erscheint es mir als ein misslicher 
Umstand, dass eine Korporation, der eine so wichtige und bedeutsame 
Rolle im Kölner Verfassungsleben zugeschrieben wird, erst so lange 
Jahre später zum ersten Male erwähnt wird 75 ). Soviel ich nun sehe, 
kommen niemals in Kölner 70 ) Urkunden die Titel Senatoren und Schöffen 

Ä8 ) Haeniger in der Mevissen-Festschiift S. 297. 

*•) z. B. Hegel in den Deutschen Stüdtechron. 14, XLIV Anm. 3. 

70 ) Hoeniger in der Mevissen-Festschrift S. 295. 

71 ) in dieser Zeitschrift 25, 300, 308. 

7J j ebenda 21, 217. 

7J ) ebenda 25, 295. 

74 ) Seeliger berücksichtigt es daher auch nicht in seiner eingehenden 
verdienstlichen Untersuchung über das ältere Kölner Gerichtswesen (Stu¬ 
dien S. 36 ff.). 

,5 ) Freilich setze ich das Auftreten der Richerzeche, die dem Kamen 
nach erst um 1180 bezeugt ist, zeitlich viel früher an; aber für ihre frühere 
Existenz gibt es eine ganze Reihe Fingerzeige, wie ich nachher darlegeu will. 

7# ) In Koblenz dagegen werden in einer Urkunde v. J. 1104 (Keutgen, 
Urkunden zur städt. Verfassungsgeschicbte n. 80 S. 48—50) sowohl Schöffen 
wie Senatoren erwähnt; jedoch erfolgt die Nennung der Senatoren nicht in 
Form einer Gegenüberstellung des Titels, sodass man aus dieser Urkunde 
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gleichzeitig neben einander vor, sodass ihr gegenseitiges Verhältnis 
durch einen Vergleich der Stellung in einer bestimmten Urkunde nicht 
ermittelt werden kann. Dagegen werden in verschiedenen Urkunden 
dieselben Personen das eine mal mit dem Schöffen-, das andere mal 
mit dem Senatorentitel benannt 77 ), sodass eine Abgrenzung des Personen¬ 
kreises unmöglich ist; die einfachste Erklärung für diesen Sprach¬ 
gebrauch ist die Synonymität beider Bezeichnungen. 

Ein Einblick in die Schreinsakten des Schöffengerichts erhebt 
es zur Gewissheit, dass die Ausdrücke scahini, senatores, iudiciarii 
gleichmässig als Bezeichnung für die Schöffen gebraucht werden: 

Schreinsurkunden II 1, 294, 4. 5 coram iudicibus et senatoribus 

295, 2 ff. — — — scabinis 

298, 1. 3 aliis scabinis consentientibus 
— 2 — iudiciariis 77 °) — 

Aber auch sachlich ist zwischen dem Auftreten der Schöffen und 
Senatoren ein Unterschied nicht zu entdecken. Bemerkenswert ist, 
dass die Senatoren genannt werden in gerichtlichen Urkunden des 
Hochgerichts, ebenso wie sonst die Schöffen. Im Martinsschrein 78 ) 
findet ein Verkauf statt; weil der Sohn des Verkäufers unmündig ist, 
muss der Verkauf gerichtlich bestätigt werden, dies geschieht 'presenti- 
bus senatoribus et fratribus in domo agendarum rerum’. Die Bestätigung ist 
also am Hochgericht in Gegenwart von Schöffen und Schötfenbrüdern 
erfolgt, wie auch späterhin stets, wenn Unmündige bei einer Rechts¬ 
handlung beteiligt waren, die Zustimmung des Schöffengerichts erforder¬ 
lich war. Ebenso muss eine andere Schreinsstelle ,9 ) verstanden werden, 

nicht die Verschiedenheit beider Bezeichnungen für Koblenz entnehmen kann; 
dagegen werden die Senatoren vom J. 1104 im J. 1209 scahini genannt, so¬ 
dass Bär, Urkunden zur Verfassung und Verwaltung von Koblenz S. 5 beide 
Bezeichnungen für synonym hält; vgl. auch Hegel, Geschichte der Städte- 
verfassung von Italien II 393 Anm. 3. 

77 ) Für die ältesten bekannten Mitglieder der Richerzeche hat Hoeniger 
eine sehr verdienstliche Zusammenstellung ihres urkundlichen Vorkommens 
gebracht (Mevissen-Festschrift S. 254—267), aus der sich die Synonymität 
beider Bezeichnungen zur Evidenz ergibt. 

77a ) Auch sonst ist dieser Ausdruck in romanischen Landen gelegent¬ 
lich synonym für Schöffen gebraucht worden: Waitz, Verfassungsgeschichte 
2 1V, 391. 

78 ) Hoeniger, Schreinsurkunden 1 18/9, 1. 

7 ») ebenda I 20, 3. 
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bei der anscheinend ein Vormund (dominus) unmündiger Kinder 'in 
curia agendarum rerum’ auftritt 80 ). 

Zu Unrecht setzt Oppermann 81 ) die domus oder curia agendarum 
rerum, wo das Schöffenschreinsbuch, der titulus iudicum, geführt wird, 
mit dem Bürgerhaus gleich. Dieses heisst stets doruus civium, auch 
w'ohl domus divitum. Die Bezeichnung curia hätte auch auf das un¬ 
scheinbare frühere Bürgerhaus nicht gepasst, während das Hochgericht 
gleichzeitig (1158) curia ante ecclesiam beati Petri genannt wird 82 ). 

An einer Stelle der Schreinsurkunden 83 ) wird eine Gerichtsver¬ 
handlung des Hochgerichts (placitum) geschildert, bei der Methildis de 
Nidherich eine Klage vorbrachte. 'Causa ventilata et seeundum iusti- 
tiam tractata a iudicio senatoris (Antonii) libera .... iudicata est 
consentientibus senatoribus et populo’. Also der typische Verlauf einer 
regulären Gerichtssitzung. In derselben Weise finden wir die Sena¬ 
toren auch an anderen Gerichtsverhandlungen beteiligt 84 ). 

1159 85 ) kauft die Kirche S. Gereon ein Grundstück in villa 
Morsdorp infra bannum urbis Coloniae. Selbstverständlich wird der 
Kauf in Gerichtsstatt vorgenommen 'per ipsos iudices Colonienses sub 
presentia senatorum et civium’. Freilich schliesst Oppermann 88 ) hieraus 
nicht auf die Identität der Senatores und der Scabini, sondern nimmt 
an, dass die Senatoren im Gericht des Burggrafen und der Iudices als 
Fürsprecher fungierten und den Urteilsvorschlag hatten. Wenn er nun 
weiterhin 87 ) eine Gerichtsstätte in der Nähe des Burggrafenhofes an¬ 
nimmt für die Kriegsmannschaft, welche die militia des Burggrafen 
bildete, weshalb es dort keine scabini gegeben habe, so vermag ich 
ihm nicht zu folgen; denn diese Gerichtsstätte ist rein hypothetisch; 
urkundlich und topographisch ist von ihr nicht das mindeste bekannt. 
Hinwiederum nimmt Oppermann an, dass obiger Verkauf nicht vor 
dem Grafengericht, sondern vor einem von ihm angenommenen Burg¬ 
banngericht 88 ), dem er eine freiwillige Gerichtsbarkeit über den Grund- 

80 ) Über beide Stellen handelt Oppermann in seinem Sinne in dieser 
Zeitschrift 25, 296. 

■») a. a. 0. 25, 297. 

81 ) Franquinet, Inventaris van het kapittel van 0. L. Vrouwekerk te 
Maastricht I S. 14. — «) II 1, 293, 4. 

88 ) Lau, Köln S. 363 n. 7; 365 n. 16. 17. 

8S ) Quellen 1, 551 2 n. 74. 

8fl ) in dieser Zeitschrift 26, 26/7. 

8; ) a. a. 0. 28 9; ebenso 27, 198. 

8 «) s. darüber oben S. 484 und Anm. 74. 
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besitz zuschreibt, erfolgt sei. Wir sehen, eine unbewiesene Konstruktion 
muss die andere stützen, weil sieb Oppermann gegen die einfachste 
Lösung, die Gleichsetzung von Senatores und Scabini, verscbliesst. Mir 
ist es unverständlich, was die Senatoren, im Sinne Oppermanns ein 
Verbindungsglied zwischen Rbeinvorstadt und Ottoniscliem Burgus, bei 
einer Gerichtssitzung über Besitz in Morsdorf, einem entfernten Dorfe 
im Burgbann, zu tun haben sollen. Dagegen fiel die erwähnte Rechts¬ 
handlung durchaus in den Geschäftsbereich des Hochgerichts. 

Ebenso lehrreich ist eine weitere Urkunde 89 ), in der bei der Ver- 
lehnung eines Hauses auf der Ruhr Untergraf und Untervogt an der 
Spitze der Senatores genannt werden; das Haus lag in der Pfarre 
S. Columba, die mit dem Burgus nichts zu tun hat. 

Auch in den ältesten Niederich-Urkunden erscheint die Bezeich¬ 
nung Senatoren, die später von der der Schöffen abgelöst wird. Die 
Art, wie der Wechsel im Titel c. 1163/8 erfolgt, lässt erkennen, dass 
der Änderung eine sachliche Bedeutung nicht beizumessen ist 90 ). Nament¬ 
lich erscheinen die Senatoren auch in dem berühmten Weistum von 
Niederich, bei dem eine spätere Erklärung um 1300 ausdrücklich be¬ 
merkt: senatores, scilicet 12 scabini; senatores seu scabini. Opper¬ 
mann 9I ) allerdings erkennt in den Niedericher Senatoren einen Zwölfer¬ 
ausschuss, der ein Zwischenglied zwischen Gemeinde und burggräflichem 
Gericht zu bilden bestimmt war. Auch hier sieht er sich, weil er die 
Identität von Senatoren und Schöffen nicht anerkennen will, zu der 
künstlichen Konstruktion einer spurlos verschwindenden Behörde, deren 
Bestimmung zudem nicht recht klar ist, genötigt 92 ). 

Dem Ausdruck Senatores haftet im Kölner Sprachgebrauch des 
12. Jahrhunderts eine gewisse Unbestimmtheit an. Denn wenn in einer 
Urkunde v. J. 1144 Erzbischof Arnold mit den Senatoren seiner Kirche 
Rat pflegt 93 ), so sind zweifellos weder die Hochgerichtsschöffen noch 
die Senatoren im Sinne Oppermanns gemeint. Der auch bei anderen 
Bezeichnungen wechselnde und nicht zum juristischen Terminus tech- 
nicus erstarrte Sprachgebrauch der Kölner Urkunden des 12. Jahr- 

* v ) angeführt von Oppermann in dieser Zeitschrift 25, 304 Anm. 81. 

®°) Hoeniger, Schreinsurkunden II 1, 46 und 67 Anm. 2. 

•') in dieser Zeitschrift 25, 286. 

9S ) Seeliger, Studien S. 47 nimmt in seinen Ausführungen über das 
Niedericher Gericht die Identität von Senatoren und Schöffen im Niederich 
an, und zwar ohne jede Auseinandersetzung mit Oppermanns Ausführungen. 

**) O ue llen 1, 517 n. 53: habito cum senatoribus ecclesie nostre consilio. 
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hunderts 94 ) lässt es nicht zu, dass man aus im Flusse befindlichen 
Bezeichnungen weitgehende und umwälzende Schlüsse ziehen darf. 
Oppermann hat dies für die Senatoren mit ausnehmendem Fleiss und 
Scharfsinn versucht. So gelangt er 95 ) zu einer m. E. ganz unnatür¬ 
lichen Konstruktion: „Die Stadtverwaltung Kölns im 12. Jahrhundert 
war formell in zwei Rechtskreise geschieden, wenn auch tatsächlich ein 
enger Zusammenhang dadurch bestand, dass viele Schöffen zugleich 
Senatoren waren“ ; die Rechtskreise sind nach ihm einerseits Senatoren 
und andererseits Schöffen und Burgerichte der Sondergemeinden. 

Nach meinem Dafürhalten muss eine unbefangene Prüfung der 
Quellen zu der alten Anschauung zurückführen, welche Senatoren und 
Schöffen gleichsetzt 96 ) und dadurch eine einfachere Lösung der ohne¬ 
dies genügend komplizierten Kölner Gerichtsverfassung ermöglicht, wie 
sie Seeliger in seinen Studien zu bieten vermag 97 ). Vielleicht liegt 
in dem Titel der Senatoren ein Hinweis auf die mehr selbständige 
Stellung der Schöffen in den Gemeindeangelegenheiten, die an die alten 
republikanischen Senatoren Italiens erinnert. Gerade in dieser Zeit 
fing man in Italien wieder an, das alte römische Recht und den 
römischen Staat in ihrer Eigenart zu bewundern und zu begreifen"). 
Möglich und wahrscheinlich ist es, dass die seit dem 12. Jahrhundert 
einsetzenden lebhafteren Beziehungen Kölns zu Italien den Anlass zur 
zeitweiligen Selbstbenennung der Schöffen als Senatoren gegeben haben; 
seit dieser Zeit finden wir auch die Bezeichnung des Kölner Malz¬ 
büchels als Kapitol 98a ). Kurz bevor in Köln Senatoren genannt werden, 

* 4 ) Auch umgekehrt lässt dieselbe Bezeichnung wie iudices, rec* 
tores u. s. w. eine mehrfache Deutung zu. 

• 5 ) In dieser Zeitschrift 27, 222. 

**) so Joachim in dieser Zeitschrift 26, 103. — Ein ähnlicher Vorgang 
lässt sich in Italien, allerdings in erheblich früherer Zeit feststellen. In 
Lucca und Pisa sind im 9. Jahrh. Lociservatoren und Scabinen verschiedene 
Ausdrücke für dieselbe Stellung, in Mailand allerdings nicht: Ficker, For¬ 
schungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens III 1, 202. 217. 

* 7 ) S. 36 ff. — S. 70 Anm. 1 erklärt Seeliger ohne weitere Begründung, 
dass er die von Oppermann vorgenommene Unterscheidung nicht für zutreffend 
halte. 

® 8 ) Krammer, Der Reichsgedanke des staufischen Kaiserhauses S. 3. 

#Na ) 1130/37 (Kehr, Italia Pontificia I, 101) wird bereits die heutige 
Kirche Santa Maria in Aracoeli in Rom bezeichnet als monasterium s. Mariae 
et s. Johannis bapt. in Capitolio; vielleicht hat diese römische Marienkirche 
auf dem Kapitol die Veranlassung gegeben für den Beinamen der Kölner 
Marienkirche, da vorher in Köln der Domhügel als Kapitol bezeichnet wurde. 
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bringt man in Rom nach vielhundertjähriger Pause wieder den klassischen 
Namen zu Ehren "). 

V. 

Die Coniuratio pro libertate, ihr dauernder Bestand 

und ihre Erfolge. 

Eines der am meisten behandelten Probleme der Kölner Ver¬ 
fassungsgeschichte ist die Coniuratio pro libertate. Lakonisch genug 
lautet die Nachricht der Chronik. Um zu einer richtigen Deutung zu 
gelangen, muss man sie in Zusammenhang bringen mit den uns be¬ 
kannten Tatsachen der gleichzeitigen Kölner städtischen Geschichte. 

Wie Waitz ,0 °) ausführt, handelt es sich bei der Bildung einer 
solchen Commune oder Eidgenossenschaft um Schutz des Friedens u. s. w.; 
dazu kommt eine gemeinheitliche Organisation unter sog. Geschworenen, 
welche die Angelegenheiten der gesamten vereinigten Einwohnerschaft 
zu leiten und zu vertreten, mitunter auch Gerichtsbarkeit zu üben 
hatten. Wenn 101 ) nun die Coniurationes stets Vereinigungen von schon 
vorhandenen Stadtgemeinden sind, die Existenz einer solchen voraus¬ 
setzen, so ist diese Gemeinde in Köln erst 110b geschaffen worden 102 ). 
Wenn weiterhin der Zweck der Verschwörung vorübergehend 103 ) oder 

M ) Seit 579 hatte es in Rom keinen Senat mehr gegeben: Gregorovius, 
Geschichte der Stadt Rom II 475. — Fast genau zur selben Zeit, in der 
der Titel in Köln auftaucht, stellte das römische Volk den Senat auf dem 
Kapitol wieder her (i. J. 1143): Gregorovius IV 428; aber schon um 1130 war 
der Titel der Senatoren wieder in Rom gebräuchlich: a. a. 0. 436 Anm. 2. 
— Die neuere einschlägige Literatur (Rodocanachi, Les institutions com- 
rnunales de Rome sous la papautö, Paris 1901, und van Ralphen, Etudes sur 
l'administration de Rome, Paris 1907) war mir nicht zur Hand. — Das 
Wiederauftreten des Titels in Rom und das erstmalige Auftreten in Köln 
scheinen in einem Zusammenhang zu stehen. 

l0 °) Deutsche Verfassungsgeschichte 7, 399. 

,0 ‘) Vgl. die Ausführungen v. Below’s in der Vierteljahrschrift für 
Social- und Wirtschaftsgeschichte 7, 434. — Früher in Hildebrands Jahrbuch 
58 S. 61 Anm. 1 hatte er freilich noch die Auffassung vertreten, dass die 
Coniuratio für die Gemeindebildung insofern Bedeutung gehabt habe, als 
mitunter bei der Coniuratio sich mehrere Gemeinden zu einer zusammen¬ 
geschlossen haben mögen. 

,vl ) Auch Joachim hebt in dieser Zeitschrift 26, 93 hervor, nur die 
Gesamtstadt Köln könne sich zur Kommune zusammengeschlossen haben. 

101 ) so die meisten Autoren, z. B. Waitz a. a. 0. 7, 400 und neuer¬ 
dings Joachim a. a. 0.; Seeliger, Studien 70/1, der die Coniuratio deshalb 
für vielleicht nur vorübergebender Natur hält, weil alle aus ihr heraus¬ 
gedeuteten Vorgänge in der Luft schwebten; v. Below a. a. 0. S. 435 Anm. 2. 
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auch dauernd sein kann, so ist im vorliegenden Falle durch den aus¬ 
drücklichen Zusatz pro libertate 104 ) ein dauernder Zweck deutlich 
hervorgehoben. Wenn es nicht selten vorkam, dass mit der Erhebung 
zugleich mehr oder weniger dauernde Verfassungseinrichtungen ge¬ 
schaffen wurden, so trifft dies für Köln, wie wir später zeigen werden, 
ganz besonders zu. 

Gegen die vorübergehende Bedeutung der Kölner Coniuratio spricht 
allein schon der Umstand, dass der um 1160 105 ) schreibende Verfasser 
der Chronica regia noch nach 50 Jahren ihrer als eines wichtigen und 
gut bekannten 106 ) Ereignisses Erwähnung tut. Wäre sie in den fol¬ 
genden Jahrzehnten aufgehoben worden, so hätte eine solche Tatsache 
doch auch wahrscheinlich den Chronisten beschäftigt. Von Trier 
wenigstens, wo etwa 30 Jahre später eine 'communio civium Trevi- 
rensium, quae et coniuratio dicitur’, ins Leben getreten war 107 ), wissen 
wir, dass diese 1161 von Kaiser Friedrich Barbarossa zum zweiten 
Male aufgelöst worden ist 108 ). 

In welcher Weise die Coniuratio in Köln erfolgt ist, darüber 
ist natürlich nichts sicheres auszumachen. Ich möchte daher nur fest¬ 
stellen, was darüber mit einiger Wahrscheinlichkeit behauptet werden 
darf. Zunächst möchte ich betonen, dass diese Coniuratio die 6 Jahre 
vorher in gemeinsamer Befestigung vereinte Bürgerschaft umfasst haben 
muss. Dass die Bevölkerung sich als regellose Masse verbunden haben 
könne, widerstrebt der nüchternen Erwägung. Sie war damals schon 
in Sondergemeinden organisiert; es liegt daher die Vorstellung am 
nächsten, welche in der Coniuratio den Zusammentritt der Vorstände 
dieser Kleingemeinden sieht. Einen Anteil der Gilde als solchen an¬ 
zunehmen, erscheint mir schon um deswillen ausgeschlossen, weil die 
Gildegenossen alle in der Sondergemeinde S. Martin ansässig waren ,09 ) 
und daher durch den Vorstand der Sondergemeinde zur Genüge ver- 

104 ) auch von Joachim a. a. 0. 26, 92 betont. 

1W ) VVattenbacb, Deutschlands Geschichtsquellen fl II 442/3. 

,08 ) weil er nichts zur Erläuterung hinzufügt. 

* 07 ) Auf ihre kräftige Lebensäusserung i. J. 1149 werden wir später 
zu sprechen kommen. 

108 ) Nach Kentenich im Trierer Archiv 11, 67/8 war es eine Coniuratio 
der gelegentlich des Mauerbaues i. J. 1142 ins Leben getretenen neuen Ge¬ 
meinde. Das Vorbild von Köln scheint hier massgebend gewesen zu sein. 
— Vgl. auch die neuerlichen Ausführungen von Kentenich a. a. 0. 56 fl’.: 
Die Entstehung der bürgerlichen Selbstverwaltung in Trier im Mittelalter. 

109 ) Vgl. oben S. 477 und Anm. 43. 


Digitized by 


Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Entwicklung der älteren Kölner Verfassung etc. 


491 


treten gewesen sein werden. Dagegen dürfte es wahrscheinlich sein, 
dass die Schöffen beteiligt gewesen sind. Wie in Trier werden auch 
in Köln die Schöffengeschlechter ein integrierender Bestandteil des 
durch Einung verbundenen Bürgertums gewesen sein. Denn in beiden 
Städten, wie in zahlreichen anderen sind die Schöffen auch als solche 
Gemeindeorgane 110 ). Es wäre verkehrt, bei den Schöffen ihre Eigen¬ 
schaft als Beamte des Erzbischofs in den Vordergrund zu stellen ni ); 
denn sie gehen selbst aus der Bürgerschaft hervor, gehören zu ihren 
angesehensten Vertretern; ihre persönlichen Interessen laufen guten 
Teils in derselben Richtung wie die ihrer Mitbürger u *), Sie sind 
dem Erzbischof gegenüber die gesetzliche Vertretung der Bürgerschaft. 
Wie wenig sie selbst, allerdings 60 Jahre später, die, wenn ich so 
sagen darf, erzbischöfliche Seite ihres Amtes betonten, beweist eine 
Urkunde v. J. 1171 11S ), in der sie als Aussteller sagen: Wir, die 
Senatoren der Kölner (nos Coloniensium senatores). In diesem Falle 
erfüllen sie offenbar nur die Funktionen eines Gemeinde-Ausschusses 114 ), 
Dass Gemeinde-Vorsteher und Schöffen die Teilnehmer an der Coniuratio 
gewesen sein müssen, wenn anders diese als eine dauernde Einrichtung 
aufgefasst werden darf, zeigt in besonderer Klarheit die Urkunde vom 
J. 1174 115 ), worin als Bürgen (fidei promissores) für die gesamte 
Bürgerschaft auftreten die Schöffen und die 'magistratus urbis’ 116 ). 

Als Zweck der Coniuratio wird vom Chronisten die Erreichung von 
Freiheit angegeben. Nun zeigt die Kölner städtische Entwicklung 
im 12. Jahrhundert ein ununterbrochenes Aufsteigen der Bürgerschaft 
zur Freiheit von der erzbischöflichen Bevormundung: in hohem Masse 
Freiheit in der äusseren und in der Wirtschafts-Politik, Freiheit im 
Militärwesen, Freiheit im Steuer- und Gerichtswesen. Wenn man diese 
erfolgreiche freiheitliche Entwicklung der Stadt betrachtet, wie ich sie 

,1# ) v. Below in der Vierteljabrschrift für Social- und Wirtschafts¬ 
geschichte 7, 420 Anm., 426. 

n 9 Sie waren nicht nur Leute der Gerichtsherrschaft, sondern zu¬ 
gleich auch Bürger, um einen Satz Seeligers (Studien S. 71) umzukehren. 

n *) so auch in Cambrai. Der Bischof musste dort die Schöffen aus 
den bürgerlichen Eidgenossen nehmen. So konnte die Commune voraus¬ 
setzen, dass die Schöffen nicht gegen die gemeinsamen Interessen operieren 
würden: Reinecke, Geschichte der Stadt Cambrai S. 184. 

,l3 ) Quellen 1, 563 n. 80. 

,u ) v. Below a. a. 0. 443 Anm. 
m ) Quellen 1, 570 n. 85. 

n ®) Auf ihre Deutung komme ich später zu sprechen (unten S. 509). 
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in den folgenden Ausführungen darzustellen versuchen werde, so er¬ 
scheint die Skepsis, mit der man bis in die neueste Zeit Bestand und 
Erfolg der Coniuratio bezweifelt 117 ), durchaus unberechtigt. 

Der Coniuratio geht um wenige .labre voraus — wie wir oben 
sahen — die grosse Erweiterung des Stadtbildes, welche die Bürger 
auf Geheiss des alten bürgerfreundlichen Kaisers Heinrich IV. Vor¬ 
nahmen, nachdem sie den Bischof aus der Stadt vertrieben hatten 118 ). 
Also im Gegensätze zum Bischof ist die erhebliche Vergrüsserung der 
Stadt erfolgt, wodurch namentlich im Norden und Süden von der Römer- 
mauer grosse in der Entwicklung begriffene Vororte eingemeindet wurden; 
die Einwohnerschaft betrieb die Stadterweiterung, um sich und die 
gleichgesinnten Vorstadtgenossen gegen den Erzbischof zu schützen. Der 
Gedanke an die Erweiterung wird damals schon seit längeren Jahren 
in der Luft gelegen haben, wie ich aus den Vorgängen bei der späteren 
Eingemeindung der villa s. Pantaleonis erschliesse, wo diese bereits 
wenigstens 26 Jahre vorher ins Auge gefasst wurde. Stets zählten 
derartige Einigung»-Vorgänge zu den bedeutsamsten Ereignissen in der 
politischen Entwicklungsgeschichte der Städte 119 ). 

Ein gesteigertes Selbstbewusstsein wird der erfolgreichen Gesamt¬ 
bürgerschaft innegewohnt haben. Denn die neu eingemeindeten Bürger 
waren schon an dem Siege von 1106 mitbeteiligt, da sie die erfolg¬ 
lose Belagerung durch König Heinrich V im Schutze der gemeinsamen 
Befestigung miterlebt hatten. So war der Boden für die Coniuratio 
aufs beste vorbereitet. Dass der Erzbischof sich den für ihn uner¬ 
freulichen Tatsachen rasch anbequemt hat, beweist allein schon der 
Umstand, dass er die Kölner Bürger bereits zwei Jahre nach der Con¬ 
iuratio, im Sommer 1114, als Bundesgenossen gegen den Kaiser Hein¬ 
rich V. anerkennt, der die Stadt wieder ohne Erfolg belagert hatte l2 °). 
Ende 1119 hatte sich das Blatt nochmals gewendet, indem derselbe Erz¬ 
bischof über die Kölner, als sie dem Kaiser die Tore geöffnet hatten, 
das Interdikt verhängte 121 ), also nicht als weltlicher, sondern als geist¬ 
licher Oberherr gegen sie vorging. Die Stadt hatte, mit dem Kaiser 

M7 ) s. o. S. 489 und Anm. 108. 

"*) Knipping, Die Regesten der Erzbischöfe von Köln S. 7 n. 42. 

"•) Wie Gengier, Deutsche Stadtrechtsaltertümer S. 71 bemerkt, suchte 
mau zuweilen die Erinnerung an solche Vorgänge durch eine Denksäule in 
der Bevölkerung lebendig zu erhalten. 

I20 ) Knipping a. a. 0. S. 15'6 n. 104. 

,21 ) a. a. 0. S. 25 n. 165. 167. 
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Frieden geschlossen, als sie von dessen Vermählung mit einer eng¬ 
lischen Prinzessin Förderung ihres Handels erwartete. Drei Jahre 
später, 1122, finden wir dagegen die Kölner wieder auf der Seite des 
Erzbischofs, den sie bei der Eroberung und Zerstörung der kaiserlichen 
Burg Kerpen unterstützen 122 ). Ohne den Erzbischof trat die Stadt 
von den Hohenstaufen zur Partei Lothars III. über, und ohne den Erz¬ 
bischof machte sie nach erneutem Bruche ihren Frieden mit ihm 123 ). 
Bemerkenswert ist auch der Aufstand 124 ) der Kölner 1138/9 gegen 
Erzbischof Arnold I, der die Stadt belagerte 125 ). 

Von einer solch freien Stellung der Kölner Bürgerschaft, wie sie 
in den eben angeführten Ereignissen uns entgegentritt, ist vor dem 
12. Jahrhundert nicht die Rede. Diese Errungenschaft verdankt die 
Stadt Köln dem bürgerfreundlichen alten Kaiser Heinrich IV.; mit der 
Bürgerschaft nimmt er Stellung gegen den bisherigen Stadtherrn. Die 
vergrösserte und ihrer Kraft bewusst gewordene Bevölkerung beansprucht 
seitdem das Recht auf Freiheit; sie erstrebt Selbstbetätigung auf 
politischem Gebiet schlechthin, Selbstbestimmung da, wo bisher von 
oben regiert wurde 126 ). Das Recht setzt sie zuerst durch in der 
äusseren Politik, in der sie von jetzt ab ihre eigenen Wege geht, 
die oft genug von denen des Erzbischofs abweichen, vielfach ihnen 
direkt entgegengesetzt sind. Der Erfolg der Coniuratio war nach 
dieser Seite hin durchaus nicht vorübergehender Natur. Vielmehr er¬ 
kennen die Erzbischöfe bereits in den nächsten Jahrzehnten die Selb¬ 
ständigkeit 127 ) der Kölner in der äusseren Politik an. Und so bewusst 

>«) a. a. O. S. 31 n. 199. 

1ZS ) a. a. 0. S. 47 n. 299. — Hegel in den Städtechron. 12 XXX und 

Anm. 2. — Lauscher, Alb., Erzbischof Bruno II. von Köln S. 52 3 vertritt 

die Auffassung, dass der Aufstand der Kölner sich nur gegen den Kaiser 
richtete. — Gute Ausführungen über die städtische Politik bei Hecker, Terri¬ 
toriale Politik des Erzbischofs Philipp I. von Köln S. 44, 

m ) Der Ausdruck geht auf den geistlichen Chronisten zurück; seine 
Schärfe wird durch die von dem Chronisten angewandte Konstruktion gemildert: 
sedicio gravissima int er cives et ipsum episcopum. 

,,J ) Knippiug a. a. O. S. 59 n. 365 6. 

l - a ) Seeliger, Studien S. 103. 

Ii7 j Ich finde aber weder hier noch in sonstiger Beziehung die An¬ 
schauung Seeligers (a. a. 0. 103) bestätigt, dass der Erzbischof die bürger¬ 
lichen Untertanen frühzeitig zu einer gewissen Teilnahme an der Pflege 
bürgerlicher Gemeininteressen herangezogen habe. Denn die Stellung der 
Schöffen als Kommunalorgan, an die S. zu denken scheint, erfreute sich 
höchstens der Duldung des Erzbischofs. 
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war sich die Bürgerschaft von Köln und auch die von Trier ihrer 
Selbständigkeit, dass sie bereits i. J. 1149 im Beisein des Kölner 
Erzbischofs Arnold I. einen Gegenseitigkeitsvertrag über die Beilegung 
von Streitigkeiten der beiderseitigen Bürger schlossen, in dem die 
stolzen Worte gebraucht wurden: So wie wir Kölner und Trierer 
übereingekommen sind, dass wir ein einziges Volk sein sollen, so hat 
es uns jetzt in gemeinsamer Beratung gefallen (sicut . . . nos Colonienses 
et Treverenses convenimus efficientes. ut nnus essemus populus, ita 
nunc . . . communi placnit convenire consilio . . .) 128 ). 

Es folgte eine lange Zeit des Friedens zwischen Erzbischof und 
Bürgerschaft. Für deren verhältnismässige Selbständigkeit ist bezeich¬ 
nend die Urkunde, welche der Erzbischof i. J. 1154 zu Gunsten der 
Einwohner der villa s. Pantaleonis erlässt, und zwar nicht allein auf 
Grund seiner eigenen Autorität, sondern mit Zustimmung der Bürger 
(nostra auctoritate et civium consensu). Diese selbe Urkunde er¬ 
weist, dass der Erzbischof der Bürgerschaft die Erhebung von Steuern 
(exactio civilium collectarum) innerhalb der eigentlichen befestigten 
Stadt zugestand ,s9 ). Ungestört blieb der Frieden namentlich unter 
Ilainald von Dassel l30 ), der an Stelle des königlichen Palastes einen neuen 
prachtvollen Saal in der Stadt erbaute. Erst unter Philipp von Heinsberg 
divergieren wieder die beiderseitigen Interessen 131 ). Während Philipp 
i. J. 1171 auf Seiten des Kaisers stand, war die Kölner Bürgerschaft 
mit. diesem verfallen und musste sich dessen Gunst wieder erwerben ,3S ). 
Es war dieselbe Zeit, in der die Schöffen als Gemeindeausschuss ohne 
Zuziehung der erzbischöflichen Beamten Burggraf und Vogt das 
Dinanter Zollprivileg erneuern 133 ). Als Macht mit Macht verhandelte 
3 Jahre darauf der Erzbischof mit seinen „getreuen Kölner Bürgern“ ,34 ). 

”•) Urkunde von 1149 Nov. 18: Trier. Archiv 7, 86—88. 

12 ») Quellen 1, 542/3 n. 67. 

lS0 ) Es war Rainald, der als Legat Friedrichs I. die Kommune von 
Anghiari ausdrücklich anerkannte: Davidsohn, Geschichte von Florenz I 325. 

,S1 ) Vgl. im allgemeinen die guten Ausführungen von Hecker, Terri¬ 
torialpolitik. 

»»*) Hecker a. a. 0. S. 49. 

lSS ) Quellen 1, 563 4 n. 80. 

134 ) a. a. O. 1, 570 n. 85. — Oppermann in dieser Zeitschrift 27, 258 
lässt den Erzbischof Münzgefälle und Zolleinnahmen an die Senatoren ver¬ 
pfänden; abgesehen davon, dass der Zoll an einen einzelnen Bürger versetzt 
wurde, geht es doch nicht an, statt der Bürger einfach die Senatoren ein¬ 
zusetzen, zumal als Vertreter jener ausdrücklich die magistri parochiarum 
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Finanzielle Bedrängnis war freilich die Veranlassung. Für seinen 
italienischen Feldzug hatten die Kölner 1000 Mark geliehen, und 
dafür verpfändete er ihnen die Münze. Einem der Bürger, dem Ger¬ 
hard vor dem Hofe, der persönlich 600 Mark geliehen hatte, versetzte 
der Erzbischof den Zoll 135 ) auf mehrere Jahre. Zoll und Münze aber 
waren, wie Hecker richtig bemerkt 138 ), die beiden Institute, mit denen 
sich am meisten auf den Verkehr einwirken lässt. Diese Verpfändungen 
weisen auf eine erhebliche Schwächung der Machtstellung des Erz¬ 
bischofs in der Stadt hin. Demütigend ist namentlich die Begleit¬ 
bestimmung, wonach die Treupflicht der Offizialen gegen den Erzbischof 
auf dessen Nachfolger nur dann übergehen solle, wenn dieser die Pfand¬ 
schuld anzuerkennen bereit sei l37 ). 

Der Angelpunkt der selbständigen Wirtschaftspolitik der 
Kölner Bürger bildeten die englisch-flandrischen Handelsinteressen. Die 
Kämpfe mit den Erzbischöfen waren nicht zum geringsten Teile in der 
antienglischen Politik mehrerer Erzbischöfe begründet. Da ist es denn 
bezeichnend für diese selbständige Politik der Bürgerschaft, dass das 
erste Privileg, welches ihr verliehen wird, in dem Schutzbriefe des 
Königs Heinrich II. von England für die homines et cives Colonienses 
v. J. 1157 besteht 138 ); ein weiteres Privileg desselben Königs vom Juni 
1175 130 ) nennt die Schützlinge cives et mercatores et homines Colo¬ 
nienses. Von da ab werden diese englischen Privilegien für die Kölner 
Bürgerschaft in regelmässiger Folge ausgestellt. Auch das am Trierer 
Dom eingeinauerte Privileg für die Kölner Kaufleute fällt wahrschein¬ 
lich in diese Zeit 140 ). Weiterhin geht die Tendenz der damaligen 
städtischen Wirtschaftspolitik auf den Rheinstapel, wobei Erzbischof 
Philipp nicht gegen diese der Reichshandelspolitik zuwiderlaufenden 
Bestrebungen auftrat 141 ). 

genannt werden. Von Senatoren ist zudem in der Urkunde gar nicht die 
Rede, sondern nur von Schöffen, die wohl nach meiner, aber nicht nach 
Oppermanns Auffassung mit den Senatoren identisch sind. 

134 ) Noch 1153 hatte Erzbischof Arnold II. den Zoll der Stadt Köln 
zurückerworben: Hegel, Städtechron. 12, XXXI Anm. 2; Knipping, Regesten 
II 93 n. 559. 

IS ") a. a. 0. S. 49. 

I37 ) Oppermann in dieser Zeitschrift 26, 32.3. 

IS8 ) Quellen 1, 544 n. 68. 

13e ) ebenda 1, 571, n. 86. 

,4 °) s. oben S. 478 und Anm. 45. 

I41 ) Stein, Beiträge zur Geschichte der deutschen Hanse S. 35, spez. 
S. 36 Anm. 1; Oppermann in dieser Zeitschrift 27, 223. 
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Die selbständige Regelung der gemeinsamen bürgerlichen Handels¬ 
und Gewerbe-Interessen war selbstredend eine der Hauptsorgen der 
aut blühenden Stadtgemeinde, Ursprünglich hatte die PHege dieser 
Interessen zur staatlichen Fürsorge gehört 142 ). Der Fortschritt, den 
die Kölner Bürgerschaft nach dieser Richtung im Laufe des 12. Jahr¬ 
hunderts erzielt hat, prägt sich ain klarsten in den folgenden Gegen¬ 
überstellungen der Tatsachen aus. Im Jahre 1103 hatte noch der 
Erzbischof selbst, wenn auch im Einverständnis mit den Bürgern, Zoll¬ 
missbräuche abgestellt und das alte Zollrecht wieder eingesetzt. Noch 
i. J. 1125 ,4S ) hatte er den Siegburgern volle Zollfreiheit in Köln 
gewährt, ohne dass er die Kölner Bürgerschaft zuzuziehen für nötig 
erachtete. Dagegen ist i. J. 1 178 144 ) Erzbischof Philipp auf Wunsch 
des Kaisers und des Grafen Philipp von Flandern nur mehr Schieds¬ 
richter im Streit zwischen den Bürgern von Köln und von Gent und 
trifft die Entscheidung mit ausdrücklicher Zustimmung der gesamten 
Bürgerschaft und in ihrem Sinne 145 ), In der Zwischenzeit hat in 
Handels- und Zollfragen die Praxis geschwankt. Im J. 1149 erlangen 
die Trierer in Gegenwart Erzbischof Arnolds die Festsetzung der Zoll¬ 
sätze in Köln durch Richterspruch (sententia iudicis) ,4G ). Im J. 1171 
erneuern dagegen die Schöffen l47 ) als Gemeindeausschuss das Zoll¬ 
privileg der Dinanter Kaufleute unter ihrem Siegel in Gegenwart vieler 
Bürger. Beachtenswert ist der Umstand, dass die Richter, Burggraf 
und Vogt, — also die direkten Beamten des Erzbischofs 148 ) — hierbei 
ebensowenig mitwirken, wie bei den Abmachungen mit Verdun 149 ). 

Die mehrfach erwähnten Kämpfe der Bürgerschaft mit den Erz¬ 
bischöfen setzen eine gut ausgebildete und gepflegte militärische 
Selbständigkeit voraus, die sich in der Bewachung und Verteidigung 
der Stadt, sowie in den Kriegen mit dem Erzbischof zeigt. Ihre An- 

UI ) Seeliger, Studien S. 70 71. 

14S ) Lacomblet, Urkundenbuch 1. 198,9 n. 300. 

“ 4 ) Quellen 1, 578,9 n. 91. 

,4S ) Vgl. Stein, Beiträge a. a. 0. — Seeliger, Studien S. 72 zieht den 
Vergleich schon zwischen den Jahren 1103 und 1171. Aber der Vergleich 
mit 1178 ist lehrreicher, weil 1171 der Erzbischof nicht genannt wird. 

,4# ) Trierer Archiv 7, 86—88. 

’ 47 ) nos Coloniensium senatores. 

14 *) von Hecker, Territorialpolitik S. 50 betont. 

,4U ) 1150/Gl (Quellen 1, G02 n. 107 zu 1157 91: Schreinsurkunden II 
1, 293, 3) und 1178 (Quellen 1, 577 8 n. 90), an welch letzterer Urkunde 
das Stadtsiegel hängt. 
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fange hat man schon gelegentlich des Aufruhrs gegen den Erzbischof 
Anno (1074) sehen wollen 150 ). In der Tat hatten die aufständischen 
Bürger damals die Verteidigung ihrer Stadt gegen den Erzbischof orga¬ 
nisiert 151 ). 

Zweifellos gehörte die Pflege des militärischen Schutzes ursprüng¬ 
lich zur staatlichen Fürsorge 152 ). Wie der Staat ihn innerhalb der 
alten Römermauern geregelt hatte, entzieht sich unserer Kenntnis. Denn 
die Bedeutung des von Oppermann angenommenen Ottonischen Burgus 
in militärischer Hinsicht beruht bloss auf theoretischen Erwägungen. Wir 
wissen nur, dass der Burggraf die älteste Ehrenpforte, also ein römisches 
Tor, von der Kölner Kirche zu Lehen trug 153 ). Die Rheinvorstadt 
wurde, wie oben 154 ) ausgeführt wurde, am Rhein von zwei Türmen 
flankiert, im Norden vom Franken-, im Süden vom Saphirenturm am 
Filzengraben. Diesen letzteren besass zu Anfang des 12. Jahrhunderts 
die Abtei S. Trond. Ihr lag die Verteidigung des Turmes im Falle 
einer Belagerung ob 155 ). Wie grosser Wert auf diese Pflicht gelegt 
wurde, berichtet uns die Klosterchronik. Als 156 ) der Turm i. J. 1157 
baufällig war, wurde die Abtei von den Kölnern, also von der Bürger¬ 
schaft, nicht vom Erzbischof, zur Wiederherstellung des Turmes auf¬ 
gefordert, widrigenfalls er an die Stadt heimfallen solle. So linden 
wir die Bürger in der selbständigen Übung des Schutzes ihrer Stadt. 
Im übrigen wurde der Turm in der späteren Zeit ein einfaches Privat¬ 
haus, vielleicht seit die Rheinmauer seine militärische Bedeutung auf¬ 
gehoben hatte. Dass der Frankenturm jemals Privatbesitz gewesen 
ist l57 ), ist nicht überliefert. Im späteren Mittelalter benutzte ihn der 
Rat als Gefängnis. 

Die Verteidigung der i. J. 1106 erweiterten Stadt gegen Erz¬ 
bischof Friedrich setzt eine militärische Organisation voraus, die 

,i0 ) v. Loesch in der Vierteljahrschrift für Social- und Wirtschafts¬ 
geschichte IV 199, 

,5 ‘) Mon. Germ. Scr. 5, 213: ad tuendam urltem animos vertunt anna- 
tanupie multitudinem circumquaipie per propugnacula dispertiunt. 

,53 ) Seeliger, Studien S. 70 1. 

,53 ) Vgl. dazu Rietschel, Burggrafenamt S. 150. — ,S4 ) S. 473. 

,S3 ) Mon. Germ. Scr. 10, 288. 

IM ) a. a. O. 10, 346. 

,57 ) obwohl der Name turris Franconis darauf hinzuweisen scheint. 
An die Franken bei der Benennung zu denken, ist selbstredend ausgeschlossen. 
Der Saphirenturm hatte jedenfalls den Namen von dem Saphirengeschlechte, 
das ihn seit 1177 besass (Keussen, Topographie I 63h 4). 

Westd. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, IV. 33 
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bei den mehrfachen Belagerungen der Stadt in den Jahren 1114 und 
1138, bei letzterer gegen den Stadtherrn 158 ), erprobt werden musste 
Wie auf die italienischen viciniae, die durch ihre Verbindung mit den 
einzelnen Kirchen zu Kirchspielen werden, die Wehrpflicht umgelegt 
ist t59 ), so finden wir auch in Köln die Bewachung der Tore der Be¬ 
festigung vom Jahre 1106 und der dabeigelegenen Grabenteile den 
Pfarren, hzw. Sondergemeinden zugewiesen. Nachdem jene Befestigungs¬ 
werke durch die Stadterweiterung v. J. 1180 ihre militärische Bedeu¬ 
tung eingebüsst hatten, gingen sie in das einfache Eigentum der Klein¬ 
gemeinden über, welche die Tore meist veräusserten und in Erbleihe 
austaten, indem sie noch lange Jahre später den neuen Besitzern die 
Verteidigungspflicht auferlegten. Im 13. Jahrhundert war noch die 
Zustimmung des Rates und aller Bürger für die Veräusserung eines 
dieser Tore erforderlich 16 °). 

Folgen wir der Befestigungslinie von Süden nach Norden 161 ), so 
finden wir an der Severinstrasse die Johannis-(spütere Katharinen-)Pforte 
im Besitze der Sonder- und Gerichtsgemeinde Oversburg l62 ), die Griechen¬ 
pforte 163 ) im Besitze der Peterspfarre. Die alte Hahnenpforte wurde 
die Pforte der Bürger von S. Alban genannt lC4 ). Die mittlere Ehren¬ 
pforte wurde i. J. 1264 von den Amtleuten und der ganzen Pfarre 
S. Columba in Erbleihe gegeben 185 ), die Löwenpforte an der Friesen¬ 
strasse bereits um 1200 von den Amtleuten von S. Christoph ,6€ ). An 
der Komödienstrasse bildete die Judenpforte den Durchgang, deren Be¬ 
wachung der Judengemeinde obgelegen haben muss 167 ). Der daran 

li# ) s. oben S. 493. 

,M ) Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte II 580. — In Italien 
finden wir daneben auch die Einteilung der Städte nach Torbezirken zur 
Bewachung der Mauern: Pavidsohn, Geschichte von Florenz I 329. 

' , ' 0 ) 1264 bei der Ehrenpforte: Keussen, Topographie II 237a 17. 

, * 1 ) Unvollständige Aufzählung hei Ennen, Geschichte I 628; Lau. 
Köln 253 Anm. 3. 

***) Keussen, Topogr. II 40h 25: salvo parochie scabinis et officiatis 
in Orsburg iure suo, quod habent in porta s. Johannis bapt. (1322). 

in *) ebenda I 245a 1: im 14. Jabrh. Privatbesitz. 

16 ‘) ebenda I 414h f: porta eiviuni s. Alhani; sie war bisher unbekannt. 

’ 1 ’ 5 ) ebenda II 237a 17. 
ebenda II 274a 4. 

,<l7 ) Merlo im Kölner Domblatt n. 200 leitet den Namen irriger Weise 
von der Patrizierfamilie Jude her. Dem widerspricht aber zunächst der Name 
porta Judaeorura, ferner die Nachbarschaft der Würfelpforte, die der Lau¬ 
renzpfarre zugewiesen war, bei der das Judenviertcl einen Unterbezirk bil- 
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anschliessende Ipperwaldgraben samt der Würfelpforte an der Gereon¬ 
strasse war der Laurenzpfarre zugewiesen 168 ). Bei den übrigen Toren 
ist z. T. mit einiger Gewissheit zu vermuten, welchen von den Sonder¬ 
gemeinden die Fürsorge für sie obgelegen haben wird. Die Eigelstein¬ 
pforte, im 14. Jahrhundert im Privatbesitz 169 ), wird dem Bezirk Nie- 
derich gehört haben, die alte Schafen- und auch wohl die Eifelpforte 170 ), 
letztere am Mauritiussteinweg, scheinen der Apostelpfarre anvertraut 
worden zu sein, die Weissfrauenpforte der Mauritiusgemeinde l71 ). Für 
die Pfarren S. Martin, bzw. S. Brigida ist an die Nächelspforte am 
Rhein und das Tor an S. Kunibert zu denken, falls ihnen nicht die 
Bewachung des im 12. Jahrhundert noch unbefestigten 1 ' 2 ) Rhein¬ 
ufers oblag. 

Bemerkenswert ist hierbei namentlich die räumliche Entfernung 
der Albans- und Laurenzpfarre, sowie der Judengemeinde von den durch 
ihre Angehörigen bewachten Toren. Da diese Bezirke ganz im Stadtinnern 
abseits von der Befestigungslinie lagen, so fanden sie ihren Pflichtkreis 
an weit entfernten Teilen der Umwallung. Bemerkenswert ist ferner, 
dass schon damals der Bezirk Oversburg, und demgemäss auch Niede- 
rich, die Wachpflicht in derselben Weise übernahm, wie die inner¬ 
städtischen Pfarren. Das entspricht der 1154 bekundeten Anschauung, 
dass die Bewohner der villa s. Pantaleonis erst mit der Einbeziehung 
in die Befestigung das Bürgerrecht geniessen, dem entsprechend aber 
auch die bürgerlichen Lasten zu tragen verpflichtet sein sollten. Auf- 

dete, sowie der Umstand, dass auch bei der Befestigung von 1180 die Juden 
zur Bewachung herangezogen wurden (Hegel in den Deutschen Städtechron. 
12 XLI Anm. 7). — Über die Verteidigungspflicht der Juden vgl. Kober, Studien 
zur mittelalterlichen Geschichte der Juden in Köln am Rhein, insbesondere 
ihres Grundbesitzes (Breslau 1903), S. 17 und Anm. 6, 7. 

** 8 ) Keussen, Topographie II 102. — 1238 (Annalen 76, 21/2 n. 104: 
mit irriger Jahreszahl 1338) geben die Amtleute von S. Laurenz den Graben 
hinter dem Stiftsweinberg von S. Andreas an das dortige Kapitel in Erb¬ 
leihe, während den Amtleuten das Tor und das Nachbarhaus verblieb. 

'«) ebenda II 374a 4. 

m ) ebenda I 416h 3. 423b 1. 424a 4: bisher unbekannt. 

,,1 j Im J. 1300 verfügte der Rat über diese Pforte (Quellen 3, 474 
n. 493). Sie trennte einen kleinen Teil der l’farre von dem Hauptteil (ähn¬ 
lich wie die Löwenpforte bei S. Christoph; s. u.). 

,72 ) In den Schreinsurkunden des 12. Jhdts. wird niemals auf die 
spätere Ufermaucr Bezug genommen; vielmehr erscheinen Häuser und Hof¬ 
stätten am Rheinufer vielfach mit einem rheinwärts liegenden werf . (F’ür 
das Wort vgl. Franck hei Hoeniger, Schreinsurkunden II 2, 315.) 

33* 
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fällig ist schliesslich das Eigentumsrecht der Christophpfarre an der 
in ihrem Bezirk liegenden Löwenpforte, da nur ein kleiner Teil der 
zugehörigen Bevölkerung innerhalb der Umwallung von 1106 wohnte, 
während die grosse Mehrzahl dieses Schutzes entbehrte. 

Die militärische Organisation, wie sie in der Verteilung der Wach¬ 
pflicht auf die einzelnen Gemeinden des Stadtgebietes zu Tage tritt, 
setzt eine einheitliche Oberleitung voraus, welche diese Verteilung vor¬ 
nahm. Wie hätten sonst S. Alban in der Gegend hinter S. Aposteln, 
S. Laurenz und die Juden nicht weit von S. Gereon Wachpflichten 
zuerteilt werden können, wenn nicht von einer durch alle Gemeinden 
anerkannten Obrigkeit? Diese Organisation muss schon i. J. 1106 
geschaffen worden sein, da die damalige Belagerung bereits das er¬ 
weiterte Stadtgebiet betraf. Damals weilte der alte Kaiser Heinrich IV 
in der Stadt, auf dessen Geheiss die Befestigung erfolgte; ihm dürfte 
die erste Organisation zuzuschreiben sein. Ich finde hier den unmittel¬ 
baren Zusammenhang zwischen König und Gemeinde, den Seeliger 17 *) 
gerade für Köln vermisst. Die späteren Belagerungen Kölns erfolgten, 
nachdem in der Coniuratio von 1112 die Bürger sich eine selbständige 
Oberbehörde geschaffen hatten; diese wird 1114 und 1138 die Ver¬ 
teidigungspflichten geregelt haben. Möglich ist, dass schon von vorn¬ 
herein die spätere Wachtverteilung, aus der sich das Eigentumsrecht 
der Sondergemeinden an den von ihnen bewachten Toren herausbildete, 
Bestand gehabt hat 174 ). 

Dieser Oberbehörde, wie sie infolge der Coniuratio entstand, 
müssen wir ferner die Leitung der mehrfachen kriegerischen Verwick¬ 
lungen mit dem Erzbischof zuschreiben, da ein nicht auf feste Orga¬ 
nisation zurückgehender Aufstand, wie zu Annos Zeit, des dauernden 
Erfolges hätte entbehren müssen, während doch, wie wir gezeigt haben, 
die Bürgerschaft stets wachsende Freiheit und Selbstbestimmung erlangte. 

Die Ausschreibung und Verwendung der innerhalb der Sonder¬ 
gemeinden erhobenen Steuern 175 ), soweit diese für allgemeine Zwecke 
dienen sollten, wird derselben Oberbehörde zugestanden haben. 1154 

,73 ) Studien S. 73. 

,74 ) Andernfalls wäre es nicht zu erklären, dass die alte Ilabnenpforte 
die porta civiutn s. Albani genannt wurde. 

l7ä ) Solche Grundsteuern sind schon in der ersten Hälfte des 12. Jahr¬ 
hunderts naclmiweisen. Wir kennen sie für S. Martin, S. Laurenz, S. Bri- 
gida und S. Columba noch für das 12. Jahrh.: Lau, Köln 229 Anm. 7; 332; 
vgl. auch den Nachweis der Grundsteuerlisten von S. Martin bei v. Loescb, 
Kölner Kaufmannsgilde S. 20. 
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sehen wir die Bürger im Besitze des Besteuerungsrechtes, sogar unter 
Billigung des Erzbischofs 176 ). Sie bedurften der Steuern namentlich 
für die Instandhaltung und Vollendung der Maueranlagen 177 ). Wenn 
ferner die Kölner i. J. 1174 dem Erzbischof das hohe Darlehen von 
1000 Mark gewähren konnten, so ist die wahrscheinlichste Erklärung 
hierfür, dass sie das Geld durch Steuern aufgebracht hatten. Als 
Darlehen hätte der Erzbischof das Geld von den einzelnen Bürgern 
aufnehmen können, ohne den Umweg über die Stadt zu benötigen, wie 
seine gleichzeitige Anleihe bei dem reichen Gerhard vor dem Hofe beweist. 

Die Ausbildung des Schreinswesens, die zu den berühm¬ 
testen Errungenschaften der Kölner Bürgerschaft gehört, zeigt ebenso 
die Tendenz auf eine freiheitliche Entwicklung hin. In ihren ersten 
Anfängen, die in die 30er Jahre des 12. Jahrhunderts fallen 178 ), er¬ 
scheint die Grundbuchführung, wenn auch von den Bürgern eingeführt, 
so doch im Einverständnis mit der Obrigkeit und auf deren Autorität 
gestützt, die dem neuen Erwerber den Bann und damit den erhöhten 
Rechtsschutz verschaffte 179 ). Die Friedewirkung hatte den Zweck, die 
Verschweigungsfrist für die Widerspruchsberechtigten in’s Laufen zu 
bringen 180 ). „Die Schreinsführung war zwar von Anfang an insofern 
eine kommunale Angelegenheit, als sie in der Hand bürgerlicher Organe 
allein lag, und als es dabei auf eine Fixierung des bürgerlichen Nach¬ 
barzeugnisses ankam. Aber die Schreinsführung stand doch zunächst 
in engster Fühlung mit dem Gerichtswesen, und zwar so, dass die 
bürgerlichen Vertreter der Gerichtsherrschaft, die bürgerlichen „iu- 
dices“ beteiligt waren und beteiligt sein sollten“ 181 ). Die Schreins¬ 
führung ist aber nicht eine der Bürgerschaft überlassene 18i ) Ordnung 
der Grundbesitzverhältnisse, sondern ein von ihr neu erfundenes besseres 

,7< ’) s. oben S. 494 und Anm. 129; vgl. auch Seeliger, Studien S. 70 und 
Anm. 2. 

177 ) Seeliger a. a. 0. S. 112. — In Florenz ist die Instandhaltung der 
Mauern der Ursprung des städtischen foderum: Davidsohn, Geschichte von 
Florenz I 331. 

l7Ä ) Ich stimme v. Loesch, Kaufmannsgilde S. 13 Anm. 36, darin bei, 
dass die Reihenfolge der Eintragungen in die älteste Schreinskarte von 
S. Martin meinen Versuch einer früheren Datierung entkräftet. 

l7# ) Vgl. die überzeugenden Darlegungen von Seeliger, Studien S. 47 ft’. 

"°) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 154. 

181 ) Seeliger, Studien S. 57 als Ergebnis seiner Ausführungen S. 50 ff. 

***) so Seeliger a. a. 0. S. 58. 
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Recht 183 ), das sie, um ihm Geltung zu verschaffen, ursprünglich im 
Einvernehmen mit der Gerichtsverwaltung pflegte. Der Gesamtrichtung 
der bürgerlichen Freiheitsbewegung in Köln entsprach dann die Ent¬ 
wicklung der Schreinspraxis zur selbständigen Kommunalangelegen¬ 
heit, an der die Teilnahme der Gerichtspersonen unnötig erschien. Sie 
musste überflüssig erscheinen, nachdem das Stadtrecbt die Veriiusserung 
von Grundbesitz erleichtert und mit den alten familien- und erbrecht¬ 
lichen Widerspruchsrechten aufgeräumt hatte I84 ). 

Bezeichnender Weise aber trat seitdem, seit dem Ende des 
12. Jahrhunderts 185 ), das Hochgericht 186 ) in Konkurrenz mit den 
Schreinsbehörden der Sondergemeinden der Alt- und Rheinvorstadt. 
Vorher werden von den Schöffen Anschreinungen vorgenommen für 
weiter entlegene Orte ihres Bannbezirks 187 ), welche nicht unter die 
Parocbialscbreine gehörten, so für Hoeningen (Hongen), Pingsdorf 
(Pinnistorp), Bergheimer Höfe (Bercheim prope Lunriche), Widders¬ 
dorf (Widherstorp). Ein ander Mal handelt es sich bei ihrer Schreins¬ 
tätigkeit um einen dem Burggrafen gehörigen Hof, die curia Coholdi, 
oder um Erbe 188 ) des Ludwig von Mommersloch, das in verschiedenen 
Pfarren lag, oder endlich um besondere Rechtsfälle 189 ), die richter¬ 
licher Entscheidung bedurften, und die auch späterhin stets dem Hoch¬ 
gericht Vorbehalten blieben. Die konkurrierende Tätigkeit der Amt¬ 
leuteschreine und des Schöffenschreins ist aber seit jener Entfremdung 
zu Ende des 12. Jahrhunderts ein dauerndes Erinnerungszeichen ge¬ 
blieben an den damaligen Zwiespalt in der Kölner Verfassungsent¬ 
wicklung 19 °). 


t83 ) Iloeniger, Schreinsurkunden I 15, 9 banuus et pax civilis attesta- 
cionis; vgl. Liesegang, Sondergemeinden S. 20. 

,8 ‘) Rietschel a. a. 0. 

,8i ) Hoeniger, Schreinsurkunden II 1, 303 von c. 1198 ab. 

1W ) Seeligers Darstellung (Studien S. 86: Von Anfang an waren Pa¬ 
rochialschreine und Schöffenschreine (!) neben einander tätig) ist nicht ganz 
richtig. Der Schöffenschrein — es gab nur einen — tritt etwas später auf 
und ist ursprünglich mehr als Stadtbuch zu bezeichnen (Lau in Mevissen- 
Festschrift S. 116; Keussen in Mitteilungen aus dem Stadtarchiv von Köln 
32, 4). 

,8T ) Hoeniger a. a. 0. II 1, 294, 4: infra bannum istum. 

18i ) a. a. 0. II 1, 300 1. 

1S# ) a. a. 0. II 1, 301/2 unter III. 

l *°) Keussen a. a. 0. 32, 4. 5. 
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VI. 

Bürgerhaus, Stadtsiegel, Richerzeche. 

In welcher Form und nach welchen Gesichtspunkten die durch 
die Coniuratio von 1112 bedingte Verfassung der erweiterten Stadt 
Köln ausgestaltet wurde, darüber schweigt der geistliche Verfasser der 
Chronica regia. Es erscheint aber ganz undenkbar, dass die freiheit¬ 
lichen Bestrebungen der Kölner Bürgerschaft, die in aufsteigender 
Tendenz durch das ganze 12. Jahrhundert zu verfolgen sind, von einer 
nicht organisierten Volksmasse getragen werden konnten. Sobald ein¬ 
mal die Bürgerschaft zu einer aktiven Gemeinschaft zusammengetreten 
war, bedurfte sie sogleich bestimmter Organe zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung, zur Beratung der notwendigen Massnahmen, zur Führung von 
Verhandlungen 191 ), zur militärischen Organisation u. s. w. Man hat 
diese Tätigkeit im Interesse der Stadt Köln für das 12. Jahrhundert 
bisher als eine Funktion der Schöffen als Kommunalbehörde, in welcher 
Eigenschaft man sie auch als Schöffensenat bezeichnet hat, aufgefasst. 
Aber bei der Kölner Coniuratio können unmöglich die Schöffen allein 
beteiligt gewesen sein. Mit Recht hat v. Below' schon vor langen 
Jahren den Gedanken ausgesprochen, dass eine Stadterweiterung wie 
die von 1106 auch eine Änderung der Verfassung bedingen müsse. 
Das Schöffenkollegium der Altstadt hätte nicht so ohne weiteres die 
Vorstädte mit vertreten können 19z ). In diesem Zusammenhänge sei es 
auch bemerkenswert, dass in der Zeit, in welcher die Richerzeche noch 
nicht vorhanden zu sein scheine, bei Verfügungen der Stadt neben 
dem Schöffenkollegium noch andere Personen genannt werden. Auch 
Lau las ) bat das richtige Gefühl gehabt, dass die beiden grössten Vor¬ 
städte Niederich und Oversburg neben den altstädtischen Schöffen irgend¬ 
welche organisierte Vertretung in der Zentralleitung gefunden haben 
müssten. Indem die Coniuratio die Interessen der erweiterten Stadt, 
nicht nur der Alt- und der Rheinvorstadt, zu vertreten hatte, konnte 
sie nur durch den Zutritt anderer Bürger zu den Schöffen in’s Leben 
getreten sein. Diese Bürger können wir nun durch das ganze 12. Jahr¬ 
hundert hindurch als an der Stadtverwaltung beteiligt nach weisen. 

,#I ) so Reinecke, Geschichte von Cambrai S. 102 mit Rücksicht auf 
die dortige Coniuratio. 

19i ) v. Below, Die Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 47 Anm. 

,M ) Mevisscn-Festschrift S. 122. Er glaubt freilich, weil schon vor ihrer 
Einbeziehung in die Stadt eine solche Zentralleitung in Gestalt des Schöffen¬ 
senats bestanden hätte, sei die Beteiligung der Vorstädte unterblieben. 
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Der Sitz der bürgerlichen Zentral Verwaltung war von Anfang an 
das Bürgerhaus, zuerst erwähnt als das Haus, in dem die Bürger 
Zusammenkommen 194 ). Dieses Versammlungshaus der Bürger, das Haus 
der Bürger unter den Juden 195 ) oder das Haus der Reichen 196 ) wird 
zuerst ausdrücklich 1135/52 erwähnt. Mit Wahrscheinlichkeit ist es 
erst nach Bischof Annos (f 1075) Zeit entstanden 197 ). Eine genauere 
Zeitgrenze können wir aber nicht ermitteln. Wenn wir freilich die Ent¬ 
stehung des Hauses mit der Coniuratio von 1112 in Verbindung bringen, 
so ist diese Erklärung durchaus zwanglos und passt sehr gut in den 
Rahmen der mit der Coniuratio als einer dauernden Einrichtung ver¬ 
knüpften Bestrebungen. Nicht in dem Hause der Schöffen am Dorahof. 
wo die Gerichtssitzungen stattfanden, hatte die neue Behörde ihren Sitz, 
sondern gewissermassen auf neutralem Boden und ziemlich in der Mitte 
des Stadtgebietes von 1106: westlich die Altstadtpfarren, östlich die 
Rheinvorstadt, nördlich Niederich, südlich Oversburg 198 j. Es hatte 
also eine vorzügliche Lage, wenn es der Verwaltung der aus diesen 
Gebieten hervorgegangenen Stadt in den Grenzen der Umwallung von 
1106 zu dienen bestimmt war. Ganz unwahrscheinlich ist seine Gleich- 

m ) Hoeniger, Schreinsurkunden I, 219, 3: domus, in quam eivcs con- 
veniunt. Es kann nicht das Gebürhaus der Laurenzpfarre sein, da das 
gegenüberliegende Haus sich in jüdischen Händen befand, ein Umstand, der 
für das spätere Rathaus zutrifft, dagegen nicht für das ganz ausserhalb des 
Judenviertels in der Grossen Budengasse gelegene Gebürhaus von S. Laurenz. 

1,s ) 1149 domus civium inter Judeos: Quellen 1, 329. 

***) domus Divitum: Hoeniger, Schreinsurkunden I 227, 6. 

1#7 ) Vgl. meine Ausführungen in dieser Zeitschrift 20, 55/6. 

,98 ) Seeliger, Studien S. 87 behauptet: Der charakteristische Mittel¬ 
punkt der Kleingeme.inden — Altmarkt mit Ratbaus — liegt ausserhalb, bzw. 
an der Peripherie der vermeintlichen Landgemeinde. — Zunächst ist hierbei 
die Bezeichnung Rathaus irreführend; es muss Bürgerhaus heissen; es wurde 
erst Rathaus im 13. Jahrhundert und lag an der Bürgerstrasse; seine Er¬ 
weiterung zum Altenmarkt wärts erfolgte erst in der Mitte des 14. Jahr¬ 
hunderts. Ich nehme übrigens nicht an, dass die spätmittelalterliche Stadt 
Köln aus einer Landgemeinde hervorgegangen sei, wohl aber dass ihr Kern 
die ursprüngliche Landgemeinde der Römerstadt gewesen ist. Indem an 
diesen Kern sich nach Osten, Norden und Süden bedeutende Vororte anglie¬ 
derten und mit ihm zu einem Grossköln sich auswuchsen, war gerade, wie 
ich oben zeige, die östliche Peripherie der Altstadt die gegebene Lage für 
das dieses Grossköln von 1106 verkörpernde Bürgerhaus. — S. 96 gebraucht 
Seeliger den richtigeren Ausdruck Stadthaus. Dieses gehörte aber nicht zur 
Pfarre S. Laurenz, sondern wurde, weil es auf der Römermauer lag, zur 
Brigidengemeinde der Rheinvorstadt gerechnet. 
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Setzung mit der domus oder curia rerum agendarum, welche vielmehr 
als Bezeichnung des Hochgerichts anzusehen ist 192 ). 

Wer in diesem Hause zusammenkam, ersehen wir aus der be¬ 
rühmten Urkunde v. J. 1149. Da zu der städtischen Verwaltung, 
deren Sitz das Bürgerhaus war, damals schon nicht nur die Unter¬ 
richter, Graf und Vogt, sowie die Schöffen, sondern auch die 'meliores 
tocius civitatis’, also die „besseren“ Bürger der ganzen Stadt zählten, 
so stellen alle diese gemeinsam, wie hervorgehoben wird, mit Zustim¬ 
mung des gesamten Volkes (vulgus) das erste nachweisliche Dokument 
der selbständigen Stadtverwaltung Kölns, die Bestätigung der Bett¬ 
ziechenbruderschaft, aus; hierzu wurde das Zeugnis der 'viri illustres 
et tocius civitatis probatissimi’ beigezogen. Die Handlung vollzog sich 
auf dem Bürgerhause; der Urkunde wurde das Stadtsiegel aufgedrückt. 
Bemerkenswert ist namentlich auch der Umstand, dass nicht am ge¬ 
wöhnlichen Sitz der Schöffen am Domhof verhandelt wurde, sondern 
dass Richter und Schöffen sich auf das Haus der Bürger verfügten. 
Auf dem Bürgerhause aber bestand wenigstens später ein Amt, das 
auch ausdrücklich das Amt auf dem Bürgerhause genannt wurde, und 
zwar ist dies die offizielle Bezeichnung der Richerzeche, nach der hin¬ 
wiederum schon in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts das Bürger¬ 
haus das Haus der Reichen hiess 200 ). Es dürfte also nicht voreilig 
sein, das Bestehen der Richerzeche in diese gleiche Zeit zu verlegen, 
da in dem Namen der enge Zusammenhang zwischen der Korporation 
und ihrer Versammlungsstätte gegeben ist 201 ). 

Hierzu führt noch eine andere Erwägung. Der eben erwähnten 
bedeutsamen Urkunde v. J. 1149 ist das älteste Stadtsiegel 202 ) auf- 

,# *) s. meine Ausführungen oben S. 486. — Auch Seeliger, Studien S. 65, 
hält irriger Weise die domus agendarum rerum für das Bürgerbaus. 

* 00 j Auch Oppermann in dieser Zeitscbritt 26, 32 nimmt den Zusammen¬ 
hang mit der Richerzeche au. 

ä0 ') Vgl. Holtschmidt, Die Kölner Ratsverfassung u. s. w. (Beiträge 
zur Geschichte des Niederrbeins XXI), 4, 

2oa ) Abbildung auf der zu der zu der vorliegenden Abhandlung ge¬ 
hörigen Karte. S. Petrus sitzt unter dem Domportal; Umschrift: Sancta 
Colonia Dei gratia Romanae ecclesiae fidelis filia. — Dieses Kölner Stadt¬ 
siegel ist anscheinend das älteste städtische Siegel in Deutschland (Bresslau, 
Handbuch der Urkundenlehre S. 534 Anm. 1). Die Umschrift gibt den 
Inhaber des Siegels nicht an. Das ist aber im 12. Jhdt. nicht auffällig; 
denn auch die Kloster- und Stiftssiegel aus jener Zeit enthalten in ihren 
Umschriften nur den Namen des Kirchenheiligen ohne Bezugnahme auf die 
Örtlichkeit. Ebenso wenig liegt in der Bezeichnung Köln als „heilig“ eine 
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gedrückt, freilich ohne dass im Wortlaute der Urkunde darauf hin¬ 
gewiesen wird. Es erscheint von erheblicher Wichtigkeit, den Gebrauch 
dieses Stadtsiegels zu verfolgen. Mit Recht hebt Seeliger 208 ) hervor, 
dass die Schöffen stets — d. i. vor 1180 — bei den mit dem Stadt¬ 
siegel versehenen Urkunden beteiligt sind, nur solche Handlungen mit 
diesem Siegel verbrieft werden, die unter Teilnahme der Schöffen vor¬ 
genommen wurden. Aber das Stadtsiegel war nicht das Siegel der 
Schöffen. Die Schöffen führten ein besonderes Siegel, von dem sich 
leider kein Exemplar aus dem 12. Jahrhundert erhalten hat. Es war 
aber aufgedrückt auf die bekannte Urkunde v. J. 1171 m ), wie in 
der Urkunde deutlich gesagt wird. Dagegen finden wir das gemein¬ 
same Siegel der Stadt (commune sigillum urbis) an zwei Urkunden 
aus dem J. 1159. ln der einen Urkunde 205 ) sind ausser den erz- 
bischöflichen Beamten und Schöffen Zeugen die 'Coloniensis urbis potiores 
cives\ Die andere Urkunde 206 ) enthält die bekannten Beschlüsse von 
'rectores 207 ), iudices ac totus populus sancte Colonie’. Wie schon er- 

Besonderheit. Auch im gleichzeitigen Siegel des Kölner Domkapitels er¬ 
scheint der bl. Petrus als Patron der sancta Colonia. Die Bezeichnung 
ihrer Kirche als heilig wird von den Kölner Bischöfen seit dem 11. Jlidt. 
angewandt, findet sich aber in derselben Weise auch in Mainz und Trier, wo 
sich die Stadt selbst ebenfalls in ihrem ältesten Siegel (c. 1150) sancta Treveris 
nennt. Die getragene Sprache der Siegel-Umschrift ist durchaus stilgerecht. 
Das Mainzer Siegel (c. 1150 trägt die nahe verwandte Umschrift: Aurea Maguntia. 
Romanae ecclesiae specialis filia (vgl. die Beispiele bei Seyler, Geschichte 
der Siegel S. 302—304; Abbildung des Trierer Siegels S. 302). Auch im Typ 
sind dem Kölner Siegel die von Mainz und Worms (letzteres abgebildet auf 
dem Einband bei Boos, Geschichte der rheinischen Städtekultur; es zeigt 
in der bildlichen Darstellung bedeutende Abweichungen) nahe verwandt. 
Den Beinamen von Köln und Mainz als Töchter der römischen Kirche out¬ 
spricht die Benennung von Neuss in dessen ältestem Stadtsiegel als sancte 
Colonie nsis ecclesie fidelis filia (Endrulat, Niederrheinische Städtesiegel 
S. 28), wie denn auch das Neusser Siegel dem Kölner auch in der Darstellung 
offenbar nachgebildet ist (Endrulat Taf. IX). — Einen guten Teil dieser 
Angaben verdanke ich Herrn Dr. Wilh. Ewald. 

203 ) Studien S. 66. 

S04 ) Quellen 1, 563 n. 80: nos Coloniensium senatores — — sigilli 
n os tri inpressione corroborari dignum duximus. 

,05 ) Quellen 1, 552 n. 74. 

,flfl ) Quellen 1, 550 n. 73. — Seeliger, Studien S. 63 erwähnt übrigens 
nicht, dass das Stadtsiegel dieser Urkunde aufgedrückt ist. 

-’ 0 ’) Über die Bedeutung der rectorcs handelt Seeliger a. a. 0. S. 64—66 
eingehend. Mir erscheint aber seine Deutung als die Burmeister der Pa- 
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wähnt, hatten die Schöffen ihr eigenes Siegel; dieses würde auch nicht 
das gemeinsame Siegel der Stadt genannt worden sein. Wer verfügte 
nun über die Verwendung dieses städtischen Siegels? Glücklicher 
Weise erhalten wir darüber eine einwandfreie Antwort in einer Urkunde 
aus dem J. 115 8 208 ). In dieser übertrug das damals noch ausserhalb 
der Mauern Kölns gelegene Kloster S. Mauritius der Kirche S. Maria 
in Maastricht ein Allod in villa Canaphia und zwar durch Vermittlung 
der Kölner Schöffen (per fideles manus, Colonienses scilicet scabinos). 
Es wird beigezogen das Zeugnis von vielen anderen Rechtschaffenen 
(multorum aliorum proborum). Schliesslich heisst es: Auch hat es 
den Bürgern gefallen, das Siegel der heiligen Stadt Köln dieser Ur¬ 
kunde beizufügen (sigillum etiam sancte Coloniensis urbis huic ca>tule 
innectere civibus placuit). Unzweifelhaft ist damit die bürgerliche 
Zentralverwaltung auf dem Bürgerhause bezeichnet 209 ); denn sie wird 
deutlich unterschieden von den Schöffen, welche die Rechtshandlung der 
Urkunde vornehmen. 

Und nun erwägen wir, dass dieses Siegel seine erste Anwendung 
findet bei einer Betätigung, zu der drei Jahrzehnte später die Richer¬ 
zeche kompetent erscheint, zur Verleihung des Zunftzwanges 210 ). Be¬ 
denken wir ferner, dass die Richerzeche, deren spätere amtliche Be¬ 
zeichnung das Amt auf dem Bürgerhause war, bis ins 14. Jahrhundert 
das Recht der Bürgeraufnahme 21 *) behielt, bis in dieselbe Zeit die 
Oberinstanz für die Sondergemeinden war 21 *), so ist sie — es bleibt 

rochien um deswillen als unmöglich, weil sie vor den iudices genannt werden. 

— v. Loesch ist (brieflich) der Ansicht, dass unter den iudices abweichend 
vom gewöhnlichen Sprachgebrauch die Schöffen (vielleicht mit Einschluss 
der Schöffenbrüder) verstanden werden müssen. Er käme damit auf die 
Auffassung Hegels zurück, der rectores, iudices et totus populus mit Stadt¬ 
richter, Schöffen und Bürger erklärt (Städte und Gilden II 327). 

sos ) Framjuinet, Inventaris van 0. L. Vrouwekerk te Maastricht 113/4n.5. 

— Eine photographische Nachbildung dieser Urkunde befindet sich im Ilist. 
Archiv der Stadt Köln. 

* 09 ) Oppermann in dieser Zeitschrift 27, 222 sieht in ihr eine aus Mi¬ 
nisterialen und Kaufleuten der Marktstadt bestehende Körperschaft von 
Senatoren, die auf dem Bürgerhaus waltete. 

- M0 ) Auch Seeliger, Studien S. 67 nimmt an, dass die Richerzeche seit 
Mitte des 12. Jahrhunderts am bürgerlichen Regiment der Stadt beteiligt 
war, aber damals sicher nur nebenher, neben den Schöffen. — Wenn aber 
die Richerzeche, nicht die Schöffen, das Stadtsiegel führte, so scheint mir 
diese Tätigkeit nicht nebensächlicher Art zu sein. 

*") Lau, Köln S. 87. — *'*) a. a. 0. S. 86. 
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wohl keine andere Annahme übrig — diejenige Korporation, welche, 
da sie die gemeinsamen Interessen der Bürger vertrat, auch das ge¬ 
meinsame Siegel der Stadt Köln führte. Natürlich wurde die erste 
Urkunde, welche die Richerzeche unter ihrem Namen kraft des ihr 
von der Bürgerschaft übertragenen Rechts ausstellte, der Zunftbrief 
der Drechsler, mit dem Stadtsiegel versehen 213 ). 

Wir sprachen oben 2131 ) von der Beteiligung der angesehenen 
Bürger an der Stadtverwaltung durch das ganze 12. Jahrhundert hin¬ 
durch. Schon im J. 1103 hatte der Erzbischof bei Abstellung von 
Zollmissbräuchen 'viri illustres’ zugezogen 2U ). *Viri illustres et tocius 
civitatis probatissimi’ sind, und zwar ohne vom Stadtherrn gerufen 
zu sein, bei der Verleihung des Zunftzwanges an die Bettziechen¬ 
weber zugegen 215 ). Wenn wir in der Zwischenzeit ihnen nicht be¬ 
gegnen, so ist die Erklärung hierfür einfach die, dass wir für 
diese Epoche ausser den Schreinsnrkunden keine einzige Urkunde 
bürgerlicher Provenienz besitzen. Sowie aber seit der Mitte des 
12. Jahrhunderts diese Urkunden sich häufen, finden wir in allen der 
Teilnahme der angesehenen Bürger Erwähnung getan, neben denen 
mehrfach auch auf die Zustimmung des ganzen Volkes (vulgus oder 
populus) Bezug genommen wird. Zum mindesten aber war, wie die 
Durchsicht der Urkunden zeigt, die Mitwirkung der hervorragenden 
und reichen Bürger 216 ) hei wichtigen städtischen Angelegenheiten Ge¬ 
wohnheitsrecht. 1150/65 sind bei einer Gerichtsliandlung im Niederich 
neben den iudices und senatores 'cives consiliati’ anwesend 217 ). 1150/80 
heisst es, dass die 'sapientes civitatis’ schlüssig geworden seien 218 ). 

m ) a. a. O. S. 83; v. Loescb, Zunfturkunden I 34 n. 13: sigillo con- 
stanti ac publico burgensium insignitum. — In dieser Urkunde ist von einer 
Mitwirkung der Schöffen keine Rede mehr. 

’*»<*) S. 503. 

JU ) Höhlhaum, Hans. Urk.-Buch 3, 385 n. 601. 

,,ß ) Quellen 1, 329,330. 

,ie ) In Cambrai heissen sie in den erzählenden Quellen potentes civi¬ 
tatis, seniores, sapientes u. 8. w., während sie urkundlich als Bürgerausschuss 
maiores communie oder iurati genannt werden: Reinecke, Geschichte der 
Stadt Cambrai S. 179 ff. — Zwischen Cambrai und Köln besteht aber der 
Unterschied, dass in Cambrai die Kommune damals eine legale Einrichtung 
war, in Köln die Richerzeche aber erst seit 1180. 

m ) Hoeniger, Schreinsurkunden II 1, 71, 2, wo cives und consiliati 
durch ein Komma getrennt sind. Wer sind aber die consiliati? cives con¬ 
siliati wären die sapientes civitatis oder sanioris consilii. 

ai8 ) ebenda II 1, 298, 6. 
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1151 berichten .... 'clerus, honorati et universus populus Coloniensis 
ecclesiae’ an den Papst über die Wahl Erzbischof Arnolds 219 ). 1152 
sind 'conplures de optimatibus liuius urbis’ Urkundszeugen 22ü ). Bei der 
Erteilung des Zollprivilegs für Cornelimünster sind zugegen (um 1155) 
'qui sanioris sunt consilii in Coloniensi civitate’ 221 ). 1158 sind 
'multi alii probi’Zeugen 222 ), 1 159 'Coloniensis urbis potiores cives’ 223 ). 
Diese grosse Zahl von Urkunden allein aus einem Jahrzehnt erweist 
zur Genüge die lebhafte Beteiligung der bürgerlichen Aristokratie an 
den städtischen Dingen. 

Aber noch hatte sich ihre Vertretung, die Richerzeche, nicht zur 
offiziellen, vom Stadtherrn anerkannten Stadtbehörde aufgeschwungen. 
Ihre Existenz lange vor dem J. 1180 kann jedoch nicht zweifelhaft 
sein. Schon in der Burggrafen- und Vogt-Urkunde, angeblich vüm 
J. 1169, die nach allgemeiner Übereinstimmung auf eine echte Vor¬ 
lage zurückgehen m ), und die jedenfalls nicht im Interesse der Richer¬ 
zeche gefälscht sind, finden wir den Namen und den Vorstand, die 
Bürgermeister 225 ). Als Amtleute der Richerzeche sind aufzufassen die 
Oftiziales, deren Zeugnis ev. bei Schuldforderung verlangt wird, wenn 
nicht das Zeugnis von Schöffen oder Schöffenbrüdern beigebracht wird 22C ). 
Unzweifelhaft sind die Bürgermeister gemeint unter dem 'magistratus 
urbis’ 227 ), der 1174 für die gesamten Bürger Bürgschaft leistet; die 
bürgerlichen Unterricliter kommen nicht in Frage, da der magistratus 
urbis nach den Schöffen genannt wird. Man wird durch den Wort¬ 
laut der Urkunde fast gezwungen, den magistratus urbis in Zusammen¬ 
hang zu bringen mit den magistri parochiarum 22H ), die in derselben 
Urkunde kurz vorher eine andere Bürgschaft für alle Bürger einge- 


J,# ) Quellen 1, 530 2 n. 61. 

* 2 ®) ebenda 1, 539 n. 65. 

**') Niederrhein. Annalen 41, 103. 

2,, j Franquinet, Inventaris; s. oben S. 507 Anm. 203. 

**•) Quellen 1, 5512 n. 74. 

* M ) Vgl. jetzt neuerdings die eingehenden scharfsinnigen und metho¬ 
disch sehr beachtenswerten Ausführungen über diese Urkunden in Seeligers 
Studien (Schlussergebnis S. 122). 

* i8 ) Keutgen, Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte S. 9n. 17. 

**•) 1178: Quellen l, 577 n. 90. 

22? ) Von den ersten bekannten Bürgermeistern der Richerzeche wird 
bezeichnender Weise derselbe Ausdruck gebraucht, dass sie 'magistratum 
civitatis’ innehätten: v. Loescb, Kölner Zunfturkundeu 1 35 n. 13. 

***) so auch Seeliger, Studien S. 64. 
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gangen sind. Sind die magistri parocbiaram die autonome Stadtobrig¬ 
keit, so ist diese begründet auf dem Zusammenschluss der einzelnen 
parocbiae, d. h. der Sondergemeinden der Alt- und Rheinvorstadt und der 
Vorstädte Oversburg 229 ) undNiederich. In derTaterscheint esnaturgemäss. 
dass die Vorstände der Einzelgemeinden durch ihren Zusammenschluss 
den Vorstand der Samtgemeinde bilden können, der zu ihrer Vertretung 
befugt ist. Dass diese Vereinigung, die in der Form einer Coniuratio 
erfolgt ist, die Grundlage der Richerzeche gewesen sein muss, wird 
aus der oben 23 °) geschilderten Tätigkeit der letzteren ersichtlich, die 
tatsächlich die Interessen der Gesamtgemeinde, aller Bürger, wie die 
Urkunden sich ausdrtlcken, vertrat. Als Amt auf dem Bürgerhause 
war sie die spezifische Vertretung der bürgerlichen Interessen. 

Nicht im Gegensatz zu den Schöffen ist der Zusammenschluss 
der Sondergemeinden erfolgt 231 ), sondern im Gegenteil im Einverständ¬ 
nis mit diesen, die z. T. aus derselben socialen Schicht hervorgegangen 
waren, wie die Mitglieder der Richerzeche 23S ). Innerhalb der Richer¬ 
zeche hatten die Schöffen sich das Vorrecht gesichert, dass von dem 
Vorstande, den beiden Bürgermeistern, stets einer aus ihrer Mitte 
sein musste 233 ). Mindestens die Hälfte der verdienten Amtleute der 
Richerzeche gehörte zugleich dem Schöffenkollegium an; in Wirklich¬ 
keit war dieses Verhältnis noch weiter zu Gunsten der Schöffen ver¬ 
schoben, denen also ein massgebender Anteil an der Richerzeche 
durchaus gesichert war. Ilöhlbaum 234 ) hat einmal dieses Aufsteigen 
der Richerzeche zur regierenden Behörde in Verbindung mit der Stadt- 
erweiterung mit treffenden Worten geschildert, die ich mir zu eigen 

ni ) In Oversburg blieb die Richerzeche auch späterhin alleinige Ober¬ 
behorde: Lau in der Mevissen-Festschrift S. 117; Köln S. 94. 

iao ) S. 507. 

J31 ) wie Iloltschmidt, Die Kölner Ratsverfassung S. 4, behauptet, der 
freilich zugleich annimmt, dass die Coniuratio ein Kompromiss zwischen 
dem Schöffenkolleg und der Genossenschaft der Kaufleute darstelle. 

***) Sind doch unter den beiden Bürgermeistern und 13 Amtleuten, 
die wir bald nach 1178 als die ersten bekannten Mitglieder der Richerzeche 
antreffen, nur der eine Bürgermeister und 4 Amtleute nicht mit Sicherheit 
als Schöffen nachzuweisen, und auch von den letzteren sind mehrere in den 
folgenden Jahren zur Schöffenwürde aufgestiegen. Vgl. die Nachweise von 
Hoeniger in der Mevissen-Festschrift S. 267. 

-’ 33 ) Lau, Köln S. 79, hebt hervor, dass dies von der ältesten Zeit an 
der Fall war. — Vgl. auch Iloltschmidt a. a. 0. S. 5. 

***) In den Göttingischen gelehrten Anzeigen 1899 S. 779 780 bei der 
Besprechung von Lau, Verfassung und Verwaltung der Stadt Köln. 
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machen möchte 235 ). Die Richerzeche war aus anderen Elementen zu¬ 
sammengesetzt als das Kolleg der Schöffen, sie ging über den be¬ 
schränkten Kreis dieser hinaus, sie zählte Nichtschöffen zu ihren Mit¬ 
gliedern, sie ist demnach sicher durch einen Kompromiss zwischen den 
Schöffen der Altstadt und den Bürgerschaften der bei der Stadterwei¬ 
terung eingemeindeten Vorstädte geschaffen. Indem diese mit der Alt¬ 
stadt von einer einzigen Befestigung umschlossen wurden, war es durch 
das Bedürfnis und die Klugheit geboten, auch ihnen eine Vertretung 
in der gemeinsamen obersten Behörde einzuräumen, aus ihnen eine 
Anzahl angesehener Männer, Nichtschöffen, in sie hinein zu ziehen. Nur 
so kann der Aufstieg der Richerzeche, die, wie bemerkt, anders geartet 
war als das Schöffenkolleg, bis zur höchsten Sprosse im kommunalen 
Leben der Stadt historisch verständlich werden. Die Notwendigkeit 
eines solchen Umbildungsprozesses in Verbindung mit der räumlichen 
Erweiterung der Stadt leuchtet ein. Es ist ein Vorgang, der unter 
ähnlichen Bedingungen immer wieder eintreten wird, weil ihn die Ver- 
grösserung der Gemeinde verlangt, die alle älteren Massstäbe verändert. 

Dass die formelle Ausstellung der Urkunden, an denen die Richer¬ 
zeche beteiligt war, bis zum J. 1180 niemals in ihrem Namen erfolgte, 
lag daran, dass ihr noch die ausdrückliche Anerkennung des Stadtherrn 
fehlte. Die Erzbischöfe konnten nicht offiziell zugeben, dass die Stadt 
sich ihrer Herrschaft zu entziehen begann; sie erkannten als Stadt¬ 
vertretung, mit der sie verhandelten, nur die Schöffen an, die zu ihnen 
in einem amtlichen Verhältnis standen 238 ). Wenn nun Erzbischof 
Philipp i. J. 1180 der Bürgerschaft alle ihre Rechte und guten Ge¬ 
wohnheiten bestätigte 237 ), so sehe ich mit Hecker 238 ) darin die erste 
förmliche Anerkennung der bis dahin rein auf Herkommen und Usur¬ 
pation beruhenden städtischen Verfassung, die bald darauf noch im 
selben Jahre auch die Bestätigung des Kaisers fand 4Si> ). Indem die 

* 3ä ) natürlich unter entsprechender Änderung im einzelnen, weil llöhl- 
baum nach dem Vorgang von Lau die Richerzeche mit der Stadterweiterung 
von 1180 in Zusammenhang bringt. 

23 «) Vgj. die zutreffenden Bemerkungen von Oppermann in dieser Zeit¬ 
schrift 25, 300. 

* 37 ) omnia iura civium et civitatis necnon et omnes bonas necnon et 
rationabiles consuetudines, quas vel intra vel extra civitatem burgenses usque ad 
confectionem presentis carte habuisse noscuntur eis confirmaimis .... nulla fa- 
cultate nobis .... predictis statutis obviandi reservata: Quellen 1, 5H3 n. 94. 

13, ‘) Territorialpolitik S. 56. 

«*) 1180 Aug. 18: Quellen 1, 585 6 n. 95. 
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Kölner selbst diese Anerkennung als ihr Privilegium ansahen, nach dem 
sie ihre Schreinseintragungen datierten 24 °), betonten sie die hohe Be¬ 
deutung der Tatsache. Denn damit war ein wesentlicher Umschwung 
erfolgt 241 ). Nunmehr war die Richerzeche mit den von ihr über¬ 
nommenen Funktionen als autonome Stadtbehörde anerkannt, die auf 
dem Bürgerhause tagte und das Stadtsiegel führte. 

VII. 

Anerkennung der politischen Autonomie der Stadt. 

Weil die Bestätigung der Richerzeche und ihre erste ausdrück¬ 
liche Nennung mit der grossen Stadterweiterung v. J. 1180 zusammen¬ 
fiel, ist sie mit dieser in ursächlichen Zusammenhang gebracht worden. 
Der dieser Verknüpfung zu Grunde liegende Gedanke ist an sich richtig. 
Denn ein so wichtiges Ereignis wie die letzte grosse Stadterweiterung 
Kölns v. J. 1180, die für 700 Jahre den Umkreis der Stadt be¬ 
stimmte, musste den Anstoss zu einer neuen kommunalen Bildung geben. 
Wie die Erweiterung des Jahres 1106 eine neue Organisation des 
städtischen Regiments in die Wege geleitet hatte, die sich in der aus 
der Coniuratio v. J. 1112 hervorgehenden Richerzeche verwirklichte, 
so wurde die Vergrösserung der Stadt i. J. 1180 der Ausgangspunkt 
für die Bildung eines wirklichen Rates, einer dauernden Behörde von 
fester Mitgliederzahl, jährlich wechselnd und mit bestimmtem Wahl- 
verfahren* 4 *). Wenn in Köln im Gegensatz zu so vielen anderen 
Städten der Rat verhältnismässig spät auftritt, so ist die einfache Er¬ 
klärung hierfür, dass der Kölner Rat erst die Vertretung der Gross¬ 
stadt Köln v. J. 1180 darstellt, während die Mittelstadt Köln v. J. 
1106 durch die ratsähnliche Richerzeche vertreten wurde. 

Die Interessensphäre der Stadt Köln hatte sich im Laufe des 
12. Jahrhunderts weit hinausgedehnt über die Grenzen v. J. 1106 
hinaus. Als die Bürger sich i. J. 1180 das weitere Einflussgebiet 
durch eine Umwallung zu sichern versuchten, da erfolgte diese Er¬ 
weiterung ebenfalls im Gegensatz gegen den Erzbischof, sogar gegen 
sein ausdrückliches Verbot (contra prohibitionem nostram). Die Politik 

2t0 ) Iloeniger, Schreinsurkunden I 148, 2: postquam Coloniensibus pri- 
vilegium imperatoris et archiepiscopi datum est. — Auch Hoeoigcr (Mevissen- 
festschrift S. 297) gewinnt den Eindruck, dass der Erzbischof die selbständige 
städtische Verfassung im Prinzip anerkannt habe. 

2<l ) Vgl. dazu Seeliger, Studien S. 67. 

S42 ) Vgl. Keutgen, Untersuchungen zur deutschen Stadtverfassung S. 221. 
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der Stadt war in der Hauptsache durch ihre Handelsinteressen bedingt. 
Sie hielt sich daher von allen Feindseligkeiten gegen den Herzog 
Heinrich den Löwen fern, seit dieser sich 1168 mit einer englischen 
Prinzessin verheiratet hatte 243 ). Im Gegensätze zu ihr war der Erz¬ 
bischof auf der Seite des Kaisers gegen Herzog Heinrich. In diesem 
Auseinandergehen der Interessen von Stadt und Erzbischof war die 
Spannung begründet, welche den Kontiikt von 1179 und die Sühne 
von 1180 im Gefolge hatte. Indem aber der Erzbischof aus dem Be¬ 
sitze Heinrichs des Löwen das Herzogtum Westfalen 'erhielt, wurde 
er durch den neuen Erwerb zu einer englandfreundlichen Politik hinüber¬ 
geführt. da diese den Interessen des Herzogtums entsprach. So ent¬ 
spann sich in den folgenden Jahren ein freundliches Verhältnis zwischen 
Erzbischof und Stadt 244 ). 

Die nachfolgenden Jahrzehnte mit der unglücklichen Doppelkönigs¬ 
wahl v. J. 1198 waren für die Festigung der freieren Stellung der 
Stadt von hervorragender Wichtigkeit, zumal die Wahl Ottos von Poitou, 
der. ein Sohn Heinrichs des Löwen und ein Neffe König Richards von 
England, die englischen und niederdeutschen Interessen vertrat, unter 
dem Einflüsse der Kölner Bürger erfolgte 245 ). Schon Heinrich VI. 
hatte i. .1. 1190 als erster unter den deutschen Herrschern der Kölner 
Bürgerschaft ein Zollprivileg gewährt 24 ®). Dass König Otto i. J. 1202 
in seinem Vertrage mit Erzbischof Adolf die Selbständigkeit der Kölner 
Bürgerschaft diesem gegenüber wahrte, lag auf der Hand. Die Bürger 
mussten dem Könige schwören, ihm (und nicht dem Erzbischof) die 
Stadt zu bewahren. Der Einflnss dieses Königs erwirkte der Stadt 
auch die erste päpstliche Privilegienbestätigung i. .1. 1205. Als nach 
der Vertreibung König Ottos die Stadt Köln zur Aussöhnung mit König 
Philipp gezwungen war, haute dieser ihr als der stärksten Stütze seines 
Gegners goldene Brücken zum Rückzug. Neue Zollprivilegien und das 
Befestigungsrecht erweiterten die schon früher erworbenen Freiheiten. 
Um so natürlicher war es, dass nach König Philipps Ermordung König 
Otto zurückgekehrt „seinen getreuen Bürgern der Stadt Köln“ ausser 
einem Zollprivileg eine beschränkte Steuer zu Gunsten der Befestigung 
ihrer Stadt bewilligte. Dies geschah im Jahre 1212. Genau ein 
Jahrhundert hatte ausgereicht, „den edlen Bürgern von Köln“, wie 

- 43 ) Hecker, Territorialpolitik S. 52. 

*“) Hegel, Deutsche Stftdtechron. 12, XXX1I/XXX1H. 

Ui ) Im allg. vgl. für das folgende Hegel a. a. 0. XXXlll—XXXVI. 

* 4 *) Knipping, Regesten der Erzbischöfe von Köln II 269 n. 1351. 

Westil. Zeitschr. f. Gesch. u. Kunst. XXVIII, IV. 34 
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König Friedrich II i. J. 1215 * 47 ) die „geliebten Getreuen des Reiches“ 
nennt, die Freiheit, welche sie im Jahre 1112 sich als Ziel ihrer 
Politik gesetzt hatten, in umfassender Weise zuzuwenden. 

Wenn auch unter der fast 10jährigen starken Regierung Erz¬ 
bischof Engelberts I, begünstigt durch einen Zwiespalt in der Bürger¬ 
schaft. ein Rückschlag eintrat, über den wir nur unvollständig unter¬ 
richtet sind, so war doch die Nachwirkung der früheren Erfolge der 
Bürger so stark, dass Engelberts Nachfolger Heinrich von Müllenark 
alle hergebrachten Freiheiten, Rechte und Gewohnheiten der Stadt, 
wie sie zur Zeit der Wahl seines Vorgängers bestanden, also ausdrück¬ 
lich unter Aufhebung von Erzbischof Engelberts reaktionären Mass¬ 
nahmen, bestätigte; ja er ging so weit, für den Fall von Streitigkeiten 
mit der Stadt über die beiderseitigen Rechte die Schöffen als Schieds¬ 
richter anzuerkennen* 48 ). Wenn wir in der Urkunde v. J. 1180 die 
stillschweigende Anerkennung der Richerzeche durch den Erzbischof 
sehen, so liegt in der Privilegienbestätigung v. .1. 1226 die Duldung 
des Rates eingeschlossen. 

VIII. 

Das erste Auftreten des Rates. 

Nicht zum mindesten war der Erfolg der Kölner Bürgerschaft 
neben der Gunst der politischen Entwicklung vor allem dem bedeu¬ 
tenden Zuwachs an Grösse und Einwohnerzahl zuzuschreiben, den die 
grossen Stadterweiterungen des 12. Jahrhunderts ihr zubrachten. Wir 
haben gesehen, wie im Gefolge der ersten Erweiterung i. J. 1106 die 
Richerzeche sich bildete und zumeist im Gegensätze zum Erzbischof, 
alter im Ausgleich und im Einverständnis mit den Schöffen die obrig¬ 
keitliche Gewalt über das erweiterte Stadtgebiet allmählich übernahm. 
Einen ähnlichen Vorgang beobachten wir im Verfolg der Stadterwei¬ 
terung von 1180. Ebensowenig wie die Verfassung, welche den Er¬ 
eignissen von 1106 entsprach, fertig auf die neuen Verhältnisse an¬ 
gewandt worden war, sondern lange Jahrzehnte brauchte, bis ihre „Rechte 
und guten und vernünftigen Gewohnheiten“ zur offiziellen Geltung sich 
durcbgerungen hatten, so wenig ist die llatsverfassung, die im Laufe 
des 13. und 14. Jahrhunderts in Konkurrenz mit den älteren Ver¬ 
fassungsfaktoren in der Freistadt Köln zur ausschliesslichen politischen 
Macht gelangte, der Neugestaltung des Stadtbildes unmittelbar gefolgt. 

Quellen 2, 56/7 n. 48. 

■*•) Hegel, Deutsche Städtechron. 12, XXXVIII. 
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Die Privilegien, von denen vorher die Rede war, sind wie aneh im 
vorhergehenden Jahrhundert einfach ausgestellt für die Kölner Bürger* 4 *); 
ebenfalls ist von ihrer Gesamtheit (universitas civium) die Rede 850 ). 

Erst 36 Jahre nach der grossen Stadterweiterung, im J. 1216* 50& ), 
unmittelbar nach den oben dargestellten Erfolgen der freien Reichs¬ 
stadt, hören wir zum ersten Male von Kölner Ratsherren * 61 ). Auch 
zwei Jahre später weist der Ausdruck 'iudices, scabini universique 
magistratus Col.* auf das Bestehen von Richerzeche und Rat hin 85 *). 
Es unterliegt keinem Zweifel, dass gerade die Ausbildung der Rats¬ 
verfassung auf besondere Schwierigkeiten stiess. Die ältere Korporation 
der Schöffen war der Neubildung missgünstig 853 ). Gegen die jüngere 
Korporation der Richerzeche musste der Rat Schritt für Schritt seine 


* 4 ®) Vgl. über die damalige politische Autonomie Kölns Hegel a. a. O. XLI. 

**°) Der Friede und das Funverständnis mit Flandern wird von allen 
Bürgern geschlossen: Quellen 2, 143 4 n. 139 (1211/33). 

SSOa ) Wenn Rietschel (Histor. Ztschr. 102, 265) betont, dass der Rat 
gerade in den Römerstädten Köln, Trier u. 8. w. verhältnismässig spät erst 
genannt wird, so liegt die Erklärung darin begründet, dass in diesen für 
die frühere Zeit andere ratsähnliche Behörden nachzuweisen sind, in Köln 
die Richerzeche, in Trier die Coniuratio. 

1S1 1 Auffällig ist in der sonst unverdächtigen Urkunde (Westf.UB. 3 n. 1702) 
die Bezeichnung der Aussteller als iudex, consules, scabini civesque universi 
Col. Der Rat wird im offiziellen Titel sonst erst im J. 1255 genannt, und 
die Reihenfolge ist dann iudices, scabini ceterique consules et cives Col., 
die im wesentlichen bis gegen Ende des 13. Jbdfs. bleibt. Da die Urkunde 
nur in Abschrift überliefert ist, so mag wie der Singular iudex, so auch die 
falsche Reihenfolge im Titel dem westfälischen Abschreiber zur Last fallen. 
Die Bedenken bat schon Lau, Köln S. 98. dadurch atiszuräumen gesucht, dass 
er die Urkunde als von einem nicht der städtischen Kanzlei angehörigen 
Schreiber ausgefertigt ansieht, 

* M ) Quellen 2, 73/4 n. 60: Bittschrift der genannten städtischen Be¬ 
hörden an den Papst. 

* M ) Die 'acerha dissensio inter scabinos et trib us civitatis’ zu Anfang der 
Regierungszeit Erzbischof Engelberts, welche Caesar von Heisterbach (Vita 
Engelberti, Ausgabe von Gelenius 1633: III 37) erwähnt, kann, weil nähere 
Begleitumstände nicht angegeben werden, nicht sicher gedeutet werden. Nur ist 
es durchaus nicht widersinnig, wie Liesegang, Sondergemeinden S. 54 Anm. 3, 
behauptet, dass tribus die örtlichen Parochien, die die Grundlage des weiten 
Rates bildeten, gerade der Grundbedeutung des Wortes entsprechend ebenso 
wohl bedeuten können, wie die Zünfte, von deren späteren politischen Tendenzen 
damals noch nichts verlautet. Es scheint, dass die Strafmassregeln Erz¬ 
bischof Engelberts gegen die tribus mit seiner ratsfeindlichen Politik, die 
mit der völligen Aufhebung des Rates endigte, zusammenhängt. 

34* 
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Befugnisse erkämpfen * 54 ). Der tatkräftige Erzbischof Engelbert I. 
(1216—1224) hat ihn zunächst wieder unterdrückt. Wenn auch nach 
seinem Ableben der Hat wieder in die Erscheinung tritt, so wird die 
städtefeindliche Politik, welche Kaiser Friedrich II. in seinen Erlassen 
zu Gunsten der Fürsten (Constitutiones in favorem principum) 1231/2 
befolgte, dem Wiederaufblühen des Rates mindestens im Wege ge¬ 
standen haben. Denn damals widerrief der Kaiser alle seine und 
seiner Vorgänger städtische Privilegien, verzichtete auf das Recht, ohne 
Zustimmung des Stadtherrn solche zu erteilen, erklärte alle städtischen 
Ratsverfassungen und Organisationen für nichtig, die ohne Zustimmung 
des bischöflichen Stadtherrn zu Stande gekommen, usw. !54n ). Aber die 
Bürgerschaft der kräftig aufstrebenden Stadt Köln war bereits ao 
mächtig geworden, dass nicht einmal ein Reichsgesetz ihr Aufsteigen 
hindern konnte. 

Schon im Jahre 1242 wird der Rat neben den Schöffen von 
Erzbischof Konrad ausdrücklich als städtische Regierungsbehörde an¬ 
erkannt 25!i ). Oppermann sucht hauptsächlich aus den Urkundenein¬ 
gängen ein mehrmaliges Auftauchen und Wiederverschwinden des Rates 
nachzuweisen und nimmt demgemäss zwischen 1242 und 1258 eine 
dreimalige Suspension der Ratsverfassung an 2;i6 ). Näher liegt es doch, 
einen noch nicht gefestigten Sprachgebrauch der Urkunden anzunehmen, 
wie w f ir diese Erscheinung auch bei der Richerzeche bemerkt haben. 
Richtig ist, dass der Rat damals noch nicht zur massgebenden Behörde 
des Stadtregiments aufgestiegen war, dass seine Rechte gegenüber 
Schotten und Richerzeche noch nicht feststanden. Wenn Oppermann * 5T ) 
übrigens aus der Urkunde v. J. 1246. gemäss der 'iudices, scabini 
ceteriijue cives in Colonia’ einen Vertrag sch Hessen * r>8 ), nur die Schöffen 
als Vertreter. der Stadt herausliest, so ist es zunächst nicht angängig, 
„die übrigen Bürger“ ausser Acht zu lassen; was aber wichtiger ist, 
die an der Spitze genannten iudices sind die Bürgermeister der Ge¬ 
samtgemeinde, also der Vorstand der Richerzeche, wie schon Ennen 

* M ) Vgl. Lau, Köln S. 102. 

*•'*») Schon als König hatte Friedrich II. in Strassburg dem Bischof 
die Genehmigung des Rates Vorbehalten: Strassburger U.-B. I 127 n. 160. 

2 M) Vgl. Oppermann in dieser Zeitschrift 27, 259. 

*“) a. a. O. 28, 205'6. 

!ir ) a. a. 0. S. 205 6 und Anm. 188. 

• r,K ) Quellen 2, 253/4 n. 251. 
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nachgewiesen hat 2ö9 ). In den heftigen Kämpfen mit dem Erzbischof 
Konrad wurde für eine Zeit der Rat zu einer vom Stadtherrn ab¬ 
hängigen Behörde, die ihm den Amtseid zu leisten hatte, wie die 
Schöffen, umgewandelt. Aber nach Konrads Tode setzte die freiheit¬ 
liche Tendenz, welche der Kölner Verfassungsentwicklung innewohnte, 
mit Erfolg wieder ein, indem gleichzeitig der Rat Schöffen und Richer¬ 
zeche in den Hintergrund drängte. Bezeichnend hierfür ist die Über¬ 
nahme des städtischen Siegels durch den Rat als die massgebende 
städtische Behörde. Das Siegel war bis zum Jahre 1269 im Verwahr 
eines der beiden Bürgermeister. Als der Rat von dem damaligen In¬ 
haber des Siegels, dem Bürgermeister Ludwig von der Mühlengasse, 
das Siegel einforderte, umging dieser die Auslieferung, indem er das 
Siegel bei Seite schaffte* 598 ). Da liess der Rat ein neues Siegel 259b ) 
nach dem Muster des alten, aber in zeitgemässer Stilisierung, stechen 
und den Gebrauch des neuen Siegels in der Sühne mit Erzbischof 
Engelbert II. 1 271 * 59c ) durch diesen sanktionieren 259d ). Bald nach 
der Mitte des 13. Jahrhunderts hat also der Rat die allgemeine An¬ 
erkennung als gesetzmässige höchste Behörde errungen 2fi0 ). 

IX. 

Der weite und der enge Rat. 

Es ist schwer, über die Zusammensetzung des Rates in den 
ersten Jahrzehnten seines Auftretens Klarheit zu gewinnen. Vielleicht 
darf man auf seine Zusammensetzung einen Schluss ziehen aus einem 
Vergleich der bekannten Urkunde v. J. 1225, in welcher die Uürger- 

a4(> ) Geschichte der Stadt Köln 1 632 3; vgl. Kruse in der Zeitschrift 
für Rechtsgescliichte, Germ. Abt. 9, 182. — Infolge eines Missverständ¬ 
nisses der von ibin angeführten Stellen hält Secliger, Studien S. 58, irriger 
Weise die iudices im 13. Jahrh. für die Vorsteher der Kleingemeinden, statt 
der Samtgemeinde. 

Städtc-Chron. 12,150 unten; Ennen, Geschichte 2, 195 u. Anm. 1. 

25,b ) zuerst angewandt 1270 Kebr. 24 (Kölner Quellen 3, 1 mit fal¬ 
schem Datum). 

IS8c ) Lacomblet, U.-B. 2 n. 607 S. 359 med.; Quellen 1, 643 ist der 
Sachverhalt schief dargestellt. 

•is»d) j ra i 4 Jbdt. finden wir das grosse Stadtsiegel zwar wieder im 
Verwahr des Schöffenbürgermeisters (Lau. Köln S. 90), aber seine Anwen¬ 
dung war an die Zustimmung aller engen Räte geknüpft (Lau, S. 120. 335). 
Auch dieses zweite Stadtsiegel ist auf der dieser Abhandlung beigegebenen 
Karte abgebildet. 

Ho ) Lau, Köln S. 102. 
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meister mit Zustimmung der Richerzeche den Hutmaciiern den Zunft¬ 
zwang verleihen 261 ), mit einer wenig späteren Urkunde v. J. 1229. 
In jener von der Richerzeche unter dem Stadtsiegel ausgestellten Ur¬ 
kunde heisst es: Obedientes erunt et devoti officialibus et civitati, et 
consilio officialium et civium in Omnibus stabunt requisiti. Es ist eine 
deutliche Parallele da: den officiales entspricht die civitas, dem Con¬ 
silium officialium das consilium civium. Wie dieses consilium civium 
zu verstehen ist, zeigt einige Jahre später (1229) die mit dem Stadt¬ 
siegel versehene Urkunde, in welcher der Pfarre S. Kolumba Gewähr 
geleistet wird für die Rückzahlung eines Darlehens ‘per consilium cuius- 
libeth parrochie civitatis Coloniensis’ 262 ). Lau* 6 *) hat geglaubt, dass 
unter diesen c. c. p. die Amtleutekollegien der Sondei gemeinden zu ver¬ 
stehen seien, also eine Mehrzahl von Behörden. Diese Deutung er¬ 
scheint mir sprachlich ausgeschlossen zu sein. Unter c. c. p. ist ein 
Rat zu verstehen, der aus allen Pfarren der Stadt gebildet wird l64 ). 
Zudem ist diese Auslegung durchaus sinngemäss, da eine Bürgschaft, 
die von einer grösseren Zahl von Korporationen geleistet wird, un¬ 
zweckmässig erscheint gegenüber der Bürgschaft durch eine einzige 
Behörde. Das consilium cuiuslibet parrochie ist gleich dem 'plebeum 
in parrochiis consilium’, das Erzbischof Konrad gelegentlich (1259) 
erwähnt und in Parallele setzt zu den Schöffenbrüdern und den Leitern 
der Richerzeche (rectores officii Richercegheyt); er bestimmt: illi, qui 
plebeum in parrochiis consilium et regimen hactenus optinebant’, sollen 
nur bei schlechter Amtsführung abgesetzt werden 26r> ). Gerade der 
Vergleich mit Schöffen und Richerzeche erweist, dass der Erzbischof 
nur den mit diesen in eine Linie zu setzenden Rat vor Augen hat, 
nicht eine Vielheit von Räten in den Sondergemeinden, die denn docli 
nicht bedeutend genug gewesen sein werden, als dass bei der ange¬ 
drohten Massregel der Absetzung an sie gedacht werden kann. Auch 
ist dasselbe sprachliche Bedenken gegen diese Auslegung geltend zu 
machen 266 ), wie bei der Urkunde von 1229. So gelangen wir zu dem 

**’) Quellen 1, 330/1; v. Loesch, Zunfturkunden I 100/7 n. 37. 

-® a ) Niederrhein. Annalen 46, 94 n. 26. 
s ® 3 ) Lau, Köln 115 Anm. 4. 

***) ebenso wie 1174 der einheitliche inagistratus urbis’ sich für alle 
Bürger verpflichtet. Vgl. oben S. 509. 
w) Quellen 2, 410/411 n. 394. 

,M ) Das consiliis civitatis interesse' dieser Urkunde verstehe ich: den 
Beratungen der Stadtverwaltung beiwohnen; dass 'interesse die Bedeutung 
Mitglied sein annebmen kann, finde ich nicht bestätigt. 
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Schlüsse, dass der Kölner Rat in seiner Frühzeit gegenüber der Aristo¬ 
kratie der Schöffen und der Richerzeche das demokratische Element 
im Stadtregiment vertritt, und dass er nach den Kirchspielen gegliedert 
war, mithin dem weiten Rate des 14. Jahrhunderts entspricht. Von 
diesem wissen wir, dass er von den Sondergemeinden gewählt wurde* 67 ), 
und zwar in wechselnder Zahl der Vertreter je nach deren Bedeu¬ 
tung* 68 ); dem entsprechend wird der weite Rat zu seinen Sitzungen 
durch die Boten der Gebürhäuser berufen * 6e ). Aus dem grossen 
Schied 270 ) ergibt sich, dass die Nichtschöffen des Rates aus der Ge¬ 
samtheit (de communitate) der Bürgerschaft gewählt wurden, also 
wie Lau 271 ) richtig schliesst, als Vertretung der letzteren gedacht war. 
Wie hätte diese Gesamtheit, die ja noch nicht, wie 1396 in Ämter 
und Gaffeln geteilt war. die aber nach örtlichen Verbänden mit gleicher 
Organisation sich gliederte 87 *), anders vertreten werden können, als 
durch Wahl aus diesen Sondergemeinden? Auf dieselbe Weise wie die 
Richerzeche in dem von dem Walle von 1106 umschlossenen Stadt¬ 
gebiete durch den Zusammenschluss der dieses bildenden Sondergemeinden 
entstanden sein muss, so ist durch die Beteiligung von Vertretern der 
weiteren Aussengemeinden im Beringe von 1180 am Stadtregiment der 
Rat entstanden. 

Der enge Rat ist ein Ausschuss des weiten Rates, der bei der 
grossen Mitgliederzahl des letzteren zur Führung der Geschäfte er¬ 
forderlich war* 73 ). Nachdem er das Schwergewicht der Macht an sich 

** 7 ) bzw. bei den Stadtteilen Oversburg und Niederich von den sie 
bildenden Pfarren: Lau, Köln S. 118/9; vgl. Stein in dieser Zeitschrift 12, 171. 

**•) Zu Unrecht behauptet Liesegang, Sondergemeinden S. 8, dass die 
Vorgemeinden nicht als gleichberechtigte Stadtteile an den Wahlen zum 
weiten Rat teilgenommen hätten. Nur war das Mass der Gleichberechtigung 
keine mechanische Gleichsetzung, es richtete sich vielmehr nach der Bedeu¬ 
tung oder Scelenzahl der Einzelgemeinden. — **•) Stein a. a. 0. 12, 170. 

57# ) Keutgen, Urkunden zurstädtischen Verfassungsgeschichte S. 169ad 43. 

m ) Köln S. 100. 

* 7 *) Schon um 1180 werden in der Vorgemeinde S. Christoph magistri 
civium und cives erwähnt: Hoeniger, Schreinsurkunden II 1, 222, 18. 

S7S ) Vgl. Holtschmidt, Kölner Ratsverfassung S. 7. — Ähnlich ist das 
Verhältnis der meist 12 consules zu dem consilium generale in Florenz, zu 
dem neben der eigentlichen Stadt auch die Vorstädte ihre Vertreter ent¬ 
sandten : Davidsohn, Geschichte von Florenz I 672'4. — Auch in Augsburg be¬ 
stand der Unterschied zwischen einem grossen und einem kleinen Rat. Meyer, 
Das Stadtbuch von Augsburg S.331, hat offenbar das Verhältnis beider Räte 
nicht richtig erkannt: jedoch erschliesst er aus der Erwähnung des kleinen 
Rats 1276 mit Recht, dass damals auch ein grosser bestanden habe. 
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gerissen hatte, bildete er sich später zu einer rein patrizischen Klique 
mit Selbstergänzung aus*' 4 ). Anscheinend wird er i. J. 1265 von 
13 Personen gebildet 275 ), seit etwa 1305 von 15 Mitgliedern 276 ). 

Der Zutritt des Rates zu der älteren Korporation der Richer- 
zeche ist in der oben 277 ) behandelten Urkunde v. J. 1225 deutlich zu 
erkennen. Wie der Rat der Richerzeche allmählich ihre Befugnisse 
entriss, schliesslich nach voraufgegangener zeitweiser Aufhebung die 
ältere Behörde, die zu einer Pfründenanstalt herabgesunken war, gänz¬ 
lich abschaffte, indem er zugleich ihren Vorstand, die Bürgermeister, 
selbst an seine Spitze übernahm, zuletzt sogar den kommunalen Ein¬ 
fluss der Schöffen beseitigte, das sind hinreichend aufgeklärte und be¬ 
kannte Vorgänge. Seit dem Übertritt der Bürgermeister an die Spitze 
des Rates i. J. 1391 änderte sich auch der althergebrachte Titel der 
städtischen Regierungsbehörde. Vorher hatten Richter. Schöffen, Rat 
und andere Bürger im Namen der Stadt geurkundet. Seit dem Jahre 
1391 werden die städtischen Urkunden durch Bürgermeister, Rat und 
andere Bürger ausgestellt, ein Titel, der seitdem durch die Jahrhunderte 
bestehen bleibt. 

In der Entwicklung des bürgerlichen Wesens liegt es begründet, 
dass, als nachmals der Rat wieder eine demokratische Gestalt annahm, 
man nicht mehr auf die Ortsverbände der Sondergemeinden 278 ) zurück¬ 
griff, die ihre alte Bedeutung eingebüsst hatten, sondern sich auf die 
spätere' Organisation der Bürgerschaft nach gewerblichen Verbänden, 
die Ämter und Gaffeln, sich stützen musste 279 ), auf welche die po¬ 
litische Bedeutung der Sondergemeinden übergegangen war. So zeigt 
die viel erörterte und umstrittene Geschichte der Kölner Stadt Verfassung 
in ihren einzelnen Phasen stets das Bild, das den äusseren Fortschritten 
der Stadt und ihrer inneren Entwicklung entspricht. 

*’ 4 ) Vgl. i. a. dazu Kruse in der Zcitschr. für Rechtsgeschichte, Germ. 
Abt. 9, 159: es sei eine nicht selten zu beobachtende Erscheinung, dass 
grosse Korporationen sich aristokratisch ahschliessen, bis auf kleine Kliquen 
zusammenschrumpfen; aber dazu gehöre Zeit. 

*’*) Quellen 2, 531 n. 482: 13 cives, qui sunt consilium civitatis. 

* 7 ») Lau, Köln S. 103. 

2 ”) S. 517/18. 

278 ) Eine letzte Reaktion derselben ist in dem durch Hilger von der 
Stessen begünstigten Machtzuwachs des weiten Rates gegenüber dem engen 
seit dem J. 1341 ersichtlich: Stein, Zur Vorgeschichte des Kölner Verbund¬ 
briefes in dieser Zeitschrift 12, 162 ff. 268 ff. 

' J7t ) Im einzelnen vgl. Holtschmidt, Kölner Ratsverfassung S. 9 ff. 
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Geschichtliche Atlasfragen. Pro¬ 
fessor Dr. Hrandi in Göttingen spricht 
sich in der Zeitschrift des historischen 
Vereins für Niedersachsen, Jahrgang 
1909, über „Grundfragen historischer 
Geographie und den Ptan des histo¬ 
rischen Atlas“ — von Niedersachsen 
— aus. Nachdem er in Abschnitt I 
in knapper Übersicht die Förderung 
der historischen Geographie durch die 
bisherige Arbeit an den historischen 
Landesatlanten und die dabei zutage 
tretenden verschiedenen Arbeitsziele 
und Methoden dargestellt, wobei auch 
die geplanten Atlasunternebmungen 
erwähnt sind, geht er in einem zwei¬ 
ten Abschnitt auf die Probleme der 
historischen Karte, insbesondere der 
Grenze und der Sprengeldarstellung, 
näher ein. Er bekämpft die Idee, 
die sowohl den Grundkarten als auch 
der von Richter zuerst aufgestellten 
Methode zu Grunde liegt, dass es 
nämlich nur darauf ankäme, eine für 
alle Zeiten gültige unveränderliche 
Einheit zu linden, um dann alleGrenzen 
und Bezirke, namentlich auch die Gaue, 
mit Hilfe dieser Einheit — sei es der 
Gemarkungen, sei es der Landgerichte, 
Pfleggerichte oder Kreise — zu rekon¬ 
struieren. Solche unveränderliche Be¬ 
zirke habe es nie gegeben, vielmehr 
seien alle Grenzlinien aus den Grenz¬ 
säumen entstanden, indem die zwi¬ 
schen den Siedelungen und Siedelungs¬ 
gebieten gelegenen Ödländereien nach 
und nach aufgeteilt worden seien. 
Auch führt er gegen die Idee, die 
ältesten Herrschaftsbezirke durch 
Grenzlinien auf der Karte darzustellen, 
die Tatsache an, dass in der alten, 
frühmittelalterlichen Zeit, die Herr¬ 
schaft und das Recht mehr an die 
Person, als an das Territorium ge¬ 
bunden waren, und dass die Bindung 
der Gewalt an den Boden doch nur 
sehr allmählich und nie (wenigstens 
während des Mittelalters) vollkommen 
erreicht worden sei. Dies alles sind 
so schwerwiegende Bedenken gegen 
die bisher geübte Art der Herstellung 
geschichtlicher Karten, dass es not¬ 
wendig ist, sich mit ihnen auseinander¬ 
zusetzen. 


Mitteilungen. 

Wie überhaupt in den Erörterungen 
über diese Probleme jeder Einwand 
gegen die bisher geübte Methode an 
und für sich als stichhaltig anerkannt 
werden musste, wie Richters Ver¬ 
fahren gegenüber dem von Thudichum 
entschieden einen Fortschritt bedeutet, 
so müssen auch die Bedenken B.s dazu 
führen, die Frage nach dem, was man 
auf geschichtlichen Karten darstellen 
kann und soll, zu klären, und die 
Methode der Herstellung solcher 
Karten zu verbessern. 

Für das spätere Mittelalter, das 
13. bis 15. Jahrhundert, wird die 
Voraussetzung, dass man es mit ge¬ 
schlossenen Territorien, Amtsbezirken, 
Gerichts- und Pfarrsprengeln zu tun 
habe, im allgemeinen zutreffen, be¬ 
sondere Fälle natürlich ausgenommen. 
Zwar war die persönliche Gebunden¬ 
heit des Einzelnen an ein bestimmtes 
Recht und eine bestimmte Herrschaft, 
und umgekehrt die Gebundenheit von 
Recht und Herrschaft an die Person 
keineswegs überwunden. Die Terri¬ 
torialherren besassen oft genug Güter, 
Untertanen und Herrschaftsrechte in 
fremdem Territorium und mussten 
solchen Besitz in ihrem eigenen Lande 
dulden. Wenn man die Urbare und 
Gefälleregister solcher Herrschaften 
durchsieht, wird man dieselbe Be¬ 
obachtung machen, wie Eduard Richter 
hei der Bearbeitung der historischen 
Geographie des Hochstiftes Salzburg, 
nämlich dass sich das herrschaftliche 
Domanialgut durchaus nicht an die 
Grenzen des Territoriums bindet. 
Wollte man aus Güterverzeiclinissen 
wie dem des Werner von Boianden 
oder des Rheingrafen Wolfram ohne 
Kenntnis der späteren Territorial- und 
Gerichtsbezirke eine Karte entwerfen, 
so würde man fast nur zerstreuten 
Besitz und an verschiedenen Orten 
wohnende Hörige, die zu dieser oder 
jener Villikation gehört haben, durch 
Zeichen markieren müssen. 

Und nun denke man sich, dass auf 
einer Übersichtskarte nicht nur der 
Besitz einer oder zweier, sondern 
vieler solcher Herrschaften dargestellt 
werden sollte, — man wird die Un- 
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möglichkeit einsehen, diese Karte 
auszufübren. Es ist also nicht der 
wirkliche Besitz, sondern es sind die 
rechtlich und politisch von dem Tcrri- 
torialherrn abhängigen Gebiete zum 
Gegenstand dergeschichtlichen Karten 
zu machen, also vor allem die Be¬ 
zirke der höheren Gerichtsbarkeit, der 
Banngewalt, der hohen Obrigkeit, der 
Landeshoheit in späterem Sinne. 

Die Definition des Begriffes „Landes¬ 
hoheit“, „Territorium“, „hohe Obrig¬ 
keit“ ist natürlich für jede Zeit eine 
andere, da sich diese Rechtskomplexe 
von ältester Zeit ab fortwährend än¬ 
dern und zuletzt zum Absolutismus 
der Staatsgewalt hinführen. Parallel 
mit dieser Entwicklung geht die andere, 
die nach immer reinlicherer Abrun¬ 
dung und festerer Abgrenzung der 
Territorien, und innerhalb derselben 
der Amtsbezirke bis hinab zu den 
Gemarkungen der Gemeinden und zu¬ 
letzt auch zur „Flurbereinigung“ und 
Zusammenlegung des Grundbesitzes, 
hinstrebt. 

Die wirkliche Zusammensetzung der 
einzelnen Territorien kann für die ver¬ 
schiedenen Zeiten des Mittelalters nur 
auf dem Wege eingehender Unter¬ 
suchungen gefunden werden, wobei die 
sich auf öffentlich-rechtliche Ver¬ 
hältnisse beziehenden Urkunden, Ur¬ 
bare und Weistümer möglichst er¬ 
schöpfend herangezogen werden müs¬ 
sen. Von vornherein eine Methode 
als für alle Verhältnisse passend, eine 
Einheit als für alle Zeit gleichbleibend 
hinzustellen, sei es Gerichtsbezirk, 
Kreis oder Gemarkung, ist bei der 
Verschiedenartigkeit der Entwicklung, 
die die einzelnen politischen Bildungen 
durchgemacht haben, ganz unmöglich. 

Der Forscher auf dem Gebiet der 
geschichtlichen Geographie ist ja nicht 
nur von dem Ziel, das er sich ge¬ 
steckt, von der Beschaffenheit seines 
Gegenstandes, seiner Aufgabe ab¬ 
hängig, sondern vor allem auch von 
der Beschaffenheit seiner Quellen. 
Und diese ist in jedem Einzelfalle 
eine andere. Manchmal liegen, wie 
in Obersachsen, vorzüglich gearbeitete 
topographische Aufnahmen ganzer 
Herzogtümer und Kurfürstentümer 
vor, die über jede Einzelheit Aus¬ 
kunft geben, die nur auf den Grund 
heutiger Karten übertragen und in 


den gewünschten Massstab reduziert 
zu werden brauchen. In anderen 
i Fällen, wo solches Material nicht in 
so ausreichender Fülle vorhanden ist, 
aber vielleicht Beschreibungen der 
j Grenzen in Abgrenzungsprotokollen 
oder Hochgerichtsweistümern, wird 
man dieses Material zu verwerten 
haben und versuchen müssen, ob es 
sich mit Hilfe moderner topogra¬ 
phischer Spezialpläne und Flurnamen 
auf Karten übertragen lässt. Bei 
diesen Arbeiten wird man die Tbu- 
dichumschen Grundkarten allerdings 
nicht gebrauchen können und zu 
Messtischblättern und verwandten to¬ 
pographischen Karten grösseren Mass¬ 
stabes greifen müssen, um die Ergeb¬ 
nisse der Forschung zu fixieren. Dies 
ist die bei dem Atlas der öster¬ 
reichischen Alpenländer angewandte 
Methode. 

Was aber soll dann geschehen, 
wenn nur Ortsverzeichnisse in Ur¬ 
baren, Steuerlisten. Rechnungen, Ur¬ 
kunden vorliegen, wenn aber weder 
genaue Karten mit Darstellung der 
Grenzen noch auch Grenzbeschrei¬ 
hungen vorhanden sind, mit deren 
Hilfe wir das Bild wirklich der damali¬ 
gen Gestalt entsprechend lierzustellen 
vermögen ? Nun, nach Brandi wäredann 
die Sache überhaupt als unmöglich 
aufzugehen, und die Orte wären nur 
mit Farbe zu unterstreichen oder sonst 
ihre Zusammengehörigkeit kenntlich 
zu machen — also durch konventionell 
festgestellte oder festzustellende Be¬ 
zeichnungen. Könnte man sich da 
nicht einigen, dass in diesem Falle 
die heutigen, bezw. die ältesten karto¬ 
graphisch fixierten Gemarkungen als 
Ersatz der wirklichen Flächen zu 
gelten haben? Man würde sich 
dann von der wahren Gestalt dieser 
Bezirke am wenigsten entfernen. Ich 
hin mir wohl bewusst, damit ein Kom¬ 
promiss zwischen einer idealen For¬ 
derung und der praktischen Aus¬ 
führung zu machen. Wenn das ein 
Fehler ist, wird er jeder historischen 
Karte anhaften, die sich nicht auf 
die unmittelbare Reproduktion gleich¬ 
zeitiger topographischer Aufnahmen 
beschränkt. 

Wo auch immer eine gute alte to¬ 
pographische Aufnahme eines grösse¬ 
ren Landstuckes mit den Grenzen tisw. 
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vorliegt und mit jetzigen verglichen 
werden kann, zeigt es sich, dass in 
in den meisten Fällen der Unterschied 
so arg gross nicht ist. Namentlich 
nicht, wenn man die aus den Ge* 
marknngsgrenz8tücken rekonstruierte 
Bezirksgrenze vergleicht. Dann werden 
die meisten der erst in moderner Zeit 
durch Teilung von Gemeinheitsland 
entstandenen Grenzänderungen in das 
Innere des alten Bezirks fallen, indem 
die Stücke der Gemarkungsgrenze, 
welche die alte Grenze gebildet haben, 
nur in den Fällen eine Neuregulie- 
rung notwendig machten, wo diese 
Grenze eben noch nicht bestimmt aus¬ 
gebildet war. Immerhin nähert sich 
auch in diesem Falle die moderne 
Grenze dem wirklichen Besitzstand 
der älteren Zeit. Nun können ja 
durch Eingemeindung früher selbstän¬ 
diger Weiler, Wohnplätze und Dorf¬ 
teile etwas grössere Verschiebungen 
der Grenzen an manchen Plätzen Vor¬ 
kommen, auch können Forste, Wal¬ 
dungen, Wüstungen und Gutsbezirke, 
die früher eigene Gemarkungen ge¬ 
bildet haben, zu benachbarten Ge¬ 
meinden geschlagen worden sein. I ber 
diese Fälle habe ich schon früher ge¬ 
sprochen. Auch hier wird es möglich 
sein, mit Benutzung der Flurkarten 
die annähernd richtige Grenze zu finden. 

Für alle Zeiten gültige Grenzen her¬ 
steilen zu wollen, ist eben unmöglich, 
weil die Grenzen bald hier, bald dort 
immer etwas geschwankt haben und 
vielfach erst nach langen Streitig¬ 
keiten festgestellt worden sind. Soll 
man darum auf die Darstellung be¬ 
stimmt umgrenzter Territorien, Ämter, 
Gerichte und Kirchspiele verzichten, 
weil man nicht genau weiss, wie gross 
die Abweichung von den heute üblichen 
Gemarkungsgrenzen sein könnte, weil 
man von ihrem wirklichen Verlauf 
überhaupt nichts weiss? Die jetzigen 
Gemarkungsgrenzen sind doch nicht 
wie die Grenzen in Nordamerika oder 
Afrika willkürlich nach Länge- und 
Breitegraden, oder wie die Schläge 
in den Forsten nach rechtwinkelig sich 
kreuzenden Schneissen eingerichtet 
worden, sondern enthalten in der Regel 
Stücke der alten Sprengelgrenzen. 

Wenn man sich dieser nur relativen 
Wertung der jetzigen Gemarkungs¬ 
grenzen bewusst bleibt, darf man sie 


meines Erachtens unbedenklich als 
Ersatz der sonst nicht mehr feststell¬ 
baren wirklichen alten Grenzen an¬ 
wenden. Besser als reine Phautasie- 
linien sind sie jedenfalls, aber auch 
besser als sonstige Hilfsmittel, Unter¬ 
streichungen und etwa Verbindungs¬ 
linien zwischen dem Vorort des 
Sprengeh und den übrigen Ortschaften. 
Es braucht nicht gesagt zu werden, 
dass auch die nach alten Karten und 
nach Grenzbeschreibungeu verifizier¬ 
ten Grenzen eigentlich nur für den 
Zeitpunkt Geltung haben, in dem jene 
Dokumente entstanden sind. Man wird 
sie aber auch für frühere oder spätere 
Zeiten anwenden dürfen, wenn Ände¬ 
rungen sich nicht nachweisen lassen. 
Ich glaube, dass auch in der ältesten 
Zeit, abgesehen von den Fällen, wo 
eine Termination oder Demarkation 
wirklich überliefert ist, neben dem 
Gren/.8aum auch die Grenzlinie ange¬ 
wandt gewesen ist. Man wird da zu¬ 
nächst die Siedelungskomplexe auf 
dem von W. Arnold und zuletzt von 
O. Schlüter gezeigten Wege festzustel¬ 
len haben, und diese Gebiete ältester 
Ansiedelung mit den jüngeren mittel¬ 
alterlichen Gerichtsbezirken verglei¬ 
chen, daneben auch die Dekanats-und 
Diözesaneinteilung berücksichtigen 
müssen; man wird dann viel sicherer 
die Gaueinteilung rekonstruieren kön¬ 
nen, als auf Grund der vielleicht auch 
nicht ganz zuverlässigen Angaben in 
Königs- und anderen Urkunden. Kennt 
man die Ausdehnung des Waldes und 
der Oedländereien zwischen den An- 
i Siedlungsgebieten, so ist ein Urteil, 
I ob ein Grenzsaum oder eine Grenz¬ 
linie zwischen den Gauen und ihren 
Unterabteilungen (Hundertschaften) 
anzunehmen ist, besser möglich, als 
dies jetzt der Fall ist. Freilich wird 
auch hier auf die allzu sanguinische 
Hoffnung: „Da muss sich manches 
Rätsel lösen“ ein Mephistopheles die 
Antwort geben: „Doch manches Rät¬ 
sel knüpft sich auch“. 

Darinstadt. W. Fabricius. 

HQtten, Wilhelm, Beiträge zur Sie- 
delungs-Geographie des 
hohen Venns. (Inaug. - Diss. 
Münster.) Aachpn 1909. 73 S, 

2 Karten 1 : 100000. 

Die Zahl der Sicdelungs- und kultur- 
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geographischen Spezialuntersuchun- 
gen ist für das Rheinland noch so 
gering, dass ein neuer Beitrag zu 
diesem so wichtigen Teil der Landes¬ 
kunde auch dann willkommen sein 
wird, wenn der Versuch noch manche 
Mangel aufweist. Der Verfasser der 
vorliegenden Studie über das Hohe 
Venn ist der Gefahr nicht entgangen, 
welche die Geographie durch ihre 
stoffliche Vielgestaltigkeit nun einmal 
mit sich bringt: seine Arbeit berührt 
eine Reihe von Gegenständen, sie gibt 
etwas von allem, was zur Untersuch¬ 
ung der Siedelungsverhältnisse einer 
Landschaft gehört, aber sie lässt tie¬ 
feres Eindringen in den Stoff fast 
überall vermissen. 

Die einleitenden Abschnitte über 
die Natur des Landes sind etwas 
dürftig. Bodenbau,OberBächenformeu, 
Bewässerung und geographische Lage 
des Gebietes hätten auch für den be¬ 
sonderen Zweck tiefer aufgefasst und 
ausführlicher dargestellt werden sollen. 
Wenig geklärte Grundvorstellungen 
bekundet es, wenn der Verfasser meint, 
das Hohe Venn sei älter als die Eifel, 
weil es aus geologisch älteren Ge¬ 
steinsschichten besteht. Alle Vor¬ 
gänge, welche die heutigen Gebirge 
geschaffen haben — und darauf, nicht 
auf die ursprüngliche Ablagerung der 
Schichten kommt es in der Geographie 
an — haben Eifel und Venn gleich¬ 
zeitig betroffen: sowohl die Gebirgs- 
faltung in der Steinkohlenzeit wie 
auch die verwickelten Zerstörungs¬ 
prozesse der nachfolgenden Perioden 
der Erdgeschichte. Besser gelungen 
ist der Abschnitt „Klima“, der mit 
Hilfe einiger kleiner Tabellen die 
wesentlichen Züge richtig hervorhebt. 

Die Behandlung des eigentlichen 
Gegenstandes beginnt mit einem histo¬ 
rischen Kapitel, das die grossen Pe¬ 
rioden der Besiedelungsgeschichte 
in ihrer Bedeutung zu kennzeichnen 
sucht. Die keltische und römische 
Zeit wird im allgemeinen richtig dar¬ 
gestellt, die Erörterungen über die 
folgenden Jahrhunderte rufen dagegen 
manche Bedenken wach. Der Verf. 
hat sich hier viel zu eng an W. Ar¬ 
nold angeschlossen, ohne die nötige 
Kritik walten zu lassen. Letzteres 
zeigt sich schon darin, dass er nie 
die alten urkundlichen Formen der 


Ortsnamen angibt. Von Arnold über¬ 
nimmt er ohne weiteres, dass die 
Namen auf -ingen und -weiler ala- 
mannisebe Siedler anzeigeu, was lür 
unsere Gegend längst widerlegt ist. 
Noch bezeichnender fast für die sche¬ 
matische Anwendung der Arnoldschen 
Prinzipien ist die Art, wie S. 28 alle 
unzusainmengesetzten Namen einfach 
als „untrügliche Zeichen“ der ältesten 
deutschen Besiedelung angenommen 
werden, darunter Namen wie Platz. 
Driesch, Heck, Born (Wohnplätze der 
Gemeinde Raeren)! Und doch hatte 
schon Arnold seihst den einfachen 
Namen gegenüber zur Vorsicht ge¬ 
mahnt. 

Leider unterlässt es der Verfasser, 
die von ihm als wünschenswert be- 
zeichnete Bestimmung des Sumpf- und 
Uberschweminungslandes in seiner ur¬ 
sprünglichen Ausdehnung auszuführen. 
Der so ungemein wichtige Gegensatz 
zwischen altem Waldland und seit 
Urzeiten besiedeltem, vielleicht immer 
waldfreiem Boden in der Randzone 
des Gebirges kommt auch im Text 
nicht genügend zur Geltung. Es wäre 
dringend zu wünschen, dass alle Ar¬ 
beiten dieser Art den Versuch einer 
kartographischen Darstellung der Ur- 
landschai't machten. Er kann bei ein¬ 
gehender Beschäftigung mit dem Ge¬ 
biet nicht allzuschwer sein lind wird 
der historischen Geographie jedesmal 
einen grossen Dienst erweisen. Der 
jetzt beginnenden kulturgeographi- 
l sehen Erweiterung des „Geschicht¬ 
lichen Atlas der Rheinprovinz“ wäre 
eine Vorarbeit dieser Art sehr will¬ 
kommen gewesen. 

Im einzelnen begegnen in der Arbeit 
manche kleine Ungenauigkeiten. Der 
pagns eflinsis wird nicht 1762, sondern 
762 genannt (S. 7). Bei Caesar heisst 
es noch Arduenna silva, nicht Ardenna 
s. (S. 22). Für die patrony mische 
Bedeutung der Endung -ingen darf 
der Referent nicht als Gewährsmann 
angeführt werden (S. 28); denn ein¬ 
mal ist er kein Sprachforscher, und 
zweitens hatte er sich denen ange¬ 
schlossen, welche die Endung nicht 
mir als patrony misch, sondern ganz 
allgemein als Ausdruck der Zugehörig¬ 
keit auflassen. 

Die weiteren Abschnitte (UI 1—3) 
behandeln dann die Bevölkerungs- 
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dichte, die Lage der Siedelungen 
und ihre wirtschaftlichen Zustände. 
Es fehlt der Raum, näher darauf ein¬ 
zugehen. In den statistischen Teilen 
schliesst sich der Verfasser z. T. an 
die von mir („Die Siedelungen im 
nordöstlichen Thüringen“) vorgeschla¬ 
genen Methoden an, weicht aber in 
recht wichtigen Punkten davon ab. 
Seine Gründe und die Erfolge seines 
Verfahrens können mich indessen nicht 
davon überzeugen, dass die — früher 
häutig angewendete — Ausscheidung 
des Waldareals bei der Berechnung 
der Volksdichte zweckmässig sei. 
Die Volksdichte soll das Verhältnis i 
der Bewohnerzahl zum Areal des Ge¬ 
bietes ausdrücken; wenn dabei aber 
die Hälfte der Fläche einfach beiseite 
gelassen wird, so scheint mir das dem 
Grundgedanken zu widersprechen, ob¬ 
wohl ich nicht verkenne, dass die 
Waldausscheidung in manchen Fällen 
einem natürlichen Gefühl entspricht. 

Auch in diesen Abschnitten fallen 
einige Ungenauigkeiten auf. Nament¬ 
lich stört es, dass bei den Zahlen für 
die Grundfläche auf S. 40 und 42 das i 
Komma durchweg um eine Stelle zu 
weit nach links gerückt ist, sodass für 
das ganze Gebiet (ohne Wald) nur 
ein Areal von 53,4 statt 534 ((km 
herauskomrnt. 

Die einzige Frage, die der Ver¬ 
fasser etwas eingehender verfolgt, ist 
die der Verteilung der Bevölke¬ 
rung au f die flöhen st ii fen(S.47ff.). 
Dies ist der beste Teil seiner Arbeit. 
Hier hat er mit den erläuternden 
wirtschaftlichen Bemerkungen einen 
wirklich wertvollen kleinen Beitrag 
zur Landeskunde geliefert. 

Von den beiden Karten stellt die 
eine in dem für diesen Zweck viel zu 
grossen Massstab 1:100000 die Volks¬ 
dichte dar, während die andere, als 
Deckblatt gezeirhnet, die Grundsteuer- 
reinerträge der Gemeinden angiht, 
die das Bild der Bevölkerungsvertei¬ 
lung verstehen hellen. 

Zum Schluss noch die Frage: wa¬ 
rum bleibt der Verf. hei der Schreib¬ 
weise Roer und schreibt nicht lieber 
phonetisch richtig Rur? 

Berlin. O. Schlüter. 

Disseinkötter. H., Aachens grosse 

Heiligtümer und ihre ge¬ 


schichtliche Beglaubigung. 

Bonn, C. Georgi, 1909. 

In seiner 1902 erschienenen, ,Aachen- 
fahrt“ hatte Steph. Beissel von zweien 
der sog. grossen Aachener Reliquien, 
dem Marienhetnde und den Windeln 
Jesu, die karolingische Herkunft zu er¬ 
weisen geglaubt. Seinen Auführungen 
gegenüber sucht D.in der vorliegenden 
kritischen Studie festzustellen, dass 
die beiden Quellenschriften, auf die 
B. seinen Beweis allein zu stützen 
vermöchte, die sog. Descriptio und das 
Lehen Karls d. Gr., für diesen Zweck 
untauglich seien. Die Descriptio sei 
nur zu dem Zwecke geschrieben, die 
S. Deniser Reliquien zu verherr¬ 
lichen. Der Verf. weist eingehend 
die Unglaiihwürdigkeit und Kritiklosig¬ 
keit dieser Quelle nach. Sie sage 
ausserdem gar nichts davon, dass zur 
Zeit der Abfassung der Descriptio, im 
11. .Jalirfi., die Reliquien noch in Aachen 
auf bewahrt wurden; vielmehr sind die 
Reliquien nach ihrer Angabe zwar 
von Karl d. Gr. aus dem Orient nach 
Aachen gebracht worden, aber durch 
Karl den Kahlen nach S. Denis ge¬ 
kommen. Die zweite Quelle, die in 
der zweiten Hälfte des 12. Jahrhun¬ 
derts entstandene Vita s. Karoli Magni, 
lässt sich zwar, wie D. ausführt, nur 
dahin interpretieren, dass die Reli¬ 
quien seit Karl d. Gr. Eigentum des 
Aachener Münsters sind, aber ihre 
Glaubwürdigkeit wird dadurch be¬ 
leuchtet, dass ihr „Verfasser sich er¬ 
dreistet hat, wider besseres Wissen 
eine von französischen Heiligtü¬ 
mern handelnde Geschichte zum Vor¬ 
teil seiner Aachener Kirche auszu¬ 
schlachten“. (S. 38'39.) Nunmehr 
untersucht der Verf. das älteste 
Reliqnienverzeichnis des Aachener 
Münsters vom Ende des 11. Jahr¬ 
hunderts. In diesem Verzeichnis ist 
das Unterkleid Mariae nicht enthalten 
und von den Windeln nur ein Stück. 
Mit Sicherheit sind diese Reliquien 
erst seit d. J. 1238 nachzuweisen; 
die Geschichte ihrer damaligen Ent¬ 
deckung wird von dem Mönch Albe¬ 
rich von Trois-Fontaines erzählt. Eine 
Anzahl (8) Exkurse sind der kritischen 
und klar geschriebenen Untersuchung 
beigefügt. 

Köln. Hermann Keussen. 
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■•isterernst, Dr. Bernhard, Die 

Grundbesitzverhältnisse 
in der Stadt Münster im 
M i 11 e 1 a 11 e r. (Münsteriscbe Bei¬ 
träge zur Geschichtsforschung, 
herausgegeben von A. Meister, 
Nene Folge, 24. Hand.) Münster j 
1909, Coppenratb. 

In seiner Abhandlung, einer von 
Philippiangeregten Dissertation,unter¬ 
sucht .Meisterernst die Verteilung des 
Grundbesitzes in Münster und die für 
ihn geltenden Rechtszustande — eine 
interessante und dankbare Arbeit. 
Münster ist ebenso wie Osnabrück, 
Hrernen, Halberstadt und die anderen 
alten Städte Niedersachsens aus einer 
Marktansiedlung entstanden, die sieb 
an einen schon vorhandenen älteren 
Mittelpunkt, hier die Immunität, 
angeschlossen hat. DaB Areal der 
späteren Stadt gehörte zum weitaus 
grössten Teil der Kirche, seit der 
Güterteilung zwischen Bischof und 
Domkapitel diesen beiden. Davon 
hatte der Bischof einen Teil seines 
Grundes zu Lehen oder als Dienst¬ 
mannsgut ausgetan (es sind die noch 
heute bestehenden „Adligen Höfe“) 
und viel zur Dotierung von Stiftern 
und Klöstern verwendet; so besassen 
die Benediktinerinnenabtei Oberwasser 
(1040 gegründet), die Kollegiatstifter 
St. Mauritz vor der Stadt (gegen 1070), 
am Alten Dom (gegen 1110), Ludgeri 
und Martini (beide gegen 1185 ge¬ 
gründet), die Zisterzienserinnenabtei 
Aegidii und andere geistliche Anstalten 
Grund und Boden in der Stadt. Als 
der Markt gegründet worden war, er¬ 
warben die zuziehenden Kaufleute und 
Handwerker von den Grundherren 
eine Hausstätte durch Leihenahme 
nach der für den Beliehenen ausser¬ 
ordentlich günstigen sogen. Gründer¬ 
leihe, wodurch der Leiheherr gegen 
einen ganz geringen Zins (die denarii 
areales) das volle dominium utile an 
einem Grundstück dem Leihenehmer 
zwecks Überbauung verlieh, und zwar 
ihm und seinen Erben. Es wurde 
hierdurch nur ein dingliches Abhängig- 
keitsvcrhiiltnis des Beliehenen begrün¬ 
det, seine persönliche Stellung nicht 
berührt. Da die Häuser von Anfang 
an Eigentum des Erbauers waren, nur 
dass sich der Leiheherr ein Vorkaufs¬ 
recht hei Verärgerungen wahrte, ge¬ 


schah es, dass sich im Laufe der Zeit 
ein volles Eigentumsrecht des Leihe¬ 
nehmers auch an der Hausstätte beraus- 
bildete und der Grundherr nur noch 
zum Empfang des geringen Zinses 
berechtigt blieb. Diese Leibe findet 
eine Analogie in dem heutigen Erb¬ 
baurecht. 

M. erörtert dann die Frage nach 
der Entstehung der freien städtischen 
Leihe und sieht in ihr in Überein¬ 
stimmung mit der neueren Forschung 
eine Weiterbildung der privaten freien 
Erbleibe auf dem Lande. Er berührt 
dabei die Kontroverse Rietschel-See- 
liger und geht einen Schritt über 
Seeliger hinaus, indem er m. E. mit 
Recht eine Scheidung zwischen Grün¬ 
derleihe und privater freier Erbleihe 
bezüglich ihrer öffentlich-rechtlichen 
Wirkung nicht anerkennt; auch die 
Gründerleihe sei an und für sich rein 
privatrechtlicher Natur. Die gegen¬ 
über der privaten freien Erbleihe für 
den Beliehenen so ausserordentlich 
günstigen Bedingungen der Gründer¬ 
leihe weiss M. nicht rückhaltlos zu 
erklären, da er die geltende von Arnold 
und Rietschel formulierte Meinung, 
dass das Interesse an dem raschen Auf¬ 
blühen seinerGründung den Stadtherrn 
zu den günstigen Leihehedingungen ver¬ 
anlasst hätte, für Münster nicht gelten 
lassen will, weil hier ja nicht ein 
Stadtherr, sondern eine ganze Reibe 
von Grundherren ihr Areal aufgeteilt 
haben. Doch ist hiergegen zu berück¬ 
sichtigen, oh nicht das Areal dieser 
Grundherren jedesmal erst später bei 
einer Stadterweiterung in die Bebau¬ 
ung einbezogen worden ist. Der Stadt¬ 
herr konnte doch nur auf seinem 
eigenen Grund und Boden einen Markt 
hezw. eine Stadt anlegen. Wenn sich 
dann die Gründung gut entwickelte, 
so dass die Besiedelung über das viel¬ 
leicht kleine Terrain des Stadtherrn 
hinaiiBging, dann teilten auch die an¬ 
deren Grundherren ihr Areal auf, 
konnten es aber nicht mehr anders 
als nach den einmal eingebürgerten 
Leihebedingungen vergeben, wenn dem 
auch ihr privates finanzielles Interesse 
entgegenstehen mochte. Grade für 
Münster ist wohl ein allmähliches 
Entstehen und Weiterausbauen an- 
ztinehmen, und die Besiedlung des 
Marktes, die M. in die Mitte des 
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12. Jahrhunderts verlegt (das mag für 
die westliche Seite zutreffen), wird schon 
(mit G. Schulte, Verfassungsgeschichte 
Münsters im Mittelalter, Münster 
1898) weiter zurück an der Jahr¬ 
tausendwende begonnen haben (eine 
Marktrechtsverleihung an den Bischof 
von Münster ist nicht bekannt, doch 
erhielt der üsnabrücker sie 1002, der 
von Minden 997; in Münster wurde 
gegen 1100 die spätere Marktkirche 
[Lamberti] als selbständige Pfarre be¬ 
gründet). Auch halte ich in Überein¬ 
stimmung mit der älteren Forschung 
nicht wie M. das Domkapitel, sondern 
den Bischof für den Gründer des 
Marktes, denn meines Wissens wurden 
von den Häusern am Prinzipalmarkt 
keine Wortgelder an das Domkapitel 
entrichtet. Auch scheint mir grade 
der Streit um den Immunitätsgraben 
zu beweisen, dass der Markt auf 
bischöflichem Grunde angelegt worden 
ist. Die Bürger hatten sich den an 
ihre Häuser anstossenden, zur Immu¬ 
nität, also dem Domkapitel, gehören¬ 
den Graben angeeignet. Als nichts 
anderes mehr half, haten die Dorn- j 
herren 1169 den Bischof, zu entschei¬ 
den, dass fortan wenigstens die eine 
Hälfte des Grabens zur Immunität | 
gehören sollte; die andere Hälfte | 
verblieb im Besitz der Bürger, dafür 
sollten diese bezw. die Inhaber der 
einzelnen an den Graben stossenden 
Hausstätten jährlich je einen Denar in 
recognitionem an das Domkapitel zah¬ 
len, 'eo tempore, quo solventur denarii 
domini episcopi, qui dicuntur worth- 
pennincge’. Ich sehe keinen Grund 
ein. warum man die Urkunde nicht 
wörtlich nehmen soll; zur Zeit, wenn 
die Bürger die Wortgelder von ihren 
Hausstätten an den Bischof zahlen, 
geben sie für die Benutzung des Gra¬ 
bens ihren Denar an das Domkapitel. 1 
Doch berührt sich das nur neben¬ 
sächlich mit M.s Untersuchung. — 
Als der Markt ausgehaut war, wurde 
allmählich das weitere zu verscbie- | 
denen geistlichen Grundherrschaften 
der Stadt gehörende Terrain aufge¬ 
teilt und besiedelt; so die mehr vom 
Markt entfernt liegenden Teile der 
Königs und Ludgeristrasse wohl erst 
gegen 1200, weil das Kolleuiatstift An 
Ludgeri, das hier Worteeider bezog, 
selbst erst gegen 1185 gegründet 


worden ist. Dass dem Stift zu sei¬ 
ner Dotierung bebaute Strassen zu¬ 
gewiesen worden seien, ist nicht 
wahrscheinlich. — Dass Münster ebenso 
wie die anderen alten Städte allmäh¬ 
lich ansgebaut worden ist, geht ja auch 
aus seinem unregelmässigen Grund¬ 
plan hervor; die späteren Städte, die 
durch einmaligen Gründungsakt ihres 
Stadtberrn entstanden sind (z. B. Lipp- 
stadt), haben eine ganz regelmässige 
Anlage. Solche Städte konnten nur 
auf dem Eigengut eines Grundherrn 
entstehen. 

Um die günstigen Bedingungen der 
Gründerleihe erklären zu können, ver¬ 
mutet M. neben der Verpflichtung 
zur Leistung des jährlichen Rekog- 
nitionszinses auch die Zahlung einer 
einmaligen höheren Summe heim Ein¬ 
tritt in das Leihverhältnis, ähnlich 
wie heim römischen jus perpetuum. 
Bei der Erörterung der Rechtsver¬ 
hältnisse der städtischen Leihe wendet 
M. sich der Streitfrage über die Be¬ 
deutung des „Weichbildes“ zu. Ety¬ 
mologisch erklärt bezeichnet es das 
Recht, das in einem Ort gilt. Riet- 
schel deutete es als Ortsrecht schlecht¬ 
hin, im Gegensatz zu Landrecht, 
Philippi dagegen spezialisierte es auf 
die Erbzins- bezw, Gründerleihe, die 
ja nur in geschlossenen Orten vor¬ 
kommt. M. wendet sich gegen Phi- 
lippis Deutung, doch kommen die 
beiden Ansichten, wie M. richtig her¬ 
vorhebt, im Grunde genommen auf 
dasselbe hinaus. 

Pie vielum8trittene Frage, ob es 
neben den Leihenehmern auch von 
Anfang an bürgerliche Besitzer von 
freiem Eigen in den Städten gegeben 
bat, bejaht M. für Münster, indem er 
(mit Philippi zusammen) die „Erb¬ 
männer“. die sich im späteren Mittel- 
alter als Eigentümer von freien Höfen 
in der Stadt nachweisen lassen und 
die auch eine rechtlich bevorzugte 
Stellung in der Bürgerschaft einnah- 
men (sie allein waren ratsfähig), m. E. 
mit Recht für ursprünglich bäuerliche 
Grundbesitzer hält, die schon vor der 
Gründung des Marktes hier gesessen 
und ihre Selbständigkeit zwischen dem 
Grundbesitz der Kirche behauptet 
haften. Den von G. Schulte (a. a. 0. 
S. 78) hiergegen erhobenen Einwand 
weist er zurück, indem er, gestützt 
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auf gute Quellen, zeigt, dass der Aus 
druck „Erbe“ im Geltungsbereich des 
Sachsenspiegels so viel wie „Eigen“ 
bedeutet im Gegensatz zu Lehns- und 
Zinsgütern, und dass auch die Erb¬ 
männer in Münster später ihre frei¬ 
eignen Güter als „Erbe“ bezeichnen. 
Eine Analogie finden diese Verhält¬ 
nisse in der Reichsstadt Dortmund, 
die Patrizier heissen hier „Erbsassen“ 
und waren gleichfalls von Anfang an 
Besitzer echten Eigens in der Stadt. 
Auch die ältere Ansicht, dass die 
Erbmänner Ministerialen gewesen 
seien, widerlegt M. Wenn ich ihn 
recht verstehe, scheint er die jetzigen 
adligen Höfe in der Stadt für Erb- 
inännerbosifz zu halten ; es sind doch 
Ministerialengüter ? 

Zum Schluss noch eine Richtig¬ 
stellung nebensächlicher Art. Die 
Güterteilung zwischen Bischof und 
Kapitel fand nicht, wie M. nach Er¬ 
hard angibt, unter Bischof Dodo (969 
—993) statt, sondern schon vor 882 
(vgl. Diekamp, Supplement zum West¬ 
fälischen Urkunden buch (188ö)Nr.469a 
und Tibus, Grundungsgeschichte der 
Stifter, Pfarrkirchen, Kloster und Ka- 
pelleu im Bereich des alten Bistums 
Münster (1885) S. 437 f.). Bei dieser 
Güterteilung hat das Kapitel von den 
vier alten Höfen der Kirche den Brock¬ 
hof und den Jüdefelderhof erhalten. 
Diesen Jüdefelderhof sehe ich aber 
nicht, wie M., G. Schulte, Tibus u. a., 
in den Gütern, die zum Känunerer- 
amt des Domkapitels gehörten und 
1386 durch das Kapitel von dem letz¬ 
ten Inhaber dieses Amtes zurückge- 
kauft und daun wahrscheinlich als 
Praezcptuin unter die Verwaltung des 
Brockhofs gestellt wurden (vgl. Zeit¬ 
schrift für vaterländische Geschichte 
und Altertumskunde, Band 67 (1909), 
I. S. 31 Anm. 5 am Schluss), sondern 
ich sehe ihn vielmehr in dem propstei- 
licben Offizium Jüdefeld, dessen Grund 
und Boden sich, wie aus den Wort¬ 
geldern ersichtlich, bis in die Stadt 
erstreckte und das sicher zu den äl¬ 
testen Bestandteilen des Kapitels- 
praebendal Vermögens gehört, denn aus 
den Erträgen dieses Offizium? musste 
das Zwölfmännerhaus unterhalten 
werden, jenes Armenhaus, dessen Er¬ 
richtung den Kapiteln durch Chrode- 
gangs Regel vorgeschriebe» war (vgl. 
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Zeitschrift, a. a. 0., S. 11 und 21 
i Anm. 5; Codex traditionum Westfali¬ 
caruin, ed. Darpe, II. S. 115 f.). Doch 
ist dies, wie gesagt, ein für M.s Unter¬ 
suchung unwesentlicher Punkt; der 
Wert seiner Arbeit wird dadurch nicht 
1 berührt. — An Druckfehlern sind mir 
folgende aufgefallen: S. 11, Z. 2 v. u.: 

1 torf hacheigen muss wohl heissen „tors- 
lacheigen“ ; S. 18, Z. 14: hausgetreuen 
— „bandgetreuen“; S. 22, Z. 12 und 
19: der Ort heisst Nienborg; S. 54, 
Z. 18: haltbar — „haftbar“. 

Bonn. H. Nottarp. 

Joseph Lappe, Die Bauerschaften 
der Stadt Geseke. (Unter¬ 
suchungen zur Deutschen Staats¬ 
und Rechtsgeschichte, herausgeg. 
von Otto Gierke, 97. Heft.) Bres¬ 
lau 1908. M. und H. Marcus. XVI 
und 171 S. M. 5,60. 

Der Darstellung des Wesens dieser 
bis in das 19. Jahrhundert hinein- 
reieheuden Agrargenossenschaften 
schickt der Verfasser einen klaren 
Überblick über die Entwicklung der 
; Stadt Geseke und die Besiedlung der 
Geseker Feldmark voraus Danach 
entwickelte sich neben dem Fron¬ 
hof einer geistlichen Grundherrschaft 
(Frauenkloster) ein Gemeinwesen mit 
einer Gewerbe und Handel treibenden 
Bevölkerung. Der ganze die Immu¬ 
nität und die Marktgemeinde umfas¬ 
sende Bezirk war befestigt; er er¬ 
scheint zuerst 952 in einer Urkunde 
Ottos 1. als „locus“ bzw. „civitas“ 
Geseke. Für die spätere Entwick¬ 
lung der civitas Geseke wurde der 
Anfall des dem geächteten Heinrich 
dem Löwen gehörenden Herzogtums 
über Westfalen und Engem an den 
Erzbischof von Köln i. J. 1180 von 
Bedeutung. Denn einerseits verdankte 
Geseke dem Kölner Erzbischof das 
Stadtrecht, in dessen Besitz es wohl 
zu Beginn des 13. Jahrhunderts ge¬ 
langte; anderseits hatte Geseke, weil 
es auf der Grenze zwischen Köln und 
Paderborn lag, in den Fehden zwi¬ 
schen den Kölner Erzbischöfen und 
den Paderborner Bischöfen sehr viel 
zu leiden, besonders aber die Geseker 
Feldmark. In dieser lagen rund um 
die Stadt mehrere Ansiedlungen, Mark¬ 
genossenschaften oder sogen. Baner- 
schatten. Zuletzt gab es deren sechs. 
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Ihre Bewohner verliessen, der fort¬ 
währenden Verheerungen in den 
Kämpfen zwischen Köln und Pader¬ 
born niüde, das wehrlose Land und 
siedelten in die Stadt über. Jede 
Bauerschaft baute sich im Bereiche ! 
des Tores auf, das zu ihrer Feldmark 
führte. So setzten sich also an eine 
bereits mehrere Jahrhunderte be¬ 
stehende Markt- und Stadtgemeinde 
mehrere Sondergemeinden an. Dieser 
für die allgemeine Stadtegeschichte 
so interessante Kristallisationsprozess j 
ist, wie Lappe überzeugend nachweist, [ 
um die Wende des 13. Jahrhunderts 
als abgeschlossen zu betrachten. 

Die ursprünglich einheitlichen Mar¬ 
ken oder Bauerschaften gingen nach 
ihrem Zuge in die Stadt in je zwei 
für sich bestehende Genossenschaften 
auseinander, so dass an die Stelle der 
bis dahin bestehenden sechs Agrar¬ 
genossenschaften deren zwölf traten, 
sechs Huden, d. h. Weide-, und sechs 
Bauerschaften, d. h. Waldgenosseu- 
schaften, beide benannt nach dem 1 
ihnen heim Ausscheiden aus der ge- ! 
meinsauien Mark zutallenden Teil der 
Allmende. Die Huden sind von Lappe | 
in seiner von der Kritik günstig auf- | 
genommenen Arbeit: Die Geseker 
Huden (Diss. Münster 1907) nach allen 
Seiten hin klargestellt worden. An 
derselben Stelle hat Lappe auch schon 
dargelegt, worauf die so eigenartige 
Trennung von Weide- und Waldbe¬ 
rechtigungberuht. Das geschieht nun 
in der vorliegenden Untersuchung viel 
eingehender. An seine Ausführungen 
über die Entstehung der Huden und i 
Bauerschaften, die bis in den Beginn 
des 19. Jahrhunderts hinein Sonder¬ 
gemeinden der Stadt Geseke gehliehen 
sind, knüpft der Verfasser eine Auf¬ 
zählung und Besprechung der Sonder¬ 
gemeinden in anderen Städten an, ohne 
dass er an den angeführten Sonder- ' 
gemeinde-Theorien Kritik üben will. 

An der Hand der im Geseker Stadt¬ 
archiv beruhenden sowie der von 
ihm selbst gesammelten Bauerschafts¬ 
bücher bz.w. Protokolle und Akten 
schildert Lappe dann eingehend das 
Wesen der Bauerschaften (Waldge¬ 
nossenschaften). Sie wurden gebildet 
von einer verschieden grossen Anzahl 
Ackerländer, den sog. .Gütern Land“, 
an denen die „Bauerschaftsrectate 1 


klebten“. Der Besitz eines solchen 
Gutes verlieh die Mitgliedschatt. Über 
die Mitglieder verbreitet sich der Ver¬ 
fasser S. 48—65 sehr ausführlich, wo¬ 
bei er die Grundhesitzverhältnisse in 
der Geseker Feldmark berührt und 
den Charakter der Güter bespricht. 
Der „Ausschluss aus der Bauerschatt“ 
wird S. 142—144 behandelt. Als „Be¬ 
amten der Bauerschaften“ (S. 65—78) 
erscheinen der „Holzgraf“, der an der 
Spitze stand; die „Brachstecher“, die 
die rein wirtschattlicben Angelegen¬ 
heiten der Bauerschaften regelten; 
der „Vormund“, der die Kasse zu 
fuhren hatte und jedes Jahr rech- 
nungsptlichtig war — eine zusammen- 
fassende Erörterung über das hinanz- 
wesen der Bauerscbaften findet sich 
S. 139—142 — ; der „Bauerknecht“, 
der Flurschütz, Gerichtsdiener und 
Bote in einer Person war. Vorüber¬ 
gehend wurden dann noch besondere 
Kommissionen zu bestimmten Zwecken 
gebildet. Die Organisation der Bauer- 
schaften gipfelte in den jährlichen 
Versammlungen der Bauerschaftsge- 
nossen, den „Bauergerichten“, sowie 
in den in dringenden Fällen einbe- 
rufenen „ausserordentlichen Versamm¬ 
lungen“ (S. 78—85). Die „bauer- 
8chaftlichen Flurgerichte“ (S.85—95) 
hatten den Holztrevel und die Flur¬ 
schäden zu rügen, den Wege- und 
Brückenbau zu leiten sowie die Grä¬ 
ben und Brunnen, die alten Dorf- 
hrunnen, instand zu halten. Die 
wichtigste Befugnis der Bauerschaften 
war das „jus liniuui regundorum“ 
(S. 96-111), d. h. in ihren Gebieten 
„die Grenzen in Wald und Feld in 
Ordnung zu halten und in strittigen 
Fällen zwischen den Parteien eine 
Entscheidung durch Urteilspruch her- 
beizuftihren“; das damit verbundene 
Verfahren ist von besonderem rechts- 
bistorischem Interesse. Dem an die 
Bauerschaften gefallenen Teil der 
Allmende der ursprünglichen Mark¬ 
genossenschaften ist ein besonderes 
Kapitel gewidmet (S. 112-127). Zur 
Allmende gehörten alle Wege, öffent¬ 
lichen Plätze, die Linden, das Land 
mit den Warten oder Heiligenhäus¬ 
chen, Steinbrüche, Landwehren. Kley¬ 
länder, der Dreisch, Heiden, Öd- und 
Unland, z. B. Teiche, ferner winzige 
Stücke, die bei der Aufteilung des 
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Landes übrig geblieben waren etc. 
Herrenloses Gut tiel den Bauerschaften 
als Eigentum zu. Das meiste Land 
wurde von der Bauerschaft verpach¬ 
tet. Bemerkenswert sind hierbei die 
mit den Pachtungen verbundenen Be¬ 
dingungen. Ganz besondere Beach¬ 
tung verdienen auch die Ausführungen 
über die Waldalltnende und den VVald- 
betrieb, wie überhaupt die ganze All 
inendewirtsehat't grosses wirtschaft¬ 
liches Interesse beansprucht. Das 
ideell gerichtete genossenschaftliche 
Leben der Bauerschaffen wird in dem 
Abschnitt „Sitten und Bräuche“ (S. 127 
—139) charakterisiert. Am wichtig¬ 
sten mit ist die Frage nach der recht¬ 
lichen Stellung der Bauerschaften im 
Gesamtorganismus der Stadt Geseke ; 
diese Krage wird in dem vorletzten 
Kapitel „Stadt und Bauerschaften“ 
(S. 144—158) beantwortet. Ohne dass 
der Charakter der Bauerschaften als 
selbständiger Genossenschaften ver¬ 
wischt wurde, erlangte die Stadt im 
Laufe der Zeit eine „gewisse Ober¬ 
gewalt“ über diese. t>en Schluss der 
Untersuchung bildet ein kurzer Über¬ 
blick über den „Zerfall und die | 
Aufhebung der Bauerschaften“ im 
19. .Jahrhundert. Zwei Pläne. Geseker I 
Feldmark und Lageplan der Stadt 
Geseke, dienen dazu, die Darstellung 
anschaulich zu machen. 

Lappes Arbeit ist zweifelsohne ein 
schätzenswerter Beitrag zur Geschichte 
der deutschen Stadtverfassung im all¬ 
gemeinen und des westniederdeutschen 
Städtewesens im besonderen; gleich- , 
zeitig bereichert sie unsere Kenntnis 
mittelalterlicher agrargenossenschaft¬ 
licher Institutionen ganz erheblich 
und zeigt bzw. hisst ahnen, dass die 
Sondergemeinden in viel mehr deut¬ 
schen Städten, namentlich westdeut¬ 
schen, verbreitet gewesen sind, als 
gemeinhin bekannt ist oder angenom¬ 
men wird. Die monographische Be¬ 
handlung dieser Art Genossenschaften | 
steht ja leider, wie auch der in der 
Arbeit voraufgescbickte ausführliche 
Literaturnachweis zeigt, hinter der 
der gewerblichen bedeutend zurück. 
So muss jede Arbeit auf agrarge- [ 
nossen8chaftliehern Gebiete willkoui- | 
men geheissen werden, namentlich '■ 
wenn sie mit der peinlichen Sorgfalt 
und mit der Quellen- und Literatur¬ 


kunde durcbgefubrt ist. die man in 
Lappes Arbeit auf Schritt und Tritt 
verfolgen kann. Dass der Verfasser 
keine Mühe gescheut bat, eiuen grossen 
Teil des Quellenuiaterials zu sammeln 
und vor der Vernichtung zu retten, 
ist ihm nicht an letzter Stelle zu 
danken. 

Köln. A. Wrede. 

In unserer Zeit der Doppel- und 
Untertitel überrascht fast eiue kurze 
Bezeichnung. Erich Zechlin hat seine 
Abhandlung, die der Historische Ver¬ 
ein für Niedersachsen als 6. Heft des 
ersten Bandes der Forschungen zur 
Geschichte Niedersachsens (Hannover 
und Leipzig 1907) herausgibt, schlicht 
„Lüneburgs Hospitäler im Mit¬ 
telalter“ genannt. So überlässt er 
dem Leser die erfreuliche Entdeckung, 
dass die Arbeit in mancher Hinsicht 
über das im Titel umschriebene Ar¬ 
beitsfeld hinausführt. Breit im Vorder¬ 
grund steht natürlich die Geschichte 
der fünf Hospitäler selbst, die nach 
ungedruckten Quellen aus dem Lüne¬ 
burger Stadtarchiv nebst sorgfältiger 
Benutzung der Publikationen geschil¬ 
dert wird. Die Wohlfahrtspflege des 
Mittelalters, auf völlig ariderer Grund¬ 
lage als die moderne soziale Fürsorge 
beruhend, wird mit gut historischem 
Blick aus den Bedingungen der Zeit 
heraus gewürdigt. Der Wirtschafts¬ 
historiker kommt im 4. Kapitel, worin 
der Verfasser das Vermögen der Ho¬ 
spitäler behandelt, zu seinem Rechte. 
Hervorgehoben sei die in einer An¬ 
merkung etwas versteckt angebrachte 
Feststellung, dass sich im Lünebur- 
gischen nur Ilöfe von zwei und einer 
Hufe finden, was im Hinblick auf die 
bekannte Theorie Wittichs über die 
Entstehung der Meierhöfe Beachtung 
verdient. Der Besitz der Hospitäler 
an Sülzrenten aus der Lüneburger 
Saline führt den Verfasser zu einem 
interessanten, auf zahlenmässiger 
Grundlage ausgeführten Konstruk¬ 
tionsversuch. Unter der Voraus¬ 
setzung, dass der hansische Norden 
und Osten das Hauptabsatzgebiet des 
Lüneburger Sal<es war, erklärt er 
nämlich das Schwanken der Renten¬ 
erträge aus der Bewegung des Ostsee¬ 
handels. Die Konjunktur war für das 
Lüneburger Produkt am günstigsten, 
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wenn die Ostsee frei und sicher war 
und zugleich im Salzhandel aus Frank¬ 
reich eine Depression herrschte. Ob 
die Handelskurve freilich in allen 
Einzelheiten bis 1512 so verlief, wie 
Verfasser angibt, werden weitere Un¬ 
tersuchungen nachzuprüfen haben. 
Wir erfahren noch manches Detail 
über das Leben in den Spitälern, über 
mittelalterliche Bau- und VVohnweise, 
über die Geschichte der Seuchen und 
über die „Verehrungen“, wie denn 
überhaupt eine Studie ül>er den Back- 
schich im Mittelalter nicht uninteres¬ 
sant sein würde. Es lohnte sich also 
durchaus, die mittelalterliche Welt 
aus dem stillen Winkel eines Spitals 
zu betrachten. 

Brüssel. II. Häpke. 

Franz Falk, Die Ehe am Ausgange 
des Mittelalters. Einekirchen- 
und kulturhistorische Studie. Er¬ 
läuterungen und Ergänzungen zu 
Janssens Geschichte des deutschen 
Volkes, herausgeg. von Ludwig 
Pastor. VI 4; VIII, 94 S.; Frei¬ 
burg i B., Herder. 1908. Preis 
2,(50 Mk. 

Ein zusammenfassendes wissen¬ 
schaftliches Werk über die Ehe am 
Ausgange des Mittelalters ist schon 
lange ein offenkundiges Bedürfnis. 
Durch die vorliegende Schrift wird es 
jedoch nicht erfüllt. Voraussetzungen, 
die für ein solches Werk selbstver¬ 
ständlich sind, bleiben iu ihr völlig 
unbeachtet. 

W'enn man über die Wertung der 
Ehe im späteren Mittelalter schreibt, 
so kommt alles darauf an, dass man 
zwischenden Anschauungen des Volkes 
und denen der Kirche scharf zu unter¬ 
scheiden versuche. Falk dagegen ver¬ 
wendet zur Charakteristik der letzte¬ 
ren fortgesetzt Quellen, die mit ihnen 
nichts oder wenig zu tun haben, wie 
etwa Regesten über Laienstiftungen 
oder Volksbücher. 

Natürlich genügt es nicht, nur von 
den Anschauungen über die Ehe zu 
sprechen. Die wirklichen Verhältnisse 
verlangen ein eingehendes Studium, 
das freilich mit grossen Schwierig¬ 
keiten verbunden ist. Falk hat in 
dieser Richtung kaum irgendwie einen 
ernsthaften Versuch gemacht, dagegen 
seine schon so äusserst formlosen Aus- 
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| führungen z. B. mit Angaben über 
moderne Ebescheidungsstatistik ver¬ 
sehen. 

Dazu kommt, dass das vom Ver¬ 
fasser für seine Arbeit herangezogene 
Material sowohl nach der Seite der 
Quellen, wie nach der Seite der Lite¬ 
ratur durchaus unzulänglich ist. Es 
beruht nicht auf systematischer Samm¬ 
lung, sondern setzt sich aus zufälligen 
Lesefrüchten zusammen. Besonders 
fühlbar ist dieser Mangel in dem 
höchst dürftigen Kapitel über die 
Predigt. Rheinische Verhältnisse wer¬ 
den nur gelegentlich berührt. 

Das uns gebotene Material wird 
nicht verarbeitet, sondern nur unter 
Überschriften gebracht (I. Die kirch¬ 
liche Ehrung. II. Ring. Schleier und 
Gürtel. III. Die bürgerlichen Vor¬ 
rechte ... VII. Die Brautausstattung 
Ipuellae maritandae ...]). Eybs wich¬ 
tiges Ehestandsbüchlein wird nicht 
I analysiert, sondern nur z. T. ausge¬ 
schrieben. Der Verfasser verbindet 
seine Exzerpte mit einem Texte, der 
I mehr erbaulich, als wissenschaftlich 
interessiert ist. 

Endlich ist die vorliegende Schrift 
eine Tendenzschrift. Falks Vorliebe 
gehört dem spätereu Mittelalter, seine 
Abneigung dem sechzehnten Jahr¬ 
hundert, das er höchst überflüssiger¬ 
weise als dunkle Folie für seine Dar¬ 
stellungbenutzt. Dabei ist das Material 
so wenig gesichtet, dass es sich bis¬ 
weilen gegen die Tendenz des Ver¬ 
fassers verwerten lässt. Man kann 
die hohe Schätzung der Ehe im spä¬ 
teren Mittelalter doch nicht mit Hilfe 
von Lobsprüchen über die Virginität 
beweisen. 

Es nimmt Wunder, dass der jüngst 
verstorbene Verfasser, dem wir sonst 
manchen schätzenswerten Beitrag, be¬ 
sonders zur spätniittelalterlicheu Kir¬ 
chengeschichte, verdanken, sich die 
notwendig zu erfüllenden Voraus¬ 
setzungen für die Bearbeitung seines 
i gewiss recht schwierigen Themas so 
wenig klar gemacht hat. 

Die von Ludwig Fastor herausge¬ 
gebenen Erläuterungen und Ergän¬ 
zungen zu Janssens Geschichte des 
deutschen Volkes würden im eigenen 
Interesse handeln, wenn sie bei Auf¬ 
nahme neuer Hefte eine strengere 
Kritik vom wissenschaftlichen Rtand- 
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punkte zu üben sich entschlossen 
würden. 

Bonn. Hashagen. 

Die eigentlich wirtschaftlichen Kon¬ 
kurrenten der Hanse waren in erster 
Linie die Holländer. Ihr Kampf um 
den westöstlichen Verkehrsweg vom 
Atlantischen Ozean bis zur Ostsee hat 
manches dramatische Moment, in die 
Geschichte des Seehandels hineinge¬ 
bracht. Die Arbeit über „Die Hanse 
und Holland bis zum Utrechter 
Frieden 1474“, die Kurt Stahr als 
Marburger Dissertation 1907 hat er¬ 
scheinen lassen, erschöpf t das zu weit 
gespannteThema nicht. Während Stahr 
eine nützliche und für die ältere Zeit 
gut gruppierte Darstellungder handels¬ 
politischen Verhältnisse gibt, kommt 
der wirtschaftliche Unterbau zu kurz. | 
Uber die ökonomischen Bedingungen 
und die Ausgestaltung des Verkehrs 
im einzelnen werden wir nicht ge¬ 
nügend unterrichtet. Allerdings gibt 
es keine zureichende Geschichte des 
holländischen Fernverkehrs und ins¬ 
besondere des Ostseehandels, bei der 
sich der Verfasser Rat hätte holen 
können. Auch scheint er sich über 
die Stellung der holländischen Städte 
zur Hanse nicht klar zu sein (vgl. 

S. 49). Dem Verhältnis zwischen den 
holländischen Gemeinwesen und den 
ovcrijsselschen und gelderschen Orten 
am Ostufer der Südersee geht die Ab¬ 
handlung nicht weiter nach, obwohl 
dort mit Kämpen und Genossen doch 
auch Hansestädte, und zwar sehr wich¬ 
tige, lagen. Vielleicht haben wir in 
der nachbarlichen Eifersucht zwischen 
den westlichen und östlichen Anwoh¬ 
nern der Südersee den Grund für die 
merkwürdige Tatsache zu suchen, dass 
der holländische Händler stets eine 
Sonderstellung neben und ausserhalb 
der Hanse einnahm. 

Brüssel. R. Il&pke. 

Franz Bock, Matthias Grünewald, 

I. Teil. Mit 29 Abb. im Text und 
19 Vollbildern. München, Georg 
D W. Callwey, 1909 (Preis 4 Mk ). 

Bereits im Jahre 1904 hat sich Franz 
Bock mit einer Arbeit über „die Werke 
des Mathias Grünewald“ l ) in die Reihe 

') Studien zur deutschen Kunstgeschichte, 
He» S4. 


derer gestellt, die diesem lange ver¬ 
kannten einzigartigen Malergenie 
Deutschlands die ihm gebührende Stel¬ 
lung zu sichern bemüht sind. Der vor¬ 
liegende erste Teil seiner Grünewald¬ 
monographie ist bis auf den Nachtrag, 
wo namentlich die erst 19o7 entdeckte 
Stuppacher Madonna gewürdigt wird, 
eine unveränderte Sonderausgabe einer 
1907 erschienenen Abhandlung 2 ) und 
wendet sich nicht nur an den Kreis 
der Fachgelehrten, sondern ebenso 
sehr an die gebildeten Kunstfreunde. 
Und das ist grade bei Grünewald be¬ 
sonders erwünscht; denn das akade¬ 
misch-klassizistische Vorurteil, das als 
ein schwer lastendes Erbstück der 
italienischen Renaissance einer ge¬ 
rechten Beurteilung der Besten un¬ 
serer nordischen Kunst und ganz be¬ 
sonders Grünewalds so sehr im Wege 
stand, steckt noch tief in unserm 
Volke. Beginnt doch seihst die Kunst¬ 
wissenschaft ihre Schuld an Grünew ald 
erst in jüngster Zeit abzutragen, und 
zwar erst, nachdem die spezifisch 
malerischen Qualitäten in der Kunst 
wieder zu allgemeiner Anerkennung 
gelangt sind. Es ist schmerzlich, aus 
der von Bock gegebenen chronologi¬ 
schen Zusammenstellung von Urteilen 
über Grüpewald zu sehen, welche ab¬ 
lehnende Verständnislosigkeit der 
Meister des gewaltigen Isenheimer 
Altars bis ans Ende des 19. Jahr¬ 
hunderts gerade bei denen fand, die 
in erster Linie berufen gewesen 
wären, seine Werke ins rechte Licht 
zu stellen. Bock nennt diesen ersten 
Abschnitt seiner Monographie daher 
auch mit einigem wohl begründeten 
Sarkasmus „Grünewald in fünf Jahr¬ 
hunderten, ein Beitrag zum Problem 
derWertungin der Kunstwissenschaft“. 

Die Erscheinung (irünewalds, über 
dessen Lehen ein jetzt wohl nicht mehr 
hinreichend aufzuklärendes Dunkel 
liegt, bedeutet in der Kunst vom An¬ 
fang des 16. Jahrhunderts (Grünewald 
ist zwischen 1529 und 1531 gestorben) 
in der Tat ein Phänomen. Während 
alle um ihn her — der grosse Dürer, 
zu dem er in naher Beziehung stand, 
nicht ausgenommen — sich dem über¬ 
mächtigen italienischen Einfluss hin- 

! ) in ,, Walhalla, Bücherei für vaterländische 
Geschichte, Kunst und Kulturgeschichte“, 
Band III. 
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gaben, war es einzig Grünewald, der 
aus diesem Konflikt ohne Einbusse 
seiner bodenwüchsigen Eigenart her- 
vorging, der wie kein anderer den 
Mut hatte, die Kreuzigung in ihrer 
ganzen furchtbaren Wahrheit und 
Grösse darzusteilen, und dessen zau- 
bcrhalte Helldunkelmalerci ihn zum 
Vorläufer Kembrandts machte. Be¬ 
sonderen Nachdruck legt Bock darauf, 
dass Grünewald, der grösste deutsche 
Maler (in des Wortes eigentlicher 
Bedeutung) nicht, wie meist üblich, 
Dürer unterzuordnen, sondern neben 
ihn. oder vielmehr in Gegensatz zu 
ihm zu stellen ist; denn Dürers Vor¬ 
zugs* eises Ausdrucksmittel war nicht 
— wie dasjenige Grünewalds — die 
Farbe, sondern die Zeichnung. Man 
kann dabei ruhig gelegentliche Schwä¬ 
chen der Zeichnung bei Grünewald 
zugeben, ohne seiner Grösse Abbruch 
zu tun; auch bock hätte dies ge¬ 
rechterweise einräumen sollen, eben¬ 
so wie er aul die koloristischen 
Schwächen Dürers hinweist. Man 
braucht nicht gleich ein akademischer 
Italist zu sein, wenn man gewisse 
störende Verzeichnungen, die nicht 
stilistisch begründet sind, bedauert. 
Es war doch auch nicht nur schwäch¬ 
licher Italismus, was die Deutschen 
am Anfang des 16. Jahrhunderts zur 
italienischen Kunst hinzog, sondern 
auch die zeichnerisch technische Über¬ 
legenheit der dortigen Maler. Ver¬ 
hängnisvoll war jedoch, dass auch Auf¬ 
fassung und Inhalt der italienischen 
Kunst von der deutschen übernommen 
wurde. Diese rückhaltlose italienische 
Rezeption zu Anfang des 16. Jahr¬ 
hunderts lässt aber in der Tat erst 
die Bedeutung Grünewalds ermessen, 
der mitten in dieser Strömung ohne 
Bruch die nordische Spätgotik weiter¬ 
entwickeln und so ureigene Schöp¬ 
fungen, wie den Isenheimer Altar, den 
Kölner Antonius oder die Münchener 
Erasmustafel hervorbringen konnte. 

Da die zahlreichen Griinewuld- 
Streitfragen mit den noch in Dis¬ 
kussion stehenden Bildern für einen 
zweiten Teil Vorbehalten sind, ist 
dieser erste, ein abgeschlossenes Ganze 
bildende Teil um so geeigneter, in 
weiteren Kreisen Interesse und Ver¬ 
ständnis für den Meister zu wecken. 

Hugo Rahtgens. 


Dr. Meyer (Dessau), Ziel, Organi¬ 
sation und Stoff des Unter¬ 
richts im Jesuitengymnasium 
zu Köln in den ersten Jah¬ 
ren nach seiner Eröffnung 
(1557), in „Mitteilungen der Ge¬ 
sellschaft für deutsche Erziehungs¬ 
und Schulgeschichte“. Neunzehn¬ 
ter Jahrgang (1909), Erstes Heft, 
S. 35-68. 

Der Verfasser untersucht die das 
höhere Unterrichtswesen Kölus um¬ 
gestaltende Tätigkeit der Jesuiten auf 
Grund der Stellungnahme des Ignatius 
zum Humanismus und den weltlichen 
Wissenschaften überhaupt. Während 
die älteren Orden die scientiae sae- 
culares ablehnten, empfahl sie Ignatius, 
nicht ohne das Misstrauen streng kon¬ 
servativ kirchlicher Kreise zu wecken, 
aber er ordnete sie dem mittelalter¬ 
lichen Kirchenideal und der pietas 
I unter und blieb den Grundanschau¬ 
ungen der scholastischen Theologie 
treu. Vom Humanismus, den er in 
Gestalt des Studium trilingue (Latei¬ 
nisch, Griechisch, Hebräisch) den 
Kölnern versprach, beachtete er nur 
die formale Seite, während er den 
Geist und die Weltanschauung des 
Humanismus von seinem kirchlichen 
Standpunkte aus ablehnen musste. So 
blieb er sachlich in der alten scho¬ 
lastischen Theologie des Thomas von 
Aquin, die er empfahl, aber er be- 
i kleidete die Stützen, auf denen sie 
als Krönung der Studien thronen 
sollte, mit dem Schmucke einer den 
Schriften der Alten entlehnten und 
nachempfundenen Eloquenz und eines 
geläuterten Stils. Dieser Stützen 
(literae humaniores und Philosophie) 
haben die Kölner Jesuiten sich zuerst 
eifrig angenommen, ehe es ihnen ge¬ 
lang, das in Köln darniederliegende 
theologische Studium zu erneuern. 
Wenn nämlich auch anfangs für Exe¬ 
gese drei Jesuiten nach Köln beordert 
! wurden, die durch Eloquenz ihr Fach 
zu Ehren bringen, aber von kritischen 
Untersuchungen sich fern halten soll¬ 
ten, so brachte der Orden es doch 
aus verschiedenen Gründen zunächst 
nicht zu Vorlesungen über scholast¬ 
ische Theologie, sondern musste sich 
vorerst damit begnügen, die theolo¬ 
gische Fakultät zu systematischen 
Vorlesungen zn veranlassen und die 
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Errichtung eines Theologenkollegs 
anzuregen. Dagegen nahmen die Je¬ 
suiten, sobald ihnen die Bursa nova 
tricoronata 1556 überlassen war, sich 
der sprachlichen Wissenschaften eifrig 
selbst an und zogen zur Erreichung 
einer strafferen Organisation des bis¬ 
her zersplitterten Unterrichts, nicht 
ohne Konflikt mit der Universität, auch 
Philosophie in die Lehrtätigkeit ihres 
Kollegs. Was die sprachlichen Stu¬ 
dien betrifft, so wurde die Klassen¬ 
einteilung erst später ausgebaut, be¬ 
sonders auch durch die Hinzufügung 
der unteren Klassen; die Versetzungen 
im Graminatikkursus waren halbjährig, 
die Zahl der Klassenlehrer war zu¬ 
nächst auf Einen beschränkt, wurde 
später aber auf zwei erhöht. Die 
Rhetorik gehörte zur Hälfte dem phi¬ 
losophischen Studium an. Das La¬ 
teinische war Hauptsache, die Stellung 
des Griechischen und Hebräischen ge¬ 
ringer als hei den Humanisten. Wie 
man hei den Schulschriftstellern Cicero 
bevorzugte, dagegen unreine Schrift¬ 
steller alilehnte oder nur in gereinigten 
Ausgaben den Schülern in die Hand 
gab, so waren auch die von ketze¬ 
rischen Schulmeistern verfassten Lehr¬ 
bücher verpönt, und der Orden sorgte 
selbst für solche Hiilfsmittel. Da 
die Wissenschaften nicht ihrer seihst 
wegen gepflegt wurden, sondern mehr 
als notwendige Mittel für die höheren 
geistlichen Interessen galten, so wur¬ 
den die realen Disziplinen, obgleich 
sie im Gegensatz zu dem Betrieb der 
mittelalterlichen Universitäten und der 
Anschauung der älteren Orden dem 
neuen Zeitgeist entsprechend heran- | 
gezogen wurden, doch nur vorsichtig 
behandelt, soweit es das Interesse 
der Kirche zuliess. Neben der Schul¬ 
philosophie haben die Realien keine 
gleichberechtigte Stellung erhalten. 
In der Philosophie kamen die Jesuiten 
nur formell den Forderungen der 
Humanisten entgegen. An der Inter¬ 
pretation des Aristoteles durch die 
scholastischen Theologen hielten auch 
sie fest, und während die Humanisten 
mit ihren Schülern den Plato im Ur¬ 
text lasen, begnügten sich die Jesuiten 
in ihren Vorlesungen mit Auszügen 
und Übungsbüchern. In der Form des 
von den Jesuiten eingeführten Reli- | 
gionsunterrichtes und denKatechismen 


des Kanisius, deren Kölner Drucke 
vermerkt werden, erblickt Meyer eine 
Nachahmung der Form des protestan¬ 
tischen Religionsunterrichts. 

Aachen. A. Fritz. 

Urkundenbuch zur Rheinischen Kir¬ 
chengeschichte. Bd. I: Synodal¬ 
buch. Die Akten der Synoden 
und Quartierkonsistorien in Jülich, 
Cleve u. Berg 1570—1610. Heraus¬ 
gegeben (in Verbindung mit andern) 
von Prof. D. E. Simons (XVI, 
838 S.) gr. 8°. Neuwied, L Heuser 
1909. Preis 20 M. 

Das vorliegende Werk darf unbe¬ 
denklich als die wichtigste Erschei¬ 
nung der letzten Jahre auf dem Ge¬ 
biete der Literatur zur evangelischen 
Kirchengeschichte des Rheinlands be¬ 
zeichnet werden, dessen Wert und 
Bedeutung nicht leicht zu hoch ein- 
geschätzt werden kann. Besitzen wir 
doch in ihm die authentischen Quellen 
zur Geschichte der niederrheinischen 
Gemeinden seit ihrer Konsolidierung 
zu Quartieren, Klassen und Synoden. 

Durch die Heranziehung aller er¬ 
reichbaren Handschriften ist eine ge¬ 
reinigte, höchst zuverlässige Text- 
ausgabe zustande gekommen. Zu¬ 
weilen scheint uns in der Aufzählung 
der Varianten etwas zuviel getan zu 
sein. 

In den dem Text heigegebenen An¬ 
merkungen offenhart sich ein im¬ 
menser Fleiss und eine erstaunliche 
Literaturkenntnis der Mitarbeiter. Auf 
das Biographische ist das Hauptge¬ 
wicht gelegt worden. Erfreulicher¬ 
weise sind auch die Universitätsma¬ 
trikeln zu Rate gezogen worden, meist 
die einzigen Quellen, die über die 
Herkunft der einzelnen Persönlich¬ 
keiten Aufschluss gehen. Doch hätte 
die Heidelberger Matrikel noch aus¬ 
giebiger benutzt werden können: zu 
bedauern bleibt, dass die Neuausgabe 
der Herhorner Matrikel nicht mehr 
verwertet werden konnte. 

Die Einleitung, vom Herausgeber 
verfasst, gliedert sich in die beiden 
Abschnitte: a) „Die Reformation am 
Niederrhein bis zum Anfang des Sy¬ 
nodalwesens“ und b) ,.Entstehung und 
Bedeutung der alten niederrheinischen 
Kirchenverfassung“. — So trefflich 
und reichhaltig in Hinsicht auf den 
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gebotenen Inhalt der Überblick über | 
Wei den und Wachsen des rheinischen 
Protestantismus (a) ist, so lässt er 
doch eine übersichtliche Gliederung 
in einzelne Epochen vermissen; die 
chronologische und lokale Aneinander¬ 
reihung des Stoffes befriedigt nicht. 
— Im 2. Abschnitt der Einleitung 
(b) scheint uns der Herausgeber mit 
der Expectoration über die Minder¬ 
wertigkeit der heutigen Synoden etwas 
zu weit über den historischen Rahmen 
hinausgegangen zu sein. 

Zuletzt noch ein Wort über den 
Titel „Synodalbuch“. Unstreitig dem 
französischen „I.ivre synodal des I 
Eglises Wallones“ nachgebildet, lasst 
er nicht sofort auf den Inhalt des 
Werkes schliessen. Er wäre besser i 
fortgefallen und durch den Unter- '> 
titel: „Die Akten der Synoden....“ 
ersetzt worden. 

Zu bedauern bleibt, dass das Vor¬ 
wort keine Andeutung darüber ent¬ 
hält, was als Band II des Gesamt¬ 
unternehmens geplant ist. Wünschens¬ 
wert wäre die Edition der Protokolle 
der Generalsynoden von Jülich, Cleve, 
Mark und Berg. P. 

Rud. Arthur Peltzer, Geschichte 
derMessingindustrieundder 
künstlerischen Arbeiten in 
Messing (I) i n a n d e r i e s) in 
Aachen und den Ländern 
zwischenMaas und Rhein von 
der Rümerzeit bis zur Ge¬ 
genwart. Ztschr. des Aachener 
Geschichts-Vereins, XXX. Band, 
Aachen 1908 (auch als Sonder¬ 
druck erschienen: Aachen 1909), 
229 S. 

Wie der Titel besagt, berührt der 
Verfasser in dieser Schrift, die zum 
ersten Mal eine brauchbare Darstel¬ 
lung der Geschichte der Messing¬ 
industrie gibt, auch kurz die künst¬ 
lerischen Arbeiten in Messing Einige 
ihrer Hauptwerke aus verschiedenen 
Kunstperioden werden im Bilde wie¬ 
dergegeben. Anhangsweise bietet uns 
Peltzer eine Reihe der für die Ent¬ 
wicklung der Messin industrie wich¬ 
tigen Aktenstücke. Die Arbeit, die 
das weit zerstreute handschriftliche 
und das wenige verwendbare gedruckte 
Material heranzieht, ist umso dankens¬ 
werter, als bisher gerade über die Her- 
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kuDft und die Entwicklung der Mes¬ 
singindustrie, wie sie namentlich heute 
noch in einzigartiger Weise in Mol¬ 
berg blüht, sowie über ihre Träger 
phantastische Kombinationen beliebt 
waren, die nicht zum wenigsten auch 
von den Familien der „Kupfermeister“ 
fortgeptlanzt wurden. Sind ja doch 
in gleicher Weise auch über andere 
Zweige der Motallbereitung irrige 
Meinungen verbreitet. Wie im Stol- 
berger Tal die Messingindustrie, so 
sollte in den stillen Tälern der nord¬ 
westlichen und der mittleren Eifel die 
Eisenindustrie’) ihre hauptsächlichste 
Förderung durch vertriebene Protes¬ 
tanten aus Frankreich erhalten haben. 
Die Aufhebung des Edikts von Nantes 
hat in diesem Zusammenhang stets 
eine grosse Rolle gespielt. Heute steht 
fest, dass die Fabrikanten, wenn nicht 
aus Aachen und seiner Umgebung, so 
aus den flämisch-niederländischen Ge¬ 
bieten des Herzogtums Limburg, zum 
kleineren Teil aus den angrenzenden 
wallonischen Distrikten stammen. 

Peltzer behandelt sein Thema nach 
allen Seiten Er schildert die Ge¬ 
winnung der Rohmaterialien, so des 
Galmeis, das vornehmlich aus den 
Bergwerken von Altenberg (Neutral- 
Moresnet), deren Besitzverhältnisse 
ungemein verwickelt waren, gefördert 
wurde, und den Bezug des sonderlich 
in Mansfeld am Südabhange des Harzes 
erzeugten Kupfers. Peltzer glaubt, 
das« im 16. Jahrhundert der Handel 
mit Kupfererzen hauptsächlich in den 
Händen von Nürnberger und Augs¬ 
burger Kaufleuten lag. Indes scheinen 
im 15. auch Kölner bereits diesen 
Handel vermittelt zu haben*). Der 
Transport ging freilich auch in diesen 
wie in den späteren Fällen über Frank¬ 
furt, wo die Aachener Faktoren hatten. 

') so noch bei Virmond, Geschichte der 
Eifeier Eisenindustrie, S. 103. Virmond lässt 
z. B. die Familie Poensgen aus Frankreich 
stammen. Auch das Stolberger Tal hatte seit 
dem späteren Mittelalter seine Eisenhämmer. 
In einer Petition an den Rat der Stadt Köln 
hebt Laurenz Mondenschein, dessen Nach¬ 
kommen in der Messingfabrikation tätig waren, 
hervor, dass der Herzog von Jülich seinen 
Vater Bernhard Mondenschein fum 1550—1560) 
mit einer Hütte oder einem Eisenwerk „auf 
der Vicht“ bei Stolberg belehnt habe (Köln, 
Stadtarchiv, Akten der SchmiedcgaffeI, 15m 
—1504). 

*) vgl. Kuske, Vierteljahrsschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte VII. (1009) S. 304 
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Die von Frankfurt kommenden Wagen | 
bildeten nach Peltzer ein erwünschtes 
Beuteobjekt für die Wegelagerer. 
Einen neuen Beleg erhält diese Tat¬ 
sache durch ein der Mitte des 16. Jahr¬ 
hunderts angehörendes Gesuch des 
Kupferschlägeramts an den Hat von 
Aachen um Ausfertigung eines Ge- ' 
leitsschreibens an den Kölner Rat, 
da das eine Mal der ganze Kupier¬ 
transport in Köln heimlich verhan- 
tiert und verbraucht“, das andere Mal 
auf der Hahnenstrasse ein Fuhrwerk 
beschädigt sei 3 ). 

Die zahlreichen Funde antiker 
Werke lassen die Vermutung, dass 
im Landkreise Aachen, namentlich 
bei Gressenich, römische Messing¬ 
stätten bestanden hätten, zur Gewiss¬ 
heit werden. Im Mittelalter beob¬ 
achten wir in den Rhein- und Maas¬ 
gegenden, auf deren Kmgenuität in 
allen Zweigen künstlerischen ''trebens 
zu den verschiedensten Zeiten trotz 
der I >oppelsprachigkeit nachdrücklich 
aufmerksam zu machen ist, ein reges 
Schaffen, das sich vornehmlich in dem 
wallonischen Dinant, dem einzigen 
nichtdeutscheu Mitglied der Hanse, 
und in dem etwas unterhalb auf dem 
linken Maasufer gelegenen Bouvignes, 
seinem Rivalen, konzentriert. Die von 
dem Gewerbe der „batteurs“ hierher- | 
gestellten Dinanderies sind vorzüglich 
Treibarbeiten. Wie v. Loesch in dem 
Kupferschläger Thomas von Venrath 
zu Köln im 15. Jahrhundert einen Ver¬ 
leger ermittelt hat 4 ), so war in Dinant 
ebenso die Form des Verlagssystemes 
gebräuchlich wie später in Aachen, 
dessen Industrie nach der Zerstörung 
von Dinant im Jahre 1464 durch Bur¬ 
gund sich entwickelte. Das in Aachen 
bereits 1450 gegründete Gewerbe der 
in Messing arbeitenden Meister über¬ 
nahm auch durch teilweise Einwan¬ 
derung die Tradition der Dinandiers. 
Mit Recht verwirft Peltzer die An¬ 
sicht, dass aus den in der Aachener 
Gegend gebräuchlichen Zusammen¬ 
setzungen der Worte mit dem Begriff 
Kupfer auf eine Fabrikation von Gegen¬ 
ständen aus reinem Kupfer zu schlies- 
sen sei. Ist doch auch heute noch 
die Bezeichnung „Kupfermeister“ für 

*> Köln, Stadtarchiv, Akten der Schmiede- i 
gaffel. Kupferschlägerglied. 

+) Zunfturkunden I S. 25*, vgl. PeltzerS.313. 


die Stolberger Messingfabrikanten ge¬ 
läufig. Der Vermutung Peltzers, dass 
die bekannte Familie der Amya 
(Ammia) von der Maas stammt, wird 
man eher beipflichten können als der 
noch jüngst von Hermandung 5 ) über¬ 
nommenen Ansicht des Chronisten 
Noppius, dass inre Heimat Amiens sei. 
Vielleicht geht Peltzer etwas weit, die 
Herkunft der älteren Aachener Meister 
möglichst im wallonischen Sprach¬ 
gebiet, im Bereich von Dinant, Namur 
und Lüttich, zu suchen*). Für die 
Familie Bree dürfte doch eher der 
flämische Ort Bree im heutigen Bel- 
gisch-Limburg als ein Ort Brede im 
Lütticher Lande in Betracht kommen. 
Vielleicht sind auch die Cock und die 
Melo (MecrloV) niederländisch-flämi¬ 
scher Herkunft 7 ). 

Das Kupferschlägeramt zu Aachen 
umfasste ursprünglich nicht nur die 
Kupferineister, die kapitalkräftigen 
Kaufleute, sondern auch die Kessler, 
die Handwerker, die die Halbfabrikate 
verarbeiteten. Letztere trennten sich 
1578 und bildeten ein eigenes Amt, 
blichen indes in wirtschaftlicher Ab¬ 
hängigkeit von den Kupfermeistern, 
ihren Verlegern. Im 16. Jahrhundert 
erreichte die Aachener Messingin¬ 
dustrie ihren Höhepunkt. Die Zahl 
der in dieser Zeit angefertigten künst¬ 
lerischen Arbeiten ist gross. Nur 
Nürnberg, dessen messingene Tauf¬ 
schüsseln im 16. und 17. Jahrhundert 
den Norden Deutschlands, namentlich 
die Mark Brandenburg, überschwemm¬ 
ten, tibert> ifft Aachen. Auch in N’ieder- 
saclisen (Goslar, Hildesheim) ist die 
Zahl der teilweise wohl auch dort an¬ 
gefertigten Schüsseln beträchtlich. 

Eine neuzeitliche Entwicklung zei¬ 
tigte das Messinggewerbe in der An¬ 
lage von Mühlenhämmern, die nament¬ 
lich auf den Charakter des Vichtbach¬ 
tales bestimmend eingewirkt haben. 
Zahlreich sind noch heute im Stol- 

5 > Das Zunftwesen der Stadt Aachen bis 
zum Jahre 1681, S. 9. 

R ) Die Familie Oynge stammt wohl aus 
Ciney, dein heutigen Knotenpunkt an der 
Namur-Luxemburger Bahn. Peltzer vermutet 
einen Ort Chiney an der Maas, 

’) hn Limburgischen dürften auch einige 
der heute noch blühenden Familien ihre Hei¬ 
mat haben, so die von Asten in dem gleich¬ 
namigen Orte zwischen Helmond und Roer- 
mond. 
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berger Tal die Zusammensetzungen 
der lokalen Benennungen mit dem Be¬ 
griff „Hammer“, ähnlich wie die der 
Eisenwerke der Reidtmeister in den 
Eifeltälern. Der älteste der Stol- 
berger Hämmer dürfte wohl der dem 
Untergang geweihte Dollartzhammer 
sein. Während zu Beginn des 17. Jahr¬ 
hunderts infolge der religiösen Un¬ 
ruhen die Leistungsfähigkeit der 
Aachener Messingindustrie immer ge¬ 
ringer wurde, steigerte sich die Pro¬ 
duktion in der Jülich’schen Unter¬ 
herrschaft Stolberg, wohin sich manche 
der durchweg reformierten Familien 
wandten. Zudem boten die Berge um 
Stolberg das erforderliche Galmei. 
Der endgültige Sieg der Gegenrefor¬ 
mation in Aachen im Jahre 1614 be¬ 
siegelte trotz des Einspruchs des Her¬ 
zogs von Sachsen, der als Lehnsherr 
des Mansfelder Kupferbergbaues das 
grösste Interesse an einer befriedigen¬ 
den Gestaltung der Aachener Verhält¬ 
nisse hatte, das Ende der glänzenden 
Messingfabrikation. Er veranlasste 
aber zugleich ihr neues Wachstum im 
nahen Stolberg. Der Blütezeit im 
18. Jahrhundert folgte hier ein Verfall 
in den ersten Jahrzehnten der preus- 
sischen Herrschaft, an den sich ein 
weiterer noch jetzt andauernder Auf¬ 
schwung anschloss. Die letzten Zeiten 
sind von Peltzer nur kurz skizziert 
worden Die Bearbeitung der im Be¬ 
sitze der alteingesessenen Stolberger 
Familien befindlichen Akten, die teil¬ 
weise neuerdings auch nach der wirt¬ 
schaftsgeschichtlichen Seite in Ang'iff 
genommen ist, wird indes dieses Bild 
vervollständigen können. 

Die Kölner Verhältnisse werden von 
Peltzer nur zuweilen gestreift. Indes 
vermögen auch die im Stadtarchiv 
ruhenden Zunftakten uns keine be¬ 
friedigende Auskunft zu geben. Hören 
wir im Mittelalter nur ganz sporadisch 
von Messing und Messingfabrikation, 
so lässt uns in den neueren Jahr¬ 
hunderten das handschriftliche Ma¬ 
terial völlig im Stich: kaum, dass ein¬ 
mal das Wort Messing überliefert ist. 
Von einer Messingbereitung wie in der 
Aachener Gegend kann überhaupt 
nicht die Rede sein. Es scheint aber, 
dass die Kesselschläeer. die in der 
neueren Zeit vermutlich mit den Kup¬ 
ferschlägern identisch sind, ähnlich 


wie die Aachener Kessler Waren in 
Messing verarbeiteten. Im Jahre 1669 
erstreben die Kesselschläger ein Ver¬ 
bot der Einfuhr von auswärts ge¬ 
fertigtem „Kupferwerk“, wie sie sei¬ 
tens der Eisenkrämer stattfand. Den 
Kupferschlägern stand die Anfertigung 
von Pfannen in rotem und gelbem 
Kupfer zu, ferner die Fabrikation von 
kupfernen Leuchtern und Lampen. 
Auch die Blechgchläger behaupteten 
im 18. Jahrhundert, in Kupfer arbeiten 
zu dürfen. So hatte der Blechschläger 
Franz Wey im Jahre 17t>8 einen Kron¬ 
leuchter angefertigt. Den Gürtlern 
war nach einer Ratsverordnung vom 
Jahre 1763 gestattet, in Kupfer und 
Messing zu arbeiten 8 ) 

Köln. Dr. W. Tuckermann. 

A. Müller, Die Kölner Bürger- 
Sodalitat 1608 —1908. Paderborn 
1909. Junferniannsche Buchhand¬ 
lung. 207 S. 4 M. 

Die Schrift ist in erster Linie als 
Festschrift für die Sodalen gedacht, 
die bei der dreihundertjährigen Jubel¬ 
feier der Kongregation einer schönen 
Vergangenheit gedenken wollen und 
sollen. Dadurch rechtfertigt sich der 
Ton freudigen Stolzes, den der Ver¬ 
fasser für die Zeiten, wo die Kongre¬ 
gation unter der straffen Zucht der 
Jesuiten, ihrer Gründer, stand, an¬ 
schlagen konnte, oder den er vielmehr 
aus den Berichten der Quellen, die 
ihm vorzugsweise das erhaltene So- 
dalitätsarchiv bot. herübernahm. Für 
rein historische Zwecke wäre die Dar¬ 
stellung bei allem Wohlwollen für den 
behandelten Gegenstand wahrschein¬ 
lich nüchtern kritischer ausgefallen, 
auch mehr in den grossen Zusammen¬ 
hang der religiös-politischen Kämpfe 
des 16. und 17. Jahrhunderts einge¬ 
rückt worden. Aber auch in dieser 
Form ist die Schrift für den Histo¬ 
riker wichtiger als die Bescheidenheit 
des Verfassers annimmt. Denn es 
genügt uns nicht, die Gewaltmittel 
der politischen Faktoren zur Einfüh¬ 
rung oder Erhaltung einer bestimmten 
Konfession kennen zu lernen, sondern 
es ist höchst wertvoll, auch die Art 
und Weise zu beobachten, wie auf 

•) Köln, Stadtarchiv, Akten der Schmiede- 
gaffel, Glieder der Kupferschläger (Kessel¬ 
schläger) und der Blechschläger. 
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katholischer Seite die Jesuiten das 
Leben des Volkes wieder in Einklang 
mit den Lehren und Gebräuchen sei¬ 
ner Religion zu bringen verstanden. 
Diesem /wecke dienten vor allem die 
Sodalitäten, nicht lose gefügte Bruder¬ 
schaften für gemeinsame Andachten, 
sondern fest organisierte Vereine, 
beherrscht von einem mehrgliederigen 
Vorstand oder vielmehr von dem sei¬ 
tens des Jesuitenkollegs ernannten 
und gestellten Präses, nach dessen 
Absichten auch der Vorstand seine 
Geschäfte zu führen hatte. Gelegent¬ 
liche Selbständigkeitsgelüstc des Vor¬ 
standes brach der Präses schon durch 
den Hinweis, dass die Sodalität eine 
Schöpfung desOrdens sei und ihr ganzes 
Vermögen nach päpstlicher Vorschrift 
dem Jesuitenorden gehöre. Solcher 
Vereine, die von und in dem Geiste 
und Willen ihres Präses lebten, gab 
es eine grosse Anzahl in allen Je¬ 
suiten - Niederlassungen, im wesent¬ 
lichen überall einander ähnlich und 
nur mit geringen lokalen Verschie¬ 
denheiten, gesondert nach Stand und 
Geschlecht, wie es noch heute im 
katholischen Vereinslehen Brauch ist, 
zunächst am Orte selbst das religiöse 
und bürgerliche Lehen beherrschend, 
aber mit dem weiteren Ziele, durch 
kartellartigen Zusammenschluss mit 
Sodalitäten anderer Orte alle trenen 
Katholiken zu einer gewaltigen Macht 
zu vereinen. Die wichtigsten Dienste 
zur Organisation der katholischen 
Welt auf religiöser Grundlage leistete 
die sogenannte lateinische Sodalität; 
denn ihr gehörten die geistlichen und 
weltlichen Führer des Volks an oder 
solche, die es werden sollten. Sie 
wurde daher neben Schülersodalitiiten, 
wie an anderen Orten, auch in Köln 
zuerst gegründet, zerfiel hier wegen 
der Menge von Geistlichen und ge¬ 
lehrten Laien sogar in zwei Vereine. 
Aber auch die Bürgersodalität war 
wichtig, mehr für den bürgerlichen 
Mittelstand berechnet, wenn auch 
vielfach Bürgermeister, Ratsherren 
und andere einflussreiche Personen i 
in ihr vertreten waren und besondere 
Auszeichnungen genossen. In Köln 
wurde eine solche erst 1608 gegrün¬ 
det. Das erscheint uns Verhältnis- ■ 
massig spät, wenn wir bedenken, dass 
z. B. in Aachen, wohin die Jesuiten 


viel später als nach Köln kamen, die 
Gründung dieser Sodalität in dasselbe 
Jahr (1608) fällt und hier bereits 
1588 die vorübergehende Gründung 
einer Kongregation erfolgte, die das 
Gepräge einer Bürgersodalität hatte. 

Da die Sodalitätsbücher meist ver¬ 
loren gegangen sind, so interessiert 
es doppelt, auf Grund des Kölner 
Sodalitätsarchivs das innere Leben 
einer solchen Kongregation kennen 
zu lernen, das im wesentlichen überall 
die gleichen Züge zeigen dürfte. Wir 
bewundern in allen Anordnungen, 
mögen sie sich auf die Regeln der 
Ämter und die Wahl des Vorstandes 
oder auf die Andachten im Orato¬ 
rium und die Prozessionen auf der 
Strasse erstrecken, die äusserste 
Zweckmässigkeit. Nur die zunächst 
auf das religiöse Leben der Sodalen 
ausgeübte Kontrolle stiess mitunter 
auf Widerspruch, ja durch dieses 
Prinzip der Kontrolle kamen die So¬ 
dalen bei der Aussenwelt, besonders 
der protestantischen, in den Ruf des 
Spionierens ( Pintgensbrüder“ oder 
„Scbwickelsbrüder“), und zwar nicht 
nur in Köln, sondern auch z. B. in 
Aachen. Der von Aachen mitgeteilte 
! Fall (S24) erfährt eine bessere Be¬ 
leuchtung in Du f'hasteaus Historia 
| diplomatica collegii Aquensis zum 
Jahre 1628. 

Aachen. A. Fritz. 

Adolf Schill, Die Einführung des 
Landratsamtes in Cleve- 
Mark. Berliner Dissertation, 1909. 
Verlag von Duncker u. Humblot. 
IV, 54 S. 

Es ist bezeichnend für die Sonder¬ 
stellung, die das Herzogtum Cleve 
und die Grafschaft Mark auch noch 
während des achtzehnten Jahrhun¬ 
derts gegenüber dem preussischen 
Gesamtstaate eingenommen haben, 
dass das Landratsamt und damit eine 
neue Einteilung des Landes in land- 
rätliche Kreise erst im Jahre 1754 
eingeführt werden. Die Veranlassung 
dazu geben Missstände auf dem Ge¬ 
biete der clevischen Rechtspflege, 
welche durch die Coccejischen Unter¬ 
suchungen von 1749 aufcedeckt wor¬ 
den sind. Im Anschluss daran unter¬ 
nimmt die Regierung auch eine um¬ 
fassende Reform der Verwaltung im 
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Sinne des bureaukratischen Absolutis¬ 
mus. Im Gegensätze zur Lage in den 
Ostprovinzen, wo das Landratsamt sich 
immer mehr zum Organe adeliger 
Selbstverwaltung entwickelt, hat es in 
Cleve-Mark viel mehr als ein Mittel zur 
Befestigung der Ilegierungsautorität 
gewirkt und gehört damit zu einer 
Reihe von Massregeln der preussischen 
Zentrale, die schon in den letzten 
Jahren des Grossen Kurfürsten er¬ 
setzen und mit mehr oder minder 
Erfolg die Absicht ins Auge fassen, 
die Verwaltungsautonomie der West¬ 
provinzen zu zerstören. 

Es ist deshalb verständlich, dass 
die cleve- märkischen Stände dem 
neuen Amte ein starkes Misstrauen 
entgegenbringen. Die Regierung ver¬ 
leiht zwar im Jahre 17(54 der Ritter¬ 
kurie des Landtages das Präsenta¬ 
tionsrecht für das neue Amt. Aber 
der Adel zeigt auch von da ab für 
das Landratsamt geringes Interesse. 
Ein gewisser passiver Widerstand 
macht sich bemerkbar. Die Ritter 
verspüren wenig Lust, mit Übernahme 
dieses Amtes der absolutistischen, 
antiständischen Verwaltung nun selbst 
neue Werkzeuge zum Kampfe gegen 
die 'Grundfesten ihrer Gerechtsamen’ 
zu liefern. Die kreisständische ade¬ 
lige Organisation aber, die in den 
Ostprovinzen das Landratsamt in die 
Abhängigkeit vom Adel gebracht hat, 
ist im Westen eben nicht vorhanden. 

Wie man sieht, handelt es sich 
hierum ein interessantes verwaltungs- 
geschichtliches Problem, das eine 
Spezialuntersuchung durchaus ver¬ 
diente. In der vorliegenden Disser¬ 
tation ist diese Untersuchung um¬ 
sichtig und klar, nur bisweilen in etwas 
zu knapper Form, durchgeführt wor¬ 
den. Die dafür benutzten Berliner 
und Düsseldorfer Akten haben viele 
neue Aufschlüsse geliefert. 

Im einzelnen wird dann noch die 
Einwirkung der neuen Ordnungen auf 
die alten Ämter als staatlich-kommu¬ 
nale Verwaltungsbezirke und auf die 
adeligen sog. Jurisdiktionen näher 
verfolgt. In beiden Fällen erweist 
sich das Landratsamt als eine wirk¬ 
same Waffe, den Machtbereich der 
staatlichen Bureaukratie zu erweitern. 
Es sind darin in der kurzen Spanne 
Zeit bis zur französischen Herrschaft 


I 
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zwar entschiedene Fortschritte ge¬ 
macht worden. Trotzdem ist eine 
völlige Zerstörung der aus der älteren 
Zeit stammenden Selbstverwaltung auf 
beiden Gebieten nicht eingetreten. Und 
auch die Landtage haben sich, aller¬ 
dings nur in bescheidenen Grenzen, 
bis zum Ende des alten Reiches hier 
behauptet. Der Verfasser ist gele¬ 
gentlich geneigt, die Lebenskraftdieser 
alten Organisationen zu unterschätzen. 
Wir halten jedenfalls keinen Grund, 
uns bei solchen Untersuchungen noch 
für diese Spätzeit unter allen Um¬ 
ständen auf die Seite des absoluten 
Staates zu stellen. Hashagen. 

Aegidius Huppertz, Münster im Sie¬ 
benjährigen Kriege, insbe¬ 
sondere die beiden Belage¬ 
rungen des Jahres 1759. Mit 
Kartenplänen und Bildbeilagen. 
XVIII, 491 S. Gr.-Oktav. Münster, 
Coppenrath, 1908. Preis unge¬ 
bunden 12 M,, gebunden 14 M. 

Wie im Rheinlande das achtzehnte 
Jahrhundert neuerdings bei den Hi¬ 
storikern mit Recht grössere Beach¬ 
tung findet, so hat man auch in West¬ 
falen angefangen, die letzten Zeiten 
des alten Reiches genauer zu studie¬ 
ren. Das vorliegende Werk gehört 
in den Rahmen dieser Forschungen 
und behandelt die Schicksale der Stadt 
Münster und teilweise auch des Mün¬ 
sterlandes während des Siebenjährigen 
Krieges, namentlich die beiden Be¬ 
lagerungen und Eroberungen der Stadt 
durch die Franzosen und durch die 
verbündeten Preussen und Hannove¬ 
raner im Jahre 1759. Daneben wer¬ 
den auch die sonstigen sich um Münster 
gruppierenden kriegerischen Opera¬ 
tioneneingehend berücksichtigt. Wirt¬ 
schaftlich sind die Folgen des Krieges 
für die Stadt natürlich ausserordent¬ 
lich verderblich. Die materielle Not 
in Münster wird nach allen Seiten 
genau geschildert. Von besonderem 
Interesse sind dabei, abgesehen von 
den militärischen Massnahmen im 
engeren Sinne, die Wirkungen der 
von Friedrich dem Grossen beliebten 
Münzverschlechterungen. 

Überhaupt haben die deutschen 
Verbündeten in der Stadt offenbar 
noch grösseren Schaden gestiftet, als 
die Franzosen. Da die Verbündeten 
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rohe Gewalttaten gegen die Bürger 
nicht scheuen und ihnen obendrein 
als Protestanten verhasst sind, so ist 
es kein Wunder, dass die Sympa¬ 
thien der Bevölkerung während 
dieser grossen Leidenszeit offenkun¬ 
dig auf Seiten Frankreichs stehen. 
Gegen die preussischen Bedrückungen 
kommt es dagegen gelegentlich zu 
kleineren Aufständen oder Aufstands¬ 
versuchen. wie ja auch im damaligen 
Köln eine entschieden preussenfeind- 
liche Stimmung hervortritt. 

Der Fürstbischof von Münster, 
Kurfürst Clemens August von Köln 
{f 1761), hat in diesen Kriegswirren 
eine überaus klägliche Kolle gespielt. 
Wie man es oft in der politisch¬ 
diplomatischen Geschichte dieser geist¬ 
lichen Fürsten beobachtet: sie neh¬ 
men für Frankreich Partei, ohne zur 
Abwehr der Feinde, die sie sich da¬ 
mit auf den Hals ziehen, irgendwie 
gerüstet zu sein. Weit besonnener 
ist auch in Münster das Verhalten 
der Stände. Zunächst sind sie stets 
die unermüdlichen Anwälte einer 
strengen Neutralitätspolitik. Später, 
als die Parteinahme ihres Herrn 
einmal erfolgt und Münster wegen 
seiner strategisch wichtigen und für 
die Verproviantierung besonders gün¬ 
stigen Lage zeitweise der Mittelpunkt 
des westfälischen Kriegstheaters ge¬ 
wordenist, bemühen siesich wenigstens 
mit Eifer, die schlimmsten Notstände 
etwas zu lindern. 

Auch die Topographie derdamaligen 
Stadt wird durch Huppertz’ Arbeit 
und die ihr beigegebenen, sehr gut 
reproduzierten Karten und Prospekte 
sichtlich gefördert. Ähnliches gilt 
von der Personalgeschichte. 

So wird die Kenntnis der Stadtge¬ 
schichte nach verschiedenen Rich¬ 
tungen erweitert, und der darauf ver¬ 
wandte Fleiss des Verfassers verdient 
Anerkennung, auch wenn man sich 
andrerseits genötigt sieht, an der 
alles Mas» überschreitenden Breite 
dieses grossen über 400 Seiten um¬ 
fassenden Bandes scharfe Kritik zu 
üben. Der Verfasser hat den Sinn 
für die allgemeine Bedeutung seines 
Themas verloren. Sonst hätte er für 
diesen kleinen Ausschnitt aus der 
Stadtgeschiclite nicht einen so brei¬ 
ten Rahmen gewählt. Vielfach ist er 


in seinem Material völlig unterge¬ 
gangen und hat eine wichtige Ptlicht 
des Historikers verletzt: die Unter¬ 
scheidung des Wesentlichen von den 
Bagatellen. Das gilt schon von der 
in dieser Beziehung nicht genügend 
gesichteten und mit allerlei Beiwerk, 
sogar mit taktischen Zitaten aus den 
Werken Friedrichs des Grossen, schwer 
belasteten Darstellung, noch mehr 
aber von den Beilagen, wo uns Stücke 
geboten werden, die teilweise schon 
gedruckt sind und überdies mit dem 
Stoffe nur lose Zusammenhängen. 
Ausserdem liebt es der Verfasser, 
seine Quellen auch da wörtlich an- 
zufübren, wo man die Notwendigkeit 
dafür nLlit einsieht, was um so stö¬ 
render wirkt, als er sich unter Nicht¬ 
achtung allgemein angenommener 
Editionsgrundsätze sklavisch an die 
Schreibweise seiner Vorlagen hält. Die 
Anmerkungen ferner sind durch sinn¬ 
widrige Absätze aufgeschwemmt und 
durch unmotivierten Sperrdruck, eben¬ 
so wie der Text, vielfach verunstaltet. 

Voran geht eine Übersicht über die 
chronistischen Aufzeichnungen, die 
der Verfasser seltsamerweise Mono¬ 
graphien nennt, und eine Beschrei¬ 
bung des Kartenmaterials. Hier ist 
alles sehr ausführlich gehalten, wenn 
auch die charakteristischen Eigen¬ 
tümlichkeiten dieser Quellen unter 
vielem belanglosen Detail gelegent¬ 
lich verschwinden. Die sonstigen 
aktenmässigen Quellen werden da¬ 
gegen nur aufgezählt, während ge¬ 
rade bei ihnen eine genauere archi- 
valische Beschreibung und Kritik 
durchaus am Platze gewesen wäre. 
Sehr wertvolles Material haben be¬ 
sonders die kurkölniseben Kriegs- und 
Reichsakten des Düsseldorfer Staats¬ 
archivs geliefert. Dagegen hat Hup¬ 
pertz es nicht für nötig gehalten, was 
doch nahe lag, an die Zentralarchive 
in Paris und Berlin Anfragen zu richten. 

Die wissenschaftliche Aufgabe einer 
solchen Arbeit läge darin, das in 
knappen Strichen gezeichnete orts¬ 
geschichtliche Bild in den Rahmen 
der allgemeinen Geschichte des Sie¬ 
benjährigen Krieges in Westfalen und 
am Niederrhein einzusetzen. Die Lö¬ 
sung dieser Aufgabe setzt ein dar¬ 
stellerisches Geschick voraus, das der 
Schilderung des Verfassers des öfte- 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Anzeigen and Mitteilungen. 


541 


ren abgeht. Das Ganze hätte, auch 
in stilistischer Hinsicht, einer noch¬ 
maligen energischen Durcharbeitung 
und vor allem einer sehr erheblichen 
Kürzung bedurft. Wir besitzen schon 
eine treffliche Publikation über eine 
westdeutsche Stadt in dieser unruhigen 
Periode: H. Grotefends Arbeit über 
Frankfurt 1759 — 1762 (Frankfurt, 
1904). Sie hätte in mancher Be¬ 
ziehung dem Verfasser als Vorbild 
dienen können. llashagen. 

Freisen, Josef, Staat und katho¬ 
lische Kirche in den deut¬ 
schen Bundesstaaten Lippe, 
Waldeck - Pyrmout, Anhalt, 
Schwarzburg -Rudolstadt, 
Schwarzburg-Sondershau- 
sen, Reuss-Greiz, R e u s r - 
Schleiz, Sachsen-Altenburg, 
Sachsen-Koburg und -Gotha 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
hcrausgegeben von ü. Stutz, 25. 
—29. Heft). Stuttgart, Knke, 1906. 

In der Bulle De salute animarum 
war das Bistum Paderborn neu um¬ 
schrieben worden, wobei ihm ausser 
seinem alten Sprengel (die jetzigen 
preussischen Kreise Paderborn, Büren, 
Warburg, Höxter, das Fürstentum 
Lippe, Pyrmont und die Grafschaft 
Ravensberg umfassend) noch ehemals 
kölnische Gebiete (Sauerland, Graf¬ 
schaft Mark, Fürstentum Waldeck), 
08 nabrückische (Grafschaft Rietberg, 
Amt Reckenberg) und mainzischeTeile 
(Siegerland, Eichsfeld, Erfurt) zuge- 
wiesen wurden, ausserdem die preus¬ 
sischen Gebiete links der Elbe, in denen 
seitdem Westfälischen Frieden die bi¬ 
schöfliche.lurisdiktion aufgehört hatte. 
Diese letzten Gebiete (die Provinz 
Sachsen ausser dem Eichsfeld und 
Erfurt [s. o.] und das Fürstentum 
Minden) wurden aber nicht mit dem 
Bistum vereinigt, sondern zu einem 
päpstlichen Delegaturbezirk gemacht, 
dessen geborener Administrator kraft 
päpstlichen Auftrags der jedesmalige 
Bischof von Paderborn ist. Im Laufe I 
des 19. Jahrhunderts kamen zu diesem | 
schon grossen Gebiete noch die in den 
Zirkumskriptionsbullen nicht berück¬ 
sichtigten Staaten Sachsen - Gotha ] 
(1851), Anhalt (1868) und die beiden 
Schwarzburg (1869), während das 
Grossherzogtnm Sachsen-Weimar, das 


durch die Bulle De salute animarum 
ebenfalls für Paderborn bestimmt 
| worden war, schon einen Monat später 
durch die Bulle Provida solersque 
! an die oberrheinische Kirchenprovinz 
UDd speziell an das Bistum Fulda ver¬ 
wiesen wurde. Auch die Katholiken 
in den beiden reussischen Fürsten¬ 
tümern und im Herzogtum Sacbsen- 
Altenburg standen seit 1869 unter der 
Jurisdiktion des Paderhorner Bischofs, 
wurden aber kurz darauf dem Aposto¬ 
lischen Vikariat Sachsen zugeteilt, 
ln seinem jetzigen Umfang ist das Ge¬ 
biet des Bischofs von Paderborn das 
zweitgrösste in Deutschland (es wird 
nur von Breslau ubertroffen, zu dessen 
Sprengel Schlesien, Brandenburg und 
Pommern gehören) und zerfallt in zwei 
ganz getrennte Teile, einen west¬ 
fälischen und einen sächsischen. 

Freisen untersucht nun die staats¬ 
rechtliche Stellung der Katholiken in 
denjenigen deutschen Kleinstaaten, die 
zum Sprengel des Bischofs von Pader¬ 
born gehören. Die Jurisdiktion des 
Paderhorner Bischofs über diese 
Staaten ist nicht einheitlich geregelt. 
Lippe und Waldeck-Pyrmont gehören 
nach der hülle De salute animarum 
zum eigentlichen Diözesangebiet, der 
Bischof hat über die dortigen Katho¬ 
liken eine jurisdictio ordinaria. Die 
anderen angeführten Staaten sind 
Missionsland, sie unterstehen direkt 
d m Pap«t bezw. der Congregatio de 
Propaganda fide, und der Bischof von 
Paderborn übt dort nur eine juris¬ 
dictio delegatn kraft päpstlichen Auf¬ 
trags aus, wieder mit einigen Unter¬ 
schieden: während Anhalt ein eigenes 
Apostolisches Vikariat bildet, dessen 
Verwaltung dem jeweiligen Pader- 
borner Bischof von neuem von Rom 
aus übertragen wird, ist die Juris¬ 
diktion über die Katholiken in Sachsen- 
Gotha und den beiden Scbwarzburg 
kraft päpstlichen Auftrags dauernd 
den Bischöfen von Paderborn delegiert, 
eine Neuübertragung findet nicht statt 
(es liegt also hier dasselbe Verhältnis 
vor, wie in der Provinz Sachsen), doch 
nehmen die drei beteiligten Staaten 
demgegenüber einen verschiedenen 
Standpunkt ein: Sachsen-Gotha hat 
die Stellung des Bischofs von Pader¬ 
born in seinem Lande nicht anerkannt, 
staatsrechtlich unterstehen die dor- 
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tigen Katholiken also keiner kirch¬ 
lichen Jurisdiktion; doch wird der 
Wirksamkeit des Bischofs von Pader¬ 
born kein Widerstand geleistet, es 
fehlt nur die formelle Anerkennung 
(ebenso verhalt sich die Regierung in 
Sachsen-Koburg gegenüber der Juris¬ 
diktion des Erzbischofs von Bamberg); 
Sch warzburg-Sondershausen überträgt 
jedesmal dem neuen Bischof von Pader¬ 
born wieder die bischöflichen Rechte 
über die Katholiken seines Landes, 
Schwarzburg-Rudolstadt dagegen er¬ 
kennt den neuen Bischof sofort ohne 
weitere staatliche Intervention an. 

Nach diesen mehr einleitenden Be¬ 
merkungen gibt dann Freisen einen 
Überblick über die Geschichte des 
Katholizismus in diesen Ländern und 
stellt darauf die einzelnen liechte und 
Befugnisse der Katholiken dar, die in 
den einzelnen Ländern teilweise ganz 
verschieden sind, wie die Errichtung 
von Pfarreien, die Anstellung der 
Priester, die Führung von Kirchen¬ 
büchern, die Verwaltung des Kirchen¬ 
vermögens, die Schulen, die Benutzung 
der Kirchhöfe, Glockengeläute, Feier¬ 
tage, Prozessionen, die eherechtlichen 
Bestimmungen usw. Der systemati¬ 
schen Darstellung folgen jedesmal die 
hierüber erlassenen Gesetze und Ver¬ 
ordnungen der einzelnen Staaten, die 
in extenso gegeben werden, so dass 
das Freisen'sche Buch eine wertvolle 
Handhabe für die Erkenntnis der ver¬ 
wickelten Verhältnisse dieses kirchen- 
rechtlich interessanten Gebietes dar¬ 
stellt. 

Bonn. H. Nottarp. 

Eduard Heydenreich, Familienge- 
schichtliche Quellenkunde. 
Herausgegeben auf Veranlassung 
der Zentralstelle für deutsche Per¬ 
sonen- und Familiengeschichte, 
Sitz Leipzig. XVI, 617 S. Leipzig, 
H. A. Ludwig Degener, 1909. 

Familiengeschichtliche Forschun¬ 
gen haben in neuerer Zeit einen immer 
grösseren Umfang angenommen. Um 
so nötiger ist es, sie den verderb¬ 
lichen Einflüssen des Dilettantismus 
mehr zu entziehen, sie auf eine wissen¬ 
schaftliche Grundlage zu stellen und 
damit erst den Nachweis zu führen, 
dass sie auch vom Standpunkte der 
allgemeinen historischen Wissenschaft 


und der Landesgeschichte eingehende 
Beachtung verlangen. Alle Reform- 
bestrebungen auf diesem Gebiete ver¬ 
dienen deshalb Unterstützung, und so 
ist auch dem vorliegenden Werke ein 
weiter Leserkreis zu wünschen. 

Obwohl es in erster Linie auf Nicbt- 
fachleute berechnet ist, beruht es doch 
selbst auf durchaus wissenschaftlicher 
Grundlage, d. h. einem höchst um¬ 
fassenden Studium der einschlägigen 
Quellen. Ein reiches gedrucktes und 
auch handschriftliches Material wird 
nach wissenschaftlichen Gesichtspunk¬ 
ten verarbeitet. Der Verfasser will 
in dies Material einführen. Er uennt 
sein Werk mit Recht eine Quellen¬ 
kunde. Und diese Quellenkunde ist 
ein lesbares und interessantes Buch 
geworden, weil der Verfasser mit ent¬ 
schiedener pädagogischer Begabung 
vorgeht und seine Ausführungen durch 
umsichtig ausgewählte Beispiele aus 
den Quellen vielfach belebt hat. Seine 
Darstellung, die in leicht fasslicher 
1 Sprache vorgetragen wird, ist ferner 
durch eine erfreuliche Unbefangenheit 
in der Beurteilung verschiedener fa¬ 
miliengeschichtlicher Streitfragen und 
Richtungen ausgezeichnet. Die Orien¬ 
tierung erstreckt sich auf alle Stände, 
wenn auch der Adel naturgemäss im 
Vordergründe steht, auf alle wicht ige- 
ren Kulturvölker und Perioden und 
vor allem auf alle irgendwie nennens¬ 
werten Gruppen fawiliengeschicht- 
lichcn Quellenmaterials. Was uns hier 
geboten wird, ist ausserordentlich 
reichhaltig. 

Besonders in bibliographischer Be¬ 
ziehung ist die Bedürfnisfrage für ein 
solches Werk entschieden zu bejahen, 
da der Dahlmann-Waitz-Brandenburg, 
worauf H. schon an anderer Stelle 
hingewiesen hat, auf diesem Gebiete 
grosse Lücken aufweist und lokale 
Vorarbeiten niemals eine allseitige 
Publikation, wie die vorliegende, an 
wissenschaftlicher Bedeutung er¬ 
reichen. 

Da ein Vorbild für Heydenreichs 
Werk somit nicht vorhanden ist, so 
handelt es sich in ihm vielfach um 
eine Bebauung neuer Gebiete, und 
man wird billig nicht verlangen, dass 
ein solcher Wurf gleich das erste Mal 
schon vollständig sein Ziel erreiche. 
Vom Standpunkte eines Nachschlage- 
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buches darf mau die Disposition des 
Ganzen gewiss als übersichtlich be¬ 
zeichnen. Der Inhalt ist zudem durch 
vorzügliche Register leicht zugänglich 
gemacht. Aber ein wirklich syste¬ 
matischer Aufbau bei Behandlung des 
Quellenstoffes wird vermisst. Das gilt 
sowohl für die Gesamtdisposition des 
ganzen Buches, wie für die Unter¬ 
abteilungen in den einzelnen Kapiteln. 
Hier ist innerlich Zusammengehöriges 
öfters auseinandergerissen. Die mehr 
äusserliche Aufreihung des Materials 
bewirkt auch, dass das Wichtige vor 
dem Unwichtigen öfters nicht ge¬ 
nügend hervortritt. Man hätte höheren 
formellen Anforderungen sehr wohl 
Rechnung tragen können, ohne damit 
aus dem Rahmen eines Nachschlage- 
buches herauszufallen. 

Von diesem grundsätzlichen Beden¬ 
ken abgesehen, übrigens dem einzigen, 
das auszusprechen wäre, verdient 
die Reichhaltigkeit des gesammelten 
Stoffes die grösste Anerkennung. 

Der Verfasser behandelt zunächst 
die Kirchenbücher und die Zivilstands¬ 
register. die er von den sonstigen 
archivalischen Quellen des Familien- 
forschers’ lostrennt und in einem be¬ 
sonderen Kapitel würdigt. Hier, wie 
auch in den folgenden Abschnitten, 
sind besonders die Literaturangaben 
sehr nützlich und dankenswert; denn 
sie beziehen sich auf ein weit zer¬ 
streutes und oft schwer zugängliches 
Material. Absolute Vollständigkeit 
wird sich dabei nur schwer erreichen 
lassen. Für das Rheinland wären 
noch die Zusammenstellung von M. 
Schollen über die Kirchenbücher des 
Regierungsbezirks Aachen in der Zeit¬ 
schrift des Aachener Geschichtsver¬ 
eins Bd. XIII (1891) narhzutragen, 
ferner die Publikationen über die 
französische Zivilstandsgesetzgebung. 
Auch bedarf die Kirchenbücherhiblio- 
graphie insofern noch einer Sichtung, 
als man die Literatur über Statistik 
und Technik, überhaupt über die ver¬ 
waltungsgeschichtliche Seite dieses 
Registerwesens als die wichtigere be¬ 
sonders behandeln wird, gegenüber 
den oft recht belanglosen Arbeiten, 
die nur Exzerpte aus Kirchenbüchern 
bringen. Hier und an andern Stellen 
werden die praktischen Winke und 
Anschauungen des Verfassers im all¬ 


gemeinen Zustimmung finden. Mit 
Recht vertritt Heydenreich die Not¬ 
wendigkeit der Zentralisation der 
Kirchenbücher in den öffentlichen 
Archiven, wie sie in Mecklenburg- 
Schwerin und in den Gebieten des 
französischen Rechtes, so iin Rhein¬ 
land, zum Teil schon durchgeführt 
worden ist. Jedenfalls wäre es für 
die Förderung nicht nur genealogi¬ 
scher, sondern allgemein historischer 
Kenntnis sehr hinderlich, wenn die 
Kirchenbücher, wie das neuerdings 
gefordert worden ist, in falsch ver¬ 
standenem kirchlichen Interesse wie¬ 
der an die Kircheng- meinden zurück- 
gegeben werden würden. 

Das Kapitel über die Kirchenbücher 
ist ebenso wie die folgenden ausge¬ 
zeichnet durch eine geschickte Ver¬ 
bindung der historischen Ausführungen 
mit den praktischen und technischen 
Mitteilungen und Ratschlägen. Ins¬ 
besondere gilt das auch von dem fol¬ 
genden Kapitel über Nekrologien, 
Anniversarienbücher u. dgl. 

Daran hätte sich am natürlichsten 
eine Erörterung der übrigen archi¬ 
valischen Quellen angeschlossen. Der 
Verfasser bespricht aber zunächst das 
Verhältnis der Familiengeschichte zu 
andern sog. historischen Hilfswissen¬ 
schaften. Auch diese Teile seines 
Werkes geben gute Orientierungen, 
auch über entlegenere Stoffe; sie er¬ 
tauben nur hie und da noch kleinere 
oder grössere Ergänzungen. Das he¬ 
raldische Kapitel erörtert vor allem, 
und zwar mit kritischer Besonnenheit, 
die genealogische Bedeutung der Wap¬ 
pen, insbesondere der Wappenglcich- 
heit, aber auch der Wappenverände¬ 
rungen, der sog. Brisüren. In letzterer 
Hinsicht hätte das Material leicht 
noch erweitert werden können. Es 
wäre hier von Interesse gewesen, alle 
Arten der Brisüren, z. B. auch die 
Vermehrung ursprünglich einfacher 
Symbole kennen zu lernen. Ingleichen 
verlangt das Verhältnis der Wappen 
von Ehegatten eine besondere Behand¬ 
lung, namentlich der Übergang des 
Wappens von der Gattin auf den 
Mann, überhaupt der Einfluss der 
Ehen auf die Wappenbildung. 

Es folgen dann Abschnitte über das 
Verhältnis der Familiengeschichte 
zur Numismatik, zur Geschichte der 
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Skulptur und Malerei, über die Mu¬ 
seen als familiengeschichtliche Quellen 
u. ä., die ebenfalls fühlbare Lücken 
ausfüllen. Dagegen vermisst inan ein 
Kapitel über Familiengeschichte und 
Topographie. Als genealogische Hilfs¬ 
wissenschaft wäre die Topographie 
namentlich für die altere Zeit be¬ 
sonders eingehend zu berücksichtigen. 
Die Bemerkungen über die mündliche 
Tradition und über die Namensfor¬ 
schung sind etwas dürftig ausgefallen. 
Bei der mündlichen Tradition hatte 
man durch reichlichere Heranziehung 
von Beispielen eine genauere Über- 
sicht über alle von ihr geschaffenen 
genealogischen Fehlerquellen un¬ 
schwer erreichen können. Die Fa¬ 
miliensage arbeitet z. B. nicht nur 
auf dem Gebiete der Zeit, indem sie 
Familien älter macht, als sie sind, son¬ 
dern auch räumlich, indem sie frem¬ 
den, ausländischen Ursprung behaup¬ 
tet. wo sich vielmehr die Autochthonie 
der betr. Familie naehwcisen lässt. 
Die rheinische Genealogie kennt meh¬ 
rere interessante Beispiele. Das na- 
mensgescbichtliche Kapitel bedarf 
auch bibliographisch der Ergänzung. 
Indem Heydenreich eine Übersicht über 
die deutschen Dialektwörterbücher 
beigibt, schafft er damit erst einen 
ganz allgemeinen Rahmen. Es wäre 
nötig gewesen, in diesem Kapitel 
die Literatur über die Familien¬ 
namen, in zweiter Linie auch über 
Ortsnamen nach geographischen 
Gesiehtspunkt n n zusammcnzusteilen. 
Sachlich enthält das namensgeschicht¬ 
liche Kapitel trotz seiner grossen 
Kürze manche richtige Beobachtung. 
Die Haupttatsache, das Schwanken 
der Familiennamen in älterer Zeit, 
ist durch treffende Beispiele erläu¬ 
tert, jedoch wieder nicht allseitig: 
auch hier wäre eine systematische 
und einigermassen erschöpfende Er¬ 
örterung am l’latze gewesen. Die 
Entstehung neuer Namen wird nur 
an dem Beispiel^ der Orts- und Spitz¬ 
namen genauer verdeutlicht. Man 
vermisst eine eingehendere Behand¬ 
lung der Berufsnamen und des Ein¬ 
flusses der Verwandtschaftsbezeich¬ 
nungen auf die Namenbildunp, etwa 
der auffallenden Erscheinung, dass 
noch iui siebzehnten Jahrhundert der 
Jungfernname der Mutter zu Zeiten 


auf eheliche Kinder übergeht. End¬ 
lich müsste man die sozialgeschicht¬ 
liche Bedeutung des Schwankens der 
Familiennamen zu erforschen suchen. 
Man kann z. B. beobachten, dass bei 
einem Familienzweige, der wirtschaft¬ 
lich und sozial eine Blütezeit erlebt, 
auch der Familienname verhältnis¬ 
mässig früh fest wird, während andere 
minder begünstigte Linien derselben 
Familie unter den alten Schwankun¬ 
gen noch fortgesetzt zu leiden haben. 
Alle diese auch von der wissenschaft¬ 
lichen Genealogie noch nicht genügend 
beachteten Vorgänge verlangen natür¬ 
lich — unbeschadet der Systematik 
— zeitlich und örtlich eine sehr ver¬ 
schiedene Behandlung. Dass namens¬ 
geschichtliche Studien für den prak¬ 
tischen Genealogen von allergrösster 
Bedeutung sind, lehrt beispielsweise 
die einfache Tatsache, dass noch im 
sechzehnten Jahrhundert für zweifel¬ 
lose Angehörige ein- und derselben 
Familie in den verschiedenen Quellen 
1 ein halbes Dutzend verschiedener 
, 'Familiennamen’ in Gebrauch sind, 
dass also ein Stammbaum, der etwa 
nur den heute erhaltenen Familien¬ 
namen’ berücksichtigen würde, sich 
als durchaus lückenhaft heraus¬ 
stellt. (Vgl. auch K. Heinrichs, Stu¬ 
dien über die Namengebung im l'eut- 
schen seit dein Anfang des 16. Jahr¬ 
hunderts, Strassburg 191)8, in den 
Quellen und Forschungen zur Sprach- 
und Kulturgeschichte der germa¬ 
nischen Völker Bd. 102. 512 S > 

Im zweiten Teile des Werkes be¬ 
finden sich, abgesehen von einem 
dankenswerten Abschnitte über die 
Heroldsämter, zwei vortrefflich ge¬ 
arbeitete Kapitel über die bibliothe¬ 
karischen und archivalischen Hilfs¬ 
mittel des Familienforschers. Der 
Verfasser beweist darin eine grosse 
Weite des Blicks, wie überhaupt die 
sorgfältige bibliographische, durch ein 
Spezialregister noch besonders bequem 
erschlossene Grundlage auch hier als 
besondere Zierde seiner Arbeit er¬ 
scheint. Sehr willkommen ist auch die 
in den bibliothekarischen Teil einge¬ 
flochtene kritische Geschichte der Ge¬ 
nealogie, nicht minder die eingehende 
Schilderung eines genealogischen 
Handapparates. Kaum eine wichtigere 
Literaturgattung ist hier übersehen 
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worden. Nur die Bemerkungen über 
die Zeitungen verdienten eine grössere 
Ausführlichkeit. Mit Recht betont 
Heydenreich die Wichtigkeit der 
Exulantenliteratur und die allgemei¬ 
nen Schwierigkeiten der Auswande¬ 
rungsforschung. I)a in neuerer Zeit 
Auswanderungen vielfach durch kon¬ 
fessionelle Gründe bewirkt worden 
sind, so wäre hier auch der Ort ge¬ 
wesen, auf den genealogischen Quellen¬ 
wert der Märtyrerbücher hinzuweisen 
(▼gl. z. B. 0. A. Besser, Geschichte 
der Frankfurter Flüchtlingsgemeinden 
1554 — 1558. Hallesche Abhandlungen 
zur neueren Geschichte 43 (190(5). 
Bibliotheca Belgica, Erste Serie, Band 
19: Martyrologes, Gent und Haag 
1880—1890. Jean Meyhotfer, le mar- 
tyrologe Protestant des Pays-Baa, La 
Ilaye 1907. — Auch die Konsistorial- 
und Synodalbücher der Protestanten 
sind vom Verfasser übersehen worden). 

Auch auf archivalischem Gebiete 
wird sich die Aufmerksamkeit des 
Familienforschersauf derartige Quel- ' 
len richten, beispielsweise auf die im 
Brüsseler Staatsarchive befindliche, 
höchst umfangreiche Sammlung von I 
Konfiskationsregistern, die schon im 
15. Jahrhundert einsetzt, sich aber 
besonders während der Religions¬ 
unruhen des sechzehnten Jahrhunderts 
zu einer Quelle ersten Ranges erhebt. 
Auch das archivalische Kapitel aber 
würde durch eine systematischere 
Anordnung gewonnen haben. Insbe¬ 
sondere wären die höchst bedeutsamen 
den Immobiliarverkehr behandelnden 


Quellen zusammenfassend zu bespre¬ 
chen. Gegenüber den städtischen 
werden die ländlichen (weltlichen) 
Grundbücher etwas stiefmütterlich 
behandelt. Die rheinischen Exem¬ 
plare z. B. gehen zwar kaum über 
das fünfzehnte Jahrhundert zurück, 
erreichen aber schon früh eine be¬ 
achtenswerte Ausführlichkeit und sind 
von neuem geeignet, die Genealogie 
mit der Topographie aufs engste zu 
verbinden. 

Eine vollständige Übersicht über 
den reichen Inhalt dieser Quellen¬ 
kunde kann hier nicht gegeben werden. 
Zusammenfassend aber lässt sich sagen, 
dass der Verfasser sich seiner Auf¬ 
gabe mit grösstem Erfolge entledigt 
hat. Nicht nur der Dank der Ge¬ 
nealogen, sondern auch der wissen¬ 
schaftlichen Historiker gebührt dieser 
Heissigen, belehrenden und praktisch 
höchst brauchbaren Arbeit. 

Es sei gestattet, bei dieser Gelegen¬ 
heit auch auf eine weitere Publikation 
desselben Verlages hinzuweisen, auf 
das Zeitgenossenlexikon 'Wer ist’sV’, 
das, vom Verleger selbst herausge¬ 
geben, jetzt in vierter Auflage er¬ 
schienen ist und 20000 Biographien 
bringt (Preis 12,50 M.). Für Fami¬ 
liengeschichte der neuesten Zeit hat 
es deshalb grösseres Interesse, als 
Kürschners Literaturkalender, weil 
kurze Biographien auch von unlite- 
rarischen Persönlichkeiten in grossem 
Umfange aufgenommeu worden sind. 

Hashagen. 




Berichtigung: S. 310 Z. 13 von oben ist nach ‘besagter’ das 
Wort 'vogtey’ einzuschieben. 
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